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L 
Die deutfhen Genoſſenſchaſten 


von 


Seren Dr. W. Auerbach 
in Frankfurt a M. 


J. 


Die Hinleitung der ſocialen Bewegung in die Bahnen le⸗ 
bensfähiger Afjociationen ift eine That, deren Verdienſt nicht 
hoch genug angejchlagen werben Tann. Denn fie ift der Net: 
tungsanker für viele Taufende, die fonft der weientlichften Hülfs: 
mittel im Wettlampfe des allgemeinen Gewerbbetrieb3 entbehr: 
ten und deren ungküdliche Lage ala Hauptübel der bürgerlichen. 
Geſellſchaft fchwer auf ihr laſtet. Was unfer Vaterland betrifft, 
fo gebührt dieſes Verdienft, wie befannt, insbeſondere dem mit 
praktiihem Sinne unermüdlich in diefer Hinficht thätigen Schulze⸗ 
Delitzſch. Unter feinen Auſpicien find in Deutfchland die in 
Rede ftehenden Genofienjchaften entftanden, deren erfte, noch un⸗ 
anfehnliche Keime in das Jahr 18491) fallen und die fi in 


ı) Die Robfoffgenoffenfchaften ber Tifchler und Schuhmader in De 
Lisfch, gegründet gegen Ende des Jahres 1849, waren bie erften Ver: 
eine in Deutfchland, mit weldhen „bie Macht ber Solidarhaft als 
Greditbafis für unbemittelte Arbeiter erprobt wurde,” noch ehe man 
baran ging, dies Mittel auch bei den Vorſchußvereinen anzuwenden (f. 
Sahresbericht für 1859 2c. von Schulze⸗Delitzſch. Leipzig 1860. S. 27). 
Nach deffen Aſſociationsbuch für beutfche Handwerker und Arbeiter 
(Leipzig 1858) ©. 115 ff. wurde zuerft im Frühjahr 1850 ein Vor⸗ 
fhußverein in Delisfch gegründet, der jedoch noch ſchenkungsweiſe 
Beiträge und zinzfreie Darlehen annahm, aber auch ſchon die Vor: 
ſchußnehmer durch fortlaufende Monatebeiträge als Mitglieder heranzog. 


Rah ©. 117 eod. und ©. 153 in „Vorſchuß- und Creditver⸗ 
Beitſchrift für Handelsredt. Bd. VL. 1 


2 Auerbach: Die deutſchen GBenofienfchaften. 


immer größerer Ausbreitung und geftelgerter Blüthe bereit im 
Sahre 1861 in der einen, der Credit: und Vorſchußbranche, 
zu einer großen Zahl von Vereinen entwidelt hatten, die zus 
fammen einen Jahresumſatz von 19—20 Mill. Thalern mit 
einem eigenen Fond von circaRihlr. 1,200,000 bis Rthlr. 1,500,000 
und einer Mitgliebichaft von circa 60,000 Perjonen aufwieſen.“) 
In ergänzender und zugleich fortichreitender Weife reihen fich 
biefe Vereine an einander, indem bie eine Gattung die gemein- 
fame Beichaffung der Befriebigungsmittel wirtbichaftlichen oder 
gewerblichen Bedarfs durch gemeinjchaftlichen Fond und Crebit, 
die andere die auf gemeinjchaftliche Rechnung gehende Verwer⸗ 
thung des eigenen Gewerbfleißed mittelft Zufammengejellung ver 
Arbeitäfräfte zum Gegenftande hat. Jene, die |. g. Diſtributiv⸗ 
affoctationen, verjehen ihre Mitglieder unter Gewährung ber 
Vortheile der Anſchaffung in Maffe, des |. g. en gros-Einkaufs 
oder des Creditgenuſſes, bald mit den erforberlichen Lebensmitteln 
in den f. g. Sonfumvereinen, bald mit den zum Gewerbebetriebe 
nöthigen Rohftoffen in den NRobftoffvereinen, bald mit dem be⸗ 
nöthigten Capitale in den Grebit- und Vorjchußvereinen, worin 
jene erfte Gattung culminirt. Die anderen, die |. g. Productiv⸗ 
affoctationen, Tchließen dagegen, auf jenen wurzelnd, dag Genof- 
ſenſchaftsweſen mit Gemeinmachung ber eigenen perjünlichen Er⸗ 
werböfraft der Genofjen und dent fich unter fie verhältnigmäßig 
vertheilenden Erträgnifle verjelben. Am nächiten ftehen folchen 
Probuctivaffociationen die ſchon längere Zeit an verſchiedenen 
Orten vorhandenen Hanbwerkervereinigungen, welche die von 
ihnen, wenn auch feparat, verfertigten Arbeiten in ein gemein⸗ 
Ihaftlicheg Magazin Kiefern und darin zum Verlauf ausftellen, 
theils um fich ſelbſt erleichterten und ftetigeren Abſatz ihrer Er⸗ 


eine ald Volksbanken“ (Leipzig 1862) won eben bemf. (fortan 
mit V.⸗ und C.⸗V. citirt) wurbe bei Abwefenheit beö Verf. im Staats⸗ 
bienfte ber erfte Verſuch, auch die Vorfchußvereine auf Darlehen ge: 
gen landbesüblihen Zinsfuß unter folibarifcher Haft der Mit- 
glieder, fowie auf laufende niebrige Monatsbeiträge berfelben zu grüne 
den, durch den Arzt Dr. Bernharbi I und den Schneibermeifter 
Bürmann in Eilenburg am 1. Oftober 1850 gemadit. 
) S. Jahresbericht für 1861 von ebendemſ. S. 28. fi. 
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zeugnifle zu ſchaffen und fich die Vortheile eines auf gemein- 
Ihaftliche Koften zu unterhaltenden, großen Magazins für ein 
vollftändig aſſortirtes Lager zu fichern, theild um dem Publikum 
für Auswahl und Beftellungen größere Bequemlichkeit zu bieten.*) 
ALS Borjtufen oder Vorbereitungsmittel zu den gedachten Pro⸗ 
buctivaffociationen können ferner die zu gemeinjchaftlicher Bedie⸗ 
bienung bei dem, wenn auch jeparaten Gewerbbetriebe auf ge- 
meinfchaftliche Koften angefchafften oder zum Mitgebrauche zu 
miethenden, größeren Majchinen, Werkftätten und fonjtigen An—⸗ 
jtalten, wie die . g Shwabenmühle in Nürnberg, be: 
teachtet werden. . Denn ſchon hierdurch wird eine in Benutzung 
ber mehreren Gewerbtreibenven ftehende Probuctiyfraft in Bewe⸗ 
gung geſetzt. | 

In diefem Gebiete Tiegt ein reichhaltiger, bedeutungsvoller, 
wirthichaftlicher Stoff vor, der zugleich als wichtige Rechtömaterie 
an bag Recht die Forderung ftellt, von ihm fanctionirt, juriftisch 
geftaltet und burchgebildet zu werben. In feiner Entwidlung 
zeigte fich wiederum, wie bei Neugeburten des praktiſchen Lebens 
überhaupt, das wahre Verhältniß der Dinge zu dem fie regeln- 
ben Rechte. Die fraglichen Genofjenfchaften entwidelten fich in 
einer gewiflen Spontaneität auf Grund des ihre innere Anlage 
und ihr’ Außered Auftreten mit Nothwendigkeit vorſchreibenden 
Princips, unabhängig von einem beitimmten Gefege, welches 
ihnen die einzuhaltende Bahn vorgeſteckt Hätte. Wenngleich Aſ⸗ 
ſociationen im eigentlichſten Sinne des Worted, paßten fie nach 
ihrem inneren Aufbau und ihrer Stellung nad) Außen zu Feiner 
der beitehenden Gejellichaftsformen. Neben einer, ber Zahl nach 
unbeichräntten, an keine beitimmten Individuen gebundenen, in ben 
Perſonen wechjelnden Mitgliebichaft, und in Geftalt von Capital: 
vereinen, die auf Fein ber Höhe nach im Voraus beſtimmtes Ver: 
einsvermögen, jondern auf ein ſolches gegründet werben, deſſen 
jeweiliger Belauf von der Zahl der Mitglieder und der Größe 
ihrer Einlagen oder Gefchäftsantheile nebjt dem Nejervefond ab: 
hängt, jchrieben fie die perjönlidhe Haftbarkeit ihrer 


*) Bon biefen Vereinigungen banbelt insbeſondere J. F. Voigt jun. im 
neuen Ardiv f. H⸗R. IU, ©. 844, ff. 
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ſämmtlichen Mitglieder als Lebensprincip auf ihre Fahne. 
Ste ſuchten die beiden Principien des modernen Geſchäftsverkehrs, 
den perſoͤnlichen Credit der Mehreren und bie eigene Capitalkraft 
auf Grund der Beiträge einer Vielheit von Perſonen, die Stärke 
der gemöhnlichen Societät ſowie des reinen Capitalvereind, tn 
fich zu vereinen und zwar nicht nach Art der Commanbitaftien- 
gejellichaft, die nur die perfönliche und vermögengrechtliche Haft: 
barkeit eines ober einzelner Mitgliever neben dem Capital- 
vereine kennt, ſondern, wie bemerkt, bet allſeitiger Haftbar: 
feit der Mitglieder. Snftinctartig bauten fie fich auf vorbe- 
merkter Grundlage auf und dienten jo dem gewerblichen oder 
wirthichaftlichen Intereſſe ihrer Mitglieder, ohne zunächft dar⸗ 
nach zu fragen, ob fie dabei noch den ciwilrcchtlichen Societäten 
einverleibt blieben oder dadurch aus deren Reihe traten und fich 
den eigentlichen Handelsgeſellſchaften zugefellten, fowie im letz⸗ 
teren alle, zu welcher Art verfelben, insbeſondere, ob fie zu 
einer und zu welcher Gattung der in dem allgemeinen beutjchen 
Handelsgeſetzbuche bezeichneten gehören. Jedoch machte mit ber 
Zeit auch dad Recht auf fie, als weſentliche Beſtandtheile feine? 
Gebiet? und Gegenftände feiner Herrichaft, Anſpruch. Denn 
mit dem bloßen thatſächlichen Beſtand und factifchen 
Berhältnifje der Mitglieder unter fich, jowie zu dritten Perſonen 
konnte man ſich auf die Dauer nicht begnügen. Vereinen mit foviel- 
fachen inneren und äußeren Rechtsverhältniffen mußte von felbft 
die Nothwendigfeit privatrechtlicher Anerkennung, ber Legitima⸗ 
tion ihrer Vertreter und der juriftilchen Geftaltung auch im Uebri- 
gen, kurz der Theilnahme an den Vortheilen eines gejeßlichen 
Beſtandes und unter Umständen die Unterordnung unter gericht: 
liche Autorität fühlbar werden. Insbeſondere trat an fie die Frage 
heran, ob und in wiefern fie unter den Begriff ver Handels— 
gefellichaften, namentlich derjenigen des Handelsgeſetzbuchs 
fallen, alfo gezwungen ſeien, fich den einjchlagenden Borfchriften 
beffelben zu unterwerfen, oder ob fie ald Vereine anderer Art 
nach den früheren Geſetzen fortzubeftehen berechtigt feien. Ber 
kanntlich wurde diefe Trage binfichtlich der einen Art derjelben 
verneint, dagegen binfichtlicdy der andern bejaht. Es wurde naͤm⸗ 
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lich Folgendes bemerft:*) So lange fidh die Vereine völlig in 
dem Bereiche des bloßen Bebürfnifies ihrer Mitglieder Biels 
ten, jo lange fie nicht dem Begehr des Bublicums gegen 
die gewöhnlichen Handelsvortheile nachgingen, fielen fie offenbar 
nicht unter den Begriff von Handelsgeſellſchaften, weil fie fein 
Handelägewerbe, überhaupt Fein Gewerbe trieben. Denn 
überall fege man das unterjcheidende Kennzeichen eines Gewerb- 
betrieb, einer gewerbmäßigen Handthlerung darin, daß fie in 
der Abficht vorgenommen werde, davon einen Erwerb, ven gan: 
zen ober theilweifen Unterhalt zu beziehen, wie ein Reſcript 
des Generalbirectord der Steuern in Preußen vom 16. Auguſt 
1827 die ganz ſachgemäß ausgedrückt babe. Wenn aljo ein 
Vorſchußverein Nichts weiter thue, als feinen Mitgliedern das 
zu bem fpeciellen Gewerbbetriebe jedes Cinzelnen erforderliche 
Geld zu verichaffen, jo treibe er, d. b. die Gefammtheit der Mit: 
glieder, damit Fein beſonderes Gewerbe und ziehe keinen Unter⸗ 
halt daraus. Vielmehr diene der Verein nur dem Gewerbe, 
welches jedes einzelne Mitglied treibe al3 Mittel zum Zweck. 
Selbft eine etwaige Dividende, wie fie die Genoffenjchaften ihren 
Mitgliedern abzumwerfen pflegen, ändere hieran Nichts. Die Zin- 
fen und Proviſionen für die vorſchußweiſe vertheilten Gelder, 
aus denen allein jener Gewinn fließen koͤnne, zahlten ja bie Mit⸗ 
glieder ausschließlich felbjt erjt ein, um davon die Gefchäftsun- 
koſten (Zinfen der aufgenommenen Darlehen, Gehalte ber Be- 
amten, Localmiethe u. dgl.) zu deden. Die Dividende ſei alſo 
nicht? weiter, ald cine Rüdgewähr auf dieſe eigenen Einzab- 
Lungen, injoweit die Geſchäftsunkoſten dieſelben nicht aufzehrten. 
Ebenſo unzweifelhaft dagegen ſtehe es feit, daß alle Genofjen- 
ſchaften, welche fich nicht in den obigen Grenzen hielten, ſondern 
mit dritten Perfonen Gefchäfte machten und davon einen Ge⸗ 
winn für ihre Kaffe zögen, ala Handelsgeſellſchaf— 
ten im Einne des Handelsgeſetzbuchs betrachtet werben müßten. 
Vorſchuß⸗ und Ereditvereine 3. ®., welche Geld an dad Publi- 
cum gegen Zins und Proviſion Liehen, trieben Handelsge—⸗ 
ſchäfte und müßten ald Handelögefellichaften ſämmtlichen des⸗ 


*) Vorſchuß⸗ und Erebityereine. S. 24. ff, 
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fallfigen Erfordernifien des Handelsgeſetzbuchs genügen, jo läftig 
und koſtſpielig, ja fait unmöglich, die auch für viele von ihnen 
jein möge, wibrigenfall3 fie. dazu zwangsweiſe unter VBerhängung 
von Orbnungsftrafen”angehalten würden. — Ich kann mich mit 
Borftehenden nicht ganz einverftanden erflären und zwar aus 
olgenden Gründen: Sol die Trage zunächit nad) Maßgabe bes 
a. d H.⸗G.⸗B. beantwortet werben, jo ift Nachſtehendes zu be⸗ 
merfen: Den Begriff einer Hanbelögefellichaft gibt dag Gefek- 
buch überhaupt nicht an. Ebenfowenig zählt es die.Arten ber= 
jelben auf. Art. 86 bed Preuß. Entwurfs, der dies that und 
jomit die Zahl der Handelögejelichaftsarten in ſich abſchloß, 
warb nicht mit in dag Gejegbuch aufgenommen. In 2ter Lejung 
wurde noch für deflen Beibehaltung vorgebracht, durch den⸗ 
jelben würden Vereinigungen mehrerer Perjonen zu Handelszwek⸗ 
fen, fofern ſie nicht unter eine der ausdruͤcklich anerkannten Ar- 
ten von Handelsgeſellſchaften fielen, von dem Anfpruche auf An: 
erfennung als Hanbelögejellichaften ausgeſchloſſen (Nürnb. Brot. 
©. 976). Deſſen ungeachtet warb fpäter deſſen Streichung be⸗ 
ſchloſſen (j. ©. 1146 ebendaſ.). Dadurch warb für das deutſche 
Handelsrecht fo viel gewonnen, daß bag Gebiet der Handelsge⸗ 
ſellſchaften im Allgemeinen nicht ein für allemal oder wenig: 
ftend vorerst abgeſchloſſen ift. Bilden fich folche im praktifchen 
Gewerbe: und Verkehrsleben auf neuen Grundlagen aus, jo fteht 
Nichts im Wege, daß audy fie den Hanbelögejellichaften, wenn 
auch nicht denjenigen des heutigen Handelsgeſetzes, ſonach ben 
unter dieſes fallenden eingereiht werden. Die Trage, ob Handels⸗ 
gefellfchaft ober nicht, muß daher darnach beantwortet werben, 
ob ſich die wejentliche Eigenjchaft einer ſolchen bei einem be⸗ 
ftimmten Vereine, vorliegend bei ven in Rede ftehenden Genoſ⸗ 
jenfchaften vorfindet oder nicht. Wie bemerkt, bietet hierfür dag 
H.⸗G.-B. Teine directe Handhabe. Es gibt nur eine inbirecte 
Anleitung. Und zwar fowohl in pofitiver, wie in negativer Hin⸗ 
fiht. In eriterem Betrachte ſpricht Art. 5, indem er bie für 
Kaufleute geltenden Beftimmungen auf bie Hanbelögefellfchaften 
überträgt, davon, daß bei ihnen refp. bei ven dazu gehörigen Al- 
tiengejellfchaften der Gegenftand des Unternehmen? in Handel s⸗ 
geihäften beiteht. Außerdem enthalten Art. 85 und 150 bei 
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Beitimmung der offenen Handelögejellichaft und der Commanbit- 
gejellfchaft den Betrieb eines Handelögewerbes unter 
gemeinſchaftlicher Firma durch zwei oder mehrere Perjo- 
nen als Requifit einer folchen, wogegen der Art. 207 erklärt, 
wann eine „Handelagejellichaft” eine „Aktiengeſellſchaft“ ift. Nach 
Prot. S. 1145 befteht das gemeinfame Merkmal der Hand el zgeſell⸗ 
ſchaften in gemeinſchaftlicherFirmaund gemeinſchaft— 
lichem Handlungsfond. In negativer Hinſicht beſtimmt 
Art. 10, daß Vereinigungen zum Betriebe eines Handelsgewerbes, 
auf welche die Beſtimmungen des Geſetzbuchs über Firmen, Han⸗ 
delsbücher und Procuren keine Anwendung finden, 3. B. ſolche, 
deren Gewerbe nicht über den Umfang des Handwerkbetriebs hin⸗ 
ausgeht, nicht ala Handelögejellfchaften gelten. Ebenſo find bie 
auch vom 9.6.8. beibehaltenen ftillen Gejellichaften, ſowie bie 
Vereinigungen zu einzelnen Handelsgeſchäften für gemeinfchaft- 
liche Rechnung Feine Handelsgeſellſchaften. 

Nach letzterem fielen daher diejenigen Genofjenfchaften nicht 
unter den Begriff „Handels⸗-Geſellſchaft,“ welche entweber in 
einer ber zuletzt bezeichneten Gejellichaftöformen oder nicht von 
den für eine Handelögefellichaft vorauszuſetzenden, wirthichaftlichen 
Perfönlichkeiten, weil von Xröblern, Haufirern, Wirthen ꝛc. als 
ſolchen oder nicht in dem hierfür verlangten Umfange betrieben wer: 
den. Was jene Gejelljchaftsarten anlangt, jo kommen fie bet 
den in Rebe ftehenden Genofienjchaften, die anderweitig gegrüns 
det, fortgefetst gemeinfamen Geſchäftsbetrieb bezwecken, nicht zur 
Sprade. Auch iſt wohl anzunehmen, daß fich diejelben, wenn 
auch ihre Mitglieder augfchließlich oder vorzugsweiſe dem Hand⸗ 
werker⸗ oder Arbeiteritande angehören, bei deren großen Anzahl 
und dem zufammengebrachten größeren Capitale in ihrem Gewerb» 
betrieb nicht auf den Betrieb des gewöhnlichen Handwerks 
befchränten, felbft wo fie als Productivafiociationen beftehen. — 

In pofitiver Hinficht ergibt fich dagegen aus Obigem Nach: 
ſtehendes für deren handelsgeſellſchaftliche Eigenſchaft. 
Dieſelbe kommt darnach denjenigen Societäten zu, bei denen eine 
Mehrheit von Perjonen zufammen unter gemeinſchaftlicher 
Firma Handelsgeſchäfte auf Grund eines gemeinfamen Hand⸗ 
lungsfonds gewerbinäßig betreiben, gleichwie nach Art. 4 de 


— 
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H..8.:B. diejenige Perfon als Kaufmann im Sinne des Geſetz⸗ 
buchs anzufehen tft, welche Hanbelögefchäfte gewerbmäßig betreibt. 
Die Gefchäftsthätigkeit der in Rede ftehenden Genofjenfchaften 
hat nun theilg denn gemeinfamen Einkauf von Sadyen in großen 
Partien zum Gegenftande, um diefelben entweder an ihre Mit: 
glieder in kleineren Quantitäten (Rohſtoff- oder Confumvereine), 
oder, ſoweit Probuctivafjociattonen in Frage ſtehen, bearbeitet ober 
verarbeitet, auch an britte Perſonen weiter zu veräußern. Theils 
bilden Bankiergefchäfte durch Gewährung von Darlehen, Diz- 
contirung von Wechſeln u. |. w. in größerem ober geringerem 
Umfange, jowie in mehr oder minder kaufmänniſch ausgebildeter 
Betriebsweiſe den Gegenstand ihres Unternehmens, wie dies bei 
den Borichuß- und Erebitvereinen der Fall ift.*) — Was jene 
Kaufgefhäfte anlangt, jo gehören ſie, injofern fie aus Spe— 
culation gejchehen, d. h. in der Abficht auf einen bei dem Ber: 
faufe zu machenden Gewinn (was in Art. 271 des 9.6.8. 
nicht einmal ausdrücklich beftimmt ift), zu den f. 9. abjolu: 
ten Handelögefchäften im Sinne des H.:6.:B. Diefen Specu: 
lationscharakter bejigen bie eigentlichen Probuctivaffociationen une 
zweifelhaft. Ebenſo unzweifelhaft bildet die gedachte Speculation 
jedenfalls nicht den primären Zweck der Nohftoffgenofien- 
Ichaften und Conſumvereine. Denn diefe bezweden zunächſt Vor⸗ 
theile bei Anſchaffung von Waaren für den Gewerbbetrieb 
oder von UnterhaltZmitteln der Genofjen, nämlich zu billigeren 
Preifen oder von befjerer Beſchaffenheit oder in erleichterter Meife. 
Freilich verkaufen fie die angefchafften Waaren an ihre Mitglie- 
ber zu einem höheren, ald dem Einkaufspreiſe. Und zwar 
werben bei diefem (theuerern) DVerkaufzpreife nicht nur die 
von der Geſellſchaft jelbjt gemachten Auslagen nebſt den zu decken⸗ 
den Gapitalzinfen und Verwaltungskoſten, ſondern wird auch 
die Rüdfiht auf Gründung eines Refervefonds und 
Gewährung einer Dividende an die Mitglieder in 
Anſchlag gebracht.“*) Dagegen wird Ichtere Dividende an die 


*) B.⸗ u. Cr.-Ver. S. 24 cit. 

*) 8. 5 des revib. Stat. ber Schuhmacher-Affociat. zu Delitzſch in Affo: 
ciationsbuch S. 177 u. Jahresber. für 1861 ©. 82. fi. nebſt Tab. 
D, chend. 
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einzelnen Genoflen nicht nach Köpfen oder Geichäftsantheilen, 
fondern nad Verhältniß der von jedem Mitglied in 
bie Geſellſchaftskaſſe für entnommene Waaren in 
ber betreffenden Rechnungspertobe gezahlten Gelb- 
ſumme berechnet, ben einzelnen Mitgliedern vorerſt nicht 
baar ausbezahlt, jondern auf einem beſonderen Conto gutgefchrie- 
ben und zur Vermehrung des Betriebscapitals in der Gefell- 
ſchaftskaſſe und zwar ohne Zinfen zurückbehalten.“) Jene Ber: 
theilung des disponiblen Neingewinnz an die Mitgliever nach 
Berhältniß ihres Waarenbezugd aus ber Genoflenfchaft und dem⸗ 
gemäßen Beifteuer zum Gewinne wurde inäbefondere deßhalb ge- 
wählt, um theil3 inbirect darauf hinzuwirfen, daß alle Mitglie: 
ber ihren ganzen Bedarf von der Affociation entnehmen, theils 
um eine Erhöhung und Regelung des den Käufern zu gebenden 
Ereditö zu ermöglichen. In Folge deſſen fließt ein Theil des 
Mehrbetragd der Verkaufspreiſe an diejenigen zurüd, die ihn 
ſelbſt zahlten. Inſofern verliert allerdings der ſpeculationsweiſe 
Zug jener Vereine viel von feiner Bedeutung. Dagegen ſchwin—⸗ 
bet er nicht ganz in Hinblid auf den zu bildenden Reſervefond, 
das eigentlihe Geſammtvermögen der Geſellſchaft. Außer: 
dem darf nicht ganz außer Acht bleiben, daß jelbjt die Mitglie- 
der, ſtreng juriftiich genommen, in Verhältniß zu der Genoſſen⸗ 
haft, — die, wenn fie auch nur um ihretwillen befteht, ala ein für 
ſich ſelbſtſtändiges Nechtöfubject zu gelten hat, — britte Perſonen 
find, an welche theurer verfauft wird, als angefauft wurde. Auch 
kommt bier Folgendes in Betracht: Schon nad) gemeinem echte 
und ben einfchlagenben Gejeßezftellen®*) genügt für das Vorhan⸗ 
denſein einer wenn aud) nur civilrechtlichen Societät nicht bie 
gemeinfame Anſchaffung, fondern ift hierzu dad gemein- 
jame Haben und Nugen**) rejp. die Nutznießung der Sache 


°) Affociationdbuch zc. ©. 156 und 178 und B.: u. C.-V. ©. 68 ff. 

**) Fr. 31—83, 44. 52 pr. 58 pr. D. pro soc. (17. 2); Fr. 15 D. 
de praesc. verb. (19. 5); Fr. 2. D. comm. div. (10. 8.) c. 2 C. 
pro soc. (4. 37). 

») Mein Geſellſchaftsw. S. 428. f. bagegen Archiv für er und 
Prarxis d. a. d. HR. Bd. J. S. 208 ff. 
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erforderlich. Gerade letzteres Moment ftempelt daher die in Rebe - 
ftehenten Genoffenschaften überhaupt erft zu Geſellſchaften. 
Daffelbe bejtcht aber, wie gezeigt, auch bei ihnen in dem im be- 
merkten Sinne ſpeculationsweiſen Zuge, von dem fie nicht ganz 
frei find. Hierzu kömmt Folgendes: Die Mitglieder ver Rohftoff- 
vereine find Kaufleute im Sinne bed H.G.-B's. Denn bierzu 
gehören fie wegen der Anſchaffung von Rohſtoffen, um fie be: 
oder verarbeitet weiter zu veräußern, 3. B. der Schuhmacher, weil 
er das Leder, woraus er feine Artifel fertigt, nicht von feinen 
Kunden befümmt, ſondern felbit kauft, ebenſo der Schreiner, 
Schloffer u. ſ. w., vorliegend, auch die Schneider, da auch fie 
jelbft abgefehen von dem verarbeiteten Garn und fonftigen Zube: 
hör, aladann das Tuch zu den von ihnen gefertigten Kleidungs⸗ 
ſtücken jelbft Hinzugeben. In Folge deffen iſt nicht nur ber bi- 
vecte Bezug des nöthigen Rohſtoffs aus der Genoffenfchaft auf 
ihrer Seite wenigſtens ein Handelsgeſchäft, jondern auch ber 
Hinzutritt zur Genoſſenſchaft ſelbſt, da diefer zum Betriebe ihres 
Handelsgewerbes gehört, deſſenthalben gefchicht und nach Art. 
273 Abſ. 1 des H.-6.:3. alle derartigen einzelnen Geſchaͤfte 
jelbft als Handelögefchäfte anzuſehen find. Bet ftrengem Feſthal⸗ 
ten an ber Unterjchieblichfeit zwifchen der Genofjenichaft und ven 
einzelnen Genofjen Tönnten allerdings deren Beziehungen zu ihr 
als einfeiltige Hanbelögefchäfte in vorbemerfter Hinficht auf: 
gefaßt werden. Läßt man aber jene Getrenntheit nicht gelten, 
wo die Erzielung und Vertheilung bed Gewinnes in Trage fteht, 
ſondern identificirt man fie alsdann, wie eben bemerkt, fo Tann 
dies auch nicht wohl ander? bei der urjprünglichen Anfchaffung 
der Rohftoffe und den Vereinsbeziehungen überhaupt fein. In⸗ 
jofern ift die Behauptung nicht ganz ungegrindet, man habe e3 
jo anzufehen, als fchafften die Genoſſen ſelbſt die Nobftoffe, die 
fie brauchen, von den dritten Verkäufern an, wenn fie died auch 
mittelft der Genoſſenſchaft thun, und als handelten fte ſelbſt über: 
all, wo Letztere als jolche auftritt. Darnach hätte aber jener ge- 
nofjenjchaftliche Betrich ſelbſt ala handelsgeſchäftlicher zu gelten. 
Was dagegen die Conjumvereine betrifft, fo fehlt biefen 
der directe Zuſammenhang mit dem Gewerbbetrieb der einzelnen 
Mitglieder, ſonach der handelsgefchäftliche Character in vorbe- 
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merktem Einne, felbft wenn Lebtere als Kaufleute nach Map: 
gabe des H. G. B.’3 anzufehen find. Dagegen fehlt ihnen nach 
Obigem nicht ganz der fpeculationgweife Charakter, infofern bie 
eingefauften Waaren entweber unverändert ober zu verzehrbaren 
Unterhaltämitteln, 3. B. das Korn zu Mehl oder Tebtered zu 
Brod verarbeitet, mit Gewinn, wenn auch nur an bie Mitglie- 
ber zur Bermehrung ihrer Gejchäftsantheile nach Verhältniß 
ihred eignen Bezugs, ſowie zur Bildung Einer Reſerve weiter 
verkauft werben. 

Was ſodann die bizjebt bei Meitem verbreiteteren und 
ausgebildeteren Vorſchuß⸗ und Creditvereine betrifft, To befteht, 
wie bemerkt, der Gegenſtand ihres Unternehmens in Bankierge⸗ 
ſchäften. Dieſe find nach Ziff. 2 des Art. 272 des H. G. B.'s 
Handelögefchäfte, wenn fie gewerbmäßig betrieben werben. 
Als ein Mangel muß e8 in diefem Betreffe bezeichnet werden, 
daß dad H. G. B. unterließ, feitzuftellen, wa3 unter dem nun, 
mehr jo wichtigen Begriffe „gewerbmäßig*- verftanden werben 
fol. Auf einen dahin gerichteten Antrag wurde nad den Nürnb. 
Prot. S. 1306 nicht eingegangen, da man bie Aufitellung einer 
zutreffenden, allgemeinen Begriffabeftimmung für unthunlich, 
den Ausbrud aber für populär genug hielt, um einer richtigen 
Anwendung in einzelnen Fällen verfichert zu fein. Hält man 
fih an den gewöhnlichen Sprachgebrauch, fo bezeichnet der Aus⸗ 
druck: „gewerbmäßiger Betrieb" zunächſt, inſofern Gewerbe 
mit Erwerb verwandt ift, denjenigen Betrieb, - der zur ftändi- 
gen Erwerbsquelle dient, wenn damit auch fein bejtinm: 
ter Nahrungszweig gemeint ift 9). Außerdem bedeutet ber 
Ausbrud auch noch: nad Art eines gemerblichen Betrieb, 
wenn auch die Speculation auf dauernd zu erzielenden Gewinn 


*) f. mein „Neues Handelsgeſetz“ &. 22, wo insbeſondere bie Verſchie⸗ 
denheit des Sinns, worin bad H. G. 8. ben Ausbrud gebraucht, 
von dem ihm in einer Gewerbordnung zufommenden auseinan⸗ 
bergefeßt if. Art. I des code de commerce betont in gleichen Be: 
trachte mehr den gewöhnlihen Nahrungszweig, indem er 
erflärt: „Sont commergans ceux qui exercent des actes de com- 
merce et en font lear profession habituelle.“ 
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nicht direct vorliegt. Selbit in dieſem weiteren Sinne, fcheint 
e3, hat ihn die Nürnb. Conferenz in ihrer Mehrheit aufgefaßt 
wiffen wollen. Dies wurde näntlich in dritter Leſung bei An— 
laß der Verhandlungen über die Reclamation der fürjtl. Thurn 
und Taxis'ſchen General-Poſtdirection bemerkt. Als Grund für 
den Ausschluß der Anwendbarkeit der Beitimmungen des H. G. B.'s 
auf die Poſt, als eine Anftalt zum Transporte von Perjonen 
und Trachten (Art. 272, Ziff. 3), wurde nämlich nach den Prot. 
©. 5049 von einer Seite vorgebracht, die Poſt erjcheine als 
eine Etaat3anftalt und nicht ala ein Inſtitut für Erzielung von 
Gewinn durch Betrieb eines Handelögewerbd. Ihr Zweck be⸗ 
ftehe nicht in Ausbeutung eines Geſchäftszweigs zu gewinnbrin- 
gentem Srwerbe, jonbern in der Förderung des Gemeinwohls. 
Dagegen warb von anderer Seite, nad) ©. 5050 eod., die, wie 
ſcheint, auch von der Mehrheit getheilte Anficht außgefprochen, 
ben Begriff von Gewerbe in dem engen Sinne, welcher bei 
dem aufgeitellten Gegenjaß zu Grunde gelegt werde, habe ber 
Entw., nunmehr dad H. G. B., nicht als Kriterium der Hans 
velögejchäfte adoptirt. Er würde dafür bei Weiten zu eng fein. 
Unter gewerbmäßigeın Betrieb werde derjenige veritanden, bei 
welchen gewifle Gefchäfte in der Weiſe wiederholt und 
gegen Entgelt ausgeführt werden, wie ed bei dem 
Betriebe eined Gewerbes der Fall fei. — Daß mit 
dem Ausdruck: „gewerbmäßig” inZbefondere der anhaltende 
oder wiederholte (entgeltliche) Betrieb im Gegenfat zu dem 
einmaligen Geſchäftsabſchluſſe gemeint wird, tft ferner zu- 
nächit aus dem Unterjchiebe der jog. abjoluten von den relativen 
Handelögefchäften felbit zu erjehen, da Erjtere jchon ala ein: 
malige Handelögejchäfte find, wogegen es Lebtere nur durch 
fortgefetten Betrieb werben. Sodann zeigen bie die Art. 360, 
379 u. 390 in Vergleih zu Art. 378, 388 u. 420. Jene be 
ftimmen nämlich den Commiffionär, Spebiteur und Frachtführer 
aus gewerbmäßigem derartigem Betriebe im Unterfchiebe 
vom Kaufmann, der in einem einzelnen Tal cin Commiſ— 
ſions-, Speditiond: oder Gütertransport-Geſchäft macht. Im⸗ 
merbin mag jedoch zugegeben werden, daß bei dem „Gewerb⸗ 
mäßigen” die Abjicht auf Gewinn mit unterläuft. Dieje ift 
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aber auch den Vorſchußvereinen nicht ganz fremd. Bei der Be⸗ 
ſtimmung des Zinsfußes und der Proviſion, zu welchen ſie ihren 
Mitgliedern Vorſchüſſe und ſonſtigen Credit gewähren, werben 
nicht nur bie von ihnen bei dem eigenen Crebitgenuffe, den auf: 
zunehmenden Darlehen u. |. w., zu zahlenden Procente nebft 
ben Gefchäftsfpefen und Verwaltungskoſten zu Grunde gelegt, 
fondern es wird auf einen weiteren Ueberſchuß ber eriteren 
über die letzteren Zinſen Bebacht genommen, wodurch nicht nur 
Beiträge zum Reſervefond, als dem Geſammtvermögen des 
Vereins, ſondern auch eine Dividende für bie Mitgliever erzielt 
wird. In letzterer Hinficht tritt die Nepartirung des betreffen: 
ben Theil3 bes Reingewinns ala folchen an bie einzelnen Ge- 
nofjen in weit prägnanterer Weife hervor, als bei ben Rohſtoff⸗ 
genofienjchaften. Denn bei den Credit- und Vorſchußvereinen 
wird der in Rebe ftchende Neingewinn an die Barticipienten 
nicht nach Verhältniß vertheilt, wie fie jelbit zu ihm durch 
Zinszahlung beitrugen, fondern nach Höhe ihrer Geſchäfts— 
antheile *). Daburdy werden bie Mitglieder zumeift ange: 
trieben, fich in möglichft kurzer Zeit möglichlt hohe Gelchäftz: 
antheile zu fchaffen. Diefe find aber höchſt ungleich Innerhalb 
ber Grenze zwifchen einem Minimal: und einem Marimaljape, 
einem fog. Mindeſt- und einem Höchftbetrage **). Lebterer Nor: 
malfaß ift, wie bemerkt, nicht der Betrag, den ein Mitglied ein- 
zahlen muß, ſondern der höchfte den es einzahlen fann. Um 
ihn zu erreichen, koͤnnen bie Mitglieder nach eigenem Willen 
und Bermögen gleich Vollzahlung ober fucceffive Theilzahlungen 
in den feſtgeſetzten ober in größeren Beiträgen leiſten. 
Natürlich gelangen die minder Bemittelten mit ihren Ein⸗ 
lagen, wenn überhaupt, erſt jehr allmählich zu jener Normal: 
höhe des Gefchäftsantheild, wogegen ihn die Mohlhabenderen 
meist entweder gleich Anfangs oder ſehr bald voll einzahlen. 
Gerade unter Erfteren wird aber der Verein feine Hauptkund⸗ 
Schaft beſitzen, indem derſelbe feinem eigentlichen Zwecke nach 
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ihnen zunächſt durch Vorſchüſſe an bie Hand gehen joll und fie 
deſſelben Hierfür auch zumetft bebürfen, wogegen die Mohlba- 
benderen für bie Befriedigung ihres Creditbedürfniſſes auch Teicht 
anderweitige Wege finden. Diefes Verhältniß wird zumal dann 
beftehen, ‚wenn fich nicht, wie es nur nad, einigen Statuten ber 
Tall ift *), die Höhe der Tiberhaupt zu erhaltenden Vorſchüſſe 
nach der Größe des eignen Gefchäftsantheild bejtimmt, welcher 
zugleich eine Dedung für den gewährten Crebit bildet. Dem 
eigentlichen Urheber ber Vereine blieb dieſer Umstand Teines- 
wegs verborgen. Schulze-Delitich bemerkt ſelbſt bei Erörterung 
der Frage hinfichtlih der Gewinnvertheilung **). „Wie will 
man e3 rechtfertigen, Mitglieder die vielleicht in einem Jahre 
einmal keinen Gelbbebarf haben oder einen höchſt geringen 
im Verhältniß zu anderen und bie vielleicht Höhere Eins 
Tagen auf die Gejchäftsantheile gemacht... . außzujchließen ? 
Werden bie Vereinsſchulden durd, das Hereinziehen fremder Gel- 
ber in bie Vereinscaſſe nicht gerade im alleinigen Intereſſe 
berer gemacht, deren Gelbbebürfnig man durch die Vorſchüſſe 
befriedigt, und nun follen nur fie, nicht jene anderen, welche 
für fie dag Rifico mit tragen, ben Gewinn bavon zie⸗ 
ben?” — Das bemerkte Verhältniß hat zur Folge, daß bei den 
vorliegenden Vereinen bie Identität zwijchen den Gewinn = Bes 
ziehenten und den ihn ſelbſt Bejchaffenden überhaupt nicht oder 
mindefteng nicht in dem Maße, wie bei ben anderen bejteht. 
Außerdem ftammt ſogar in den Vereinen, welche blog an Mit: 
glieder Credit gewähren, der Gewinn wenigftens inbirect nicht 
ausſchließlich aus den von ben Mitgliedern felbjt für entnom⸗ 
mene Vorſchüſſe gezahlten Zinjen und Provifionen, jo daß, ab: 
gejehen von Obigem, in Geftalt von Dividende an fie zurüd: 
flöffe, was fie ſelbſt zahllen. Denn ber Gewinn kömmt auch 
aus der Rente von zeitweilig in zinsbaren Papieren oder fonft 


*) Art. 7 bes Etat. der Frankf. Gewerbekaſſe verb. „Die Gewerbekaſſe 
leiftet ihren Mitgliedern Vorſchüſſe von nicht weniger als 10 Gul⸗ 
ben und bis böchitend zum zehnfahen Betrage ihrer baar 
einbezahlten Vereinsant heile. 

") DB: u. C.⸗V. ©. 69. 
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nutzbar belegten Kafjenbeftänden, die im Vorjchußgefchäfte zeit- 
weife mäßig find *). 

Zieht man daneben in Erwägung, was einerjeit? bezüg- 
lich der Verjchiedenheit der Genoſſenſchaft von ihren Mitgliedern 
in juriftifchem Sinne, andererſeits bezüglich des handelsgeſchäft⸗ 
lichen Charakterd des in Rede ftehenden genofjenjchaftlichen Ger 
Ihäftsbetrieb3 wegen ſeines Zufammenhangd mit dem (kauf: 
männifchen) Gewerbe der Mitglieder in Anwendung auf bie 
Robftoffgenofjenfchaften bemerkt wurde und bei den Crebit- und 
Vorſchußvereinen noch in höherem Grabe der Fall ift, fo Kann 
auch diefen, felbit bei Beſchränkung ihres activen Gefchäftzver- 
kehrs auf denjenigen mit den eigenen Mitgliedern, ber gewerb⸗ 
mäßige Betrieb von Handelögejchäften nicht wohl abgeiprochen 
werden. Auch fie hätten daher nach dem Handelsgeſetzbuch als 
Handelägejellichaften zu gelten, wenn fie fih auch, wie näher zu 
zeigen tft, nicht ohne der Theorie den größten Zwang anzu- 
thun und ohne große praftiiche Nachtheile unter eine der in dem 
Geſetzbuche normirten Gejellichaftsarten bringen laſſen. Außer: 
bem wäre es für das gefammte Genofjenjchaftäweien von Webel, 
wenn für daſſelbe Leine gleichförmige Gejebgebung und Juris⸗ 
diction beftünde, ſondern die Vereine je nach dem oft zufällt- 
gen Unterſchiede, ob fie blos mit den eigenen Mitgliedern ober 
ob fie auch mit außerhalb ihrer ftehenden britten Perſonen in 
activem Gefchäftzverfehr und daher deren Gläubiger find, 
einer civilrechtlichen ober einer Handelsvechtlichen Normirung 
unterliegen. Schließlich findet fich bet ven Genofjenichaften der 
in Rede ftehenden Art die oben als Kriterium ber Handelsge⸗ 
ſellſchaften bezeichnete Gemeinjchaftlichkeit der Yirma und des 
Handlungsfonds, inſofern nach Obigem ber Begriff: „Hans 
bei” auf fie anwendbar ift. 

Entſcheidet man fich daher aus den vorbemerkten Gründen 
für eine allfeitige hanvelärechtliche Negelung, jo wirft fich 
die Frage auf, ob fie einer der bereit? vorhandenen Arten der 
Handelsgeſellſchaften beizuzählen feien und bemgemäß ben für 


®) Ebend. ©. 70. 
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fie beſtehenden Geſetzesvorſchriften unterliegen ober ob fie eine 
neue Form derjelben bilden und demnach einer eignen Rechts⸗ 
behandlung bebürfen. Lebteres kann nicht zweifelhaft fein, wenn 
man ſich da3 wirkliche Verhältniß Mar macht. 

Bon den Handelögefellichaften des Geſetzbuchs können für 
bie vorliegende Frage überhaupt nur die offene Handelögefellichaft 
und die Actiengefellichaft in Betracht fommen. — 

Mag zunächit jene anlangt, fo fcheinen die in Rebe ftehen: 
ben Genoſſenſchaften darunter jubfumirt werben zu müflen, da 
auch bei ihnen bei Keinem der Gefellichafter die Betheiligung 
auf Vermögengeinlagen bejchränft tft (Art. 85 des H. G. B.), 
fie vielmehr gleichfall3 eine ſolidariſche Haftbarkeit ſämmt⸗ 
licher Genoffen in fich fchließen (Art. 112 eod.). 

Dem gegenüber wäre eine etwaige Verfchievenheit beiber 
Aſſociationsweiſen um fo mehr zu betonen, als die Einhaltung 
ber für die offenen Hanbelsgefellichaften beftehenden Formvor⸗ 
Schriften binfichtlich der An= und Abmeldung eines jeden ein- 
oder außtretenden Betheiligten zum Handelsregiſter bei ver in 
der Negel großen Anzahl der Lebteren und dem frei ſtehenden 
Ein- und Austritt, für die Genoffenfchaften, wenn überhaupt 
möglich, Höchit befchwerlich und Eoftfpielig wäre. Außerdem wäre 
für fie bei der Vielheit der Mitgliever der Grad perſoͤnlichen 
Einfluffes eines jeden einzelnen in ben Geſellſchaftsangelegen⸗ 
heiten nicht wohl angemefjen, welcher den offenen Handelsgeſell⸗ 
Ichaftern ſchwer verfagt werben kann ;und der dazu führt, daß, 
wenn fie refp. ein Theil verfelben auch vertragsmäßig von ber 
regelmäßigen Geichäftsführung und der Vertretung der Gefell- 
Ihaft nach Außen ausgeſchloſſen find, ihnen ſämmtlich dag Recht 
zuſteht, jederzeit in das Gefchäftälocal zu kommen, von den Aus⸗ 
weifen über den Stand und Gang des Geſchäfts Einficht zu 
nehmen und auf Grund berjelben zu ihrer Weberficht eine Bi- 
lanz anzufertigen (Art. 105 des H. G. B.'s), jowie, daß wenig⸗ 
ftens dem Geſetze nad (ein Anderes wäre e3 freilich, wenn 
auch hierüber der Vertrag nad) Art. 90, Abf. 2 Anderweitiges 
bejtimmte) bei Geichäften, welche über den gewöhnlichen Ge- 
werbbetrich der Gejellichaft Hinausgehen, oder ihrem Zwecke 
fremd find, ein Beſchluß ſämmtlicher Geſellſchafter einzuho⸗ 
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Ien ift, welcher letztere Stimmeneinhelligfeit erforbert, wenn die be- 
abfichtigte Handlung gültig bejchloflen werben foll (Art. 103 6od.). 

Die in Rede ftehenden Genofjenfchaften koͤnnen jeboch 
bei richtiger Würbigung der Sache nicht als offene Handelsge⸗ 
ſellſchaften gelten. 

Dem widerſpricht nämlich nicht nur ihre ganze Anlage, 
bie Unbeſchränktheit ‚in ber Zahl ver Mitglieder, die ges 
wifjermaßen bejtehende Gleichgültigkeit in Betreff der Pers 
jönlichfeit der Letzteren, ſowie bie völlige Unabhängigkeit des 
Beſtands der Gefellichaft von ber Fortdauer ver Mitgliedſchaft 
eines Jeden, jondern ſelbſt die Verſchiedenheit in ber Bes 
beutung und Wirkung der „ſolidariſchen Haftbarfeit.” Bei ben 
offenen Handelsgeſellſchaften kömmt Lebtere, wenigftens außer- 
halb des Concurſes über die Gefellihaft, in dem vollen 
Sinne einer Solidarität bei Hanbelögefchäften in Anwendung, 
wonach fich die mehreren Schuldner weder der Einrede der Vor⸗ 
ausklage noch der Theilung bedienen Fönnen (Art. 281, Abf. 1 
eod.), ſondern von den Gefellichaftögläubigern für deren Kor: 
derungen an die Gejellichaft al2bald unmittelbar und un- 
befhränft in Unfpruch genommen werben dürfen. Diez er: 
gibt fich direct aus den beöfallfigen Verhandlungen der Nirnb. 
Conferenz und indirect auch aus dem Handelsgeſetzbuch felbft. 
Art. 117 des Preuß. Entw. enthielt nämlich die Beitimmung, 
bag während des Beſtehens einer offenen Hanbelögefellichaft bie 
Klage gegen einen Geſellſchafter auf Erfüllung einer Verbin: 
lichkeit der Geſellſchaft nur zuläflig fein folle, wenn ber An- 
ſpruch an Letztere bereit früher gerichtlich feltgefteltt 
oder die Klage gleichzeitig wider die Sefellichaft 
omgeftellt wird. Schon in erjter Leſung warb jedoch bie Strei⸗ 
hung dieſes Art. beſchloſſen. Dieſem Beichlufje lag die Erwä- 
gung zu Grunte, jeder einzelne offene Gefellichafter hafte für 
die Soctetätöverbindlichleiten primär, nicht erft ſubſidiariſch 
als Bürge. Nebenbei bemerkt, cejlirt auch bei Bürgichaften 
für eine Schuld aus Hanbelögefchäften ober bei jolchen, bie 
ſelbſt handelsgeſchäftlicher Natur find, die Einrede der Theilung 
oder der Vorausklage nach Abi. 2 des Art. 281. Der Preuß. 
Entw., hieß es ferner a. a. O., ſchwaͤche un das Prinzip 

Beitfärift für Gandelöteht Ed. VIL 
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ber Soliverität ab, Traft deſſen jeder offene Gefellfchafter für 
die Societätsſchulden als für feine eigene Schuld hafte. Auch 
ftehe er in Widerſpruch mit Art. 91 ded Entw. (Art. 112 des 
9.6.8.3 cit.). Denn das bort abgejchnittene beneficium 
excussionis werde bier in andrer Weife wieder eingeführt, in⸗ 
dem dem Gefellichafter das Recht gegeben werde, ven Gläubiger 
mit feiner Klage zuerft an die Gejelichaft zu verweilen. Eine 
Handelsgeſetzgebung müſſe ferner wefentlich dag Intereſſe des 
Credits in's Auge faſſen. Es jet dies nach den bisher ge- 
faßten Beſchlüſſen durch reichlichen Schutz der Gläubiger im 
Verkehr mit Procuriſten und Geſellſchaftern geſchehen. Selbſt 
wo der Mandatar nicht den Willen des Mandanten für ſich 
habe, entſcheide nach den bisherigen Beſchlüſſen das Intereſſe 
des Gläubigerd. Hier aber, wo das ſchon beſtehende Intereſſe 
eines Glaäͤubigers in Gefahr gerathe, werde durch den Entwurf 
in die bereits vorhandenen Rechte eines ſolchen eingegriffen, nur, 
um einer möglichen, aber gewiß ſeltenen chicandjen Benützung 
biefer Nechte zu begegnen. Das bereit3 mehrfeitig angeregte Be- 
benten, daß durch einen gegen bie Gefellfchaft zu führenden Vor⸗ 
proceß dem Geſellſchafter Zeit und Gelegenheit gegeben werbe, 
feine zur Befriedigung bed Gläubiger bienlichen Bermögenz- 
ſtuͤcke zu befettigen, ſei wohlbegründet u. |. w. 

| Aug dem geftrichenen Art. 281 cit. wurden jedoch noch in 
Art. 188 des erjten Rebact.-Entw. die Beitimmungen aufgenom- 
men, während der Dauer ber Liquidation müßten lagen auf 
Erfüllung einer Verbindlichkeit der Gefellichaft zunächſt in 
dem Gerichtsſtande der liquidirenden Geſellſchaft 
angeſtellt werden. Jedoch ſei die Klage gegen einen Geſellſchaf⸗ 
ter bei dem für ihn zuftändigen Gerichte zuläflig, wenn bie |Ge- 
ſellſchaft im Auslande ihren Stk habe oder Gefahr im Verzuge 
jet. Indeß warb auch die Aufnahme biefer Beitimmungen nad) 
Prot. S. 1016 mit Rüdficht auf die zum Art. 117 cit. vorge: 
brachten Gründe in 2. Lefung abgelehnt. Freilich verhin- 
berte dies nicht die Aufnahme der Art. 122 und 169 in das 
H. ©. B., obgleih nach diefen bei ausgebrodhenem Eon- 
curfe über das Geſellſchaftsvermögen rejp. über bie 
offene oder Commanditgeſellſchaft (der jedoch ben Concurs über 
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die Privatvermögen fämmtlicher perfönlich haftender Geſell⸗ 
ſchafter gemäß dieſer Haftbarkeit vorausſetzt) die in Rede ſtehende 
Solidarverbindlichteit Für die Societätsſchulden weſentliche Mo⸗ 
dificationen erleidet. Dies tft nämlich der Fall, indem bie Ge⸗ 
jellfchaftsgläubtger alsdann nur wegen bes Ausfalls, ven fie 
bei Geltendmachung ihrer Forderungen gegen die Geſellſchafts⸗ 
mafje erleiden, die Privatmaflen ber Gejellichafter in Anſpruch 
nehmen koͤnnen. — 

Die Verichlebenheit und Getrenntheit ber Verrinsſchulden 
von den Privatverbindlichkeiten der genofſenſchaftlichen Solidar⸗ 
ſchuldner finden fich bei den in Rede ſtehenden Genoffenfchaften 
noch bei Weiten prägnanter ausgeſprochen. Zunächſt ftellte 
Schulze = Delitich fchon in 8. 18 feined Geſetz⸗Entw. über bie 
privatrechtliche Stellung der Deutſchen Genoſſeuſchaften *) bie 
Beitimmung auf, „bie Mitgliever des Verein? haften für alle 
VBerbindlichkeiten defjelben joltdarisch und mit ihrem ganzen Vers 
mögen, jedoch erit, wenn der Concurs über das Ver: 
einsvermögen eröffnet oder bie Riquibation einges 
treten tt u. ſ. w.“ 

Dem entſprechend lautete Abi. 1 des S. 84 reſp. 85 60d. 

„Erſt wenn nah Erſchöpfung des ganzen Ver- 
eingvermögend und Aufopferung der Referven und 
Geſchäftsantheile noch Vereinsſchulden zu teen 
bleiben, tritt die ſolidariſche Verbindlichkeit der 
Mitglieder zur Befriedigung der Glaͤubiger aus ihrem Pri⸗ 
vawermögen ein u. ſ. w.“ Hiernach ſoll im Gegenſatze zu dem 
vorſtehend auseinandergeſetzten Syſteme des H.G.B.'s bie Soli⸗ 
darverbindlichleit der Genoſſen gerade mangeln, fo lange bie 
Genoſſenſchaft in unveraͤnderter, gewerblicher Thätigkeit beſteht 
und erſt dann aufleben, wenn ſich Letztere aufgelöſt hat oder in 
Concurs gerathen ift. In lebterer Hinficht faͤllt zunächft auf, 
dag überhaupt bei beftehenber Solivarhaftbarkeit ein Concurs 
ver Genoſſenſchaft ohne gleichzeitige Snfolvenz ſaͤmmtlicher Mit⸗ 
glieder ftattfinden fann. Denn, follte man denken, wenn bie 





*) Zuerſt erihienen in Nr. 2 ber „Innung ber Zulunft” Sabre. 1868, 
fobann in B.-u. 6:8. 6.167 ff. Gefkhäftsbericht Für 1861. ©. 45 ff. 
2% 
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ſolidariſche Haft in dem eigentlichen Sinne beftebt, den fie in 
Bezug auf Handelögefellichafter als folche bejitt, fo könue von 
Inſolvenz und Concurs der Genofienichaft Feine Rede fein, fo 
lange auch nur ein Genofje im Stande tft, die Geſellſchafts⸗ 
fchulden zu zahlen, ta jeder einzelne Gefellichafter hierfür, wie 
für feine eigne Schuld zu haften hat. Hier tritt das Verhält— 
nis am Erſten als ein Bürgfhaftsverhältnig und zwar 
als ein einfaches, cinilrechtliches hervor, wobei bie Einrede 
ber Vorausklage beftcht, welche Letztere jedoch gerade bei Inſol⸗ 
venz des Hauptſchuldners von felbjt wegfällt*). Auch in ande: 
rer Hinficht zeigt fich nicht minder, daß feine Solidarität in 
handelsrechtlichem Sinne gemeint ift. Nach $. 36 des vorge: 
dachten Geſ.⸗Entw. follten nämlid bei Inſufficienz bes 
Vereindvermögend bie Vereindgläubiger keineswegs ein di— 
recte3 Klagrecht gegen die einzelnen Genoſſen, wenn auch nur 
auf ben bei der Vereinsmaſſe erlittienen Ausfall, haben. Der 
Vorſchlag ging nämlich dahin, das Gericht folle nach Prüfung 
des von den Liquidatoren eingereichten oder im Concursverfah⸗ 
ren feitgeftellten Vermoͤgensſtatus durch Decret den Betrag feit- 
ſetzen, der zur vollen Befriedigung der Vereindgläubiger erfor: 
berlich ſei und benjelben auf ſämmtliche haftbare, gegenwärtige 
und frühere Mitglieder des Verein? vertheilen und ſodann 
die Liquidatoren, nad Befinden der Mafjecurator auf 
Grund gerichtliher Umlage die den Einzelnen zur Laft fallen- 
ben Antheile von dieſen eintreiben und gegen die Säumigen 
den Rechtsweg beichreiten. Seien von einzelnen Mitgliedern 
bie fie treffenden Antheile ver Umlage nicht zu erlangen, fo 
follte die Gefammtheit der übrigen Mitglieder verhaftet bleiben, 
bad Gericht die zur Dedung des Fehlenden weiter erforder: 
lihen Summen bejtimmen und fie auf bie übrigen Mitglieder 
gleichmäßig vertheilen, worauf bie Einzichung ebenſo, wie bet 
ber erften Umlage zu erfolgen babe und mit diefer Ausſchrei— 
bung und Einziehung jo lange fortzufahren fei, bis jämmtliche 
Bereindgläubiger an Kapital, Zinſen und Koften vollftändig be- 
friebigt jeten u. |. w. 


®) Anderer Meinung if 3. B. Thibaut Syſt. d. Pand. ©. 609. 


Auerbad: Die Deutſchen Senofienfchaften. 21 


Diefe „ſehr beachtungswerthe Modification hinfichtlich der 
ſolidariſchen Haft” Hatte nämlich der Meißner Ereditverein un⸗ 
ter Genehmigung der kgl. Sächſ. Regierung beifidh eingeführt”). 
Indeß konnte die Verschiedenheit diefer hoͤchſt indirect reali⸗ 
firbaren perfönlichen SHaftbarfeit der einzelnen Genofien von 
derjenigen, welche ben Gläubigern ber mehreren Solidarſchuld⸗ 
ner nach Civil- und Handelsrecht geboten ift, ſowie dag Weit: 
ſchweifige eines ſolchen Verfahrens nicht verborgen bleiben. Ins⸗ 
befondere machte tarauf Dr. Enyrim bei der Verfammlung der 
mittelrheinifchen Vereine im Mat 1862 aufmerkffam **). Dem⸗ 
gemäß ward auch in $. 40 des Geſ.-Entw. der Commiſſion bed 
Preuß. Abgeordnetenhauſes „über bie privatrechtliche Stellung 
der auf Selbfthülfe beruhenden Erwerb3- und Wirthſchaftsge⸗ 
noſſenſchaften“ ***) dag Verhältniß anderweitig beftimmt. Defjen 
Abf. 1 und 2 lauten freilich noch dahin: „Weber dad Vermo⸗ 
gen der Genofienfchaft wird... . der Concurs (das Fallitverfab- 
ren) eröffnet, fobald fie ihre Zahlungen eingeftellt hat. Der 
Concurs über das Geſellſchaftsvermögen zieht denjenigen über 
dad Privatvermögen ber einzelnen Mitglieder nicht nach fich. 
Der Beichluß über Eröffnung des Concurſes (reip. die Erflä- 
rung des Falliments) bat daher die Namen ber folidartich ver: 
hafteten Mitglieder nicht zu enthalten.” Dagegen bejtimmt 
Abſ. 3 eod. „Sobald der Concurs beendigt tft, find die Släu- 
biger berechtigt, auf Grund der ihnen zu ertheilenden 
Ausfalls-Atteſte wegen dei Ausfalls an ihren Forderungen 
einſchließlich Zinſen und Koften bie einzelnen ihnen ſolidariſch 
haftenden Meitglieber ver Genoſſenſchaft in Anſpruch zu nehmen.“ 
Iſt hiermit freilich jenes fo zu jagen abwegige und umftändliche 
Verfahren befeitigt, fo bleibt dennoch ein wejentlicher Unterſchied 
zwifchen diefer Eolidarhaft und derjenigen der offenen Handels⸗ 
gejellfchafter beftehen. Dieſes zunächſt wegen de blos jubfi- 
biären Auflommens für die VBereinzfchulden, während die offe- 


°) V.⸗ mb C.⸗V. S. 89 und Sahresb. für 1861 ©. 17 f. 
“) S. deſſen Aufſatz in Nr.5 ber „Innung ber Zukunft“ Jahrg. 1862. 
Anl. A 
e.. S. Nr. 6 ebend. Jahrg. 1868. 
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nen Handelsgeſellſchafter, wie bemerkt, außerhalb des Concurſes 
für die Geſellſchaftsſchulden in erfter Reihe einfteben und da⸗ 
durch bei eigener Solvenz ſelbſt bei Inſufficienz der Gejell- 
ſchafiskaſſe ben Concurd über bie Gehellichaft abwenden, be: 
ziehumgsweife befür feinen Raum laſſen. Im Gegenſatze hiezu 
Yautet nämlich ©. 15 des vorgebachten Geſ.⸗Entw.'s: „Für alle 
Berbindlichfeiten der Genoſſenſchaft, injofern zur Dedung 
berjelben im Falle ber Liquidation oder des Eon- 
curjes dad Vermögen der Genoſſenſchaft nicht aus— 
reicht, haften alle Mitglieder folidarifch und mit ihrem ganzen 
Bermögen.” Außerdem modificirt 8. 40 cit. die Solidarver⸗ 
bindlichkeit ſelbſt in Vergleich zu Art. 120 cit. des H.G. B.8 
Denn Lebterer laäͤßt doch wenigſtens eine gleichzeitige, wenn auch 
nur eventuelle Anmelbung des ganzen Beitrags der Forderungen 
an bie Gefellichaft bei den Privatmaſſen der Gefellichafter zu, 
wenngleich blos eine Locirung für ben bei der Geſellſchaftsmaſſe 
erfittenen Ausfall. $. 40 cit. dagegen feßt auch zur Anmeldung 
die Beendigung des Concurſes über bie Genoftenichaft vor- 
aus, ſonach die meift lange Zeit hindurch währende Abwicklung 
ihres Debitwejend. — 

Allerdingd werden fich die Bereindgläubiger in ver Regel 
von ſelbſt bei Sufficteng der Vereinskaſſe zunächit an dieſe hal- 
ten. Auch mag zugegeben werden, baß jene wefentlichen Modi⸗ 
ficationen oder gar Abweichungen von ber folivarifchen Haftbar: 
feit auf anderen Selten bed Rechts*) in nicht geringem 
Grade bei den in Rebe ftehenden Genofjenfchaften wegen deren 
eigenthümlichen Zufammenjegung und fonftigen Verhältniffe am 
Blabe ift. Insbeſondere bedingt ein wahres, unbejchränftes und 
unmittelbareg Einftehen Aller für Einen und Eines für Alle 


*) Sogar bei ben rein ciwilrechtlichen Sorietäten, felbft abgejehen von 
ben |. g. argentarlis sociis in fr. 52 $. 5 (17. 2), befleht bei Con⸗ 
trahirung mittelft eines Inſtitors (Verwalter oder Vorſtands) zu: 
folge fr. 1 $. 25 fr. 4 $. 1 de exerc. act. (14. 1); fr. 18. 6. 2 
fr. 14 de inst. act. (14. 3) zc. eine viel weiter gehende Golidar: 
verbindlichkeit ber sochi (vgl. Archiv für Theor. und Praxis a. a. O. 
©. 210 ff.) 
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viel engere, fo zu jagen vertrautere Beziehungen der Genoflen 
zu einander, welche ihrerſeits Beichränftheit in der Zahl und 
Beſtimmtheit in der Perſon berjelben vorausfebt *)., Dagegen 
ift Har, daß die fraglichen Genoſſenſchaften auch dadurch zu In⸗ 
ftituten werben, bie von ben offenen Hanbelögejellichaften weſent⸗ 
lich verſchieden find. — 

Betrachtet man daher bie, wie bemerfi, modificirte 
Solidarverbindlichkeit ver Genofien al? eine ausdrück⸗ 
lich nach Analogie der civilrechtlichen Bürgichaft hinzukom⸗ 
wende Zutbat** zu der Selbfiverpflichtung der Genoſſen⸗ 
Ichaften,, wonach die Mitgliedſchaft und bie demgemäße Haftbar⸗ 
feit, wenn fie auch von felbft zufammenfallen, boch als zwei 
verichiebene Verbältnifie barzuftellen find, jo laſſen ſich die Ge⸗ 
noſſenſchaften dennoch nicht unter bie Aetiengejellichaften bes 
9.8.8.3 einreihen. Dies erhellt au folgender Betrachtung: 
Die Uctiengefellichaften gehen von ber Feſtſetzung eines aufzu⸗ 
bringenden Grundeapitals von beftimmter Höhe aus. Diele 


% S. mein „Geſellſchaftsweſen“ ©. 10. 18. 16 und 445 ff. 

°s In gewifler Hinficht Ähnlich faßt Runge in biefer Zeitfchrift Bd. VI. 
©. 227 f. das Berbältniß auf. Er bemerkt nämlid a. a. O.: „Von 
perfünlicger Verbindlichkeit ber Genoſſen für bie Vereinsſchulden kann 
bier an und für fich nicht bie Rebe fein. Denn nicht bie Benofien 
ats Einzelne ober Gefammthänder, fonbern mır bie Vereinäperion 
und deren Organe contrabiren und fiellen Inſtitoren an. Zunächſt 
haftet daher nur bie Vereinsperfon mit ihrem Bermögen für bie 
Schulden, die ihre eigenen (nicht die der Genoſſen) find. Allein es 
fann zu mehrerer Sicherheit bed Vereinsunternehmers im Statut 
beftimmt fein, baß die Genoffen verpflichtet find, bie von ber Bers 
einsperfon contrahirten Schulden in subsidium , db. h. im ‘Falle ber 
Inſufficienz bes vorhandenen Bermögenäbeflandes zu tragen. Dieb 
iR eine Verpflichtung gegenüber ber Vereinsperfon ſelbſt (nicht ben 
Drüsen, welche Gläubiger find): Die Genoſſen find verpflichtet, mit 
ihrem Privatvermögen ber Vereinzperfon beizufpringen, deren Krebit 
aufrecht zu halten und bie deren augenblidliche Kräfte überfleigenden 
Schulden zu tragen. Nicht bie Vereindgläubiger, ſondern bie Vers 
einsperjon jelbft hat hierauf eine Klage gegen bie Genoflen; bie 
Bereindgläubiger rüden nur im Wege des Concurſes in biefeß Kla⸗ 
gerecht ein, 
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wird behufs der Beichaffung in Grunbeinheiten zerlegt, tiber 
deren Nominakbetrag die einzelnen Actien oder Actienantbeile 
lauten. Lebtere find daher von gleichem Nominalwerthe. Fer⸗ 
ner ift jeder fich urjprünglich Betheiligende oder auch Actionär 
theils unmittelbar, theils mittelbar durch widrigenfalls zu erlei⸗ 
dende Rechtsnachtheile gehalten, dieſen Betrag nicht nur bis 
zu einem gewiffen Procentfate (vgl. Art. 222 und 249 bed 
A.D.H. B.'s), fondern ganz in ben hierfür auögefchriebenen Ra⸗ 
ten und Friſten einzuzahlen (vgl. für Actien auf Namen Art. 
2238 eod.). Das zu beichaffende Grundeapital iſt daher von 
vornherein ein beſtimmtes, wenn bies gleich die Mitglieder⸗ 
zahl nicht ift, da ja nicht immer ein Actionär nur eine Actie 
beſttzt, fondern in der Regel eine mehrfache Betheiligung ber 
Einzelnen ftattfindet. Die Höhe des aufzubringenden Grundca= 
pitals hängt baher nicht von der Zahl der Mitgliever, ſondern 
von der Größe ab, in welcher es urfprünglich feitgeleßt wurbe. 
Die ftatutenmäßige Ausgabe vorerst zurückgehaltener Actienſerien 
oder weiterer Actienemiflionen im alle man ein größeres Grund⸗ 
capital braucht, ändert hieran Nichts. Denn immerhin bejteht 
für Letzteres ein Marimalfag. Anders verhält es fich mit den 
in Rede jtehenden Genofjenichaften. Bei diefen ſetzt ſich dag 
eigene Capital, wenn man von dem durch die Dotirung des Res 
ſervefonds mit beftimmten Procenten au dem Reingewinne ge- 
bildeten Gefammtvermögen abfieht, aus den der Größe nach ver: 
ſchiednen, jeweiligen Einlagen reſp. Guthaben der Mit: 
glieder von unbeftimmter Zahl zufammen. Daſſelbe ift nicht 
von vornherein auf eine gewifle, durch Ausfchreibungen zu be 
Ichaffende Summe fejtgeftellt, fonbern hängt von dem jeweiligen 
Beitande der Mitgliederzahl und deren Gefchäftsantheile ab. 
Der Normalbetrag, der in Iebterer Hinficht etwa in Ausſicht 
genommen wird, bildet die Grenze, welche im Intereſſe ber 
Vebrigen fein Mitglied überfchreiten darf, nicht welche es er: 
reichen muß, wozu, wie bemerkt, die Unbemittelten aus ven ſ. g. 
arbeitenden Klafien, um berentwillen die in Rebe ftehenden Af- 
foctattonen vorzugsweiſe beftehen, und die ſich nur ſehr allmählich 
ein Guthaben auf Capitalfonto durch regelmäßige Beiträge nebft 


zulommenben Gewinnantheilen jchaffen, oft vielleicht gar nicht gelane. 
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gen. Die Verſchiedenheit der Antheilsbeträge der Einzelnen läßt 
ſich daher nicht wohl der obenbemerkten, bei Actiengefellichaften 
vorfommenden Berjchievenheit der Größe ber Betheiligungen 
gleichftellen. Ebenſowenig aber auch das Verhaͤltniß eines nur 
theilweiſe eingezahlten Actienkapitals zu dem vollen mit dem 
bes niedrigeren zu dem Nominalbetrage der Gefchäftsantheile. 
Actiengefellichaften und zwar felbft folche, die wie Aſſecuranz⸗ 
gejellfchaften mit Actten auf Namen, in der Regel nur einen 
Theil des feftgefegten Grundvermögen? baar einzahlen laſſen, 
Fönnen über Lebtered, als über etwas, das durch einen Rechts⸗ 
anſpruch gegen die Mitglieder realifirbar ift, im alle des Be⸗ 
dürfniſſes verfügen, foweit dies im Verkehrsleben überhaupt mit 
Eicherheit gejchehen kann. Vorher arbeiten fie nur mit einem 
Theile ihres Grundvermoͤgens. Unſere Genoſſenſchaften be= 
ſitzen dagegen ſchon in jedem Stadium ihres Geſchäftsbetriebs 
ein Grundvermoͤgen, das nicht als ein nur theilweiſes bezeichnet 
werben kann, da deſſen wechſelnde Größe ſchon durch die innere 
Anlage, nicht durch äußere Verhältniffe bebingt if. Auf der 
anderen Seite ift daſſelbe deßhalb auch nicht dem Marimum 
nach begrenzt. Denn die Mitgliederzahl, wonach fich daſſelbe 
richtet, iſt nicht auf eine beftimmte Menge beichräntt, ſondern 
Tann fich mit der Zeit bei der wünschenswertben, regen Bethei- 
figung, wenn biefe auch weit localerer Art ift,"ald bei den Al: 
tiengeſellſchaften, über die urfprüngliche Veranfchlagung ausdeh⸗ 
nen und biermit das Grumbcapital fortwährend fteigen, ſowie 
es ſich entgegengejebtenfalld durch den Austritt der Mitglieder 
unter Einhaltung der Kündigungsfriſt und Abgangszeit durch 
Zurückziehung ihrer Geſchaͤftsantheiles) mindern kann. — 


Dem Allem nach unterſcheiden ſich die Genoſſenſchaften 
ſchon ihrer inneren Anlage nach weſentlich von den Actienge—⸗ 
jelffchaften. Sie find in diefer Hinficht weit mehr andermeitigen 
Kapitalvereinen oder |. g. anonymen Gefellfchaften im engeren 
Sinne des Wortes, 3. B. den anonymen Gegenſeitigkeitsgeſell⸗ 


*) 8 und E.:8. ©. 84 ff. 
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Ichaften *) Ähnlich, denen fle auch infofern nahe ftehen, als ſich 
ihr activer Geſchäftsverkehr überhaupt oder vorzugsweiſe auf 
denjenigen mit ihren Mitgliedern befchräntt. — 

Ungeachtet der bemerkten Verſchiedenheit der fraglichen 
Genofienfchaften von der offenen Hanbelagefellfchaft auf der einen, 
ſowie der Actiengeſellſchaft auf der anderen Seite, nehmen fie 
dennoch, unleugbar wegen verwandter Beziehungen an einzelnen 
Rechtsmomenten biefer beiden und den hierfür geftenden Beſtim⸗ 
mungen paſſend Theil. An denjenigen ber Erfteren nämlich, 
infofern audy bei ihnen die perjönliche, wenn auch weſentlich 
modificirte KHaftbarkeit analoge Werhältnifie bebingt. Hierzu 
wäre zu rechnen: SHervortreten ber Genoffen ala ſolche nad 
augen mittelft der in beftimmten Zeiträumen regelmäßig 
zu gejchehenden Anmeldung und Veröffentlichung der Mitglieder 
ſowie entgegengejebtenfall3 durch entfprechende Bekanntmachungen 
über deren Austritt, nebft der zeitlichen Beichränfung ihrer 
perjönlichen Haftbarfeit für die Vereinsſchulden auf eine ange- 
meſſene Verjährungzfrift: gegenüber einer Ausdehnung derjelben 
auch auf die vor ihrem Eintritt in den Verein von Lebterem 
contrabirten Berbindlichkeiten. Art. 113 des H. G. B.'s und 
Abſ. 2 des Art. 15 des vorged. Geſ.Entw.) Die innere Anlage 
ber Actiengefellfchaften gibt dagegen ein zweckmäßiges Mufter 
für die Nachbildung der in Rede ftehenden Genoſſenſchaften ab, 
infoweit e3 fich von deren Vertrabsabſchluß, Dauer, eigenen Rechts⸗ 
fähigkeit, einzelnen Verhältniffen der Genofjen zu einander und 
ber Berfaflung handelt. Es war daher ein glücklicher Gedanke 
bes Anwalts der Deutichen Genoffenichaften, in dem mehrbe⸗ 
rührten Gefegentwurf die über die offene Handelögejellichaft und 
die Aetiengefellfchaft im A.OD.H. G.B. beftehenden Vorſchriften 
zu combiniren. Freilich hören die Genoſſenſchaften damit nicht 
auf, Handelsgeſellſchaften bejonderer Art zu bilden, wie fich dies 
durch die ihnen eigenthümlichen NRecht3verhältnifie nach innen 
und außen offenbart und durch demgemäße Geſetzesvorſchriften 
anzuerkennen ift. Bon diefem Geſichtspunkte gehen wir bei Er: 


*) S. mein Geſellſchaftsweſen SS. 60-62. 
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örterung reſp. Kritik de oben erwähnten Gef.-Entw. bes Preuß. 
Abgeordnetenhauſes aus, von bem anzunehmen iſt, daß ev der 
künſtigen, desfallſigen Geſetzgebung in Deutichland zu Grunde 
gelegt werben wird. 

Dem fpeciellen Eingehen auf diefen Geſetzentwurf ifi noch 
Folgendes vorauszuſchicken: Stud die fraglichen Genoſſenſchaften 
als Handelsgeſellſchaften zu betrachten, fo findet auf fie auch 
Art. 5 des H.G.B.'s Anwendung, wonach Me in Betreff ver 
Kaufleute gegebenen Beftimmungen in gleicher Weile für derar⸗ 
tige Gefelifchaften gelten. Dies bezieht ſich nicht nur auf bie 
Beitimmungen über Anmeldungen zum Handelsregiſter, Firma⸗ 
und Buchführung, fondern auch auf die materiellen, welche im 
vierten Buch des H.G.B.'s für Kaufleute im Sinne des Letzte⸗ 
ren netroffen find. So können die Genoſſenſchaften 3. B. nad 
Art. 291 bei einem Contocurrentverhältniffe mit ihren Kunden, 
die, wie oben gezeigt, meiſt Kaufleute im Sinne des 9.6.2.8 
find, unbebingt den Geſammibetrag ber fich bei den regelmäßigen 
Rechnungsabſchlüſſen ergebenden Ueberſchüſſe, wenngleich darum: 
ter Zinſen begriffen ſind, als verzinslichen Poſten auf neuen 
Conto übertragen. Site unterliegen in dieſer Hinſicht nicht dem 
Berbote der Zinjeazind-Entnahme. Ferner beftehen für ihre 
eigene Aufnahme von Darlehen und ihre Schulden aus Hans 
belägejchäften zufolge Art.292 Abſ. 2 nicht die gefeßlichen Zius⸗ 
beſchraͤnkungen, gleichwie fie mit den Vorſchußnehmern als 
„Kaufleuten“ beliebig hohe Zinjen vereinbaren können. Des⸗ 
gleichen greifen in ihrem Pfanpverfchre mit ihren kaufmänni— 
chen Kunden die Beftinimungen der Art. 306 — 311 unter deu 
dort bemerkten Vorausſetzungen Platz, gleichwie das auch bin- 
Jichtlich derjenigen über daS gefegliche Zurückbehaltungs- oder 
Retentionsrecht der Art 318 — 316 gilt u. dgl. m. Auch in 
biefen Hinfichten liegen daher die Northeile nahe, welche u 


handelögejellichaftliche Eigenſchaft für fie hat. 


I. 
Bu Art. 82 der allgemeinen deutfhen Wedfelordnung. 


Bon 


Herrn Dbergerichtsadvokat Dr. Ladenburg 


in Mannheim, 


Nach Art. 82 der W.O. Tonnen der Klage aus einem 
Wechſel zweierlei Einreden entgegengeſetzt werden: 

1) ſolche, die aus dem Wechſelrecht hervorgehen, 

2) ſolche, die dem Beklagten unmittelbar gegen den Kläger 
zuſtehen. 

In die erſte Kategorie würde ber Einwand des nicht recht⸗ 
zeitig erhobenen Proteftes und des Fehlens eines Requiſits des 
Wechſels gehören, fagt Stabtrichter Borchardt in feiner Abhand- 
fung über die Einreden im Wechſelproceß 1). In ähnlicher 
Weiſe Ipricht ſich Straß in feinem praftifhen Handbuch?) ang: 
„Die Einwendungen au dem Wechſelrecht erſcheinen meistens 
nur formeller Natur und müſſen fich daher darauf beziehen, daß 
bem Wechfel ein wejentlicheg Erforbernig” fehle, daß bei bem 
Protefte Etwas verfäumt fet u. dgl. mehr. Auch Liebe 3) fcheint 
damit übereinzuftimnen, wenn er jagt: „Die aus dem Mech- 
jelrecht abfließenden Einreden, deren Rechtsfundament eben im 
Mechfelrecht zu fuchen tft, die alfo auf die Form des Wechſels, 
auf die mit diefem vorzunehmenden Handlungen fich beziehen, 


1) Archiv 1. Ob. ©. 198 u. f. 
2) Zu Art. 82, Anmerkung 2. 
8) Erläuterungen der allg. W.D. 8. 82, ©. 216. 
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ſtehen ſchlechthin jedem Wechſelſchuldner zu ; jeder Indoſſant Tann 
fi 3. B. gegen die Negreßklage eines Nachmanns auf ein ein- 
getretenes Präjudiz berufen. Brauer %), einer der Mitrebafteure 
ber W.O., drückt fi fo aus: „Allgemein und ohne Beziehung 
auf ein unmittelbares Nechtöverhältnig zwifchen dem Kläger nnd 
dem Beklagten jind Einreden nur dann ftatthaft, wenn fie aus 
dem Wechſelrecht jelbjt hervorgehen. Dahin gehören: 

&) Einreden, die aus ber Form ober dem Inhalt der Wech- 
jelerflärung hergenommen, oder gegen die Aechtheit derſelben ge- 
richtet, 

b) Einreden, welche aus der Nichtbeachtung einer mwechfel- 
mäßigen Solennität oder 

c) wechjelprocefjualiicher Vorfchriften hergeleitet find. 

Ungefähr ebenfo ſprechen fich andere Commentatoren ber 
W.O., welche mir zu Gebot Stehen, aus: nur Koch 5) macht 
auf den Unterſchied zwiſchen der negativen Litisconteſtation mit⸗ 
telft Beitreitung der Zuläffigfeit oder Begründung der Klage, 
und den eigentlichen Einreden aufmerkjam, und meint (S. 314), 
man werde ald Einwendungen folder Art, die aus dem Wech- 
felrechte hergenommen find, nur ſolche anfehen dürfen, welche 

1) Erforderniffe verneinen, die abjolut oder in Beziehung 
auf den Beklagten zur Begründung der Wechſelmäßigkeit bes 
Anſpruchs gehören, und welche 

2) einen formellen Grund behaupten, durch welchen dag 
Wechſelrecht abjolut oder im Verhältuiffe des Klägerd zu dem 
Beklagten ausgeſchloſſen wird. 

Aber nach feiner eigenen Ausführung find die unter 1) 
angeführten Einwendungen Feine Einreden, fondern nur eine ne⸗ 
gative Kitisconteftation. Sollte man wirklich den Verfaffern der 
Wechſelordnung zutrauen, fie hätten im Art. 82 dem Beflagten 
das Recht einräumen wollen, die formelle Zuläffigfeit oder die 
materielle Begründung ber Klage zu bejtreiten ? Um eine Wech⸗ 
ſelklage auftellen zu können, muß ich 3.38. mich auf einen Wech- 


4) Erläuterungen ber allg. W.O. (erfie Ausgabe) ad $. 82. 
5) Das Werhfelrecht nach den Grunbfäben ber allg. D. W.O. ad $. 82 
©. 809 u. f. 
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fel berufen koͤnnen. Wenn aber die Urkunde, auf welche id) 
mich berufe, überhaupt Fein Wechfel (eine Anweifung, ein Schuld⸗ 
ſchein) tft, oder wenn ihm ein wejentliche® Erforberniß fehlt, fo 
ift die Klage abzumeifen, weil fte nicht begründet ift. Der Be: 
Magte, welcher auf dieſe Mängel aufmerfiam macht, bringt feine 
Einreden vor, fondern er beftreitet, daß das Klagbegehren burch 
die Urkunde, auf melche es geſtützt wird, nerechtfertigt ift. Eben» 
fomwentg halte ich das Vorbringen de Beklagten, der Wechſel fei 
präjubicirt, für eine eigentliche Einrede. Es iſt nämlich unbe: 
ftritten, daß auf den Grund eines Wechſels, ohne Proteft, we- 
der gegen Indoſſanten nod) gegen den Andfteller eines gezogenen 
Wechſels geklagt werben kann; einer jolchen Klage fehlt es an 
einer wefentlichen Vorausſetzung ber Zuläſſigkeit, fte koͤnnte von 
dem Gericht abgewiejen werben, ohne daß es den Beklagten auch 
nur gehört Hat. Wird dagegen mit dem Wechjel eine Proteft- 
Urkunde vorgelegt, ſo tft wenigſtens formell ber nöthigen Bor- 
ausfegung einer Klage gegen Indoſſanten und Traffanten Genüge 
gefchehen. Aber der Beflagte kann einwenden, der Proteſt fei 
nicht rechtzeitig oder nicht von dem competenten Beamten aufge: 
nommen, ober er habe wefentliche Fehler, Auslaſſungen, Nafuren 
u. f. w. Auch bier befindet fich der Beklagte noch innerhalb ber 
Grenzen ber negativen Littscontejtatton ; er beftreitet, daß die 
Klage begründet , daß das Klagbegehren gerechtfertigt tft. Die 
Indoſſanten und der Xraffant haften nicht principaliter aus 
dem Wechjel, jondern nur eventuell für ben Kal, wern ber Wech⸗ 
jel von dem Hauptſchuldner nicht bezahlt wird; daß biefer Fall 
eingetreten, Tann nur durch bie Proteft = Urkunde nachgewieſen 
werben; andere Beweismittel werben nach einer ſeit Jahrhunder⸗ 
ten gleich bleibenden Praxis nicht zugelafien. Iſt num aber 
eine Proteſt-Urkunde wejentlich mangelhaft, d. h. hat fie einen 
ſolchen Fehler, ber ihre Nichtigkeit zur Folge hat, fo tt diefer 
Fall der nämliche, wie wenn gar feine Proteſt-Urkunde vorläge; 
mithin ift die Klage wegen mangelnder Begründung abzumelfen. 
Ebenſo dürfte der Fall zu beurtheilen fein, wenn die Proteſt⸗ 
Urkunde nicht zur rechten Zeit aufgenommen wurde; ber Traf- 
fant und die Indoſſanten werfprechen nämlich nicht, daß der 
Hauptſchuldner jeder Zeit zahlen werde, ſondern fie verjprechen 
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nur, daR er zur Verfallzeit zahlen werbe, Gerabe ber Umſtand, 
daß zur Verfallzeit nicht bezahlt wurde, tft die Voraus⸗ 
ſetzung der Klage wider die Indoſſanten und ven Traſſanten; 
diefer Umstand muß und kann nur durch eine PVroteft- Urkunde 
erwiejen werden. Wird nun vom Kläger eine ſolche Urkunde 
vorgelegt, ergibt ſich aber aus berfelben, daß fte zu einer ans 
dern Zeit aufgenommen tft, jo ift bie Klage nicht begründet und 
darıım abzumeljen. 

Koch bemerkt von den sub 2 genannten Cinwenbungen: 
„dieſe find wahre Erceptionen.” Als Beifpiele führt er die Ver: 
jährung und dad Prämbiz an (S. 314, Zeile 6 von oben). 
Aber dieje beiden Einwendungen ftehen durchaus nicht auf glei⸗ 
her Stufe. Durch die Verjährung erliicht ein vorher beſtande⸗ 
ned Recht; aber aus einem präjubicirten Wechjel findet, wenig: 
ſtens gegen Indoſſanten und Traffanten, gar fein Klagerecht ftatt. 
Die Faſſung des F. 41 der W.O. deutet darauf hin, indem es 
dort heißt: „Zur Ausübung des Regrefles gegen Indoſſanten 
und Aussteller (des gezogenen Wechſels) ift erforderlich u. |. w. 
Wenn nun ber Bellagte ſich in der Weile vertheibigt, daß er be⸗ 
hauptet, der Proteft jet nicht rechtzeitig erhoben, fo leugnet er, 
daß dad Erforderniß für die Regreßklage, wie jolches in 6. 41 
der W.O. vorgefchrieben ift, vorhanden fe. Man Tann biefen 
Gedanken auch jo ausbrüden : Die rechtzeitige Proteft:Erhebung 
ift Bedingung bed Regreſſes gegen Indoſſanten und Traffanten ; 
folglich findet die Klage gegen diefe Perfonen nur ftatt, wenn 
diefe Bedingung eingetreten tft. So faßt z. B. Koch J. c. ©. 229 
die Sache auf. Er fagt: „Die Bedingungen des Regreßan⸗ 
ſpruchs find: 

1) der Wechjel muß zur Zahlung auf Verfall und nicht 
fpäter präfentirt worden fein. 

2) Die Präfentation zur Zahlung und bie Nichtzahlung 
müffen durch einen Proteft dargeihan werben; andere Beweis⸗ 
mittel find unzuläflig- 

8) Der Proteft muß rechtzeitig aufgenommen worden 

4 
Sind die Bedingungen nicht erfüllt, fo ift Fein Klagerecht 
vorhanden. 
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Thoͤl's Auffaffung ftimmt damit überein; denn er jagt 9): 
„Das Mechfelveriprechen des Begebungdvertragd begründet den 
MWechfelregreß für den Fall, daß die Zahlung ber Tratte aus: 
bleibt, und dafür der Beweis durch einen Proteſt Mangel Zah⸗ 
lung da iſt.“ Eine Regreßklage kann daher nur dann angeftellt 
werben, wenn der Fall, für welchen bad Verſprechen gegeben 
wurde, eingetreten ift. Selbſt Brauer kann für diefe Anficht an⸗ 
geführt werben. Er fagt zu $. 44 der W.O.: „Die durch ben 
Accept begründete Wechjelverbindlichkeit ift eine unbedingte 
d. 5. fie hängt nicht von ber Diligenz ber rechtzeitigen Präfen- 
tation zur Zahlung und Proteftation Mangel® Zahlung ab.” 
Hier wird bie unbedingte Verbindlichkeit des Acceptanten ver be- 
bingten des Indoſſanten und des Traffanten entgegengeftellt. 
Ebenso unbebingt wie der Acceptant haftet der Außfteller eines 
- eigenen Wechſels, wie dies Brauer in der Anmerkung 1 zu $.98 
ber WO. ausführt. Deshalb bebürfen bie Klagen gegen ben 
Acceptanten bed gezogenen und gegen ben Außfteller des eigenen 
Wechſels nicht derjelben Vorausſetzungen, wie bie Klagen gegen 
den Indoſſanten und gegen den Zraflanten. Ein an fich ver: 
ſchiedenes Rechtsverhältniß jet eine verſchiedene Klagbegründung 
voraud. Wenn man aber, wie die oben_angeführten Schriftftel- 
fer tbun, da Präjubiz ala Beifpiel der unter die erfte Kategorie 
ber in Art. 82 der W.D. bezeichneten Einreden gehörigen Fälle 
aufführt, fo Läuft man offenbar Gefahr, den Irrthum zu weden, 
als könne jeder Wechſelklage dieſe Einwendung entgegengefeßt 
werden. Denn daß tft doch wohl ber Sinn der Unterſcheidung 
zwiichen den beiden Kategorteen der Einreben, von denen Art. 82 
handelt. Zur erften Kategorie gehören diejenigen, deren fich je⸗ 
der Wechjelbeflagte bedienen kann; zur zweiten diejenigen , beven 
fih nur ein bejtimmter Beklagter gegen einen beftimmten Kläger 
bebienen kann. So fagt Brauer zu 6. 82: Allgemein und 
ohne Beziehung auf ein unmittelbares Rechtsverhaͤltniß zwiſchen 
Kläger und Bellagten find Einreden nur dann ftatthaft, wenn fie 
aus dem Wechfelrecht jelbit hervorgehen. Noch bejtimmter drückt 
ſich Liebe in der oben ſchon citirten Stelle dahin aus: Die aus 


6) Im 2. Bande feines Handelsrechts $. 217. 
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dem Wechſelrecht abflteßenden Einreben ſtehen ſchlechthin 
jedem Wechſelſchuldner zu. Jeder Indoſſant kann fi 3.2. 
gegen die Regreßklage eined Nachmanns auf ein eingetretenes 
Präjudiz berufen, jeßt er Hinzu. Dieſes Beispiel ift aber fchlecht 
gewählt, da weder der Acceptant noch der Ausſteller eines eiges 
nen Wechſels fich auf die Verfäumung des Proteft? berufen 
kann, vrgl. W.O. 5. 44. Wenn alfo in die erfte Kategorie des 
Art. 82 der W.O. diejenigen Einreben gehören, welche jebem 
Wechſelſchuldner zuftehen, jo darf das Präjudiz nicht bahin ges 
rechnet werben. 

Aber welche Einreben gehören denn in biefe Kategorie? 
Brauer führt und, wie wir eben gefehen haben, dreierlei Einre⸗ 
den vor, nämlich = 

a) Einreden, die aus der Form oder dem inhalt der Wech⸗ 
felerflärung jelbft hergenommen oder gegen die Aechtheit berjel- 
ben gerichtet find. 

Was nun zunächit die Mängel der Zorn betrifft, fo ift 
ichon oben darauf hingewieſen, daß der Beklagte, welcher auf biefe 
Mängel aufmerkfam macht, nicht eine eigentliche Einrede vor- 
bringt, jondern die Klagbegründung beftreitet. Noch weit mehr 
tritt diefe Stellung des Beklagten hervor, wern er die Aechtheit 
feiner Unterfchrift Teugne. Daß biefe Art der Vertheidigung 
eine negative Litisconteſtation ift, wird Niemand in Abrebe ftels 
len wollen. Bleiben die Einreden, welche aus dem inhalt ber 
Wechjel: Erflärung ſelbſt Hergenommen find. Dieſe verbienen 
allerdings eine bejondere Berücjichtigung, weshalb wir auf bie 
felben fpäter wieder zurückkommen werden. 

b) Einreden, welche aus ber Nichtbeachtung einer wechſel⸗ 
mäßigen Eolennität hergeleitet find, 3.98. daß nicht wegen Nicht: 
zahlung proteftirt, die Nothadreſſe nicht befragt, der Sichtwechſel 
nicht in der gejeßlichen Friſt vorgezeigt, dem Vormanne nicht 
notificirt fei u. ſ. w. 

Alle diefe Bemänglungen find Feine eigentlichen Einreden, 
ſondern müſſen als Beitreitung der Klagbegründung angefehen 
werden; auch koͤnnen fie nicht jeder Wechfelklage ſondern nur ber 
Wechſel⸗Regreßklage mit Erfolg opponirt werben. 


c) Einreden, die aus der Nichtbeachtung wechſelproceſſua⸗ 
Beitfrift für Handelsrecht. Sp. VI. 8 
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liſcher Vorfchriften hergeleitet find, 3. B. daß bie Wechſelklage 
vergährt, der Wechſelcurs nicht befcheinigt jet u. |. w. 

Daß ber Wechſelcurs nicht beicheinigt jei, wird wohl Nie: 
mand für eine Einrede erflären; wenn fich dagegen Jemand auf 
die Verjährung beruft, jo vertheidigt er fich allerdings mittel? 
einer wahren Einrede. Iſt diefe aber aus dem Wechfelrecht ab- 
geleitet? Die Verjährung ift ein eivilrechtlicheg Inſtitut. Daß 
die Wechſelklagen in kürzeren Friſten verjähren, fann nicht eins 
mal als eine Eigenthümlichkett des Wechſelrechts gelten, da viele 
andere Klagen in ebenſo kurzer oder in Fürzerer Frift verjähren 
3.8. die Klagen wegen Viehmängel. Man kann alſo nicht jagen, 
die Einrede der Verjährung gehe aus dem Wechjelrecht hervor. 

Bezüglich der Einrede der Zahlung gilt dad Nämliche. 
Durch die Zahlung wirb nach dem Civilrecht jebe Forderung 
getilgt. Diefer Eat muß auch im Wechjelrecht Geltung haben 
und daher jagt Liebe 1. c. S. 217 mit Recht, die Zahlung de 
Acceptanten bilde den Grund einer von dem Negreßpflichtigen vor- 
zufchügenden und gewiß zuläßigen Einrede. „Ebenfo, ſetzt er hinzu, 
wird jeder Negreßpflichtige bie von einem Vormann oder von eis 
nem Nachmann geleiftete Zahlung, infofern daraus die Illegitima⸗ 
tton des Kläger? folgt, vorjchügen fönnen..” Nach ven Entſchei⸗ 
dungen, welche Borcharbt in ber zweiten Auflage feiner Bemers 
Lungen zur allg. D. Wechfeloronung Zufat 854 mittheilt, neh⸗ 
men aber die Gerichte an, dem Bellagten ftehe dieſe Einrebe 
nur wegen ber Zahlungen zu, die er felbft gemacht hat. Dieſe 
Anficht Icheint mir nicht haltbar. Denn es ift allgemein aner- 
kannt, daß durch die Zahlung, welche beim eigenen Wechfel ber 
Ausfteller, bei dem gezogenen Wechſel der Bezogenen leitet, alle 
Wechſelſchuldner befreit werben. Dies folgt aus dem befannten 
Grundſatz des Civilrechts, daß die Zahlung, welche ber Haupt⸗ 
ſchuldner leiſtet, alle Perfonen befreit, welche für die nämliche 
Schuld verhaftet find. 

pr. Inst. quibus modis tollitur obligatio 3. 30. 
l. 23. 40. 53 de solutionibus 46. 3. 

Wenn in dem Urtheil des Berliner Obertribunal3, welches 
Borchardt 1. c. anführt, gefagt wird, die Zahlung müfle, um 
bie Wirkung der Tilgung ber Wechjelverpflichtung zu haben, eine 
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wechjelmäßige db. 5. eine nach ben Vorfchriften des Wechſelrechts 
befreiende Zahlung fein, fo tft damit eigentlich nicht? ande⸗ 
red gejagt, al? die Zahlung befreit nur dann, wenn fie be 
freit. In einem Urtheil deffelben Gerichtshofs v. 22. Juni 18527) 
wird gelagt, der Einwand ver Zahlung gehe nicht aus dem Wech⸗ 
jelrecht hervor, ſondern fei ein allgemein civilrechtlicher und falle 
demgemäß unter die zweite Beitimmung des Art. 82 der W.O.“ 
Sch will dies zugeben; aber gerade bewegen muß man auch 
die Grundſätze des Givilrecht3 über Zahlungen zur Anwendung 
bringen. Nach diefen Grundjägen hat das Oberappellationdges 
richt der freien Städte den 21. Juni 1855 in einem Tall er- 
fannt, welchen Borchardt in der Note 267 anführt. Auch ein 
Erfeuntniß des Handelögericht? zu Hamburg vom 17. Mat 
1851 ®) ſcheint von berfelben Anficht auszugehen. Selbft das 
Dbertribunal in Berlin bat ſich nicht ganz diefer Anficht ver: 
Schließen können. In einen Urtheil v. 8. Mai 1858, welches 
in dem 8. Bande des Archivs für Wechielreht S. 173 mitge⸗ 
theilt wird, erfennt dieſer Gerichtähof an, daß alle wechſelmäßi⸗ 
gen Verbindlichkeiten gegenüber allen durch den Wechſelnexus vers 
pflichteten Berfonen alsdann erlöfchen, wenn bei ber Seiten? be 
Acceptanten geleifteten Zahlung bezweckt worden tft, das burch 
den Wechjel begründete Schuldverhältniß aufzuheben.” Allerbings 
wird bier Werth auf den Umftanb gelegt, daß der Zahlenve im 
einzelnen Fall die Aufhebung des Schuldverhälmiſſes mittels 
ber Zahlung bezwedt habe. Ich glaube aber, man dürfte kaum 
fehlachen, wenn man behauptet, dieſer Zweck Ttege jeder Zahlung 
zu Grund. Daß Obertribunal fagt ferner in jenem Erkenntniß: 
„Der befricdigte Wechjelgläubiger kann, ohne ber exceptio doli 
„zu verfallen, nicht dasjenige noch einmal fordern, was er al? 
„Zahlung und zum Zweck der Tilgung des Wechſels empfangen 
„hat.“ Mit viefen Sat hat das Obertribunal feinen frühern 
Anfichten den Rüden gekehrt, und es ift kaum zu bezweifeln, 
daß diefer Gerichtshof, deſſen Enticheidungen für alle deutſchen 


7) Archiv f. Wechjelreht 2. Bd. ©. 451. 


8) Archiv f. Wechſelrecht. 2 Bb. ©. 445. 
3 * 
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Länder von der größten Bedeutung find, zu den richtigen Grund: 
ſätzen zurüdfehren wird. 

Wenn nın die Einrebe der Zahlung ebenfall® nicht zu den 
Einreden gehört, welche aus dem Wechſelrecht hervorgehen, jo ge: 
räth man in große Verlegenheit, überhaupt ſolche Einreden zu 
finden, weldye in dem eriten Abſatz des Art. 82 der WO. ge: 
meint fein Tonnen. Eben dadurch wirb man zu ber Trage ges 
drängt: Welche Einreden Finnen die Verfaffer ver W.O. gemeint 
haben? Man ift um jo mehr zu diefer Frage berechtigt, ald man 
unter Einreden nach dem bisher üblichen Sprachgebraudh nur 
Thatfachen verfteht, durch welche ein früher beſtandenes Recht 
wieder aufgehoben wird. Wenn biefe Begriffäbeftimmung rich 
tig ift, fo ergibt fich aus derjelben, daß Einreden nicht aus dem 
Mechielrecht hervorgehen Tönnen. Durch dieſe Betrachtung 
werden wir zu der Trage geführt, ob bier vielleicht ein Redak⸗ 
tiondfchler unterlaufen iſt? In 8. 98 des Entwurfs, welcher 
den Berathungen der Leipziger Conferenz zu Grund gelegt wurde, 
findet fich wörtlich dieſelbe Beftimmung, zu deren Rechtfertigung 
in den Motiven nur gejagt wird, bielelbe fei anerkannten Rech⸗ 
tend. Es wird fich deshalb auf das Preuß. Landrecht Theil 2, 
Titel 8, & 916 und 927 und auf die Bremer W.O. Art. 145 
bezogen. Auch diefe Gefege enthalten wörtlich die nämliche Be⸗ 
fimmung So 3. 2. fagt die Bremer MOD. : 

Bon zerftörlihen Einreden find nur diejenigen zuläflig, 
welche aus dem Wechjelrechte ſelbſt hervorgehen, oder unmittel- 
bar gegen den Kläger gerichtet find.” Nach den Bemerkungen 
von Albers zu diefem Artikel find unter den erfteren- diejenigen 
Einreden zu verftehen, welche bie Form des Wechſels, ven Re 
greß, die Verjährung u. |. w. betreffen. Wir erhalten daher 
bier jo wenig Aufichluß wie anderwärtd. Erft dad neue Han 
delsgeſetzbuch gibt ung einen Fingerzeig darüber, wo ber Fehler 
liegt. In Bezug auf die Wirkung des Indoſſaments ſagt Ar⸗ 
tikel 303: | 
Durch das Indoſſament gehen alle Rechte aus dem in- 

doſſirten Papier auf den Indoſſatar über. 
Der Berpflichtete kann fich nur folcher Einreden bedie⸗ 
nen, welche ibm nah Maßgabe der Urkunde 
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oder unmittelbar gegen ben jevesmaligen Kläger zus 
fteben. 

Hier iſt der Gedanke ar ansgedrückt: die Einreden find 
zweierlei Art, folche, die aus der Urkunde hervorgehen, und folche, 
bie aus irgenb einem Verhältniß zwiſchen den beiden im Streit 
befangenen Perſonen abgeleitet find. Die Urkunde ift die Baſis 
des ganzen Nechtsverhältnifies,, fie enthält die Bedingungen, un⸗ 
ter denen der Ausſteller derſelben fich verbindlich gemacht hat. 
Er kann nicht weiter in Anfpruch genommen werben, als bie 
Urkunde, bie er auögeftellt hat, entweder augbrüclich ober fols 
gerungsweiſe bejagt. Man hat auch zu feiner Zeit bezweifelt, 
daß da Jedermann Herr feiner Entjchließungen ift, man Nies 
manben weiter in Anfpruch nehmen kann, als er fidh verbinbs 
Lich gemacht hat. Wenn daher Jemand bezüglich feiner Ders 
bindlichkeit irgend eine Beſchränkung beigefügt hat, jo muß dieje 
berüctfichtigt werden. In der Wechſelordnung iſt dieſer jelbit- 
verftändliche Grundſatz vielfach anerkannt. Nach Art.9 der W.O. 
Tann der Ausſteller den Wechfel „nicht an Orbre” ftellen; in 
dieſem Fall hat das Indoſſament Feine wechfelrechtliche Wirkung. 
Nah Art. 14 kann der Indoſſant feinem Giro die Worte „ohne 
Gewaͤhrleiſtung“ beifügen; in diefem Tall haftet er nicht auß 
dem Indoſſament. Er kann auch nad Art. 15 die Weiterbes 
gebung durch die Worte „nicht an Ordre“ verbieten; in biejem 
Tall haben diejenigen, an welche der Wechfel aus der Hand des 
Indoſſatars gelangt, keinen Negreß gegen den Indoſſanten. Hat 
Semand dem Indoſſament die Bemerkung „zur Einkaflirung” 
oder „in procura“ beigefügt, jo gilt der Indoſſatar nah Art. 
17 nur ala Bevollmächtigter. Nach Art. 22 Kann der Bezogene 
die Annahme auf einen Theil der Wechfelfumme bejchränten, 
ober feiner Annahme andere Einfchräntungen beifügen. Nach 
Art. 24 kann man in dem gezogenen Wechjel einen vom Wohn⸗ 
ort des Bezogenen verſchiedenen Zahlungsort angeben; baburd) 
wird der MWechjel zu einem Domicilwechfel, in Bezug auf wel: 
chen ein bejonberer Grundfaß in Art. 43 aufgeftellt if. Man 
fann nach Art. 42 einem Mechjel die Bemerkung „ohne Koſten“ 
beifügen ; in diefem Fall unterliegt der Ausſteller dem Regreß, 
wenn auch fein Proteft erhoben tft u. j. w. Man cerfieht dar: 


pe — 
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and, daß Ichon die Wechſel-Ordnung ben inhalt des Wechſels 
und ber Indoſſamente berückfichtigt wifjen will, und daher dem 
Bellagten geftattet, ſich aller derjenigen Vertheidigungsmittel zu 
bebienen, welche diefe Urkunde an bie Sand gibt. Auch haben 
die Kommentatoren der W.O. died nicht überſehen. Es ift 
fhon oben erwähnt, daß Brauer als zuläffige Einreden diejeni— 


gen bezeichnet, welche au dem Inhalt ver MWechjel- Erflärung 


hergenommen find. In gleicher Weife jagt Bluntjchli in feinen 
Erläuterungen der allg. D. W.O. zu Art. 82: Zuläſſig find 
zunächft diejenigen Einreven, welhe aus dem Wechſel ſelbſt 
Mar gemacht werben können, 3. B. die Einrede bed Indoſſanten, 
daß er mit dem Vorbehalt „ohne Gewähr” oder „nicht an Ordre“ 
inboflirt habe. Dagegen ift es Leine Einrede, jet er hinzu, daß 
nicht Proteft erhoben worden, da der Proteit zum Klaggrund 
gebört. Auch Renaud hält in feinem Lehrbuch des Wechſelrechts 
$. 79 ſolche Einreden für ftatthaft, welche aus dem Inhalt ber 
Wechſel⸗Erklärung bergenommen find. 


Bejonderd beachtengwerth erjcheint mir die Bemerkung, 
welche die Commentatoren des Handelsgeſetzbuchs ber Preußiſchen 
Rheinprovinzen, Broicher und Grimm, zu Art. 136 daſelbſt ma- 
hen: Dem Inhaber eines Wechſels Fönnen nur diejenige Einmwen- 
dungen entgegengejeßt werben, welche aus dem Wechſel felbit 
oder aus dem Rechtsverhaͤltniß, in welchem er perjönlich zu dem 
Schuldner fteht, hervorgehen. Die Toltrin war daher lange vor 
Emanirung der Wechſel-Ordnung 9) auf der richtigen Spur; 
man hatte fi aber durch einen unrichtigen Ausdruck in dem 
Preußiſchen Landrecht irre führen laſſen, zumal dieſer auch in 
die Bremer Wechſel-Ordnung übergegangen war. Nachdem jetzt 
das allgemeine Handelsgeſetzbuch den Fehler verbeſſert hat, wird 
es nothwendig, die Wechſel-Ordnung mit dieſem tn Uebereinſtim⸗ 
mung zu ſetzen. Kann nun aber, ehe dieſes von der Geſetzgebung 
geſchehen, im Weg der doktrinellen Auslegung geholfen werden? 
Ich zweifle hieran keinen Augenblick. Es iſt, wie oben gezeigt 
worden, in der Wechſel-Ordnung allenthalben anerkannt, daß 


9) Jener Commentar iſt im Jahr 1885 erſchienen. 
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ben können, durchaus zuläffig find, während bis jet feine Ein⸗ 
reben entbecit wurden, welche aus dem Wechjelrecht hervorgehen. 
Auch Fönnen Feine jolche Einreden gefunden werben, weil Einre- 
den, wie Klagen, durch Thatſachen begründet werben müflen, 


deren Wirkung nicht allein nach dem Wechſelrecht, fondern nad 
dem geltenden Recht überhaupt zu beurtheilen ift. 


Was nun fpeciell die Einrede der Zahlung betrifft, welche 
biäher die größte Meinungsverfchiebenheit hervorgerufen hat, jo 
ift fie nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen zu beurtheilen. Jede 
Zahlung tilgt die Schuld; eine Theilzahlung tilgt fie zum Theil. 
Wer Zahlung erhalten Hat, beffen Forberung tft getilgt, folge 
lich kann er fie nicht mehr geltend machen, Wer nur Theilzah⸗ 
fung erhalten bat, beflen Forderungsrecht befteht nur noch für 
den Ref. Es ift völlig gleichgiltig, wer die Zahlung geleiftet 
hat; darum kann der Hauptſchuldner ſich auf die vom Bürgen 
geleiftete Zahlung, und ber Bürge fih auf die vom Haupts 
ſchuldner geleiftete Zahlung berufen. Der zahlende Bürge tritt 
in die Nechte bed befrichigten Gläubigerd wider den Hauptſchuld⸗ 
ner; biejer wird aljo durch die Zahlung des Bürgen wohl von 
feinem biöherigen Gläubiger, nicht aber von jeiner Schuld bes 
freit. Es tritt ein anderer Gläubiger an bie Stelle des biähe- 
rigen. Weiden wir dieſe Grunbfüge auf den Wechſel an, jo er: 
gibt fi: 

1) Durch die Zahlung, welche ber Außfteller des eigenen 
oder ber Acceptant des gezogenen Wechſels Teiftet, werben alle 
Indoſſanten, ſowie der Wechjelbürge frei, 


2) Durch die Zahlung, welche ein Indoſſant ober ein 
Mechjelbürge an den MWechjelinhaber Ieiftet, wirb deſſen For⸗ 
derung getilgt, dagegen tritt der Zahlende in feine Rechte ein. 
Es verfteht fich aber dabei von felbit, daß er dieſe Nechte de? 
bezahlten Wechſel⸗Inhabers nicht gegen diejenigen Perjonen gel: 
tend machen kann, denen er felbit Haftet, mithin nicht gegen 
feine Nachmänher, wohl aber gegen bie Vormaͤnner und gegen 
ben Hauptichulpner. 
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3) Was von ber Zahlung der ganzen Schuld gilt, ift auch 
auf Theilzahlungen, fo weit fie reichen, anwendbar. 

Anzführlicher Habe ich dieſe Grunbfäge in bem Archiv 
für MWechjelrcht Bd. 8, ©. 233 u. f. entwidelt. Diefelben 
find anerkannt in dem Bremer Einführungögefeß $-. 11 und in 
der Naffauer Wechlelproceß-Orbnung $. 31. 

Unter den Schriftftellern, welche die Einrede ber Zahlung 
ganz allgemein für zuläffig Halten, ift auch Straß 1. c. An⸗ 
merkung 3 zu Art. 82 anzuführen. Cine biametral entgegeu- 
ftehende Anficht wird von Dr. Wolff in dem Archiv für Wed; 
felrecht 12. Bd. ©. 127 u. f. vertreten. 
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Bindication, Amortifation und Außerkursfegung von 

Papieren, au porteur, fowie überhaupt von ncgoria- 

bein Baudelspapieren mit befonderer Berückfihtigung der 

Art. 305 bis 308 des Allgemeinen Deutſchen Bandels- 
geſetzbuchs. 


Von 


deren Stadtgerichtsrath Dr. Wolff 
in Frankfurt a. M. 


F. 1. 


Wenn man die praktiſche Wichtigkeit der negociabeln Hans 
delspapiere nach dem jo ſpärlich zugetheilten Raume, welche fie 
in dem Handelsgeſetzbuche einnehmen, bemefien wollte, jo würde 
man ficher einen großen Irrthum begehen. Aber wer ift wohl 
auch jo unbekaunt mit dem modernen Verkehrs⸗ und Induſtrie⸗ 
verhältniffen, um nicht zu wiflen, wie nicht allein auf ben gro⸗ 
Ben Geldmarkten täglich viele Millionen dieſer Papiere vermits 
telft der verfchievenartigiten Nechtögeichäfte umgeſetzt werben, ſon⸗ 
dern auch wie gerabe bie ganze Art und Weile, wie fich jett 
wenigen Jahrzehnten der Geld: und Handelsverkehr geftaltete 
und in feinem allen noch au ben Zeiten einer kurzſichtigen 
und pebantiihen Staats- und Yinanzpolitif ihm auferlegten 
Schranken und Feſſeln fpottenden gewaltigen Fluge ſich zu einer 
Macht entfaltete, der auch die abfoluteite Regierung fich entge- 
genzufeßen auf die Dauer als viel zu ohnmächtig befunden wer⸗ 
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ben würde. In ihrem innerften Lebensprincipe beherricht das 
Intereſſe des Verkehr? noch weit mehr die moderne Staaten: 
welt, ala es das Intereſſe der Politik nur je zu irgend einer 
Zeit zu thun im Stande war, ober vielmehr das politiiche In⸗ 
terefie ordnet ſich bald mehr bald weniger fichtbar und auffal- 
lend dem Verfehrsintereffe unter. Der gefammte Hanbelöver- 
kehr aber gipfelt fih auf ganz unverkennbare Weiſe in der Au2- 
ftellung und Weiterbegebung, in dem Gebrauche und ber Circu⸗ 
lation der Hanbelöpapiere und zwar vor Allem berjenigen, welche 
auf den Inhaber lauten oder zum Mindeſten doch als inboflir- 
fähig fich ergeben. Mit dieſen fogenannten negociabeln Han⸗ 
delspapieren wurde nicht allein die Phyſiognomie des Handels 
eine andere, fondern mit ihnen ſah auf einmal auch ber Zurift 
ein ganz neues Gebiet vor fich eröffnet, welches er lange Zeit 
vergeblich beftrebt war, fich zu unterwerfen. Das frifche freie 
Leben in feiner reihen Manntgfaltigkeit hatte es hier erreicht, 
ih gänzlich zu emancipiren von Rechtsanſchauungen, welche 
einer älteren oder doch anderen Wirthſchafts- und Cultur⸗ 
periobe angehören, und jpottete den lange Zeit vergeblichen 
Verfuchen der Männer der Wiſſenſchaft, es einzufangen 
undeinzuengen zwiſchen unhaltbare Gränzmauern , es freute 
fih in heiterem Jugendmuthe feines frohen Daſeins, unbeküm⸗ 
mert darum, ob es gelingen würde, ihm ein Necht auf fein 
Daſein auch wirklich nachzuweiſen oder nicht. Daß indeſſen ein 
ſolches Zurückbleiben der Wiſſenſchaft hinter dem Leben immer: 
bin etwas Unerquickliches bleiben mußte, leuchtet von jelbft ein, 
und an Anftrengungen folchen verberblichen Zwieſpalt zu beſei⸗ 
tigen bat es auch wahrhaftig nicht gefehlt, aber dieſe Anftren- 
gungen konnten nicht eher von Erfolg fein, als bis man fich 
dazu entſchloß, ſtatt daS Leben nach den fertigen Rechtstheorien 
zuzuſchneiden Lieber umgefehrt das Leben als das Pofitive, das 
concret Gegebene zu burchforfchen und aus ihm das abjtrafte 
Syſtem berzuleiten und Iogifch zu begründen. Wie lange war 
ber Wechfel in Gebrauch und in Girceulation, bis erft in ber 
neueren Zeit es Liebe gelang, burch die Theorie de Formal⸗ 
contract? ihn vwoifjenfchaftlich zu begründen, ihm bie richtige 
Stelle im Rechtsſyſtem anzuweiſen. Was aber vom Wechſel 
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gilt, das gilt auch von ven negociabeln Handelspapieren übers 
haupt, fie find beide demſelben Boden enwwachſen unb dienen 
dem gleichen Handelsintereſſe. Der Kaufmann erkannte dies 
ſchon lange, aber die Doctrin hinkte beſtändig nach und erſt das 
Allgemeine Handelsgeſetzbuch unternahm es, dieſe Gleichſtellung 
durch poſitive geſetzliche Beſtimmungen auszuſprechen. Es iſt 
dies ein Fortſchritt, der auf die theoretiſche Behandlung des ge⸗ 
ſammten Details der Handelspapiere nicht ohne Einfluß bleiben 
kann und dieſer Einfluß muß ſich vor Allem darin zeigen, daß 
man endlich aufhört durch unfruchtbareg Echrauben und Deuteln 
einen Zuſammenhang und einen Ausfluß aus den Grunbfägen 
des römifchen Rechtsſyſtems ausfindig zu machen, ber doch in 
feiner Weiſe vorhanden if. Mir haben vielmehr in den Han⸗ 
delapapieren ein nftitut ver und, welches fich Tebiglich nach 
Maaßgabe der Verkehrsbedürfniſſe ausbildete ohne danach zu 
fragen, wie fich die pofitine Gefehgebung wohl zu ihm ftellen 
würbe. Bet der ungemeinen Wichtigkeit, welche der Verkehr mit 
dieſen negociabeln Papieren rafch erlangte, konnte die Geſetzge⸗ 
bung biefelden unmöglich Tange ignoriren, um fo "weniger als 
ber Etaat felbft es in feinem höchiten Smtereffe fand, für feine 
eigenen Geldbebürfniffe die in Aufnahme gekommenen Anfchaus 
ungen der Handelöwelt zu aboptiren und fich namentlich bei 
den durch bie Vermittlung ber großen Banfhäufer zahlreich wies 
berfehrenben Gelegenheiten, wo die Staatskaſſe immer bebeuten- 
dere Anlchen contrabirte, ohne Widerrede ber beſtehenden Boͤr⸗ 
jenprari3 zu unterwerfen. Offenbar war es weniger das Anters 
effe des Staats an fih, welches bie Staatsbehoͤrde beftinmte, 
auf den Inhaber Tautende Schuldverſchreibungen auszuſtellen, 
noch leitete fie hiebei die fpontane Abficht, ſich neue und leichter 
auszubeutende Geldquellen zu eroͤffnen, fondern war es vielmehr 
lediglich dag erlangen der die Anlehen vermittelnden Ban⸗ 
quiers, welches jene bewog, die Staatzfaffe zur Emiſſion folcher 
Papiere zu ermächtigen. Damit war aber bie nothwendige 
Folge vernüpft, daß die Papiere auf den Inhaber überhaupt 
ala ſtillſchweigend anerkannt und fomit deren Gircnlation des 
Schutzes der Gerichte ficher fein durfte. Wir möchten barım 
auch nicht, wie 3. B. Stahl, Philoſophie des Rechts Bd. 2. 


44 Wolff: Vindikat. Amortifat. und Außerfursf. von Inhaberpapieren. 


©. 316, v. Savigny, Obligattonenredht II. $. 65, es thut, bie 
Emiffion von Inhaberpapieren durch den Staat ald etwas Sin- 
guläres, Anomales Hinftellen, das auf eine analoge Ausbehnung 
feinen rechtlichen Anfpruch machen Tann, inbem ber roͤmiſch 
rechtliche Grundſatz, daß Fein Vertrag mit einer persona in- 
certa eingegangen werben Tönne und daß es namentlich auch 
zum Weſen einer Forderung gehöre, daß der @rebitor eine be- 
ftimmte Perfon fei, nur in dem Falle cefliren bürfe, wenn das 
pofitive Geſetz eine folche Ausnahme ausdrücklich ftatuire, In⸗ 
ftitute aber, welche der Staat ſelbſt gefchaffen, wegen ihres pu⸗ 
bliciftifchen Charakter nicht mit Akten von Privatperfonen in 
Parallele geftellt werden könnten. Man kann immerhin zuge: 
ben, daß die bloßen Nechtzanfchauungen der Handelswelt nicht 
im Stande find ein neues pofitived Recht probuctiv zu zeugen; 
man Tann auch zugeben, daß ebenfowenig die bloßen Zweck⸗ 
mäßigfeitögründe (rationes utilitatis) etne jurifttiche Zeugungs⸗ 
fraft befiben, ebenſo, daß bie im Verkehrsleben zu wirklichen 
Nechtögewohnheiten gewordenen Rechtsanſchauungen gerade in 
Betreff der Hanbelöpapiere noch nicht fehr zahlreich find und 
auf diefem Gebiete überall ein Abichluß noch nicht erfolgt tft, — 
„ſo läßt ſich doch immerhin auf ber anderen Seite nicht in Ab: 
rede ftellen, daß im großen Ganzen die Hauptzüge dieſes noch 
in feiner Ausbildung begriffenen Gewohnheitsrechts, welches 
theilmweife bereits in die pofitive Geſetzgebung uͤbergegangen, un- 
verfennbar feitftehen und daß gerade diefe Hauptzüige eine prin- 
ctpielle Abweichung von den Grundſätzen des roͤmiſchen Rechts 
mit höchfter Evidenz aufweiſen. Dieſe Hauptzüge aber find 
1) Stricte Verbindlichkeit bed Schuldner auf bie Summe 
ver Letftung, über welche das betreffende Papier Tautet. 


2) Legitimation des Gläubiger? durch den Beſitz des Pa- 
piers, was zur Folge hat eineztheild, daß 
a) der Schuldner nur gegen Behänbjgung bed Papiers 
Zahlung zu leiften verpflichtet fein kann und 
b) daß als Gläubiger lediglich Derjenige zu betrachten tft, 


welcher bad Papier votrlih in Händen hat und zur Zahlung 
probucirt, mithin zur Webertragung ber Forderung von Sei: 
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ten des urſprünglichen Gläubiger bie bloße Aushändigung 
des Papiers genügend ericheint. 

Stehen aber diefe Grundzüge unbebenklich feft, jo ift auch 
an ſich klar, daß gerade das Weſen, die Natur der Inhaberpg 
piere nach den Grundſatzen des roͤmiſchen Eivilvecht3 nimmer:__ 
mehr zu conſtruiren iſt, mithin dieſes in keiner Weiſe Geltung 
für dieſes Inſtitut beanſpruchen kann. Wir erinnern hier nur 
an Folgendes: 

a) Die Schuldurkunde iſt ein instrumentum indiscre- 

tum. 

b) Das Recht des Gläubigers aus ber Schuldurkunde, 3 
fowie die Verbindlichkeit aus derſelben wird ſchon durch die /- —2 — 
bloße Aushändigung des Papiers von Seiten des Letzteren 
an den Erſteren exiſtent. 

c) Die Uebertragung des Rechts aus der Schuldurkunde 
auf einen Dritten geſchieht durch die bloße Weiterbegebung 
des Papier? von Seiten des Gläubiger?. 

d) Ton Anwendung der Grundſätze der römijch rechtlichen 
Seflion kann durchaus Feine Rede fein, namentlich darf ber 
Schuldner mit Teinerlei Einreven gehört werben, welche ber 
Perſon des Mechtövorgängerd des bermaligen Papier⸗ und 
Forderungsinhabers entnommen find. 

Der Schuldner kann und fol zahlen gegen Aushänbigung 
ber Echuldurfunde ine Weigerung Tann zufolge allgemeiner, 
überall geltender Nechtögrundfäge nur in bem einen Falle ftatt- 
haft erjcheinen, wenn ein Befiter bet dem Erwerb des Papiers 
fih eine Unredlichkeit, einen vechtäwibrigen dolus zu Schulden 
tommen ließ. 

Wir jehen bier, daß ſich das aus dem Papier geltend zu 
machende Forderungsrecht jo feft an bad Papier anklammert, 
daß es von dem Papier nicht zu trennen und ber Beſitz de? 
letzteren tet? als das enticheivende Moment zu betrachten ift. 
Dies iſt auch in den Augen bes Kaufmann dag punctum sa- 
liens, ihm ift das Papier nicht bloß Mittel zum Zweck, ſondern 
jelbftändiger Zweck, bei allen Rechtsgeſchäften, welche über der⸗ 
gleichen Papiere vollzogen werben, hat er lebiglich die Ueber⸗ 
tragung des Eigenthums oder doch wenigſtens des Beſitzes dei 
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Papterd im Auge, dieſes tft ihm gleich einer Förperlichen Sache, 
einer Waare, er fpricht, indem er von der Yorderungsnatur des 
Papier? ganz abfieht, nur vom Kauf und Verkauf u. dgl. des 
Papiers. 

Will ſich nun der Juriſt trotz dieſer Formloſigkeit der 
Circulation der Inhaberpapiere nicht beſtimmen laſſen, von der 
Anwendung der römiſch rechtlichen Grundſätze ber Tyorderungs- 
übertragung abzuftehen und nur dle Grundfäbe der Ceſſion, ober 
Novation bei allen berartigen Nechtzgeichäften ala maaßgebend 
betrachtet wiflen, jo wird er fich in unzählige Widerfprüche und 
Inconſequenzen verwideln. Die Echwierigleiten, die Natur der 
Inhaberpapiere logiſch zu conftruiven, wachjen, fofern man fich 
von den römifd) rechtlichen Grundfäben nicht loszumachen weiß, 
je tiefer man in das Detail eingeht, während gegentheiligenfall3 
die ganze Lchre durchaus klar und einfach erjcheint. 

Uebrigend wurde die Waarenqualität der Juhaberpapiere 
ſchon von mehreren Schriftjtellern erfannt 3. B. Bender, Verf. 
mit Staatöp. 2. Ausg. $. 35 und 63, C. %. Koch, Die Lehre 
v. d. Ueberg. der Forderungsr. u. |. w. $. 26 ©. 143, Müh— 
lenbruch, Geflion 2. Ausg. ©. 450 und noch neuerbingd von 
Sad, Hanbelgreht Bd. 1 ©. 92, deögleichen Liebe, Die Allg. 
Deutſche Wechjelordn. zu Art. 36*). Aehnlich Savigny, Ob⸗ 


e) Es heißt hier S. 219: In ben Papieren au porteur vereinigt ſich 
bagegen Obligationenrecht und bdingliched Recht. Ihnen liegt ein 
obligatorifches Verbältnig zum Grunde und dag Necht des Inhabers 
auf Realifirung bed Papiers gegen ben Ausſteller ift ein perfünliches. 
Daneben macht fi) aber auch das dingliche Moment geltend. 
Es ift — wenn biefer Außbrud ganz genau wäre — lex contrac- 
tus, daß nicht der nach den gewöhnlichen Regeln von ber Uebertra- 
gung der Yorberungsrechte Legitimirte, fondern ber Inhaber als 
Gläubiger gelten folle, Deßhalb ijt bier bad Innehaben und ber 
Erwerb — eben wie beim bloßen Papiergelde — an fi von ne 

tereſſe. Mit dem Erwerb ber Sache geht auch ein Forderungsrecht 
über. Dan kann daher ſolche Papiere, da ihr Uebergang aus einer 
Hand in bie andere ein Verkehr mit einer Sache und nit ein 
Uebertragen von Forderungsrechten ift, da ihre Natur als wertb: 

volle Saden ganz entjcheibend hetvortritt, auch vindiciren. 
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ligat⸗R. Bd. I. ©. 99*), Bluntſchli, Deutfches Privatrecht 
Bd. 2. Cap. 3.9). 

Die Qualität der Inhaberpapiere als Werthpapiere zeigt 
ih aber namentlich auch in ihrer Verkaufs- und Veräußerungs⸗ 
eigenfchaft, die fich in ihrem Kurswerthe repräfentirt, indem 
deren leichte Cireulation hauptſächlich hierdurch und weit weni⸗ 
ger burch den Umstand, daß zu irgend einer Zeit bie Forderung 
fällig wird und der Betrag von dem Schuldner erhoben werben 
Tann, bebingt erfcheint. Hat gleich das Papier an fich Teinen 
Werth, jo bat es doch einen unläugbaren Werth dadurch, daß 
ed eine zu einer beftimmten Zeit fällige Summe repräfentirt ; 


mit dem Verfalltage fteht es in der Macht des Beſitzers, bafjelbe 
gegen denjenigen Betrag über welchen es lautet ohne jede wei⸗ 
tere Foͤrmlichkeit um zutauſchen. Am evidenteften tritt dieſe 
eigenthümliche Qualität der Werthpapiere in den Banknoten 
hervor. Diefelben find nämlich, wie fchon aus ihrer eine For⸗ 
berung anbeutenden Yorm***) hervorgeht, fein Papiergeld, ſon⸗ 


*) Eine folge Urkunde (auf den Inhaber) ift ein Körper, eine Sache, 
alfo möglicher Gegenſtand des Eigentbums und bed Befibed. Dem 
widerſpricht freilich eine andere Stelle auf ©. 179: „Papiere auf 
ben Inhaber, bie gar feinen Werth für fih Haben, fondern bloße 
Schuldſcheine find, Beweisurfunden über Obligationen, von beren 
Törperlihdem Dafein die Fortdauer ber Obligation felbft ganz unab⸗ 
hängig if.“ 

*+) Die Schuldſcheine au porteur find nicht blos Beweisurfunben für 
Forderungen, welche außer ihnen ein: felbfländiges Dafein Haben, 
fondern die Forderungen find gleichfam mit ihnen verwachſen, an fie 
gebunden. — — Der Nebergang dieſer Forberuugen geſchieht Daher 
nicht in ber obligatorifchen Form ber Ceſſion (Bertragäform), ſon⸗ 
dern im Anſchluß an bie Befigübergabe des Schuldſcheins d. h. in 
einer fachenrechtlihen Form. — — Mer ben Schein bat, ift Gläu⸗ 
Diger u. ſ. w. — Ebenſo in ber zmeiten Auflage S. 823: „Wie 
daB Recht der Forderung aus bem Papier bem Befige deſſelben 
folgt, fo folgt auch das Eigentbum an bem Papier lediglich dem 
Befitze. Der Befiber wird nicht blos als Gläubiger vermutbet: 
er iſt ber®läubiger, und der Gläubiger iſt Eigenthümer 
bed Werthpapiers.“ 

e2) So heißt es 3. B. auf den Frankfurter Banknoten: „Die Frankfur⸗ 
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dern ebenfall3 Werthpapiere. Der Unterfchieb zwiſchen gewöhn- 
lichen Werthpapieren auf Inhaber und Banknoten beiteht nur 
darin, daß bie eriteren eine betagte Forberung repräjentiren, 
dagegen die Banknoten, da fie auf Sicht Tauten, jederzeit gel: 
tend gemacht werben dürfen. 


§. 2. 

Es iſt aber dieſe beſondere Natur der Inhaberpapiere von 
dem entſchiedenſten Einfluſſe auf deren äußere und innere Schick⸗ 
fale, wie fich dies denn namentlich auch bei deren Außerbefik- 
jegung zeigt. Die Behanblung ber jo ſchwierigen ragen ber 

Bindicatton, Amortifation und Außerkursſetzung der Inhaber: 
Aapiere kann nur unter der Vorausfeßung der richtigen Erfennt- 
ber Natur diefer Papiere genügend gelöſt werben. Wir 
müflen indeſſen hierbei vorerjt ganz davon abjehen, in welcher 
Weiſe durch die Partitulargefeßgebung, auf welche wir fpäter 
zurückkommen werben, die Refultate, welche wir aus der Natur 
der nhaberpapiere zu ziehen und gendthigt finden, mehr ober 
weniger willführlich oder ang dem Weſen der Sache fernelie⸗ 
genden Gründen modificirt worden find. Die Willkühr in ber 
Gefeßgebung beruht doch wenigjtend auf praftiichen Urfachen, 
auf vermeintlichen oder auch wahren Bedürfnifien des Verkehrs, 
während die Willführ und Inconſequenz in der theoretifchen 
Behandlung dieſes Inſtituts fich durch nichts rechtfertigen läßt. 
Das mit jo viel Aufwand von Scharffinn von Kuntze (a. a. O. 
©. 285—329) entwidelte Syſtem, nach welchem dem Inhaber⸗ 
papier vier verjchiedene Funktionen, bie Genital=, Vital-, Final: 
und Proceßfunktion (analog mit Creation oder Emiſſion, Weis 
terbegebung, Einloͤſung und Sadhlegitimation) zufommen, trägt 
bet näherer Prüfung, nicht das Geringfte zum befferen Ber- 
ftänpniß bei. Die Creation und Emiflion, die formlofe Weiter: 


ter Bank bezahlt gegen bdiefen Bankſchein fünf Gulden in baarem 
Gelbe," während das Papiergeld fih ganz abftraft als Gelb hin⸗ 
ſtellt z. B. „Königreih Würtemberg. Zehn Bulden in fi. 52%, Fuß. 
Königlih Würtemb. Papiergeld. Königl. Staatshauptlafle." Bgl. 
übrigen? Kunge, Lehre von ben Snhaberpapieren $. 111. 
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begebung ber Inhaberpapiere bietet jurtftiich auch nicht die ges 
ringfte Schwierigkeit und Zweifelhaftigkeit, fobald wir un? nur 
erſt Har gemacht haben, daß ein ſolches Papier weber nur eine 


förperliche Sache ift, noch nur einen obligatorischen, vertrags⸗ 
mäßigen Anfpruch enthält, ſondern daß in demſelben beib 


vereinigt und verjchmolgen tft, jowie weiter, daß die Entftehung 
biefer Papiere (die Kreation und Emiſſion), die Girculation 
(die durch Verkauf, Verpfändung und Ähnliche Rechtsgeſchäfte 
vermittelte Weiterbegebung) und enblid die Mealifirung oder 


Einlöfung des Papierd auf kaufmänniſchem Uſus beruhen, ber 


SI. 


fich unter _engfter Anſchmiegung an bie Bedürfniſſe des Handels 


und Verkehrs feititellte. In dieſem Verkehre aber zeigte ſich 
und das nhaberpapier unter dem einzigen Geſichtspunkt einer 


Wagare, und nur unter biefem dürfen wir es auch juriſtiſch auf- 
faflen und conftruiren. Diefer Geſichtspunkt tritt am beutlich- 
ften bei ſolchen Schulbverjchreibungen hervor, bei welchen recht 
ich oder thatfächlich eine Einlöfung nie ftattfindet und die aus 
biefem Grunde nicht anders benn jede andere fruchitragende be 
wegliche Sache erjcheinen. Bei vielen Papieren finden wir näms 
ich, daß fie der Faufmänniiche Verkehr ganz gerade fo behan- 
belt, wie diejenigen, welche zu einer beitimmten Zeit realifirt 
werben Tönnen, benn baß diejelben in Folge der nicht ſtattfin⸗ 
benden Cinlöfung einen geringeren Kurswerth zu haben pfle- 
gen, wird man doch nimmer für eine verfchtebene kaufmänniſche 
Behandung im Verkehr ausgeben wollen. 

In der That bat denn auch die Doftrin es ſich noch nie 
beilommen laſſen, biejenigen Rechtänormen, welche eine allerortö 
übereinftinmenbe faufmännifche Ufance ala gültigeg Gewohn⸗ 
heitsrecht feftftellte, in irgend einer Weiſe zu befritteln und an- 
aufechten. Man erkannte das jo Gegebene ftillichweigenn oder 
ausdrücklich ala rechtlich beſtehend an und bemühte fich nur bie 
pafjenden Namen aufzufinden für die Art und Weife, wie ſich 
die Papiere im Verkehr bewegten. Aber man überfah in ber 
Regel bei biefem Suchen nad) einer pafjenden Bezeichnung, daß 
man dadurch leicht in die Lage kam, für die Erklärung bie 
ſes Inſtituts ganz falfche Gefichtspunkte aufzuftellen. Eine For- 
derung konnte nach roͤmiſch rechtlichen Grunbjägen nur cebirt 

Beitirift für Gandelöredt. Bd VIL 4 
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oder novirt werden und ba die SInhaberpaptere ein Forderungs⸗ 
recht gegen einen beftimmten Schulbner.conftituirten, jo follten auch 
fie nur durch Eeffion oder Novation übertragen werben Lönnen. Jede 
Eeflion wie Novation war aber wieder im römijchen Necht an ganz 
beitimmte Erforbernifie gebunden, erzeugte ganz fpecielle Wirkun: 
gen. Solche Erfordernifie und folche Wirkungen erfannte aber daB 
neue Handelsgewohnheitsrecht nicht an und da fing man benn 
an zu beuteln und zu drehen, um bafjelbe mit dem römilchen 
Rechtsſyſteme in Einklang zu bringen. Sa man ging noch wei: 
ter: man riß, nur um ber willführlich aufgeftellten Theorie ge 
recht zu werden, ſchonungslos auseinander, was boch nothwen⸗ 
diger Weiſe zufammengehörte und weder rechtlich noch faktiſch 
getrennt werben fonnte, was uno actu gedacht und gethan wurde. 
Man unterfchied in der Weiterbegebung des Inhaberpapiers 
dreterlet: 1) Die Veräußerung des Papiers d. 6. der Sache, 
des Eigenthums am Material, 2) bie Mebertragung der For: 
derung und 3) die Uebergabe bed Papiers. Siehe Thoͤl, Han- 
delörecht 4. Ausg. ©. 341 Not. 4. 

Waren dieſe gewaltfamen Deutelungöverjuche nun auch 
von ganz unjchäblicher Wirkung in Betreff Desjenigen, was im 
faufmänntichen Verkehr bereit3 eine feite Geftaltung angenom: 
men hatte, jo verhielt fich folches doch ganz anderd auf ven Ges 
bieten, wohin der Einfluß der Handelsuſance nicht mehr reichte, 
jo namentlich bei der Vindication und Amortifatton der Inha⸗ 
berpapiere. Kam es über irgend cin NRechtögeichäft, dem lebig- 
lich die formloſe Weiterbegebung einer Schuldverſchreibung au 
porteur zu Grunde lag, zum gerichtlichen Streite, fo Eonnte 
e3 ‚feinem Zweifel unterliegen, daß jeder proceßführende Theil 
mit feiner Berufung auf die tagtäglich von dem gefammten Han- 
belaftande geübte Praxis nothwendiger Weiſe burchbringen mußte, 
bie Eriftenz eines beöfallfigen Gewohnheitsrecht war mit Erfolg 
nicht zu beftreiten. Unmöglich konnte ſich aber ein Gewohn- 
heitövecht ba bilden, wo deſſen wirffame Ausbildung vernünfti- 
ger Weife ohne eine Mitwirfung der Gerichte gar nicht gebacht 
werben kann. Dies tft bei ber gerichtlichen Amortifation von felbft 
klar, aber auch über die Vindication find die Beftimmungen bes 
pofitiven Rechts viel zu erflufiver Natur, als daß bie Gerichte 








$.3. Yaoahutz. 
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irgend welchen Uſancen, wenn dieſelben überhaupt zur Eriftenz 
zu gelangen vermoͤchten, fir ben Sc des Proceſſes berogirende 
Kraft beizulegen geneigt fein dürften. War man aber für dieſe 
Fälle darauf angewieſen, bie Beitimmungen der pofitiven Ges 
jeßgebung d. h. des römischen Recht? in Anwendung zu brin- 
gen, fo konnte man auch nicht umgehen, die Natur und das 
Weſen der Inhaberpapiere einer eingehenden Prüfung zu unter- 
ziehen, und da mußte denn auch, je nach dem Refultate biefer 
Prüfung, die Antwort eine verjchiedene fein, da im R. R. dinge 
liche und obligatorifche Rechte in den meiften Beziehungen einer 
durchaus verjchiebenen Behantlung unterliegen. 

Wir wollen und bier zunächſt mit ber Vindication bes 
ſchaͤftigen. 


§. 3. 
Vindication der Inhaberpapiere. 


ür die Nichtvindicabilität_ der Inhaberpapiere ſpricht ſich 
eine ganze Reihe von Schriftitelern aus: Gönner *) (Staats⸗ 
Schulden $. 70 — 72), führt aus, daß bie Urkunde mit dem For⸗ 
derungsrecht verjchmolzen und dag echt jelbit im Streit befan- 
gen fei, die Urkunde aber nicht ala Accefforium, fondern al? dag 
Necht ſelbſt zu betrachten, und Vindication nicht auf Rechte, 
fondern nur auf körperliche Sachen anwendbar jet. 

Unger (pie rechtliche Natur der Inhaberpapiere $. 21, 
6.136 fg.) läugnet, daß ber Gläubiger auch nothwendiger Weiſe 
Eigenthümer ded Papier fein müſſe (?) Wer aber Gläubiger 
fet, der habe das höchſte Intereſſe an dem Bett des für den 
Eigenthümer als jolchen ganz werthlojen Stüdchen Papiers, 
das ihm ſowohl dag Mittel biete, fich dem Schuldner gegenüber 
zu legitimiren, ald auch fein Forderungsrecht auf einen Dritten 
zu übertragen. Deßhalb müfje audy dem Gläubiger eine Klage 
zuftehen, biejelbe könne aber, da der ganze Streit fich immer nur 
darum drehen fünne, wer Gläubiger jei, womit die Trage, wen 


°), Gonner fließen fih an, Nebenius, ber öffentliche Erebit ©. 542, 
Grünbler, PBolemif bed germ. R. Thl. II. $. 268; Souchay, Archiv 
f. Eiv. Br. Bd. 10 ©. 144. 
4 * 
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dad Papier gutkomme, von felbft geldft ſei, auch Teine bingliche, 
ſondern nur eine perjönlicg fein, auf Herausgabe des Bapier, 
welche übrigens gegen jeden britten Befiger gehe (actio in rem 
scripte). 

Schumm (die Amortifation von Schuldurfunden S. 64, 
Anm. 47) ftüßt die Nichtoindicabilität ebenfalls darauf, daß ein 
Torderungsrecht nicht windicirt werben fünne und daß, wenn man 
die Vindication des Papiers zulafle, man damit implicite den 
Dindicanten als Eigenthümer der Forderung und confequenter 
Weile auch de Papier? als des accessorium anerkennen 
müffe, womit zugleich der Dritte, welcher das Papier herauszu- 
geben gezwungen, als erflärter Nichteigenthümer der Forderung 
hingeſtellt werde. 

Bender (Verkehr mit Staatspapieren $. 67 ©. 329 fg.) 
beruft fi) auf die Vermuthung für den jeweiligen Beſitzer ſo⸗ 
wie darauf, daß durch Zulaflung der Vindication alle Sicher: 
heit und Lebendigkeit des Verkehrs untergraben werde, 

So ferner in ähnlicher Weiſe Duncker (Zeitſchr. f. Deutſch. 
R. Bd. 5 ©. 49), Walter (Syſt. d. Deutſch. PR. 9.258 V.) 
bie jedoch beide die Vindication nur gegen ben reblichen Beſitzer 
für unzuläflig erklären. 

ür Zuläfligfeit_der Vindication erflären ſich außer Kind 
(quaest,. for. III. cap. 26 p. 117— 125), Glüd (Geiger und 
Glück's merkw. Nechtsfälle Abh. Bd. 3 Nr. 38), und beſonders 
vd. Kerätorf (über d. Schutzm. bed Eigenth. an Pap. au port. 
S. 51. 67—73. 85—91), der ausdrücklich darauf hinweiſt, daß 
wegen der dinglichen Natur diefer Papiere die Anwendung der 
römiſchen Vindication unzweifelhaft fei. 

Ebenſo Mittermaier (D.P.R. 6. Ausg. Bd.2 9.274 IL 
©. 11 u. 12), Bluntſchli (Deutſch. Privatr. 2. Aufl. ©. 326) *), 
Phillips (D. PR. Bd. 2 $. 73), Treitſchke (Krit. Jahrb. für 
Deutich. Nechtswiſſenſch. Bd. 14. S. 758), Liebe (Wechſelord⸗ 





*) Da das Wertbpapler eine Sade von Werth if, und ba es ein Ei: 
genthum daran gibt, fo läßt fich zunächſt auch eine bingliche Verfol⸗ 
gung (Bindication) denfen u. |. w. 





I Vheosdin,. 
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nung ©. 129 fg.), Schmid (Gem. Dentfch. bürg. Recht Bo, 1 
$. 15 ©. 290), v. Eavigny (ObL.-R. Bd. 2 ©. 142 u. 143), 
Nenaud (Zeitihr. f. DR. Bo. 14 ©. 349), v. Gerber (Ey: 
ſtem des PR. $.160 ©. 397), Kuntze (Inhaberpapiere ©. 676 fg.) 

Auch Mühlenbruch fpricht ſich in feiner zweiten Auflage 
der Ceſſion der Forderungsrechte S. 450 noch für die Zuläffigs 
feit der Vindication aus, indem er ausbrüdlich die Waareuqua⸗ 
lität der Inhaberpapiere anerfennt*), in der dritten Ausgabe 
©. 461 Not. 509 neigt er jedoch dahin, die Nindication nur 
gegen den unreblichen Befiter zuzulaffen. 

Dieſelbe Verfchiebenheit der Anfichten, wie wir fie bei ven 
juriftifchen Schriftftellern finden, herrſcht auch bei den Gerichten. 
Vgl. Kunde a. a. D. ©. 669 u, 670 Anm. 10 u. 11. Dazu 

eiſchr. f. Handelsrecht Yp.IL ©, 545. ff. 445 ff. VL ©. ] 

Der Fehler ift hier überall derſelbe. Wie die Dochin fo 
liegen ſich auch die Gerichte, namentlich auch in Hinblid auf 
die beffallfigen Beitimmungen ber Particulargeſetzgebung, ver: 
leiten, angeblichen Zweckmäßigkeitsgründen einen allzuweit gehen- 
den Einfluß einzuräumen. Nun tit aber doch an ſich Klar, daß 
das Verkehrsintereſſe wohl für ven Gefebgeber einen binreichens 
ben und volllommen gerechtfertigten Beweggrund abgeben Tann, 
um bei Erlaß von neuen Gefegen Beitimmungen feitzujeßen, 
welche von den früheren pofitiven Vorjchriften noch jo ſehr ab» 
weichen oder eine Stark in die Augen fallende Ausnahme von 
dem ganzen übrigen Rechtsſyſtem bilden, aber ebenſo einlcuch- 
tend follte doch fein, daß ein folches Verkehrsintereſſe allein in 
feinem alle augreichenb erjcheinen Tann, um den Rechtslehrer 
und Richter zu einem Verlaffen und Verläugnen der in aner⸗ 
kannter Gültigkeit beftehenden pofitiven gejeßlichen Beſtimmun⸗ 
gen zu autorifiren. Kann aber, wie ſchon nach dem oben $. 2 
am Ende Bemerkten fehr unwahrscheinlich ift, der Nachweiz eines 


) „indem ſich Papiere biefer Art (d. h. Schnibfcheine payables au por- 
teur) ſchlechthin nicht anders als eine jede Hanbelöwaare betrachten 
laſſen, und gerabe wie jebe andere Förperfiche Sache Gegenſtand einer 
Bindication fein können.“ 





\ 
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abweichenden Gewohnheitsrechts nicht geführt werben *), jo bleibt 
nichts übrig, als an den Beſtimmungen des gemeinen Rechts 
feftzuhalten und daß biefe fir Lörperliche Sachen, zu welchen, 
„ber allein richtigen Anficht nah, die Werthpapiere unftreitig 
„zählen, die Vindication und reſp. publiclanifche Klage gewähren 
„fann feinem Zweifel unterliegen. Es gilt bier allein der Sa, 
„daß ver Nechtsnachfolger nicht mehr Recht haben kann, als jein 
„auctor. j 
Zu welch gezwungener, gefchraubter und Tünftlicher Be: 
handlung man gelangen kann, wenn man dieſe einfache und na= 
türliche Sachlage ſich weigert anzuerkennen, eriehen wir am 
beutlichften bet Thoͤl. Derjelbe läßt fich In feinem Handelsrecht 
(4. Aufl.) ©. 846 fg. folgendermaßen vernehmen: 


„Die Bindication ist ein Widerſpruch im Willen bed Vin⸗ 
dicanten, freilich nicht in feinem rein egoiftifchen Willen, 
aber in feinem auf das Intereſſe des Verkehrs gerichteten 
Willen; deutlicher, nad) dem allgemeinen Willen im 
Verkehr ift es cin Wiberfpruch, wenn ber frühere Neh- 
mer eines Papier? auf Inhaber einem fpäteren gutgläubis 
gen Nehmer vefielben die wahre Gläubigerichaft beftreiten 
will, er kann nicht umhin zuzugeben, daß er die Forderung 
verloren und der Andere fie erworben hat. — — — — 


*) Befeler (Syſt. d. Deutfh. PM. Bd. 8 ©. 827) fagt: „Der ent: 
ſcheldende Punkt ift, ob ein ſolches Gewohnheitsrecht fich in Betreff 
biefer Frage in Deutichland bereit gebildet hat. Manche Umſtände, 
ingbefonbere auch bie neueren Entfheibungen ber Gerichtshöfe fpre: 
Ken dafür, und wer bie im Volke herrſchende Rechtsanwendung und 
den Gang bed Geſchäftsverkehrs unbefangen betrachtet, der wird fich 
überzeugen, daß in Gegenden, in welden die Papiere a. d. J. bäu: 
figer vorfonımen, bie Sicherung bed Befites in gutem Glauben ge: 
gen bie Cigenthumsklage fich bereitd zum Rechtsſatze ausgebildet hat. 
Demfelben aber eine unbebingt gemeinrehtliche Geltung für 
ganz Deutſchland beizulegen, möchte aber noch fein Bebenfen ha⸗ 
ben.” — Nody entichiebener fprechen fih gegen ein derartiges gemein: 
vechtliches Gewohnheitsrecht aus: v. Savigny, ObI.:R.Bb.2 ©. 141, Un: 
ger, techtl. Natur ber Inhaberpap. ©.146, Kunte, Inhaberpap. ©. 671. 
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Der wahre Gläubiger muß fich fagen: nach meinem eige⸗ 
nen Willen ift jeder Befiger jo gut wie ich ber wahre zur 
Vebertragung der Forderung berechtigte Gläubiger, ift ftatt 
meiner ich, weil ich nur als Beſitzer und nicht als ich, 
nicht in noch irgend einer anderen Eigenjchaft als Gläubi- 
ger nachgewiejen fein will, und Tann baber ftatt meiner 
einen Anderen zum wahren Gläubiger machen” u. ſ. w. 
Fragen wir nun zuerft, wie es fich mit einem folch ans 
geblichen allgemeinen Willen im Verkehr, wie ihn Thoͤl gerade 
für ganz |pecielle Fälle, und keineswegs als generelle Ver: 
kehrsnorm unterjtellen will, verhält, jo ift vor Allem zu bemer⸗ 
fen, daß ſich derſelbe in Feiner Weife durch Nachweis von That⸗ 
jachen bofumentiren laſſen dürfte, indem dag Nichtige fich viel 
mehr lediglich darauf möchte zurückführen Taffen, daß Diejenis 
gen, welche weber mit jolchen Papieren je in Berluft gekommen 
noch verloren gegangene erworben haben, fich auch wegen des 
mangelnden Intereſſe Feine Rechenichaft darüber geben werben, 
wie dergleichen Fälle wohl zu beurtheilen fein möchten uud dies 
um fo weniger, wenn fie nicht etwa barauf angehen, durch An⸗ 
kauf von verdächtigen Papieren einen befonderen Nebenge- 
winn in dem geringeren Kaufpreiſe zu erzielen, während Ans 
dere, welche in Verluſt gefommene ober verlorene gefauft haben, 
um fo weniger einen folch allgemeinen Verkehrswillen werden 
zugeftehen wollen, als bekanntermaßen auch ohne Berückſichtig⸗ 
ung des eigenen Intereſſe der Laie ſich nicht leicht zu einer 
abſtrakten generalifirenden Beurtheilung der zu feiner Kenntniß 
kommenden Nechtzfälle verftehen wird, jondern damit, daß er 
fih an den einzelnen concreten, jcharf abgegränzten, individuel⸗ 
len Tall Hält, fich felbft außer Stande fest von Perjönlichkeiten 
und Nebeneinflüffen abzufeben, feine Befangenheit wird ihm nur 
felten erlauben, den ftreng abftrakt geſetzlichen und jurtftilchen 
Geſichtspunkt feitzuhalten. Aber auch zugegeben, es eriftire ein 
allgemeiner Verkehrswille ober genauer gefprochen ein Gewohn⸗ 
heitörecht in der Richtung, wie fie Thöl jchildert, jo ift doch ein 
ſolches Gewohnheitsrecht in feiner Weife objektiv erkennbar 
und ohne dieſe objektive Erfennbarfeit muß bdafjelbe für un? 
ganz ohne Werth und Einfluß fein. Moͤglich, daß die geſammte 
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Yaufmänntiche Welt, ver von THöL angegebenen Anficht Tiber bie 
Binditabtfität von Inhaberpapieren gehulbigt hätte und reſp. 
Huldigen ſollte, für uns iſt dies ganz gleichgültig, da fie aus 
ben oben bereitö angegebenen Gründen diefer ihrer Anficht einen 
erkennbaren Ausdruck zu geben und ſomit ein neues Rechtsſy⸗ 
ftem zu begrünben nicht in der Lage war. 

Laͤßt ſich nun aber ein Gewohnheitsrecht für die Unzuläf- 
figkeit der Vindication gemetnrechtlich nicht nachweiſen, und folgt 
biefe Unzuläffigkeit auch nicht nothwenbig aus dem Welen und 
ber Natur der Inhaberpapiere *), jo ift denn auch klar, daß, wenn 
einmal die römifch rechtliche Vindication gefetlich ihre Anwendung 
findet, diefelbe auch in gerade derſelben umfafjenden Weile Gül- 
tigfett haben muß, wie bet allen übrigen Mobilien. Dem Ei⸗ 
genthüimer fteht demnach gegen den dritten Befiger bie rei vin- 
dicatio zu, und Demjenigen, welcher nody nicht bie vollendete 
Ufucapion für ſich hat, die actio Publiciana, Die Ufucapion, 
bie justa causa, die bona fides und alle übrigen Bebingungen 
und Mobificationen des Eigenthums⸗ und Beſitzerwerbs⸗ und 
Verluſts kommen bier in gleicher Weife zur Sprache. Dies wird 
denn auch, namentlich auch in Bezug auf die Erfikung, aus⸗ 
drüdlih anerkannt von v. Eavigny (Ob.:R. Bd. 2 ©. 146) 
und von Kunde (a. a. DO. ©. 690). Siehe auch Liebe (Wech⸗ 
felordnung ©. 197). 

Sn der Wirklichkeit wird die rei vindicatio felten zur 
Anwendung kommen Tönnen, wohl aber die actio publiciana 
und bier bürfte es Leicht kommen, daß fich zwei Ufucapiondbefiger 
gegenüberftehen, wo dann in der Regel ber gegenwärtige Befiter 
ben Sieg davon tragen wird. Es hängt bier Alles davon ab, 
wie weit ober eng man hier den an fich fehr elaftiichen Begriff 


*) Die Unzuläffigfeit der Vindication ift im Gegentheil ein ſehr ein- 
ſeitiges Auskunftsmittel, weldheß in bemfelben Maaße den einen Theil 
benachtheiligt wie e8 ben anberen jhübt. Und am Ende wirb bod 
Niemand läugnen wollen, daß Derjentge, welcher unverfchulbet ver: 
tiert ober beftohlen wird, gerabe fo fehr unb vielleicht noch mehr des 
Schutzes ber Geſetze bebarf, wie Derjenige, welcher fremdes Eigenthum 
in gutem Glauben erworben hat. 


y . J 
6 — 2—— 
Wolff: Bindicat, Amortiſat. und Außerkursſ. von Inhaberpapieren. 57 


ber bona fides, ber, wenn fie überhaupt einen Sinn haben 
fol, ftreng genommen ftet3 ein Irrthum in Betreff der Bere 
tigung Dritter zu Grunde liegen muß*), interpretiren will. 
v. Savigny (Ob.⸗R. Bd. 2 ©. 152) hält feit an dem ftrengen 
alfein richtigen Begriff ber römiſch rechtlichen bona fides. 
Kuntze (a. a. D. ©. 678 — 680) ließ fich dagegen durch bag 
vermeintliche Verfehräinterefle beitimmen, eine fehr laxe Theorie 
aufzuftellen. Er beftreitet, taß man „zur Abwenbung der mala 
fides dem Erwerber eincd Inhaberpapiers eine befondere Vor: 
fichtiglett und Gewiffenhaftigkeit anfinnen dürfe; dies wider⸗ 
ſpreche der Auffafjung der Geſchäftsleute (meikher Art von Ges 
ſchaftsleute 21), die raſche Girculation werde unftreitig dadurch 
gelähmt, mala fides fei eine quaestio facti, ber Nichter dürfe 
nicht pedantifch zu Werke gehen, moralifcher Leichtfinn fei noch 
nicht juriftiiche Unreblichkeit u. f. w.* Ja Kuntze geht jo weit 
zu behaupten, „baß der Nachfolger eines redlichen Be 
fißers felbft dann, wenn er wiffe, daß die Papiere 
entwendet worden jeien, von der Vindication bes 
freit jet, da der Durchgang des Papiers burd) das 
Eigenthum dieſes reblihen Inhaber den Mangel 
purificirt habe.“ Hiermit hebt Kunte geradezu wieder auf, 
was er früher eingeräumt, nämlich, daß die Zuläfligfeit ber 
Vindicatton rechtlich nicht beftrittern werben könne, da dem Ei- 
genthümer und Mfucapionsbefiger gegenüber nur bie exceptio 
dominii und die exceptio bonae fidei possessionis und — 
andere zu rechtlicher Geltung gelangen kann. 


Die Parliculargeſetzgebungen gehen alle darauf hinaus, 
daß die Vindication der Papiere au porteur gegen den dritten 


redlichen Beſitzer unzulaͤſſig ſei, über den Begriff der Red⸗ 
lichkeit und reſp. Unredlichkeit des Beſitzes ſind ſie jedo 
mehr bald weniger ſtreng in verſchiedenen Abſtufungen: 

Sn Oeſterreich iſt die Vinbicatton nur zuläffig gegen 
den erweizlich unreblichen Befiter, nicht aber gegen Denjenigen, 


*) Bgl. Eintenis, Civilt. Bd. 1 6. 496 Not. 9 und Gavigny, Syſt. 
Bb. 8 ©. 871. 896 fg. 
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welcher unentgeltlich (mtt Inkrativem Titel) befikt, 3. B. gegen 
ben Finder ($. 371 des bürger!. Geſetzbuchs); in Würtems 
berg nur gegen ben Beſitzer in bölem Glauben (Geſetz vom 
16. Sept. 1852); in Baden ift die Vindication gegen ben rede 
lichen Beſitzer nicht zuläffig (Anhang zum bad. Landrecht Art. 
201-—-205); im Großherzogthum Heffen tit die Vindica- 
tion nur zuläffitg gegen ben Beſitzer in böfem Glauben (Geſetz 
v. 20. Juli 1858 Art. 12), in Naſſau iſt die Vindication 
nicht zuläffig gegen den gutgläubigen Beſitzer (Geſetz v. 2. Juni 
1860). Ebenfo in Braunfchweig (Geſetz v. 19. Dez. 1834); 
Hamburg (Gefeb v. 6. Auguft 1846). 


Ganz unterfagt ift die Vindication und nur eine per⸗ 
fünliche Klage gegen ben dritten Beſitzer ober Beſchädiger zu: 
läflig: in Sachſen-Weimar (Gef. vom 19. April 1833); 
Sachſen-Coburg (Gef. v. 1.Dez. 1858), Sachſen⸗Got ha 
(Patente v. 2. Nov. 1834, 11. Aug. 1837, 19. Mat 1843 und 
24. Dftober 1845) und Sadhfen-Meiningen (Gel. vom 
9. April 1850). 

Mm Preußen ift die Vinbication nicht allein gegen den 
unredlichen, ſondern auch gegen den unentgeltlichen Beſitzer zu: 
läſſig (Preuß. Landrecht TH. I, Tit. 15, S 45—47). Ebenfo in 
Frankfurt (Gef. v. 8. Juli 1817 Art. 3). 


Um feinen Zweifel darüber zu laſſen, was unter reblichem 
oder unreblichem Beſitzer zu verjtehen fei und jedenfall? auch um 
zu verhindern, daß in biefer Beziehung allzu are Grundſätze in 
Aufnahme kommen möchten, haben ſich einige Gejeßgebungen 
bierüber genauer und jchärfer auögefprochen. 

In Bayern ift die Vindication gegen den unrechtmäßigen 
Beſitzer geftattet, d. 5. gegen Denjenigen, der folche Papiere er: 
weizlid, unmittelbar nach dem wahren Eigenthümer auf eine 
ſolche Art an fich gebracht hat, daß er wiffen mußte, daß er 
biefelben ſich zuzuwenden nicht berechtigt ſei (Verorbnung vom 
12. März 1817). Ebenſo wird im Königreih Sachſen 
Cdeßgleihen in Sachſen-Altenburg) die Vindication gegen 
ben unreblichen britten Befiter zugelaffen, und darunter auch 
berjenige gezählt, welcher zur Zeit ber Erwerbung gewußt, daß 


— 
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Einer feiner Vorbeſitzer auf unrechtmäßige Weiſe in Befitz ge 
fommen ſei (Geſetz v. 8. Juni 1846 ©. 5). 

Noch weiter gehen die gefelichen Beitimmungen in Han: 
nover, wo die Vindication nicht nur gegen ben Befiter im boͤ⸗ 
fen Glauben, fondern auch gegen Denjenigen, welchen beim Er- 
werb eine grobe Fahrläfligkeit zur Laſt fällt, für zulaͤſſig erklaͤrt 
wird (Gef. v. 5. April 1859). 


Am eingehendften wird dieſe Frage in dem am 18. De 
zember 1823 im Kurfürftentbum Heſſen erlafienen Ge- 
fete behandelt. Hier heißt es im $. 2: 


„Segen den Befiter einer a. d. J. lautenden Obligation 
und deren Zinsabſchnitte kann ein Anderer, weldyer ven 
wirklichen Befit ohne feinen Willen verloren ober auf ben 
noch zu erlangenden wirklichen Beſitz Anfpruch hat, ein 
dinglicheg Recht nur in dem Falle geltend machen, wenn 
der Inhaber jelbft oder deſſen Erblafjer, von welchem er 
ben Befiß ableitet, zur Zeit des Erwerbes von dem einem 
Dritten zuftehenden oder durch denſelben in Anſpruch ges 
nommenen Rechte an der Verſchreibung Kenntniß Hatte 
und wußte, daß er biefelbe ſich zuzueignen nicht befugt ſei, 
überhaupt fi in böfem Glauben befand.” „Würbe aber 
Jemand nachwellen, daß er ohne feinen Willen den Beſitz 
ber Schulbverfchreibung verloren oder ein Recht auf deſſen 
Erlangung habe, fo muß das Gericht auf den Antrag bei: 
jelben den Inhaber anhalten, den Xitel ſeines Beſitzes ge: 
nau anzugeben, und insbeſondere Denjenigen, von welchem 
er folchen berleitet, nambaft zu machen, over eiblidy zu er- 
harten, daß und aus welcher Urfache er letzteres zu thun 
außer Stande jet.” 


Man fieht bier, daß nur wenige — die ding⸗ 
liche Klage gänzlich ausſchließen, während die meiſten, indem fie 
zum Schutze gegen bie bingliche Klage bei dem Befiter „guten 
Glauben“ für erforberlid, erklären, alle im Grunde genommen 
fih auf den Boden bed wenn auch bejchränkten römiichen Ufu- 
capionsinftttut3 jtellen, ein weiterer Beweis, daß zu einer Hin: 
neigung der Anerkennung der Nichtoindicabtlität der Inhaber⸗ 
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papiere von Seiten ber rechtöprobuctiven geſetzgeberiſchen Facto⸗ 
ren nicht die Rede fein kann. 

Che wir zu den Beitimmungen des A. D. H. ©. in Be⸗ 
zug auf die PVindication ber Inhaberpapiere übergehen, müſſen 
wir vorausfchicken, bag zu ben Inhaberpapieren keineswegs nur 

bie Staatzfchuldverfchreibungen au porteur zählen, ſondern viel« 
„Mehr alle auf eine Zahlung ober Leiſtung lautende Papiere, 
„oeldhe diefe Zahlung oder Leiſtung nicht an eine beitimmte Per- 
on zur Verpflichtung ftellen, fondern biefe ausdrücklich ober 
illſchweigend an den Befiter bed Papier? zu ſchulden geftändig 
Aind. Kunge (a. a. O. ©. 472 bis 525) unterjcheidet folgende 
Klafien von Papieren, welche Aufzählung kaum erjchöpfend fein 
dürfte: 

A. Gelöpapiere 

a) einfache Geldpapiere als Privatichufpbriefe, Wechſel, Bar: 
ttalobligationen, Pfand» und Lanbrentenbriefe, Gertififate, 

Zingfcheine. 

b) Aleatorifche Gelbpaptere ald Prämienfcheine, Bodmerei⸗ 
briefe, Rotterieloofe, Kompagnieſcheine. 

B. Tapiere auf Leiftungen anderer (concreter) Art als 
Konnofjemente, Reciefs, Paflagierfarten, Eintrittbillet? , Speiſe⸗ 
und Bademarken. 

C. Aktien, Dividenden: und Interimſcheine. 

D. Uneigentliche Inhaberpaptere (Legitimationspapiere) als 
Berficherungspolicen, Pfanbfcheine und Sparkaſſenbücher. 

Meder die Doftrin noch dag Handelögejehbuch nimmt viele 
Rückſicht auf diefe verjchiedenen Arten von Inhaberpapieren, na⸗ 
mentlich wird nirgends hervorgehoben, ob biejelben gleich mit 
den Orbrepapieren ober mit ben vorzugsweiſe befprochenen Staats⸗ 
ſchuldſcheinen au porteur zu behandeln feien. Wollen wir nun 
auch zugeben, daß Altien, Dividenden: und Interimſcheine, Cer⸗ 
tififate, Banknoten, Prämtenjcheine, Lotterielooſe weil fie, indem 
fie einestheild alle biefelbe Natur haben, nämlich eine Gelblei- 
ftung verfprechen, anberntheild auch was die Berfon bed Schulds 
ner? betrifft, entweder den Staat ſelbſt zum Schulbner haben 
oder doch das Schulbverhältnig erſt in Folge ftaatlicher Geneh- 
migung in biefer Weije zur Ausführung und öffentlichen Aner- 
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fennung gelangen mochte, darum auch ganz wie die Staatsſchuld⸗ 
verfchreibungen zu bebanveln find, und wollen wir ebenſo auf 
der andern Eeite zugeben, daß Inhaberpapiere wie Paſſagierkar⸗ 
ten, Eintrittbillet?, Speile- und Bademarken und ähnliche auf 
zu unbebeutende, durch die Natur der Sache hoͤchſt eingeſchraͤnkte 
Leitungen lauten, ala daR es fich ver Mühe verlohnte, um ihret- 
willen bejondere Unterfuchungen anzuftellen, jo verbleiben ung 
doch immer noch die Privatichuldfcheine, Anweiſungen, Bobmes 
reibriefe, Konnoflemente, Verficherungspolicen, Pfandfcheine, Epars - 
kafſenbucher u. dgl, die einer beſondern Erörterung nicht entbeh⸗ 
ren fönnen. 

Während wir in ven Protofollen zum A. D. H. G. ©. 494 
finden, daß die Kommiflion den Beichluß gefaßt habe, feine Des 
ſtimmun en über die Vindicabilität der öffentlichen Kreditpa⸗ 
piere in das Handelsgeſetzbuch aufzunehmen *), finden wir im 






*) Im Schooge ber Kommiffion machten fih über bie Natur und das 
Welen der Anhaberpapiere und insbefondere ber auf ben Inhaber 
Santenden Öffentlichen Krebitpapiere, ſowie in specie über beren 
Vindicabilität die verſchiedenſten Anfichten geltenb und obgleich feine 
einzige zum Veſchluß erhoben wurde, wollen wir boch anführen, was 
fih in den Prototollen S. 440 verzeichnet findet: „Den Papieren 
auf Inhaber und den auf Namen ausgeftellten negociabeln Papieren 
bie rechtliche Natur von Sachen beigulegen, wiberfirebe ber Natur 
ber Dinge. Das Weſen ber Forderung werde niemals ganz abges 
fireift, nicht daB Papier und die barauf befindlihe Druderfchwärze 
fei das Verkehrsobjekt, ſondern immer nur bie mit bem Pariere be 
weißbare Forderung. Das ergebe deutlich bei bem Untergange bed 
Papiers die Zuläffigfeit der Amortifation u. |. w. Die Papiere ganz 
nach Sachenrecht zu beurtbeilen, fei 3. B. binfichtlich deren Vindica⸗ 
tion fehr bedenklich; man künne mehr nicht zugeben, als „baß bei 
„bielen Papieren eine außerdem bei Forderungen nicht vorkommende 
„Singularfuccefiion möglich fei mit ber Wirfung, daß fih bie For 
„derung von ber Berfon des früheren Gläubiger gänzlich loslöſe, 
‚und auf den neuen übergebe, wie wenn diefer bie Forderung kon⸗ 
„trabirt (? 1) hätte, fo daß dem neuem Gläubiger feine Einrede aus 
„ber Perſon bes früheren entgegengefeßt werben fönne.? Die Vinbi⸗ 
eation, wie fie nach bem gemeinen Givilredhte an Sachen ſtatthabe, 
wiberftrebe ben Bebürfnifien bed Handelsſtandes; von einem Hans 


62 Wolff: Vindicat., Amortifat. und Außerkursſ. von Inhaberpapieren. 


Art. 307 ganz allgemeine, bie Vindication indeſſen ſehr weſent⸗ 
lich berührente Beftimmungen in Betreff der Behandlung ber 
Inhaberpapiere *). Zweifelhaft bleibt es inbeflen, ob mit bie- 
—Ien Inhaberpapteren andere als die öffentlichen Krebitpapiere 
„gemeint fein follen. Dies iſt um fo zweifelhafter ala die Art. 
801 u. 302 von Anweifungen, Verpflichtungsicheinen, Konnoffe- 
menten, Ladeſcheinen und Auslieferungsſcheinen überall nur in 
ihrer Qualität al3 Ordre⸗, nicht aber auch in folcher ala In⸗ 
haberpapiere redet. Kommen aber vergleichen Inhaberpapiere, 
wie aus Poͤhls (Seercht Bb. 3, $. 476, ©. 828), Malter 
(Syſt. des Privatr. $. 384), Bluntichli (D. P. R. 2. Aufl. 
6. 120, ©. 335, $. 141, ©. 394), Brindmann (Handelsrecht 
6. 78, Not. 14), Kuntze (a. a. ©. 6. 112 u. 118) hervorgeht, 
im Verkehre allerdings vor, jo kann es zufolge Art. 1 de Han- 
delsgeſetzbuchs Teinem Zweifel unterliegen, daß auch die Abficht 
befjelben nicht dahingehen Tann, ſolchen Inhaberpapieren bie 
„ rechtliche Anerkennung zu verfagen, wenn ſchon die Beftimmungen 
„ber Art. 414, 645 u. 684 bajelbft diefer Anficht entgegenzufte: 
„ben jcheinen. 
Auf die Orbrepapierg findet nun, was tie Vindication be: 
triffi, Taut Art. 305 des A. D. H. G., der Art. 74 dr A. D. W. O. 


delsgeſetzbuche erwarte man vielmehr die Beſtimmung, daß Derje⸗ 
nige, der ein Papier auf Inhaber in gutem Glauben erworben babe, 
in befien Beſitz gefchübt werbe, und daß dic behauptete Unrechtmäßig⸗ 
feit des Befites von demjenigen bewiefen werben müſſe, welcher fich 
barauf berufe. Wenn folche Beftimmungen, beren ausdrückliche Aufs 
nahme fi empfehle, nicht durch das Handelsgeſetzbuch fanktionirt 
feien, könnten leicht Verwirrungen entflehen.” Dieſe Anſicht weicht 
am meiften von berjenigen ab, welche (Brotof. S. 482) die Inha⸗ 
berpapiere al? „Waare* anerkannt und ausdrüdlich bezeichnet wiffen 
will, aber auch fie wagt es nicht auszuſprechen, baß bie Forberung 
felbftändig neben und außerhalb des Papiers beftehe, wie fie fi, im 
Grunde genommen, denn nur auf angebliche Verkehrsintereſſen und 
Wünſche bes Handelsſtandes zu ftüben vermag. 

*) Beranlaffung war bie von Preußen zu Art. 339 des Entwurfs zwei⸗ 
ter Lefung erhobene Erinnerung Rr. 875. Bol. Protokolle S. 4605 
—4622. 
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Anwendung. Es kann demnach nur Derjenige, welcher ein ſol⸗ 
ches Handelspapier in böſem Glauben erworben hat, oder ſich 
bei deflen Acquirirung grobe Yahrläffigkeit hat zu Schulden _ 
kommen lafjen, zur Herausgabe beffelben angehalten werden. Ed 
unterliegt aljo nicht nur der nicht durch Indoſſament gehörig 
legitimirte Befiter (Art. 36 vr A. D. W. OD.) der Vindications⸗ 
klage, fondern neben dem Dieb, Räuber, Erpreſſer u. ſ. w. auch 
Derjenige, welcher von einem folchen Verbrecher in boͤſem Glau⸗ 
ben oder in Folge grober Nachläffigkeit ein derartiges Papier 
am fich gebracht Hat; ebenjo Der, welcher von einem dispoſitions⸗ 
unfähigen Sigenthümer oder von einem Dritten im Namen bed 
Eigenthümerd, aber ohne Ermächtigung bed Dritten zur Ver: 
Außerung ober ohne fonftige Berechtigung deſſelben hierzu ein - 
ſolches inboflirfähige® Papier in böſem Glauben ober in Folge 
grober Tahrläfligfeit erworben hat *). Der Befiker Tann alſo 
zum Schuße gegen den Binbicanten ver bona fides und ber 
justa causa nicht entbehren. Aber diefe beiden allein ſchützen 
in aud, wenn nur fonjt den Erfordernifien des Art. 36 der 
A. D. W. O. genügt ift, vollkommen und bebarf es zum Eigen⸗ 
thumsübergange nicht noch, was dem Weſen dieſer Papiere 
durchaus widerſtreitet, der Verjährung oder Erſitzung. Das Han⸗ 
delsgeſetzbuch ſteht alſo hier auf dem Standpunkt, welchen die_ 
Geſetzgebung in Hannover und Kurheſſen in Betreff ver Inha— 
berpapiere einnimmt. Diefen Standpunkt hält es felbjt aber in 
Betreff der Snhaberpapiere nicht feſt, indem es in Art. 307 bie 
justa causa fallen läßt und auch für geftohlene und verlorene 
Papiere die Vindication unzuläflig erklärt, indem es unter Ders 
weifung auf den Art. 306 verordnet, baß der redliche Erwer- 
ber auch dann bag Eıgenthum an Inhaberpapieren erlange, wenn 
er ſolche von einem Nichtlaufmanne, von cinem quocunque 
erwerbe. In den Protofollen zum Hanbelögejebbud, (Prot. 4619 
und 4620) wirb außerdem außbrüdlich bemerkt, daß aller Hau⸗ 
dei mit Inhaberpapieren dem Handelsrecht anheimfalle. 

Ohne Bedeutung ift es inbeflen nicht, daß das A.D. H. G. 


e) Hoffmann, Erläuterung br A. D. W. D. ©. 646. 
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im Art. 306 nur von „veräußern und übergeben“ redet. Hier 
aus darf wohl entnommen werten, daß es die Abficht de Ge- 
ſetzgebers ſei, eine Vindication nur dann auzzufchließen, wenn 
bie reclamirt werdenden Papiere von dem Beſitzer oneroso ti- 
tulo erwerben wurden, keineswegs aber, wenn er fie unentgelt- 
lich befitt, al8 Finder oder auch in Folge einer nicht remunera- , 
toriihen Schenkung. Wir glauben wenigſtens nicht, daß die 
Abficht des Art. 306 dahin gebt unter „VBeräußern” auch bie 
Schenkung mit einzubegreifen. Unſere Anficht dürfte auch durch 
die Protokolle unterftüßt werben, welche ausdrücklich hervorhe⸗ 
ben, daß durch die Beichränfung der Vinbication ber Kredit ges 
winne. Wäre man aber auch nicht geneigt dies zuzugeben, ſo 
Tann es doch feinem Zweifel unterliegen, daß das A. D. H. ©. 
durch die Bezeichnung „ver redliche Erwerber” jedenfall? dag 
Erforberniß der bona fides feitzuhalten gewillt ift und fomit 
auch wicht wohl die Vindication gegen ben Finder verjagen kann. 

Wir kommen barum zu bem Reſultate, daß dad A. D. 9. © 
in Beziehung auf alle Inhaberpapiere ohne Ausnahme (won den 
außer Kurs geſetzten abgejchen, wovon jpäter) ſich auf denſel⸗ 
ben Standpunft Stellt, wie die meiſten Partikulargeſetzgebungen 
in Betreff der Staatsjchulbverjchreibungen au porteur, es ver 
langt lediglich, daß der Beliger fid) in bona fide befinde, Diele 
feine bona fides joll vollfommen hinreichen, ihn im Beſitze zu 
ſchützen. Es könnte nun allerdings zweifelhaft fein, ob das 
A. D. H. ©. diefen Schub jedem Inhaberpapier angebeihen af 
fen will, ba gerade die Faſſung des Art. 305, welche den Han⸗ 
bel mit Snhaberpapieren ganz frei gibt, vernünftiger Weile nur . 
fo verftanden werden kann, daß der Geld» und Effektenverfehr 
als folcher nicht bloß auf die wirklichen Kaufleute beſchränkt 
reſp. für Nichtlaufleute in irgend einer Weife indirekt erfchwert 
fein ſollte. Da indeſſen die Inhaberpapiere in feiner Weife 
näher bezeichnet worden find und nicht einmal, was doch den 
übrigen Handelöpapieren gegenüber fo nahe lag, die beſondere 
Eigenjchaft derſelben ald Gelbpapiere hervorgehoben wurde, fo 
it auf der anderen Seite bei ver ganz beftimmt ausgeſpro⸗ 
henen Gegenüberjtellung der Inhaberpapiere gegen „Waaren 
und andere bewegliche Sachen“ nicht der geringite innere Grund 
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vorhanden, um für die verjchiedenen Klaſſen von Inhaberpapieren 
auch eine verichiedene Behandlungsweiſe eintreten zu laffen. 
Daß aber das A. D. H. G. im Art. 307 die Vindication 
als dingliche Klage und nicht irgend cine andere, welche ſich 
barauf ftüßt, daß der Kläger ex obligatione berechtigt fein will, 
im Auge hat, geht jchon daraus hervor, daß es, indem es fich 
durchaus dem handel3üblichen Eprachgebrauche anſchließt, von 
Veräußerung, Verpfändung, Herausgabe der Inhaberpapiere re⸗ 
det, ohne hierbei hervorzuheben, daß es nicht die Urkunde, fon- 
dern die Forderung darunter veritehe. Es folgt dies aber auch 
noch wetter, namentlich daraus, daß es diefe Veräußerung, Ver⸗ 
pfändung und Herausgabe von Sinhaberpapieren ohne jede Un⸗ 
terfcheidung mit der Veräußerung, Verpfändung und Herausgabe 
von Waaren und anderen beweglichen Sachen zujammenjtellt. 
Es hat darum jo wenig wie einen inneren Grund, jo auch nicht 
die geringfte Wahrfcheinlichkett für fich, wenn Thöl (Handels⸗ 
recht 4. Aufl. ©. 358) behauptet, daß das A. D. H. ©. unter 
Srlangen und Erlöfchen des Eigenthums an bem ‘Papier das 
Erlangen und Erlöfchen der Forderung verftanden willen wolle. 


S. 4. 


Amortifation ber Snhaberpapiere. ; 


Was die Amortifation der Inhaberpapiere betrifft, fo find 
wir bier um fo mehr darauf angewieſen, die Beſtimmungen bed 
gemeinen Nechts nachzuſuchen, als das A. D. H. ©. nur ber 
ber Amortifation de3 Wechſels gleichgeftelften Amortifation von 
indoffabeln Ordrepapieren gedenkt (Art. 305), der Amortifation 
von Suhaberpapieren aber mit feiner Eilbe erwähnt. Daß aber 
das gemeine Necht hier ung ganz im Stiche Täßt *), died gibt ſchon 


*) Die Römer kannten nur die außergerichtliche Amortifation von Schuld⸗ 
urkunden (fr. 8. 47. $. 1 1) de pactis 2, 14) Edictalladungen un: 
befannter Antereffenten waren ihnen ebenfals fremd, die 1. 6 C. 
de remiss. pign. 8, 26 paßt wenigſtens nicht hierher. Erſt bie Ge⸗ 
richtspraxis führte das Inſtitut der Ebictalien in Betreff ber Provo⸗ 
cation unbekannter Gegner ein, was dann in die neuere Particular⸗ 

Hetfägrift für Handelsrecht. Bd. VI. 5 
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Schumm (Amortif. v. Schuldurkunden ©. 55 u. 56) zu unb 
neuerdings ſieht ſich auch Renaud (Zeitichr. f. D. R. Bo. 14, 
©. 353) gendthigt, zuzugeſtehen, daß ein für bie Zuläſſigkeit 
der Amortifatton ſprechendes Gewohnheitsrecht ſich nicht nach⸗ 
weiſen laſſe. Ebenſo Kuntze (a. a. DO. S. 720). Im Uebrigen 
gehen aber die Anſichten der Rechtslehrer ſehr auseinander. 

Schon Gönner (von Staatsſchulden F. 73 bis 78 ©. 255 
— 310) hat verſucht, dem gemeinen Rechte auch in Beziehung 
auf verlorne und vernichtete Schuldurkunden, welche auf den In⸗ 
haber lauten, nach Analogie der Verſchollenheitserklaͤrungen das 
Syſtem der Edictalien zu vindiciren, er hat aber für feine Theo⸗ 
rie feinen Beifall finden Tünnen. Die melften Schriftfteller 
gehen auch hier wieder von Zweckmaßigkeitsgründen und Utilt- 
tätöprincipien aus, hoͤchſtens fuchen fie darzuthun, daß die Mor- 
tificabilität aug der Natur und dem Weſen ver Inhaberpapiere 
folge *). Die Behauptung, daß ein Gewohnheitärecht in bie- 
fer Beziehung fich gebildet habe, vermag fich eigentlich nur auf 
bie zahlreichen Particulargefete zu ftüten. 

v.Kerstorf (Echubm. des Eigenth. an Papieren au por- 
teur S. 96—100) nimmt Anftoß daran, daß man bei Auge 
Ihluß der Amortifation nothiwendig zu der Confequenz geführt 
werde, daß im alle des Untergangs bed Papier auch eo ipso 
bie solutio des obligatoriſchen Verhaͤltniſſes Liegen müſſe. Es 
ſei dies eben nur ein Ausfluß der unſeligen und grundfalſchen 
dee, daß in dem faktiſchen Beſitz des Papiers wirkliches Eigen⸗ 
thum und Forderungsrecht enthalten ſei. 

Mittermaier (Grundſ. des D. P. R. Bd. 2, 8. 274. VD 
hält die Amortiſation gleichwie bei anderen Schuldurkunden für 
zuläſſig, da das Papier nur Beweismittel ſei und der Beſitz des 
Papiers eine unumſtößliche Präſumtion gewähre. Ebenſo Thöl 
(Handelsrecht 4. Aufl. Bd. 1, $. 56, S. 855) und Andere. 

Bender (Verkehr mit Staatöpapieren 2. Ausg. ©. 841 u. 
342) betont mehr den totalen Untergang der Snhaberpapiere und 


gefeßgebung überging. Vgl. Shumm (Amortifation v. Schulbur: 
kunden ©. 141 u. 142). 
*) So Savigny Ob. R. Bb. 2, S. 182. 
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bie Unbilligkeit, welche in ber Bereicherung des Schuldners mit 
Schaden des Gläubigerd Tiege, und will aus biefem Umftanbe 
die Amortifatton der Inhaberpapiere, die er dann auch analog 
wat den Tall bes Abhandenkommens folcher Papiere ausdehnt, 
tim Anwendung gebracht wiſſen. 

Diefe bloßen Utilitäts-, Billigkeits⸗ und Unbilligfeitsgründe 
machen namentlih Nebenius (der Sffenil. Kredit S. 545552) 
zu Ichaffen. Die Erwägung, daß im Grund genommen body nur 
der Inhaber berechtigt jet und am allerwentgften ber redliche 
Inhaber unter ber Amortiſation leiden dürfe *) nöthigt ihm bie 
Erklärung ab, daß Demjenigen, welchem Papiere au porteur 
abhanden gekommen feten, nicht anders geholfen werben könne, 
als indem die Verjährung der fraglichen Forderung abgewartet 
und erit wenn binnen ber Verjährungzfrift dad Papier nicht 
zum Vorſchein gelommen ſei, an Den gezahlt werben bürfe, 
welcher zu beicheinigen im Stande war, daß er das Papier be 
feffen und daß es vernichtet worben oder ihm abhanden gekom⸗ 
men ſei. 

Shumm (a. a. O. ©.74 bis 79) behauptet, daß aus ber 
Unzulaͤſſigkeit der Vindication der Papiere au porteur gegen 
den dritten redlichen Beſitzer mit unbedingter Nothwendigkeit auf 
die Unzulaͤſſigkeit einer Amortiſation derſelben geſchloſſen werden 
müſſe, indem immer der dritte redliche Beſitzer als ber allein zur 
Forderung Berechtigte erjcheine, auch ver Nichtbeftger nicht befugt 
fet, eine Amorttfatton zu erwirken, und gerabe dann bie Amorttja- 
tion am alferwenigften zuläffig erfcheine, wenn fie fich als eine 
Befretung ded Schuldners darftelle. Schumm kommt zu dem 
Schluſſe, daß die gerichtliche Amortifation der Snhaberpapiere 
ein ganz neues particularrechtliches Inſtitut ei, welches die Ge⸗ 
feßgebung aus Zweckmaͤßigkeits⸗ und Utilitaͤtsgründen in Rüd- 
ficht auf die modernen Verkehrsintereſſen neu geſchaffen habe. 


°) Gben biefer Umſtand, daß formell nur der wirkliche Inhaber als ber 
Torderungsberechtigte erfcheine veranlaßt Savigny (a. a. O. S. 182) 
zuzugeben, baß ber wirkliche Inhaber nach Umftänden (aber nad 
welchen Umftänben?) gegen ein ergangenes gerichtliche® Amortiſa⸗ 
tionserfenntniß zu reſtituiren ſei. Desgl. Thol, rang ©. 356. 

b 
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Kunge (a. a. O. S. 720) kann ebenfalls die Amortifation 
weder ala pofitives geltendes Necht, noch ala gemeinvechtliche 
Gewohnheit anerkennen. Cr findet jedoch, daß Alle Diejenigen, 
welche nicht die Obligation mit dem Papiere iventificiren, auch 
bte principielle Zuläffigfeit der Meortification nicht beftreiten 
Könnten. Da nun Kuntze den Verluſt der Obligation nicht an 
den Verluſt des Papiers Tnüpft, jo vermag er auch die Mortifi⸗ 
cabilität nicht al® unverträglih mit dem Weſen des Inhaber⸗ 
papiers anzufehen. Er will Alles vom Verkehrsintereſſe abhängig 
machen und vertieft fich in Unterfuchungen, bei weldyen Papie⸗ 
ren ſich die Amortijation rechtfertigen laſſe, bei welchen nicht. 
Unger (Snhaberpapiere ©. 135) geht nicht näher auf Prüfung 
der Amortifation, die er indeſſen für ein particularrechtliches 
Inſtitut erklärt, ein. 

Ganz konfequent hingegen verfahren Einert (Wechſelr. ©. 
82), Maurenbrecher (Lehrb. des deutjch. Privatr. F. 326, ©. 
408), v. Gerber (Eyft. des deutſch. Privatr. $. 160, ©. 398), 
Gengler (Lehrb. des Deutſch. PR. Bd. 1, $.38, ©.175), Be 
feler (Syſt. des Deutſch. P. R. Bd. 8, $. 225, ©. 329). Sie 
halten das Papier für die ausfchlieklichen Träger der Forderung 
und erklären folgerichtig darum auch die Amortifation der In⸗ 
haberpapiere für unzuläffig. 

Daß das allein richtig iſt, wird um fo eitleuchtender, wenn 
man an bie ganz gleiche Natur der Banknoten ald Inhaberpa⸗ 
piere erinnert. v. Marten (Grundriß des Handelsr. $. 34), 
Pöhls (Handelör. Bd. 1, S.313), Bender (Handelsr. $. 177), 
€. Hoffmann Ardiv f.d. Wechſelr. Bd.5, ©. 258 fg.), Kuntze 
(Snhaberpap. ©. 483 fg.) betrachten jämmtlich - die Banknoten 
als auf Inhaber geitellte Echulpverjchreibungen und die jewei- 
ligen Noteninhaber al3 wirkliche Gläubiger der Bank. Es ift 
aber überall geltendes Recht, daß mit dem Verluft und der Ver 
nicytung der Banknote auch die Korderung an die Bank erlifcht. 
Sreilid) wollen v. Martens und Pöhls (a. a. OD.) nicht zuges 
ben, daß ein ſolcher Verluſt der Forderung aus ber Natur der 
Sache fließe, fondern vielmehr fih nur auf pofitive, aus ben 
. Bankftatuten erfichtliche Rechtsſatzung ftüße. Dieſe Anficht ift 
zwar nicht ohne Grund, fie leidet nur an dem Fehler, daß fie 
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ihren Geſichtspunkt zu eng befchräntt. Man darf nie vergeflen, 
baß für dieſe modernen Verfehrspapiere Tiberhaupt Feine pofitt- 
ven gemeinrechtlichen Beitimmungen exiſtiren, daß ein Gewohn⸗ 
heitsrecht noch nicht zur vollftänbigen Ausbildung zu gelangen 
vermochte und daß, wo wir gendtbigt find, unfere Zuflucht zur 
Analogie zu nehmen, wir um fo mehr unfere Augen auf ähns 
liche Einrichtungen und Probufte des modernen Verkehrslebens 
zu richten ung veranlaßt finben werben, als das gefammte römi- 
Ihe Rechtsſyſtem ung nirgends einen Anhaltspunkt in einem 
verwandten Inſtitute bietet. Bet folcher Anwendung der Rechts⸗ 
analogie werben wir um fo ficherer gehen, da man doch eines⸗ 
theils bei dem Umſtande, daß gerade bie negociabeln Handelspa⸗ 
piere im modernen Handel und Wandel eine jo überaus wich: 
tige Rolle jpielen und denſelben fast garız beherrſchen, nicht wird 
behaupten wollen, daß geſetzliche Beitimmungen oder Handel 
uſancen, welche bei allen ähnlichen modernen Berkehräinftituten 
in gleicher Weiſe fich wiederfinden, für ein finguläres Necht zu 
halten feien, welches ftrift zu interprefiren und ber analogen 
Ausdehnung nicht fähig fei, und anderntheils gerade bie überall 
in gleicher Weiſe wiederkehrenden Beftimmungen von Bankſtatu⸗ 
ten, Anlehensprogrammen unb dergleichen feinen Zweifel über 
dasjenige auffommen laſſen, was eigentlich die Intention des 
Schuldners für die hier in Rebe ftehenden Fälle ift. Indem aber 
Derjenige, welcher ſolche Inhaberpapiere an ſich bringt, bie 
veröffentlichten Bedingungen kennt ober doch fennen follte, fo 
bag Unwiſſenheit und Irrthum feinerjeit3 nicht als entſchuldbar 
und rechtlich berückſichtigungswerth erjcheint, hat der Erwerber, 
dag iſt der Gläubiger, auch ftilffehweigend jeine Anerkennung zu 
ben betreffenden Bedingungen und Modalitäten ausgedrückt. Dieſe 
Modalitäten der Statuten und Programme werden baburch zu 
einer lex contractus, deren Beitimmungen überall maaßgebend 
erjcheinen. Es kann fich aljo auch ein Befiger von Banknoten 
nicht bejchwert erachten, wenn ihm für ben Fall der Vernichtung 
oder des Abhandenkommens ein Erjab von Seiten der Bank 
unter Berufung auf die Bankftatuten jo abjolut verweigert wird, 
daß felbft .vie, wenn überhaupt zu erlangende, gerichtliche Kraft- 
loserklaͤrung einer in diefer Weile in Verluſt gerathenen Bank: 
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Wir behaupten num aber, daß diefe lex contractus, weldye 
bie Amortifation der Inhaberpapiere ala unzuläflig erjcheinen 
läßt, keineswegs erit einer vorgängigen augprüdlidhen Er⸗ 
klaͤrung des Schuldners, aus welcher vorgängigen Erklärung 
dann dad Einverſtändniß des Gläubigerd gefolgert werben muß, 
bedarf, ſondern daß die Unzuläſſigkeit der Amortijation ber In⸗ 
haberpapiere bereit? auß dem Weſen und Natur berjelben jo 
fehr von felbft abzuleiten it, daß eine bejondere Hervorhebung 
berjelben ganz überflüflig erfcheint. Der Schulöner verpflichtet 
fih nämlich an den Inhaber d. h. an den Beliter de Papiers 
auf und gegen dieſes Papier Zahlung zu letiten, mit andern 
Worten: ber Schulpner erklärt fih Tediglih dem Beſitzer 
bes Bapiers gegenüber für verpflichtet, aber aud 
nur Diejem und feinem Anderen *). Daraus folgt, daß 
eine Zahlung an den Nicht: Befiter den Schulbner in Teiner 
MWeife zu liberiren vermag, da bei dem Inhaberpapier nicht bag 
Papier der Forderung folgt, jondern bie Forderung dem Papier, 
ber Verluſt des Papiers daher auch Verluft der Forderung, ſo⸗ 
wie der Erwerb des Papierd von Seiten des Dritten auch Er 
werb der Forderung involvirt, und conjequenter Weife der frü- 
here Beftter nur dann bie Forderung wieder erwerben kann, 
wenn er durch Vindication dem Dritten das Papier wieder ab- 
zunehmen vermag. Der Schuldner ift folgerichtig weder ver 
pflichtet, noch berechtigt, die Legitimation des Inhabers zu prü- 
fen; er hat diefer Berechtigung in Folge der von ihm felbft aus⸗ 
gehenden lex contractus außdrüdlich entfagt und wenn man 
auch zugeben Tann, daß dem mala fide Befigenden in Folge 
der generellen und abjolut zeritörlichen Natur der exceptio doli 
biefe Entjagung des Schuldner? zu feinen Gunften auszubenten 
nicht geftattet werben darf **), jo Tann dies doch unter keinen 


°), Savigny (a. a. D. S. 136). 
ee) Gerber (Deutſch. Privater. 7. Aufl ©. 898) behauptet indeſſen aus⸗ 
brüdlih, daß dem Schuldner gegenüber ber Befiner bed Papiers 
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Umftänden auf den gutgläubigen Inhaber analoge Ausdehnung 
finden. Diefem Lebteren haftet der Schulbner in Folge feiner 
abftract dem Inhaber gegenüber eingegangenen Verpflichtung 
unbedingt. Findet fich aber auf Seiten des Schuldners biefe 
abftracte Verpflichtung, jo muß fich auch conjequenter Weife auf 
Seiten des Gläubiger bie gleiche correspondirende abitracte Bes 
rechtigung finden. Der gutgläubige Befiger bat darum, nach 
Maaßgabe der jonftigen Beitimmungen von Banfftatuten, Ans 
lehenöprogrammen u. |. w., au dem von ihm beſeſſenen Papiere 
ein Recht fo pofitiver Natur, daß es vernünftiger Weife gar 
Niemanden in Sinn kommen fann, ihm daſſelbe ftreitig machen 
zu wollen. Es Tann demnach auch weder eine außergerichtliche 
Amortifation, auf welche fich mit rechtlicher Wirkung zu berufen 
dem Schuldner nicht geftattet werben kann, noch jelbft eine ge- 
richtliche den Letzteren dem gutgläubigen Beſitzer gegenüber libe⸗ 
riren. Die Einrede des Schuldners, daß dad Papier für Eraft- 
108 erflärt worben ſei, müßte ber Replik des Inhabers, daß 
dieje Kraftloserflärung eine erjchlichene fei, weichen, da von ber 
Berpflichtung des Schuldner? nur der wahre Gläubiger, d. h. 
der Inhaber, aber Fein Dritter ihn zu befreien vermochte. Es 
wird deßhalb auch bei dem Mangel pofitiver gejeglicher Beſtim⸗ 
mungen jebed Gericht Anſtand nehmen, eine jolche auf den In⸗ 
haber lautende Schulburfunde auf Antrag des früheren Beſitzers 
für kraftlos zu erflären, da in diefem alle möglicher Weije der 
Schuldner in die Lage gebracht würbe, doppelte Zahlung leiſten 
zu müſſen. 

Wir werben barım zu dem Reſultate gelangen, daR bag 
Recht des früheren Beſitzers fich lediglich darauf bejchränkt, das 
ihm abhandengefommene Papier mit der Vindicationsklage wies 
der an fich zu bringen, während der Schulbner von diefem Pins 
bicattonzftreite ganz unberührt bleibt. Das Höchite, was wir zu 
Gunften defien, der wider Willen mit einem folchen Inhaber: 


wirflicher Gläubiger if, nicht bloß ber gutgläubige Befiker, oder 
eiwa nur der Gigenthümer. Ebenſo Gengler, Deutſch. Privatr. Bd. 
1, ©. 171, Nr. 8. 
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paptere in Verluſt gekommen ift, einzuräumen vermögen tft 
dies, daß auf Antrag des Vindifanten dag Gericht eine Zah: 
lungsſperre bei dem Schuldner anlegt bis nad) außgetragenem 
Eigenthumsſtreite. In der Negel wird freilich derjenige, ber 
wider Willen mit ſolchen Inhaberpapieren in Verluft gerathen 
ist, mit dieſem Auskunftsmittel nur Schlechte Erfolge erzielen, 
aber das ift Kein Grund, um dem bejtehenden Rechte Zwang 
anzutbun. Cine ſolche Erwägung kann nur eine ratio de lege 
ferenda abgeben, was auch bereit der Fall war, wie wir und 
bei einem Bli auf die Particulargeſetzgebung fogleich überzeu- 
gen werben. Die Tartienlargejege geben aber ebenjowenig wie 
bei. der Vinbdication, jo bei der Amortifation von gleichen Grund⸗ 
fägen au. Ueberall war man ſich mehr oder weniger klar be= 
wußt, daß neben dein Intereſſe des Echuldner2, der vor ber Ge: 
fahr doppelter Zahlung geſchützt fein will, die collivirenden In⸗ 
terefien der verſchiedenen Gläubiger berückſichtigt zu werden vers 
langten. Dazu Fam, daß weil in den meiften Fällen der Staat 
felbft der Schuldner war, der Geſetzgeber auf dag forgfältigite 
darauf bedacht fein mußte, daß Alles gefchehe, was dem Crebit 
des Echuldnerd zugut komme und die freie Girculation biejer 
Werthpapiere vor allen Hemmnifien bewahrt halte. Dieſes In⸗ 
terejje war deun auch das durchichlagende, es war die Veran: 
lafjung, daß für den Tall des totalen Untergangs einer auf den 
Inhaber Lautenden Schulöverfchreibung der Schuldner zur Aug: 
jtelung einer neuen an den lebten Befiger für verpflichtet er: 
Elärt wurde. Aber diejenige befigende und handeltreibende Kaffe, 
welche im alle eines Verluſts durch Raub, Diebjtahl u. |. w. 
in Schaden kommen Fonnte, wußte, da auf ihrem Verhalten ala 
- Gläubiger gegenüber dem Staate als Echuldner die Aufrechthals 
tung des Credits des letzteren hauptſächlich beruhte, auch ihr 
weiteres Drängen, durch Einführung eines Amortiſationsverfah— 
rens den Folgen eines Verluſts wider Willen enthoben zu wer— 
den, faſt überall zur Anerkennung zu bringen. An ſich freilich 
enthält es einen ganz unvereinbaren Widerſpruch, daß während 
die Ausübung des Forderungsrechtes doch nach dem Inhalte der 
die lex contractus bildenden Schuldverſchreibung an den Befig 
ver legteren gebunden erjcheint, Derjenige, welcher nicht im Be⸗ 
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ſitze ift, fortwährend als der Torberungsberechtigte, d. h. als fin- 
girter Beſitzer angefehen werben fol, während ver wirkliche, 
einerlei ob gut: oder bosgläubige Beliber nicht für ven For: 
derungsberechtigten, mithin auch nicht für den Beſitzer gel- 
ten ſoll. 

Die Vindtcatton will man al? die Verkehrsintereſſen benach⸗ 
theiligend ausſchließen, aber die noch viel gefährlichere Amortiſation 
verlangt man. Num follte man aber doch glauben, daß ein 
amortiſirtes Papier gerade jo ausfieht, wie ein nicht amortifir- 
te3 und daß alfo auch mit der größten Vorficht es nicht verhin⸗ 
dert werden kann, daß ein bereit? amortifirtes Papier im Der: 
fchr bleibt und den Unjchuldigen in großen Echaben bringt. 
Allerdingd® werden folche abhanden gefommene Bapiere in lan 
gen Zwiſchenräumen in verſchiedenen öffentlichen Blättern bes 
kannt gemacht, aber Fann man Denjenigen darunter leiden laſ⸗ 
fen, welchem bieje Blätter nie zu Geficht gefommen find ? Ber: 
dient nicht der dermalige redliche Befiter eines zu irgend 
einer früheren Zeit dem damaligen Eigenthümer abhanden ges 
fommenen Papiers bei weiten mehr den Echuß der Geſetze, als 
biefer Letztere, dem in ber Regel irgend eine Verſchuldung oder 
Nachläfligkeit zur Laft fallen wird, oder den, wenn bie nicht 
ber Tall fein follte, ein Unglück betroffen hat, welches nad 
der Rechtsregel: casum sentit dominus eben nur er allein 
zu tragen hat? 

Man jollte denken, die Entjcheidung könnte hier nicht zwei⸗ 
felhaft fein. Daß man indefjen vorgezogen vorwiegend bad In⸗ 
tereſſe des Verlierer, Beftohlenen gegenüber dem des britten 
reblichen Befiberd zu begünstigen, hat wohl jedenfalls darin ſei⸗ 
nen Grumd, daß gerade biejenige Klafle der Bevölferung, welche 
hauptfächlich im Bejige von Papieren au porteur zu fein pflegt, 
wie die Banquier?, Kaufleute und großen Kapitaliften auch in 
ber Negel in der Lage find, fi vor dem Ankauf amortifirter 
Papiere zu jchügen. Eie werden nur felten ohne Kenntniß bavon 
bleiben, wenn ein Amortifationgverfahren über jolche Papiere 
anhängig ift, oder, wenn dies auch nicht der Fall, werben fie an 
ihren Auftor mittelft der betreffenden Gontraktsfis ihren Ne 
greß zu nehmen im Stande fein, wohtiigegen bie "u:äfftgkeit der 


74 Wolff: Vinbdicat., Amortifat. und Außerkursf. von Inhaberpapieren. 


Vindicationsklage gegen den Dieb ober fonftigen Beichädiger 
ihnen felten einen praktiſchen Nuten gewähren bürfte. 

Liegen indeſſen auch vorſtehende, Tebiglich den Verkehrsin⸗ 
terefien huldigende Gefichtöpunfte ben meiſten Partikulargeſetz⸗ 
gebungen mehr ober weniger zu Grunde, fo walten doch bei 
denjelben auch wieder große Verfchievenheiten ob. Wir koͤnnen 
aber im Ganzen brei verfchiedene Gruppen unterfcheiben: 

1) Die meiſten Gejeßgebungen geftatten bei Abhandenkom⸗ 
men von Schulbverjchreibungen auf ven Inhaber bie Vorladung 
des unbelannten Befiter® unter dem Nechtsnachtheil der Amor: 
tifation der abhandengelommenen Schuldverſchreibung. Sie ers 
fennen mithin zwar an, baß der lebte Inhaber mit dem Ver⸗ 
luft der Schuldurkunde auch fein Forberunggrecht verloren hat, 
erachten es aber für billig, daß vemfelben diefer Verluft wider 
Willen nicht zum Schaden gereiche,, ohne dieferhalb große Rück⸗ 
ficht darauf zu nehmen, ob die fragliche Urkunde vermalen bona 
oder mala fide von einem Dritten befefien wird. Die Vor⸗ 
jorge für den bermaligen Beſitzer beſchränkt fich auf Folgendes: 

In Defterreich (Patente vom 28. März 1803 und 
26. April 1803) find die Ausfertigungen |. g. „Amortifationd- 
Edikte“ unter der Beichränkung geftattet, daß die Amortiſation 
erft nach 1 Sabre, 6 Wochen, 3 Tage von bem wirklichen Zah⸗ 
lungstage der Obligatton, ober wo ein folcher nicht beitimmt 
ift, nad) 3 Jahren von dem Tage an, an welchem der letzte 
mit der Obligation außgegebene Coupon fällig wird reip. 3 Jahre 
nach der Ausfertigung des Edikts erfolgen darf. (Patent vom 
16. Aug. 1817). 

In Preußen (Verorbnungen vom 16. Juni 1819 und 
3. Mai 1828) erforbert das gerichtliche Amortijationsverfahren 
a) Öffentliche Bekanntmachung bed Verluft?, b) Ablauf von 6 
Zinszahlungsterminen nach erfolgter Bekanntmachung, c) nad 
Ablauf des ſechſten Zinstermins oͤffentliche gerichtliche Auffors 
berung an ben etwaigen Inhaber ſich ſpäteſtens im achten Zins⸗ 
termin zu melden bei Vermeidung der gänzlichen Amortifatton 
feine Schuldſcheins, d) wird das Amortiſationserkenntniß erſt 
nachdem es vier Wochen lang an ber Gerichtötafel angefchlagen 
war, rechtskraͤftig. Eine weitere Vorſichtsmaaßregel enthält der 
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$. 22 der Verordn. vom 16. Juni 1819, welcher beitimmt, baß 
jährlich amtliche Liſten ber aufgebotenen und mortificirten Staats: 
papiere zu veröffentlichen und an ben Börjen anzufchlagen find. 
( Coupons. werden nicht amortifirt, Talond nur im Fall ber 
nachgewiejenen Vernichtung neu audgefertigt). 

Sm Hannover (Verorbnung vom 20. Januar 1826) 
kann auf Antrag Deſſen, welcher den Zufall ber Vernichtung 
oder des Verluft3 den Umftänden nach thunlichft befcheinigt hat, 
der unbekannte Beſitzer gerichtlich zur Vorlage der Echulbver: 
ſchreibung binnen Sahresfrift unter der Androhung, daß biefelbe 
für erloſchen und ungültig erflärt werben ſoll, aufgefordert wer: 
den, das Amortifationderfenntniß wird jeboch erſt nad) Ablauf 
von zwei weiteren Jahren rechtskraͤftig und erjt nach beſchritte⸗ 
ner Rechtäfraft hat der Provocant Anſpruch auf Zahlung und 
reſp. Ausſtellung einer neuen Schuldurkunde. 

Im Großherzogthum Heſſen Geſetz vom 20. Juli 
1858) gilt für bie Coupons die Verjaͤhrungstheorie (fünf Jahre), 
während über die Gapitalfchuldverfchreibung von bem Verlierer 
bei gehöriger Befcheinigung des Verluftes ein gerichtliches Amor⸗ 
tiſationsverfahren eingeleitet werben kann, in welchem der Inha⸗ 
ber öffentlich aufgefordert wird, fi binnen fünf Jahren bei 
Berluft feines Necht? zu melden. Das Amortijationgerfenntniß 
wird drei Monate nach Veröffentlichung rechtzkräftig. Dieſes 
Geſetz beitimmt außerdem, daß neben ber breimal in Zwiſchen⸗ 
räumen von minbeltend brei Monaten in bie öffentlichen Blaͤt⸗ 
ter einzurückenden Edictalladung auch der Schuldner gehalten 
fein fol, wiederholt die der Amortifation unterliegenden Schulds 
verjchreibungen in ben Verzeichniſſen ber gekündigten Scheine 
während des Laufe der Friſt aufzuführen. 

Im Herzogthum Naſſau (Gefeh vom 2. Juni 1860) 
gelten im Wejentlichen ganz biejelben Beitimmungen wie im 
Großherzogthum Helfen. 

Sm Herzogthum Sachſen⸗Coburg tft ber britte red⸗ 
liche Beſitzer noch übler geftellt, da die in der Ebdictallabung 
angeſetzte Friſt nur 6 Monate beträgt und dad Amortiſations⸗ 
erkenntniß jchon nad) 10 Tagen rechtskräftig wird (Geſetz vom 
30. Nov. 1858). 
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Am Herzogtum Sachſen-Gotha ergeht Aufforderung 
an den unbefannten Inhaber, binnen einer Friſt von einem 
Sabre die Urkunde vorzulegen, rechtskräftig wird dad Amortiſa⸗ 
tionserkenntniß ebenfalls nach SJahresfrift (Verordn. vom 23. 
März 1839). 

Sn Hamburg tft das Verfahren wieder complicirter 
(Sefeb vom 6./12. Aug. 1846). Es fteht im Ermefjen deö Ge: 
richts, welches eine Edictalcitation von mindeſtens einem und 
höchften® fünf Jahren, bie fich von 6 zu 6 Monaten wieberho- 
fen muß, anoronen Tann; gegen ba3 erftrichterliche Erkenntniß 
it Appellation zuläſſig und gegen das Appellationserfenninig 
wieder Neftitutton u. |. w. 

Auch In Lübeck beauftragt dad Gericht erft die Schul- 
denverwaltung, den Antrag auf Amortifation in verichiedenen öf⸗ 
fentlichen Blättern befannt zu machen und erſt wenn dieſe Be⸗ 
kanntmachung fich ala fruchtlos erwieſen bat, ift bie Einleitung 
bed gerichtlichen Amortifationgverfahrens zuläflig, in welchem ber 
unbekannte Inhaber öffentlich aufgefordert wird, binnen Jahres⸗ 
frift die Urkunde vorzulegen. (Gefeb vom 29. Mai 1859). 

2) Eine zweite Gruppe von Gelehgebungen läßt zwar 
ebenfall® das Amortifationsverfahren zu, legt jeboch, um ben 
britten reblichen Befiger nicht in Nachtheil zu bringen , lebiglich 
die Verjährung zu Grunde, fo daß fie im Falle des Abhanden: 
kommens von Schuldverfchreibungen au porteur den Verlierer 
zwar nicht unbedingt gehalten wifjen will, dieſen Verluſt ſelbſt 
zu tragen, jeboch beſtimmt, daß der Schuldner erft dann für 
biefen Verluft aufzulommen genöthigt werden könne, wenn ber: 
jelbe durch Ablauf der Verjährungsfrift von der Erhebung von 
Anfprüchen aus der fraglichen Schulbverfchreibung gejeglich li⸗ 
berirt ericheine. Zu diefem Zwecke bat man, indem man ben 
oft durchaus unverjchuldeten Verlust des Provocanten nad Bil- 
ligfeit zu mildern juchte, die gemeinrechtliche Verjährungzfrift 
von 30 Jahren bebeutend herabgeſetzt, mitunter gerabezu mit 
Hinweis auf die Amortifation verlomer Schuldurkfunden au 
porteur. 

So hat man im Königreih Sachſen, in welchem bie 
Berjährungsfrift für Forderungen aus gefündigten Staatsſchuld⸗ 
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verfchreibungen 31 Jahre, 6 Wochen und 3 Tage vom Verfall: 
tage *) an beträgt, bei folchen Papieren, von welchen ein Ab⸗ 
handenkommen angezeigt wurbe, biefelbe auf 10 Jahre herabge- 
jeßt und zwar wenn bie Zeit des Verluſts befcheinigt werden 
Tann, von biefer Zeit an, und wenn dies nicht der Tall, von der 
Zeit der Anmeldung an (Verordn. vom 6. Dt. 1824). Das 
Amortiſationsverfahren kann erft nach Ablauf der 10 jährigen 
Berjährungsfrift eingeleitet werben. 

In Württemberg (Gejeb vom 16. Sept. 1852) ift bie 
Verjährungsfrift für die gekündigten Schulbverfchreibungen auf 
5 Jahre beftimmt, und eine eben jolche Friſt beftimmt das Ge⸗ 
jet für diejenigen Urkunden, über welche ein Amortifationsvers 
fahren im Falle des DVerluft eingeleitet worden. Der Schulde 
ner hat darum bie Echulbverfchreibungen der letzteren Katego⸗ 
rie, welche in diefer Beziehung ganz wie bie gefünbigten behan- 
belt werben, und betreffd welcher eine Zahlungsſperre angelegt 
tft, in dem nächſten zu veröffentlichenden Verzeichnifje der ges 
fündigten Obligatiohen, jeboch getrennt von denſelben und mit 
näherer Angabe der Umftände aufzunehmen. 

In Baden findet ein eigentlicheg Amortifationzverfahren 
nicht ftatt, an deſſen Stelle tritt die Zahlungsfperre (Anhang 
zum babijchen Lanbrecht Art. 201 — 205). Meldet fich binnen 
der Berjährungzfrift Niemand, fo kann Derjenige, welcher aus 
Anlaß des Abhandenkommens Zahlungdiperre erwirkt, nach eid- 
licher Beftärkung feines Beſitzes und Verluſtes Zahlung von 
dem Schuldner beanſpruchen. Die Verjährungsfrift ift für Pa⸗ 
piere mit Coupons auf fünf Jahre nach Verfall des letzten Cou⸗ 
pon beſtimmt, (was ſelbſt im Falle der Auffündigung oder Ver- 
loofung gilt), und für Papiere ohne Coupons auf zehn Jahre 
refp. wenn ber lebte planmäßige Zahlungstermin ſchon herange⸗ 
kommen ebenfall3 auf fünf Jahre, und zwar fo, daß die DVer- 
jährung überhaupt nicht länger als fünf Jahre nach dem letzten 
planmäßigen Zahlungstermine laufen fol. (Gele vom 14. Mai 
1828). 


°) Zinſenanſprũche verjähren inbeflen ſchon binnen 8 Jahren. 
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Empfehlenswerth dünkt ung das Verfahren Im Kurfür⸗ 
ſtenthum Heffen (Gefek vom 18. Dez. 1823). Auch hier 
tft die Verjährungsfriſt, welche für die Eapitalforderung aus 
ES chulbverfchreibungen au porteur bie gemeinrechtliche von 30 
Jahren tft, für Zinſen Hingegen durch Gefeh vom 9. Mat 
1860 auf fünf Sabre herabgeſetzt tft, für Schuldurkunden, 
melche in Verluſt gerathen find, auf folgende Meife modificirt: 
Der Berlierende bat bei dem Gerichte, wo ſich ber Verluft er- 
eignete, oder, wenn der Ort ungewiß, bei dem Gerichte jenes 
Wohnorts fo gut als thunlich nachzuweiſen, daß er bie betref- 
fende Obligation bejeflen, und wie er fte verloren, fowie weiter 
eiblih zu verfichern, daß ihm jeber weitere Befiter unbelannt. 
Das Gericht gibt hierüber Beicheinigung, welche bei ber kur⸗ 
fürftlichen Schuldenkaſſe einzureichen , die fobann bei ben beiben 
nächiten Veröffentlichungen über bie ftattgehabte jährliche Ver- 
looſung oder bei dem Rechnungsabfchluffe eine Aufforderung an 
den unbelannten Inhaber erläßt, fi binnen drei Monaten von 
Ablauf der zweiten Aufforderung unter Vorlegung der Schulb- 
verjchreibung zu melden, widrigenfalls ein Duplicatichein erteilt 
und an deſſen Beliger die Zahlung ſowohl von Zinfen als Ca- 
pital ſtets zwei Jahre nach eingetretener Faͤlligkeit werbe geleiftet 
werden, ſofern nicht inzwiſchen die Originalobligation eingereicht 
würde. Der Duplicatſchein ſelbſt wird ohne Zinsſcheine er⸗ 
theilt und Zahlung wird immer erſt nach Ablauf von zwei Jah⸗ 
ren geleiſtet, vorausgeſetzt, daß nicht der betreffende Zinsabſchnitt 
und reſp. die Obligation ſelbſt zur Zahlung eingereicht wurde, 
in welchem Falle zwar an ben Beſitzer der Urſchrift die Zah⸗ 
fung erfolgt, immer jedoch in ver Weiſe, daß dem Inhaber des 
Duplicatfcheind von dieſer Zahlung unter Benennung des Em⸗ 
pfaͤngers Nachricht gegeben wird; zugleich wird Sener zur Zus 
rüdgabe des Duplicatjcheind angehalten. Mit Ablauf von zwei 
Sahren nad, eingetreiener Fälligkeit hat der Inhaber feine An- 
ſprüche mehr ſei es aus der entlommenen Schulbverfchreibung 
jet es aus einem bazu gehörigen Zinsabſchnitt, ſondern find nach 
Ablauf dieſer Zeit alle deßfallſigen Anfprüche auf den Inhaber 
bed Duplicaticheind übergegangen. 

Einen Uebergang zur britten Gruppe bilden neben Ba- 
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ben, weiches, wie wir oben geſehen, das eigentliche Amortiſa⸗ 
Hondverfahren nicht Tennt, noh Sahfen- Weimar, das eben: 
falls die Amorttfatton für unzuläſſig erflärt und nur zu Gun- 
ften des Berlierenden bie Verjährungzfrift auf 10 Jahre herab- 
geſetzt hat (Geſetz vom 26. April 1839), und außerdem Braun 
ſchweig, welches zwar dad Amortifationsverfahren mit zwei⸗ 
jähriger Anmelbungzfrift und Rechtskraft des Amortifationzer: 
kenntniſſes nach Ablauf von 4 Wochen eingeführt, jeboch dabei 
andbrüdlich beftimmt hat, daß in Folge der Amortifation zwar 
der Schuldner von allen Ansprüchen aus dem mortificirten Do⸗ 
fumente befreit werbe, daß aber gegen Dritte d. h. gegen Alle, 
welche nicht Schulbner find, die Mortificatton Teine Wirkung 
babe, indem deren Rechte vorbehalten bleiben (Gefe vom 6. 
Januar 1818). 

3) Theoretifch ftreng confequent d. h. jedes Amortiſations⸗ 
verfahren ausſchließend ift die Gefebgebung nur in zwei Staaten: 

In Bayern wird durch die Verordnung vom 17. Auguft 
1813 jedes Amortifationzverfahren bei Obligationen au porteur 
für unzuläflig erflärt mit der alleinigen Ausnahme ſolcher Pa⸗ 
piere, welche auf vechtögültige Weiſe außer Kurs geſetzt worben 
waren. 

Ebenſo wird in Frankfurt buch Verorbmung vom 
8. Juli 1817 die Amortifation yon auf den Inhaber Tautenden 
Staatspapieren für unftatthaft erflärt und eine Ausnahme nur 
für den Tall zugelaffen, daß der letzte Beftber den totalen Un- 
tergang folcher Papiere zu befcheinigen im Stande wäre, weil, 
wie außbrüdlich bemerft wird, in dieſem Falle offenbar dag 
Aerar ſich mit dem Schaben des letzten Befiterd bereichern würbe. 

Daß die Erſchwerung ber Amortifattion dem Crebit 
der betreffenden Staaten nachtheilig geworben unb ber Eircule- 
tion der von ihnen emittirten Schuldverjchreibungen im Wege 
fände, dürfte fich aber in Feiner Weiſe darthun laſſen, ein Be- 
weis, daß bie vermeintlichen Zweckmäßigkeitsgründe und Ver: 
Tehrzinterefien, wie fie unterftellt zu werben pflegen, in Wahr: 
heit gar nicht eriftiren *). 


®) Wir wollen bier Übrigens nicht verſchweigen, daß, wenigſtens waß 


80 Wolff: PVindicat., Amortifat. und Außerfursf. von Inhaberpapieren. 


Das A.D.H.G. läßt die Frage der Amortifation von In⸗ 
haberpapieren ganz unberührt. Der Art. 308 fcheint darauf 
hinzudeuten, daß man in Betreff der Inhaberpapiere feine von 
ben Landeögefeßgebungen abweichende Beftiimmungen aufitellen 
wollte, einmal wohl weil, wa3 bie Gelbpapiere angeht, deren 
publiciftiicher Charakter und Zuſammenhang mit rein finanziellen 
und ſtaatsoͤkonomiſchen Fragen ein tiefere Eingehen body bedenk— 
lich erſcheinen Taffen mochte, und dann weil, was bie übrigen 
negociabeln Handelöpapiere anlangt, weniger deren Inhaber: als 
vielmehr deren Drbrequalität ind Auge gefaßt wurde und in 
leßterer Hinficht eine Gleichjtellung mit dem für den Wechjel 
porgeichriebenen Verfahren in Beziehung auf Amortiſation wohl 
für genügend gelten durfte. Auch die Protokolle zum A.D.H.S. 
Sprechen neben ven bereit? oben in $. 3 erwähnten Stellen auf 
©. 4619 und 4620 nur auf ©. 563 von der Amortiſation, wo 
bezüglich der Diskuſſion eines Zufagantragd, nämlich, „daR ber 
Schuldner nur gegen Aushändigung des quittirten Verpflich— 
tungsſcheines reſp. der Anweifung zu zahlen verbunden ſei“ her: 
vorgehoben wurbe: es fei felbitverftändlich aud) eine Amortiſa⸗ 
tion der Urkunden zuläſſig. Aber auch bdiefe Bemerkung fiel 
bei Gelegenheit der Berathung über Papiere, welche mitteljt In⸗ 
doſſament weiter begeben werben mochten. Vgl. noch Brot. 
©. 440. 

Trotz dieſes Stillſchweigens des A.D.H.G.% in Betreff der 
Amortijation von Inhaberpapieren werden wir aber feinen Anz 
ftand nehmen, die von ihm gegebene Beftimmung in Betreff ver 
Amortifation von indofjabeln Handelöpapieren analog aud) auf 
die Inhaberpapiere auszudehnen und demgemäß bei diefen letz⸗ 
teren den Art, 73 der A.D. W.O. in Anwendung zu bringen. 
Hiefür Tpricht Folgendes: 


Frankfurt betrifft, fi ſchon feit vielen Jahren von verfchiedenen 
Seiten her Etimmen für bie Erlaffung eines neuen Amortifationg- 
gefeßeß erhoben haben, baß bereit? im Jahre 1853 ein hierauf zie⸗ 
Iender Antrag in der Gefeßgebenden Verſammlung geftellt worden 
und gegenwärtig bie Behörden mit Ausarbeitung eines neuen Ge’ 


ſetzes beichäftigt find. 
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1) Die Regel iſt, daß Konoſſemente, Ladeſcheine und aͤhn⸗ 
liche Hanvelöpapiere nicht auf den Inhaber lauten, alfo auch 
nicht mitteljt bloßer Tradition, ſondern nur durch fürmliches 
Indoſſament wetter begebbar ericheinen. 

2) Das bei allen diefen Handelöpapieren mit rechtsgül⸗ 
tiger Wirkſamkeit unftreitig zuläffige Blankoindoſſament tft aber 
feiner Natur nach fo wenig unterjchieden von dem Stellen auf 
Inhaber, daß eine gleiche Behanblung beider Papierarten ba, 
wo das Geſetz nicht ausdrücklich einen Unterſchied ſtatuirt, nicht 
die geringfte Schwierigkeit bietet. 

8) Wollte man aus der Inhaberqualität dieſer Papiere 
die Unzuläffigkeit der Amortifation folgern, fo würden, naments 
lich da, wo dies Verſprechen auf konkrete Leiftungen, wie 3. 2. 
Ablieferung von Waaren geht, fih aus dieſer Unzuläfiigfeit 
große Unzuträglichkeiten und Mißſtände ergeben, die in ihrer 
Conſequenz geradezu unfinnig erſchienen. Es liegt in der Na⸗ 
tur der Sache, daß eine ſolche Leiſtung in verhältnigmäßig kur⸗ 
zer Friſt realifirt werden muß, wenn fie für ben Gläubiger 
überhaupt einen Werth haben, oder wenn fie nicht vielleicht, 
weil das Objelt den Verberben ausgeſetzt ift, zu einer abjolut 
wertblofen werben fol. Der Echuldner ſelbſt bat hier bei 
weitem mehr, als bei einer Gelbleiftung ber Fall fein kann, eine 
Intereſſe daran, daß er die Waare abliefern, fein Schiff aus⸗ 
laden Tann u. |. w. Sobald er aber nur, für den Tall, daß er 
gegen Aushänbigung des betreffenden Scheins liefert, von feinen 
übernommenen Verpflichtungen rechtägültig liberirt, eine Amors 
tifation Hingegen unter allen Umftänden unzuläffig fein würde, 
fo würde, wo ihm nicht die Partifulargejeßgebung mitteljt ganz 
furzer VBerjährungsfriften zu Hülfe füme, nicht nur der Gläus 
biger feines Nechtes verluftig gehen, jondern auch der Schuld⸗ 
ner außer Stande fein, von einer Läftigen Verpflichtung loszu⸗ 
fommen. 

Bei den meilten Arten von Inhaberpapieren ift fibrigen 
diefe Frage, wenn nicht durch Partikulargejege, jo doch durch 
Beitimmungen in Statuten oder fonftigen öffentlich befannt ges 
machten Plänen und Programmen infofern erledigt, als Turze 
Berjährungsfriften die Einleitung eines bejonberen Amortiſa⸗ 
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tionsverfahrens, auch wenn daſſelbe nicht ausdrücklich für un⸗ 
zuläſſig erklärt wurde, überflüfftg machen. So wird, wie Ben⸗ 
ber, bie Lotterie ©. 89 bezeugt, In allen Lotterieplänen Derje⸗ 
nige, welcher ein Lotterieloos verliert, für befugt erklärt, davon 
alsbald bei Collekteur und Direktion Anzeige zu machen, welche 
den Berluft anmerken und öffentlich anzeigen. Meldet fich vor 
Ablauf der planmäßigen Verjähungszeit Fein dritter Beſitzer, fo 
zahlt alsdann die Direktion dem Berluftanzeiger, ohne daß «8 
dazu eined Amortifationzerfenntniffes bebürfte. 


Auch wenn Berficherungspolicen abhanden gefommen find, 
bedarf es bei der Kürze der Verjährungsfriſten, die 3. B. in ben 
Statuten ber Gothaer Lebensverſicherungsbank im $. 78 auf zwei 
Jahre nach dem Tode des Verficherten beſtimmt wird, feines 
Amortiſationsverfahrens. 


Was aber endlich Inhaberpapiere wie Paſſagierkarten, Ein⸗ 
trittbillets, Speiſe⸗ und Bademarken betrifft, jo tft es ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, daß einestheils die Natur und das Weſen der in Frage 
kommenden Leiſtungen, anderentheils die Unbedeutenheit derſelben 
den Gedanken an die Einleitung eines Amortiſationsverfahrens 
im Falle des Verluſts gar nicht aufkommen laſſen. Minima non 
curat praetor. Denken wir uns aber 3. B. cine auf bie 
Dauer eined ganzen oder halben Jahres oder auf einen ganz 
unbeitimmten Zeitraum Tautende Abonnementskarte zu Theater: 
borftellungen im Werthe von Hunderten von Gulden käme ab: 
Banden, fo Tiegt es cbenfo fehr auf ber Hand, daß trotz der In⸗ 
baberqualität folcher Karten es dem Finder oder Entwender wohl 
kaum rathſam fcheinen möchte, einen mehr ala höchſtens einma⸗ 
ligen Gebrauch von denfelben zu machen. Länger würbe ber 
bloße Befiß fchwerlich Binreichen, um ihn als den wirklich 
Berechtigten zu Iegitimiren. Es wird barum auch in folchen 
Faͤllen, alfo bier von der Theaterdirektion, bie Auzftellung eis 
ner neuen Karte Feinen Augenbli beanftanbet werben, da die 
Erhebung von Ansprüchen ſeitens eine? Dritten kaum denkbar 
ericheint, oder wenn ſolche Ansprüche erhoben werden follten, fte 
boch unter keinen Umständen von bem Schuldner zu fürchten 
fein dürften. In allen biefen Fällen wird darum die theoretiſch 
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übrigen? durchaus unbedenkliche Amortifation nie vor Gericht 
zur Sprache kommen. 

Das Nähere über die Amortifation bei Wechfeln ftehe bei 
Hoffmann, Erläuterungen zur U DW. O. ©. 535 fo. Was 
dort gejagt ift, erſcheint nunmehr mutatis mutandis auf bie 
negoziabeln Handelöpapiere überhaupt anwendbar, mit Ausnahme 
jedoch der Staatsſchuldverſchreibungen au porteur, Banknoten, 
Aktien, Coupons und was biejen gleich ſteht, d. h. der öffentli- 
chen Erebitpapiere, infoweit natürlich nicht auch Bier Partiku- 
largejege abweichende Beſtimmungen enthalten. 

63 hat demnach 

&) Derjenige, welcher eine ſolche Urkunde verloren bat, 
fih vor Allem als rechtmäßiger Eigenthümer zu Iegitimiren. 
Dies gejchieht aber bei einem Inhaberpapiere lediglich dadurch, 
daß er jowohl Beſitz als Verluſt nach Thunlichkeit beicheinigt. 

Vgl. Liebe, die A. D. W. O. S. 197. 

b) Die zu amortiſirende Urkunde iſt entweder in Abſchrift 

beizubringen oder doch genau zu beſchreiben. 
Hoffmann a. a. O. ©. 536. 

c) Derjenige, welcher dad Amortifationsverfahren betreibt, 
kann als präfumtiver Glänbiger nad) Einleitung des Amortifa- 
tionsverfahrens von dem Schuldner Zahlung oder reſp. Leiftung 
verlangen, jedoch nur gegen cine Caution dahin, daß er ben Letz⸗ 
teren gegen Ansprüche Dritter vertreten wolle (cautio defen- 
sum iri). 

Liebe a. a. O. ©. 195. 

d) Die Form des Amortifationzverfahrens tft nicht vorge⸗ 
ſchrieben. Doch ift jedenfall3 von dem Nichter cine öffentliche 
Aufforderung an den unbefannten Inhaber zu erlafen, binnen 
beftimmter Friſt feine Anſprüche geltend zu machen. Dieſe Frift 
aber beginnt erft vom Berfalltage der Urkunde an zu laufen. 

Conf. Prot. ©. 149 
und nad) Yimlanf ber Friſt wird bie Urkunde fir amortifirt 
erflärt. 
Brauer, A. D. W. O. ©. 148. 
Hoffmann a. a. O. ©. 537. 
e) Auch während des Amortiſationsverfahrens kann ber 
6 % 
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Schuldner liberirend an Denjenigen zahlen, der die in der Amor⸗ 
tifation befindliche Urkunde vorlegt und auf diefelbe Zahlung 
und reſp. Leiſtung verlangt. 
Liebe a. a. O. ©. 1%. 
Koch, Wechſelrecht ©. 286. 
Doch dürfte dies der Schuldner dann nicht ohne Gefahr 
thun koͤnnen, wenn ev bereitö gegen Sicherheit an den Berlierer 


Zahlung geleiftet Hat. 
Hoffmann a. a O. ©. 529. 


$. 5. 
Die Außerkursfegung der Inhaberpapicre. 


Eine folgerichtige Conſequenz in der Gefeßgebung bildet 
vie Beftimmung, daß den Snhaberpapieren durch einen in bie 
Augen fallenden demgemaͤßen Vermerk ihre Inhaberqualität wies 
der entzogen werden kann und fie damit nach Belieben des Ei— 
genthümers auf eine Dieſen mehr ſichernde Weiſe zu ſeinem 
nachweisbaren, dem Verkehr entzogenen, Eigenthum umgeſtaltet 
zu werden vermoͤgen. Dieſe Beſtimmung, welche ſich in den 
meiſten Particulargeſetzgebungen findet, war eine Forderung der 
Billigkeit, der man um ſo weniger ſich entziehen konnte, als 
durch die erſchwerte Vindication dem Beſitzer auf der andern 
Seite Gelegenheit geboten werden mußte, ſich gegen Diebſtahl 
und andere moͤgliche Verluſtarten ſchützen zu koͤnnen, ſoviel als 
es nur immer zuläffig fein mochte. Diefer Außerkursſetzung, 
auch Vinkulirung, Feſtmachung genannt, welche die Partikular⸗ 
geſetzgebung nur für die Staatsſchuldverſchreibungen au porteur 
kennt, möchte als einem rechtmäßigen und durchaus zu reſpekti— 
renden Willensakte des Eigenthümers oder des wenigſtens hierzu 
als hinlänglich legitimirt erſcheinenden Beſitzers auch gemein⸗ 
rechtlich die rechtsverbindliche Anerkennung und Wirkung nicht 
zu verſagen fein, und zwar nicht nur in der Beſchraänkung auf 
die Staatöfchuldverfchreibungen au porteur, fondern mit Au: 
behnung auf alle übrigen Geld: oder Handelöpapiere, deren Na⸗ 
tur und Mefen einen folchen Vermerk zuläfjig erjcheinen Lafjen. 
Auch muß gemeinvechtlich einem Privatvermert ganz diejelbe 


Wolff: Vinbieat., Amortifat. und Außerfurdf. von nbaberpapieren. 85 


rechtsgültige Wirkung zuerkannt werben, wie dem einer oͤffentli⸗ 
chen Behörde. 
Savigny, Ob. R. Bo. 2, ©. 185. 
Renaud, Zeitſchr. f. d. R. Bd. 14, ©. 362—366. 
Runte, Inhaberpapiere ©. 568. . 

Die Behauptung, daß, weil bei der Außerkursſetzung auch 
der Schuldner interefjirt fei, da die Einlöfung des Papiers, je 
nachdem es Inhaber-⸗ oder Neftapapier fei, andere Bedingungen 
habe, folche nicht dem einfeitigen Belieben des Gläubiger? über: 
laſſen werben Fünne, , 

Bluntſchli, D. P. R. (2. Aufl.) ©. 321 
erfcheint unzureichend, um den Gläubiger in einer derartigen bem 
Mefen bed Papiers nicht widerftrebenden Verfügung über fein 
Eigenthum zu beichräufen, zumal da eine folhe Verfügung in 
der Negel nur zum Zwede ber eigenen Sicherung gefchehen wirt. 

Das Wefen und die Wirkung der Außerkursſetzung ift 
aber Iebiglich die, daß bie an das Papier gefnüpfte Obligation 
auf ein beſtimmtes Individuum als Gläubiger firirt und inſo— 
weit ver Zufammenhang zwiſchen Obligation und Papier ges 
lockert, im Webrigen aber an dem Beſtande und dem Inhalte ber 
Obligation and) nicht da? Geringfte geändert wird. 

Kunke a. a. O. ©. 565. 

Die Partitulargefeßgebungen kennen größtentheil nur ges 
rictliche oder durch eine andere öffentliche Behörde bewirkte 
Außerkursfegungen wie in 

a) Königreih Sachſen. Doch werden hier auf fremblänbifchen 
Papieren auch Vermerke anderer Art vefpeltirt, vorausge⸗ 
ſetzt, daß dieſelben nach diefen Gejegen nur font wirkfam 
find (Gefek v. 8. Juni 1846 $. 3). 

b) Würtemberg, wo Vinkulirung und deren Aufhebung 
nur durch die Staatzfchuldenzahlungzkaffe bewirkt werden 
kann (Geſetz v. 16. Sept. 1852). Ebenſo in Sachen 
Gotha, Sahfen-Meiningen (Verordn. v. 17. Sept. 
1834), in Lübed (Geſetz v. 29. Mai 1850). 

e) Mm Hannover, wo auch auf den Namen lautende Staatz- 
ſchuldverſchreibungen eriftiven, kann auf Verlangen des In⸗ 
habers jedes Papier au porteur auf den Namen umges 
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fchrieben werden, wo denn für ben Fall der Micherfrei- 

machung die Legitimation denfelben Formalitäten wie bei 

den Papieren der erfiteren Kategorie unterliegt (Bekannt⸗ 

machung bed Schatfollegd vom 16. Sept. 1824). 

Ebenſo in Bayern, doch bleiben hier die Zinscoupons 
fortwährend au porteur, auch können vinkulirte Papiere 
unbefchränft weiter cebirt werben (Bekanntmachung vom 
1. Sept. 1860). Tehgleichen in Baden (Geſetz v. 14. Mai 
1828), in Großherzogthbum Helfen, wo ber Beſitzer 
von Staatsſchuldverſchreibungen au porteur biefelben je- 
derzeit gegen Namenpaptere umtauschen ann, fowie ums 
gekehrt. 

d) In Braunſchweig gilt für dad In⸗ wie für das Aus⸗ 
land nur bie gerichtliche Außerkursſetzung und ebenfo muß 
bie Freimachung eine gerichtliche fein (Geſetz v. 19. Dez. 
1834). 

Ebenſo im Kurfürſtenthum Heſſen, hoch haben bier 
auch Gemeinden, Stiftungen, Vormünder und Guratoren 
dag Necht, einen vechtägültigen die Außerkursſetzung bezie- 
lenden Vermerk auf da3 Tapier zu fegen; die Mufhebung 
dieſes Vermerks kann jedoch nur unter gerichtlicher Bes 
glaubigung erfolgen (Geſetz v. 18. Dez. 1823 $. 3). 

Sachſen-Coburg Fennt ebenfalls nur gerichtliche Außer⸗ 
kursſetzung unter beftimmter Angabe, zu weſſen Gunjten 
dieſelbe erfolgt; für Coupons ift dieſelbe nicht zuläflig 
(Geſetz v. 1. Dez. 1858). 

Privatvermerfe werben nur in wenigen Partifulargefeßge: 
bungen reſpektirt: 

a) in Preußen (Landredjt I, Tit. 15, $. 48 fo.). Doch 
werben neben den Privatvermerfen, welche, nad) dem Gef. vom 
4. Mat 1843 gegen das emittirende Inſtitut felbft feine bin- 
dende Kraft haben, auch Öffentliche genannt, welche von den emit- 
tirenden Inſtituten unter Beobachtung der deßfalls kei ihnen 
geltenden Vorfchriften vorgenommen werben. Letztere können nur 
burch das betreffende Inſtitut ſelbſt wieder aufgehoben werben, 
Privatvermerfe nur durch gerichtliched Atteft nach vorgängiger 
gerichtlicher Unterjuchung. 
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b) In Sachſen⸗Weimar, wo ebeufalls bie Außerkurs⸗ 
ſetzung ſowohl der Schuldverſchreibung wie des Talon auch pri⸗ 
vatim zuläffig, dagegen die Freimachung nur auf amtlichem Wege, 
jei e3 durd) dag Gericht oder eine Berwaltungsbehörbe bewirkt 
werden kann (Gefeß v. 19. April 1833). 

Das AD. H. ©. Spricht zwar nirgends von der Außer: 
fursfegung, aber aus einer Stelle in den Conferenzprotofollen 
(S. 4612), wo es heißt, daß Inhaberpapiere, fo Lange fie nicht 
außer Kurs geſetzt worden find, nicht vindicirt *) werben Lönnten, 
geht ſtillſchweigend hervor, daß die Außerkursſetzung für zuläffig 
zu erklären ift **), und zwar nicht allein die gerichtliche und 
amtliche, fondern ebenfowohl auch die private, da bei allen In⸗ 
Haberpapieren, welche nicht in die Kategorie von dffentlichen 
Krebitpapieren gehören, eine andere Art der Außerkursſetzung als 
die private ohnehin won Feiner praftiichen Bedeutung fein dürfte. 


*) So ausbrüdlid, das Preußiſche Einführungsgefeb Art. 15, das ſäch⸗ 
ſiſche $. 17. 

") Die Protofolle zum A. D. H. ©. enthalten S. 493 u. 494 bie Be- 
merfung, „daß wie die Vindicabilität jo auch die Außerkursſetzung 
ber öffentlichen Kreditpapiere nicht fewohl in das Handelsrecht, als 
in das gemeine Civilrecht gehörten.” Ferner: „Die Außerfurdfegung 
fei ein ganz partifularrechtliches, an vielen Orten gar nicht ober doch 
nur in höchſt Limitirter Weife gebränchliches Inſtitut. Die civilrecht⸗ 
lichen Fragen, die über bie Außerfurdfebung von Papieren entſtehen 
könnten, ſchienen juriftifch meiſt einfache zu fein und fei demnach Fein 
Bebürfniß für geſetzliche Beſtimmungen hierüber vorhanden.“ 


IV. 


Die rechtliche Seite der üblichen Rechnungsmeihoden im 
Eontocurrentverhältniß. 


Bon 


Dr. 9. Greizenad, 


Ergänzungsrichter am großherzoglich heſſiſchen Bezirksgerichte und Abvofat- 
Anwalt in Mainz. 
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6. 1. Die restliche Seite der Nechnungäftelung im Allgemeinen, Die Auf: 
gabe der zur Yrüfung der Rechnung zugezogenen Sachverſtändigen. 

6 2. Die Bedeutung bed pertodifchen Saldozugk. 

6. 8. Die Metbode der Gontocurrentftellung iu Betreff ber Sindberechnung 

6. 4. Die Proviſiondberechnung. 

6. 5. Specialfragen. 


5. 1. 


Die rechtliche Seite der Rechnungsſtellung im All— 
gemeinen. Die Aufgabe der zur Prüfung der Red: 
nung zugezogenen Sachverſtändigen. 


Eine Rechnungsſtellung als jolche Fann an und für ſich 
niemals eigentliher Gegenftand juriftiicher Kritik fein. Wo 
Forderungsverbältniffe durch Zahlencalculation ermittelt werben 
follen, da iſt die Denkoperation nicht? anderes als ein reines 
Zuſammenfaſſen der Nechnungselemente in das Refultat, jo daß 
letzteres als weiter nicht3, denn als ver kürzere Ausdruck jener 
Elemente ericheint, wie denn dad Wort zwölf nicht? anders fit, 
al? der Türzere Ausdruck für: dreimal vier ober für: ſechszig ges 
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theilt durch Fünf. Stoff für rechtliche Prüfung einer Rechnung 
ift 6103 dann vorhanden, wenn dabei Thatfachen unteritellt wor: 
den find, die das gegenfeitige Forberungsverhältnig geſtalten hel⸗ 
fen und die einer Conteftatton unterliegen. 

Dies tft nun allerdings überall fchon dann ber Fall, wenn 
der Rechnende, um fich bie Operation zu erleichtern, oder um 
den Weg, wie er bazu gelangt iſt, dem andern Theil in an⸗ 
ſchaulicher Ueberſicht vorzuhalten, nicht aber um ein anderes 
Reſultat zu erhalten, Kleine Aenderungen an ver Rechnungstheſe 
vornimmt, wenn cr 3. DB. bei Berechnung der Zinſen ein Con⸗ 
tocurrent für Jahrestheile, das Jahr zu 860 jtatt zu 365 Ta⸗ 
gen annimmt und babei unterjtellt, daß, weil nicht ein einziges 
zinstragended Kapital, fondern eine Reihe von Kapitalien auf 
beiden Seiten berechnet wird, von der Differenz möglicherweife 
ebenfomwohl der andere Theil als er ſelbſt profitiven könne. — 

Aber in diefen Fällen ift e8 dem Rechnenden nicht darum 
zu thun, ein beſtimmtes Nejultat zu erzielen und er rechnet 
blos deshalb jo ımd nicht anders, weil die Differenz fchon durch 
die bei biefer Rechnungsmethode eriparte Zeit und Mühe aus: 
geglichen it, jowohl für ihn, wenn er, als für ben anderen 
Theil, wenn diefer im Nachtheil ift; — er wird, wenn lebterer 
auf erakter Berechnung beiteht und bie Differenz reklamirt, fie 
ihm fofort zugeftehen. Darum ift auch die arithmetifche Tech: 
nit, wenn fie im Abweichen von ber Wirklichkeit blos das Mech: 
nen, nicht dag Reſultat bezweckt, ohne rechtliche Gefichtöpuntte. 

Sowie aber das Refultat felbft dag Motiv der 
Methode tft, tritt diefer Geſichispunkt ein. 

Wenn 3. B. bei ber Berechnung des heutigen Werthes 
eined in drei Dionaten zahlbaren Wechſels ber Disconteur, nad) 
der dermalen bei vielen Banquiers üblichen Praxis, die Zinfen 
von drei Monaten berechnet, diefe Zinfen von der Valuta ab- 
zieht und den Reſt dem Indoſſenten bezahlt, jo hat er den Nutzen 
im Auge, den ihm die Zinjen während der drei Monate bringen. 
Um eraft zu rechnen, mußte er die Zinjen zur Valuta abdiren, 
von der Summe bie Zinfen berechnen, welche diefe Summe in 
brei Monaten trägt und biefe aljo berechneten Zinfen dem In⸗ 
bofjenten oder Nemittenten in Abzug bringen, ver fich babei bei: 
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fer ftehen würbe. Dieje erafte Methode wird aber von dem 
Banquter nicht deshalb nicht gewählt, weil fie bie ſchwierigere, 
fondern weil ſie die ihm weniger vortheilhafte ift. Ob er dies 
darf, iſt alfo eine Rechtsfrage. — 

Ebenſo iſt für rechtliche Prüfung Stoff vorhanden, wenn 
ber Nechnende bei der Wahl einer beftimmten Rechnungsme⸗ 
thode die richtigen Principien überficht, ſich nicht darauf be⸗ 
ſchränkt, die blos analytifche Denkoperation des Rechnen? anzu= 
wenden, vielmehr unabfichtlich in der Theſe Thatjachen und 
DVerhältniffe unterftellt, die nicht vorhanden find, wie bie ber 
Tall tft, wenn er überficht, daß ein Poſten in einem anderen 
enthalten ift, wenn er Zinfen aus einer Summe berechnet, bie 
nicht aus lauter verzinglichen Beträgen entſtanden ift, oder für 
eine Zeit, wofür Feine gejchuldet werben, wie dies alles beim 
‚Sontocurrent, wo verjchiedene verzinsliche und unverzinzliche For⸗ 
derungen unb Gegenforberungen mit demselben und verjchiedenem 
Zinsfuße fich kreuzen, oft vorfommen kann. — Dahin gehört 
endlich der nicht zugeltandene eigentlihe Rechnungsirr— 
thum, der einfach durch Nachrechnen in der bei ber Red) 
nungsftellung angewendeten Methode ermittelt wird, 
bie Auslaſſung von zugeftandenen Nechnungspoiten, und felbit 
hier tft es allerdingd eine Rechnungsmethode, die geprüft, 
fondern ein Rechnungsirrthum, der berichtigt wird, die Trage 
mithin feine Nechtöfrage, obwohl denkbar it, daß über die 
Eriftenz des Irrthums geftritten und die Gerichte deshalb an⸗ 
gegangen werben. 

Macht hiernach der Rechnende zur Rechtfertigung bes Res 
jultat3 feiner arithmetiichen Operation weiter nichts geltend als 
bie angewendete Methode, während der andere Theil in Anwen- 
bung einer anderen Methode ein anderes Refultat ala das ridh- 
tige behauptet, fo kann der eine wie ber andere niemals behaup⸗ 
ten, es jet Rechtens, ſo zu rechnen, ſondern jeder darf für feine 
Methode nur ſolche Gründe anführen, die aus den 
Regeln der Arithmetik, (aus Adam Riefe, dem Einmal: 
eins) gefchöpft find. 

Sp fchr fich dies eigentlich won ſelbſt verſteht, tft es doch 
wichtig, dag man fich diefe Entſcheidungsregel gerade fo, wie 
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eben gejagt, einpräge. Denn von Seiten der Comptoiriſten 
wird nur zu häufig bie angewendete Methobe als die gewohn- 
heitärcchtliche, die ufanzmäßige angerufen, während fie nur bie- 
jenige ift, die ihnen geläufig und bequem ift ober bie ihnen 
VBortheil bringt. Eine Rehnnunadsewohnheit vermag 
aber niemal3 eine commercielle Rechtsgewohnheit, (oder, 


wie beſſer Elingen ſoll) eine kaufmänniſche Nechtganichauung zu 
begründen. Auch dient unfer Sab ſehr weſentlich dazu, ben 


zur Entwirrung umfangreicher Gontocurrente von den Gerichten 
oft beitellten Sachverſtändigen ihren Standpunft Mar zu machen 
und als Nichtichnur für das Gericht bei den an fie zu ftellen- 
ben Tragen. 

Die Ernennung von Sachveritändigen zur Prüfung ein 
umfangreichen Contocurrentes ift nämlich ſowohl bet u 
ten als bei faufmännifch beſetzten Handelögerichten nicht? unge⸗ - 
wöhnliches , und zwar mit Recht. Das —— ke 
einzelnen Poſten mit den Actenſtücken und alfo beſonders mit 
der gepflogenen Correſpondenz, woraus fie ſich ergeben, eignet 
fih an fich fchon wenig oder gar nicht zur gerichtlichen ober gar 
zur münblichen Dizcuffion und macht commifjarifche Verband: 
fung nöthig. 

Wenn aber diefer Theil der bei folchen Verhälmifien er- 
forverlichen Herftellung des Eachverhalt3 immer noch ein juris 
ftifcher Act ift, jo iſt doch der andere Theil diefer Operation__- 
und gerade der zeitraubendere eine rein arithmetiſche Manipula⸗ — 
tion, die ber Nichter einem Hülfsarbeiter um jo mehr überla)- 
fen kann, als er von demfelben eine genauere Erniittelung des 
Reſultats erwarten darf. — 

Gar häufig geſchieht es aber, daß der ganze Contocurrent, 
wie er vorgelegt wird, den Sachverſtaͤndigen zur Prüfung über: 
geben wird, während das Gericht ih nur etwa vorbehält, über 
einzelne, ganz beftimmt bezeichnete, vechtliche Divergenzien zu 
entfcheiden. Dann erlauben fich die Sachverjtändigen aber auch 
ihrerſeits über die rechtlichen Prineipien, die bei ber Wahl ber 
Rechnungsmethode zur Anwendung fommen, ein Urtheil zu Be 
ben und überjchreiten ihre Aufgabe und zwar fogar mit Wiflen 
und Willen de Gerichts, welches dabei überfieht, daß ber Sach: 
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verftändige fich nicht auf das Nachrechnen, auf arithmetifche Ma⸗ 
nipulationen beſchränkt, ſondern Recht gefprochen hat. 

Er hat dies z. B. gethan, wenn er ftatt des nach Staffel- 

zeitung gezogenen Saldos denſelben nach dem Syſtem der Zin⸗ 

— Jegestonnen ermittelt und dadurch, wenn beide Theile für ihre 

— Bortüffe fich einen ungleichen Zinsfuß vergüten, dem einen 
oder dem andern zu kurz thut. Legt dad Gericht ohne Weite: 
red cine jolche Erpertife feinem Urtheil zu Grunde, fo bat es 
überjehen, baß ber Sachverftändige eine Rechtsfrage ent- 
ſchieden bat, während er nur hätte rechnen follen, d. h. zu⸗ 
jehen, ob in dem ftaffelmäßig berechneten Gontocurrent Teine 
Irrthümer vorliegen. — Der Sachverſtändige hat babet bie 
auf den Eomptoiren, wo er bisher gearbeitet, übliche Rechnungs⸗ 
methode, entweder für die ufanzmäßtg richtige gehalten, alfo 
eine Rechtsentſcheidung fich erlaubt und zwar mit Unrecht, weil 
eine Rechnungsgewohnheit Feine Rechtsgewohnheit zu begründen 
vermag, oder ev hat ũberſehen, daß er, indem er bie eine 
Methode ftatt der anderen wählte, das Bereich der arithmetiſchen 
Technik überſchritten und in das Rechtsgebiet eingedrungen ift. 
Eine Nechtöfrage ift aber immer da in der Rechnungsoperation 
verjtectt, wenn bei zwei verjchiebenen Methoden verfchtevene Re: 
jultate zum Vorſchein Tommen. Während ed alfo 3. B. nicht 
ber Fall ift, wenn der Saldo beim Gontocurrent nach ber 
ſ. g. progrefliven anftatt nach ber retrograden Methode ermittelt 
wird, wo nad, den Negeln der Logik dag Refultat gerade fo das⸗ 
jelbe fein muß, als wenn man eine Addition mit ber oberen 
oder unteren Ziffer anfängt, ift die Frage, ob Staffelrechnung, 
ob Zinſeszahlenſyſtem bei diverfem Zinsfuß, da das Refultat 
ein verſchiedenes, eine Nechtöfrage. — 

Wo die Arithmetik aufhört und die Rechtsmaterie anfängt, 
das feitzuftellen erfordert öfters allerdings eine ſcharfe Diſtink⸗ 
tionsgabe und genaue Kenntniß ber comptotriftifchen Technik. 
Darum tft e8 nach beiden Eeiten bin verzeihlicdy, wenn bie 
Grenze nicht eingehalten wird; für den Experten, wenn er mit 
Rechtsbegriffen arithmetiche Galculationen macht, für den Rich⸗ 
ter, wenn er die alſo fich ergebenden Reſultate fofort als richtig 
hinnimmt. In unfern Zeiten darf man von einem Richter in 
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Handelsſachen einige Kenntnig der Taufmännifchen und insbe 
fonbere ber Bankcomptabilität verlangen, und wir jelbft mäffen, _ 
um biefen Aufjag nicht über Gebühr auszudehnen, zu unjerm _ 
Bedauern c3 auch bei den Leſern vorausſetzen, bie jo freunbli 
find, und in unferm leider ohnehin ſchon fo trockenen — 
zu folgen. Wer gewöhnt iſt mit Zahlen umzugehen und gar 
wer als Eiviljurift 3. B. mit Leichtigkeit die ſchwierigſten Thei⸗ 
Yungärecefle zu fertigen verjtehbt, dem kann es ohnehin nicht 
jchwer fallen, in wenig Stunden die Elemente kennen .zu lernen, 
worauf die Aufitelung des Contocurrents in ihren verfchiedenen 
Methoden beruht. Dann ift es auch Feine ſehr ſchwierige Aufgabe 
mehr, den Maaßſtab feitfteyenver Rechtsgrundſätze daran anzulegen. 

Wie denn bei jevem Rechnungsverhältmiffe, jo müflen auch 
bein: Contocurrent zwiſchen Gorrefpondenten und Banquter bie 
dabei zu Grunde liegenden, ausdrücklichen ober ſtillſchweigenden, 
geſetzlichen oder uſanzmäßigen Rechtöverhältniffe, mit anderen 
orten die Natur des Vertrags, die Abficht der PBartheten, 
die geſchäftsmänniſche Auffaſſung des Verhältniffed bet Prüfung 
der Nechenoperation maaßgebend fein. 

Diefer wichtige Geficht3punft ift von dem franzöſiſchen 
Rechtsgelehrten Baignan, der die Geichäftsthätigkeit ber Ban- 
quierd in einem ſonſt recht verbienftlichen, ausführlichen Werte 
juriftifch behandelt, jo gut wie gar nicht beachtet worden; er bat 
vielmehr faſt durchgängig nur die jo unzeitgemäße wie von jeher 
zweckwidrige franzöfiiche Zindgefeßgebung als Kriterium gelten - 
faffen. Darum, abgejehen von anderen Grimmen, tft das Buch 
auch für Nichtfranzofen von ſehr geringem praftiichem Werthe, 
um fo mehr al? die Darftellung der Banfoperationen ſelbſt in 
ihrer gejchäftlichen Seite, aljo der zum Verftänbniß der Sache 
fo nothwendigen faktiſchen Unterlage de ganzen Berhältniffeg, 
darin äußerſt dürftig enthalten it"). Ich erwähne dies nicht 
um kritiſcher Velleitäten willen, jondern weil daraus der Gegen: 


°, Man findet bies fehr vorirefjlich bei Courcelles Senueil (Trait& des 
operations de banque, Paris 1857). Wie Paignan zu ſehr gegen 
bie Banquiers, iſt nur leider Courcelles Senueil gar fehr zur Zn: 
ſchutznahme berfelben auch bei offenbaren Rechtswidrigkeiten geneigt. 
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ſatz klar wird, der dieſer Auffaſſung gegenüber mich bei den fol: 
genden Betrachtungen leitet. Lediglich die Natur des Contocur⸗ 
Wertrags ſelbſt werde ich als Probe der Richtigkeit der Rech— 
——— gelten laſſen und zwar nach der Vegriffsbeitim: 
wie ich fie im Archive für praftifche Rechtswiſ— 
—— aufgeſtellt hHabe*). Ohne die Erheblichkeit der 


*) Jahrgang 1856. I: Das Weſentlichſte der dort entwickelten Ideen 
beſteht in Folgendem: Contocurrentvertrag iſt die Uebereinkunft zwi- 
ſchen dem Banquier und ſeinem Correſpondenten wonach Erſterer 
dem Letzteren bie in fein Fach einſchlagenden Gefchäite zu beſorgen 
verſpricht und Letzterer Erſteren nach vertragsmäßig zu pflegender 
Abrechnung zu decken und ihm große Vortheile einzuräumen übers 
nimmt, dergeflalt, baß die fämmtlihen Leiftungen und Ge- 
genleiftungen in ihren Gomplera ala bad eine und ein: 
zige Objekt des Vertrags gelten. Die einzelnen Gefchäfte 
werben ihrem Inhalte nach, nad den Rechtsgrundſätzen beurteilt, 
bie im Allgemeinen für fie, als Mandat, Depofitun, Wechfelvertrag, 
Kauf u. fÜw. gelten, für den damit verbundenen Geldumſatz aber, 
beffen Vermittlung und Erleichterung bie eigentliche Dienſtleiſtung 
des Banquiers, als des Schub: und Zahlmeifters ber Kaufmanns: 
welt, bildet, treten fie in den Contocurrentnerus und bilden zuſam⸗ 
mengefaßt bie Geldumſatzthätigkeit des GCorrefpondenten, beren Her: 
ftellung ober doch beren Taufmännifches (d. h. möglichſt vortbeilhaf: 
te8) Möglihwerben ber Mitmwirfung des Banquiers erfordert und 
befien Gegenleiſtung bildet. Als Schagmeifter des Correfponbenten 
bält er feine Caffe, feinen Credit, feine Stellung und feine Verbin: 
dungen bemfelben zur Verfügung bis zu ber vertragsmäßig feftge- 
feßten Grenze und kann innerhalb berfelben feine einjchlägigen Dienfte 
und Leiftungen nicht verweigern. Die auß ben einzelnen Gefchäften 
fi ergebenden @elbverbinblichfeiten ober Entlaftungen bilden in 
Geld ausgedrückt bie Elemente des Gontocurrentvertrags und treten 
in biefer Beftalt in den Contocurrentnerus. Als Geldpoften werben 
fie nach den für den Contocurrentvertrag geltenden Rechtsgrundſätzen 
beurtheilt. Dieſe Rechtsgruudſätze ergeben fih aus ber Auffaflung 
beö ganzen Contos ala felbitftändigsindivibuelleg Objeft des print: 
tiven Contocurrentvertragd, woraus nothwendig folgt: 1) daß im 
Gontocnrrentneruß bie einzelnen Poften blos als Faktoren des Ge- 
ſammtergebniſſes, nicht in Beziehung auf einander zur Sprache kom⸗ 
men. 2) Daß alfo Feiner der ausgeworfenen Gelbbeträge als Bor: 
ſchuß ober Zahlung für ben andern erfcheint. 8) Daß die verſchie⸗ 
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dagegen won compeienter Eeite, auch in diefer Zeitſchrift erho- 

benen Bedenken zu verfennen, hoffe ich. doch, daß für das bier 
Folgende bie Beſchränkung des Begriffe auf dad Verhältniß 
zwilchen dem Banguier und feinem Correfpondenten al eine 
von der Natur der Eache gebotene fich zeigt, jo daß bie Trage 
nad) der Richtigkeit der Beſchränkung ſelbſt eine offene bleiben kann. 


6. 2. 
Die Bedeutung des periodiſchen Saldozugs. (Urt. 
291 des Handelsgeſetzbuches.) 

Jedes Contocenrrentverhältnig bildet den Gompler einer 
mehr oder minder umfangreichen Neihe von Gefchäften, beren 
Ergebniß in den einzelnen Haupt: und accefforifhen Poſten oder 
Artikeln dargeftellt wird. Zur bequemen Ueberſicht der Ab: 
Ihlüffe, Be: und Entlaftungen, infofern von folchen während 
der Dauer dei Vertrages die Rede fein kann, bient die conto- 
currentmäßige Buchung. Die Technik diefer Tetteren tft e8 nun 
alfein, welche die periodifchen Bilanzirungen oder die Saldozüge 
während ber Dauer der Geſchäftsverbindung veranlaßt Beide 
Theile wollen von Zeit zu Zeit fi) gegen ſpätere Irrungen 
und Weitläufigfeiten fehügen und bie eventuelle Nothwendigkeit 
beſeitigen, vieleicht erft nach langen Fahren jeden einzelnen Bo: 
sten zu discutiren. Der eigentliche Zweck der Bilanzirungen 
und des darauf beruhenden Saldovortrags: „auf neue Rechnung” 
ift fonach nicht auf Begrünbung eines Nechtöverhältniffes, fon- 
dern nur auf Heritellung einer leichten und bequemen Weberficht 
der beiderfeitigen Geſchäftslage gerichtet und ihren weiter unten 


denen Einzahlungen nicht als eigentliche solutiones für beftimmte 
Verpflichtungen angefehen werben können, fo wenig wie bie Gelb: 
leiſtungen bes Banquierd etwa al& Darlehen, fordern erftere als de- 
positum irregulare, Ichtere ala Manbatderfüllungen des Banquiers 
in Folge der Dispofitionen des Gorrefpondenten ; 4) daß aljo, ba 
von feinem Darlehen, auch von feiner Anwendung ber gefeglichen 
Beichränfungen der Darlehenszinſen die Rede fein Tarın. 5) Daß 
die gemeinrechtlichen Vorfcdniften über Smputation ber Zahlungen 
wegfallen mit den überaus wichtigen Folgen dieſes letzten Satzes in 
Bezug auf die dem Banquier geleifteten Sicherheiten und im Falle 
bes Coneurſes der Contrabenten. 
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anzugebenden Einfluß auf Feflftellung der Rechnungsmethode 
ausgenommen, an und für fich ohne rechtliche Bebentung. 
Eine ſolche bat jie auch durd, den Art. 291 der neuen Handels⸗ 
gefeßgebung faum gewonnen. Zwar wird durch dieſe Geſetzes⸗ 
ftelle verfügt, daß von Nechnungsabichluffe an, die in bem, 
Saldo begriffenen Zinfen wieder Zinfen tragen follen und info: 
fern ift unfere frühere*) auch von Paignan (aa. O.Nr.248) 
vertretene Anficht, daß der Saldovortrag juriftiich ohne alle Pe 
beutung ſei, zu mobifiziven. Aber ber Art. 291 will feiner 
anzen Stellung und feinen Zuſammenhange nach nicht3 weite: 
xes beziweden, al3 den gemeinvechtlichen Zinsbeſchränkungen in 
reff des Anatocismus zu derogiren, infofern fie dem Gebraud) 
ber Coinptoire entgegenstehen, vom gaazen Caldovortrag, aud 
injofern Zinfen darin enthalten find, Zinſen zu rechnen. An 
up The ih Schon ift Biev nur von einer fehr geringfügigen 
rechtlichen Folge des Saldovortrags die Rede, bie die allgemeine 
Bedeutung defjelben, der eben im feiner Bedeutungs loſigkeit 
liegt, zu ändern nicht vermag. Faßt man aber ben bi8pofitiven 
Kern diefes Artikels ins Auge, jo bleibt nicht? übrig als die 
Beltimmung, daß im Contocurrentverhältniß es gejtattet fein 
Jo jährlich einmal, und wenn es die Contrahenten zufrieden 
ind, auch öfter aufgelaufene Zinfen weiter zu verzinfen. Denn 
ſobald einmal ein Necht auf Capitaliſation der Zinfen feſtſteht, 
wird ed nicht mehr darauf aufommen, ob formell ein Salbe: 
vortrag ftattgefunden hat oder nicht, jondern der Saldoſchuldner 
wird bie Zinfen verzinfen müfjen, einerlei, ob ein formeller Ab: 
ſchluß vorliegt oder nicht. 
Nichtig ift es allerdings, daß der Gchrauch, den ermittel- 
Saldo als eriten zinztragenden Bolten auf neue Rechnung 
yorzutragen, ber Form der im Contocurrent eingeführten Comp: 
tobitität ſein Entjtehen verdankt und vielleicht ohne die Gewohu— 
es Saldovortragd nicht‘ entitanden fein würde. Ebenſo 
richtig ift allerdings ferner, daß die Beſtimmung des Art. 291 
durch diefen Gebrauch veranlagt worden ift. Aber die eigent- 
liche ratio legis war doch nur die, die Zingverzinfung im Eon: 


) Archiv für praftifche Rechtswiſſenſchaft, Jahrgang 1867, pag. 59. 
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tocurrent von dem Vorwurf ber MWebertretung ber gemein- 
und particularrechtlichen Wuchergefebgebung zu befreien und fo 
ericheint denn die ganze Verfügung als ein Amendement dieſer 
letzteren. Und um dies recht einleuchlend zu machen, verfügt 
unfer Artikel, daß jährlih nur einmal ein Rechmmgsabſchluß 
erfolgen darf, wenn die Contrahenten nicht anders 
beftimmt haben. Sit damit etwa gefagt, daß nicht jeder der 
beiden Geſchäftsfreunde, jo oft es ihm bienlich erjcheint, was 
bei ftarfem und verwideltem Geſchaftsverkehr jehr häufig vor⸗ 
fommen kann, dem anderen Theil einen Rechnungsabichluß eins 
ſchicken und feine Billfigung einholen darf? Es wäre lächerlich, 
dies unterfiellen zu wollen; bie Contrahenten bürfen, ſo oft fie 
wollen, einen Salvovorifäg bewerkftelligen, bei ver f. g. hollän⸗ 
diſchen Staffelrechnungsmethode thun fie es eigentlich ſogar nach 
jedem einzelnen Geſchaͤftsvorfall, nur bürfen fie nicht immer ben 
Anatocismus damit verbinden; dies dürfen fie nur, fo oft der 
Vertrag es bejagt oder ex lege jährlich einmal, damit es 
nicht, wie es wohl fchon gefchehen ift*), im Gutbünfen des 
Salbogläubigerd liege, dem anbereu Theile die Verzinfungzlaft 
zu erſchweren. Daraus ergibt fich aber auch, daß die Capita⸗ 
liſation der Zinfen im Contocurrent nicht Folge des bewerk⸗ 
ftelligten Saldovortrags tft, auch nicht nach Art. 291. Sie 
ift die Folge des Zeitablaufs, von welchem an ber gejchul- 
dete Zinfenfaldo als fällige Forderung gelten ſoll und als voll« 
fländiges Erebitobjelt in den Gejchäftscompler eintritt, der Ge: 
genftand bed Contocurrents ift. Wie wenig der Gejehgeber mit 
dem Salbovortrag ala ſolchem jene Wirkung verbinden wiſſen 
wollte, wie wenig er in biefem formellen Scripturalte einen 
Nechtögrund gewiffermaßen ben Titel ber Capitaltjation er- 
blickt Hat, wie wenig e3 ihm darauf ankam, ben Gebrauch der 
Comptoire als folchen zum Gefe zu machen, geht auch daraus 
hervor, daß er nur von Verzinſung der Zinſen fpricht, wähs 
rend es vielfach Gebrauch ift und auch ganz aus benjelben 
Nechtögründen gebilligt werben Tann, daß auch andere Poſten, 


) Auerbach, das neue Handelsgeſetzbuch I. 810. 
Beitfrift für Handelsrecht. Bd. VII. 
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bie biäher Feine Zinfen getragen haben, wie Proviſion, Cour⸗ 
tage, Proteft: und andere Epejen vom periodiſchen Bilanziage 
an mit dem ganzen Salbovortrage verzinjt werden. Davon tft 
im Art. 291 Feine Rede, weil eben nur die gemeinrechtliche 
Zinsgefebgebung mobificirt werben follte Auch bie Verzinfung 
der genannten acceflorifchen Poſten rechtfertigt ſich unter Um- 
ftänden, weil fie zum Creditobject werden, weil ihre Erebitirung 
ein zum Geichäftscompler gehöriger Vertrag tft. Died tft je- 
och nicht der herkömmliche Gedankengang der Comptoiriften. 
— verzinfen ben ganzen Bruttofaldo, weil fie glauben, je- 
_Br-Salbevortrag begründe einen Echluß des Eontocurrent3 und 
m gaſchieht dies um fo bereitwilliger, weil in der Regel die Ban- 
a als Saldogläubiger e3 find, denen es Vortheil bringt. 
Uebrigens hat man immer, wenn von dem Rechtöcharafter 
der Bilanzirung die Rede war, an etwas weit wichtigered ge⸗ 
dacht, als daß darin ein Nechtätitel für den Anatocismus und 
fir die Verzinſung biſsher unverzinglicher Poſten überhaupt Täge. 
Man machte vielmehr ten Saldovortrag als den Abſchluß des 
Berhältnifes und den Beginn eines neuen oder doch wenigitens 
als eine endgültige Abrechnung bezüglich der bisherigen 
Geſchaäftsabſchlüſſe geltend. Jeder, ver als Nichter oder Anwalt 
mit Contocnrrenten ſchon zu thun gehabt hat, ift gewiß ſchon 
ber Anficht begegnet, daß der gezogene Salto geriffermaßen eine 
Averfionalfumme fei, bie alle bisherigen Gejchäftsergebniffe ve- 
präfentire und die fich jeder Discuſſion entziche. Höchitens läßt 
man noch die Rectificattion eigentlicher Rechnungsfehler, Addi—⸗ 
tions⸗, Subtractiongfehler u. dgl. zu; in jever anderen Hinficht 
follen "Reclamationen ausgeſchloſſen fein und namentlich von 
Seiten der Banquierd wird dem Correſpondenten gegenüber dem 
einmal gebilligten Ealbovortrag oft eine ganz ungehörige Be: 
deutung beigelegt. 

In dieſer Bezichung muß man daran erinnern, daß bie 
Lontoeurrentſeripturen namentlich wo das Verhältniß für deu 
_ Eozreipondenten eigentlich nicht mehr ift als cine Darlchens: 

e, mit ihren vielen Colonnen, unendlichen Zahlen und Bor: 
ur oft die nicht gar zu Teicht zu erhellenden Schlupfwin- 
tl bes Wuchers find und zwar bed eigentlichften Wuchers 
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im wahren Sinn, ber nicht in ber Weberfchreitung irgend eines 
geſetzlichen Zinsfußes beiteht, wa3 unter Kauflenten niemals den 
Namen, auch nicht in eigentlich betrügerifchen Uebervor— 
theilungen, wa3 einen jchlimmeren Namen verbient, fondern 
in dem Mißbrauch der Gewalt des gelbitarken gegen ben 
geldſchwachen Theil, wodurch diefer, ohne eigentlich hintergangen 
zu werben, zu Opfern feine Einwilligung gibt, die er, wäre er 
moralijch frei, oder wenn er blos vertraggmäßig gebunden wäre, 
zu bringen nicht veranlaßt if. Wirkſamer erſcheint aber die 
Geldgemalt nirgends als im Verhältniß des burch einen Con⸗ 
tocurrentvertrag mit einem Banquier verbundenen Correſponden⸗ 
ten, deſſen Mittel den Imfagbeträgen nicht entjprechen. Sebe 
plögliche Kündigung kann ihn ummerfen und die Yurcht davor 
läßt ihn vergeften, daß es nicht im Intereſſe des Banquiers 
liegen kann, die Kataftrophe herbeizuführen. Er fucht aljo den 
Banquier bei guter Raune zu erhalten, fucht namentlich den Vor⸗ 
wurf zu vermeiden, daß die Umſaͤtze nicht ſtark genug feien, ber 
Banquier alfo nicht Proviſionen und andere Vortheile genug 
ziehe. Um ihn zufrieden zu jtellen, vermehrt er die Umſätze 
über dad Bebürfniß feines Gefchäftöverfehrd hinaus, gibt Auf- 
trag, Wertheffecten heute zu kaufen und in Depot zu behalten, 
morgen zu verkaufen, wird nicht aufbegehreriſch, wenn fein Li- 
mit überjchritten, wen Courtage berechnet wird, wo er einen 
Frankoein⸗ oder Verkauf beabfichtigte, ſondern geht höflich darüs 
ber weg, beicheidet ſich, wenn eine Neclamation unbeantwortit 
bleibt oder wenn fie mit unwirſchen Redensarten abgethan wirt, 
fei es, daß er am Eour der von ihn gemachten Rimeſſen zu 
frapp oder bei den für ihn gemachten Unfchaffungen über dem 
Marktpreis zu hoch gehalten wird, Namentlich aber würde es 
für unangemeflen gelten, den gezogenen Saldo nicht in Orb- 
nung zu finden, ber ja auf neue Rechnung vorgetragen wer= 
den fol, um damit eine neue Ereditperiode zu beginnen und eine 
neue wenn auch vergebliche Lebeusfriſt zu erlangen. Erjt wen 
3 ihm gelingt, das Verhältniß zu löſen, in Folge günftiger 
Wendungen feiner Gefchäftelage, oder wenn er gefallen und cin 
Maſſecurator rückſichtslos revidirt und verificirt, wird ber Stiel 
umgewendet und reclamirt, wogegen von Seiten des Banquiero 
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die pertobifchen oder außerperiodiſchen Bilanzirungen als Ab⸗ 
rehnungen geltend gemacht werben, die allen feinen Anfäten 
den Charakter zweifeitiger Verträge verliehen hätten. In Wahr: 
beit ift der Salbovortrag aber weiter nicht?, als die Angabe des 
gegenfeitigen Forderungsbeſtandes und wenn man ihn anerkennt, 
fo thut man nichts, als daß man erklärt, die rein arithme: 
tifche Operation der Contocurrentftellung jolle vorderſamſt für 
richtig gelten. Das Materielle ber einzelnen Gejchäfte und ihre 
Ergebniffe, wie fic in den eingeftellten Poſten dargeſtellt find, 
bleibt der Discenſſion unterwerfen, denn bie Contocurrentferip- 
tur als folche ift in Betreff ver einzelnen Gejchäfte immer nur 
ein referens sine relato. Dabei fann immerhin der Pa- 
römie, daß qui tacet consentire videtur noch ein fehr 
weiter von den Umftänden bed gegebenen Falles abhängiger 
Spielraum bleiben, wobei eine fachkundige Interpretation der 
gepflogenen Verhandlungen, inäbefondere der Correſpondenz maaß- 
gebend tft. Insbeſondere iſt es wohl bei verwidelteren Verhält- 
niſſen zwiſchen ben Eorreipondenten, namentlih in Folge des 
telegraphiichen Verkehrs ſogar recht Häufig der Fall, daß die 
Billigung des Salbovortrages als gegenfeitige Entlaftung 
in Betreff etwaiger Außftellungen an den berechneten Courfen, 
mithin als Vergleich gelten muß; aber dem Contocurrentfteller 
gegenüber begründet das Stillſchweigen be Empfänger? an fich 
Teine andere Zuftimmung als die in Betreff der durch die rein 
arithmetiſche Technik gebotenen Ungenauigkeiten. 
Dahin gehören, um es gleich zu fagen und nicht mißverftanden 
zu werben, nicht die eigentlichen Rechnungsirrthümer ober 
gar beim Schreiben der Zahlen begangenen Echreibfchler, auch 
nicht diejenigen Abweichungen von Richtigen, die durch eine 
rechtlich beanjtandete Rechnungsmethode begangen worden 
find. Denn eigentliche Nechnungzfchler koͤnnen zu jeder Zeit 
rectifieirt werden, Auglaffungen begründen ein Klagerecht ex 
contractu und zu viel Berechneted ober f.g. doubles emploie 
die condictio indebiti ; der Saldovortrag deckt vielmehr, wenn 
er genehmigt ift, einzig und allein diejenigen dem Rechnungs: 
jteller in quali befannten Ungenauigkeiten, welche Folge der der 
Zeiterſparniß wegen gewählten, alfo arith metiſch ungenauen 
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Rechnungsmethode find, und etwa noch ſolche ganz geringfügige 
Verſtoͤße, von welchen auch der geſchickteſte Rechner auch bei oft 
wieterholtem Nachrechnen nicht ficher fein Tann, daß fie doch 
noch eriftiren und von denen auch ber Richter fagen würde: 
minima non curat praetor *). 

Als Beifpiel einer arithmetifchen Ungenauigfeit, bie dem __ 
Rechner in quali aber nicht in quanto befannt tft, nennen __ 
wir diejenige Eontocurrentftellung, wobei bie Zinfen ber einzels 
nen Poſten durch Multiplication der Summe mit den Tagen, __ 
während welcher die Zinfen laufen, ermittelt und zur Verein⸗ 
fahung vor der Einftcllung der zu abbirenden und in ihrer 
Summe durch den dem Zinsfuße entſprechenden Diviſor (72000 
bei 59/,) zu dividirenden Producte (Zinszahlen) in bie Colon⸗ 
‚nen, bie brei letzten Zahlenftellen abgefchnitten worben. Wenn 
Ihon der fragliche Divifor der auf der Unterftellung der Jah⸗ 
resdauer zu 360 Tagen beruht, aftronomtjch nicht ganz genau 
ift, jo tft e&& noch weniger die Summe der Zinſeszahlen. Zwar 
ergeben erit 72000 vorggejchnittene Einheiten einen Ausfall, 
gleich einmal den Betrag der angewendeten Münzeinheit (Guls 
ben, Thaler, Franken) und alfo zum Schaden de einen Thei⸗ 
les erit dann, wenn die Differenz zwifchen ven größeren und 
ber Feineren Zingzahlencolonnen 72000 beträgt. Indeß iſt es 
möglich, daß, wenn die einzelnen Poften auf der einen Seite in 
lauter Werthen mit langen, auf ber anderen mit lauter Turzen 
Verfallterminen beftchen und in fchweren Münzen, 3. 2. Dol⸗ 
lar3 oder Pfunden gerechnet wird, bei einem lang fortgefehten 
Eontocurrentverhältniß, felbft bei geringem Capitalumſatz eine 
nicht unerhebfiche Differenz fich ergibt, während bei der Rech» 
nung in Franken folches kaum vorkommen wird, (in Frankreich 
läßt man darum auch immer unbebenflich jene Vereinfachung 
gelten). Rechnet nun Jemand, wenn er den Saldo anerkannt 
bat, nach einer Reihe von Jahren heraus, daß er auf dieſe Art 


*) Ob mit ber periobijchen Bilanzirung eine neue Umfabperiobe beginnt, 
was unter Umftänden ber Fall fein und befonbere rechtliche Folgen 
baben Tann, hängt eben von den Umpänben des gegebenen Falles ab. 
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zu kurz gekommen, fo kann man thın die gebilligten Saldovor— 
träge entgegen halten *). 


G. 3. 
Die Methode der Contocurrentſtellung in Betreff 
der Zinsberechnung. 


Der Contocurrent iſt ein Vertragsverhaͤliniß und zwar dag 
einc® pacti de contrahendo und Gegenſtand des Vertrags iſt 
bie Verrichtung der Dienſtleiſtungen, welche ben Beruf des Ban- 
quierd ausmachen. 

Die mit bemjelben gemachten Gefchäfte behalten alfo ihre 


*) Die übliche vierteljährliche Bilanzirung verdankt überhaupt lediglich, 
wenn ber Außbrucd erlaubt ift, arithmetifcher Convenienz feine Ent: 
ſtehung. Bei ber früher üblichen, f. 9. progreffiven Methobe, 
ber Eontocurrentftellung war es den Gefchäftöftennden nit möglich, 
ohne formelle periodifche Abrechnung die gegenfeitige Geſchäftslage 
zu irgend einer Zeit darzuſtellen, wenn nicht Perioden galten, bei 
deren Eintritt die ſpäter fällig werdenden f. g. rothen Poſten dis⸗ 
contirt und demjenigen, dem die Hauptſumme zu creditiren war, 
der Disconto belaſtet wurde. Man legte dazu natürlich die Zeit der 
üblichen Inventarerrichtung zu Grunde, alſo den Jahresſchluß und 
ſaldirte vierteljährlich. Die jetzt üblichen Methoben geflatten eine Ein⸗ 
ficht in die Geſchäftslage zu jeder Zeit, bei berjenigen Contocurrent⸗ 
Rellung, bei welder man ſich ber f. g. Stoffelrehnung bebient, wird 
bie gegenfeitige Geſchäftslage fogar fchon fofort bei ber Einſtellung 
jedes einzelnen Geſchäftsvorfalls als Contocurrentpoſten ſichtbar und 
iſt alſo die periodiſche Anerkennung der richtigen Calculation 
eines Saldovortrages überflüſſig, ober vielmehr die Abbition reſp. 
Subtraction der beiden letzten Poſten gibt die Bilanz an und die 
ganze Operation der Contocurrentſtellung iſt nichts als eine fortge⸗ 
ſetzte arithmetiſche Bilanzirung, die irrthümlich ſogar ſchon als fort⸗ 
geſetzte Compenſation bezeichnet worden iſt. Niemand wirb ſagen, 
daß bei dieſer Berechnungsweiſe die Bilanzirung als Genehmigung 
des materiellen Inhalts des Contocurrents gilt. Bei den an⸗ 
deren Rechnungsmethoden iſt aber die wegen der Eigenthümlichkeit 
der Scriptur ſich als nothwendig erweiſende, ſpecielle periodiſche 
Bilanzirung ganz die nämliche, nur etwas complicirtere, rein arith⸗ 
metiſche Operation und hat ebenſowenig wie bie fortgeſetzte Bilan⸗ 
zirung bei der Staffelrehnungsmethode den Charakter eines Rechts 
acts, einer bindenden Gutheiffing. 
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felbftänbige Natur ala Kauf, Mandat, Depot u. |. w. und wer: 
deu_zu Gegenftänden bed Gontocurrentvertragd fowie in Folge 
bes Geſchaͤfts eine Selbforkerung-entitanden ift. 

Die Eontocurrentftellung ift aljo für die einzelnen Ges 
ſchäfte Feine Novation, ſondern nur bie Beurfundung des 
Eintritt3 der aus ihnen fich ergebenden Forderung 
in den Eontocurrentneruß. 

Diefe Beurkundung muß alfo ausdrücken, was gejchehen 
ift, alſo das Uebereinkommen, baß alle dieſe Geldforderungen 
nad, den für den Soutesiirreniwertrag geltenden Regeln behan⸗ 


delt werben follen. Es barf alſo namentlich Feine Imputation 
einzelner Zahlungen auf einzelne Farderungen Jich-barans ergeben. 

Die im Bankfach vorkommenden Zinſen ſind nun von 
dreierlei Art: 

1) Die eigentlichen Coutocuxxentzinſen, welche vom Tage 
des Eingangs des zinstragenden Betragd bis zum Abrechnungs⸗ 
tag, jet es, daß fie von jedem often fir fich bis dahin, fei es 
daß fie von Poften zu Noten, gerechnet werden; 

2) Die Discontozinſen oder der Nachlaß beim Webers 
trag fpäter-Fällig-werbender Wertheffecten, welcher dem bewilligt 
wird, an ben der Uebertrag gegen Vergütung des Werths gefchieht. 

3) Der Wechſelcours oder Wechfelagio, d. h. ber 
Betrag der courgmäßig beim Webertrag eines auswärts zahlbe- 
ven Werthpapiers vom Käufer mehr ober meniger ala der No: 
minalwerth bezahlt wird. 

Discontozinsfuß und Wechſelcours fallen Häufig zufammen, 
namentlich bei auswärtigen Devifen, die auf lange Sicht laufen. 
Zur Kritik der Contocurrente ift aber von großer Wichtigkeit, 
dag man diefe drei Arten der Zinfen genau unterfcheibe, daß 
man wifle, wo fie mit einander concurriren und wo bie eine 
in der anderen enthalten ift. Surtitifch fallen die Contocurrent- 
zinſen unter den Geſichtspunkt der Darlehenszinſen, die Dis⸗ 
contozinſen unter den der Differenz des Ceſſionspreiſes und 
der cedirten Summe, ber Wechſelcours unter ben eines Kauf—⸗ 
preife3. Proviſion, Courtage u.dgl. werben zwar auch procent⸗ 
weiſe berechnet, können aber nicht als Zinfen gelten, ba babel 
eine Zeitdauer nicht mit in Anfchlag kommt, fe vielmehr durch 


104 Creizenach: Die Nehnungsmetboben im Gontocurrentverhältniß. 


eine einfache Regeldetri ermittelt werben. In jeber wirklichen 
Zinsberechnung tft dagegen immer ein ſ. g. Kettenſatz enthalten. 
Zunächſt gehören nur die Gontocurrentzinfen zu unjerem 
Thema. Sie find Feine Vergütung für eigentliche Berufsver⸗ 
richtungen des Banquiers. Wir wollen fie jedoch bie Vergütung 
für feine finanziellen Dienfte nennen, um ben Gegenfaß zu 
feinen merfantilen Dienften, wofür er feine Zinſen ſondern 
Proviftion bezieht, hervorzuheben. Dies vorausgeſchickt und 
beim Leſer einige Kenntniß von den verjchievenen Rechnungsme⸗ 
thoben, wie ſchon bemerkt, vorausſetzend, bemerken wir insbeſon⸗ 
bere, daß man im Contecurrent unter Werfalltag den Tag 
verfteht, von_meldem an ein aufgeführter Poften vertrags⸗ 
mäßig Zinfen trägt. Bet Wechſelrimeſſen tft alſo Verfalltag 
ber Tag bed Eingangs der Valute, nicht der ber Einfor- 
_bderbareit, bei Geldfendungen des Eorrefpondenten an den Ban: 
⸗ quier ift e8 der Tag, von welchem an ber Banquier vertragsmaͤßig 
Zinfen zu vergüten hat, was nicht immer vom Tag bed Ein- 
Jangd an, ſondern oft 3, 8 ober 14 Tage Ipäter der Fall ift. 
Diefe Rechnungsmethoden nun laffen fich, wenn auch die Comps 
toiriften deren weit mehr unterjcheiden, auf zwei zurüdführen, 
die Eolonnen= und die Staffelrehnung. Bei der Colons 
nenrechnung werben bie Hauptbeträge in bejondere Colonnen eins 
geftellt und faldirt, ſodann die Zinfen ber einzelnen Geldleiſtun⸗ 
gen bis zum Bilanztage berechnet und als felbftändige Poften 
ebenfall3 in beionderen Colonnen eingeftellt, fobann zuſammen⸗ 
abbirt und die Differenz beſonders in bie Colonne der Capitals 
beiträge deſſen, dem die Differenz zu Gute kommt, aufgetragen 
um bazu abbirt zu werben. Bei der Etaffelrechmmg werben 
nach jedem einzelnen Gefchäftvorfalle die daraus fich ergeben- 
ben Credit⸗ und Debetpoiten einzeln addirt oder ſubtrahirt von 
Berfalltag zu Verfalltag und von der Summe ober Differenz 
bie Zinſen bis zum Berfalltage des zunächit fällig werbenben 
Poſtens berechuet. Bei dieſer Rechnungsmethode führt jeber 
Gapitaleintrag auch zu einem Rechnungsſchluß, einer Bilanz 
und einem Saldovortrag und gibt deutlich an, welcher von bei⸗ 
ben Contrahenten zu jeber Zeit mehr Capitalbeträge von dem 
andern In Hänben bat, was zu willen wichtig ift, wenn, wie es 
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häufig vorkommt, der Gorrefpondent dem Banquier einen höhe: 
ren Zinsfuß vergütet, als er von ihm vergütet erhält. 

Bet der Colonnenrechnung glauben die Banquiers zu kurz 
zu kommen oder vielmehr der Willführ bed Correſpondenten 
preis gegeben zu fein, wenn eine jolche Verfchiedenheit de Zins⸗ 
fußes ftipulirt worden ift und zwar in allen Fällen, wo wäh: 
rend ber Geſchäftsdauer vorübergehend bie Rimeſſen, welche 
ihnen von dem Eorrefpondenten gemacht werben, größer find al? 
ihr Eoll, d- 5. als die Beträge, womit der Correſpondent be- 
laftet ift. Wie das hergeht, darüber gibt jedes beſſere kaufmaͤn⸗ 
nifche Nechenbuh Aufichluß und weil es der Fall tft, foll die 
Staffelrehnung bie einzig richtige fein. Dagegen ſpricht ſchon 
der Umftand, daß nicht immer der Nachiheil auf Seiten desje⸗ 
nigen ift, ber ben höheren Zinzfuß zu fordern hat, alfo nicht 
immer auf Selten des Banquiers. Der Schaden tft nur dann 
auf feiner Seite, wenn ber Eorrefpondent während der Dauer 
der Abrechnungsperiode lange Zeit Debitor war und erft gegen 
dad Ende derſelben ſtarke Dedungen macht, wodurch er den 
Saldo der Zinfen zu feinen Gunſten ftellt. Umgekehrt tft der 
Nachtheil auf Seiten des Eorrefpondenten, wenn er bei Beginn 
der Rechnungsperiode Crebitor war und gegen Schluß durch 
ſtarke Gelverhebungen Debitor wird. Beides hängt damit zu- 
fammen, baß mit demjenigen Divifor die Zinfen berechnet wer⸗ 
‚ben, der dem Zinsfuße entipricht, den derjenige Theil zu zahlen 
bat, der bei der Bilanz ala Capitalſaldoglaͤubiger erfcheint. Die 
Chance tft alfo für beide Theile gleich *). 

Jedoch Tann ein gelbftarker Eorrefpondent durch ftarke 
Deckungen vor dem Abſchluß fich allerdings den Zinsfuß erleich 
tern. Wer dies ann, der wird fich andrerjeit3 dem Banquier 
gegenüber zu Feiner ſtarken Zinsdifferenz verftehen. Webrigens 
mag eine ſolche Finte wohl bie und da vorfommen. Und ins 


) Der Unterfchieb im Reſultate beider Rechnungsarten Ifi, um ihn in 
eine Formel zu fafen = ber Differenz ber Zinfen von ber Dif: 
ferenz ber böher verzinälichen und niebriger verzinslichen Gapitals 
poflen von bem Tage an, wo ber Gorrefpondent Debitor wirb, bis 
zum Tage ber Bilanzirung. 
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terefjtrt die Frage deshalb, weil jedenfalls Staffel: und Colon: 
nenvechnung verjchiedene Refultate liefern, wenn bie Contrahen: 
ten fich gegenfeltig ungleiche Zinfen vergüten, mithin bier eine 
NRechtsfrage vorliegt. 

Hier ift vor allem zu bemerken, daß bie gewöhnliche, 

nicht commercielle Staffelrechnung, wobei in Anwendung ber 
— gemeinrechtlichen Imputationsregeln, die ja im Gontocurreni 
_ nicht gelten follen, jede Gelvleiftung des einen zuerſt auf bie 
Zinſen, die er ſchuldet und dann erſt auf ſeine Hauptſchuld be⸗ 
_ischnet wird, jedenfalls unrichtig iſt. Denn die Contocurrent⸗ 
‚poiten find als ſolche niemals Zahlungen, d. h. Schuldentilgun⸗ 
gen, ſondern entweder Dispoſitionen oder Depoſiten und 
exit, wenn das Verhältniß aufhört, kann von einem eigentlichen 
Släubiger und einem eigentlichen Schuldner die Rebe fein. Je⸗ 
‚ber Poften trägt aber bis zum Abſchluß Für fich Zinſen, 
wenn er überhaupt Zinfen trägt, und zwar von feinem ganzen 
Quantum. 

Dies iſt aber nicht der Fall, wenn man die gemeinrecht⸗ 
lichen Imputationsregeln anwendet, weil dann diejenigen Sum: 
men, die auf Zinfen berechnet werben, vom Tage an, wo bie? 
geichieht, aufhören Zinſen zu tragen. Derjenige, der bie Gel: 
der verfirt hat, ift in %olge davon auch dann im Nachtheil, wenn 
fein Unterfchteb im Zinsfuß vorliegt, den ber eine Theil dem 
andern zu vergüten hat. Es kann hier alfo nur von derjenigen 

_Art der Staffelrechnung die Rede fein, bei welcher zwei bejon- 

"dere ftaffelmäßige Berechnungen, eine für die Gapitalbeträge und 
Sr für die Zinſen ftattfindet. Diele Methode der Staffelred)- 
nung ijt demmach bie einzige, von ber im Folgenden bie Rebe 
fein kann. 

Bei ber Staffelrehnung iſt eine periodiſche Bilanzirung, 
wenn es fich blos darum handelt, die gegenjettige Gejchäftslage 
der Contrahenten zu erkennen, nicht nöthig, dba mit jedem Po⸗ 
jten auch bilanzirt wird. Ste tft jedoch deshalb nicht zu um: 
gehen, weil man fi auch über die Capitaltfatton ver Zinſen 
und nicht verzinzlichen Poſten verftändigen muß. Es werben 
dann die Saldo's der ftaffelmäßig berechneten Zinfen und ber 
unverzinslichen Poften in dad Capitaleredit deſſen, dem fie zu⸗ 
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fommen, ober in das Capitaldebet deſſen, der fie ſchuldet, einge⸗ 
ſtellt. Wenn beide Theile fich gegenfeitig den Zinsfuß vergüten, 
it bei diefer Unterart der Staffelrechnungsmethode das Rejultat 
das nämliche wie bei der Colonnenrechnung und alſo iſt weber 
die eine noch die andere Rechnungsmethode als ſolche unrich- 
fig. Die Colonnenrechnung Tann die richtige fein, wenn das 
Nerhältnif beider Theile ein derartiges ift, daß e8 weder dem 
einen noch dem anderen Theile darauf ankommt, bie Gelbfraft 
de anderen zu benuten, das Verhältniß vielmehr nur beiteht, 
weil der eine die ins Bankweſen einjchlagenden Dienftleiftungen 
des andern bedarf, wo nicht zu befürchten ift, daß Rimeſſen zu 
anderen Zwecen als zu rein faufmänntich finanziellen gemacht 
werden — aljo 3. B. beim Contocurrent zwifchen Banquier und 
Banquier, im Arbitragegefchäft. Hier kann es fehr wohl thun- 
lich fein, daß berjenige, ber in einem wichtigen Plabe domici⸗ 
Lirt ift, über welchen dem anderen Theile bei feinen Operatio⸗ 
nen durch Giro's zu verfügen von Intereſſe tt, fih die Vor: 
theile des Platzes durch höheren Zinsfuß, den er fich ftipu- 
lirt, bezahlen läßt. Ebenſo kann der auf einem entlegenen Plate 
domicilirte Fabrifant, der in einem Wechſelplatze ober deſſen 
Umgegend zahlreiche Kunden bat, und Kundſchaft hat, auf bie er 
Tratten abgibt, die er durch einen dortigen Banquier einfafliren 
laſſen muß, als Entgelt bemfelben einen höheren Zinzfuß 
fiir die Beträge des zum Zwecke ber Erhebung der Beträge 
jener Tratten von ihm bezogenen Valuten bewilligen. In allen 
ſolchen Fällen iſt es ganz fachgemäß, die colonnenmäßige Zin⸗ 
jenberecdhnung bis zum Abrechnungstage zu ftipuliren und aljo 
auch ohne bejondere Etipulation cine derartige Abrechnung auch 
arithmetiſch richtig, alfo unmöglich juriſtiſch unrichtig. 

Handelt es ich dagegen um cin ſolches Verhältniß, wo 
ber Banguier wejentlich feine Geldkraft dem minder gelbfräftigen 
Correſpondenten zur Verfügung ftellt, jo rechtfertigt fich der nie⸗ 
brige Zinsfuß, den der Banquter bewilligt, aus einem ganz an: 
deren Grunde, nämlich dadurch, daß er die Mittel des Eor- 
reſpondenten weniger bedarf, als dieſer die feintgen, baß fie 
ihm alfo auch einen weniger hohen Miethpreis, d. h. Zinsfuß 
werth find, und die nothwendige Folge dieſes Geſichtspunktes tft 
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dte, daß nicht die Zinſen aller einzelnen Roften von ben Verfall: 
tagen bis zu beliebigen Abrechnungstagen berechnet werden dür⸗ 
fen, ſondern ermittelt werden muß, welche Beträge jeder Theil 
zu jeder Zeit während der ganzen Dauer der Abrechnungöpes 
riode an den anberen mehr ober weniger in Vorſchuß war; 
d. h. wie viel baare Mittel er von dem anderen in Händen 
batte. Dazu ift erforberlich, daR mit jedem neuen Poften eine 
Bilanz gezogen werde; und darin Liegt eben die Staffelrechnung. 
Daß bei der Staffelrechnung die verfchievenen Selbleiftungen 
bes einen von benen des anderen fubtrahirt werben, kann ben 
Irrthum veranlaffen, als fet dies eine wirkliche Imputation *). 
Man wird aber den Irrthum zugeben, wenn man fich erinnert, 
daß die Contocurrentftellung nicht? tft als eine Darftellung ber 
Nefultate der bis heute gemachten Geſchäfte. Dieſes „Heute* 
ift bei der Staffelrechnung jeder Tag, an welchem bie in 
einer Geldſumme bargeftellten Ergebniſſe des lebten Gefchäftes 
in den Eonto eingetragen werben, während dag „Heute“ bei ver 
Eolonnenrehnung nur periodiſch eintritt. Hier wie da wirb 
alfo nicht mit Forderungen, fondern nur mit Zahlen wettges 
ſchlagen und Tiegt in der Aufftellung feine Novation, auch Beine 
juriftifche, fondern nur eine arithmetiſche Compenfation, die 
dies Verhaͤltniß felbft, wie es durch den Contocurrentvertrag 
feftfteht, unberührt läßt, und was gezahlt wird, wird nicht auf 
ein beftimmtes Gefchäftsrefultat bezahlt, ſondern jeder einzelne 
Erebitpoften gilt als Zahlung auf die Geſammtheit bed De: 
bet. Welche wichtigen Folgen dies hat, darüber verbreitet fich 
bie angeführte Abhandlung. 


*) Der Gegenfaß von Colonnen= und Staffelrechnung, wie wir ihn auf: 
ſtellen, kann mit Grund beöhalb nicht beanftandet werben, weil, wie 
wir fehr wohl wiflen, e8 eine technifh vervolllommnete Art der flaf- 
felmäßigen Sontocurrentftellung gibt, wobei ebenfalld Gapitale, Zin⸗ 
fen, Tage u. f. w. in Colonnen eingeftellt werben. ber bei biefer 
Methode bebient man fich einer befonderen Bilanzirungscolonne, bie 
mit jedem Poſten auch bie Bilanz angibt, während bei ber eigent- 
lichen colonnenmäßigen Eontocurrentftellung der Zwed ber Colonnen 
if, die darin enthaltenen Poſten zu addiren und erfl durch Ver⸗ 
gleichung der Summen bie Bilanz zu finben. 
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Eine Schattenfelte bat die Contocurrentaufftelung na 
der Staffelmethode, nämlich die, daß die Prüfung ihrer Richtig: 
feit äußerſt jchwierig ift. Es wird äußerſt felten vorlommen, daß 
die Einfendung und der Berfalltag der in Frage kommenden Ge 
fecten fich nicht durchkreuzt. Ein am 1. October gefendeter Wech- 
jel ift am 31. Dezember fällig, dagegen ein anderer, ber erft 
am 28. November einging, jchon am 15. Dezember. Es wird 
alfo die Augeinanderlegung aller Poſten noihwendig Dies 
zu vermeiden Hilft bie Discontirung aller fpäter fällig wer. 
denden Poſten auf den Tag der gemachten Rimeſſe. An und 
für fi ift dagegen nicht? einzuwenden. Die Contocurrentfcrips 
tur ftellt ja nicht die einzelnen Sefchäfte felbft dar, ſondern nur 
die Beträge der gegenfeitigen Gelbforberungen, welde 
das Ergebuiß der einzelnen Gejchäfte find. 

Nur entftehen dadurch noch größere Schwierigkeiten als 
diejenigen, welche man vermeiden will. Da der Remittent babet 
die Escompte der Werthe tragen muß, bie er noch nicht zur 
Dispofition hat, jo daß die Zinſen gegen ihn von dem Brut- 
tobetrag berechnet werden, während fie ihm nur von dem 
in fein Erebit eingeitellten Nettowerth vergütet werben, 
fo müßte eigentlich eine Gegenrechnung gemacht werben, um ihn 
zu entichäbigen. Manche Banken verlangen geradezu in ben 
Necouprementöbebingungen, daß der Client es vertragsmaͤßig da⸗ 
bei bewenven laffe. 

Doc iſt dies nicht der geringſte Mißſtand dieſes Verfah⸗ 
rens. Es führt außerdem zu einer folgenſchweren Verwirrung 
des Verhaltniſſes, wodurch ſich ein routinirter Banquier nicht 
routinirten Correſpondenten gegenüber vielfache ſ. g. Prämien 
offen zu halten vermag. Der Zins im Contocurrent unterſtellt 
ein in den Händen des Debitors befindliches Capital und iſt 
etwas ganz anderes als ber Diſscontozinsfuß, ben ber geld⸗ 
bebürftige Theil dem geldſtarken für ven Uebertrag ſpaͤter fällig 
werdender Valuten bezahlt. Wir haben bie dabei übliche Nech- 
nungsmethode jchon oben beifpiclweife erwähnt. Hier tft ber 
Ort in professo darauf zurüdzufommen. Wenn mir der Bans 
quier 1000 fl., die in einem Jahre fällig find, zu 5°, discon- 
firt und mir, weil 1000 fl. in einem Jahre 50 fl. Zinjen ertra⸗ 
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gen, dafuür 950 fl. zahlt, jo iſt fein Nutzen größer als der ver⸗ 
traggmäßige ; denn von ben 950 fl., die er mir Heute gibt, 
fchulde ih ihm übers Jahr nicht die 1000 fl., die er einzicht, 
fondern nur 997 fl. 30 kr. Die Berechnung müßte vielmchr 
fo geichehen, daß man fragt: Wie viel find 1000 fl., bie nad 
einem Jahre verfallen, heute werth, wenn für 105 fl., d. h. vie 
Summe des übertragenen Ausitande und ber Zinfen, bie in 
einem Sabre verfallen, 100 fl. zu bezahlen find? Daraus 
würde fich ergeben, daß er mir 952 fl. 24 fr. zu zahlen hat. 
Die erſte Methode ift alfo vertragäwibrig, wo fie nicht durch 
Ufanz feftfteht, mie es vielfach der Tall tft, da die Uſanz ben 
Vertrag erfegt und der Banquier, wenn er feine Discontobe- 
bingungen feftfegt, auf den Vortheil Rücficht nimmt, der ihm 
bei diefer Rechnungsmethode zufliekt, fo daß man annehmen 
müßte, daß wenn man fie ihm nicht geftatten wollte, er fich 
auf andere Meife durch höheren Procentiak ber Zinfen ober 
Proviſion entichäbtgen würde, nur find es in der That feine 50%,, 
ſondern 5%/9,%0, die ber Correſpondent nachlaͤßt. Eine folche 
Operation liegt nun bei der Berechnung der Contocurrentzinfen 
nicht vor, wohl aber bilden vergleichen Discontogeſchaͤfte viel- 
fach den materiellen Inhalt bed Contocurrents. 
Anwendung des Platzdiscontos anftatt des Contocurrent⸗ 
zinsfußes auf die Escompte der Contocurrentpoſten, wenn er 
höher iſt und Nichtanwendung wenn er niedriger, iſt eine der 
ſ. g. Prämien gewiſſenloſer Banquiers unerfahrenen oder hilf: 
loſen Clienten gegenüber. Juriſtiſch richtig iſt immer nur ber 
nach Obigem exact zu berechnende Contocurrentzinsfuß. 
Dergleichen Ausſchreitungen kommen in unzähligen For⸗ 
men vor. Ein geldbedürftiger Correſpondent ſchickt ſeinem Ban⸗ 
quier eine Reihe Rimeſſen oder Tratten, die er auf feine Kun⸗ 
den gezogen hat und bie erft in 2 bis 3 Monaten verfallen, als 
anticipirte Anſchaffung auf Viſtawechſel, die er dagegen auf ihn 
ziehen will. Der Banquier läßt ihn wiflen, ev habe felbft Feine 
Caſſe und müfje die Tratten, mit feiner Unterſchrift verjehen, 
zu Geld machen, indem er ſie felbft weiter begebe; ganz abge: 
jehen von anderen Mißbräuchen, wenn er 3. B. dem in Leipzig 
wohnenden Correiponbenten erklärt, er könne ihm als Gegen: 
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werth nur Wechſel auf Mailand geben, wobel er noch beſonders 
am Courſe verliert. Cr berechnet ihm ſodann den üblichen 
Platzdisconto, d. h. zieht ihm benfelben ab und crebitirt ihn, 
wie man jagt, netto, d. h. nur für den Reſt. 

Das Verfahren des Escompte der Contocurrentpoften und 
Kinftellung der Nettobeträge haben einzelne Bankhäufer, nament- 
lich in den großen Wechjelplägen auf ben ganzen Inhalt ihrer 
Sontocurrente ausgedehnt, angeblich, weil dadurch die Prüfung 
befjelben, wenn der zu vergütende Zinsfuß nicht auf beiden Sei- 
ten derjelbe iſt, erleichtert würde. Sie discontiren ben Betrag 
aller ihnen von den Correſpondenlen gemachten Rimefien, ohue 
Rüdfiht auf den Verfalltag, am Tage des Eingangs; mit an- 
dern Worten, fie reductren alle Effectenpoften in Eaj- 
fapoften. Hier liegt für gewiflenlofe Banquiers unroutinirten 
Elienten gegenüber die Verfuchung nahe und manche können ihr 
nicht widerftehen den momentan höheren Discontozinzfuß ftatt des 
Contocurrentziusfußes in Anwendung zu bringen, wenn er ihnen 
Bortheil bringt, was immer eine Uebervortheilung ift*). 


| 
*) Da es bei außwärtigen Devifen, welche ber Correſpondent remittirt, 
öfter fraglich if, ob ber Banquier ben Platzdisconto feines Wohn: 
orts ober den bed Platzes, wo ber Wechſel zahlbar if, berechnen 
darf, fo Ichalten wir bier ein, was darüber in der von Schübler 
bearbeiteten englifhen Schrift über :Wiechfelcourfe gefagt if: „Bon ber 
„Geſammiſchuld eine Landes ift ein bedeutender Theil immer in 
„Wechſeln repräfentirt, bie Tängere Zeit zu laufen haben. Diefe 
„Wechſel bleiben nur felten in der erfien,Hand, fonbern werben theilß 
„zu unmittelbaren Rimeſſen für das Land benützt, wo fie zahlbar 
‚find, theils werben fie von Banquiers ober Gapitaliften gefauft, um 
„Geld anzulegen und Zins bis zur Verfallgeit zu beziehen. Diefer 
„Zins ergibt fih durch den niebrigern Preiß bed Wechſels. Ein nad 
„drei Monaten fälliger Wechſel wird von cimem Bangquier zu einem 
„Preis gekauft, welcher dem Peis eines Wechſels auf Sicht, weniger 
„dem Zins von drei Monaten gleihlommt, diefer ging wird aber 
„nicht nach bem Zins bed Landes, wo ber Wechſel ausgeſtellt ift, 
„Tondern nach dem Platz, wo ber Wechſel zahlbar ift, berechnet: 
‚ber Käufer bat den Wechiel auf dem auswärtigen Plab zum lau⸗ 
„renden Zinsfuß zu diöcontiren, bevor er ihn zu dem gleihen Wergh 
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5 4. 
Die Proviftionzberehnung. 


Provifion (franzoͤſiſch Commission) nennt man ben 
Geſchäftsnutzen des Banquiers. 

In der Regel wird ſie nach Procentſätzen von dem 
Betrag des aus jedem Geſchaft ſich ergebenden Geldumſatzes be⸗ 
rechnet. 

Sie iſt aber deshalb keine Verzinſung unter anderem 
Namen, weil bei ihrer Berechnung es auf keine Zeitdauer an⸗ 


kommt. Sie iſt fein Miethgeld, ſondern ein Arbeitslohn. Wäh: 
rend alſo bei ber Zinsberechnung zweierlei Caleulationen zu 
machen find, nämlich Berechnung der Procente per Jahr. und 
Berechnung für den Jahresbruchtheil, befteht die Proviſionsbe⸗ 
rechnung in der einfachen Regeldetri, daß die Provifion zur Ges 
ſchäftsſumme fich wie der Procentſatz zu „100” verhält. Logiſch 
und juriftifch richtig ift die Berechnung ver Provifion nad) Pro: 


„wie einen Wechfel auf Sicht bringt und ber Ausfteller kann dieſen 
„Abzug an feinem Wechfel in demſelben Verhältniß ſich ohne Ber: 
„luft gefallen Iafien, da er von dem Ncceptanten für die breimonats 
„Tihe Frift ebenfoviel Zinsvergütung anſprechen Tann, bis ber Wechſel 
„eingelöft wird, als er bei bem Eılds aus dem Wechſel verloren hat. 
„Wenn baber auswärtige Wechſel ala Anfchaffung gekauft werben, 
„10 geichieht dies mit der Abficht, den höheren Zins des Auslanbes 
„ſtatt des niebrigen Zinfes in ber Heimath ſich zu verfchaffen, ein 
„Umftand, weldyer befonbers wichtig ifl, wenn bie fragliche Operation 
‚in einem Lanbe unternommen wirb, befien Erebit unzweifelhaft iſt. 
„Als eine Tharfache können wir anführen, bag bei bem Hanbel mit 
. „Wechieln auf Speculation ber Zind gewöhnlich das Mittel Hält 
⸗zzwiſchen bem Zins ber beiben Länder, wodurch der Verkäufer fich 
„einen Theil biefes Gewinnes fichert. Wenn ber Disconto in Deutich- 
„land 8°,, in England 59/, ftebt, fo Haben bie Beſitzer von Wech⸗ 
„ſeln nicht nötbig, einen Disconto von 5%, fich gefallen zu laſſen, 
„wie nad ben obigen Principien geſchehen müßte, ed werben ſich 
„Manche finden, welche fi mit einer Zinserhͤhung von 19%, begnü⸗ 
„gen unb daher nur einen Disconto von 4%, gegenüber von Wech⸗ 
‚fein auf Sicht in Abzug bringen, flatt die vollen 59%, zu berechnen. 
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centfägen deshalb, weil in den meiften Fällen die Größe ber 
Dienftleiftung des Banquiers fi) nach der Größe des damit 
verbundenen Geldumfabes richtet. Er hat zwar an und für ſich 
nicht mehr Mühe, wenn er für den Gorrefrondenten eine Tratte 
von 100 fl. eincaflirt, als wenn dieſe Tratte 1000 fl. beträgt, 
ob er für 5000 ober für 50,000 fl. Effecten für ihn verkauft. 
Aber feine Dienftleiftung ift deshalb größer, weil es wichtiger 
und jchwieriger ift, mit größeren als mit kleineren Beträgen zu 
verkehren, weil größere Beträge, die der Banquier verlegt, ein 
ſtärkeres Zufammenzichen ſeines Fonds und größere Beträge, 
die er einnimmt, ein größeres Riſiko bei beren Verwendung, 
alfo größere Ausdehnung feiner Gejchäfte bedingen. Es Tiegt 
alſo eine eigentliche ‚ihrer Größe nad) von den entiprechenden 
GSeldbeträgen abhängige Dienftleiftung vor, die bezahlt wird 
und die das wahre innerite Weſen des Bankgeſchafts angeht. 
Dieſe Vergütung, von der wir eben geredet, hat durchaus nichts 
mit ber Aflecuranzprämie gemein, die der Darleiher vom Bors_ 
ger fih für das Riſiko bezahlen läßt, das möglichermweife der 
Letztere nicht zurüdzubezahlen im Stande ift. Die in folden_ 

Fällen bezahlte Provifion_del credere ift Feine eigentliche Bank: _ 

propifion. Denn, man darf nicht vergeffen, der Banquier, wie 
er fein fol, iſt weder Geldverleiher, noch borgt er Geld für fidh. 

„Sprich zu einem Banquier, der fich feldft achtet,” fagt cin aus⸗ 
gezeichneter Handelörcchtöfchriftiteller (Delamarre vom Eoms 
miſſionsgeſchaͤft VL. 117): „Wollen Sie mir leihen? ober: fol 
„ih Ihnen leihen ? fo wird er ſich für gröblich beleidigt halten 
„und Dich bitten, die Thüre zu fuchen.” Und zwar mit Recht! 
Denn im erſten Falle muß er glauben, man halte ihn für einen 
Wucherer, im zweiten, man halte ihn für bankrott. Er eme, 
pfängt Geld ald Depofitor, er gibt Geld aus ala Geld 
händler. Einfach Dorgen und dafür außer den Zinfen eine 
Aflecuranzprämie nehmen, ift zwar unter gewöhnlichen Verhält⸗ 
niffen und abgefchen von gejeßlichen Verboten noch Fein Wucher, 
aber es liegt außerhalb ver Thätigkeitsfphäre des wahren Ban⸗ 
auierd, die in Vermittlung des Fondsumſatzes befteht. Dieſe 
Art der Provifion del credere ift, wenn fie ernftlich gemeint 


tft, ihrer Causa nad) zwar fein eigentliche? en 
Beitiärift für Handelörcht. Bd. VII- 
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fondern, wie bemerkt, eine Affecuranzprämtie, ihren Wirkungen 
für ven Schuldner nach aber doc) nur ein ganz eigentlicher Ca⸗ 
pitalzins unter anderem Namen, um fo größer je länger bie 
Zeit währt bis zur Rückzahlung, weil damit das Riſiko der In⸗ 
jolvenz um jo größer wird, und bie alfo au ratione tem. 
poris beredjnet werden muß, was bei ber wirklichen Banquier⸗ 
provifion nicht der Fall tft und man kann mit mehr Schein von 
Necht alle Emolumente des Banquierd, Zinjen inbegriffen, 
als Arbeitslohn, d. h. Provifion bezeichnen, als man bie 
wahre Banquierprovifion wohl jchon einen Zinsfuß unter 
anderem Namen genannt hat. 

Denn, wie bemerkt, bier tritt die Erſcheinung zu Tage, 
daß im@ontocurrentverhältnig Tein Borgen und fein Zurück⸗ 
zahlen ftattfindet. Der Correſpondent borgt nicht, fonbern er 
disponirt Über die ihm vom Banguier zu Gebote geftellten 
Mittel nach Bedarf. Dem Banquier wird nicht? bezahlt, fon 
bern es werben Fonds bei ihm deponirt, um darüber vers 
fügen zu können. Der Banquier bat alfo ſtets offene Caffe, fos 
wohl für das Eine wie für das Andere, Sich fo einzurichten, daß 
er dafür tet das Nichtige treffe, iſt jeine Berufßleiftung, ſcheinbar 
mühelos und einfach, aber nur möglich mit einer vollftändig, wie 
fein anderer Beruf in gleichem Maaße, bad Leben abforbirenden Eon- 
centration des ganzen Denkens auf die Bewegungen und Ericheinun- 
gen bed Verkehrlebens. Der Capitalift,, ver Gelb ein für alle 
mal augleiht, bedarf dad alles nicht. Er bezieht deshalb auch 
nur ein Capitalmicthgeld nach feitem Webereinlommen und für 
längere Zeit. Der Bankier nimmt aber feine Emolumente nad) 
dem momentanen Miethwerth feines Handelsartikels, des Geldes, 
und für feine Arbeit, die er ſchon verrichtet hat, in dem Aus 
genblick, wo fein Caſſirer, ohne daß er es weiß, auf die Dispo⸗ 
fittonen des Correfpondenten hin Zahlungen Ieiftet. 

Entgegen ber franzöftichen Nechtfprehung müflen wir da⸗ 

und dahin erflären, daß der Banquier auch für einfache Be⸗ 
„Bönbigung von Geldern an den Correjpondenten und für ein« 
he Geldempfänge , jelbft wenn Fein Recouvrement damit ver⸗ 
iden tft, unter Umftänden Provifion fordern kann, vorausge⸗ 

‚ bab ein wirkliches Gontocurrentverhältniß vorliegt. 
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Denn nur alsdann empfängt und gibt ber Banquier, Traft des 
vorandgegangenen, ihn bindenden Gontocurrentvertrag3. 
Daraus ergibt fich weiter, daß keineswegs blos die Debetpoften 
des Correſpondenten den Banquier zur Erhebung der Provifion 
berechtigen, ſondern auch feine Erebitpoiten (versements) info- 
fern mit Tebteren eine wirkliche Dienftleiftung des Banquiers 
verbunden ift. 

Während der Dauer ded Verhältniffe® und je näher das⸗ 
felbe dem eigentlichen Wefen ver Sache fommt, db. 5. je mehr 
der Banquier wirklicher Geldumſatzvermittler und je weniger er 
bloſe Krücke der Sapitalfchwäche des Correſpondenten tft, Tann 
die bei jedem Grebitpoften des lebteren der Tall jein. Denn 
alsdann tritt diejenige Dienftleiftung des Banquier ein, welche 
man in der franzditichen Praxis Recouvrements nennt und 
wofür es fein gleich zutreffendes deutſches Wort gibt. Der 
Banquier ift in der Lage, kraft feiner Gefchäftzverbindungen, 
die Ausftände und Valuten des Correſpondenten, (Zinscoupons 
u. dgl.) zu erheben und zu verwenden. Dieſe feine Thaͤtigkeit 
heißt Recouvrement und über den Betrag verfügt der Corre⸗ 
ſpondent. Er bedarf dazu In ber Regel ber Hülfe des Bans 
quiers und dieſer rechnet für die Recouprements bie entfpres 
chende Provifion. Die Folge davon müßte fein, daß fogar von 
ben dieſen Recouvements enijprechenden Crebitpoften Feine 
Provifion gerechnet werben dürfte, da biefelben lediglich Gelber 
darſtellen, die der Banquier für den Eorrefpondenten vereinnahmt 
hat, die er ihm ſchuldig tft, und über bie er die Dispoſitionen 
des Correſpondenten abmwartet. 

In der That fällt für dieſe Creditpoſten auch jede Provi⸗ 
fion weg, wenn mit Diöpofitionen des Correſpondenten feine 
Dienftleiftungen des Banquiers verbunden find, wenn er z. B. 
einfach perfönlich oder durch gezogene Tratten darüber verfügt. 
Mit der Auszahlung der recouvrirten Beträge entlebigt fich 
ja eigentlich der Banquier nur der Verpflichtungen, für 
beren Uebernahme er fich die Provifion berechnen darf. Dispo⸗ 
nirt aber der Correſpondent über den Betrag der Necouvrements 
in einer Weiſe, daß er dadurch den Banquier zu Dienftleiftuns 
gen veranlaßt, deren jeder ein Erebitpoiten entfpricht, jo kann 

8 “* 
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es leicht fein, daß der Banquier für bie Soll: wie für die Ha⸗ 
benfeite Provifionsgebühren beanfpruchen kann. Es tft dies der 
Fall, wenn 3. 3. der Correipondent fih für fein Guthaben 
Wechfel auf dritte Pläbe, Werthpaptere fchidfen oder den Bans 
quier für feine Rechnung ziehen läßt. Ein geldſtarker Gorre- 
fpondent verfügt auf möglichſt Tange Sicht und deckt ſich da⸗ 
durch vermöge der Zinjen, die ihm der Banquier vergütet, für 
die Provifion, die er Ihm für die meift auf kurze Sicht oder gar 
Vista laufenden Recouvrements zu zahlen hat. 

Betrachten wir andrerſeits die Stellung desjenigen Corre⸗ 
ſpondenten, der den Banquier nicht zum Zwecke des Geldum⸗ 
ſatzes, ſondern weſentlich als Geldquelle benutzt. Ihm gegen⸗ 
über beſteht die weſentliche Dienſtleiſtung des Banquiers in den 
Geldauslagen die er für ihn macht und ſind dieſe Dienſtleiſtun⸗ 
gen alſo weſentlich in den Debetpoſten repräſentirt, von wel⸗ 
chen alſo dem Banquier Proviſionsgebühr zukommt. Die dem 
entſprechenden Creditpoſten ſind an ſich lediglich Zahlungen für 
bereits honorirte Dienſtleiſtungen und geben als ſolche zu kei⸗ 
ner Vergütung Veranlaſſung. Um ſolche einfachen Deckungen 
machen zu koͤnnen, dazu fehlen jedoch dergleichen Correſponden⸗ 
ten in der Regel die Mittel. Ihre Creditcolonne iſt angefüllt 
mit Wechſelrimeſſen, die ſich als Recouvrements ausgeben, zu 
deren Flüſſigmachung ſie jedoch die Hülfe des Banquiers oft 
kaum ober gar nicht bedürfen, da fie die Gelderhebung billiger 
felbft machen können als der Banqıier es vermag, ferner mit 
Tratten auf andere Banquterd, deren Vorſchüſſe fie mit ven Vor 
ſchüſſen des einen bezahlen. Die Debetpoften find auf Furze 
Sicht, die des Credit, um fte auszunutzen, langſichtig. In fol- 
chen Berhältnifien nimmt der Eorreipondent den Banquierbienft 
in Anſpruch, um ihn bezahlen zu Können und er zahlt für die 
Creditpoſten gleichfalls die Provifionzgebühren. 

Es kommt alſo nicht auf die Colonne an, worin ein Po: 
ften figurirt, wenn es fich darum handelt, ob ein Banquier Pro⸗ 
vifion zu fordern berechtigt iſt, ſondern auf die Frage, ob ber 
Poſten eine Dienftleiftung feiner Seitö repräfentirt. 


Hierbei ift nun nicht außer Augen zu lafien, daß, ganz 
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abgefehen von der Provifion, bie Vergütung, die derjenige Theil 
erhält, zu defſen Gunften ein von ihm dem andern Theile über: 
machter Wechfel als Eontocurrentooften eingeftellt wird, ſelten 
genau dem Wechielbetrage entiprechen wird, und zwar gilt dies 
von den Recouvrements, wie von Discontowechſeln. &3 richtet 
fich diefe Vergütung vielmehr nach dem Wechſelcourſe, über 
befien Ratur, Entftehung und Modalitäten hier fich zu verbreiten 
ber Ort nicht iſt. 

Je nach dem Wechſelcourſe tft die Vergütung größer ober 
geringer als die Valuta, worauf er lautet; denn jeder Wechſel 
auf einen anderen Plab hat da, wo er cireulirt, einen beſtimm⸗ 
ten, von Nachfrage und Angebot und noch mehr von der größe: 
ren oder geringeren Entwerthung des am Orte der Zablung 
eireulirenden Zwangspapiergeldes abhängigen Handelswerth. Der 
Banquter als Gelb: und Wechjelhändler wird nun jeden Wechfel, 
der als Eontocurrentpoften erjcheint, fo berechnen, daß er an der 
Berechnung jchon einen Bortheil hat, ſei es, daß er einen ben 
Paricourd überfteigenden oder nicht erreichenden Wechſelcours 
vergütet. Das Verhältniß ift durchaus Fein anderes, als wenn 
ein Gorrefpondent Zahlungen in der Eourantmüngze eine? dritten 
Landes leiſtet, wenn 3. B. ein Berliner Correfpondent dem 
Pariſer Bangnier englifche Souvereigns remittirt, wo ber Pariſer 
letztere ſchon fo berechnen wird, daß er für bie Laft der Verwen⸗ 
dung bonorirt tft. In jenem Falle ift der Banquier Käufer ber 
Wechſel, in diefem Käufer der auswärtigen Münzen, resp. ber 
auswärts befjer oder fchlechter als bei ihm zu Haufe bezahlten 
Sold- und Stiberbarren. Die Werthdifferenz zwifchen beiden 
kann nur in den Transportloften, wozu auch die Verficherungss 
prämie gehört, liegen. 

Das eine wie dad andere fällt unter ben Geſichtspunkt 
einer vom Banquier Fäuflich übernommenen ober abgetretenen 
Waare, die einen beftimmten Marktpreis hat und es ift mittelft 
dieſes Marktpreijes der Banquier, wenn nicht befondere Umſtände 
binzutreten, auch für feine merkantile Dienftleiftung bezahlt. 
Mit anderen Worten, wie der Wechfelcourd oft den Discontos 
zinsfuß einjchließt, To fchließt er in ver Negel auch die Pro- 
viſion ein. 
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Und wa die remittirten auswärtigen Werthe betrifft, jo 
wird er diefelben fchon von vorn herein fo zu verwenden (kamit 
zu arbitragiren) wiffen, daß er ſchon ſelbſt ohne Courszus 
oder Coursabſchlag feinen Nuten findet. 


Eorrefpondenten mit geſunder Caffe willen mit ven auß- 
wärtigen Rimeffen, womit fie den Banquier bebienen, fogar ſelbſt 
ſchon fo zu operiren, daß auch für fie ein Nuben heraugforingt. 


Davon tft die Folge, daß man vielfach annimmt, die Cre⸗ 
diteolonne des Correſpondenten gebe Tiberhaupt zu Feiner Provi- 
fiongberehnung Anlaß. In diefer Allgemeinheit hingeſtellt, tft 
der Sak jeboch unrichtig. 


Analog der Zins rechnungsmethode, bei welcher bie Zinfen 
vom Saldo der Colonnen ausgerechnet werben, und welche tech> 
nisch dann ganz richtig ift, wenn bie Zinfen gegenfeltig in glel- 
cher Höhe berechnet werben, bemühen ſich die Compteiriften viel- 
fach auch ‚ähnliche vereinfachte Methoden der Proviſionsberech⸗ 
nung aufzufinden. Dieſelben werden aber jelten ein juriſtiſch 
richtiges Ergebniß liefern · Es führt jede diefer Methoden fofort 
zu der Controverfe, ob die als Saldo vorgetragene erfte Summe 
mit in Berechnung kommen, ob von biefen Poſten Provifion bes 
gehrt werden koͤnne? In der Regel gewiß nicht! denn dieſer Po- 
ften repräfentirt ja fein Gefchäft, Feine Dienftleiftung Seitens 
bed Banquiers, fondern nur bie arithmetifche Differenz von einer 
Subtraction zweier Summen, beren jede durch Addition einer 
Reihe von Eleineren Poſten entjtanden ift, welche bie Ergebniffe 
von Geſchäften repräfentiren, wofür die Proviſion ſchon bet 
ber vorigen Contocurrentaufftellung berechnet worben 
tft. Nur dann koͤnnte der Saldo mitberechnet werben, wenn eine 
pertobiiche Bilanzirung vertragsmäßig ftattjinden ſoll, damit ber 
Saldoſchuldner feine Schuld ausgleiche, mit anderen Worten, 
wenn eine ber periodiſchen Bilanzirung entiprechende Ausgleichung 
des Debetſaldo ausdrücklich oder ſtillſchweigend bedungen iſt; des⸗ 
gleichen wenn das ganze Contocurrentverhaͤltniß nur für bie ent⸗ 
Iprechende Bilanzirungsperiode eingegangen worben iſt. Wird 
nun nicht bezahlt, oder das Bontocurrentverhältniß ſtillſchweigend 
fortgefebt, dann allerdings tft der Saldo neu crebitirt worben 
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es bat ein neuer Geſchaͤftsabſchluß ftattgefunden und darf auch 
neue Provifion berechnet werben. 

Abgejehen von diefer Schwierigkeit, ift auch Feine andere, 
als die |peciell von ven einzelnen Gefchäften auszurechnende, 
Calculirung der Provifion auf alle Verhältniffe paſſend. Daß, 
wenn die Provifion, jet eg von der Summe der Sollfeite, ſei es 
von ber der Habenſeite allein berechnet wird, bald ber Banquier, 
bald der Eorreiponvent zu kurz Tommen kann, geht Ichon aus 
dem oben Geſagten hervor. 

Diejenige Methode dagegen, wornach die Differenz zwiſchen 
ber Debet⸗ und ber Erebiteolonne als die Summe angefehen wird, 
von welcher die Provifion zu berechnen tft, iſt in dem Falle ganz ratio: 
nell, wo zwei Banquiers untereinander im Contocurrent- 
verhältniffe ftehen, vorausgeſetzt, daß auch hier der Saldo vori- 
ger Rechnung von der betreffenden Summe abgezogen wird. 

Ein derartiges Verhältni beruht in ber Negel auf einer 
Art von Sorietätäverhälnig zwiſchen den rechnenden heilen 
bag ben Zweck Hat, fich gegenfeitig die Arbitrage zu er 
Veichtern. 

Arbitrage Heißt im Banquiergefchäft die Berkigung ber 
Bortheile des Wechſelcourſes auswärtiger Wechjelpläte auf ben- 
jenigen Platz, wo man Gelber zu erheben oder Zahlung zu lei⸗ 
jten bat, Man arbitragirt, wenn man anftatt von dem Plake A 
and Baluten zum Incaſſo nach dem Platze B, wo fie zahlbar 
find, zu fenden, den Vortheil in Anſchlag bringt, den man das 
burch hat, daß man dieſe Werthe nach einem dritten Plate, O, 
fendet, wo die größere Nachfrage nach Wechſeln auf den Platz B 
herrfcht, mit andern Worten, wo fie höher im Com notirt 
werben, als zu Haufe. Desgleichen arbitragirt man, wenn man 
min von A aus, wo Wechjel auf ben Platz B hoch im Cours 
ftehen, Gelder dahin zu fenden hat, ftatt deſſen Werthe nad) €. 
fenbet, wo Wechfel auf B niebrig notirt find, um als Anfchaffung 
für dort zu effectuirende Käufe folcher Wechſel auf B zu dienen. 
Die Operation kann fogar noch über einen vierten, fünften u. |. w. 
Platz ausgedehnt werben. 

Die lucrative Bedeutung ſolcher Operationen iſt bekannilich 
insbeſondere, ſeitdem man dazu den elektriſchen Telegraphen bes 
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nut, ganz außerordentlich; e3 liegt darin, daß einem Banquier 
die nöthige Gewandtheit, Eombinationdgabe und rafche Entſchluß⸗ 
fähigkeit dazu innewohnt, eine Haupturfache feiner Prosperität, 
wenig beachtet, kaum bemerkt von allen denjenigen, bie nicht ihren 
Antheil am Getriebe haben. Weſentlich zu dem Zwecke, um fi 
die Arbitrage zu erleichtern ober überhaupt möglidy zu machen, 
begründen große Banquierhäufer Niederlaffungen, Comman⸗ 
bite und Filiale auf augwärtigen Plätzen und Welttheilen. Wer 
e3 nicht vermag, erreicht vielfach und im wefentlichen den nem⸗ 
lihen Zweck, wenn er mit auswärtigen Banquierd in Contocur⸗ 
tent tritt und beide fich gegenfeitige, provifionzfreie Bedienung 
zufagen. Da auch bei diefem DBerhältniß eine periodiſche Abrech⸗ 
nung zur Vermeidung weiterer Berwidelungen nöthig tft, fo er: 
gibt fich dabei zuweilen, daß der eine für den anderen mehr Ges 
ſchäfte beforgt "hat, als diefer fir ihn. Zur Ausgleichung ift 
dann eine Provifionzberechnung vom Saldo ganz in der Ordnung, 
wenn auch in ber Regel bei einer derartigen Verbindung Werthe 
und Gegenwerthe einander außgleichen. 

Demjenigen Eorrejpondenten gegenüber, der nicht Banquier 
ist, rechtfertigt ſich eine derartige Proviſionsberechnung nur dann, 
wenn man unterftellt, daß fie für den ihm vom Banquier ertheil- 
ten ungededten oder Blancocrebit bezahlt wird. Denn in 
der That ergibt fich der Betrag des Blancocredit3 immer aus der 
Differenz zwijchen ben Leiſtungen des Banquiers und den ges 
machten Dedungen oder Anjchaffungen, d. 5. dem Debetjaldo bes 
Correfpontenten. Sn folchen Fällen ift der Creditſaldo deſſelben 
natürlich niemals maasgebend. 

Eine andere Art der colonnenweiſe geſchehenden Proviſions⸗ 
berechnung beſteht darin, daß ſie von derjenigen Seite des Conto⸗ 
currents geſchieht, welche die ſtärkere iſt, einerlei, ob Credit⸗ oder 
Debetſeite. Es beruht dieſe Methode auf der Erwägung, daß 
der ſtattgehabte Umſatz maasgebend iſt. 

Ob dieſe Erwägung richtig ſei, hängt natürlich von den 
Umſtänden ab. Iſt man vertragsmäßig deßhalb übereingekom⸗ 
men, ſo läßt ſich natürlich nichts dagegen erinnern. Alle dieſe 
Berechnungsweiſen ſind jedoch immer averſionaler Natur. Na⸗ 
mentlich iſt damit jede äußere, nicht als Poſten figurirende Dienſt⸗ 


⸗ 
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leiftung bezahlt, 3. B. die Beforgung ber Acceptation eines 
vom Banguier nicht eincaffirten Wechſels, Bemühungen zum An⸗ 
und Verkauf von Mertbpapieren, welche nicht cffectuirt werben 
fonnten, weil daS geſetzte Limitum nicht erreicht worden war, Er⸗ 
Öffnungen von Erediten, welche nicht benutzt worden find u. dgl. *) 
Was biefen Ichteren Punkt betrifit, jo kann jedoch nur an Hei: 
nere Beträge gedacht werben. 

Es ift mir 3.2. folgenver Fall vorgelommen: Es lag in 
einem entfernten Platze B eine Einzeichnungslifte für ein indu⸗ 
ftrielled Unternehmen offen, wobei bei ver Einzeichnung ſogleich 


°) An diefer Etelle wird es nit unmillflommen fein, wenn wir einen 
Ucberblid der fraugüfikhen Rechtiprechung liber_bie Berechnung-ber- 
Zinjen und ber-Preuifion im Banquiergeſchãft geben, wenn auch deren 
Brauchbarkeit jür DTeutſchland mannichfach dadurch beeinträchtigt if, 
daß ſehr oft nicht das Weſen der Sache, ſondern die Subſumtion 
des Verhältniſſes unter das ſehr unpraktiſche Zinswuchergeſetz vom 
10. Ecpteniber 1807 als maasgebender Eiwägungsgrund erſcheint: 
Die Prozeſſe werden in den Klagelibellen darauf begründet, daß die 
darin enthaltenen Zinsbeſchränkungen überſchritten ſeien und darauf 
wird in ber Regel bie Klage geſtützt und als condictio indebiti eins 
geleitet. Der Correſpondent kommt dadurch natürlich ſchneller zumFiele, als 
wenn er aus ber inneren redytlichen Natur des Verhältniſſes debueirt. 
1) Tie Proviſion fann für ungeſctzlich erflärt werden, wenn ber Ban- 
quier nicht nachweiſt, beſondere Edhritte getban zu haben, um dem 
Elienten die betreffenden Fonds zu verfchaffen. (Appelhof von Dijon 
und Kafietionshof 12. Nov. 1835. Dalloz 85. 1. 21.) Dieß mag 
gelten, wenn man feinen Unterfchieb zwijchen einem Banquicr und 
einem Gelbmäfler machen will. Auch handelte es fi im Fragefall 
nit von einem wirflidyen fortlaufenden Greditverhäftniß. 
2) Die Provifionsgebühr wird nur gejchuldet, wenn ein Banquier 
Werthe recuperirt und eincaffirt bat und nicht von ben Gelbern, bie 
er erhält, nody von beiten, die er zufendet, noch von Werthpapieren, 
bie er an Geldeäftatt gibt, nody von Anweifingen, die bei ihm zahl: 
bar find (Gerichtsbof von Bourges Sirey 40 2. 227.) 
8) Tie Escompte und Provifion können fih nur ergeben aus einer 
Mechfeloperation und nicht aus einem Darlchen, wenn aud bie 
Gelder mitielft in Circulation gefchten Hanbelspapieren geliefert wor: 
ben find. Die Gerichte können jedoch in folchen Fällen einen Zinss 
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409%, des ganzen Betrags baar bezahlt werben ſollten. Ein Spe⸗ 
culant begibt fi dahin mit einem Accrebitiv eines Banquiers 
über 200,000 fl., ändert jevod) feinen Sinn und bringt dad Accreditiv 
nach ſechs Wochen unbenubt zurück. A hatte während biefer Zeit 
die Werthe, die er zur Verfügung hatte und bie ihm zu nur 3%, 





fuß von 69%, zufprechen, wenn auch vertragsmäßig blos 5 9, flipu: 
lirt worben find. Grenoble, 8. März 1840. (Offenbar bat bier bag 
Gericht, mit ſich felbft in Widerfpruch, bie Proviſion hinterher unter 
dem Namen Zinserhöhung zugefprochen.) Dalloz 51. 1. 240. Con⸗ 
fequentere Enticheidungen: Dalloz 44. 1. 272. — 45. 4. 54, 

4) Entgegengefeßte Entfheibung. Grenoble, 81. Auguft 1889. Die 
Brovifion wird gefchufbet, fowohl für Vorſchüſſe als für Acceptation 
und Zahlung von Tratten, als für eröffnete Credite. 

5) Der Betrag ber Provifion wirb bald zu "ja 9, biß herunter zu 
2/0 eſtgeſezt. GDalloz 54. 2. 88. — 54. 1. 288. — 54. 2. 156.) 
6) Tie Provifion darf für jedes Geſchäft nur einmal und nicht bei 
jeder balbjährigen Abrechnung neuerdings gefordert werben. 

7) Proviſion ift auch zuläffig bei hypothekariſcher Sicherheit des Ban⸗ 
quierd. Dalloz 47. 2. 42. 

8) Deßgleihen von allen zum Zweck ber Dedung eines Saldo's ges 
machten Remifien, bie eine Eineaffirung nöthig machen. 

9) Für nichtwucherig wurbe erflärt: als Lohn befonberer Bemühungen 
bei Negociation eines Anlehend eine Propifion fogar von 10 9%. 
Dalloz 51. 1. 240; bei Eröffnung eines einer Gefellichaft von Metz⸗ 
gern eröffneten Credits für bie Zeit von nur 14 Tagen bie Provifion 
von fünf Franken für jeben bezahlten Ochſen, abgefchägt zu 850 
Franken. (Berichtsbof von Bordeaux, 16. Sanuar 1845. Dallo. 
45. 4. 54,) 

10) Provifion if zuläffig vom Saldo eine Contocurrents, ber Ges 
genftand einer Wechjeloperation fein fol. Dalloz 54. 1. 886. 

11) Die Gebühr darf von bem ganzen Debet bed Gorrefponbenten 
berechnet werben. Gerichtshof von Air, 15. Sanuar 1544. Dalloz 
44. 2. 198. 

12) Die Gerichte find befugt, zu Hoch gerechnete Provifionen zu re: 
buciren. Gerichtshof von Paris, 20. April 1840. Dalloz 49. 2. 
228. 44. 1. 272. 

13) Berechnung von Provifionen für Erneuerung bereits früher ein- 
gegangener Geichäfte ift unzuläffig. Gerichtshof von Douai, 20. Febr 
1841. Dalloz 41. 2. 258. 
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verzinft wurben, deßhalb nicht benutzt, weil er fie zur Verfügung 
des Einzeihnungsluftigen gehalten hatte. Er verlangt deßhalb 
von ihm eine Provifion won 1/, %,, gewiß nicht mit Unrecht, 
wenn auch dad Gericht anders entfchieb. 

Weiter bemerfen wir, daß die Provifion erft dann mit 
Recht in den Contocurrent eingeftellt wird, wenn fie verbient iſt, 
db. h. wenn ber Correſpondent über den das Geſchäft vepräfenti- 
renden Geldbetrag auch wirklich disponirt hat. Dies iſt nament- 
li, von Wichtigkeit im Falle der Zahlungseinftellung des Ban⸗ 
quierd. Die Provifion ift nicht geſchuldet, wenn 3. B. in ber 
Zeit zwiſchen der Acceptation und dem Verfalltag ein ſolches 
Ereigniß eingetreten if. 

Ueberhaupt iſt es Sache der Gerichte, zu prüfen, ob im 
einzelnen Falle auch wirklich eine Leiſtung Seitend des Banquiers 


ftattgefunben hat. Aus —— ran 
welche dieſe Herren und noch mehr bie Actienbaulen den Corre⸗ 
fpondenten mittheilen, ergibt ſich nur zu oft, daß fie ſich gar zu 
gern bie Provifion fichern möchten, wenn fie auch aar nichts ges 
than haben. Allervingd bat der Correfponvent ſich den Bedin⸗ 
gungen unterworfen und hat bie Folgen ber lex contractus zu 
fragen. Wir legen hierbei dem Leſer einen folchen Proſpec⸗ 
tus vor. 

Art. I. Der Betrag von Effecten, bie mir zum Incaſſo übergeben wor⸗ 
ben find, ift zu Ihrer Verfügung 10 bis 20 Tage nach Berfall. Wir 
vergüten Shnen 22, 9%, jährlich, wenn Sie in runden Summen ben 
approrimativen Betrag ber eincaffirten Effecten, beren Berechnung nach 
die von Vierteljahr zu Vierteljahr flattfindet, beziehen. 

Art. HM. Viſtaeffecten ober ſolche, bie früher als nad 10 Tagen fällig 
find, werben angefehen, als hätten fie noch 10 Tage zu laufen und 
ihr Betrag wird in 15 bis 80 Tagen nad ber Einfendung gutge⸗ 
ſchrieben. 

Art. III. Die Incaſſoproviſion haben Sie auch von unbezahlten Rimeſſen 
und von ſolchen, bie wegen Mangel der Acceptation Seitens ber Be: 
zogenen zurückgegeben oder reclamirt werden, zu tragen und biefelbe immer 
auf ein Minimum von 100 fl. erhoben. Bei Rimeffen von weni: 
ger als 50 fl. wird Ihnen immer eine Provifloen von 30 Kreuzern 
berechnet. 

Art. IV. Ich übernehme keine Verantwortlichkeit für unregelmäßige ober 
verfpätete Protefte auf Rebenpläge oder auf ſolche, bie einen mit ans 
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beren Pläßen gemeinfdhaftlihen Namen führen, wenn fie nidt fo 
genau bezeichnet find, baf man fie genau unterfcheiden kann, eben fo 
wenig für Meßwechſel ohne genaue Bezeichnung bed Tags und auf 
Militärperfonen, deren Garnifonsort gewechfelt bat; auch hört meine 
Berantmwortlichfeit auf bei Nimefien, bie mir nicht wenigſtens brei 
Zage vor Verfall zugefommen find, wenn fie an biefigem Plage, und 
5 Tage, wenn fie in einem Umkreis von zehn Stunden zahlbar find, 
n. ſ. w. Es ſteht ausdrückllch feſt, daß durch die Thatfache der Eins 
ſendung von Rimeſſen, die dieſen Bedingungen nicht entſpricht, Sie auf 
jeden Regreß gegen mich verzichten, wenn kein wirkſamrr Proteſt er: 
folgt iſt, ſei es, daß Letzteres von mir ſelbſt oder von 
einem meiner Correſpondenten veranlaßt worden iſt; 
es ſei denn, daß ich mid auedrücklich auf Ihre beſondere Anempfeh⸗ 
lung brieflich gegen Erſatz einer außergewöhnlichen Proviſion und des 
entſtehenden Porto's dazu verpflichtet habe, welche Beträge neben ben 
gewöhnlichen Gebühren zu entrichten find. 

Art. V. Porto und befonbere Poftauslagen werben ertra berechnet. 

Art. Vi. Die Elaufel: ohne Koften entbindet Sie nicht von ben dennoch 
erwachfenben Spefen. (verficht ſich nad der deutichen Wechſelordnung 
von ſelbſt.) Sch übernehme Feine Berantwortlichfeit für Tratten, bie 
mir zur Acceptation eingefendet worden find und ftreitige Urkunden . 
ober andere Piecen, die mit eingejenbet worben. 


Diefen und ähnlichen Bedingungen, die zum Xheil, auch 
infofern fie das Anterefle der Banquiers wahren follen, veraltet 
find, da allenthalben wenigftend für bie Proteſterhebung bie 
Echattenfeite der |. g.Nebenpläte weggefallen ift, folgt ein ausführe 
liher Cours- und Gebührentarif für Necouprement3 auf die une 
bedeutenderen Handelspläße. 


a die ift, daß 


Ban jol, wenn er 


ar nicht? get 
Faft jede Schwierigkeit, der er bei feinen Dienftleiftungen 


begegnet, kann ausgenutzt werden, um die Hände in den Echooß 
zu legen, um ruhig den Elienten in Schaden fommen zu laffen. 
Volenti non fit injuria — allerdings! bafür ift ed aber auch 
Sache der Gerichte, vergleichen jo jtreng als möglich gegen den 
Banquier zu interpretiven. Meift kennt der Client die Tragweite 
biefer Verfchanzungen gar nicht und wird fie erft gewahr, wenn 
er in Schaben gelommen tft, oder, wenn er findet, daß ihm nicht 
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mit berfelben Elle gemeflen wird. Denn er darf nicht eima wa⸗ 
gen, dem Bangquier gegenüber fich auf eine ähnliche Schwierig⸗ 
feit zu berufen. Dieß führt auf die Frage, ob nicht auch Faͤlle vor: 
fommen fönnen, in vwelchen der Gorreiponbent dem Banquier 
Proviſion berechnen kaun und biefelbe ift unbedingt mit zu be 
antworten, fo oft er ihm eine Tienftleiftung gemacht Bat*). Die 
Schwierigkeit liegt aber darin, zu wijlen, wenn es ber Fall war. 
Jeder der von dem Giegenftand etwas Tennt, weiß, daß gewifien- 
Iofe Banquiers unrontinirte Eorrejpondenten oft fo bedienen, daß 
diefer, ohne es zu merken, für fie als umfonft arbeitender Banquier 
ericheint, dem fie Schwierige Recoumrements einfenden, um ſich Geld zu 
machen, ftatt über ihre Caſſe verfügen zu lafien, dem fie ihre nicht 
zu vortheilhafter Arbitragirumg tauglicher fremder Tevifen auf: 
halfen u. ſ. w. Kommt es doch ſogar in dem an fich nicht ein- 
mal jehr feltenen Falle, wo Banquiers, die jelbft auf ſchwachen 
Füßen ftehen, ihre Eorrefpondenten zur Acceptation von 
Schwindelwechſeln zwingen, vie fie, um jich felbft Gelb zu ma⸗ 
chen, auf dieſe ziehen, vor, daß hinterher die den Eorreipondenten 
bafür gemachten Anichaffungen ala Hauptwerth gebucht und Pro⸗ 
vifion dafür berechnet wurde! Im Journal du Palais (54. 1, 
283) wird ein ſolcher Fall erzählt, bei der truurigen Lage eines 
folchen Eorreipondenten mußte ihm das Gericht helfen. Tauſend⸗ 
mal geichieht es, daß jelbft der fehr ftarke, aber unerfahrene 
Correſpondent glaubt, es müfle jo fein und daß ihm erft am 
Echlufie der Rechnung die Augen varüber aufgehen, wie fehr er 
übervortheilt worden ift. Die Iictificatien ift dann nach billis 
gem Ermeflen nicht fchwierig; Tür unjeren Zwed genügt es zu 
fagen, dab in allen ſolchen Faͤllen der Correſpondent Bangquier des 
Banquierd war und eine Proviſion vervient hat. 

Die erwähnten Proſpectus verdienen ſogar die Aufmerl- 
famfeit der Geſetzgebung. Offenbar fteht bier ein Contrahent, 
der dad Feld überjiehi und monopoliſtiſch beherricht, einem anbes 
ten gigemüber, der vergleichöweile wenig, mitunter gar nichts 
von der Sache verfieht. Die Concurrenz, welche bei allen ande 


*) Loblet da compis couramt Hr. 168. 
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beren Plätzen gemeinfchaftlichen Namen führen, wenn fie nicht fo 
genan bezeichnet find, daß man fie genau unterfcheiden kann, eben fo 
wenig für Meßwechſel ohne genaue Bezeichnung bed Tags und auf 
Militärperfonen, deren Garnifonsort gewechſelt hat; auch hört meine 
Berantwortlichfeit auf bei Nimefien, bie mir nicht wenigftend brei 
Zage vor Verfall zugefommen find, wenn fie an biefigem Plate, und 
5 Tage, wenn fie in einem Umkreis von zehn Stunden zahlbar find, 
u. ſ. w. Es ſteht ausdrückllch feſt, daß durch die Thatfache ber Eins 
ſendung von Rimeſſen, die dieſen Bedingungen nicht entſpricht, Sie auf 
jeden Regreß gegen mich verzichten, wenn fein wirffamrr Proteſt ers 
folgt ift, fei es, daß Letzteres non mir felbft ober von 
einem meiner Correfpondenten veranlaßt worben if; 
es fei benn, daß ich mid ausbrüdlih auf Ihre befondere Anempfeh⸗ 
fung brieflid gegen Erſatz einer außergewöhnlicden Provifion und bes 
entftchenben Porto’8 bazu verpflichtet habe, welche Beträge neben ben 
gewöhnlichen Gebühren zu entrichten find. 

Art. V. Porto und befondere Poftauslagen werben ertra berechnet. 

Art. Vi. Die Clauſel: ohne Koften entbinbet Sie nicht von ben dennoch 
erwachſenden Spefen. (verficht ſich nach der deutſchen Wechſelordnung 
von ſelbſt.) Ich übernehme Feine Berantwortlichfeit für Tratten, bie 
mir zur Acceptation eingefenbet worben find und ftreitige Urkunden . 
ober andere Piecen, bie mit eingejenbet worden. 


Diefen und ähnlichen Bedingungen, die zum Theil, auch 
infofern fie dag Snterefle der Banquiers wahren follen, veraltet 
find, da allenthalben wenigftend für die Protefterhebung bie 
Schattenſeite der |. g.Nebenpläte weggefallen ift, folgt ein ausführ⸗ 
liher Cours: und Gebührentarif für Recouvrements auf die un: 
bedeutenderen Handelspläte. 


Ca it Har,_bap bie Tendenz folder Proſpectus bie ift, daß 


Ban jei fol, wenn er 
gar nicht? gethan hat, 

Faſt jede Schwierigkeit, der er bei feinen Dienftleiftungen 
begegnet, kann ausgenutzt werben, um die Hände in den Echoof 
zu legen, um ruhig den Glienten in Schaden fommen zu laſſen. 
Volenti non fit injuria — allerdings! dafür ift es aber auch 
Sache der Gerichte, vergleichen fo ftreng als möglich gegen den 
Banquier zu interpretiven. Meijt kennt der Client die Tragweite 
diefer Verichanzungen gar nicht unb wird fie erft gewahr, wenn 
er in Schaben gelommen tft, oder, wenn er findet, daß ihn nicht 
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mit derſelben Elle gemefjen wird. Denn er darf nicht etwa wa⸗ 
gen, dem Banquier gegenüber ſich auf eine ähnliche Schwierig- 
feit zu berufen. Dieß führt auf die Frage, ob nicht auch Fälle vor- 
fommen fönnen, in welchen der Correfpondent dem Banquier 
Provifion berechnen kann und biefelbe ift unbebingt mit zu be⸗ 
antworten, jo oft er ihm eine Dienftleiftung gemacht hat*). Die 
Schwierigkeit liegt aber darin, zu wifjen, wenn es ver Fall war. 
Jeder der von dem Gegenftand etwas kennt, weiß, daß gewiſſen⸗ 
loſe Banquiers unroutinirte Correſpondenten oft ſo bedienen, daß 
dieſer, ohne es zu merken, für fie als umſonſt arbeitender Banquier 
erſcheint, dem ſie ſchwierige Recouvrements einſenden, um ſich Geld zu 
machen, ſtatt über ihre Caſſe verfügen zu laſſen, dem ſie ihre nicht 
zu vortheilhafter Arbitragirung tauglicher fremder Deviſen auf: 
halſen u. ſ. w. Kommt es doch ſogar in dem an ſich nicht ein⸗ 
mal ſehr ſeltenen Falle, wo Banquiers, die ſelbſt auf ſchwachen 
Füßen ſtehen, ihre Correſpondenten zur Acceptation von 
Schwindelwechſeln zwingen, die ſie, um ſich ſelbſt Geld zu ma⸗ 
chen, auf dieſe ziehen, vor, daß hinterher die den Correſpondenten 
dafuür gemachten Anſchaffungen als Hauptwerth gebucht und Pro⸗ 
viſion dafür berechnet wurde! Im Journal du Palais (54. 1, 
283) wird ein folcher Fall erzählt, bei der traurigen Lage eines 
jolchen Eorrefpondenten mußte ihm das Gericht helfen. Taufends 
mal gejchieht es, daß ſelbſt ver fehr ſtarke, aber unerfahrene 
Correſpondent glaubt, es müfje jo fein und daß ihm erjt am 
Schluſſe ver Rechnung die Augen darüber aufgehen, wie fehr er 
übervortheilt worden ift. Die Nectification ift dann nach billis 
gem Ermeſſen nicht jchwierig; für unſeren Zweck genügt es zu 
jagen, daß in allen ſolchen Fällen der Correſpondent Banquier des 
Banquierd war und eine Proviſion verdient hat. 

Die erwähnten Proſpectus verdienen jogar die Aufmerk⸗ 
famfeit der Geſetzgebung. Offenbar Steht bier ein Contrahent, 
ver das Feld überfieht und monopoliftiich beherrfcht, einem andes 
ren gegenüber, der vergleichöweife wenig, mitunter gar nicht 
von der Sache verfteht. Die Concurrenz, welche bei allen anbes 


*) Noblet du compte courant Nr. 166. 
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ven Geſchaͤftszweigen das Geſetz dictirt, ift erfahrungsmäßtg ziem- - 
ih wirkungslos für die Elienten ver Banquiers dieſen lebteren 
gegenüber. Soll man fie deßhalb wie Unfähige, wie Minderjährige 
hüten? Davon wird die Rede nicht jein Finnen. Aber ben großen 
priveligirten Bankinftituten gegenüber follte feititehen, 

fie nicht blos Rechte, ſondern auch Pflichten haben und fie 

es gerade, die fich die Pflichten am Teichteften machen. Wenn 
der Privatbanguier ihre ihm bictirten Necouprementsbebingungen 
und Tarife abfchreibt und gegen feine Elienten ſich damit vers 
ichanzt, fo Tann er am Ende deufen, das was gegen ihn recht, 
müffe auch für ihn billig fein. Ein folcher Proſpectus, wenn 
er dem Glienten mit bem |. g. Escomptebordereau eingehändigt 
wird, läßt ſich mit den Frachtbeförderungsbebingungen verglei- 
hen, welche manche factiſch im Befit einer Art von Transport 
monopol befindlichen Eifenbahnverwaltungen bem hanbeltreibens 
den Publikum auflegen. Hier wie da kommt es vor, daß die Lei- 
ftung der Quafimonopoliften fih auf dag Minimum der zu er⸗ 
wartenden Sorgfalt beſchraͤnkt; der Profpectus, der Trachtbrief 
Ihüßt fie. Mindeitend den großen priveligirten Bankinftituten 
follte durch das Geſetz oder ihr Statut gefagt fein, was fie in 
dieſer Beziehung bebingen bürfen und was nicht, analog bem, 
was dad Handelsgeſetzbuch den Eifenbahnverwaltungen vorge: 
jchrieben hat. 


$ 5. 
Specialfragen. 


Mit dem bisherigen iſt alleß erfchöpft, was in bem auf die 
Eontocurrentftellung bezüglichen Theil der Banlarithmetik juriſtiſch 
von Bebeutung tft. Ob die Methoden mehr oder weniger faßlich 
und überfichtlich, die Zinsberechnung einfacher ober complicirter 
und dgl. ift nur Sache ber Gomptoiriften ; ob die Calculation des 
Gewinn? bei der Arbitrage richtig oder mangelhaft, ift Sache de 
Principals. Einige Nebenpunkte von rechtlicdyer Bedeutung find 
jedoch nachzuholen : 

1) Franzoͤſiſche Gerichtähäfe und Autoren begegnen faſt auf 
Schritt und Tritt ſchwer loͤsbaren Schwierigfeiten, jo oft fie 
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Berhältniffen zwoifchen Banquiers und ſolchen Mienten begegnen, 
bie Teine Honbeläleute find. Es hängt dies mit der funbamenta- 
len Schwierigfeit zufammen, welcher man überall auch bei ber 
Einführung der Handelsgerichte begegnen wird, ba es gilt, das 
Eompetenzverhältnig zwiſchen Handels: und Privatleuten zu re 
geln, eine Echwierigfeit, die man nicht mit Phrafen wirb beſei⸗ 
tigen fönnen. Wir glauben jedoch, baf bei der Frage, von ber 
es fich für uns zunächit handelt, ob nemlich der Banquier befugt 
it, ich der Vorteile der feinem Berufe eigenthümlichen Compta- 
bilität auch dem Nichtkaufmann gegenüber zu bedienen, eine wohl 
begrünbete affirmative Rechtsgewohnheit jeven Zweifel bejeitigt. 
Wer Waaren zum Privatbebarf einfauft, begeht einen Akt des 
gewöhnlichen Lebens und der Kaufmann, der fie ihm verkauft, 
weiß dad und rechnet barauf. Wer bagegen in ein Eontocurrent« 
verhältnig mit einem Banquier tritt, tft infomwelt felbft Kauf: 
mann. Cr bebarf eined complicirten Geldumſatzes, feiner ganzen 
finanziellen Lage zufolge; er bedarf das Officiums des Ban⸗ 
quiers und hat ihn nach ſeinen Leiſtungen zu honoriren, was 
eben in der durch bie Berufsthätigkeit des Banquiers gebotenen 
Berechnungsweiſe geichehen muß. 

2) Wir wiflen, daß der bankmaͤßigen Zinsberechnung bie 
Annahme de Jahres zu 360 Tagen zu Grunde liegt. Darauf 
beruht weiter die Annahme der den Zinsfußen enifprechenben 
Diviforen, durch welche noch der bekannten Formel die Summen 
der Probucte mit den Zeiten multiplicirt, mit den Capitalien dividirt 
werden. Da nun dad Jahr in der Chat 365 Tage hat, jo müßte 
der Divifor etwas größer, der Zinsbetrag alfo etwas Tleiner 
fein, ala bei der üblichen Methode. Jeder Umſtand fällt jeboch 
hinweg, wenn man bei Summirung ber Zeiten jeden Monat zu 
80 Tagen annimmt, womit fi, da fünf Monate 31 Tage ha- 
ben, die Differenz ausgleicht. Steht in diefer Weiſe einmal bie 
Zinskraft der ſämmtlichen Monate des Jahres feit, fo iſt die 
aſtronomiſche Richtigkeit ohne alle Bedeutung. Iſt ja doch auch 
die Annahme des Jahres zu 865 Tagen aſtronomiſch nicht ganz 
rihtigl Die Berechnung der Kalendermonate nach den Tagen, 
wie fie im Kalender angegeben find, bei Annahme des Jahres 
zu 360 Tagen tft aber in jeber Beziehung unrichtig, arith- 
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methiſch wie rechtlich. Daß die Tifferenz fo fehr unbedeutend 
nicht fein ann, bemeifen die zahlreichen, deßhalb ſchon ergangenen 
Urtheile, jo zwar, daß in Sranfreich der Caſſationshof darüber 
zu entjcheiden hatte und der Banquier das Qunielberechnete her: 
auszahlen mußte. (Urtheil vom 20. Suni 1858. Dalloz. 1848. 
1. 106.) In einem anderen Falle erſcheint dieſe Berechnungs⸗ 
weile ſogar als Kriminalfall und wird für ſtrafbaren Wucher 
erklärt. (14. Mai 1852. Dalloz, 1852. 1. 309.) *) 

3) Die Frage: von welchem Tage an muß ber Empfän- 
ger eincd nad) Eicht zahlbaren Wechſels den Betrag zinzbrin- 
gend in dad Grebit des Einſenders einftellen? bat, namentlich 
wenn ber Wechjel hinterher durch mehrere Hände gegangen, zu 
Streitigkeiten und Weiterungen Veranlaſſung gegeben, wenn alle 
Anbofjenten im Contocurrentverhältniß geftanden und der Wechſel 
Ipäter vom Bezogenen nicht eingelöft worden ift. Die Wechjelgejeges 
bungen ftellen dem Inhaber von Eichtwechjeln befanntlich Prä⸗ 
fentionzfriften und daraus will man fchliegen, daß ber Inhaber 
für die Zeit vor dem Protefttage Feine Zinfen zu vergüten habe. 
Nun ift es aber bei Nemittirung von Sichtwechſeln Gebrauch, 
dem Indoſſatar anzuzeigen, man bebitire ihm von einem beſtimm⸗ 
ten Tage an, von welchem man annimmt, daß der Betrag erho—⸗ 
ben werden könne. Es liegt darin gewiß eine ufanzmäßige Friſt⸗ 
bejtinnmung, von weldyer an für den Indoſſatar die Nothiwenbig- 
feit der Präſentation und die Zingverpflichtung eintritt. (a. M. 
ijt Horson questions de droit de commerce, Bd. II, p. 119.) 

4) Mit vom Schluß des Eontocurrentenverhälts 
nifjes hört auch die Befugniß auf, nach den für daſſelbe rechts 
lich geltenden arithmetiſchen Negeln zu rechnen. Es kann bier 
natürlich von der Befugniß des Saldocreditors die Rede fein, bie 


°) E3 ift wenig befannt, daß gerade mit Nüdfiht auf biefe Berechmungs; 
weife der franzöfiihe Nationalconvent am 8. Dec. 1794 (18. Frimaire 
III) verfügt hat, daß die jährlichen Zinfen eined Capitals für 860 
Tage gerechnet werden follen. Tas republifanifihe Jahr hatte befannt: 
ih zwölf Monate zu je 30 Tagen und 6 Complementartage (Sans- 
eullottides). Während dieſer Ickteren follte Fein Zinfenlauf ftatte 
finden. 
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auffaufenden Zinfen periodisch zu capitalifiren. Mit dem Conto⸗ 
currentſchluß, mit dem Aufhören der Dienftleiftung des Banquiers 
wird der Tebetjaldo zu einer einfachen Schuld auß dem Dar: 
lehnsvertrag, der in der Stundung des Saldo's enthalten ift. 

5) Wir fchliegen mit ber Erinnerung, daß wir unter der 
Herrſchaft des Art. 292 des deutfchen Handelsgeſetzbuchs jchreiben, 
wornach alle gejeglichen Zinsbeſchränkungen bei Echulben eines 
Kaufmanns aus feinen Handelsgeſchäften aufgehoben find. Unter 
Schulden find hier Geldſchulden, Schulden aus Gelögefchäften, die 
gerade keine Darlehen find, zu veritehen, mithin ganz eigentlich 
alle Sontocurrentpoften. Tiefe Beitimmung bat und unfere Auf: 
gabe bedeutend erleichtert, indem es und in einer Meihe von 
Fällen die Unterfuchung überflüffig gemacht hat, ob gewiſſe Zu⸗ 
fiherungen, die fich ein Banquier bei Vorjchüffen hat machen 
Lafien, als Proviſion geftattet und nicht vielmehr als Zinsüber⸗ 
ſchreitung verboten find, oder ob fie als Affecuranzprämie gelten 
können, als Brovifion aber, nur ein verjchleierter Zinswucher jeien. 
Es ift dies ein wefentlicher Grund, weßhalb, wie jchon bei einer 
anderen Gelegenheit bemerft worden ift, die in diefer Materie fo 
reichhaltige, franzoͤſiſche Rechtſprechung für Deutſchland ben 
größten Theil ihres Intereſſes verloren bat. 


Belifchritt für d. Handelöreht B. VI. 9 


Nechtsquellen. 


J. 
Bandels-Gefebgebung für das Ferzogthum Holfein. 


Unterm 4. Juli 1863 find für das Herzogthum Holſtein 
nachfolgende zwei, ben Handel betreffende Geſetze erlaſſen: 

1) Maͤkler⸗Ord nung für das Herzogthum Holftein (nicht 
für das gleichfalls zum Bunde gehörige Lauenburg). 

2) Geſetz, betreffend einige Nenderungen ber Wechſel⸗ 
ordnung für das Herzogthum Holftein, vom 23. Febr. 1854, 
welhe im Wefentlihen mit ben Beilimmungen .ded Allgemeinen 
Deutfhen Handels-Geſetzbuchs F. 66—84, wie ben zu ber Allges 
meinen beutfhen Wechſelordnung angenommenen Zufägen im Ein: 
ange ftehen, fo daß bier nur die Abweihungen von Beiden kurz 
zu erwähnen fein werben. 

Im Allgemeinen darf bier die Bemerkung vorausgefandt 
werben, daß die Dänifhe Negierung des Herzogthums Holitein, 
welche doch bei der Konferenz zur Entwerfung einer Allgemeinen 
Deutihen Wechfelorbnung vertreten war, das Herzogthum in ber 
Nürnberger Commiffion ganz unvertreten ließ, und baber auch an 
eine Einführung des Handels-Geſetzbuchs in Holftein und Lauen⸗ 
burg nicht zu denken fcheint, wenn ſie ſich auch herbeiließ, einzelne 
Etüde, wie bier bie Mäfler-Drbnung, emaniren zu laffen. 

Il. Die Mäfler: Ordnung giebt nun zuvörberft in ©. 1 
ben Art. 66 db. A. D. H.⸗Geſetzb. mit dem Zuſatze wieber, baß 
den Mällern ein ausfchließliches Recht zur Vermittlung von Hans 
belsgejchäften nic) t zuftehe, es babei jedoch vorbehalten bleibe, in 
den Diftricten, für weldhe fi ein desfallſiges Bebürfniß geltend 
machen jolte, ausnahmsweife den amtlich beftellten Mäklern bin- 
fihtlid) einzelner Zweige des Mäflerbetriches ausschließliche Befug⸗ 
nifje beizulegen und zum Schuße berfelben Geldftrafen bis zu 50 
Thl. anzuordnen. Es iſt dieß der Vorbehalt, welder im H.G.B. 
6. 84 ben Landesgeſetzen eingeräumt wird. 
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Den zweiten Abſatz des Art. 66 enthält dagegen ber F. 6 
bes Holiteinifhen Geſetzes mit der Angabe der Behörde, vor wel- 
cher der Eid zu leiften und der Hinweifung auf ein angehängtes 
Yormular. 

Den Art. 67 giebt der $.2 wörtlich wieder, während bie fol: 
genden F. 3. 4 5. über bie Anftellung nähere Anordnungen ent: 
halten, wie es jcheint auch unter Berüdfihtigung ber im Art, 84 
d. H. ©. B. den Landesgefegen ertheilten Befugniffe Der $. 3 
lautet nım: 

„Die Anftellung als Handelsmäller geſchieht durch bie 

„resp. Diſtricts-Obrigkeit an denjenigen Orten ober Diftrics 

„ten, für welde kaufmänniſche Korporationen oder Mäfler- 

„Auffiht-Behörben (6.22) beftehen, auf Vorſchlag oder nad 

Vernehmung derjelben, fonft nad Vernehmung hervorragen- 

„der Mitglieber des Handelsſtandes. In den für bie eins 

„zelnen Orte oder Diftricte zu erlaffenden Regulativen ift hier: 

„über, fowie über bie Yorm der Anjtelung und über bie 

„den Mäklern etwa aufzuerlegende einmalige ober jährliche 

„Abgabe zu Gunſten der Mäklerkaſſe ($. 23) das Nübere 

„Hinzuftellen. 


S. 4. 


„As Handelsmäkler dürfen nur folde Männer angejtellt 
„werben, welche als unbeſcholten bekannt find, die zu biefem 
„Geſchäfte erforderlihen Fähigkeiten befigen und über 25 
„ahr alt find. Balliten Finnen nur dann zu Mäklern be⸗ 
„teilt oder wieberbeftelt (F. 7) werden, wenn fie vom 
„Soncurs:Geriht das Zeugniß erlangt haben, daß bei ihrem 
„Soncurs keine Umftände vorgelommen, welche fie des öffents 
„Then Vertrauens verluftig zu machen geeignet wären. Die 
„anzuftellenden Maͤkler müfjen Bürger des Orts fein, resp. 
„bafelbft oder in dem Diftrict ihren feften Wohnſitz haben, 
„für welden Ort ober Diftrict fie amtlich autorifirt zu wer⸗ 
„den wünſchen. 2 


S. 5. 


„DieAnftellung der Handelsmäkler gefihieht nur für einen 
„beitimmten Handelsort oder für einen beſtimmten Diftrict 
„und entweder im Allgemeinen für alle Arten von Mäflers 
„Selhäften, oder nur für einzelne Arten derfelben. In den 
„örtiichen Negulativen ift hierüber das Nähere feitzufegen. 
„Auch kann darin beftimmt werden, daß und unter welden 
„Borausfegungen ben autorifirten Handelsmällern eines ans 
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„deren Hanbeldortes ober Diftrictd mit Beziehung auf bie 
„von bemfelben in dem Drte oder Diftricte, für welchen das 
„Regulativ erlaffen ift, etwa vermittelten Geſchäfte biefelben 
„Rechte einzuräumen fein, wie den Mäklern biefes Orts ober 
„Diſtricts ſelbſt. — ($. 6 fiehe oben.) 

6. 7. 

„Die Entlafjung eines Mäfters erfolgt entweder zur Strafe 
„durch die biefür competente Behörbe ($. 22) ober auf Ans 
„Suhen, und im Yale eingetretenen Corzurfes oder Accord 
„des Mäflers mit feinen Gläubigern auch ohne fein Ans 
„ſuchen, durch biejenige Behörde, weldyer bie Anjtellung bes 
„Mällers zuſteht. (F. 3.) 

$. 8. 

„Alle Veränderungen in dem Mäfler:Berfonale müffen auf 
„die im Regulativ näher anzugebende Weife zur öffentlichen 
„Kunde gebracht werden. 

Der 6. 9 ift meiftens ein Abbrud des Art.69 des H. G. B. 
ift noch der Zuſatz gemadjt: 

„Auch dürfen fie ohne Conſens bes Principals für Jemand, 
— deſſen Geſchäften arbeitet, weder kaufen noch ver⸗ 

kaufen. 
erner findet ſich sub 7 noch folgender Zuſatz: 

„Ueberhaupt haben bie Mäkler den Vortheil derjenigen, 
„deren Geſchäfte fie vermitteln, jo wie Alles, was nad Hans 
„del8:Ufance den Mäklern bei ſolchen Geſchäften obliegt, mit 
„Fleiß, Aufmerkjamkeit und Redlichkeit wahrzunehmen. Ins 
„beionbere dürfen fie Teinen Auftrag auf einen fpeciell bes 
„ſtimmten Gegenftand annehmen, wenn fie bereit8 auf das 
„ganze betreffende Quantum beffelben von anderer Geite 
„einen Auftrag mit gleihem oder höherem Limitum erhalten 
„haben, und eben fo wenig von anderer Seite ein höheres 
„Limitum annehmen, ohne den erften Auftraggeber vorgängig 
„davon inKenntniß zu ſetzen, daß fein Limitum nicht erreich⸗ 
„bar ift. Unlimitirte Aufträge auf das ganze Quantum eines 
„und befjelben Gegenftandes anzunehmen, iſt durchaus unzus 
„lällig. Sie follen fid) der Unterhandlung bei allen Geſchäf⸗ 
„ten enthalten, bei denen fie eine unredliche Abfiht auf Sei⸗ 
„ten der Contrahenten oder eines berfelben zu vermuthen 
„Urſache Haben. 

„Wenn bie [hlechte Vermögens⸗Lage des Käufers, ober, wo 
„deſſen Verbältnifje in Betracht kommen, des Verkäufers, ihnen 
„befannt find, jollen fie vor dem Abſchluß dem anderen Con⸗ 
„trahenten ihre Bedenken mittheilen, Bei Affecuranz = Auf: 
„trögen find fie verbunden, dem Afjecuradeur vor Schließung 
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„des Contracts alle die Aſſecuranz betreffenden, von dem 
„Verſicherten ihnen bekannt gemachten oder ihnen ſonſt be⸗ 
„kannt gewordenen Nachrichten aufrichtig anzuzeigen. 

Den örtlichen Regulativen bleibt es überlaſſen, die Verpflich⸗ 
tungen zu normiren, welche den Mäklern etwa mit Beziehung auf 
die Feſtſtellung der Geld- und Wechſel-Courſe oder der Marktpreiſe 
ber Waaren, auf die Vornahme von Beſichtigungen und Taxirun⸗ 

en von Waaren im Auftrage ber Behörden ꝛc. aufzuerlegen find. 
In Betreff ber vorjtehenden Paffus 3, 4 und 6 bleibt e8 ben Re: 
gulativen für die einzelnen Drte und Diftricte vorbehalten, Aus: 
nahmen von ben Borjchriften berjelben für die dafelbit amtli an⸗ 
geitellten Mäfler überhaupt ober für einzelne Arten der Mäfler: 
Geſchäfte zuzulajien. Insbeſondere bleibt es vorbehalten, in dem 
für Altona zu erlaſſenden Regulativ, die Pflichten der dortigen be: 
eidigten Mäkler in wörtliher Uebereinſtimmung mit ben entſpre⸗ 
henden Beitimmungen einer für Hamburg zu erlafienden neuen 
Mäkterorbnung feftzuftellen. 

Der $. 10 entipriht dem Art. 70 und bat ben Zuſatz: daß 
bie Teitftellung der Pflichten der Schiffsmäller in Havariefällen 
und ben Zollbehörden gegenüber ben örtlihen Negulativen über: 
laſſen bleibe. 

Der $. 11 entſpricht dem $. 71, mit einem Zuſatz, über ben 
Stempel für Handlungsbücher, welcher aud für die Mäklerbücder 
zu verwenden. 

In dem $. 12 find die Worte „und mit deutſchen oder las 
teiniihen Schriftzügen gefchehen“ eingefchaltet und der Vorbehalt 
einer andern Geſchäftsſprache des Orts weggelaffen. “Der britte 
Abſatz des Art. 72 mit der Verweiſung auf die Beilimmungen 
über die Einrichtung ber Handelsbücher ift in ben Worten zus 
fanımengefaßt: 

„Der urſprüngliche Inhalt einer Eintragung darf nicht durch 
„Durchſtreichen oder aufandere Weife unleferlich gemacht, es 
„darf nichts radirt, noch dürfen ſolche Beränderungen vorges 
„nommen werben, bei beren Beichaffenheit es ungewiß ift, ob 
„fie bei der urſprünglichen Eintragung oder noch |päter ges 
„macht jind. 

Der $. 18 entſpricht dem Art. 73; bat jeboch einen Zuſatz 
wegen des Stempels alfo Tautend: 

„Die Schlußnoten können auf unfignirtem Papier geſchrie⸗ 
„ben werden. Wenn Schlußnoten aber bei einer gerichtlichen 
„ober obrigkeitlihen Behörde bed Herzogthums Holſtein 
A Rauenburgs oder Schleswigs ?) producirt werden, fo 
„it eine Abſchrift auf dem für Attefte vorgefchriebenen Siem: 
„pelpapier hinzuzufügen. : 

Der F. 14 entipriht dem Art. 74 mit bem Zufag, baß 
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ſolche Auszüge auf dem für Attefte vorgefchriebenen Papier ge: 
ſchrieben werden follen. 

In $. 15 ift der im Art. 75 nicht enthaltene Zuſatz „lei es 
für immer, oder auf eine Zeitlang” Hinzugefügt. 

Der $. 16 entſpricht wörtlid dem Art. 76, desgl. ber $.17 
bem Art. 77 und ber $. 18 dem Art. 78. Der Art. 79 wegen 
Vorlegung ber Tagebücher in einem Nechtsftreite fehlt. Dagegen 
entfpricht wieber ber $. 19 wörtlich dem Art. 80, wie der $. 20 
bem Art. 81. 

In $. 21 ift der Art. 82 wiedergegeben, nur ift im erften 
Abſatz der Ortsgebrauch weggelafien und im britten Abſatz be⸗ 
ftimnt, daß die Mäftergebühr in dem Falle, daß dieſelbe nicht un- 
ter den Partheien vereinbart, nad dem ben örtlichen Regulativen 
anzubängenden Tarife feftzufeßen fei, in welchem aud zu beftimmien 
ift, wer von den Contrabenten, in Ermangelung besfällfiger Ver: 
einbarung, bie Courtage zu zahlen bat. 

Auf eine Entſcheidung des Ortsgebrauchs ift nicht ausbrüd: 
lich verwiefen wie im Art. 82 geſchehen, und von einer Zahlung von 
jeber Partei zur Hälfte, wenn ein Ortsgebrauch nicht vorhanden, 
wie Art. 83 bejagt, ift nicht die Rebe. 

Die im Art. 84 den Landesgeſetzen vorbehaltenen Beftimmun: 
gen über Pflichtverlegungen und deren Beftrafung find zu Brüchen bis zu 
50 Thl. (37 %/gr pr. Ert.); zu zeitiger Suspenfion oder gänzlicher Ent: 
ziehbung der Mäbklergerechtſame im bisciplinarifhen Wege firirt. Die 
Beitimmung der Behörden wie das Verfahren vor benjelben und ber 
Recurs von ihren Entfheibungen ift aber wieberum den örtlichen 
Regulativen vorbehalten. Die criminelle Ahndung wird damit nicht 
ausgeſchloſſen. Der 8.23 überweiſt die erfannten Brüche und von 
den Mäflern fonft zu erlegenden Abgaben einer befonderen Mäkler⸗ 
Kafje ($. 3), aus welcher die mit dem Mäklerweſen zufammenhäns 
genden Ausgaben zu beftreiten find. 

Die Einführung der Mäkler-Ordnung anden einzelnen Or: 
ten findet erft auf Anfuhen der Communen durch ein von ber Re 
gierung zu erlafjendes Negulativ ftatt, welches nad Vernehmung 
der Faufmännifchen Corporationen und beikommenden Behörben er: 
laſſen werben foll. | 

Das angehängte Eidesformular ift auf ein treues und red: 
liches Verhalten in dem aufgetragenen Mäklerbienfte und auf ge: 
wiffenhafte Beobachtung ber im befondern Mäfler-Regulative auf 
erlegten Pflichten gerichtet. — 

Il. Die in Betreff der Wed felorbnung vom 23. Febr, 
1854 durch die B. v. 4. Juli d. 3. getroffenen Aenderun⸗ 
gen find zum Theil durch die Vorſchläge der Nürnberger 
— in Betreff der Beſchränkung der Wechſelhaft ꝛc. veran⸗ 
anlaßt. 
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So wird zunähft der Wechfelarreft gegen „orbinirte” Geift- 
liche für unzuläffig erflärt und in Folge davon bie nachfolgenden 
Worte „und Schullehrer” geftrihen. Desgleihen wird ber Wech⸗ 
felarreft „gegen die Schiffer, die Schiffsmannſchaft und alle übri⸗ 

en auf dem Schiffe angeftellten Perſonen, wenn das Schiff fegels 
—* ie, für unzuläſſig erklärt. In dem Schlußpaſſus des 6. 2 
wirb Verweiſung auf die Beltlimmungen des Credit-Edikts über 
MWechfelverbindlichfeiten ber Stubirenden in Kiel ausgelaffen. In 
Betreff der Zahlungszeit wird ausdrücklich Hinzugefügt, baß fie 
für die gefammte Geldſumme nur eine und biefelbe fein kann und 
nur feitgefeßt fein Fann: auf einen beftimmten Tag ꝛc. Ferner wirb 
bas in einem Wechſel enthaltene Zinsverſprechen als nicht gefchries 
ben angefehen. 

Hinfihtli der Präfentation eines Wechſels zur Annahme 
wird einer Webereinkunft, wonach ber Inhaber eines Wechſels nicht 
berechtigt fein folle, den Wechſel dem Bezogenen fofort zur Ans 
nahme zu präfentiren und in Ermangelung der Annahme Proteft 
erheben zu laſſen, die wechfelrechtliche Wirkung abgefprochen. 

In Betreff der in 6.29 bem Acceptanten auferlegten Sichers 
heitöftellung, wenn über befjen Vermögen Concurs ausgebrochen 
ift, oder berfelbe feine Zahlungen eingeitellt hat, oder bie Erecution 
in defjen Vermögen fruchtlos ausgefallen, ober ber Perjonal:Arreft 
wider ihn verfügt ift, wird der Inhaber des Wechſels annoch bes 
rechtigt, die Sicherheitsftellung auch von bem Mcceptanten im 
Wege bes Wechſelproceſſes zu fordern. 

In Betreff des Zahlungstages wirb annoch beftimmt, daß, 
wenn bie Zahlungszeit auf Anfang oder Ende eines Monats ges 
feßt worden, barunter ber erjte ober letzte Tag des Monats zu 
verfteben fei. 

Endlih wird noch hinſichtlich ber nicht bomicilirten eigenen 
Wechſel verorbnet, baß es zur Erhaltung bes Wechſelrechts gegen 
ben Ausfteller weder der Präfentation am Zahlungstage, noch der 
Erhebung eines Proteftes bebürfe, 

Clauffen. 


I. 
Satungen und Ufancen der — in Frankfurt am 
ain. 


1. Satungen ber ProductensBörfe in Frankfurt 
am Main. 


Art. 1. 
Die Probucten:Börfe ift die Zufammenkunft von Hanbels: 
leuten, Gewerbtreibenben, Landwirthen und Vermittlern zum Zwecke 
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ber Erleichterung des Handelsverkehrs in Probucten. Sie findet 
unter der Ober⸗-Aufſicht der Handelskammer in bem bazu beftimm- 
ten Rocale ftatt. — 

rt. 


Der Beſuch der Börſe iſt cnheimiſchen und Auswärtigen 
geftattet, jeboch find ausgefchlofien : 

1) Perſonen weiblihen Geſchlechts, Minderjährige, fofern fie 
nicht zum Betriebe von Handels-Geſchäften berechtigt find, 
und bie gefeglih ben Minderjährigen gleichgeftellten 
Perſonen. 

2) Diejenigen, die in wirklichen Concurs verfallen ſind, ſo 
lange ihr Debitweſen gerichtlich anhängig und noch nicht 
de der Mafje oder auf fonftige Weife er: 
ledigt i 

3) Diejenigen, welche wegen Betrugs, Fälſchung, Meineides, 
einfachen ober betrügeriihen Bankerottes, Diebftahl8 oder 
ähnlicher gegen die Sicherheit des Eigenthums unb zur 
u von Treu und Glauben begangenen Verbrechen 

durch rechtsfräftiges Erkenntniß verurtheilt worben find. 

Auf Antrag der Gläubiger Desfenigen, welder in anftößiger 
Weiſe feine Verbindlichkeiten nicht erfüllt, fan ihn der Börfenvor: 
ftand von der Börfe ausfchließen, bis ein folder Schuldner feine 
Släubiger zufrieden geftelt bat. Hierzu ift ein förmlicher Beſchluß 
bes Börfenvorftandes erforberlih und müſſen wenigſtens vier feiner 
Mitglieder dafür gejtimmt 

t. 8. 

Die Berehtigung zum Beſuche der Börfe wird von Einhei⸗ 
mifchen und benjenigen Auswärtigen, weldye bauernde Geſchäftsver⸗ 
bindimgen in Frankfurt unterhalten, dur ein Eintrittögeld erwor: 
ben, deſſen Betrag der Börfenvorftand dem Bedürfniſſe entſprechend 
für jedes Kalenderjahr beſtimmt. Das Eintrittsgeld iſt im Voraus 
durch Löſen einer Eintrittslarte zu entrichten, deren Aushändigung 
Seitens bes Vorſtandes erfolgt. 

Eine Handelsfirma entrichtet, auch wenn fie mehreren Hand⸗ 
Iungsgejellihaftern gehört, nur ben einfachen Betrag, und die Ein: 
trittskarte kann nach Verlangen auf die Firma ſowohl, als auf bie 
Namen ber einzelnen ee ausgeftellt werden. 

tt. 4. 


Perfonen, welche bie Börfe ausnahmsweiſe zu beſuchen wün: 
fhen, Fönnen von einem zum Beſuche derjelben berechtigten Mitglieb 
für bie befchräntte Zeitbauer, welche der Börfenvorftand beitimmen 
wird, eingeführt werden. DerfNtame bes Eingeführten ift von dem 
Einführenden in das ann) einzutragen. 

5. 


Die Börfenzeiten werden von bem Börfenvorftanbe beftimmt. 


\ 
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Borerft find die Hauptbörfen auf Montag und Mittwoch Vors 
mittags von 8—12 Uhr feftgefeßt; doch find die Localitäten auch 
an ben übrigen Werktagen Vormittags von 11—12 Uhr geöffnet. 

Die Eröffnung und der Schluß wird durch den Börſendiener 
mit der Glocke angegeben. Die Zeit zwilchen ben beiden Glocken⸗ 
Zeichen ift die Börfen-Zeit, und e8 follen bei den öffentlichen Preis: 
Notirungen nur diejenigen Geſchäfte berüdfichtigt werben, welche 
während biefer Börfenzeit zum Abſchluſſe gebiehen find; nad Be 
endigung ber Börfe dürfen keinerlei Gejchäfte mehr in dem Börfen: 
Iocale gemacht werden. 

Art, 6, 

Aus der Zahl ber vorhandenen Mäfler ermählt bie Handels⸗ 
kammer auf Vorſchlag bes Börfenvorftandes diejenigen, welchen bie 
Aufftellung des öffentlichen Börfencoursblattes obliegt. Mißbraucht 
ein folher Mäkler feine Stellung durch unrichtige ober unvollitän- 
bige Angaben bei ber Notirung, fo wird er feiner Stelle entſetzt 
und es kann ihm der Beſuch an Börſe verboten werben. 

tt. 7 


Die Aufnahme ber öffentlichen Preisnotirungen geſchieht jes 
besmal nah Börfenfhluß durch die bierzu berufenen Mäfler (f. 
Art. 6). Letztere find daher verpflichtet, regelmäßig auf der Börje 
zu erfcheinen und an ber theilzunehmen. 

rt. 8. 

Auf einer Tafel an einem in bie Augen fallenden Orte ber 
Börfe follen die Namen und die Wohnungen ber in Folge bes Art. 6 
beftellten Handelsmäkler, unter Angabe der Geſchäftszweige, welde 
fie vorzugsweife vermitteln, ame fein. 

tt. 9 


Den in Folge bes Art. 6 dazu berufenen Mäflern wirb im 
Börfenlocale ein Kabinet eingeräumt, zu welchem, außer dem Bör- 
fenvorftand, nur ihnen ber Zutritt geftattet iſt. In diefem Eabinet 
find alsbald nah dem Schluffe der Börje bie Taufenden Courſe und 
Preife in folgender Weife feftzuftellen: 

Die Leitung liegt dem Borfißenden ber Hanbeldmäfter ob, 
der (nebft einem Stellvertreter) durch die Handelsmäkler mit abſo⸗ 
Inter Stimmenmehrheit für ein Kalenderjahr erwählt wird. 

Die Mäfler Haben die Preife und Courfe, welche auf der 
Börſe geforbert, geboten und bezahlt worden find, pflichtmäßig an: 
zugeben, aud) auf Verlangen des Vorfigenden ihre Handbücher, je 
doch mit Verbedung der Namen der Eontrahenten, vorzulegen. Nach 
biefer Angabe werden unter angemefjener Berüdfichtigung ber Quan⸗ 
titäten, welche Gegenſtand ber einzelnen Geſchäfte waren, bie Preis⸗ 
tiften und Coursblätter von den Mäflern errichtet. 

Dem PVorfisenden ber Handelsmäfter liegt ob, die Preisliften 
und Couréblãtter alsbald in das Börfenbuch einzutragen unb bie 
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Eintragung zu unterzeihnen, auch die Anheftung einer durch feine 
Namensunterfchrift beglaubigten Abfchrift bderfelben auf der Börfe, 
fowie deren Beröffentlihung durch die Zeitungen zu veranlaffen. 
Die Veröffentlichung muß wenigftens in demjenigen öffent: 
lichen Blatte gefchehen, weldye® die Handelskammer für die Be 
kanntmachung beitimmen wirb. 
- Art. 10. 

Atteſte über Preife und Eourfe werben von bem Borfibenden 
der Handelsmäfler nad) Inhalt des Börfenbuches ausgeftellt und 
von ber Handelsfammer nach DVergleihung bes Abzugs mit ber 
urihriftlihen Eintragung in das Börſenbuch, unter Siegel be 
glaubigt. 

Art, 11. 


Der Börfen: Secretär ift angewiefen, bie Erklärungen ber 
Partheien über alle Gefchäfte, bei denen e8 gewünfdt wirb, in ein 
dazu errichtetes Protokollbuch (Schlußbuch) aufzunehmen; Käufer 
und Derkäufer haben ſolchen Eintrag zu unterzeichnen, und ber 
Sekretär beglaubigt biefe en 

rt, 12. 

DVerfteigerungen von Landesprobucten können im Börjenlocale 
En Börfenzeit durch bie üffentlichen beeibigten Ausrufer Statt 

nden, 


Art. 13. 

Der Börfenvorftand übt die Auffiht über bie Börfe aus, 
Er ſetzt bie zu beobadhtenben Formen und Bedingungen ber Ab: 
fhlüffe, die Ufancen und die Art ber Preisnotirungen feſt, und vers 
öffentlicht diefelben durch Anfchlag an ber Börſe. 

Die Börfenmitglieder fchlagen in jedem Jahre aus ihrer Mitte 
in geheimer Wahl die boppelte Anzahl ber zu Ernennenden vor, 
und aus den Vorgefchlagenen ernennt die Handelskammer die ſechs 
Mitglieder des Börfenvorftanbes. 

Die Wahl erfolgt in einer Verfammlung ber Börfenmitglie- 
der, zu welder ber Vorftand minbeftend acht Tage vorher durch 
Börſenanſchlag und Bekanntmachung in mehreren Frankfurter Zei⸗ 
tungen einladet. 

Bedingung ber Wählbarkeit ift Mitgliedſchaft der Börſe unb 
ſteter Wohnfit zu Frankfurt a. M. Bon den jeh8 Mitgliedern 
tritt in jedem Jahre ein Drittel, anfänglih nach Beſtimmung bes 
Looſes, dann nad) dem Amtsalter ab; aud bei gleichem Amtsalter 
entſcheidet das Loos über das Ausſcheiden. Die Abtretenden finb 
— wählbar, ſofern ſie die allgemeinen Bedingungen dazu noch 

eſitzen. 


Art. 14. 
Die Verfügung über das Börſenlocal ſteht dem Börfenvor- 
ftand zu. 
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Art. 15. 

Belanntmahungen an ber Börfe, weldhe von ben Behörden 
ausgeben, oder von Privaten gewünfcht werben, find bei dem Bör⸗ 
fenvorftande einzureichen, von welchem auf Verlangen Befcheinigung 
über bie ftattgehabte Sn ertheilt wird. 

tt. 16. 

Die Verwaltung und Verwendung des Börſen-Eintritts⸗ 
geldes erfolgt durch den Vorftand, welcher auch für Anftellung des 
Secretaird und Annahme des erforderlihen Dienftperfonals, fowie 
für Beſchaffung der nöthigen Localitäten, Mobilien, Literalien und 
fonftigen Utenfilien Sorge trägt. 

Art. 17. 

Beſchwerden von Börfenbefudern find, fomweit denfelben nicht 
alsbald durch den Börfenvoritand Abhülfe zu Theil wird, bei ber 
Handelskammer anzubringen. 


Art. 18. 

Streitigfeiten über Probucten:Börfe-Gefhäfte werben burd) 
ein aus brei Perfonen gebildetes Schiedsgericht geſchlichtet. 

Diejenige Parthei, welche ſich benachtheiligt glaubt, macht bie 
Anzeige bei dem Börfenvorftande, Die Klage ift der Gegenparthei 
dur den Borftand zu infinuiren, und haben beide Theile binnen 
vierundzwanzig Stunden nad erfolgter Infinuation je ein Mitglied 
zum Schiedsgerichte zu bezeichnen. 

Sollte ber eine oder ber anbere Theil die Ernennung unter: 
laſſen oder verweigern oder ber Ernannte bie Wahl nicht anneh- 
men, fo erfolgt die Wahl des fehlenden Schiedsrichters durch den 
Börfenvorftand. 

Die auf diefe Weile ernannten zwei Schiebsrichter erwählen 
einen Obmann; können fie fi binnen drei Tagen nicht über die 
Wahl des Obmannes verftändigen, fo wirb berfelbe ebenfalls durch 
ben Börjenvorftand ernannt. Beide Theile müfjen ſich dem Urtheile 
des Schiedsgerichts unterwerfen, und es fintet gegen dieſes Urtheil 
weder Berufung noch Nichtigkeitsbefchwerde ftatt. 

Die drei Schiedsrichter find von allen gerichtlichen Yormen 
befreit; alleinige Quelle ihrer Entſcheidung ift ihr eignes pflicht- 
mäßiges Faufmännifches Ermeflen. 

Soweit bei abzufchließenden Gefchäften bie näheren Bedin⸗ 
gungen nicht ausdrücklich feitgefet find, gelten die nach Börſenge⸗ 
brauch und Handelsübung gewöhnlichen Konditionen ald Norm bes 
Contractes. 

Art. 19. 

Durch Unterzeichnung ihrer Namen bei Empfangnahme der 

Eintrittskarten in einem an der Börſe zu dieſem Zwecke offenlie⸗ 
enden Buche, anerkennen die Börſenbeſucher die Satzungen der 
örfe als für ſich verbindlich, und wählen damit zugleich ein für 
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allemal hinſichtlich aller an ber Börſe abzuſchließenden Geſchäfte 
ihr Domicil in dem Börſenlocale. 
Art. 20. 

Abände rungen dieſer Satzungen können nur von einer nach 
Anleitung des Art. 13 einberufenen Verſammlung ber Börjenmit: 
glieder mit zwei Drittel Mehrheit der erſchienenen Mitglieder be- 
Ihloffen werden unb bebürfen ber Genehmigung ber Hanbels: 
kammer. 

In der Einladung zu der betreffenden Verſammlung müſſen 
die Aenderungen, welche a find, angegeben werben. 

rt. 21. 

Bei Ablauf von zwei Jahren nad Eröffnung ber Broducten: 
Börfe fol eine Revifion diefer Sahungen vorgenommen werben; 
zu Beichlüffen über Abänderungen bei dieſer Reviſion ift bie in 
dem Art. 20 erwähnte Zwei: Drittele Mehrheit nicht erforderlidy, 
fondern einfahe Mehrheit < erjhienenen Mitglieder genügt. 

rt. 22 


Die erfte Wahl bes Börfenvorftandes erfolgt im “December 
1862 für das nächſtfolgende Jahr. Bis zum Schluſſe des Jahres 
1862 werben die Yunctionen des Börjenvorjtandes durch das ber 
ftehende proviſoriſche Comité beforgt. 

Frankfurt, Mitte Auguft 1862. 

Das proviforifhe Comité. 


2. Beſondere Borfäriften für bie Mäller der 
Producten:Börfe 
(zu Art. 13, Abſchnitt 1 der Sabungen). 


.I 
Wer ale Mäller an e Broducten = Börfe auftreten will, 
muß zuvor die Einwilligung bes Börfenvoritandes einholen und 
ordentliches Mitglied fein oder merben. (Art. 3 und 19 ber 
Satungen.) 


§. IL 
Es bleibt vorbehalten, baß der Börfenvorftand nad Befinden 
eine von ben nah Art. 6 ermählten Mäklern zu leiftende Sicher⸗ 
beit jederzeit nachträglich beftimmen kann. 
II 


Die Mäkler find verpflichtet, bei jedem einzelnen Schluffe 
außer bem Quantum, dem Preife, ber Lieferzeit und dem Lieferungs⸗ 
orte auch möglichſt beftimmt die Qualität der verbandelten Waare 
anzugeben, und ſich bazu auf ihren Schlußzetteln und bei ben bas 
mit übereinftimmenden_ Einträgen in ihr nad Vorfchriften des Han 
belögefeßbuches zu führendes Tagebuch (Schlußbuch) folder Bezeich⸗ 
nungen zu bedienen, weldye über bie wirkliche Güte der Waare 
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(Reindeit, inneren Gehalt) Feine Zweifel zulafien, bamit bei etwa 
Ipäter entftehenden Streitigkeiten ba8 Schiedsgericht eine ganz klare 
und feſte Grundlage vor fidy habe. 


g. VL 


Abichlüffe für weniger als: 
50 Säcke effectiv ober 250 Säde auf Termin, bei Getreide, 
60 „ n „ 100 u u " „Mehl, 
50 Centner n ” 100 Cent. n n "# Del, 


30 Ohm „ 100 Ohm „ s n Branntwein, 
find für bie Rotiz im Coursblatt nicht maßgebend. 
§. V. 


Der Maäkler Hat unpartheiiſch und nach beſtem Gewiſſen bie 
Intereſſen beider Partheien gleichmäßig zu vertreten. Hat er ein 
perſönliches Intereſſe, ſo darf er dieß der Gegenparthei nicht ver⸗ 
a fondern muß es ihr vor dem endgültigen Abſchluß mit: 
tbeilen. 


$. VL 


Der Mäkler muß unverzüglih nach erfolgtem Abfchluffe fo: 
wohl dem Käufer als dem Verkäufer einen Sclußzettel zuftellen, 
für deſſen Richtigfeit der Mäkler verantwortlih bleibt. Einwen⸗ 
dungen gegen ben Inhalt dieſes Schlußzetteld find nur fofort nad 
befjen Empfang zuläffig. 


6. VI. 


Als Courtage darf der Mäkler höchſtens 
2 fr. per Sad von 200 ar — — Oelſamen, 
eeſamen, Oel, Branntwein, Sprit 
a Oo des Werthes bei und andern Brobucten j 
fordern; dieſe Courtage Tann er fowohl von bem Käufer als auch 
von bem Verkäufer beanjpruchen. 


6. VII 


Jeder Mäkter hat fi, nachdem ihm die Iaut des 5. I diefer 
Ordnung erforderliche Einwilligung bes Börfenvorftandes ertheilt 
worden ift, zur gewifienbaften Befolgung aller hier vorftehenden 
Beitimmungen fehriftlih zu verpflichten, ehe er in Function tritt. 
Berlebt er feine allgemeinen in dem Handelsgeſetzbuche enthaltenen 
ober die in diefer Ordnung befonders feftgefeßten Verpflichtungen, 
fo kaun ihm der Börfenbefud auf längere oder kürzere Zeit unter: 
fagt werben. (Art 14 und 17 der Satzungen.) 
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3. Der feſtgeſetzte Handelsgebrauch (die Uſancen) ber 
Frankfurter Producten-Börſe 
(zu Art. 13, Alinea 1 der Satzungen). 


L Allgemeine Beftimmungen. 


& 1. 

Wo nit nad Mufter gehandelt ift, werben bie Partheien 

auf fonftige Weife die wirkliche Qualität (Reinheit, inneren Gehalt) 

ber Waare deutlich bezeichnen, etwa durch Angabe bes Jahrgangs, 

ber Herkunft, des Naturgewichtes für jeden Hundert-Liter Getreide, 

des Gehalts nah Graden bei Del und Branntwein (Sprit) 
u. dergl. m. 


§. 2. 
Bei Zeitgefchäften ift jede Parthei berechtigt, fogleih nad 
erfolgtem Abjchluffe einen förmlichen Engagementsbrief von ber 
Gegenparthei zu verlangen. 


8. 3. 

Das Quantum eines Vertrages von größerem Belange kann 
auch in mehreren Parthien gekündigt und an verjehiedenen Stellen 
überwiefen werben. 

Der Empfänger braudt Teine Heineren Parthien anzunehmen, 
als für die betreffende Waarengattung übli (vergl. $. 20, 28, 
37 und 47). 

Der Berfäufer kann, je nad) Maßgabe bes bezogenen Quan⸗ 
tums, verhältnigmäßige Anzahlungen von dem Käufer beanſpruchen. 

4 


Zu Einwendungen gegen die Qualität ber Waare ift dem 
Empfänger eine Friſt von 24 Stunden (in welche die Sonntage 
und allgemein gefetlihen Feiertage nicht eingerechnet werben) ge 
ftattet. Innerhalb diefer Krift muß aber ber Empfänger feine Ein: 
wendungen bem Ablieferer fchriftlich anzeigen, widrigenfall® fie Keine 
Berüdfihtigung finden. 


8. 5. 

Streitigkeiten über Qualität werben endgültig durch ein 
Sciebsgeriht nach Art. 18 der Satzungen entfchieben. 

Die Koften fallen dem unterliegenden Theil zur Laſt, wenn 
nit das Schiedsgericht aus befonderen Gründen über ben Koften: 
punkt anders entſcheiden will oder muß. Vergl. 8. 18. 

6 


$. 6. 

a) Iſt bei Zeitgefchäften Fein feiter Liefertag beftimmt, fon: 
bern ein länger bauernder Termin, fo kann bie Ueberweifung der 
Waare zur Empfangnahme (Kündigung des Termins) an jebem 
dem Verkäufer (Lieferer) beliebigen Tag (jo rechtlich am letzten als 
am erften) innerhalb des Termins geſchehen, und fall$ der lebte 
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ein Sonntag ober gefehlicher Weiertag ift, auch noch an dem nächſt⸗ 
folgenden Werktag, — immer aber an ber Börfe vor 111/, Uhr 
Bormittage. 
b) Mit ver Empfangnahme muß dann der Käufer binnen 
längftens dreier Tage nad der Kündigung beginnen. 
7 


Die notarielle Aufforderung des Käufers an ben mit ber 
Lieferung fäumigen Verkäufer muß entweber am Nachmittag bes 
vereinbarten feiten Liefertages (bei einer laufenden größeren Zeit: 
frift am Nachmittage bes legten dem Verkäufer zur Ueberweiſung 
freiftehbenden Tages) oder fpäteftens am nächitfolgenden Werktage 
bis 111/, Uhr Vormittags gejchehen. 

Die notarielle Aufforderung bes Verkäufers an den mit ber 
Empfangnahme fäumigen Käufer Tann am Nachmittag des verein: 
barten feften Liefertages (oder am Nachmittage bes durch 8.6 zur 
Empfangnahme vorgefchriebenen Tages) oder fpäteftens am nächſt⸗ 
folgenden Werktage bis 11'/, Uhr Vormittags geſchehen. 

8 


Wenn der Verkäufer nach vorhergegangener notarieller Auf: 
forberung nicht liefert oder überweifet, jo ift der Käufer berechtigt, 
nad) Art. 355 und Art. 857 Alin. 1 u. 8 des allgemeinen deut: 
ſchen Handelsgeſetzbuches zu verfahren. 

Unterläßt der Käufer nad ergangener notarieller Aufforde⸗ 
rung bie Empfangnahme der Waare, fo it ber Verkäufer befugt, nad) 
ben Beitimmungen ber Artifel 354 und 857 Alin. 1 umd 2 bes 
allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuches vorzugehen. 

9 


9, 

So lange bie Empfangnahme einer Parthie nicht begonnen bat, 
kann ber Lieferer bie angebotene Waare, falls fie beanftandet wird, 
während der ganzen Dauer bes noch laufenden Termins durch an⸗ 
dere erjeten. 


$. 10. 

Iſt mit der Ablieferung rechtzeitig begonnen worden, fo muß 
bem Betseffenden zur Vollendung ber orbnungsmäßigen Ablieferung 
ober fangnahme, bie dazu nothwendige Friſt, auch Über den 
Termin hinaus, geftattet werden. — Doch kann ber Käufer auf 
Grund der erfolgten Neberweifung jederzeit von bem ganzen ihm 
überwiefenen Quantum fofort Befiß ergreifen, indem er, unter 
Anerkennung ber Qualität, das ganze Quantum mittelft kubiſcher 
Vermeſſung oder Abſchätzung durch Sachverſtändige vorläufig feſt⸗ 
ſtellen läßt, und gleichzeitig den Kaufpreis gegen Factura entrichtet, 
alles unter Vorbehalt definitiver Abrechnung nach Ergebniß der 
ſchleunigſt zu vollendenden Ablieferung und ordentlichen Verwiegung. 
Die Sachverſtändigen ernennt in Ermangelung ſonſtiger Einigung 
ber Börſenvorſtand. (Vergl. auch $. 3, Alin. 8). 
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8. 11. 

Zeigt fih, nachdem ber Bezug theilmeife ftattgefunden, das 
Mebrige als nicht vertragsmäßige Waare, jo ftehen dem Käufer für 
biefen Reſt diefelben Rechte zu, wie für gleih von vornherein be⸗ 
anftandete Waare. 

An diefem Fall bat ber Verfäufer nur noch 24 Stunden 
Zeit (in welche die Sonntage oder geſetzlichen Feiertage nicht ein- 
gerechnet werben), un andere, vertragsmäßige Waare zu liefern. 


I. Getreide und Del: Samen. 


§. 12. 
Die Preiſe werben per Sad von 200 Zollpfunden netto 
beftimmt. 

6. 13. 
Als lieferbare Waare gilt, in Ermangelung anderer Vertrags: 
beftimmungen, das Wahsthum eines jeden Landes in guter, ge 
funder, trodener Qualität, ohne ſchädlichen Geruch und Geſchmack, 
gleichviel ob alt oder neu ober alt und neu gemiſcht. 

Bei Waizen ilt der Aegyptiſche und ähnliche Waare, auch 
gebörrter und unter bie Gattung von Cubanka⸗Waizen fallenber, 
ausgeſchloſſen. 

Bei Roggen iſt gedörrte Waare nicht lieferbar. 

14 


Fehlen bei Termingeſchäften nähere Beſtimmungen, fo gelten 
folgende Minimalſätze: 
a) Bei Waizen muß das Hunbertliter mnbeftend 150 Zoll: 
pfund wiegen. 
b) Bei Roggen muß bad Hunbertliter mindeſtens 140 Zolls 
pfund wiegen, 


6. 15. 

Entſpricht das Naturgewicht bes gelieferten Roggens ober 
Waizens nicht ben vereinbarten, ober ben in dem $.14 für Ter⸗ 
mingefchäfte beftimmten Bebingungen, fo berechtigt den Käufer: 

a) ein Mindergewicht bis zu 1 Pfund per 100 Xiteg zu einem 
Abzug von 1 0/5 bes Kaufpreifes; 

b) ein Minbergewicht von mehr als 1 Pfund und bis 2 Pfund 
zu einem Abzug von 3 9/,; 

c) ein Minbergewidht von mehr ale 2 Pfund, entweder bie 
Annahme zu weigern ober weiteren Schabenerfab zu 


forbern. 
Diefe Nachtbeile kann der Verkäufer noch unter ben Bebins 
gungen der 66. 9 unb 11 (falls biefe zutreffen) abwenben. 
$. 16 


gür Gerite, Hafer unb Delfamen, deren Eigenſchaf⸗ 
ten je nah Urfprung und anderen Umſtänden zu ſehr wechjeln, 
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find in den 6$. 14 unb 15 keine Normen beſtimmt. Die Pars 

theien ſelbſt haben daher burd, ihre Verträge (Schlüffe) die nähes 

en Bedingungen für jedes einzelne Geſchäft genau Mar zu ſtellen. 
6. 17. 

Die Ermittelung des Naturgewichts gefchieht dadurch, daß 
ber beeidigte Mötter an dem Xieferungsort (auf bem Speicher ober 
in bem Schiffe u. f. w.) Probefäde von verjchtebenen Stellen, und 
zwar auf DBerlangen je 10 Hunbertliter für jede 100 Säde, mißt 
und wiegt. 

Das fih hiernach herausftellende Durchſchnittsgewicht gilt 
jebesmal als Naturgewidht für 100 Säcke. 

Gleichzeitig fol der Mötter die Quantität ber ganzen an- 
gewiefenen Parthie annähernd abſchätzen. 

5 18. 

Getreide, welches im Schiff angezogen bat (klamm geworben 
ift), kann bei ſonſt vertragsmäßiger Qualität nicht verweigert wers 
ben. Vielmehr tritt dabei für Gewichtsverluft und Bearbeitungs- 
Toften eine Vergütung ein, weldhe (in Ermangelung gütlicher Einis 
gung darüber) durch ein nad Art. 18 ber Sabungen gebilbetes 
Schiedsgericht auf Koften des Ablieferers endgültig feitgeftellt wird, 

8. 19. 
Iſt über den Ort der Ablieferung nichts Näheres vereinbart, 
fo erfolgt die Ablieferung in hiefiger Stadt, und zwar: 

a) nad ber Clauſel „frei im Inlande“ nah Wahl bes 
Verkäufers auf dem Speicher, Ragerraume ober am Main 
ufer, fei es im Schiff oder auf dem Werfte, 

b) für ausländifhe, nit im freien Verkehr verkaufte 
Waare, im Zollhof. 

Die Bahnhöfe find als LTieferungspläge vorerſt ausgefchlofien. 

20 


Bei parthieenweifer Lieferung eines größeren Quantums ($. 8) 
braucht der Käufer 
für 250 Säde Getreide höchſtens 2 Parthieen 


„ 50 ı n n n 
„00 5 .» 0 4 ri 


II. Klee⸗Samen. 
. 21. 
a) Der Preis gilt per Pe 
b) Iſt nichts Anderes verabredet, jo wirb ber Sad mitge 
wogen (Brutto für Netto gerechnet); doc darf in diefem Falle das 
Gewicht bes Sades nit mehr als 13/49), ausmachen; auch muß 
der Sad in gutem, haltbarem Zuftande fein. | 
Beitigeift für Handelörent. BD VIL 10 
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6. 22. 

Die Natur des Artikels bringt es mit fi, daß wohl mur 
felten anders als auf Mufter gehambelt werben wird, 

Jede Parthei kann verlangen, ba ihr ein, in ihrem Beifein 
von ber Gegenparthei verfiegeltes Miufter bei dem Abſchluſſe übers 
geben wird. 

6. 23. 

FTalt die Waare nur wenig geringer aus als das Muſter, 
oder ift fie nicht gut gereinigt, (nicht frei von Staub, Sand zc.) 
fo gibt dies allein dem Käufer Kein Recht zur Weigerung der Au⸗ 
nahme, ſondern nur Anfprud auf eine Entihäbigung, deren Höhe 
in Ermangelung fonftiger Verftändignng ein Schiedsgericht (Art. 18 
der Sabtungen) endgültig feſtſetzt. 


Iſt die Waare unreell oder verfälſcht, oder beträgt ber Mins 
berwerth mehr als 10 9, fo ift ber Käufer berechtigt, nach Art. 
355 und 357, Alin. 1 und 8 des neuen deutſchen Handelsgeſetz⸗ 
buches (fiehe SS. 8 u. 10) zu verfahren. 


IV. Del. 


6. 25. 
Der Preis gilt per Zoll-Eentner, Netto. 
26 


Iſt nichts Anderes verabrebet, fo erfolgt die Lieferung mit 
Faß, unter Tara-Vergütung. 


8. 97. 
Del, weldhes nicht Har und rein (unvermiſcht) iſt, gilt nicht 
für lieferbar. 
Rüböl muß, wenn nichts Anderes verabredet, mindeſtens 
38 9, nach der Fiſcher'ſchen —— wiegen. 


Bei parthieenweiſer Lieferung eined größeren Duantums 
(F. 3) braucht der Empfänger keine Partbieen von weniger als 50 
entner anzunehmen. 


V. Rehl. 
6. 29. 
Die Breife gelten per Sad von 200 Zole Pfund Netto, 
und ausfchließlih ber —— — 
0 


Iſt nichts Anderes ausbedungen, ſo darf der Verkäufer in 
der Faktura fl. 1 ſüdd. Währung (per Sad von 200 %) für bie 
Säde berechnen und mit einkaſſiren. 

In biefem Fall bleibt ber Verkäufer 6 Wochen lang vom Tag 
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ber Ablieferung an befugt, biefelben Säde zurückzugeben umb bie 
dafür bezahlte Summe zurüd zu fordern. 
31 


Als Lieferbar gilt in Ermangelung anberer Bertragsbeftims 
mungen jedes Fabrikat in guter, gefunber, trodener Qualität ohne 
falſchen Geruch oder Geſchmack. 

2 


Feucht oder hart gewordenes Mehl iſt nicht lieferbar. Hat 
fich aber durch Umſtände, welche nicht zu vermeiden waren, oder 
wenigftens dem Lieferer nit als grobe Yahrläffigkeit zur Laſt 
fallen, nur außen eine dünne feuchte Krufte gebildet, fo muß das 
innere, wirklich trodene Mehl bei fonft richtiger Qualität angenom- 
men werben (f. 6. 34 u. 35). Den dem Empfänger daraus ent: 
ftandenen Schaden, namentlich auch die Koften ber Umpadung, bat 
ber Verkäufer zu tragen. 

Streitigfeiten über die Höhe ber Entſchädigung werben end⸗ 
gültig nach Art. 18 ber Satzungen entſchieden. 

33. 


Es Tiegt in der Natur des Artikels, daß wohl fait immer 
auf Mufter gehandelt werben wird. 

Jede Parthei kann verlangen, daß ihr ein genügender Theil 
biefes Mufters, in ihrem Beifein von ber Gegenparthei verfiegelt, 
bet Abſchluß des Geſchäfts ve werde. 

. 34. 


Fällt die Waare nur wenig geringer aus als das Mufter, 
ober zeigt fih nur in der Farbe ein kleiner Unterſchied, fo gibt 
dies allein Fein Necht zur Weigerung der Annahme, fondern nur 
Anſpruch auf eine Entihädigung, deren Höhe, in Ermanglung fons 
* Verſtändigung, ein Schiedsgericht (Art. 18 d. ©.) endgültig 

ebt. 


8. 35. 

FR die Waare unreell oder verfälfcht, ober beträgt der Min⸗ 
berwertb mehr als 3 %/,, fo iſt der Käufer beredtigt, nad, Art. 
355 und 357 Alinia I und 3 des allgemeinen beutjchen Handels⸗ 
geſetzbuchs (ſ. 66. 8 und 10) zu verfahren. 

36 


Iſt über den Lieferungs ort nichts ausbebungen, fo gilt 
ſtillſchweigend ald Norm, daß vor dem Haufe oder Lagerraum des 
Empfängers abzuliefern ift. — 

7. 

Bei parthieenweiſer Ablieferung eines größeren Quantums 
(F. 3) braucht der Käufer keine Fleineren Parthieen als 50 Sad 
(gleid 100 Etr.) anzunehmen. 


Zu geeigneter Zeit, minbeftens zweimal jährlich, wirb ber 
10 * 


nd 
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Boͤrſenvorſtand eine Sitzung veranſtalten, welche auch durch Boͤr⸗ 
ſenanſchlag anzukündigen iſt, und zu derſelben eine Anzahl Sach⸗ 
verſtändiger einladen, welche alsdann von jeder im Börſen⸗Cours- 
blatt zu notirenden Mehlſorte 2 große Muſter vorlegen und feſt⸗ 
ftellen ſollen. 

Börfenmitglieder, welche ſich dafür intereffiren, können biefer 
Situng, jedoh nur mit berathender Stimme, beimohnen und 
fi, fomweit ber Vorrath reiht, Meine Muſter außbitten. 

Bon den großen Muftern (Notirungsmufter) wird je eines 
jofort verfiegelt und bei dem Börfenvorftand deponirt, das andere 
ganz oder theilweile während ben Börfen ausgeftellt. 

39 


In geeigneten Fällen gelten die bei dem Börfenvorftand vers 
fiegelt deponirten Mufter als Bafis für die Schiedsrichter. Dann 
fol ein Notar das betreffende Mufter im Beifein der Schiebsrichs 
ter öffnen und wieder verfiegeln. 


VL Branntwein und Sprit. 


§. 40. ’ 
Die Preife gelten per Ohm von 160 Liter, unb zwar: 
8) bei Branntwein ohne aß, und für eine Stärke 
von 50 9), nad, Tralles. 
b) bei Sprit mit Faß, und für eine Stärke von 80%, 
nad) Tralles, 
41 


Hat die Waare nicht genau die in F. 40 erwähnte Stärke, 
fo tritt eine Berechnung nach diejem Verhältniß (von 50, oder bes 
ziehungsweiſe 80 9%, Gehalt) ein, body ift, in Ermangelung befons 
derer Uebereinkunft, ber Käufer nicht verpflichtet zur Annahme von 
Branntwein, welcher weniger als 45 9/,, ober Rob:Sprit, welcher 
weniger Als 80 9%, nad) Tralles enthält. 

Bei Streitigfeiten über die Waage gelten bie Ermittelungen 
ber biefigen Stabtwaage, beziehungsweife des biefigen Haupt 
Steueramte®. 


.42. 

Gehlen nähere en fo gilt ſtillſchweigend als Norm, 
bag nur aus Kartoffeln gewonnener Branntwein oder Sprit 
verſtanden ift. 

Unreelle gber verfälfhte Waare ift nicht lieferbar und be 
rechtigt den Käufer, nah Art. 355 und 357, Alinea 1 und 3 bes 
Fe beutihen Handelsgeſetzbuchs (ſiehe 6$. 8 und 10) zu 
verfahren. 


$. 43. 
ft über den Ort der Ablieferung nichts vereinbart, fo er: 
folgt fie in Biefiger Stadt, und zwar: 
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a) nach der Klaufel: „frei im Inlande“ vor dem 
Keller ober Lagerraum bed Empfängers; 

b) für nit im freien Verkehr verkaufte Waare an 
dem Haupt:Steueramt. 


. 44. 
Iſt ein Faß bei der Ankunft nicht mehr ganz voll, fo bat 
e8 der Verkäufer vor ber Ablieferung gratis aufzufüllen. 
45 


Jedes Faß muß eine amtliche Aiche haben. 

Sind die Fäfler nicht nad) Litern oder Großherzoglich Hefft: 
fen oder Herzoglih Naflauifhen „Maaßen“ (gleih 2 Litern) ges 
aicht, fo gilt die am biefigen Haupt: Steueramt üblihe Reduction 
in Litermaas als Norm. 


§. 46. 

Bei Streitigkeiten über die jeweilige Richtigkeit der Aiche hat 
fi der Verkäufer bem Nachaichen durch die biefige Amtsaiche zu 
unterziehen. 

Die Abnahme und Zahlung darf aber deßhalb nicht verwei⸗ 
gert ober verihoben werden; der Empfänger kann ſich nur bie be 
finitive Regulirung etwaiger Differenzen vorbehalten, und etwa das 
für eine nöthigenfals durch Schiedsrichter (nad) Art. 18 der ©.) 
zu beitimmende Sicherftelung fordern. 

47. 


Bei parthieenmeifer Lieferung eines größeren Quantums 
($. 3) braucht der Empfänger Feine Barthie von weniger als 15 
Ohm anzunehmen. 2 


II, 


Uebereinkunft der Seeftaaten, betreffend die Verhütung des Bu- 
fammenfloßens der Schiffe auf Ser. 


Die nachſtehende Lönigl, Preuß. Verordnung vom 23. Juni 
1863 wird im Staatsanzeiger durch folgenden Bericht bes Preußi⸗ 
ſchen Staatsminiſteriums eingeleitet: 

Eure koönigliche Majeſtaͤt haben mittelſt des Allerhöchſten Er⸗ 
laſſes vom 11. Mai d. J. auf den Antrag des ehrfurchtsvoll 
unterzeichneten Staatsminiſteriums dem Miniſter für Handel, Ge⸗ 
werbe und öffentliche Arbeiten und dem Juſtizminiſter den Auftrag 
zu ertheilen geruht, den beiden Häuſern des Landtages den Entwurf zu 
einem Geſetze, betreffend die Verhütung des Zuſammenſtoßens der 
Schiffe auf See, zur verfafiungsmäßigen Beſchlußnahme vorzus 
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legen. Eurer koͤniglichen Majeſtät Allergnäbigfter Auftrag bat jes 
doch in Folge des inzwifchen eingetretenen Schluffes der Sigungen 
des Landtages nicht zur Ausführung gebracht werben Tönnen. 

Das gegenwärtig vorliegende Bebürfniß zu einer Abänderung 
ber über die Beleuchtung der Schiffe beftehenden Vorfchriften u. f. w. 
bat feinen Grund barin, baß die Regierungen Großbritanniens und 
Frankreichs fi über eine Revifion und Erweiterung ber dort bes 
ftehenden desfallſigen Vorſchriften geeinigt, und bie übrigen feefahs 
renden Nationen ſich diefem Vorgange ber Mehrzahl") nad) anges 
fchlofien haben. Sollen die gefehlihen Beitimmungen auf biefem 
Gebiete die beabfichtigten Wirkungen in vollen Umfange äußern, 
fo müflen fie in möglichſt übereinjtimmender Weife von den Schiffen 
aller Flaggen befolgt werden, und da die neuen Reglements in 
Frankreich und England bereits mit dem 1. Juni d. 3. in Kraft 
getreten find, fo erfcheint es im Intereſſe der öffentlichen Sicher 
heit unerläßlich, daß die entſprechenden VBorfchriften für bie bicfleitt- 
gen Schiffer ſobald als möglich verbindliche Kraft erhalten. Denn 
eine Abweichung ber bdiefjeitigen Beitimmungen über die Beleudy: 
tung und das Ausweidhen der Schiffe auf See von benjenigen ber 
anderen Nationen, würde eine beträchtliche Vergrößerung der Gefahr 
des Zufammenftoßend ber Schiffe zur unausbleiblichen Folge haben. 
Indem c8 biernady nicht zuläffig ericheinen dürfte, den vorgedachten 
Sefet:Entwurf bis zum nächſten Zufammentritt der beiden Häufer 
des Landtages zurüdzulegen, bittet Eure Königliche Majeſtät das 
Staatd:Minifterium allerunterthänigft: 

‚Die im Entwurfe beigefügte Verorbnung, betreffend bie Vers 
hütung des Zufammenftoßens ber Schiffe auf See, huldreichſt voll; 
ziehen zu wollen. Berlin, den 20. Juni 1863. Das Staates 
minifterium, . 

Die Verordnung felbft lautet: 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben, König von Preußen 
2c., verorbnen auf Grund bes Artikel8 63 der Verfaffungs-Urkunde 
vom 31. Januar 1850 auf ben Antrag Unferes Staats-Miniftes 
riums, was folgt: 

Artikel I. Jeder Schiffsführer hat auf hoher See und auf 
den mit ber hoben See im Zufammenhange ftehbenden, von Sees 
fhiffen befahrenen Gewäflern, fo weit für leßtere nicht abweichenbe 
— Anordnungen beſtehen, die nachſtehenden Vorſchriften zu be⸗ 
olgen: 


e) Nämlih: Deſterreich, Nußland, Belgien, Spanien, Portugal, Olben⸗ 
burg, Mecklenburg-Schwerin, Hamburg, Bremen, Lubeck, Vereinigte 
Staaten von Norbamerifa, Deontevideo, Ecuabor, Hannover. ( 
ba3 Preuß. Handelsarchiv 1868 Nro. 285). 
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$. 1. In den nachfolgenden Beftimmmmgen gilt jedes Dampf: 
ſchiff, weldes nur unter Segeln läuft, als Segelfchiff, dagegen je 
bes mit Dampf fahrende Schiff, mag es zugleich unter Segel fein 
odr nicht, als Dampfichiff. 

Borjhriften über das Führen von Signallidhs 
tern. $. 2. Die in den folgenden Paragraphen erwähnten Lich: 
ter, und Leine anderen, müflen bei jedem Wetter von Sonnen: 
Untergang bis Sonnen-Aufgang geführt werben. 6. 8. Seedampfs 
ſchiffe, welche in Fahrt find, müflen führen: a) am Top des 
Fockmaſtes ein helles, weißes Licht, fo eingerichtet und ange 
bracht, daß es ein gleihmäßiges und ununterbrocdhenes Licht über 
einen Bogen des Horizonts von 20 Kompaßſtrichen wirft, nämlich 
10 Strid an jeder Seite von vorne bis zu 2 Strich Hinter bie 
Mitte (2 Strich achterliher als dwars) und von ſolcher Helligs 
* Leit, daß es in dunkler Nacht, bei klarer Luft auf eine Entfernung 
von mindeftens 5 Seemeilen fihtbar iſt; b) an ber Steuers 
bordfeite ein grünes Licht, fo eingerichtet und angebracht, daß es 
ein gleihmäßiges und ununterbrochenes Licht über einen Vogen des 
Horizontes von 10 Kompaßftrigen wirft, nämlich, von vorne big 
zu 2 Stridy hinter die Mitte (2 Strich achterlicher als dwars) an 
Steuerbord und von folder Helligkeit, daß es in dunkler Nacht 
bei Harer Luft auf eine Entfernung von minbeftens 2 Seemeilen 
fihtbar if; 0) an ber Backbordſeite ein rothes Xicht, jo eins 
gerichtet und angebracht, daß es ein gleichmäßiged und ununter⸗ 
brochenes Licht über einen Bogen bes Horizonte von 10 Kompaß⸗ 
firiden wirft, nämlih von vorne bis zu 2 Strich Hinter die Mitte 

2 Strich achterlicher als dwars) an Backbord und von folder 

elligfeit, daß es in bunfler Nacht bei Marer Luft auf eine Ents 
fernung von minbeftens 2 Seemeilen fihtbar iſt; d) die Laternen 
ber grünen und rothen Seitenlidhter müfjen an ber Binnenbords 
felte mit Schirmen verfehen fein, welche wenigftend 3 Fuß vom 
Licht nach vorne vorausragen, um zu verhindern, baß bie Lichter 
auf dem entgegengefeuten Bug gefehen werben “Tönnen. $. 4. 
Dampfichiffe, welche andere Schiffe ſchleppen, müſſen zur Unter: 
fheidung von anderen Dampfidiffen, außer den Seitenlichtern zwei 
belle weiße Lichter ſenkrecht über einander am Top bes Fockmaſtes 
führen. Jedes diefer Toplihter muß von berfelben Einrihtung und 
Helligkeit fein, wie das eine Toplicht, welches andere Dampfichiffe 
zu führen haben. 6. 5. Segelfhiffe müflen, wenn ſie unter 
Segel oder im Schlepptau find, diefelben Lichter, wie die in Fahrt 
begriffenen Dampfichiffe führen, mit Ausnahme jedoch ber weißen 
Toplichter, welche fie niemals führen bürfen. $. 6. Wenn bie 
grünen und rothen Lichter nicht feft angebradyt werben Fönnen, wie 
} B. bei Heinen Fahrzeugen in ſchlechtem Wetter, fo müflen fie 
och von Sonnen-Untergang bis Sonmen-Aufgang an ber betreffen 
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ben Seite bes Schiffes angezündet und zum fofortigen Gebraude 
fertig auf Ded bereit gehalten und bei jeber Annäherung an ans 
dere Yahrzeuge früh genug gezeigt werben, um einen Zufammen- 
ftoß zu verbüten und zwar fo, daß das grüne LTicht nicht auf der 
Badbordfeite und das rothe Licht nicht auf der Eteuerborbfeite ge 
fehben werben kann. Um den Gebrauch diefer tragbaren Lichter zu 
ſichern und zu erleichtern, müflen die Laternen von außen mit ber 
Tarbe bes Lichtes, welches fie zeigen, angeftrichen, und mit paſſen⸗ 
den Schirmen verfeben fein. $. 7. Alle die See befahrenden Schiffe, 
fowohl Dampf: als Segelſchiffe, müſſen, wenn fie auf Rheden oder 
in Bahrwaflern vor Anker liegen, von Sonnen:Untergang bis 
Sonnen:Aufgang ein weißes Licht in einer Kugellaterne von 8 Zoll 
Durchmefier auf dem Theile des Schiffes, wo es am beften gejchen 
werden kann, jedoch nicht höher als 20Fuß über dem Rumpf, aufs 
fteden. Die Laterne muß fo eingerichtet fein, daß fie ein klares, 
gleichförmiges und ununterbrodyenes Licht auf eine Entfernung von 
wenigftens einer Seemeile über den ganzen Horizont wirft. $. 8. 
Lootſen⸗Segelſchiffe haben nicht diejenigen Xichter, weldye für andere 
Segelſchiffe vorgefchrieben find, fondern nur ein weißes Licht am 
Top des Maftes zu führen, welches um den ganzen Horizont fit: 
bar if. Außerdem müſſen fie alle 15 Minuten ein Fladerfeuer 
zeigen. F. 9. Offene Fiiherfahrzeuge und andere offene Boote find 
nit verpflichtet, die für andere Schiffe vorgefchriebenen Seitens 
liter zu führen; fie müfjen aber, wenn fte ſolche Lichter nicht bes 
fiten, eine Laterne führen, weldye mit einem Schieber von grünem 
Glaſe an ber einen und mit einem Schieber von rothem Glafe an 
ber anderen Seite verfehen if. So oft fie fih einem anderen 
Schiffe nähern, muß diefe Laterne früh genug, um einen Zufams 
menjtoß zu verhüten, gezeigt werben, unb zwar der Art, daß das 
grüne Licht nie von der Badborbfeite ber, und das rothe Licht nie 
von ber Gteuerborbfeite ber gejehen werben Tann. Filcherfahrzeuge 
und offene Boote, die vor Anker ober vor ihren Neben liegen und 
nit in Fahrt ind, müfjen ein helles weißes Licht zeigen. Außer: 
dem können ſolche Fahrzeuge fich der Fladerfener bedienen, wenn 
fie e8 für zweckmäßig Halten. 

Vorſchriften über die anzuwendendben Nebel; 
Signale F. 10. Bei jeden Nebelwetter, es mag Tag ober 
Nacht fein, Haben bie Schiffe die nachſtehend befchriebenen Nebel: 
Signale ertönen zu laffen, und felbige mindeftens alle fünf Minuten 
gu wiederholen, nämlich: a) Dampfidiffe in Fahrt haben fi einer 
Dampfpfeife zu bedienen, welde vor den Schornftein, mindeſtens 
8 Fuß hoch über Ded angebradyt fein muß; b) Segelſchiffe in 
Fahrt müfjen ein Nebelhorn gebrauden; c) Dampf: und Segel: 
Ieiffe welche nicht in Fahrt find, haben fih einer Glode zu bes 
ienen. 
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Boriihriften über das Ausweihen der Schiffe. 
F. 11. Wenn zwei Segelihiffe in geraber oder beinahe gerader 
Richtung einander entgegenfahren, und dadurch Gefahr bed Zu: 
fammenftoßens entiteht, jo müſſen beide Schiffe ihr Ruder nad) 
Badbord legen, fo daß fie einander an Badborbjeite pafliren. 
6. 12. Haben zwei Segelichiffe, deren Kurfe fi fo kreuzen, daß 
dadurch Gefahr des Zufammenftoßens entiteht, den Wind von vers 
fhiedenen Seiten, fo muß das Schiff, weldhes den Wind von 
Badbord Hat, dem Schiffe, welches ben Wind von Steuer: 
bord hat, aus dem Wege geben. Nur in dem alle, wenn 
das Schiff auf Badbordhaljen dicht am Winde liegt, und das an- 
dere Schiff den Wind Raum Hat, foll das letztere ausweichen. 
Haben aber beide Schiffe den Wind von derfelben Seite, ober ſe⸗ 
gelt eines derfelben recht vor dem Winde, fo muß das luvmwärts 
befindliche Schiff dem leewärts befinblihen ausweichen. $. 13. 
Wenn zwei Dampffchiffe in gerader, ober beinahe gerader Richtung 
einander entgegenfahren, und dadurch Gefahr des Zufammen- 
ftoßens entiteht, jo müflen beide Schiffe ihr Ruder nach Badborb 
legen, fo daß fie einander an Badborbfeite pafjiren. F. 14. 
Wenn bie Kurfe zweier Dampfihiffe ſich derart kreuzen, daß Ge⸗ 
fabr des Zufammenftoßens entiteht, jo muß dasjenige Dampfidiff 
ausweichen, welches das andere an feiner Steuerborbfeite hat. $. 
15. Wenn en Dampfihiff und ein Segelihiff jo auf einander zu⸗ 
fteuern, daß dadurch Gefahr des Zufammenftoßens entfteht, jo muß 
das Dampfſchiff dem Segelihiffe aus dem Wege geben. $. 16. 
Jedes Dampfichiff, welches cinem anderen Schiffe jo nahe kommt, 
daß dadurch Gefahr des Zuſammenſtoßens entfteht, muß langſamer 
fahren, oder, wenn nöthig, ftoppen, oder rückwärts gehen. Bei 
Nebelwetter muß jedes Dampfiiff mit gemäßigter Geſchwindigkeit 
fahren. $. 17. Jedes Fahrzeug, welches ein anderes überholt, 
muß diefem lehteren aus dem Wege gehen. $. 18. In allen 
Sällen, wo nad vorftehenden Vorfchriften eines von zwei Schiffen 
bem anderen ausweichen muß, bat gleihwohl dieſes letztere feinen 
Kurs und fein ganzes Verfahren nach) Maßgabe ber Beſtimmun⸗ 
gen bes folgenden Paragraphen einzurichten. $. 19. Bei Befols 
gung der vorftehenden Vorſchriften muß immer gehörige Nüdficht 
auf alle Gefahren ber Schifffahrt, fowie nicht minder auf foldhe 
befondere Umftände genommen werben, weldhe etwa im einzelnen 
Sale zur Abwendung unmittelbarer Gefahr ein Abweichen von 
obigen Vorſchriften nothwendig machen möchten. ! 
. 20. Die vorftehenden Beftimmungen jollen übrigens in keiner 
Weife ein Schiff, deſſen Rheder, Kapitän oder Mannſchaft von ben Fol: 
gen einer Verfäumniß in dem Gebraudye ber Lichter und Signale, 
oder einer Bernadjläffigung bes gehörigen Ausguds ober ſonſt derjeni: 
gen Borfihtsmaßregeln befreien, welche von der gewöhnlichen jeemänni- 


154 Rechtsquellen 


(oe — ober durch bie beſonderen Umſtände des Falles gebo⸗ 
en werden. 

Artikel II. Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden 
Vorſchriften werden gegen den Schiffsführer mit einer Strafe bis 
zu Einhundert Thalern geahndet. Eine gleiche Strafe trifft den 
Schiffsführer, auf deſſen in Fahrt begriffenem Schiffe die nöthigen 
Signalapparate nicht vollſtändig oder nicht in brauchbarem Zuſtande 
vorhanden ſind. 

Artikel III. Abänderungen der im Artikel J enthaltenen 
— können durch Königliche Verordnung getroffen 
werden. 


IV. 


Die neueſte Franzöſtſche Geſetzgebung, 
beſprochen von Hm. Dr. F. Mittermaier in Heidelberg. 


Im Jahre 1863 Hat bie franzöfiſche Geſetzgebung über 
Handelsrecht einen ſehr bedeutenden Schritt vorwärts gethan, in⸗ 
dem durch drei Geſetze weſentliche Aenderungen des beſtehenden 
geſchriebenen Rechts eingeführt und dadurch die ſeit langer Zeit 
geltend gemachten, von freifinnigen Rechtsgelehrten unterſtützten 
Forderungen des franzoͤſiſchen Handelsſtandes wenigſtens theilweiſe 
befriedigt wurden. Dieſe Geſetze betreffen 1) das mit dem Ge 
wohnheitsrecht und dem Bedürfniſſe des Handels in grellem Wi⸗ 
derſpruch ſtehende Verbot, wonach der ſtille Geſellſchafter 
bei Vermeidung perſoͤnlicher Haftung für die Geſellfſchaft keinerlei 
Geſchäftsbeſorgung vornehmen durfte, 2) das Handels: 
pfand, beſonders auch in Bezug auf die Rechte des Kommiſſionärs 
und 8) die Errichtung von Geſellſchaften, bei welchen 
fein Theilhaber für die Schulden ber Geſellſchaft mit 
feinemgangen Bermdgen haftet. 


1. 


Geſetz vom 6. Mai 1863 über die Stellung des ſtillen 
Sefellfchafters. 


Article unique, Les articles 27 et 28 du Code de 
commerce sont modifi6s ainei qu’il suit: 

Art. 27. L’associ6 commanditaire ne peut faire sucun 
note de gestion, möme en vertu de procouration. 
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Art. 286. En cas de contravention & la probibition 
mentionnde dans l’article pr6c6dent, l’assoei6 commanditaire 
est oblig6, solidairement aveo les associ6s en nom collectif, 
pour les dettes et engagements de la soci6t6 qui derivent 
des actes de gestion quiil a faits, et il peut, suivant le 
nombre ou la gravit& de ces actes, &tre dsclars solidairement 
oblig6 pour tous les engagements de la soci6t# ou pour 
quelques-uns seulement. 

Les avis et conseils, les aotes de oontröle et de sur- 
veillance n’engagent point l’associ6 commanditaire. 

Man fieht alsbald, daß der alte Artikel 27 wefentli ab: 
geändert worden ift, indem bie Worte „ni ätre employ6 pour les 
affeires de la soci6t&‘“ in dem neuen Artikel weggelafien find, 
Der Grundſatz freilich des franzöfiihen Handelsgefehbucdes, daß 
es dem ftillen Gefellfchafter ftrenge verboten fit, an ber Ges 
ſchäftsführung (gestion) der Gefellichaft irgendwie Theil zu 
nehmen, ift auch in dem neuen Geſetz unverändert geblieben. Die 

anzoſen geftehen zwar offen bei jeder Gelegenheit und beſonders 
ei Berathung des vorliegenden Geſetzes, daß fie den bisher in 
ihrer Gefeßgebung befolgten Grundja der fortwährenden Bevor: 
mundung und Einengung bes freien Handelsgebrauchs als ſchäd⸗ 
lich erkennen und deshalb eine freiere Bahn betreten wollen; allein 
es fällt ihnen augenfcheinlic zu ſchwer, den alten Weg gänzlich zu 
verlafien, weshalb fie fortwährend darauf zurückkehren. 

Den verkehrten Satz von dem Berbot der Theilnahme bes 
ſtillen Geſellſchafters an ber Gefchäftsführung gänzlich zu befeiti: 
gen, ift bei der Berathung des Geſetzes Niemanden eingefallen ; 
vielmehr haben ſich die Berichterftatter und Redner beeilt, zu ers 
klären, daß diefer Sat in Feiner Weife abgeichwächt werben dürfe. 
In dem urfprüänglihen Entwurfe war fogar ber Art. 27 ganz 
unverändert gelafjen, und erft im geſetzgebenden Körper gelang es, 
bie Streigung ber Worte: ni etre employ6 u. 8. w. durchzuſetzen. 
Im Staatsrath war man ber Anficht geweien, daß bie Worte ganz 
unverfänglich feien, da ja Wiſſenſchaft und Geſchäftsgebrauch längſt 
feftgeftellt, daß fie auf den |. g. commis interess6 nicht anwend⸗ 
bar feien. Es war aber nicht ſchwer zu zeigen, daß fie dann übers 
haupt Feinen Sinn haben und beshalb am beften geftrihen wers 
den. Die treffliche, volkswirthſchaftlich nothwendige Einrichtung, 
wonach tüchtige Arbeiter beim Gewinn und Verluft bes Geſchäfts 
betheiligt, mithin als wahre ftille Geſellſchafter anerkannt werben, 
braucht fomit in Frankreich nicht mehr fi Hinter eine Fünftliche 
_ Auslegung zu flüchten. 

In gleicher Weife gelang es auch erft dem geſetzgebenden 
Körper, den Schlußſatz des neuen Art. 28, welcher wohl beſſer in 
Art. 27 feinen Plat gefunden hätte, zugufügen. Dadurch ift ber 
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Gerichtsgebraudh, welcher den ftillen Gefellichafter berechtigt, bas 
Geſchäft zu überwachen, geſetzlich beftätigt worben. 

Die wichtigſte Aenderung bringt Art. 28, denn nun haftet 
der ftille Geſellſchafter, welcher ſich in die Sefhäftsführung einge 
miſcht bat, nicht mehr, wie bisher, für alle Schulden ber Gefell: 
ſchaft über feinen Antheil am Geſellſchaftsvermögen binaus, fon: 
dern nur für diejenigen, welde aus feiner Gefhäftsführung ents 
ftanden find, und für bie übrigen Tann er nur nady Ermeflen bes 
Gerichts für haftbar erklärt werben, fofern feine Handlungen ber 
Geſchäftsführung zahlreih und wichtig genug find, um Dritte über 
feine Stellung als Gefellfhafter zu täufhen. Im gefeßgebenden 
Körper hatte man anfänglich gewollt, daß die Haftımg bes fidh 
einmifchenden Gefellfhafters überhaupt in das Ermefien bes Han: 
delsgerichts geitellt werde, fügte fi) aber, al8 der Staatsrath den 
Antrag zurüdwies. Gleichwohl hat das Ermeflen der das Geſetz 
als Handelsrichter anwendenden Handelsleute einen großen Spiels 
raum, unb es fteht zu erwarten, baß fie das Geſetz nicht zum 
Schaden des freien Verkehrs allzu enge auslegen werben. 

Obwohl fomit das vorliegende Geſetz fheinbar auf dem Bo⸗ 
ben ber bisherigen franzöfiihen Anficht ftehen bleibt, wirb ver: 
muthlich die Anmwenbung eine ſolche fein, daß fie fi Faum mehr 
von ber beutichen unterfcheidet, weldhe von einem Verbot der Ge 
häftsführung durch ftille Geſellſchafter nichts weiß, natürlich aber 
diefelben perſönlich haften läßt, fjobald fie ſich beim en von 
Rechtsgeſchäften als offene Gefelichafter benehmen. (D. H. ©. ©. 
158. 167. 168. 257.) 


Geſetz vom 23. Mai 1863 über das handelsrechtliche Sauftpfand 
und die Aommilfionäre, 


Artioleunique, Le titre VI du livre I du Code 
de commerce est modifi6& ainsi qu'il euit: 


Titre VL. — Du Gage et des Commissionnaires, 
Section J. — Du Gage. 


Art. 91. Le gage constitu6 soit par un commergant, 
soit par un individu non commergant, pour un acte de com- 
merce se constate, à l’&gard des tiers comme à l'égard des 

arties contractantes, conformement aux dispositions de 
'article 109 en Code de commerce. 

Le gage, & l’&gard des valeurs n&gociables, peut aussi 
etre &tabli par un endossement regulier, indiquant que les 
valeurs ont été remises en ‚garantie, 
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A l’&gard des actions,. des parts d'intérôts et des obli- 
gations nominatives des societ&s financiöres, industrielles, 
commeroiales ou eiviles, dont latransmission s’opere par un 
transfert sur les registres de la sooiéêté, le gage peut &gale- 
ment £tre 6tabli par un transfert à titre de garantie inscrit 
sur les dits registres. 

Il n’est pas dérogé aux dispositions de l’art. 2075 du 
code Napol&on en ce qui concerne les cr&ances mobilitres, 
dont le cessionnaire ne peut &tre saisi à l’&gard des tiers 
que par la signiflcation du transport faite au d&biteur. 

Les efiets de commerce donnes en gage sont recou- 
vrables par le eröancier gagiste. 

Art, 92. Dans tous les cas, le privilöge ne subsiste 
sur le gage qu’autant que ce gage a été mis et est reste en 
la possession du er&ancier ou d'un tiers convenu entre les 
parties. Ä 

Le cer&ancier est r&pute avoir les marchandises en sa 
possession, lorsqu’elles sont & sa disposition dans ses ma- 
gesins ou navires à la douane ou dans un d&pöt public, ou 
si avant qu'elles soient arrivees, il en est saisi par un con- 
naissement ou par une lettre de voiture. 

Art, 93. A defaut de payement & l’&ch&ance, le 
or6ancier peut, huit jours apr&s une simple signification faite 
au debiteur et au tiere bailleur de gage, s'il y en a un, faire 
proc£der & la vente publique des objets donn&s en gage. 

Les ventes autres que celles, dontles agents de change 
peuvent seuls &tre charges, sont faites par le ministöre des 
eourtiers. Toutefois, sur la requ&te des parties, le pr&sident 
du tribunal de ‘commerce peut designer, pour y proc&der, 
une autre elasse d’officiers publies. Dans ce cas, l’officier 
public, quel qu’il soit, charg6 de la vente, est soumis aux 
dispositions qui r&gissent les courtiers, relativement aux for- 
mes, aux tarifs et & la responsabilit6. 

Les dispositions des art. 2 à 7 inelusivement de la loi 
du 28 mai 1858, sur les ventes publiques, sont applicables 
aux ventes pr&vues par le paragraphe pr&cedent. 

Toute clause qui autoriserait le er&ancier & 8’approprier 
le gage ou & en disposer sans les formalit6s ci-dessus pr6- 
serites est nulle. 


Section IL Des commissionnaires en gen6ral. 


Art. 93. Le commissionneaire est celui qui agit en son 
p:opre nom ou sous un nom social pour le compte d’an 
sommeltant. 

Les devoirs et les droits du commissionnaire qui agit 
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au nom d’un oommettant sont determines par le Code Na- 
pol6&on, livre Ill, titre XI. 

Art. 95. Tout commissionnaire a privilöge sur la va- 
leur des marchandises à lui expedi6es, d&posses ou con- 
sign6es, par le fait seul de l’exp6dition, du dépôt ou de Ia 
consignation, Pour tous les pröts, avances ou payements 
faits par lui, soit avant la r6ception des marchandises, soit 
pendant le temps qu’elles sont en 8a possession. 

Ce privilöge ne subsiste que sous la condition pr6serite 
par l’art. 92 qui préoède. 

Dans la er&ance privilögise du commissionnaire sont 
compris, avec’ le prineipal, les inter6te, commissions et frais. 

Si les marcaandises ont été vendues et livr6es pour 
le compte du commettant, le oommissionneire se rembourse, 
sur le produit de la vente, du moutant de sa cröance, par 
preferance aux cr&anciers du commettent. 


Section IIL — Des commissionnaires pour les 
transports par terre et par eau, 


Art. 96-102. 
(comme au Code de commerce.) 


Section IV. — Du Voiturier. 
(comme au Code de commerce.) 


Das Geſetz fügt fi, wie man fieht, völlig in die Reihe ber 
Sätze bes franzöfiihen Hanbelsgefeßbuches ein, obwohl letzteres 
über das Yaufipfand gar nichts bisher enthalten hatte. Indem bie 
auch jet noch fteben bleibenden, bisher die Sätze )1 —98 füllenden 
Beitimmungen über den Kommilflonär in bie neuen Art. 94 und 
95 zufammengebrängt wurden, wurde es möglidy, ohne bie Reihen: 
folge der Artikel abzuändern, bie neuen umfangreichen Beitimmuns 
gen über Zauftpfand als Art. 91—93 einzureihen. 

Diefe Beftimmungen füllen eine bisher ſehr fühlbare Lüde 
bes Hanbelsgefeßbudhes aus. Der Sab 2084 bed bürgerlichen 
Geſetzbuches hatte zwar erflärt, daß bie Vorſchriften deſſelben über 
Fauftpfand auf Handelsſachen Feine Anwendung finden follten, 
allein, ald das Handelsgeſetzbuch fpäter erſchien, fuchte man barin 
vergeblih nad Vorſchriften über Fauſtpfand. Es war daher nas 
türlich, daß heftiger Streit darüber entitand, in wie weit bie hoͤchſt 
beengenden Vorſchriften des Geſetzes über Fauſtpfand in Handels: 
ſachen gelten follten. Daß dabei der für bie Entwidlung des Han: 
delsverkehrs und Beihaffung von billigem Kapital unbedingt noth⸗ 
wendige, in ben Augen bes früheren Geſetzgebers aber als halbe 
Detrügerei und ald Wucher angejebene Hauftpfandvertrag nicht ges 
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beihen fonnte, mar natürlih. Zwar wurden, außer ben Leihhäu⸗ 
fern, almählih bie franzöfiihe Bank und einige Wechſelbanken 
(1848) mit dem Vorrecht verfehen, bei ihren Darlehen gewiſſe 
Bapiere ohne alle Förmlichkeit in Pfand zu nehmen und nöthigens 
falls zu verkaufen. Ebenſo wurbe durch das Geſetz vom 28. Mai 
1858 die wichtige Neuerung eingeführt, daß bie in den Waarens 
lagern liegenden Waaren vermittelit der Lagerſcheine (warrants) 
ohne alle Förmlichkeit verpfändet und im Nothfall veräußert wer: 
den können. Dadurch aber war dem Bedürfniſſe bes Verkehrs 
nicht genügt und” der Geſetzgeber entihloß fi, das Fauſtpfand 
überhaupt, wenigftend zum Vortheil des Handels, von feinen Feſſeln 
zu befreien. | 

Der nene Art. 91 beftimmt deßhalb, daß bei einem für Hans 
delsſchulden gegebenen Yaufipfand keinerlei Törmlichkeit zur Errich⸗ 
tung gefordert wird und ba bafjelbe durch jedes handelsrechtliche 
Beweismittel bewieſen werden kann. Deregierungsentwurf wollte 
urfprünglih dieſe Beſtimmung nur für den Tall geben, daß das 
Pfand von einem Handelsmann gegeben wird; ber gefeßgebenbe 
Körper faßte aber ben Sa im angegebenen freieren Sinn. Das 
bei macht es Teinen Unterjchied, ob der Pfandſchuldner und der 
Pfandgläubiger an verichiedenen Orten wohnen ober nicht, während 
man früher aus Rechtsähnlichleit mit ben Sähen über Bfandreiit 
des Kommilfionärd nur unter Solchen, welche nicht am gleichen 
Drte wohnen, eine erleichterte Pfandbeftellung geftatten wollte, 
Ferner ift beftimmt, daß bie bes Indoſſaments fähigen Papiere 
durch einfaches Indofiament zu Pfand gegeben werden können; 
ebenjo daß Einſchreibung in bie Verzeichniſſe gewiſſer Aktiengefells 
haften zur Pfandbeitellung genügt, — Sätze, welche bisher leb⸗ 
baft beftritten waren. Ws natürlihe Ausnahme ift erklärt, daß 
gewöhnliche Schuldforderungen nur dadurch gültig zu Pfand geges 
ben werben können, daß der Schulöner benachrichtigt wird; für 
diefen Fall ift fogar (man fieht nicht ein, warum) vorgefchrieben, 
baß die Förmlichkeiten des Art. 2075 erfüllt werden müſſen. 

Durch Art. 92 ift im Einklang mit ben freifinnigen Han⸗ 
delsgeſetzbüchern anerkannt, baß ber Pfanbgläubiger folange als 
Inhaber des Pfandes gilt, als er bie Verfügung darüber hat, mag 
dies Verhältniß durch wirklihe Innehabung oder durch ein Kon: 
noffament, einen Frachtbrief, einen Lagerſchein u. dgl. vermittelt 
werben, 

Dur Art. 93 ift bie wichtige Neuerung eingeführt, daß ber 
Pfandgläubiger, wenn das Pfand verfallen if, dafjelbe ohne weis 
tere8 öffentlich veräußern barf, fobald er den Schuldner einfach 
davon benachrichtigt und noch acht Tage gewartet hat. Eine Mit: 
wirkung bes Gerichte, wie bisher, ift babei überflüffig. Für bie 
öffentliche Verſteigerung find bie einfachften Formen vorgeichrieben. 
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Schließlich ift erflärt, daß es nicht geftattet ift, dem Pfandgläubi⸗ 
ger noch mehr Rechte durch Vertrag einzuräumen, als bas Geſetz 
ihm nun bewilligt. 

Wie oben bemerkt, folgen nun in Art. 94 und 95 bie Sätze 
über den Kommiffionär, welche bisher Art. 91 — 95 enthalten 
hatte. Die bier gemachten Neuerungen find weniger bedeutend, 
doch ift durch die neue Faſſung einigen, freilich grundloſen Strei⸗ 
tigfeiten vorgebeugt, welche früher erhoben wurden. So unterliegt 
e8 nun feinem Zweifel mehr, daß der Kommiffionär für alle feine 
Vorſchüſſe Prandrecht hat, mögen fie vor oder nad Abfendung ber 
Maaren gegeben fein; ebenjo bat er nun beitimmt auch für feine 
Kommiflionsgebühr ein Pfandredt. Natürli kommen dem Kom⸗ 
miffionär die freifinnigeren Beitimmungen über Verwerthung des 
Pfandes zu gut; zugleih ift aber auch die bedeutende Neuerung 
gemadt, daß ed ohne Einfluß auf das Pfandrecht bleibt, ob der 
Kommiffionär mit dem Kommittent am gleichen Orte wohnt, oder 
nicht. Nach dem früheren Art. 93 Hatte befanntlid nur der an 
anderem Drte wohnende Kommiffionär ein Pfandredt, da man 
meinte, ein reblider Kommiſſionär müfje ftet8 vom Kommittent 
entfernt wohnen, und wenn dies nicht der al, fei er wohl gar 
nur ein verfappter Wucherer. Der Berichterjtatter im gejchgeben- 
den Körper geißelt diefe veraltete Anſchauung in treffender Weiſe. 


3. 


Gefeb vom 23. Mai 1863 über Gefelifchaften mit befchränkter 
Baftung. 


Art. 1. Il peut ötre form&, sans l’autorisation exigée 
par l’art. 37 du Code de commerce, des societeEs commer- 
eiales, dans lesquelles aucun des associes n’est tenu au delä 
de sa mise, 

Ces societes prennent letitre de socidtesärespon- 
sabilite limitde. 

Elles sont soumises aux dispositions des articles 29, 
30, 32, 33, 34, 386 et 40 du Code de commerce. 

Elles sont administr&es par un ou plusieurs mandataires . 
à temps, revocables, salaries ou gratuits, pris parmi les 
8380CIE8. 

Art. 2. Le nombre des associes ne peut &tre inf6rieur 
à sept. 

Art 3. Le capital social ne peut exc&der vingt 
millions de francs (20,000,000 fre). 

Il ne peut être divise en actions ou Coupons d’actions. 
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de moins de oent franos, lorsqu'il n’excöde pas deux cent 
mille francs, et de moins de cing cents francs, lorsqu'il est 
superieur. 

Les actions sont nominatives jusqu '& leur entiöre lib6- 
ration. 

Les actions ou coupons d’actions ne sont n&goeiables 
qu’apres le versement des deux cinquiömes. 

Les souscripteurs sont, nonobstant toute stipulation con- 
traire, responsables du montant total des actions par eux 
aousorites. | | 

Art. 4. Les societ6s à responsabilitö limit6e ne peuvent 
&tre definitivement constituees qu'après la souscription de la 
totalit6 du capital social et le versement du quart au moins 
du capital qui consiste en num6raire. 


Cette souscription et oes versements sont constat6s par 
une declaration des fondateurs, faite par aote notarie, 


A cette déolaration sont annexés la liste des souscrip- 
teurs, l’&tat des versements efleotu&s et l’acte de socièté. 


Cetie d6claration, avec les pitces à l’appui, est sou- 
mise, à la premiöre assembi6e generale, qui en verifie la 
sincerit£. 

Art. 5. Lorsqu'un associ& fait un apport qui ne con- 
siste pas en nume&raire, ou stipule & son profit des avantages 

artieuliers, la premiere assembl&de générale fait appre&cier 
* valeur de l'apport ou la cause des avantages stipulés. 

La societe n'est definitivement constituee qu’apres l’appro- 
bation dans une autre assembl6e gönerale, apr&s une nouvelle 
sonvocation. 

Les associes qui ont fait l’apport ou stipul6 les avan- 

soumis à l’appreciation et à l’approbation de l’assem- 
blee gen6rale n’ont pas voix deliberative. 

Cette approbation ne fait pas obstacle à l’exereice ul. 
t6rieur de l’action qui peut &tre intent6e pour cause de dol 
ou de fraude. 

Art: 6. Une assemblée generale est, dans tous les cas, 
convoqu6e & la diligence des fondateurs, postörieurement à 
Pacte qui eonstate la souscription du capital social et le 
versement du capital qui consiste en nume&raire. Cette assem- 
bil6e nomme les premiers administrateurs; elle nomme é6ga- 
lement, pour ia premiöre annde, les commissaires institu6s 
par Vart. 15. 

Ces administrateurs ne peuvent être nomm6s pour plus 
de six ans; ils sont rö6ligibles, sauf stipulation contreire. 

Le procös-verbal de la s6ance constate l’aoceptation 
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des administrateurs et des commisssires presents & is 
réunion. 

La soci6t6 est constitu6e à partir de oette aoeoptation. 

Art, 7. Les administreteurs doivent âtre propridtaires, 
par parts 6gales, d’un vingtiöme du capital social. 

Les actions formants ce vingtiöme sont affeothes & la 
garantie de la gestion des administrateurs, 

Elles sont nominatives, inali6nables, frapp6es d’un 
— indiquant l’inali6nabilit6 et dépoſsées dans la onisee 
sociale. 

Art. 8. Dans la quinzaine de la eonstitution de la 
sooi6te, les administrateurs sont tenus de d&poser au greffe 
du tribanal de commerce: 1) une expedition de l’aote de 
societ6 et del’acte constatant la souscription du capital et du 
versement du quart; 2) une copie certifi6e des delib6rations 
prises par l’assemblöe généraloe dans les cas prevus par les 
artioles 4, 5 et 6, et de la liste nominative des souscripteurs, 
contenant les noms, pr&noms, qualits, demeure etle nombre 
d’actions de ohacun d’eux. 

Toute personne a le droit de prendre communication 
des piöces susmentionndes, et möme de s’en faire dälivrer 
une copie & ses frais. 

Les m£mes documents doivent &tre affiches, d’une 
manidre apparente, dans les bureaux de la societt. 

Art. 9, Dans le même delai de quinzaine, un extrait 
des actes et delib6retions Enonc6s dans l’artiole preosdent 
est transcrit, publi6 et affiche suivant le mode preserit par 
l’art. 42 du Code de commerce. 

L’extrait doit contenir: les nome, pr6noms, qualitss et 
demeures des administrateurs; la'designation de la soci6te, de 
son objeot et du siège social; la mention qu’elle est à respon- 
sabilit& limitee; l’6&noneistion du montent du capital social, 
tant en num6raire qu’en autres objects; la quotite a prélever 
sur les bénéfloes pour composer le fonds de r&serve; l’&poque 
ou la societ6 commence et celle oü elle doit finir, et la date 
. depöt au greffe du tribunal de commerce, prescrit par 
'art. 8. 

L’eztrait est signed par les administrateurs de la socidte. 

Art. 10. Tous actes et deöliberations ayant pour ob- 
jôt la modification des statute, la oontinuation de la socidte 
au delä du terme fix6 pour sa dur6e, la dissolution avant oe 
terme etle mode de liquidation, sont soumis aux formalit6s 
preserites par les articles 8 et 9. 

Art. 11. Dans tous les actes, faotures, annonoss, 
publications et autres doouments dmands des socidtös A 
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zosponsabili6 limitse, la denominetion sociale doit toujours 
&tre préoédôs ou suivie immediatement de ces mots, 6derits 
lisiblement en toutes lettres; Bociste A responsabilite 
limitee, et de l’önoneistion da montant du capital social. 

Art. 12. Il est tenu, ohaquè annde au moins, une 
assemblöe gänerele A l’epoque fixde par les statuts. Les 
statuts döterminent le nombre d’ations qu’il est neoessaire 
de posseder, soit & titre de propriätaire, soit & titre de man- 
dataire pour être admis dans l’assemblee, et le nombre de 
voix appartenant & chaque actionnaire, eu &gard au nombre 
d’aetions dont il est porteur. 

Neanmoins, dans les premiäres assembl6es gendrales, 
appeldes à statuer dans les cas prévus par les articles 4, 5 
et 6, tous les aotionnaires sont admis avec voix deliberative, 

Art. 13. Dans toutes les assembldes générales, les 
delib6rations sont prises à la majorit6 des voix. 

Il est tenu une fenille de pr&senee; elle contient les 
noms et domiciles des actionnaires et le nombre d’aotions 
dont ehacun d’eux est porteur. Ä 

Cette fenille, oeriifi6e par le bureau de bassembi6e, 
est déposée au sidge social et doit ätre communiquée A 
tout requ6rant, 

Art. 14. Les assembledes génrales doivent Atre com- 
pos6es d’un nombre d’aotionnaires reprösentant le quart au 
moins du capital social. 

Bi Passemblöe generale ne r&unit pas ce nombre, une 
nouvelle assembl&e est convoqude, et elle deliböre valable- 
ment, quelle que soit la portion da capital reprösent6e par 
les sctionnaires présents. 

Mais les assembl&es qui delibärent, 

Sur l’objst indiqu6 dans l’art. 5, 

Sur la nomination des premisrs administrateurs, dans 
le ons prevu par l’artiele 6, 

Bur les modifleations aux statuts, 

Sur des propositions de oontinuation de la socidt# au 
delä du terme fix6 pour sa durse, ou de dissolution avant oe 


Ne sont rögulitrement constituses et ne delibörent va- 
lablement qu’autant qu’elles sont composees d’un nombre 
d’actionnaires reprösentant au moins la moitis du capitsl 
social, 


Lorsque d’assemblde deliböre sur l’objet indiqus dans 
V’article 5, le capital social, dont la moiti6 doit &tre repr6- 
sentös, se Compose seulement des apporte non soumis A 
verißeation. . 
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Art. 15. Lassemblée geénérale annuelle dösigne un om 
plusieurs commissaires, associes ou non, charges de faireun 
rapport & l’assemblde generale de l’annde suivante sur la ei- 
tuation de la sociste, sur le bilan et sur les oomptes pr#- 
sentes par les administrateurs. 

La dsliberation contenant approbation du bilan et des 
comptes est nulle, si elle n’a 6t6 précédée du rapport des 
commissaires, 

A defaut de nomination des oommissaires par l’assem- 
biete generale, ou en cas d’empöchement ou de refus d’um 
ou de plusieurs commissaires nommes, il est procédé & leur 
nomination ou & leur remplacement par ordonnance du pre- 
sident du tribunal de commerce du sitge de la societs, à la 
requöte de tout inisresse, les administrateurs düment appelss. 

Art. 16, Les commissaires ont droit, toutes les fois 
qu'ils le jugent convenable, dans l'intérèêt social, de prendre 
communication des livres, d’examiner les operations de le 
soci6t6 et de convoquer l'assemblée genörale. 

Art. 17. Toute soci6t6 & responsabilit& limitse doit 
dresser, chaque trimestre, un état r&sumant sa situation aclive 
et passive. 

Cet 6tat est mis à la disposition des commissaires. 

Dl est, en outre, établi, chaque annde, un inventaire 
oontenant l’indication des valeurs mobilieres et immobilidres 
et de toutes les dettes actives et passives de la societs. 

Cet inventaire est presents k l’assemblde generale. 

Art. 18. Quinze jours au moins avant la r6union de 
l’assemblde göntrale, une copie du bilan r&sumant l’inventaire 
et du rapport des oommissaires est adressce à chacuı des 
actionnaires connus, et dé pose au grefie du tribunal de 
commerce. 

Tout aotionnaire peut, en outre, prendre au sidge social 
communication de l’inventaire et de la liste des aciionnaires, 

Art. 19. Il est fait annuellement sur les böntfiees nets 
un prölövement d’un vingtitme au moins, affeotè à la forma- 
tion d’un fonds de reserve, 

Ce prelövement cesse d’&tre obligatoire lorsque le fonds 
de reserve a atteint le dixiöme du capital social. 

Art. 20. En cas de perte des trois quarts du capital 
social, les administrateurs sont tenus de provoquer la réu- 
nion de l’assembide generale de tous les actionnaires, & l’effet 
de statuer sur la question de savoir s'il y a lieu de pronon- 
cer la dissolution de la socist£. 

La resolution de l’assemblöe est, dans tous les 
zendue publique dans les formes presorites par l’artiole 8.. _ 
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‘A döfaut, par les administrateurs, de röunir l’assemblee göns- 
rale, tout interesss peut demander la dissolution de la socists 
devant les tribunaux. 

Art. 21. La dissolution doit &tre prononose, sur le 
demande de tout interesse, lorsque six mois se sont &coules, 
depuis !’öpoque oü le nombre des associeds a &t6 r&duit & 
moins de sept. 

Art. 22. Des ansocids representant le vingtiöme au 
moins du capital social peuvent, dans un inter&t commun, 
eharger à leurs frais un ou plusieurs mandataires d’intenter 
une action contre lesadministrateurs, A raison de leur gestion, 
sans pröjudice de l’aotion que chaque associ6 peut intenter 
individuellement en son nom personel. 

Art. 23. Il est interdit aux administrateurs de prendre 
ou de oonserver au inter&t direct ou indireet dans une opé- 
ration quelcongue, fait avec la soceist# ou pour son oompte, 
a moins qu’ils n’y soient autorisdes, par l’assemblde generale 
pour certaines opörations sp6cialement determindes. 

Art. 24. Est nulle et de nul effet, à l’6gard des in- 
töress&s, toute socidt# à responsabilits limit6e pour laquelle 
n’ont pas &t& observ6es les dispositions des articles 1, 3, 4, 
5, 6, 7, 8 et 9. 

Sont &galement nuls les actes et deliberations designds 
dans Yarticle 10, s’ils n’ont point éto deposes et publies dans 
les formes prescrites par les articles 8 et 9, 

Cette nullit# ne peut $ire oppossde aux tiers par les 
ass0ci6s. 

Art. 25. Lorsque la nullit6 de la socidt6 ou des actes 
et deliberations a dt6 prononcde aux termes de l’article 24 ei 
dessus, les fondateurs auxquels la nullit6 est imputable et les 
administrateurs en fonctions au moment oü elle a été en- 
eourue sont responsables solidairement et par corps envers 
les tiers, sans pröjudice des droits des actionnaires. 

La m6me responsabilit solidaire peut #tre prononese 
contre ceux des associes dont les apports ou les avantages 
n’auraient pas été verifids et approures conformement à 
Particle 5. 

Art. 26. L’stendue et les effets de la responsabilits 
des commissaires envers la societ# sont determinds d’aprös 
les rögles gönsrales du mandat. 

Art. 27. Les administrateurs sont responsables, oonfor- 
möment aux rögles du droit commun, soit envers la sociöts, 
soit envers les tiers, de tous dommages-intersts resultant des 
infraotions aux dispositions de la presente loi, et des fau 
par eux eommises dans leur gestiom, 


- Ds sont tenus solideirement du prejudice qu’ils peuvent 
avoir cause, soit aux tiere, soit aux associss, en distribuant 
ou en laissant distribuer sans Opposition des dividendes qui, 
d’aprös Petat de la socidtE constats par les inventaires, n'étaient 
par re6ellement aoquis. 

Art, 28. Toute coniravention & la presoription de 
article 11 est punie d’une amende de cinquante francs A 
mille france. 

Art. 29. Sont punis d’une amende de cing oent franes 
a dix mille francs ceux qui, en se prösentant comme pro- 
pri6taires d’aotions ou de eoupons d’actions qui ne leur 
sppartiennent pas, ont oréé frauduleusement une majorits 
factice dans une assemblée generale, sans prejudice de tous 
dommages-interdte, a'il y a lieu, envers la socidt# ou envers 
les tiers, 

La meme peine est applicable A oeux qui ont remis les 
aetions pour en faire l’usage frauduleux. 5 

Art, 30. L’&mission d’aetions faite en contravention à 
Particle 8 est punie d’un emprisonnement de huit jours à 
six mois et d’une amende de eing oents franes à dix mille 
francs, ou de l’une de ces peines seulement. 

La negociation d’actions ou coupons d’actions faite con- 
trairement aux dispositions du m#me artiele 8 est punie d’une 
amende de cing 6ents francs à dix mille france. 

Sont punies de la même peine toute partieipstion & 
ces negocistions, et toute publication de la valeur desdites 
actions, 

Art. 81. Sont punis des peines portées par l’artiele 
405 du Code penal, sans prejudice de V’application de ce 
article à tous les faits constitutifs du delit d’eseroquerie: 

1) Cenx qui, par simulation de souscriptions ou de 
versements, ou par la publication faite de mauvaise foi de 
souscriptions ou de versements qui n’existent pas ou de 
tous autres faits faux, ont obtenu ou tents d’obtenir des 
souscriptions ou des versements; 
| 2) Ceux qui, pour provoquer des souscriptions ou des 
versements, ont, de mauvaise foi, publi€ les noms de per- 
sonnes designdes, oontrairement à la veritd, comme étant ou 
devant ötre attachtes & la socidtd A un titre queloonque; 

3) Les administrateurs qui, en l’absence d’inventaires 
ou au moyen d’inventaires frauduleux, ont opere ou laisss 
operer, sciemment et sans Opposition, la röpartition de divi- 
dendes non reellement acquies. 

Art, 52. L’articie 463 du Code psnal est applisable 
aux faite prövus par la pr6sente loi. 
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Es it wohl nicht zuviel gefagt, wenn das vorſtehende Geſet 
als die wichtigfte Aenderung bezeichnet wird, welche in bem frans 
zöftfchen Handelsrecht feit einem halben Jahrhundert vorgegangem 
if. Zwar Tann man fchwerli der bei Begründung des Geſetz⸗ 
entwurfe® ausgeiprodenen Behauptung beiftimmen, e8 werbe durch 
dieſes Geſetz eine ganz neue Rechtseinrichtung, eine vierte Art der 
Handelsgeſellſchaft gefhaffen; denn die neue „Sefellihaft mit bes 
ſchränkter Haftung” ift ihrem Weſen nah nichts Anderes als die 
laͤngſt bekannte Altiengeſellſchaft, welche das franzöſiſche Geſetz uns 
tes dem Namen „unbenannte“ Geſellſchaft behandelt. Während 
aber bisher durch Sat 37 ber Handelsgeſetzbuches das Beſtehen 
jeder ſolchen Aktiengefellihaft an die Erlaubniß des Staatsobers 
haupts gefnüpft ward, ift nun die Errichtung folder Sefellichaften 
ta das freie Belieben ber Bürger geftellt, fofern fie nur die im 
Geſetz gegebenen Borfchriften befolgen. Daß eine ſolche ohne Er: 
lanbniß errichtete Aktiengefellichaft fi, um Täufchungen zu vermels 
den „Sefellihaft mit beichränkter Haftung” nennen muß, während 
diejenigen Altiengefellfchaften, welche nicht unter dem neuen Geſetz 
ſtehen wollen, weiche alfo befondere Vorrechte beanfpruden und 
ſolche erſt durch befondere Bewilligung von Seiten des Staates 
oberhaupts erwerben müflen, nach wie vor al6 „unbenannte” Ges 
ſellichaften bezeichnet werden, ändert natürlich ihr Weſen nicht. 

Der Gang der franzöfifchen Gefebgebung über Aftiengefells 
haften ift höchft merfwürdig und vielfach belehrend, beſonders 
wenn man bamit bie benadhbarte englifhe Geſetzgebung vergleicht. 

Die Grundlage des Rechtsverkehrs, daß Jedermann mit feis 
wem ganzen Vermögen für Zahlung feiner Schulden haftet, erleidet 
natürlich an fi) dadurch Feine Aenderung, daß mehrere Perjonen 
gemeinschaftlich als Geſellſchaft eine Schuld Übernehmen. 

In England wurde deshalb aud bis 1855 biefer Grundſatz 
mit aller Strenge auf alle Arten von Gefellihaften angewandt, 
indem bis dahin jedes Gefellihaftsglied mit feinem ganzen Vermö⸗ 
gen für alle Schulden der Gefellichaft haftete und zwar, nad) Hans 
delsrecht, fammtverbindlich. 

Eine ftille Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, eine ebenfo nur 
beichränkt haftende Aktiengefellichaft gab es bis dahin in England nicht, 
fofern nicht in feltenen Fällen ein Löniglicher Freibrief ober eine Parla⸗ 
mentsakte das Vorrecht der Körperfchaft verlieh. Diearge Beläftigung 
bes redlichen Verkehrs und bie ſchwere Unbilligkeit, welche ſehr häufig 
durch dieſes Verhältniß herbeigeführt wurde, führte endlich zu dem 
Limited-Liability:@Gejeg von 1855 und ben Joint - Stock - Com- 
pegnies⸗Geſetzen von 1856 und 1857*),. Nach dieſen lebteren 
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Geſetzen iſt es nım völlig in das Belichen einer Altiengeſellſchaft 
geftellt, ob fie unbefchräntt oder nur beſchränkt haften will; nur 
muß fie Dies fchon durch ihre Benennung ganz zweifellos erflären 
und ſich außerdem gewifien geſetzlichen Vorſchriften unterwerfen, 
wozu befonders unbedingte Deffentlichleit ihres Lebens und firenge 
Haftung felbft für Nacläffigkeiten gehört. Wichtig ift aud, daß 
bag engliihe Recht „Aktien auf Inhaber” durchaus nicht amerfennt. 
Unter Herrſchaft diefer neuen Gefehgebung entfaltet ſich gegenwär⸗ 
tig in England ein wahrhaft großartiges Altiengefellichaftsweien 
um Segen ber öffentlihen Wohlfahrt, ohne daß ein vorſichtiger 
ann irgend durch Aktienſchwindel gefährdet würde. 

‚ Sn Stankreid anderſeits war bie bejchränkte Haftung bes 
ſtillen Geſellſchafters eine längft anerfannte Sache; ebenfo unterlag 
es Teinem Zweifel, daß der Gefellichafter in einer reinen Altiens 
gefellihaft nur mit feiner Aktie für Gefellihaftsichulden baftete, 
allein zur Erlangung dieſes Vorrechts bedurfte es der Erlaubniß 
bed Staatsoberhaupts zur Errichtung der Gefellihaft. Man wollte 
fowohl ber Gefährdung der Gläubiger, als auch der Aktionäre 
buch ſolche Ueberwachung, welche ber Regierung eine fiete Eins 
mifhung in das Leben ber Aktiengeſellſchaſt ermöglichte, vorbeugen, 
Seltfamer Weife geftattete man aber ganz allgemein, die Antheile 
ber ftillen Geſellſchafter in Aktien zu zerlegen, ohne baß es biezu 
einer Erlaubniß bedurfte. Nun warf fih bei Entwidlung bes Bers 
kehrs das Kapital, welches die Einmifhung des Staats bei reinen 
Aktiengeſellſchaften fcheute, auf die Kommanbit: Aktiengefellichaft, 
eine Geſellſchaftsform, welde bei richtig entwidelter reiner Als 
tiengeſellſchaft eigentlih gar Leine Berechtigung bat, hoͤchſt 
oefährlih und überflüffig if. Der urſprünglich die Hauptperſon 
bildende Komplementar ſank zum Stroßmann der Kommanbitiften 
berab, behielt aber durch feine unbeſchraänkte alleinige Geſchäftofüh⸗ 
rung die gefährlihe Macht, die ftilen Gefellihafter unvermerkt zu 
berauben. Das Gelb der letztern wurbe bie Hauptfahe und durch 
bie ärgſten Schwindeleien beuteten f. g. Gründer die leichtgläubis 
gen Bürger aus. Diefer Zuftand wurbe befonders in ber Schwins 
belzeit ber fünfziger Jahre (nad) Wieberherftellung der f. g. Ord⸗ 
nung) unerträglid, und ber Geſetzgeber ſah fich genöthigt, einzus 
ſchreiten. So entitand das Geſetz vom 17. Juli 1856 über die 
Kommandit⸗Aktiengeſellſchaften. 

Durch ſtrenges Gebot der Oeffentlichkeit bei Errichtung, durch 
weitgehende Haftung der Geſchäftsführer und Gründer für Schwinde⸗ 
leien jeder Art, durch Einführung von Aufſichtsräthen mit ſtrenger Haf⸗ 
tung für Nachläſſigkeiten, durch Vorſchriften über Zeichnung, Betrag 
und Veräußerung ber Altien ſuchte man den beſtehenden Uebelſtänden 
abzubelfen. Nach der Erklärung ber Gefehgeber gelang dies auch 
in Bezug auf bie Betrügereien und Schwinbeleien vollitänbig, allein 
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bas - Zwitterweſen ber Rommanbit-Atiengefellichaften mit einem 
verantwortlichen Strohmann und ohnmächtigen Kapitaliften konnte 
baburch nicht geändert werden. 

Die ftrenge Berantwortlichlett fchredite überdies von ber Bils 
bang, ja auch nur Fortführung folder Gefellihaften bermaßen ab, 
daß im Berlauf weniger Jahre das Gefammtlapital berfelben auf 
einen geringen Bruchtheil bes frübern Betrags herabſank: das 
Kapital der in ber Zeit vom 1. Juli 1854 bis 30. Juni 1855 
gebildeten Kommanbit » Aktiengefellihaften hatte 968 Mill. France 
betragen, für 1861—1862 dagegen das Kapital ber Geſellſchaften 
70 Millionen. 

So befand fi troß bem Gefebe vom 17. Juli 1856 das 
franzöfifche Kapital im Nachtheil gegenüber den freien englifchen 
Altiengefellfchaften, welche doch durch den bald darauf gefchloflenen 
Hanbelsvertrag volle Freiheit erworben haben, in Frankreich Han⸗ 
bei zu treiben. Um nun, eingeflandener Maßen, biefe Ungleichheit 
zu befeitigen unb bie franzöfifhen Aktiengefellihaften zur Wettber 
werbung zu befähigen, ift das oben mitgetheilte Gefek vom 23. 
Mai 1863 über Geſellſchaften mit befchränfter Haftung ergangen, 
indem man bie bewährten Grundſätze bes Geſetzes über Koms 
manbit:Altiengefellfchaften auf die reine Aktiengefellfihaft anwanbte 
und fi im Mebrigen an das Vorbild ber englifhen Gefche von 
1856 unb 1857 bielt. 

Die Richtung biefed neuen Geſetzes Tann in Kürze bahin 
angegeben werben, baß es nun ohne befondere Erlaubniß geftattet 
ift, Aktiengefellihaften mit beſchränkter Haftung zu errichten, fofern 
nur dabei die Vorfchriften des Geſetzes beobachtet werben. Yu 
benfelben gehört beſonders das Gebot, bei Benennung ber Gefell: 
ſchaft ausdrücklich zu erklären, daß diefelbe nur befchräntt für ihre 
Schulden hafte; ferner das Gebot voller Deffentlichkeit bei Errich⸗ 
tung und während ber Thätigleit ber Geſellſchaft; Haf— 
tung der urfprünglichen Zeichner für den vollen Betrag der Aftien; 
Berbot ber Gründung, ebe ber volle Betrag gezeichnet und ein 
Biertel eingezahlt ift; Schub gegen Bedingung ungerechter Vor⸗ 
theile ber Gründer; Nothwendigkeit, daß bie Vorſtände Aktionäre 
fein müfjen; ftrenge Haftung der Vorftände für Nachläffigkeit ober 

ar Schwindeleien aller Art; Borfchriften über Berufung unb 
ätigleit ber allgemeinen Berfammlungen; Pflicht zur Ernennung 
von Auffehern, welche bie Thätigkeit der Vorſtände überwachen 
und jelbft verantwortlich find; Pflicht regelmäßiger Rechnungsab: 
Inge; Anlegung eines Reſervefonds 

Indem ih nun die wichligften Beftimmungen ber einzelnen 
Güte hervorheben will, ift vorerft zu bemerken, daß das neue 
Geſet nach Art. 1: „es können Hanbelsgefellihaften gebildet 
werben” auf rein bürgerliche Vereine, welche nicht Hanbelögeichäfte 
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treiben, nicht anwendbar iſt. Der Ausſchuß des gelehaebenben 
Körpers hatte beantragt, daß auch bie lehteren, glei wie mad 
ben englifden Geſetzen, von- dem nenen Recht follten Ges 
brauch machen Lörmen. Der Staatsrath ging jedoch auf biefen Ans 
trag nit ein und ber Ausſchuß begnügte fi mit dem in feinem 
Beriht begrabenen Wunſch, daß die rein bürgerlihen Vereine, 
weldhe in Frankreich völlig von bem Belieben der Regierung abs 
hängen, bald fich ähnlicher Freiheit erfreuen möchten, wie die Dans 
beisgefellihaften. Daß bie neue Gefellihaft „mit befchränkter Haf⸗ 
tung” nichts anders ift, als bie „unbenannte Geſellſchaft“ des 
Handelsgeſetzbuchs, geht aus dem $. 3 hervor, wonach Art. 29, 
30, 32, 33, 34, 36 und 40 des Handelsgeſetzbuchs auf fie anges 
wendet werben follen. 6. 4 beftimmt, baß bie Vorſtände aus der 
Zahl der Aktionäre zu nehmen find. Nach dem bisherigen Geſet 
(C. d. o. 31) war die® befanntlih nicht nothwendig, man ließ 
fih aber durch den Gedanken leiten, daß Vorſtände, welche nichts 
zu verlieren haben, ſich leichter Nachläffigkeiten zu Schulden kommen 
laflen würben, als betheiligte Gefelfichafter. 

Nah Urt. 2 darf die Zahl ber Teilnehmer nicht weniger 
als 7 betragen, und ebenfo barf fie nach Art, 21 nicht unter biefe 
Zahl fpäter herabfinten. Diefe Vorfchrift ift dem englifchen Gefch 
entlehnt und beruht auf dem Gebanken, daß für weniger als ficben 
bie Vorrechte der Aktiengefellichaften unnöthig fein. Der Regie⸗ 
rungsentwurf hatte die Zahl fogar auf 10 feitgeleht; allein der 
gefeßgebende Körper fehte es, mit Berufung auf England, durch, 
daß biefe Zahl ermäßigt ward. 

Art.3 Schreibt vor, daß das Gefellihaftsvermägen nicht mehr 
als 20 Millionen Kranken betragen barf. Dieſe Beftimmung ers 
fheint als eine Art von Vergleich zwiſchen bem gejeßgebenden 
Körper, weldher wie bei ber Kommanbitgefellihaft bie Größe des 
Kapitald ganz frei geben, und bem Staaterath, welcher es nicht 
weniger als 200,000, und nicht mehr ald 10,000,000 groß fein laſſen 
wollte. Die übrigen Borfchriften des Art. 8, daß eine Aktie nicht 
weniger als 100 Franken betragen darf, wenn das Geſellſchafts⸗ 
vermögen nicht mehr als 200,000, und nit weniger als 500, 
wenn es mehr beträgt, ebenfo daß bie Aktien erſt nad) voller Sins 
zahlung auf ben Inhaber geftellt werben koͤnnen, daß fie erſt, wenn 
40 Brozent eingezablt find, handelsrechtlich veräußert werden bürs 
fen, und baß die erften Zeichner jebenfall® für den vollen Betrag 
ber Altien verhaftet bleiben, — diefe Borfchriften find wörtlich dem 
Geſetz von 1856 entnommen. Das Gleiche ift der Fall bei bem 
Art. 4, wonach bie Gefellfchaft erft nad Zeichnung bes vollen Des 
trags ber Aktien und Einzahlung von 25 Prozent endgültig gegrun⸗ 
bet werben darf. Aehnlich ift and Art 5, wonach ber Werthau⸗ 
ſchlag bes nicht in Gelbe beſtehenden Beibsingens und beſaudere 
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Vorthelle der Grlinder nur durch zwei allgemeine Verſammlungen, 
bei weldhen die Betheiligten eine Stimme haben, genehmigt were 
den bürfen, nur eine etwas verbefierte Yaflung gleichbebeutenber 
Borfchriften bes Geſetzes von 1856. | 

Nah Art. 6 ift nah Erfüllung der Vorſchrift bes Art. 4 
jedenfalls eine allgemeine Berfammlung zu berufen, welche bie Vor⸗ 
Rände zu wählen bat. Diefelben bürfen nur auf ſechs Jahre ges 
wählt werben, find aber, wenn es die Satzungen nicht unterfagen, 
flets wieder wählbar. Sie müflen nad Art. 7 außerbem wenige 
ftens ein Zwanzigſtel des Altienfapitals, zufammen und zu gleichen 
Theilen, befigen, wobei dann die betreffenden Aktien auf ihren Ras 
men geftellt und als unveräußerlich hinterlegt werden müſſen. Daß 
bei diefer ganz neuen Vorfchrift der Gedanke zu Grunde liegt, bie 
Vorſtände dauernd an das Gebeihen ber Gefellihaft zu fefleln, ift 
oben angedeutet worden. Sie ift auf das Gutachten des Parifer 
Handelsgerichts, mit bem Vorſitzenden Denidres an ber Spike, in 
ben Entwurf aufgenommen worden und lautete urfprünglid, dahin, 
baß der Vorſtand fogar ein Zehntel befiten müfje. Bei ber Beras 
thung fand man bies aber doch zu läflig, und fo wurbe ber Betrag 
anf ein Zwanzigſtel herabgeſetzt. | 

Die Artitel 8—10 fihern bie volle Deffentlichleit bei Grün⸗ 
bung ber Geſellſchaft, indem innerhalb 14 Tagen eine Ausfertigung 
bes Gelellichaftsvertrags, der Lifte der Unterzeichner u. |. w. und 
ebenfo ein Auszug daraus mit Benennung ber Vorftände umd Ans 
derem beim Handelsgericht zur Einficht: für Jedermann aufgelegt 
werben muß. In gleicher Weife ift auch jede Abänderung ber 
Satzungen, Verlängerung oder Auflöfung ber Gefellihaft öffentlich 
zu machen. Der Regierungsentwurf hatte urſprimglich die Hinter⸗ 
kegung des Gefellichaftsnertrags felbft nicht geforbert, unb erft nad 
den Antrag des vom gefebgebenden Körper gewählten Ausſchuſſes 
wurde Art. 8 zugefügt. 

In Art. 11 ift die wichtige Vorfchrift gegeben, daß bei allen 
Urkunden, Rechnungen, Ankündigungen u. f. w. ber Geſellſchaft 
jedesmal unmittelbar vor oder nach bem Namen ber Gejellihaft 
bie Worte: Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung (societ A respon- 
— limitse) ſtehen muſſen, bei Strafe von 50 bis 1000 Frk. 

238). 

Outgläubige Dritte follen dadurch fortwährend vor Schaben 
gewarnt werben. Dieje zweckmäßige Beftimmung tft ber engli⸗ 
ſchen Vorſchrift nadjgebilbet, wonach ſtets das letzte Wort in der 
Benennung ber Geſellſchaft „beichränkt” (limited) fein muß. 

Die Art. 12 — 14 enthalten Beitimmungen über die allge 
meine Berfammlung. Es ift danach den Sasgungen überlafien, feſt⸗ 
zufeßen, wieviel Aktien eine Stimme haben; jedoch follen in ben 
oben angeführten erften Berfammlungen alle Aktionäre ſtimmbe⸗ 
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rechtigt fen. Ferner müflen bei jeber Verſammlung zur Verhütung 
von Betrügereien alle Erfchienenen aufgezeihnet werden. Als 
Regel ift feftgeftellt, daß in der allgemeinen Berfammlung wenigs 
ftens ein Biertel des Geſellſchaftskapitals vertreten fein muß; wenn 
aber dieſes Viertel nicht zufanmenfommt, fo fol eine neue Ber: 
fammlung berufen werden, welde bann ohne Rüdfiht auf bas ver⸗ 
tretene Kapital befhlußfähig if. Handelt es fih jedoch um Ges 
nehmigung bes Beibringend ber Gründer, eritmalige Vorftande- 
wahl, Abänderung der Sabungen, Berlüngerung ober Auflöfung 
ber Gefellfchaft, fo muß jedenfalls die Hälfte des Gefellichaftsfapis 
tals in der Verfammlung vertreten fein. 

Sehr beachtenswerth ift Art. 15 folgende, worin Vorſchrif⸗ 
ten über Beauffihtigung des Vorſtandes gegeben find. Nach bem 
englifchen Geſetz follen jährlich von der Berfammlung f. g. Audi⸗ 
toren ernannt werben, weldhe die Jahresrechnung zu prüfen haben, 
und außerdem fol, wenn Aktionäre dies fordern, das Handelsamt 
f. 9. Inſpektoren ernennen, welche ben ganzen Stand ber Geſell⸗ 
Ihaft unterfuhen. Das franzöfiihe Gefetz verſchmelzt diefe beiden 
Beamten und läßt jährlihd Kommiſſare wählen, welche Rechnung 
und Bilanz prüfen und jährlid barüber wie über ben ganzen 
Stand der Gefellichaft zu berichten haben. Sie haben deshalb das 
Recht, fo oft fie wollen, die Bücher einzufehen, die ganze Geſchäſts⸗ 
führung zu prüfen und nöthigenfalls die allgemeine Berfammlung 
zu berufen, Unterläßt die Jahresverfammlung bie Wahl ber Kom: 
miffare, oder find fie verhindert, ober lehnen ab, jo ernennt fie ber 
Vorſitzende bes Handelsgerichts. 

Nach Art. 17 iſt vierteljährlich der Stand der Geſellſchaft 
in Forderungen und Schulden aufzuſtellen und den Kommiſſaren 
mitzutheilen. Jährlich iſt dann ein vollſtändiges Vermögensver⸗ 
zeichniß mit Angabe aller Werthe, der Schulden und Forderungen 
zu errichten. Die danach gezogene Bilanz und ber Bericht ber 
Kommifjare darüber ift auf dem Handelsgericht zu Jebermanns 
Einfiht aufzulegen und allen befannten Aktionären mitzutheilen. 

Art. 19 beftimmt gemäß dem Gebrauche ordentlicher Gefells 
ſchaften, daß jährlich wenigſtens ein Zmanzigftel des Gewinne fo 
lange zurüdgelegt werben muß, bis ein Zehntel des Geſellſchafts⸗ 
kapitals in folder Weife angefjammelt ift. 

Art. 20 enticheibet die viel beftrittene Yrage, ob die Gefells 
ſchaft aufzulöfen ift, wenn ein beftimmter Theil des Grunblapitale 
verloren gegangen if. Nah dem Entwurf müßte die Auflöfung 
nad Verluſt von brei Viertel erfolgen. Man fand dies aber zw 
fireng und forderte, ähnlich wie in England, nur daß dann alsbald 
alle Aktionäre zu berufen find, bamit fie befchließen, was ges 
— * und daß dieſer Beſchluß öffentlich bekannt zn 
ma 
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Nach dem Art. 22 follen Aktionäre, welche minbeftene ein 
Zwanzigſtel de6 Grundkapitals befiben, zum Behuf ber Führung 
eines Nechtsftreites gegen ben Borftanb wegen ber Geſchäftsfüh⸗ 
rung, das Recht haben, einen ober mehrere Bevollmädhtigte mit 
biefem Rechtitreit zu beauftragen, fo daß dann diefe Bevollmächtigten 
im Namen der Geſammtheit, und nit im Namen ber Einzelnen, 
auftreten. Da es zweifelhaft war, ob eine ſolche Stellung in Frank⸗ 
reich geſetzlich zuläffig, obwohl bee Gerichtsgebrauch fie anerkannt 
hatte *), jo enthielt fchon das Geſetz von 1855 ähnliche Beſtim⸗ 
mungen, welche nun das neue Geſetz aufgenommen bat. 

Art. 23 verbietet den Borftänden, bei einem von der Geſell⸗ 
ſchaft, oder für ihre Rechnung gefchlofienen Geſchäfte ſich mittelbar 
oder unmittelbar zu betbeiligen, wenn nicht die allgemeine Ber: 
fammlung ihnen hiezu befondere Ermächtigung gibt. Der lebte 
Zuſatz iſt erſt auf Antrag bes gefeßgebenden Körpers beigefügt 
worben; ber Entwurf hatte ganz allgemein ben Vorftänden jebe 
Betheiligung an Geſchäften ber Geſellſchaſt verboten. 

- Dur bie nun folgenden Artifel24 bis Ende wirb bie Auss 
führung ber in ben bisherigen Sätzen gegebenen Vorſchriften ges 
figert, indem, faft ganz fo wie im Geſetze von 1856, eine Nichts 
beachtung berfelben Nichtigkeit der Geſellſchaft und der betreffens 
den Recdhtshanbinngen nad) fich zieht. Ausdrücklich iſt dabei aus: 
— daß die Geſellſchafter ſich Dritten gegenüber auf dieſe 

ichtigkeit nicht berufen dürfen. Art. 25 beſtimmt bie Haftung 
ber Gründer und VBorftände, welche die Richtigkeit verſchuldet haben, 
fowie ber Grunder, welche ihr Beibringen und ihre befondern Vortheile 
nicht gehörig haben genehmigen lafien. Diefelben follen für alle 
Schulden ber Geſellſchaft jammtverbindlih haften. Die jebige 
Faſſung ift erft auf Antrag des gefeßgebenben Körpers ee 
worben, nachdem der Entwurf von den Gründern, bie bie Richtige 
keit verfchuldeten, zu ſprechen ganz vergefien unb bie Haftung ber 
Borftände nicht gehörig auf die fhuldtragenden beſchränkt Hatte. 

Art. 26 erflärt, daß nadläffige ober fonit pflichtwdrige 
Kommijjare nach ben über Auftrag geltenden Grundſätzen haften; 
ebenfo follen die Vorftände wegen Berlebung bes Geſetzes ober 
wegen begangener Verſehen (fautes) für Schadenerſatz nad ges 
meinem Recht haften. In diefer Weife wird bie Slage gegen 
fie regelmäßig erft in 30 Jahren verjährt, ſofern ihnen nit die 
fünfjährige Verjährung bes Art. 64 bes Handelsgeſetzbuchs im Falle 
ordnungsmäßiger Auflöfung der Gefelihaft zu gut kommt. Dieſe 
möglidyer Weile fehr hart werdende Strenge, indem bie Erben von 
Boritänden wegen angeblicher Verſehen berfelben nad jehr langer 
Beit noch belangt werden können, wurbe im gefeßgebenden Körper 
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lebhaft bekämpft. Nach dem Wunſche Bieler ſollte für die Haftung 
der Vorſtände allgemein eine fünfjährige Verjährung eingeführt 
werden. Um wirklich Schuldige ſicher zu treffen und Nachläſſige 
anzuſpornen, ging man auf den Vorſchlag aber nicht ein. 

Man wird bemerken, daß das Geſetz bie Vorſtände ganz 
allgemein für ihr Verſehen haftbar macht, ſo daß moͤglicher Weiſe 
ein geringes, in beſtem Glauben begangenes Verſehen ſchwere 
Folgen nach ſich ziehen könnte. Bei der Berathung wurde dieſe 
Unbeſtimmtheit ſcharf gerügt; man ließ fie aber dennoch zur heil⸗ 
ſamen Abſchreckung und in der Erwartung beſtehen, daß die nicht⸗ 
rechtsgelehrten Handelsrichter ſchon im einzelnen Fall gehörig ab⸗ 
und zuzugeben wüßten. 

Mit Strenge werben bie Vorflänbe für haftbar erflärt, ſo⸗ 
bald ſie auch nur geichehen laſſen, baß Dividenden, welche nicht 
aus wahren Ueberfhuß genommen find, vertheilt werben. Die 
Ausnahme der f. 9. Zinszahlung (Deutſch. H.G.B. 217) ift babet 
nicht gemacht, allein es fheint, als ob bie /ranzöflfhe Rechtſpre⸗ 
chung dieſe arge Schwinbelei gleihwohl für erlaubt erkenne, wenn 
fie nicht durch bie Satzungen verboten wirb. 

Art. 29 enthält eine ganz neue Beſtimmung, indem mit 500 
bis 10,000 Frl. Gelbfirafe Alle bebrobt werben, welche betrüges 
rifcher Weife fi in ber Verfanmlung als Aktieninhaber barftellen 
und dadurch einen Mehrheitsbeſchluß erichleichen; ebenfo bie Aktio⸗ 
näre, welde zu folder Betrügerei ihre Aktien berleiben. 

Ganz wie im Geſetze von 1856 wird durch Art. 30 mit 
Gefängniß von 8 Tagen bis zu 6 Woden und Geldſtrafe von 
500 bis 10,000 Frk. oder einer biefer Strafen allein, die Ausgabe 
nicht gefeklihher Aktien beftraft. Ebenfo broben 500 bis 10,000 
Frk. Seldftrafe jeder handelsrechtlich en Veräußerung folder Aktien, 
ber Theilnahme an einem ſolchen Geſchäft und die Bekanntmachung 
bes Werthes folder Aktien. 

In gleicher Weife ift Art. 81 wörtlid dem Geſetz von 1856 
entnommen, fo baß mit der Strafe des Satzes 405 Strafgefebb. 
Alle bedroht werben, welche fchwinbelhafter Weife Andere zur 
Aktienzeichnung verleiten ; ebenjo die Vorftände, welche nicht gerecht 
fertigte Dividenden vertheilen ober wiflentlich vertheilen laſſen 
Mom wird beadyten, daß bei diefer Strafdrohung nur wiſſentliches 
Geſchehenlaſſen gemeint ift, während nad Art. 27 ſchon nachläſſi⸗ 
ges Geſchehenlaſſen für Schadenerfat verantwortlich macht. 

Durch Art. 82 ift die Vorſchrift des Strafgefehb. Say 468 
auch auf die bier bebrohten Vergeben für anwendbar erflärt, und 
damit fließt das Geſetz. 


3. Mittermeier: Die neueſte franzbfiſche Geſehgebung. 175 
4, 
Waiferliche Berordnungen über Waarenverkäufe im Großen. 


Drei neuere Verorbnungen befchäftigen fi mit Waarenvers 
fäufen im Großen, in Ausführung bes Gefebes vom 28. Mai 1858 
(ſ. dicſe Zeitſchrift I, ©. 123. V. ©. 587 ff.) 

Diefe Verordnungen vom 23. Mai 1863 (über Häute), vom 
30. Mai 1863 (Art bes Verkaufs und neues Verzeichniß) und vom 
6. Juni 1863 (Verfahren bei Verkäufen, welche das Handelsgericht 
geftattet oder anordnet) bezweden die Vorfchriften der Vollzugs⸗ 
verorbnung vom 12. März 1859 zu erleichtern und ftellen ein 
neues Verzeichniß der Waaren, bei welchen ſolche Verkäufe geftattet 
fein follen, auf. Der Grundſatz, daß dieß nur bei Kolonialwaaren, 
— und Nahrungsmitteln der Fall ſein ſoll, iſt nicht auf- 
gegeben. 
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L C. M. A. Sad, Doktor der Rechte und Kreiörichter 
Handbuch des Allgemeinen deutſchen Handelsrechts. 
Erſter Theil: Engeres Handelsrecht. XVI. un. 840. ©. 8. 
Berlin 1863. €. H. Schröber. 


Das vorſtehende Werk ſtellt in ſyſtematiſcher Form, unter möglicäfiem 
Anſchluß jedoch an den Gang bes H.⸗G.⸗B's, das beutfche Handelsrecht auf 
Orunblage dieſes Geſetzbuches dar, Das fehr anerfennenswerthe Beftreben bes 
Verfaſſers war vorzüglich darauf gerichtet, Die Beilimmungen des H.:8.8’8 
in bie vier Hauptſyſteme bes in Deutfchland geltenden Privatrechts einzus 
fügen, um fo das wirklich gemeinfame wie daß in ben einzelnen Staatsge⸗ 
bieten Deutſchlands verfchiebene fubfibiäre bürgerliche Recht zur Groänzung 
des Handelsrechts barzulegen. Aus biefem Hauptzwecke iſt zunächſt eine 
gewiſſe Ungleichmäßigkeit der einzelnen Abſchnitte hervorgegangen: bie durch 
das H. G⸗B. ausführlicher geregelten, mehr ſpecifiſch handelsrechtlichen In⸗ 
ſtitute, insbeſondere diejenigen des erſten Buches, find nur in ihren Grund⸗ 
zügen berührt, die gewerbmäßige Handelsgeſellſchaft iſt als ein Ganzes in 
gedraͤngter Zuſammenfaſſung der gemeinſamen und verſchiedenen Elemente 
ihrer einzelnen Arten dargeſtellt, während die allgemeinen Lehren des Han⸗ 
delsverkehrsrechts welche das H.⸗G.⸗B. nur in einzelnen, mehr iſolitten 
Satzen berührt, (Bon ben Handelsgeſchäften, Erſter Titel) faſt bie Hälfte des 
ganzen Werles (S. 66-199) einnehmen. Auch bürfte ber Verfaſſer bier den 
Kreis ben Handelsrechts mehrfach überfchritten Haben, indem er ben ganzen allge⸗ 
meinen Xheil bed Obligationentecht3 auch in benjenigen Punkten barftellte, 
für welche bag Handelsrecht durchaus feinerlei abweichende Grundſätze ent- 
hält - freilich nicht ohne. ben Gewinn dieſes negativen Ergebniſſes. So: 
dann führt biefe Metbobe, will fie nicht bei einer bloßen Nebeneinander, 
ſtellung der abweichenden Veſtimmungen ber einzelnen Civilrechtsſyſteme 
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fieben bleiben, die Gefahr ber zu weit getriebenen Generalifirung nothwen⸗ 
big mit fih. Hat nun and der Verfafjer meiltend diefe Klippe vermieden, 
fo Hat ihn bennocd der wohlgerechtfertigte Wunfch, ein gemeinfames Hanbelas 
und fublidiäred Recht zu eriweifen, nicht felten bazu verleitet, einerfeits ben 
Borichriften des H.:©.:0’3 eine weit größere ITrageweite als von ben Bere 
fafiern gewollte zuzufchteiben, 3. B. in ber Lehre von der Verjährung, wo 
nnr für einzelne, genau umſchriebene Berhältnifie haben Beſtimmungen 
getroffen werben ſollen, — anbererfeit3 die unzweifelhaften Verſchiedenheiten 
der Givilrechte zu unterſchätzen, 3. B. in ber Lehre von ber Gorrealobligation. 
Der Berfaffer wird nicht verfennen, daß nicht jeber bem Handelsverkehr ges 
eignete, aus deſſen Bebürfniffen entfprungene Rectögebankfe um beswillen 
in allen Beziehungen als pofitiver Rechtsſatz gilt, daß vielmehr 
überall eine forgfältige Unterfuchung unentbehrlich erfcheint, wie weit biefe 
Rechtsidee geltendes Recht geworben ift- Die Conſequenz ber entgegen⸗ 
gefeßten Anſchauungsweiſe muß zu einer völligen Loslöſung des Handels⸗ 
rechts von bem bürgerlichen Recht führen. Daß z. B. dem H.-G-B. per 
[önliche Begünftigungen zuwider laufen, baß bie angebliche beutfchrechtfiche 
Theorie von ber Irrelevanz der Perſonenbeſtimmtheit in Verträgen, bem 
Handelsrecht allgemein zu Grunde liege, daß auf die Perfon des Schuld: 
ners (S. 89) oder auf die Perjon des Gläubigers nichts anfomme (S. 177), 
find Abſtractionen von einzelnen ancrkannten Rechtsfägen, keineswegs allge: 
mein aufgeftellte Principien, und bie von dem Verf. mehrfach gezogenen Con⸗ 
fequengen berfelben werben ſchwerlich Anerkennung finden. Weil bei Beur⸗ 
tHeilung und Auslegung der Hanbelögefchäfte ber Richter ben Willen der 
Contrahenten zu erforſchen bat, weil aljo die Gandelögefchäfte in eminentem 
Sinne Geſchäfte auf Treu und Blauben find und ber, freieften Beurtheilung 
bedürfen, ift doch nicht zu folgern, daß in Handelsgeſchäften der Gab dei 
Defterr. bürger!. Geſetzbuchs 9. 875 „Zwang und Betrug ſeitens eines 
Dritten machen regelmäßig ben Vertrag nicht ungültig“ bejeitigt fei! (6. 68.) 
Der ganz richtige Gedanke, daß bie Solidarität dein Hanbelöverfehr geeigne⸗ 
ter if, als bie getheilte Berechtigung ober Verpflichtung, kann doch unmöglich 
zu ber dem gemeinen Recht Far widerftreitenden Folgerung (©. 103-105) 
berechtigen, daß die Erben des Schuldners ober Gläubigers auf Hanbelöges 
fchäften gleichfalls ſolidariſch verpflichtet oder berechtigt feien. Wo findet fi) 
die leiſeſte Spur, daß das H.⸗G.-B. eine Theorie über bie Gorrealobligation 
aufgeftellt hate (S. 138)% Und was iſt mit dem allerdings unzweifelhaf⸗ 
ten Satze: „Eine Verbindlichkeit kann nur einmal aufgehoben werben“ ge 
wonnen, fobald glei darauf bie Möglichkeit einer Abrede anerkannt werben 
muß, nach welcher nur ber eine Theilnehmer bei der künftigen Geltendma⸗ 
hung ber Verbindlichkeit außer Betracht gelaſſen werben foll?* 
Heitigrift für Haubelöreht Bd, VI. 12 
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Die Sprache zeichnet ſich durch juriſtiſche Schärfe und Prägnanz aus, 
doch mitunter führt bie Kürze zur Unklarheit, mitunter iſt ein unflarer Ge⸗ 
banfe auch unklar außgefprodhen, 3. B. S. 188 Not. 88. 6. 185 219. 
Tie Literatur ift überall forgfältig benügt, und troß der vielfah knappen 
Darftellung ein genaues Studium der Vorarbeiten zum H. G. B. erſichtlich. 

Auf Einzelheiten joll hier nicht eingegangen werden. Obwohl in fehr 
zahlreichen Punkten gegen bie Anficyten des Verf's fich gegründete Einwen⸗ 
bungen erheben laſſen, obwohl eine gleihmäßigere Bearbeitung aller Theile, 
ingbefondere auch der einleitenden Abfchnitte, welche das Fundament des 
ganzen Gebäudes zu Iegen beftimmt find, (Quellen, Handel, Handelsge⸗ 
ſchäft), wünſchenswerth erfchiene, gebührt dieſem Werk in der Literatur des 
Handelsrechts eine fehr beachtenäwertbe Stelle, und das Verbienft, die Er: 
tenntmiß ber Grundgedanken beffelben erheblich gefördert zu haben. ©. 


DL. Dr. W. Auerbach, Advokat und Rechtskonſulent. 
Das Neue Handelsgeſetz, ſyſtematiſch dargeſtellt. Erſte Ab⸗ 
theilung. XII u. 360 ©. 8. Frankfurt a. M. 1863. J. D. 
Sauerländer's Verlag. | 


Aus Borlefungen hervorgegangen, welche ber Verfaſſer den volls⸗ 
wirthichaftlihen Verein zu Frankfurt gehalten bat, enthält das vorftehende 
Werk eine Reihe zwanglofer Grörterungen über alle wichtigeren Lehren des 
9:6:8'5, unter genauerer Berüdfichtigung zugleich des Frankfurter Ein- 
führungsgeſezes und des biöherigen Frankfurter Rechts. Die bisher er: 
fchtenene erſte Abtheilung umfaßt das Berfonenrecht, ber einſchließlich ausführlich 
bargeitellten Hanbelögefelichaften (S. 89— 252), und bie allgemeinen Lehren 
be3 Handelsverkehrorechts (Buch IV. Titel 1). Die Darftellung der Haupt⸗ 
handelsgeſchäfte (Bud IV. Til. 2 fg.) im Einzelnen ift der zweiten Ab⸗ 
theilung vorbehalten, ebenfo des Maklerrechts, für welches in Frankfurt eine 
neue Maklerordnung vorbereitet wird. Literatur und Vorarbeiten find aut 
benugt, obwohl, wegen ber populären Form bee Behandlung, bie erftere nur 
felten angeführt. Nur jcheint, ald ob dem Hauptziwede des Verjfaſſers, das 
neue Handelsrecht auch den Nichtjuriiten zugänglich zu machen, eine mehr 
zufammenfaflende Darftelung der einzelnen Zuflitute, eine mehr von ber 
thatfächlihen Schaltung des Taufmännifchen Lebens und Verkehrs auögebenbe 
Entwidiung des Handelsrechts entiprodyen haben würde, während ber engere 
Anſchluß an die vielfach ifolirten Beſtimmungen wanıentlih des vierten 
Buches nur ſchwer ein Befammtbild gewinnen läßt. Daß ber Berl. auch 
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jener ſchwierigeren Aufgabe volllommen gewachſen wäre, ift nach feiner von 
diefem Standpunkt ausgehenden Bearbeitung bed Haudelsgeſellſchaftsrechts 
nicht zu bezweifeln. ©. 


IH. © F. Rod. Allgemeines Deutfhe? Hans 
delsgeſetzbuch, herausß mit Kommentar in Anmerkungen. 
747 ©. 8. Berlin 1863. J. Guttentag. 


Diefer nenefte Gommentar bildet einen Theil ber befannten Ausgabe 
des Allg. Landrechts mit Commentar, und ift für bie dritte Auflage dieſes 
Werkes an die Stelle be A. 2. R. Th. I. Zit. 8. Abſchn. 7. 10 ff. ges 
treten. Das Preuß. €. G. mit den entjprechenden Stellen der Minifterial- 
infruftion vom 12. Dez. 1861 ift vorangeſtellt. In ben Anmerkungen find 
überall nur bie Borarbeiten benußt, auf die Literatur, weber bie. ältere 
noch bie neuere, nod weniger auf die neuere Praxis iſt eingegangen. 
Eine jelbfländige Entwidelung und Weiterführung ber in dem Geſetzbuch 
aufgekellten Säge findet fih nur an einzelnen Orten. Auch bie Benugung 
ber Vorarbeiten ift ungleihmäßig und zu wichtigen, für bas_ganze Syſtem 
maßgebenden Artikeln, 3. B. Art. 11. 276 findet fich Feine Note. Selbft bie 
unbedingt erforberlihe Eorgfalt in der Anflihrung der Protokolle und Wo: 
tive läßt fich häufig vermiffen. Nichts iſt bedenklicher, als, ohne genauefle 
Prüfung bed endlichen Reſultats ber Sonferenzbefhlüße, zur Erläuterung 
bed Gefetzbuchs, cinzelne Aeußerungen berä Motive und Protofolle zu alles 
giren, welche gar nicht felten einem früheren Etabium ber Berathbung an⸗ 
gehören, und ben wirklich gewollten Sägen geradezu wiberftreiten. So führt 
K. 3.8. zu Art. 271 3. 1 unter ben „Anſchaffungsgeſchäften“ auch die 
Miethe an, und Not. 4 als Weiterveräußerung auch die Vermiethung, ob: 
wohl nur nad dem Syſtem des Preuß. Entwurfs, nicht aber nach ben fpäs 
teren Conferenzbeiglüffen, Anlauf und Miethe zur Weitervermiethung zu 
den Handelögefchäften zählen. So wirb ebenda Not 5 bemerkt, baß bie 
Vorſchrift des Art 273 3. 8 den Zwed babe, ben bloßen Hanbwerföbetrieb, 
der von dem Wortlaut des Art. 271 3. 2 mitbitroffen werde, auszuſchließen 
— während doch nad) dem Endergebniß ver zweiten Lefung bie An fchaf: 
fung zu auch nur bandwerlämäßiger Be oder Verarbeitung ftetö ein ſogar 
objectived Handelögeihäjt ift, und lediglich die Mealifationsv eräüßerune 
g en ber Handwerler ganz und gar nicht ald Hanbelögefchäfte gelten follen. 
— Anhaltbar ift die Erörterung zu Art. 286. 287 Not. 42. Denn wenn 
bier auszuführen verſucht wird, daß, nad ben Aeußerungen bed Meferenten 
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in erfler Lefung, nur der Kaufmann, bei einem Geſchäft, welches auf 
feiner Eeite Handelsgeſchäft ſei, Tein Anfechtungsrecht wegen übermäſ⸗ 
figer Verletzung, bez. dem Anfpruh auf 6%, gefeßliher Zinfen habe, fo wich 
überfchen, daß erft in zweiter Leſung bad Syſtem bed Geſetzbuchs hinfichtlich 
der nur einfeitigen Handelagefhäfte durch Art. 277 feftgeftellt worden iſt, 
daß auß Art. 286. 287 ſich Feinerlei Beichränfung auf den f. g. Speculan⸗ 
ten ergibt, und daß ſelbſt in biefem Falle auch ber fpeculirende Nichtkauf⸗ 
mann bei eiuem objeetiven Hanbelögefhäft nad den Grundſätzen ber Art. 
286. 287 zu beurtbeilen wäre. — In offenem Wiberfpruche flehen die Er: 
Örterungen über ben Begriff „Handelsjahe S. 7 Not. 1 und S. 128 
Not. 1. Dort werben ala Handelsſachen bezeichnet „biejenigen Gerichtäfachen 
ber flreitigen und nichtftreitigen Gerichtäbarfeit, welche aus Handels⸗ 
gefchäften im Sinne bes H.⸗G.-B.'s 2c. entfichen“, an ber zweiten Stelle 
werben barıınter „Hanbelsrechtöfltreitigleiten“ verflanden. Oder meinte 
ber Verfafler, daß Art. 1 bed D. H.⸗G.⸗B.'s einen engeren Begriff von Hans 
beisjachen habe aufftellen wollen ala Art. 2 des Preuß. E⸗G's? — Nach 
S. 153 Not. 63 fol ber Procuriſt des D. 9.:8..B.8 „die mieifte Aehn⸗ 
Yichfeit mit bem römiſch⸗rechtlichen kaufmänniſchen Inflitor” haben! Man 
follte denken, daß das untericheibende Kennzeichen des Procuriften, die Unbe⸗ 
ſchränktheit und rechtliche Unbeſchränkbarkeit der Procura, ihn ebenfo von 
dem institor de8 Röm. Rechts, wie von dem dem institor nachgebilbeten 
Faltor des Preuß. Rechts jondert. — Ungenau if die Erörterung über bie 
rechtliche Natur der Handelögefellichaften S. 194 Not. 40. Allerdings hat 
bie Mehrheit ber Nürnberger] Sonferenz fich wiederholt und ausdrüdlich das 
gegen erklärt, ber offenen und der Sommanbitgefellihaft bie Eigenſchaft juri- 
ſtiſcher Perſonen beizulegen, und es ftcht zu hoffen, baß die Autorität bes 
Verfaſſers, welder fih nun aud gegen biefe Annahme ausipricht, auf bie 
Preuß. Praxis und Doctrin von Einfluß fein werde. Allein keineswegs bat 
bie Nürnberger Conferenz bie juriſtiſche Perfönlichkeit der Aktiengeſellſchaften 
befiritten. Dieſelbe hat vielmehr den, von K. freilich) nicht weiter erörterten 
Art. 218 „die Altiengefelihajt ala folde Hat felbfländig ihre echte 
und Pflichten“ angenommen, welder, von Art. 111. 164 fcharf unterfchies 
ben, allein aus dem Preuß. Entwurf übrig geblieben iſt. Und wenn bei 
ber Annahme dieſes Artifels aud einzelne zuſtimmende Deitglieber der Con⸗ 
ferenz erklärt haben, daß fie gleichwohl nicht die Abficht hätten, wit .benfelben 
eine juriſtiſche Perſönlichleit der Aktiengefelifchaften anzuerkennen (Brot. ©. 
1089. 1040), fo ift nicht einmal erſichtlich, daß diefelbe in Verbindung 
mit der gegen dieſe Faſſung flimmenden Winderheit die Mehrheit der Con⸗ 
fereng bildeten. Die von 8. weiter allegirten Brot. S 1189 ff. beziehen 
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ſich gar nicht auf Mftiengefelffchaften. Damit fällt auch bie aus den Moti⸗ 
ven zum Preuß. E. ©. entnommene Erörterung ©. 50 Rot. 86. 


IV. Dr. Karl Salkowski. Bemerkungen zur 
Lehre von den juriftifhen Perfonen. Leipzig 1863. 
69 gr. 89. - 


Diefer neue Beitrag zu der viel befprochenen Lehre von ben jurifli- 
fchen Perfonen verbient mit vollem Necht das Lob einer fleißigen und fcharfs 
finnigen Arbeit, bringt aber in ber Sache jelbft den Stand der Wiſſenſchaſt 
nicht weiter. Der Verf. polemifirt in der Einleitung gegen bie mannigfa- 
Ken Berfuche, bie Rechtsverhältniſſe moderner Vereinigungen durch die Aufs 
ſtellung eines zwiſchen ber Sorporation und ber Sorietät mitten inne fiehens 
ben Begriffe zu erflären und cr glaubt, daß bei richtiger Auffaffung bes... 
tömifchen Begriffes der universitas dieſe Verfuche ganz überflüflig fein. Deram 
Berf. führt dann ans, daß das Wefen ber jurift. Berfönlichkeit ebiglich darin 
beſtehe, daß eine Perfonenvereinigung als Rechtsfubjcet anerkannt werde, baf 
bie Geſammtheit aller jeweiligen Mitglieder als collective Einheit gebacht im 
Gegenſatz zu ben Einzelnen, als für fich teitehenden Perfonen, Rechte bes 
fiten und erwerben Tönne ‘und er erläutert bie durch eine Parallele zwis 
fhen ben universitates personarum unb ben universitates rerum. Der Verf. 
betont, daß ber Begriff ber jurifl. Perſon das Berhältnig ber Mitglieder 
zum Gorporationsvermögen unbeflimmt laſſe; baß e3 lediglich von bem Zived 
ber Vereinigung abhängig fei, ob bie ganze Verwendung bed Bermögens 
nur für höhere, ben egoiftifchen Intereſſen der einzelnen Mitglieber frembe 
Ziele beflimmt fe, oder ob die matcrichen Vortheile ber Theilnehmer durch 
bie Vereinigung beförbert werben follen. Im letzteren Kalle „Haben wir als 
Grundlage der Corporation bie reine Sorietät vor uns, wie fie in unzähli⸗ 
gen Sebilben bed mobernenEorporationsweiend Tlar zu Zage tritt” (©. 15). 
„Der Begriff ber Corporation Tiegt immer in ber collectiven Perfonen-Ein- 
beit und babei bleibt es völlig irrelevant, aus welden Gründen unb zu 
welchen Zwecke biefe bei einem Bereine anerkannt if." (S. 18). 

n biefer Argumentation ift ein vollkommen richtiger Gedanke mit 
einem Jırthum verfnüpft und der richtige Gedanke ift nicht neu. Richtig 
if, ‚daß der Begriff der Corporation lediglich in ber feleftftändigen Rechtes 
fubjectivität befteht, daß das Corporationsvermögen ben verfchiebenften Zwecken 
bienen Tann und die Rechte ber Einzelnen an bemfelben fehr verfchiebenartig 
normirt fein können. Dies ift aber bereits in ber trefflichhien Weife von 
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Anger Krit. Ueberſchau VI S. 147 — 188 dargethan worden. Auch muß 
immerhin hervorgehoben werden, daß bie Roͤmer, abgeſehen von ben societa- 
tes publicanorum, nur folhen Vereinigungen bie Rechtsperſönlichkeit zuer⸗ 
kannten, beren Zwecke von den Sonderintereſſen der Mitglieber verſchieden 
waren, bie über die Rechtsſphäre des Einzelnen binausragten, in allen ans 
bern Fällen dagegen es ben vereinigten Perfonen überließen, mit ben von 
ber Eocietät geltenden Sätzen ſich zurecht zu finden. Thatfächlich weicht 
unfer Recht alfo doch von dem Römiſchen ab und man Fann in dieſem 
Sinne fehr wohl von „deutſchrechtlich mobificirten® Corporationen ſprechen 
Ein Irrthum aber ift es, wenn ber Berf. ben einfachen und Tlaren 
Begriff der jurift. Perſon erfegen will durch den Füuftlihen Begriff ber „Ge: 
ſellſchaft mit formeller Perfonen : Einheit und wenn er auf biefe Meife in 
bag Römifche Necht felbft Hineintragen will, was man biäher nur dem modernen 
Nechte als eine Neuerung gegenüber dem Römiſchen bat andichten wollen. 
Der Verf. fpöttelt in ber jegt üblichen Weife, „über bie höchſt abftracte Aufs 
fafjung, nach welcher bie Einzelnen oder gar bie Geſammtheit ber Einzelnen 
in ber Corporation als bloße Vertreter ber juriftifchen Perſon b. h. eines 
bloß auf Fiction beruhenden, unfichtbaren Nechtöfubjectes ericheinen, das in 
transcendentaler Verklärung über ihnen fehmwebt*; er fiebt in dem corpus 
‚einen organifirten Verein natürlicher Perſonen“, „bie Gefammtheit vertritt 
nicht die jurift. Perſon, fondern fie ift, fie bildet diefelbe * Aber es wirb 
dem Verf. doch mit Rückſicht auf bie jurift. Logik ſchwer fein, dieſes „un: 
fihtbare, auf bloßer fiction beruhende Subject, das über ben Einzelnen 
ſchwebt“, wegzuſchaffen. Die Säbe: res communes universitatis sunt non 
singulorum und si quid universitati debetur, singulis non debelur, nec 
quod universitas debet, singuli debent, nöthigen durchaus zu biefer An⸗ 
nahme eines eigentbünnlichen, von ber Individualität der Einzelnen ganz 
und gar unabhängigen Nechtäfubjerts. Der Verf. erflärt, „es fei jeder Ein⸗ 
zelne, aber nur in feiner Dualität als Mitglied, auch als Inhaber der ber 
Geſammtheit zuftehenden Vermögensrechte zu betrachten; dag Eigenthum fel 
ein ruhendes (1), e8 babe keinen Einfluß auf bie fonftigen privatrechtlichen 
Berhältniffe der Einzelnen, erfcheine in Bezug auf dieſe ald gar nicht vor⸗ 
handen; bie Einzrinen find Gigenthümer, aber nur im Kreiſe ber Geſell⸗ 
ſchaft, ala Slider der universitas. Die Forderungen und Schulden be: 
ziehen fi auf die Gefammtheit im Ganzen, bleiben aber nicht an dem abs 
ftracten Begriffe hängen . . . . fondern haben zu ihrem Subject die einzel: 
nen Mitglieder. Ta diefe aber nur als Glieder ber Geſammtheit bereditigt 
und verpflichtet werden wollen, nit als Perjonen für ſich, fo wirb ber 
praftifche, äußere Erfolg natürlich der fein, baß immer die collective Einheit 
ſelbſt ala Bläubigerin, Schuldnerin, Klägerin, Bellagte auftritt." (S. 10). 
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.„Bei ber universitas ſpaltet ſich gewiſſermaßen jebe8 Mitglied in zwei 
Perſonen; es wird eine feſte Grenze gezogen zwiſchen der Qualität des Ein⸗ 
zelnen als Glied ber universitas und feiner ſonſtigen vermögensrechtlichen 
Sphäre, fo daß die erflere nicht ben geringſten Einfluß auf bie letztere ge 
winnen kann.” (S 11. Dan fiebt, daß der Verf. über bie Folgerungen 
die ſich aus feinen Begriff ergeben, burdaus nicht im Unflaren iſt, unb 
daß er felbft bie Conſequenzen gezogen bat, welche bie Unhaltbarfeit unb Un- 
richtigfeit feiner Conſtruction fchlagend darthun. Bisher hatten wir bie 
Mühe, und über den einzelnen Mitgliedern einer Corporation ein von ihnen 
unabhängiges Rechtsſubject zu fingiren, diefe Schwierigkeit ſoll uns jebt ab⸗ 
genommen werben, aber e3 wird und bafür zugemuthet, in jedem einzelnen 
Mitgliede, in jeder phyſiſchen Perfon uns zwei oder mehr Perfonen zu fin: 
giren, bie mit einander Nichts gemein haben, als daß fie in bemfelben Kör⸗ 
per wohnen. Das Eigenthum, das bie eine biefer Perfonen hat, nämlich 
bie Theilnehmerin ber universitas, geht bie andere, die Hauptperfon, gar 
nichts an, „erjcheint in Bezug auf diefe als gar nicht vorhanden.“ Forde⸗ 
rungen und Schulden, welche die eine biefer Perſonen contrahirt, beeinfluffen 
bie Nechtäfphäre der andern yar nicht; wenn eine Corporation mit einem 
ihrer Mitglieder Gefchäite abſchließt, ihm gegenüber Schulden oder Forderun» 
gen bat, fo flieht in dieſem Mitgliede felbft bie eine Perfon deſſelben, bie 
Eorporationsperfon, gemeinfchaftlich mit ihren Genoffinnen in einem obliga: 
torifchen Verhältniß zu der andern Perſon, und obwohl fie mit ihr freund: 
nachbarlich in bemfelben Menſchen hauſet, kann fle fie verklagen und mit 
Erefniion quälen Wenn ein Mitglied an bie Gefellichaft Beiträge zu lei: 
fien bat, fo zahlt die eine Perfon, welde in dem Mitgliede ftedt, an bie 
andere und ihre Verbündeten. Wer biöher gewohnt war, ſich als ein ein» 
heitliches Rechtsſubjelt zu betrachten und bie Corporationen, zu denen er 
gehört, als andere Rechtsſubjekte anzufchen, denen gegenüber er Rechte und 
Berbinblichfeiten bat, wie gegen anbere Meufchen, und bie die Integrität 
feiner perfönlichen Einheit nicht ſtörten, der wird jet bie traurige Belehrung 
erhalten, wie fchr er in feinem Innerſten zerflüftet und gefpalten if. Als 
Staatzbürger,, als Gemeindebürger, al? Kirchenmitglied, als Aktionär ver: 
ſchiedener induftrieller Unternehmungen 20. bat er verſchiedene Berfönlichs 
feiten, dic einander nicht? angehen, burch Ausscheiden aus einer foldhen Cor: 
poration geht ihm ein Perfonenfplitter verloren, ohne daß irgend ein Menſch 
weiß, wo berfelbe binfommt, und durch Aufnahme in einen andern Staat, 
in eine andere Gemeinde, durch Erwerb einer Actie eined andern Unterneh⸗ 
mens wiederholt ſich diefe fürchterliche Zerfpaltung bed innerften Seins, der 
eigenen Rechtsperſönlichkeit. Aber e3 wirb une bie Mühe, die wir bisher 
bei der Fiction ber jurift. Perfon hatten, ſelbſt durch biefen quälenden Ge⸗ 
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banfen noch nicht erfpart, ſondern jett müflen wir erſt bie abgefplitterten 
Berfonen ad hoc aller einzelnen Mitglieder zuſammenſuchen und fie gleich: 
fam in ein Bündel zu formeller ober collectiver Einheit zuſammenſchnüren. 
Und dabei müflen wir fie noch als fungibel anfehen, müffen zugeben, baß 
einzelne dieſer juriftifchen Kobolde fich ber formellen Einheit entziehen, ans 
bere ſich einjchleihen und daß doch bie collective Zuſammenfaſſung aller 
einzelnen Perjönlichkeiten ganz unverändert biefelbe bleibe. Ein Staat . 8. 
iſt noch dieſelbe Mechtäperfon wie vor 150 Jahren und fol doch nur bie 
Summe aller Staatsbürger ober vielmehr ihrer „ſtaatobürgerlichen Perſon⸗ 
lichkeiten“ fein, von benen ja feine einzige 150 Jahr alt if. Um bie Fie⸗ 
tion fommen wir bei ber Geſellſchaft mit collectiner Perfoneneinheit ſonach 
auch nicht herum und ba bat bie Ältere Fiction vor ber neueren ben Bor: 
zug unendlich viel größerer Ginfachheit und Natürlichleit voraus. Die 
transcenbentale, über den Witgliedern und unabhängig von 
ihnen exiſtirende jurift. Perfon fcheint mir lange nicht fo ſehr anf hohler 
Abftraction zu beruhen, als biefe Vielheit von den Mitgliedern imma: 
nenten Perfonen, nnd ber alt hergebrachte Begriff ift viel beflimmter und 
Marer, „als bie feſte Grenze zwifchen ber Qualität bes Ginzelnen als Glied 
ber universitas unb feiner fonftigen vermögensrechtlichen Sphäre, von be: 
nen die erftere nicht den geringften Einfluß auf die Ichtere gewinnen kann.“ 
Weberbieß aber ift noch zu erwägen, baß bie Eonftruction bes Berf. 
berhaupt nur auf universitates personarum auwendbar ift, bie Rechts: 
Önlichleit der pia corpora aber als ein ungelöftes Rathſel zurüdläßt. 
er richtige Begriff der jurift. Perfon muß aber notbwendig auf beibe Ar⸗ 
berfelben pafien. Laband. 


V. Nothwendigkeit der Handelsgerichte. Dei 
tribunali di commercio. Per la direzione della Giuris- 
prudenza Commerciale Italiana. Genua 1863. 


An ber Ichten Sitzungsperiode des italienifchen Parlaments über, 
rafchte der Zuflizminifter dur Ankündigung eines Geſetzentwurfes, wonach 
in ganz Stalien bie Handelsgerichte abgeſchafft werden follten. Um diefen 
Angriff gegen die Handelögncrichte abzuwehren, verfaßten bie Herausgeber 
des italienifchen Handelsgerichtsſaales (giurisprudenza commerciale italiana) 
in Genua eine Denkſchriſt, worin fie bie Vortheile und die Nothwendigkeit 
ber Hanbelögerichte nachwielen und bie gegen biefelben vorgebrachten Cine 
würfe widerlegten. Da fie ſich babei nicht auf bie wenigen vom Dinifter 
gegebenen Andeutungen beichränkten, fonbern die Frage von allen Seiten 
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gruũnblich beleuchteten, fo entflanb eine trefffiche Arbeit. Dieſelbe enthält 
zwar kaum neue Gebanfen, gibt aber das ſchon von Anbern geltend ges 
machte mit fo überzeugenber Klarheit, daß fie mit Necht auch deutſchen Le: 
fern empfohlen werden darf. 

Nachdem furz bie in Athen, ber Inſel Rhodos und anderswo vor: 
Zommenben, unfern Handelögerichten ähnlichen Einrichtungen erwähnt, ver: 
weilt die Särift ausführlid auf ben Sanbelägerichten ber italieniſchen 
Städte des Mittelalters und zeigt, daß in Trani, Amalfi, Meſſina, Mo: 
dena, Venedig, Bifa, Genua, kurz überall, wo fi eine ſelbſtändige ftädtifche 
Freiheit auf Grund eined bedeutenden Handels entwidelte, alsbald auch die⸗— 
Kaufleute bad Recht erwarben, in ihren unabhängigen Handelsgericht Recht 
zu ſprechen. Es wird dann auf bie allmäliche Einführung dieſer italicni- 
ſchen Honbelögerichte in anderen Ländern übergegangen und bie Thatjache 
hervorgehoben, daß mit Ausnahme von England und Nordamerika (deren 
Gerichtsverfaſſung ſchwerlich Nachahmung verbient und wo bie Einrihtunge 
der auch in bürgerlichen Rechtsſachen urtbeilenden Geſchwornen den Mangel— 
ber Hanbdelögerichte weniger fühlbar macht), gegenwärtig faft überall, wo 
ber Hanbel nicht unbebeutenb blieb, bie Einführung ber Handelögerichte ala 
Bebürfniß erfannt worden ifl. 

Dadurch ift zugleich Meyer's Behauptung, als haben die Handelsge⸗ 
richte früher nur in Frankreich beftanden und verdanften ihren Utiprung 
dem Wunfch der Könige, die Richterwahl der Gemeinden zu bejchränfen, 
ebenfo Bentham's Behauptung, als wurzelten dieſe Berichte im Feudalis⸗ 
mus, völlig widerlegt unb ber ftäbtifch republifanifche Urfprung der Han 
beißgerichte hervorgehoben. 

Allein nicht blos in früheren Zeiten war bie Nothwendigkeit ber 
Hanbdelögerichte vorhanden, fonbern auch heutzutage bedarf ihrer ber Handel. 
obwohl manche chebem ihre Einführung veranlaffenden Gründe, wie man: ao 
gelhafte Geſetzgebung und Gerichtäeinrihtung (wovon in ber Cinleitung 
zur berühmten Handelsorbnung von Bilbao ein jehr anſchauliches Bild ent: 
worfen wird), heutzutage nicht mehr fortbeftehen. 

Die Genueſer Schrift hebt Hier vor Allem die unbebingte Nothwen⸗ 
bigfeit hervor, bag Handelöftreitigfeiten raich entſchieden werden, inbem ber 
Kaufmann wohl mehr als jeber Andere die Richtigfeit des Satzes: Zeit iſt 
Geld, erfennt Deshalb gibt auch jeder Verſtändige zu, daß Hanbeläftrei: 
tigfeiten unmöglid an das langſam einberichreitende ordentliche Gericht ver: 
wiefen werden können. Auch die Gegner der Handelögerichte verlangen bes: 
halb befosidere Gerichtsabtheilungen für Hanbelöfahen. Damit ift aber 
dem Bebürfnig nicht Genüge geleiftet, denn im Handelsrecht if es zur ge 
beihlihen Entwidlung noch mehr ald im gemeinen bürgerlichen Recht noth: 
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wendig, daß nicht der todte Buchſtabe, ſondern das lebendige Rechtsbewußt⸗ 
ſein des Volks entſcheide. Früher, wo der Handelsbrauch, auf den die Ge⸗ 
richte ausdrũcklich gewieſen waren, in allen Fällen entſcheiden mußte, war 
es ſchon deshalb nothwendig, daß Handelsleute zu Gericht ſaßen, weil ſie 
allein den Handelsbrauch kannten. Allein auch hentzutage, wo überall 
Handelsgeſetzbücher eingeführt ſind oder werden, iſt es ein Bedürfniß, daß 
Handelslente in Handelsſachen Recht ſprechen, weil (abgeſehen von der 
großen Mangelhaftigleit und Dürftigkeit mancher Geſetzbücher) die Geſetze 
im Geiſte des Handelsbrauchs ausgelegt und angewandt werden müſſen, 
und weil das Handelsrecht ſeinem Weſen nach noch mehr als das gemeine 
Recht in ſteter Fortentwicklung und Umbildung begriffen iſt. Daß dieſe 
Weiterentwicklung gedeihlich nur durch Handelsleute und nicht durch der⸗ 
ſelben ferneſtehende rechtsgelehrte Richter dargeſtellt werden kann, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Dieſe Rechtsgelehrten würden ja nach ihrer Gewohnheit, an⸗ 
ſtatt eine neue Rechtsbildung zu Prbem; biefelbe in alte unpaffenbe For: 
men zu zwaͤngen fuchen. 

Einen ferneren Grund für das Beſtehen ber Hanbelägerichte ficht 
bie Schrift darin, daß nur durch fie bie fo wohlthätige und wahrhaft er: 
freuenbe Gemeinfamfeit bed Handelsrechts der verfchiebenen Völker erhalten 
unb geförbert werben kann, weil bie Nechtögelehrten verſchiedener Länder 
nicht wie bie Kaufleute in ſtetem Wechfelverfehr zu einanber ftehen. 

Ebenfo entfprehen bie Handelsgerichte dem überall ſiets Träftiger 
bervortretenden Streben nad Selbfiverwaltung des Volks; fie find ein 
höchſt wichtiger Theil dieſer Selbftverwaltung; ihre Aufhebung wäre ein 
Nückſchritt zur alten jchäblichen Regierungsweiſe unb würde bie Sanbels- 
leute geradezu nötbigen, aus ihrer Mitte wieder Hanbeldgerichte zu fchaffen, 
denen fich zu unterwerfen, fie fich freiwillig verpflichteten. 

Die Genuefer Schrift gebt dann zur Widerlegung ber Grünbe über, 
welche für Aufpebung der Hanbelsgerichte geltend gemacht worden find. 

Selbftverfländlich iſt, daß bie von Bentham in's Feld geführte Be 
hauptung, bdiefe Gerichte feien ſchon beshalb nicht zu bilfigen, weil durch 
fie die nothwendige Einheit ber Rechtspflege geftört werde, nicht ftichhaltig 
if. Es füllt ja heutzutage wohl Niemand mehr ein, cine einheitliche man: 
gelhafte Rechtspflege einer manchialtigen aber guten vorzuziehen, und au 
fordern, daß alle Rechtöfachen nach einer einzigen Schablone behandelt wer: 
ben; ebenſowenig als man fordert, daß bie Schuhe aller Menfchen über 
denfelben Leiften gemacht werben. 

In gleicher Weife ift Meyer's Meinung, es fei Gefahr vorhanden, 
daß bie nur auf ihren Bortheil bedachten Handeldlente als Richter parteitich 
richten würben, fo baß ber Rheder zum Nachtbeil des Befrachters, der Ver: 
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ſicherer zum Nachtheil des Verſicherten urtheilen würde, als eine ganz 
grundloſe, mit der Erfahrung in Wiberfpruch ſtehende zaumbing aanz 
außer Acht zu laſſen. 

Der einzige Einwurf, welcher nicht ohne Gewicht iſt, iſt der gleich⸗ 
falls von Meyer und von Aſſer in Holland geltend gemachte Zweifel, ob 
bie Kaufleute die zum Michteramt nothwendige Mechtöfenntnig befiken. 
Zwar Tönnte man biefen Zweifel ſchon durch die Thatfache befeitigen, daß 
nad ber überall gleihmäßigen Erfahrung die Hanbelögerichte befriebigenbe 
Ergebniffe liefern, daß alfo doch wohl die Handelsleute nicht der nöthigen 
Rechtskenntniß entbehren Können. Diefe günstige Erfahrung zeigt ſich nicht 
blos darin, daß in der Regel gegen bandelsgerichtliche Urtheile weniner Be⸗ 
wmfung eingelegt wird, als gegen Urtbeile ber rechtögelehrten Gerichte, fon: 
bern auch darin, daß auch in jenen Ländern, wo in zweiter Inſtanz nur 
rechtsgelehrte Richter urtheilen, dennoch in bdiefer zweiten Inſtanz meniger 
Urtheile abgeändert werben, als im orbentlihen Verfahren. Die Genuefer 
Schrift führt bier neuerdings wieder bie in Genua gemachte Erfahrung an. 
Dana wurden hanbelsgerichtliche Artheile 1860, 1861 und 1862 nur 161 
abgeändert, bingegen 288 beilätigt; im ordentlichen Berfahren wurben an: 
berfeit3 287 abgeändert und nur 318 beflätigt. Died Verhältniß fällt sım 
fo fchwerer ind Gewicht, al8 angenommen werben muß, daß Kaufleute, um 
Zeit und Gelb nicht zu opfern, weit feltener Berufung einlegen als andere 
Leute, fo daß kei ihnen weniger Teichtfinnige Berufingen zu erwarten find*)- 
Trotz biefer höchſt günftigen Erfahrung gibt jeber Unbefangene zu, daß in 
bem bier befprochenen Einwurfe ein Körnchen Wahrheit liegt, und daß «8 
ſehr wünſchenswerih ift, baß die Handelägerichte nicht ganz der Mitwirkung 
einer techtögelehrten Kraft entbehren. Ueberall auch bat man biefür mehr 
ober weniger genügend geforgt, indem man die Einrichtung traf, daß ent⸗ 
weder ein rechtönelebrier Beirath, cber ein in ber Regel rechtsgelehrter 
Schriftführer , ober endlich ein rechtögelehrter Vorfiger bei Fällung ber han: 
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°, Es iſt wohl geftattet, bier auch bie neueſten Zahlen über das bei 
dem Parifer Handelsgericht ftattfindende Verbältnig anzugeben. Nach 
der Zeitfchrift „Le Droit“ 1863 Nr. 170 fällte im Jahre 1861 das 
Handelögeriht dort 13180 Urtheile in erfter Anflanz, genen welche 
Berufung zuläffin war. Gleichwohl wurde nur gegen 818 Beru: 
fung eingelegt Der Taiferlihe Gerichtshof als Berufungsgericht be: 
ftätigte 458 handelsgerichtliche Urtheile und änderte nur 211 ab, 
in ben übrigen Fällen kam es zum Vergleich, ober bie Sache blieb 
unerlebigt aın Jahresſchluß. 
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delsgerichtlichen Erkenntniſſe mitwirkt. Die Schrift beſpricht die in verſchie⸗ 
denen Ländern hierüber geltenden Grundſätze und wägt ſorgfältig die Wirk⸗ 
ſamkeit ber beſtehenden Einrichtungen ab. Es geht daraus hervor, daß ber 
aus ber behaupteten Rechtsunkenntniß der Handelsleute als Handelsrichter 
abgeleitete Einwand in Wahrheit durch bie erwähnten Einrichtungen gänz⸗ 
lich beſeitigt werden kann, ohne daß bie Vortheile und die Selbſtändigkeit 
der Handelsgerichte verloren gehen. Auf der andern Seite ergibt ſich da⸗ 
raus mit Beſtimmeheit, daß es nicht genügt, einem rechtsgelehrten Gericht 
nur Fanfmännifche VBeifiger zu geben oder gar nur in einzelnen Fällen das 
Butachten von Faufmännifchen Sachverſtändigen einzuholen. 

Der ferner gegen bie Hanbelögerichte geltend gemachte Grund, ihre 
Untüchtigfeit ergebe fih baraus, daß man in zweiter Inſtanz regelmäßie 
nur rechtsgelehrte Nichter urtbeilen laſſe, wird offenbar ganz richtig durch 
die Erklärung befeitigt, daß es umgekehrt fehr zwedmäßig fei, auch in zwei⸗ 

[ter Inſtanz Handelsleute urtheilen zu laſſen, wie dies bereits in einer Reihe 
von Ländern der Fall if. Aber auch wenn man nur in erſter Inſtanz 

| Handelsgerichte gewährt, fo Tiegt barin ſchon ein großer Vortheil, weil nad 
der Erfahrung in Handelsfachen viel weniger Berufung eingelegt wird, und 
weil bie erfte Inſtanz bie Gewißheit gibt, daß der faufmännifche, volks⸗ 
mäßige Standpunkt in Beurtheilung bed Falles zur Geltung gelangt. 

Die Nichtigkeit eined weiteren Einwandes, als bewirften bie Hans 
beisnerichte eine Rechtsungleichheit, beruheten auf einem verwerflichen Bor: 
recht ber Handelsleute, zeigt fich alsbald durch die Erwägung, daß ja nur 
die Sache, nicht die Perfon, hier bevorzugt wirb, indem nicht nur Jeder⸗ 
mann nad Belichen Handelsmann werben Tann, fonbern auch zahlreiche 

- Hanbelöftreitigfeiten unter Nichtlaufleuten vor die Handelsgerichte gehören. 

Der Ichte Einwurf gegen die Hanbelögerichte, e8 werde durch ihre 
Abſchaffung eine Erfparung bewirft, wird durch bie bier beſprochene Schrift 
als ber offenbar fchlechtefte von allen erflärt. Denn wenn er richtig wäre, 
fo wäre er doch fo unwürdig, baf er anſtändiger Weife gar nicht vorge: 
bradyt werben follte, und überdies ift er völlig nnridtig, denn das Amt 
ber Handelsrichter ift ein unbeſoldetes Ehrenamt, während man eine nicht 
unbebeutende Anzabl von befoldeten Richtern mehr ald bisher anftellen 
müßte, wenn bie orbentlichen Gerichte auch in Handelsſachen Recht fprechen 
ſollten, abgeſehen davon, daß in biefem alle auch in Handelsſachen viel 
mehr Berufungen vorfommen würben. 

Dr. $. Mittermaier. 
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VI. EM A. Gad, Die Haftpflicht der deut: 


ſchen Poſtanſtalten. 128 S. 8. Berlin 1863. E. H. Schroͤ⸗ 
der. 


Durch Art 421 H. G. B., welcher auch die Frachtgeſchäfte ber Poft- 
anſtalten in subsidium den Vorſchriften des Geſetzbuchs unterwirft, und 
durch den revidirten Vereinsvertrag des Deutſch-Oeſterreich. Poſtvereins vom 
19. Auguſt 1860 bat das Teutſche Poſtrecht neug Grundlagen erhalten, 
zumal gleichzeitig durch Art. 421 eit. das vielfach ſchwankende poſtaliſche 
Gewohnheitsrecht, fo weit die entſprechenden Vorſchriften bed H.G. B.'s reis 
chen, außer Kraft getreten iſt Eine neue Bearbeitung des Poſtrechts war 
daher nothwendig, bie Literatur ſelbſt aus juugſtverfloſſener Zeit, wie bie 
Schriften von Müller, Enyrim, Kompe, Linde, für das gegenwär⸗ 
tige Recht nicht mehr ausreichend. Der Verfaſſer hat ſich dieſer Aufgabe 
mit großer Sorgfalt unterzogen, und bie ſyſtematiſche Darſtellung umfaßt 
ſowohl bie Vorfchrijten des Vereindvertragd nebſt dem bazu gehörigen Ve⸗ 
glement von gleihem Datum, wie die noch beftehenden particulären Poſt⸗ 
orbnungen für den BVoftbetrieb innerhalb der einzelnen Staaten, welche bier 
zum erftenmal genügend benußt find, und bie fubfidiären Regeln des 
HG.G.B's wie des bürgerlihen Rechts ber einzelnen Staaten. Dabei if 
zwedmäßig zwiſchen den Fahrpoſtſendungen, beu_(recommanbdirten) Bricfen, 
Rerfonen: und Paſſagiergut unterfhieden. Daß in letzterer Beziehung, wo 
die particnläre Poftordnung über bie Erjagpfliht für Beſchädigung von 
Reiſenden ſchweigt, keine Erjabpflicht eintrete, weil aud dem Schweigen bie 
Ablehnung der Haftpflicht zu fchließen fei, ein folcher höchſt bedenkliche 
Nechtsſatz ift nicht ohne Weiteres anzunehmen. Nur gilt hier auch dag, in 
biefer Beziehung durch Art 421 H. G. B. nicht berührte, poftalifche Gewohn⸗ 
heitsrecht, felbft das particufäre, nad H.G.B. Art. 1, fort. — Die kleine 
Schrift Tann nur_angelegentlid empfohlen werden. Erwünſcht wäre ber 
Mitabdrud bed revidirten Poſtvereinsvertrags geweſen. — G. 


VO. Dr. Leonhard Freund. Lug und Trug. Vom 
Standpunkte des Strafrechts und der Geſchichte. Erſter Band, 
XXXV. u 294 ©. 8. Berlin 1863. NR. Decker. 


Es gebt in dieſem wunberfigen Buche viel Gutes, Trivialeß, Ueber⸗ 
fhwängliches zufammen. Der Berfaffer hat mit großen Fleiß und unge: 
meiner, freilich in bie entlegenflen Gebiete abſchweifeuder Beleſenheit, nicht 
ohne Scharffinn aber auch ohne Flare Methode und ohne gehörige Kritik 
das Weſen ber gegen bie Wahrheit gerichteten Delicte zu erforfchen und bes 
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ren geichichtliche Entwicklung barzulegen verſucht. Der erfie, ſchon 1862 be 
fonderd erfchienene, Abſchnitt erörtert und verneint die Frage, ob es ein 
Recht auf Wahrheit gebe. (S. 8—72.) Der zweite Abfchnitt will die Lehre 
von der Fälfhung und dem ftrafbaren Betruge nad) ben Quellen ber wich⸗ 
tigften Gefeßgebungen ber Bergangenbeit und Gegenwart hiſtoriſch entwideln, 
und ftelt in bem bisher erfchienenen Theile (Erſtes Buch. Erfte Periode) 
bie Lehre von Lug und Trug unter ben Germanen, von ben älteften Zei: 
ten bis zum Außgange ber Karolingerzeit bar. (8. 75—273.) Das hiſto⸗ 
riſche Material ift geordnet nad) den Nechtöquellen ber Scanbinavier, Cams 
brier, Angelfachfen, Iren und Schotten, ben Volksrechten ber Völker bes 
fränkiſchen Reichs, den Bußordnungen und den Rapitularien. In jeder biefer 
Abtheilungen find, was allein dem Gebiete diefer Zeitjchrift angehört, die, 
freilich fehr bürftigen, einfchlägigen Rechtsgrundſätze hinſichtlich des Handels⸗ 
und Gewerbsverkehrs zufammengeftelt. S. 104 ff. 123 ff. 142 ff. 154 ff. 
192 fi. 218 ff. 229 ff. Diefelben beziehen fih vornämlich auf falfches 
Maaß und Gewicht, auf Verkauf ſchadhafter ober verfälfchter Waaren, ben 
Berfauf frember und den Toppelverfauf eigener Sachen, auf Waaren: und 
Lohntaren und auf ben Wucher. Auch nehören Bierhin allenfalld die Straf: 
normen gegen Münz⸗ und Urkundenfälihung. ®. 


VOL F. Serafini, Le t&el&egraphe dans ses 
relations avec la jurisprudence civile et com- 
merciale. Traduit et annote par Lavialle de La- 
meill&re, Employ& de l’administration des lignes tele- 
graphiques. XV. u. 175 8. 8. Paris 1863. Durand. 


Diefe gute Meberfeßung des Zeitichrift VI. ©. 625 ff. befprochenen 
Werkes von Ecrafini enthält in den Noten mehrfache Nachträge des Ber: 
faffers, ingbefonbere aber anhangsmweife (S. 137 — 169) fehr wichtige An: 
merlungen des Ueberſetzers, in melden bie Geſchichte und der Stand ber 
franzöfiichen Geſetzgebung, vie einichlägigen Beſtimmungen berjelben ſammt 
ben legislativen Vorarbeiten, erheblihe Punkte aus der franzöfiichen und 
internationalen Prariß ber Telegraphie, enbli die bisher ergangenen Ur: 
theile des franzöfifhen Staatsraths und mehrerer franzöfiicher Gerichtshöfe 
mitgetheilt werden. Der Staatsrath bat auf erhobenen Competenzconfliet 
eine wegen irrthümlicher Telegraphirung gegen den Director der Variſer 
Telegraphenlinien und den Minifter des Junern als Vertreter bed Staates 
erhobene Entihädigungsflage der gerichtlichen Entſcheidung entzogen, weil 
nicht ein von dem Director der Zelegraphenlinien perfönlih begangenes Ver 
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Tehen behauptet werbe. Der Appellpof von Amiens hat (1859) entichieben, 
daß fofern durch einen Irrthum bes Telegrapbiften ein Auftrag dem Man⸗ 
datar anders ald er vom Mandanten ertheilt war, zugefommen war, ber 
von dem Mandatar nach dem vermeintlichen Auftrage mit einem Dritten 
geichlofjene Vertrag wegen Irrihums nichtig ift, und ber Mandant auch 
nit dem Dritten fchabenserfahpflichtig, fofern er dieſen Irrthum nicht 
verſchuldet hat; daß eine Verſchuldung aber in Unterlafjung der wenig ge: 
bräuchlihen Recommanbirung ber telegrapbijchen Depefhe nicht zu finden 
if. Desgleichen bat das Handelsgericht ber Seine (1862) entſchieden, wenn 
im Falle eines telegraphiſchen Aufaufsantragd mit dem Verlangen unge: 
fäumter telegraphifcher Antwort die rechtzeitig abgejendete zufagende Antivort 
burch einen Fehler der ZTelegraphenverwaltung verfpätet angekommen iſt, 
der Offerent an feine Offerte nicht gebrinden fei, ungeachtet er den Gegen: 
theil zur telegraphifchen Antwort aufgefordert habe. Die Gerichtshöfe zu 
Rouen haben (1862) erkannt, daß bei telegraphifcher Offerte mit dem Ver: 
langen ungeläumter Antwort telegrapbifche Antwort erwartet werden bürfe, 
und ber Offerent nicht bis zum Cintreffen briefliher Antwort gebunben fei. 
®. 


IX. Emanuel Stern, Lehrer der Handelswiſſenſchaften 
zu Darmftadt. Die faufmänniihe Buchführung und 
der erite Abſatz des Art. 28 des allgem. Deutſchen 
H. ©. 8.3. 3. Aufl. 48 ©. 8. Darmitabt 1863. Selbft- 
verlag. » 

Der Verfaffer führt den Nachweis, daß bei ber einfachen Buchhal⸗ 
tung ſich niemals aus den Handlungsbüchern allein die jcderzeitige Vermö⸗ 
gendlage bed Kaufmanns vollſtäudig erfehen laſſe und daß jelbit bei dop⸗ 
pelter Buchführung dies nur in bem alle möglich jei, wo ber Kaufmann 
über alle Artifel jeines Ganbelögewerbes (Waaren, Wechfel, Effekten) befon- 
bere Nebenrechnungen, die Lagerz.oder Scontrobücyer, nad) der Quantitäts⸗ 
Rechnungsmethode führe. Sole Bücher aber koͤnnen nicht einmal die 
Groſſiſten über alle ihre Artifel, noch meniger natürlich die Kleinhändler 
balten. Da nun weber bie doppelte Buchhaltung, noch auch die Führung 
von Waarenſcontris allgemein vorgeichrieben werden Tönne und worben fei, 
jo verlange H.G.B. Art. 28 etwa Unmögliches, wenn er jeden Kaufmann 
verpflichte, Bücher zu führen, „aus welchen bie Lage. ſeines Vermögens 
vollfändig zu erſehen“ jei. Dies ergebe,auch die Streihung ber Worte 
„zu jeder Zeit", welche im Preußiſchen Entwurf ftauden: Prot. S. 44. 
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Der Verfaſſer fclägt den Ausweg vor, bad Wort „volfländig” nur auf 
bie vorhergehenden Worte „jeine Handelsgefchäfte” zu beziehen. Mir fcheint 
daß daB Geſetz nur fagen will: in folder Vollſtändigkeit, alß aus ben Bü⸗ 
dern allein — abaefehen von den, allerdings den Büchern entgegengeſtell⸗ 
ten, Inventarien (Art. 29) — fofern fie nad faufmännifcher Eitte, der 
Art und rem Umfange bed Geſchäfts angemeſſen neführt find, möglich ift 
— alfo, wo das nicht möglich ift, unter Beihülſe der früheren Inventarien 
bez. einer neu aufzunchgenden Inventur. Der Geſctzgeber hat alfo wohl 
nicht, wie Etern will, den Richter ſchlechthin auf die Inventur zur Ergän⸗ 
zung verwieſen. Gin Großhändler, welcher in einem oder werigen Artikeln 
bandelt, und fein Waarenfcontro führt; genügt der Vorſchrift bes Art. 28 
nicht. — Die allgemeinen Erörterungen über bie Faufmännifhe Buchführung 
find Mar und mannigfach beichrend. G. 
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Der Begriff bes Wechſels in formeller Beziehung. (Defterr. Gerichts: 
zeitung 18693. Nr. 61—68). 


. & Hoffmann. Bon ben verfchiebenen Functionen bes Indoſſa⸗ 


ment? (Archiv |. W. Rt. Bb. 12 ©. 118—128). 
F. Wolff. Meber Einfluß der Zahlung auf ben Beſtand der Wech⸗ 
felverbinblichfeit. (eod. ©. 127—155). 
Bernau. Iſt unter mehreren folibarifch verurtbeilten Wechſelſchuld⸗ 
nern gegen jeben berfelben gleichzeitig bie Execution auf das ganze 
Jubdikat zuläffig? (Gruchot's Beiträge Bb. 7. S. 516 — 521. 558. 
559). 


100 LEiter gaturiherficht. 


90. Bo phangxin ex. Die Bickung eineh bie Zahlungszeit des Med: 
ſela mobifkeivenden Acsepiä- (Centralorgan IL Rt. 20). 

87. Ewobode. Ycber bie, Verpflichtung des Aecceptanten "zur Entrich⸗ 
tung ber Brotefiipeien- MOeſierr. @. 8. 1868 Nr. 59). 

98. Lejje Ueber Novation durch Annahme eines Wechſels für eine For 
derung aus Wanrenlieferung (Centralorgan I. Nr. 80). 

98: Büttner. Ueber Novation durch Wechſel. (BI. f. Rechtspfl. in 
Thüringen Bo. 9. ©. 159—164). 

100. Renaud. Zur Lehre von ber Bereicherungdflage des art. 88 ber 
D. W. O. (Archiv f. civil. Praxis 9. 46, ©. 869 - 880). 

101. Teklenborg. Handlexikon für Rheder, Verſicherer und 
Schi ſiſkapitäne. 2. Aufl Bremen 1868. Schünemann 21/, Thlr. 

102. h. h. Zur Beurtheilung ber Preuß. Binnenſchiffahrt. (Eentralorgan 
1, Rr. 88). 

109. E. B. le Beuf. Les services transatlantiques & vapeur en Eu- 
rape et aux Etats-Unig. (Journal des Economistes, Mars 1868. 
p. 896-424), 

104. Case of the Alabama. Contraband (law. Review. Mai 1868 p. 
113-130). 

105. N. Rod. Weber das Vexrhaͤltniß der Feuerverſicherungsgeſellſchaften 
zu ben Sppotheigngläubigern. (Sentralorgan IL. Nr 45. 47). 

106. Elsner. Di Pehre von der Befriedigung der Gläubiger 
durch das Bwangsverfahren nach Preuß. Recht. Berlin 
1868. Grieben. ?],. Thlr. 

107. Baſcher. Dis Praͤcluſion befannter Gläubiger im Concurſe. (Ars 
iv f. Würtemb. R. Bd. 6, ©. 27—88). 

108: eo: Participiren in einem nad &. 292 ber, Preuß. Conc. O. eröffnes 
ten Barticularconcurfe auch bie außlänbifcgen Gläubiger 1 (Gentrals 

‚ gan. Ih Rt. 9) — 


V. 


Wie weit haftet nach gemeinem Rechte der Schuldner als 
folder für diejenigen Herfonen, deren er fi) zum Zwecke 
der Erfüllung feiner Berbindlichkeit bedient? 


Bon 


Herrn Dr. jur. Aug. Abbelohde, 
außerordentlichem Profeſſor zu Göttingen. 


— „Celsus adolescens scribit: — esse hanc 
quaeslionem de bono et aequo. in quo genere 
plerumque sub auctoritate juris scientiaoe per- 
niciose (inquit) erratur.‘ 

Paullus in l. 91 $& 3 D. de V. 0. 48, 1. 


Snhaltsüberfidt. 
Einleitung. 
Gegenwärtige Lage der Frage. 5. 1. | 
Methode für die Benußung ber römifchen Quellen. $. 2. 

L Die Ausfprüde ber Quellen über bie Haftung be3 
Sähulbners für britte Perfonen, welche er in Bezichung 
zu dem Gegenſtande feiner Verpflichtung gebradt bat, 
nad jus commane. — Bier Gruppen. $. 8. 

IL Ausfheidung ber Quellenausfprüde in Öruppe I: Zus 
ziehung von dritten Perfonen bei Ausnutzung einer Vefugniß. 8. 4 

11. Die Quellenausfprüde in Oruppe IV: Unbefugte Zuzichung 
von dritten Perfonen. $. 5. 
Beitfäein für Haudelsscht. Bd. VII. 14 


N 
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IV. Die Qucllenausfprüde in ben Gruppen IL und Ill. 
A. Bergeblicher Berfuh, din in ihnen beraustretenben Gegenfak 
darauf zurüdzuführen, ob eine obligatio operis vorliege oder nicht. $. 6. 


B. 2egründnng ber Haftpflicht für culpa_propria in befiebenben 
Obligationen ex ſide bona._$, 7, 


C. Anwendung biervon anf bie Haftpflicht für culpa aliena in 
beftebenden Obligationen. $. 8. 

D. Begründung ber Haftpflicht für bie Gehülfen. 

. m allgemeinen. $. 9. 

b. „ Rerginbarte Usbezuiahng ber unbebingten Haftung für bie 
Mittelöperfon gegen Aſſecuranzprämie innerhalb berfelben Ob: 
ligation. — Drei Kategorieen. $. 10. 


e.. _ Selbfiyerftänbliche Uebernahme ber unbebingten Haftung 


für die Gehülfen. 


Erfte Kategorie. 8. 11. 

Fortſetzung. — Prüfung ber Quellenausfprüde $. 12. 
Fortſetzung. — Recht des Gläubigers auf Ceſſion der Klas 
gen des Schuldners gegen bie Gehülfen. Inhalt der dili- 
gentia in eligendo et inspiciendo praestanda. $. 18. 
Zweite Rategorie. $. 14. 

Dritte Kategorie. 8. 15. 

Fortſetzung. — Prüfung ber Quellenausſprüche. 8$. 16. 
Fortſetzung. — Combinirte Fälle. $. 17. 


Einleitung. 


Gegenwärtige Lage der Frage F. 1. 
infolge der Steigerung des Reife und Handelsverkehrs 
haben in den Ichten Jahrzehenten mandye Nechtsfragen, welche 
früherhin faft nur theoretiiche Bedeutung gehabt haben würden, 
bie größte Erheblichkeit für die tägliche Praris gewonnen. 
Namentlich gehört hierher auch die allfeitige Erörterung 


weit der Schuldner als folcher nach gemeinem Mechte 
diejenigen Perſonen hafte, deren er fich zum Zwecke 
rfüllung feiner Verbindlichkeit bedient. 

Fir einige Verhältniffe freilich Haben auch in vielen Län: 


bern des gemeinen Rechtes particulare Gefehe ober „zeglementa: 
riſche Beftimmungen dieſe Haftpflicht feſtgeſtellt. So insbeſon⸗ 
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bere für den Verkehr _ber Poften, nächftvem auch hie und ba für ben 
denjenigen der Eiſenbahnen. Und folche Berbältniffe kommen Lies. 
daher bier überhaupt nicht in Betracht. — Für gewiſſe Beziehunse 

gen ferner tft jene Frage ſchon gemeinrechtlich entfchieden mittelg 

einer Reihe unzweideutiger Pandektenſtellen. Diefe baben es 

theils zu thun mit fingulären Beitimmungen von engbegrenzter 
Anwendbarkeit; theild bewegen fte fich allerdingd auf dem Boden 

bed jus commune. — In andern Kreiſen endlich ift die frage __ 

liche Haftung wohl von jeher vorwiegend außergerichtlich geregelt, __ 

gemäß dem Verfchröbebürfniffe des perfönlichen Credites, welches 

bie Betheiligten in unmittelbarjter Nöthigung empfinden mußten; 

und fo find Bezichungen dieſer Ichteren Art überhaupt felten zur 

rechtlichen Prüfung gelangt. Dies gilt namentlic, von der Haf⸗ 


tung der Handwerksmeiſter für ihre Gefellen und Lehrlinge, 
nderd aber liegt die Sache 3. B. rückſichtlich derjenigen. 


Eifenbahn= Verwaltungen, deren Haftung für Beihädigung von__ 
Woffagferen sber von Fraditgätern duch Verſchulden der Eifene — 
bahn⸗Unterbedienten weder gejeblich noch reglementarifch normirt — 
ift und daher nach gemeinem echte zu beurtheilen bleibt, — 

Auf der einen Seite fehlt regelmäßig in der Concurrenz 
für die Bahnverwaltungen der Sporn, welcher unter Ähnlichen 
Umftänden den Handwerksmann zwingt, ben Beutel zu ziehen, 
will er die Kundſchaft nicht verlieren. Die Werthbeträge dage⸗ 
gen, um welche es fich für fie handelt, find in ben meiften Fällen 
ſchon an fich recht erheblich und kommen vollends ins Gewicht 
bet der Häufigkeit der Beichäbigungen, wofür bie Bahnverwal⸗ 
tungen in Aufpruch genommen werben und noch mehr genoms 
men werben würden, wenn fie den erhobenen Anſprüchen durch 
gehends nachgäben. 

Auf der andern Seite läßt es ſich gar nicht verkennen, 
baß die Theorie mit dem Bebürfnifie des Publikums, welches ſich 
ber Eifenbahnen bedient, in fchreienden Widerſpruch tritt, fofern 
fie darauf beharret, unfere Frage auch in diefer Anwenbung les 
biglich gemäß jener zweiten Kategorie der vorhin erwähnten Pan- 
veftenftellen zu enticheiden. Di: zeigt fich beſonders in zwei 
Srfcheinungen. Einmal darin, daß jened Beduͤrfniß in mancher 
neuern Gejchgebung zur unbejtrittenen Anerfennung gelangt 

14 * 
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fur: . 1). Und fobenn darin, daß auch in Ländern, in welden in 
Zr vun. -- der fraglichen Hinſicht das gemeine Recht gilt, vieler Orten der 
Richter, geradezu wider die herrichende Compendientheorie, feine 
Urtheilſpruche au dem Standpunkte diefer Gefchgebungen fällt 
2 Sollte nun der vorliegende Widerſpruch nach dem roͤmiſchen 
Ö Mechie, wie es heute Geltung hat, gar nicht zu loͤſen fein? Soll: 
ten die Quellen dieſes Nechtes feinerlet Enticheidungen enthalten, 
welche, dem unverkennbaren Bebürfniffe bed Verkehres entſpre⸗ 
chend, mit ficherer Analogie auf jene neuen Transportmittel er⸗ 
ſtreckt werden könnten? — Mittel, die doch nur in ihrer thats 
Jächlichen Form, keinesweges aber hinſichtlich ihrer rechtlichen Bes 
deutung nen find. 

Freilich: diefenigen Quellenausfprüche, welche einem Zweifel 
feinen Raum geben, erfcheinen, foweit fie das jus commune 
zum Gegenfiande haben, wie bemerkt, unzureichende. — Wenn 
aber diefe Etellen ſämmtlich nur den freundnachbarlichen Verkehr 
beträfen, ohne alle Rückſicht auf bie befondre gewerbliche Natur 
der uns interefjirenden Verhältniſſe?! | 

Allerdings ſchweigen die Römer nicht gänzlich von Unter: 
nehmungen ver Ichtern Art. Allein — unfere Trage behandeln 
nn in Rüdficht darauf fchwerlich jo, wie wir es wünfchen 
m 


Die Verbindlichkeiten bed nauta, des caupo, bed stabu- 
lerius zunachſt find es, für welche dag prätorifche Edict die vor: 
bin erwähnten jingulären Satzungen aufgeftellt hatte, kraft deren 
bier gerade ber und wichtige Punkt einer allgemein gültigen Er⸗ 
Örterung entzogen blich. 

In den Beziehungen des Publikums zu ben Geſchaͤftsge⸗ 
hülfen der Handelswelt ferner beichäftigen fich die römifchen Ju⸗ 
riften vorwiegend, wo nicht außfchließlich, mit der Unterfuchung: 
ob und wie weit der Gejchäftäherr dem Publikum durch die Con» 
2 — werde, welche ein Gehülfe für ihn abgeſchloſ⸗ 
en ba 


1) ©. 3 8. das Preuß. Geſ. vom 8. Nov. 1888. 6, 25. (bei Koch, 


Deutſchlands Eifenbahnen. Bd. 1. Anl. IM.) Auch bas beutigg 
6.8.8. Art, 400 verbunden mit 428. 
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Das Handwerk endlich hat bet den Römern weber bie tech⸗ 
nifche Ausbildung, noch die fociale Bedeutung befeflen, deren es 
fi in unfern Tagen erfreuet: und deshalb reden bie Pandekten⸗ 
juriften überhaupt nur felten und wenig von demfelben. Außer: 
dem pflegt ber oben heroorgehobene Umstand, wie bemerkt, ges 
rade beim Handwerke unsre Frage der rechtlichen Entſcheidung 
vorzuenthalten 2). 
| Und ift am Ende auch die eine oder andere Aeußerung 

eines Ulpian ober eines Gajus ung überliefert worden, welche, 
von gewerblichen Verhältnifien handelnd, mit unbefangenem Auge 
betrachtet, auch der heutigen Anſchauung des Verkehrsbedürfniſſes 
gerecht zu werben fcheint —: was bat denn das chen viel gehol⸗ 
fen?! Entweber, man hat einen folchen Ausſpruch nach ben 
übrigen Quellenenticheidungen umgebeutet: und dann iſt er fo 
gut wie überhaupt nicht vorhanden; — oder, man bat an dem 
Buchftaben feiner Enticheidung feitgehalten und ift damit ſelbſt 
bann, wann man zufällig auf die Wahrheit jollte gejtoßen fein, 
von einer befruchtenden Erkenntniß berjelben weit entfernt ges 
blieben. 


Methode für die Benutzung der römijhen Quellen. 


6. 2. 

Aber wie? — Schon im römifchen Nechte gehören die hier 
in Frage kommenden Obligationsverhältniffe ber Claſſe der ob- 
ligationes bonae fidei an, nach deren Art heutzutage, ſoweit 
es ihrer Natur nach möglid, ift, alle Vertrags: und vertragds 
ähnlichen Obligationen beurtheilt werben. Wenn es nun anders 
wirflih wahr ift, daß ein Hauptverbienft der Panbektenjuriften 
in dem unübertrefflihen Tacte beftehet, vermöge veflen fie ben 
rechtlichen Inhalt diefer obligationes bonae fidei dem Bebürfs 
niffe des Lebens felber anzupaffen gewußt haben —: follte ſich 
dann nicht vielleicht fogar aus den bürftigen Bruchftüden ihrer 
Schriften, welche auf ung gelommen find, immerhin wenigftend 





2) Eiche oben ©. 201. 
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ein Fingerzeig entnehmen laſſen auf das letzte Princip einer Bes 
uriheilung, bie, in ungezwungenem Einklange mit ben zweifel⸗ 
loſen Entſcheidungen der Quellen, auch dem gegenwärtigen Bes 
bürfniffe zu genügen vermöchte? — Finden wir für dieſes Bes 
bürfnig in den Quellen gleich nicht befondere Entſcheidung und 
ausdrückliche Begründung diefer Entſcheidung —: vielleicht. finden 
wir in ihnen doch Weg und Welfe, mit ver einen uns bie andre 
felber abzuleiten! 
— Dies ungefähr iſt der Ausgangspunkt geweſen, von wo der 
aſſer der vorliegenden Zeilen vor etwa fünf Jahren es unter 
ahm, ſich an ber Löfung unfrer Frage zu verfucdhen?). 
Er war ſich dabei wohl bewußt, daß es eine ſchwierige 
Aufgabe fei, der er fich unterziche. 
Selbft wer mit reifem Verſtändniß bie Lehren ber claffis 
Shen Juriſten erfaßt haben follte, ift darum noch keinesweges 
geſchickt, nach ihrer Weiſe die bunten Verhaͤltniſſe des” täglichen 
Lebens rechtlich zu beurtheilen. Er wirb je länger je beutlicher 
‚ Fegreifen, daß er, gleich jenen alten Vorbildern, zuvor erſt diefe 
ebensverhaͤltniſſe ſelbſt in ihrer Mannigfaltigfeit burchbringen 
mod erfaflen muß. Jurisprudentia est — humanarum rerum 
ientie. Denn für wahr, nicht darauf ja kömmt es an, die menſch⸗ 
lichen Wechfelbezichungen, biegend oder brechend, und allenfalls 
mit dem höhnenden Trofte: fiat justitia — pereat mundus! — 
in bad Profruftezbette irgend eines juriftifchen Schulſyſtemes zu 
zwängen; fondern barauf, dem Bebürfniffe des Lebens diejenigen 
Rechtsſaätze anzupaffen, deren daffelbe zu_feiner Negelung bedarf. 
Und um dieſes zu können, ift noch ein Zweites erforberlich : 
e jahrelange Uebung, weldhe erft die Sicherheit der Meifterjchaft 
zu gewähren vermag. Bis ſolche erlangt ift, find im einzelnen 
zahlreiche Mißgriffe unvermeidlich: Irrthuͤmer in der Auffaffung 


8) Ueber die Haftung bed SejHäftöherrn aus der Verfchulbung ber in 
einem Geſchäfte angeftellten Perjonen bei ber Erfüllung übernommes 
ner Berbindlichkeiten. (Arch, für pract. Rechtswiſſenſchaft. Bd. VIL 
Nro. XI, S. 229-276.) — Ueber die Haftpflicht der königl. hannov. 


Eifenbahnverwaltung für Körperverlegungen durch Eiſenbahnunfälle. 
(Reg. für bannov. Recht. Bb. IX. ©. 191-218.) 
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der thatfächlichen Verbältniffe, welche ber rechtlichen Beurtheilung 
unterliegen; Verſehen in ber Auswahl der Rechtsſätze, welche 
zur Anwendung gebracht werben; Mängel in der Anwenbung 
ber richtigen Rechtsſätze felbft, indem bier ein Saß ohne genüs 
gende Einfchränfung angewandt, dort ein Satz allzuftarf einges 
Ichränft wird. 


Bon biefem Bewußiſein erfüllt, bildet fich ber Verfaſſer 
auch heute nicht ein, daß da Ergebniß feiner frühern Arbeiten ___ 
unfehlbar, gefchweige, daß es überzeugend ſei. Er felbit fi 
fi freilich bis jeßt nicht in der Lage, jenes Ergebnig für irrig — 
zu halten. Zwar find dagegen allerlei Zweifel geäußert ®); eine___ 
eigentliche Widerlegung feiner Anficht aber tft bis jebt im 
nicht befannt geworden. ine neuere Abhandblung®) beipricht 
alferding3 unfere Frage ausführlid. Seine Meinung ift darin 
jedoch nicht allein nur fo obenhin mit ein paar Zeilen abgethan, 
fondern erſichtlich gänzlidy mißverſtanden. 


Der wichtige Gegenftand indeſſen, um ben es fich hanbellt, 
liegt dem Verfaffer zu ſehr am Herzen, als baß er der wieder: 
holten Aufforderung ſich entziehen möchte, benfelben auf dieſen 
Blättern von neuem zur Unterfuchung zu bringen. 


4 Ihering, Culpa in _contrahendo, (Jahrb. für Bogmatif bed Heut. 
* vom. und deutihen Pr. Rechts. Bd. IV. 1861). S. 86. Note 88. 
Goldſchmidt, dad receptum nautarum eiticht. für daß 

efammte Handelsrecht. Bd. Il. 1860.) ©. 98, f. zu Note 62. ©. 

7% “868 zu Note 170. — Schletter'3 Jahrb. ber deuffchen Rechtswiſ⸗ 
SPS. Er Big und Geſetzgeb. Bd. V. Erlangen 1859. ©. 815 f. Nro. 174. 


As OeV- Syligt wird bed Verfaffer Anficht dagegen von Zahariä, über 

— die e Sajtungsverbinbligfeit, beb Staats aus rehtäwidrigen Handlun⸗ 

* A gen und Unterlafjungen feiner Beamten. (Zeitſcht. für die gefammte 

74 2 Staatswiſſenſch. 19. Jahrg. Hft. 8 u. 4. Tübingen 1868. ©. 
582 fi.) ©. 622. zu Note 2. 


Ad, 5) Burchardi, üider bie Veranwortlichkeit bes Schuldners für feine 
* / IE bei ber Erfüllung von Obligationen. Kiel 1861. 


— a u 
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L Die Ausfprüde der Quellen über die Haftung 

bes Schuldner? für dritte Perſonen, welde cr in Be 

ziebung zu dem Gegenftande feiner Berpflihtung 
gebradt hat, nad jus commune. 


Vier Gruppen. 
8.8. 


Am zweckmaͤßigſten wird es fein, unfre Erörterung mit 
einem Blicke auf die Gefammtheit der hierher gehörigen Quellen: 
ausſprüche zu beginnen. -- Bon felbft verftcht es fich übrigens, 
daß wir bei der Zufammenftellung folcher Ausſprüche auf die 

enigen NRechtöverhältniffe uͤberhaupt feine Nücdficht nehmen, in 
welchen, wie zu Eingange dieſes Aufſatzes erwähnt, die Haftung 
Fred Schuldners für gewifje Perfonen fingulär_feftgefegt worden 
iſt. Daß vollends Etellen, wie J. 1, $. 1, 1.25, 68. 1-4, 
1. 31, $$. 9, 11, 14, 15, 1. 48 pr. D de aed. edict. 21, 1 
nicht Hierher gehören, ‚hat ſchon Haffe®) bemerkt. Es handelt 
„ih in diefen Etellen nicht um eine Verpflichtung, bei deren Er⸗ 
„füllung der Käufer für feine familie einzuftehen hätte, fondern 
sum eine exceptionelle Befugniß, welche ihrerfeit? nicht zur Unbill 
führen ſoll. Sie ift deshalb durch chen die Duelle pofitiven Rechtes, 
welcher fie überhaupt ihr Dafein verdankt, nämlid) das ädilicis 
Ihe Edict, an die Vorausſetzung gefnüpft, daß der Käufer jeg- 
liches Verſchulden vertreten wolle, durch welches cr ober feine 
Hausgenoſſenſchaft bis zur Litisconteſtation in der adiliciſchen 
Klage das Kaufobject beſchädigt oder vernichtet habe?). j 

Der bejjern Ueberſicht halber haben wir bie folgenden 
Etellen in vier Gruppen gefondert, deren Sonderung im einzel 
nen wir demnaͤchſt rechtfertigen werben. 


l. Gruppe 
D I. 11. D. de per. et comm.rei vend. 18, 6. (Alfe- 
nus Varus lib. 2 Dig.) 
Bi vendita insula combusta esset, quum incendium 
sine culpa fieri non possit, quid juris sit? Respondit: 





6) Culpa (2. Audg.) ©. 412 Note 1. 
7) 1 25 dit. & 8. 


Ubbelohde: Haftung bes Schuldners für feine Gehälfen sc. 9207 J —22 


Quia sine patrisfamilias culpa fieri potest, neque, si ser- 
vorum negligentia factum esset, continuo dominusin culpa 
erit. Quamobrem.si venditoz, eam diligentiam adhibuisset, 
quam debent homines frugi et diligentes praestare, si quid 
accidisset, nihil ad eum pertinebit. 

2) L 11. pr. D. loc. 19,2. (Ulpianus lib. 32. ad. 
edict.) 

Videamus, an et servorum culpam, et quoscungue 
induxerit, praestare canductor debeat? et quatenus prae- 
stat, utrum ut servos noxae dedat, an vero suo nomine 
teneatur? et adversus eos, quos induxerit, utrum praesta- 
bit tantum actiones, an quasi ob propriam culpam tene- 
bitur? Mihi ita_placet, ut culpam etiam eorum, quos in- 
duxit, praestet suo_nomine, etsi nihil convenit: si tamen 
culpam in inducendis admittit, quod tales habuerit, vel 
suos, vel hospites. Et ita Pomponius lib. 63. ad edic- 
tum probat. 

8) 1. 27. 8. 9. D. ad leg. Aquil. 9, 2. (Ulpianus 
lib. 18. ad edict.) 

Si fornicarius servus coloni ad fornacem obdormisset 
et villa fuerit exusta: Neratius scribit, ex locato conven- 
tum praestare debere: si negligens in eligendis ministe- 
riis fuit. pp. ; 

4) 1. 27. cit. $. 11. 

Proculns ait, quum coloni servi villam exussis- 
sent, colonum vel ex locato vel ex lege Aquilia teneri: 
ita ut colonus possit servos noxae dedere: et si uno ju- 
dicio res essetjudicata, altero amplius non agendum. Sed 
haec ita, si culpa colonus careret: caeterum, si noxios 
servos habuit, damni eum injuria teneri, cur tales habuit. 
Idem servandum et circa inquilinorum insulae personas 
scribit. Quae sententia habet rationem. 

6) 1. 30. $. 4. D. loc. 19, 2. (Alfenus lib. 3. Dig. 
a Paullo epitomatorum.) 

Colonus villam hac lege acceperat, ut incorruptam 
redderet, praeter vim et vetustatem: coloni servus villam 
incendit, non fortuito casu. Non videri eam vim excep- 
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tam, respondit: nec id pactum esse, ut si aliquis dome- 
sticus eam incendisset, ne praestaret; sed extrariem vim 
utrosque excipere voluisse. 

6) 1. 65. pr. D. usufr. 7, 1. (Pomponius lib. 5. 
ex Plautio.) 

Sed quum fructuarius debeat, quod suo suorumque 
facto deterius factum sit, reficere, non est absolvendus, 
licet usumfructum derelinquere paratus sit: debet enim 
omne, quod diligens paterfamilias in sua domo facit, et 
ipse facere®). 


I. Gruppe. 

1) 1.16. D. dep. 16, 3. (Africanus lib. 7. quae- 
stionum.) 

Si is, apud quem res deposueris, apud alium eam 
deponat, et ille dolo quid admiserit, ob dolum ejus, apud 
quem postea sit depositum, eatenus eum teneri, apud 
quem tu deposueris, ut actiones suas tibi praestet. 

2) 1. 21, $. 3, D. de neg. gest. 3, 5. (Paullus lib. 
9. ad edict.) 

Mandatu tuo negotia mea Lucius Titius gessit: quod 
i8 non recte gessit, tu mihi actione negotiorum gestorum 
teneris: non in hoc tantum, ut actiones tuas praestes, sed 
etiam quod imprudenter eum elegeris, ut, quidquid de- 
trimenti negligentia ejus fecit, tu mihi praestes. 

3)1.8, $. 3, D. mand. 17, 1. (Ulpianus lib. 31 
ad edict.) 

Si quis mandaverit alicui gerenda negotia ejus, qui 
ipse sibi mandaverat, habebit mandati actionem, quia et 
ipse tenetur: tenetur autem, quia agere potest. pp. 

4) 1.23, D. deN. G. 3, 5. (Javolenus lib. 8. ex 
Cassio.) 

Si quis mandatu Titii negotia Seji gessit: Titii man- 


8) 1. 1, §. 71. £,1. 2,D. usufr. quemadm. car. 7, 9. — Omnem — 
rei curam suscipit. Nam fructuarius custodiam praestare debet. 
vgl. 1. 11, edit. D. de per. et comm. 18, 6. 
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dato tenetur; lisque aestimari debet, quanto Seji et Titii 
interest. Titii autem interest, quantum is Sejo praestare 
debet, cui vel mandati vel negotiorum gestorum nomine 
obligatus est. Titio autem actio competit cum eo, cui 
mandarit aliena negotia gerenda, et antequam ipse quic- 
quam domino praestet: quia id ei abesse videtur, in quo 
obligatus est. 

5,110, 1— 1.12 pr. D. commod. 13, 6. 

l.10.$. 1. (Ulpianus, lib. 29. ad Sabin.) 

Si rem inspectori dedi, an similis sit ei, cui commo- 
data res est, quaeritur. Et si quidem mea caussa dedi, 
dum volo pretium exquirere, dolum mihi tantum prae- 
stabit; si sui, et custodiam, et ideo furti habebit actionem. 
Sed et si, dum refertur, periit, si quidem ego mandave- 
ram, per quem remiitteret, periculum meum erit: si vero 
ipse, cui voluit, commisit, aeque culpam mihi praestabit, 
si sul caussa Accepit, 

l.11. (Paullus lib, 5. ad Sab.) qui non tam ido- 
neum hominem elegerit, ut recte id perferri possit; 

l. 12, pr. (Ulpianus lib. 29. ad Sab.) si mei caussa, 
dolum tantum. 

6) 1.5.8. 13. eod. (Ulpianus lib. 28. ad edict.) 

Si me rogareris, ut servum tibi cum lance commo- /x. 253 
darem, et servus lancem perdiderit, Cartilius ait, pericu- 
lum ad te respicere; nam et lancem videri commodatam. 
quare culpam in ea quoque praestandam. Plane si ser- 
vus cum ea fugerit, eum, qui commodatum accepit, non 
teneri: nisi fugae praestitit culpam. 

7) 1.20. D. eod. (Julianus lib. 8. ad Ursejum Fe- 
rocem.) 

Argentum commodatum si tam idoneo servo meo Pr 933. 
tradidissem ad te perferendum, ut non debuerit quis aesti- 
mare futurum, ut a quibusdam malis hominibus decipe- 
retur: fuum, non meum detrimentum erit, si id mali ho- 
mines intercepissent, 

8) l. 12 cit,, ©. 1, D. eod. (Ulpianus lib, 29. ad 
Sabin,) 
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fr 155. Commodatam rem missus qui repeteret, quum r608- 
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pisset, aufugit, Si dominus ei dari jusserat, domino perit: 
si commonendi caussa miseret, ut referretur reg commo- 
data, ei, qui commodatus est, 

9) 1. 20. $. 2. D. de praescr. verb. 19,5. (Ulpia- 
nus lib. 32. ad edict.) | 

Si, quum emere argentum velles, vascularius ad te 
detulerit et reliquerit, et quum displicuisset tibi, servo 
tuo referendum dedisti, et sine dolo ınalo et culpa tua 
perierit, vascularii esse detrimentum, quia ejus quoque 
causse sit missum, Certe culpam eorum®°), quibus custo- 
diendum perferendumve dederis, praestare te oportere, 
Lebeo ait. et puto praescriptis verbis actionem in hoc 
competere 1), 

10) 1. 45. $. 1. D, fam. ercisc. 10,2. (Pomponius 
lib. 13. ad Sabin.) 

Dolus, quem servus heredis admisit, in judicium fa- 
milise erciscundae non venit: nisi si domini culpa in hoc 
erat, quod non idoneum servum rei communi applicuerit, 

ID I. 16. 8. 1. D. de R. V. 6, 1. (Paullus lib. 21. 
ad edict.) 

Culpa non intelligitur, si navem petitam tempore 
nevigationis trans mare misit, licet ea perierit: nisi si 
minus idoneis hominibus eam commisit!!), 


IL Gruppe. 


1)1L 25: $. 7. D. loc. 19, 2. (Gajus lib. 10. ad 
edict. provinc.) 


9) Bgl. L. 11, pr. D. loc. 19, 2, cit. (Ulp. lib. 82 ad edict.) 

10) Bgl. 17,8. 2,1. f. eod. (Ulp. lib. 28. ad ed.) Si cal inspi- 
ciendum dedi, sive ipsius caussa , sire utriusque, et dolum et cul- 
pam mili praestandam esse dico, propter utilitatem, periculum 
non. si vero mei duntazat caussa datum est, dolum solum, quia 
prope depositum hoc accedit. 

14) Diefe Etelle gehört aus gleichem Grunde hierher, wie bie 1. 65, 
pr. D. de usufr. 7, 1 (f. unten $. 4.) 
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Qui columnam transportandam conduzit, si ea, dum N: ab. 
tollitur, aut portatur, aut reponitur, fracta sit, ita id pe- / 
riculum praestat, si qua ipsius eorumque!?), quorum Opera 

uteretur, culpa acciderit. Culpa autem abest, si omnia 

facta sunt, quae diligentissimus quisque observaturus fuis- 

set. Idem scilicet intelligemus, et si dolia vel tignum 
transportandum aliquis conduxerit. Idemque etiam ad 

caeteras res transferri potest. 

2) L 40. und 41. eod. 

l. 40. (Gajus lib. 5. ad ed.prov.) 

Qui mercedem accipit pro custodia alicujus rei, is /. * 
hujus periculum custodiae praestat. 

L. 41. (Ulpianus lib. 6. ad edict.) 

Sed de damno ab alio dato agi cum eo non 
posse, Julianus ait. Qua enim custodia consequi po- 
tuit, ne damnum injuria ab alio dari possit? Sed Mar- 
cellus interdum esse!?) posse ait: sive custodiri potuit, 
ne damnum daretur, sive ipse custos damnum dedit, 

Quae sententia Marcelli probanda est. 

8) L 19. D. commod. 13, 6. (Julianus lib. 1. Dig.) 

Ad eos, qui servandum aliquid conducuut aut uten- 
dum accipiunt, damnum injuria ab alio datum non per- 
tinere, procul dubio est. (ua enim cura aut diligentia 
consequi possumus, ne aliquis damnum nobis injuria det? | 

4) 1.6. $.8. D. de instit. act. 14, 3. NE 7: 
lib. 28. ad edict.) 

Idem (Labeo sc.) ‚ait, si libitinarius, quos Graece 
vexgodarszag, id est: mortuorum sepultores, vocant, servum 
pollinctorem habuerit, isque mortuum spoliaverit, dandam 
in eum quasi institoriam actionem, quamrvis et furti et 
injariarum actio competeret. 


12) Haloander: eorumve. 

18) Alias: si agi posse. cl. Bisil. ad h. L lib. XX. tit. 1. 1 40. dd 
za) autos 5 pulah Bldıyn avro, kriyeraı. (Sin autem et ipse cu- 
stos rei damnum dederit, tenetur. — Heimb,) 


/. 181. 


p- 28%. 
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5) 18. cit $. 10. 

Sed et quum fullo peregre — rogasset, ut 
discipulis suis, quibus tabernam instructam tradideret, im- 
peraret, post cujus profectionem vestimenta discipulus 
accepisset et fugisset, fullonem non teneri, si quasi pro- 
curator fuit relictus: sin vero quasi institor, teneri eum. 
plane, si adfirmaverit mihi, recte me credere operariis 
suis, non institoria, sed ex locato tenebitur. 

6) 1. 60, 8. 7, D. loc. 19,2. (Labeo poster. lib. 5 
a Javoleno epitomat.) 

Serrum meum mulionem conduxisti: negligentia 
ejus mulus tuus perit. Si ipse se locasset, ex peculio 
duntaxat et in rem versum damnum tibi praöstaturum 
dico: sin autem ipse eum locassem, non ultra me tibi 
praestaturum, quam dolum malum et culpam meam abesse, 
Quod si sine definitione personae mulionem a me con- 
duzisti, et ego eum tibi dedissem, cujus regligentia ju- 


“ mentum perierit: illam quoque culpam me tibi praesta- 


turum 8ajo, quod eum elegissem, qui ejusmodi damno 
te adficeret. 

7) 1.19 —24, D. pro socio. 17, 2. (l. 19, 21, 283. 
Ulpianus lib. 30. ad Sabin. J. 20 unb 24, id. lib. 81. ad 
edict. 1. 22. Gajus lib. 10. ad edict. provinc.) 

l. 19. Qui edmittitur socius, ei tantum socius ost, 
qui admisit. et recte. quum enim societas consensu con- 
trahatur, socius mihi esse non potest, quem ego socium 
esse nolui. Quid ergo, si socius meus eum admisit? Ei 
soli socius est. 

l. 20. Nam socii mei socius meus socius non est. 

l. 21. Et quidquid fuarit de societate nostra con- 
secutus, cum illo, qui eum adsumpsit, communicabit; n08 
cum eo non communicabimus: sed factum ejus praesta- 
bitur societati, id est, aget socius et societati praestabit, 
quod fuerit consecutus. 

1. 22. Ex contrario factum quoque sociorum debet 
ei praestare, sicuti suum, quis ipse adversus eos habet 
actionem. Item certumm est, nihil vetare, prius inter eum, 
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qui admiserit, et eum, qui admissus fuerit, societatis judicio 
8gi, quam agi incipiat inter caeteros et eum, qui admiserit, 

l. 23. Deillo Pomponius dubitat, utrum actionem 
eum mandare sociis suffcit, ut, si facere ille non possit, 
nihil ultra sociis praestet: an vero indemnes eos prae- 
stare debeat. et puto, omnimodo eum teneri ejus nomine, 
quem ipse solus admisit, quia diflicile est negare, culpa 
ipsius adınissum. $. I. Idem quaerit, an commodum, 
quod propter admissum socium &ccessit, Compensari cum 
damno, quod culpa praebuit, debeat. Et ait, compen- 
sandum. Quod non est verum. Nam et Marcellus 
lib. 6. Dig. scribit, si servus unius ex sociis, societati & 
domino praepositus, negligenter versatus sit, dominum 
societati, qui praeposuerit, praestaturum: nec Compensan- 
dum commodum, quod per servum societati accessit, cum 
damno. Et ita D. Marcum pronunciasse: nec posse 
dici socio: abstine commodo, quod per servum accessit, 
si damnum petis. 

l. 24, Plane, si ambo socii servum alterius praepo- 
suerint, non tenebitur dominus ejus nomine, nisi dun- 
taxat de peculio: commune enim periculum esse oportet, 
quum ambo eum praeponamus. 

8) L 2. $. 1. D. si mensor. 11, 6. (Paullus lib. 26. /. 2. 
ad edict.) 0% 

Bed si ego tibi, quum esses mensor, mandaverim, 
ut mensuram agri ageres, et tu id Titio delegaveris, et i 
ille dolo malo quid in ea re fecerit: tu teneberis, quia 
dolo malo versatus es, qui tali homini credidisti. a3 

9) 1. 13. $. 1. D. loc. 19, 2. (Ulpianus lib. 32, 
ad edict.) 

Si navicularius onus Minturnas vehendum conduxerit, 
et, quum flumen Minturnense navis ea subire non posset, 
in aliam navem merces transtulerit, eaque navis in ostio 
fluminis perierit: tenebitur primus navicularius. Labeo, 
si culpa caret, non teneri ait: caeterum, si vel invito do- 
mino fecit, vel quo non debuit tempore, aut si minus ido. 
nese navi imposuit, tunc ex locato agendum. 
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IV. Gruppe 


1) 1.8 64. D. mand. 17,1. (Ulpianus lib. 81. 
ad edict.) 

Si tutores mandaverint contutori suo mancipium 
emendum pupillo, etille non emerit, an sit mandati actio ? 
Et utrum tantum mandati, an vero et tutelae? Et Ju- 
lianus distinguit: referre enim ait, cujus generis servum 
tutores uni tutorum mandaverint, ut emeret; nam si su- 
pervacuum servum vel etiam onerosum, mandati actione 
tantum eum teneri, tutelae non teneri: si vero necessa- 
rium servum, tunc et tutelae eum teneri, non solum, sed 
et caeteros: nam et sinon mandassent, tenerentar tutelae, 
cur serrum pupillo necessarium non coınparaverunt. Non 
sunt igitur excusati, quod contutori mandaverunt, quis 
emere debuerunt. Plane, habebunt nihilominus mandati 
actionem, quia mandato non est obtemperatum. Contra 
quoque Julianus ait, tutorem, qui emit, mandati actio- 
nem habere adversus contutores suos. 

2) 1.55. D. de adm. tut. 26, 7. erplomnns 
lib. 14. disputt.) 

Pr. Tres tutores pupillo dati sunt: unus tutelam ges- 
sit et solvendo non est; secundus Titio gerendam man- 
davit, et Titius quaedam administravit; tertius nihil om- 
nino gessit. Quaesitum est, quatenus quisque eorum te- 
neatur? Et tutorum quidem periculum commune est in 
administratione tutelae: et in solidum universi tenentur. 
Plane, si pecunia numerata pupilli inter eos distribute 
‚est, non in majorem summam quisque eorum, quam ac- 
cepit, tenetur. 

$. 2. Non solum ergo gessisse tutelam is creditur, 
qui alii gerendum mandavit: sed et qui satis a contutore 
accepit, rem salvam pupillo futuram, eique permisit ad- 
ministrationem totius tutelae; nec potest se defendere 
constitutionibus, quae jubent, ante conveniri eum, qui 
gessit1#), 


14) ©. au L 66. cit. 6. 4. 1. 88. 1. 89. $. 11. eod. 
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3) 1. 5. D. de magistr. conv. 27,8. (Julianus lib. 
21. Dig.) 

Duo tutores partiti sunt inter se administrationem 
tutelae: alter sine herede decessit. Quaesitum est, in 
magistratum, qui non curasset, ut caveretur, an in alte- 
rum tutorem actio pupillo dari deberet? Respondi, ae- 
quius esse, in alterum tutorem dari, quam in magistre- 
tum: debuisse enim eum, quum sciret, pupillo cautum 
non esse, universa negotia curare: et in ea parte, quam 
alteri tutori commisisset, similem esse ei, qui ad admini- 
strationem quorundam negotiorum pupilli non accessisset: 
"nam etsi aliquam partem negotiorum pupilli administra- 
verit, tenetur etiam ob rem, quam non gessit, quum ge- 
rere deberet. 

4) 1. 35. D. de excusatt. 27, 1. (Paullus lib. 28. 
quaest.) 

Quid autem, si se non excusaverit, sed administrare 
noluerit, contentus, quod aeteri idonei essent? Hic po- 
terit conveniri, si ab illis res servari non potuisset pp. 

6) 1. 2. eod. si tut. velcur. non gesserit. 5,55. (Alex- 
ander.) Ä 

Qui se non immiscuerunt tutelae vel curae, ex per- 
sona eorum, qui gesserunt, et idonei sunt, non Onerantur, 
Si qua vero sunt, quae quum geri debuerint, omissa sunt, 
latae culpae ratio omnes aequaliter tenet. 

6) 1. 2. Cod. de hered. tut. 5,54. (Antoninus.) 

Pater vester tutor vel curator datus, si se non ex- 
cusaverit, non ideo vos minus heredes ejus tutelae vel 
utili judicio conveniri potestis, quod eum tutelam seu 
curam non administrasse dicitis: nam et cessationis ratio 
reddenda est. Prius tamen propter actum suuın eos con- 
veniendos esse, qui administraverunt, saepe rescriptum est. 

7)1. 11. pr. D. ad municipalem 50,1. (Papinie- 
nus lib, 2 quaest.) 

Imperator Titus Antoninus Lentulo Vero re- 
scripsit, magistratuum oflcium individuum ac periculum 
esse commune: quod sic intelligi oportet, ut ita demum 

Beitigeift für Gandelöscht En, VL. 15 
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oollegae periculum adseribatur, si neque ab ipso, qui gessit, 
neque ab his, qui pro eo intervenerunt, res servari possit: 
et solvendo non fuit, honore deposito; alioquin si persona 
vel cautio sit idonea, vel solvendo fuit, quo tempore con- 
veniri potuit: unusquisque in id, quod administravit, te- 
nebitur'®). 


D. Ausſcheidung der Quellenausſprüche in Gruppel: 
Zuziehung von dritten Perſonen bei Audnußung 
einer Befugniß. 


§. 4. 

Die als Gruppe I aufgeführten Stellen behandeln folgen: 
bed Verhältniß. Jemand iſt berechtigt, eine jpecielle, fremde ober 
eigne, Sache in gewiſſer Weife zu_benuben, demnächſt jedoch zu 
deren Rückgabe oder Herausgabe verpflichtet. Er übt nun feine 
Nubungsbefugnig, wie ihm das an ſch vollkommen erlaubt ift, 
durch dritte Perfonen oder mit dritten Perſonen aus. Diefe 
dritten Perſonen beſchaͤdigen oder vernichten die Sache. Es ents 

eſteht mithin die Erwägung, ob und wie weit er durch die frage 
„lichen Handlungen ber dritten Berjonen von ber Pflicht der Rück— 
⸗gabe oder der Herausgabe jener Eachen liberirt fei. Die Ant- 
wort aber geht nach den ganz zweifellojen Worten ber_brei exſten 
Stellen dahin, daß in jolchen Falle der urſprüngliche Schuldner 
für die Nechtömwidrigfeiten der fraglichen Terfonen nur dann und 
nur foweit einzuftehen habe, als ihn jelbit der Vorwurf einer 
ulpa in deren Auswahl, Aufnahme, Beaufjichtigung trifft. — 
In l. 27. cit. S. 11. D. ad leg. Aquil. 9,2 (Nro. 4) Eönnte 
ber Ausdruck Bedenken erregen: — si noxios servos habuit, 
damni eum injuria teneri, cur tales habuit. Man könnte 
dies fo verftehen wollen, als ob es dem Pächter überhaupt zur 
Schuld angerechnet würde, daß er ſolche Sclaven halte, welche 
bie ihm verpachtete Sache beſchädigten, ohne Rüdjicht darauf, ob 
er im concreten Falle wirklid, in Culpa fei oder nicht. Allein 


15) Bol. au 1. 11. cit. $. 1 — 1. 18. eod. L ?. D. de magistr. conv. 
27, 8 
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bem woiberitreitet nicht blos der Umftanb, daß bei dieſer Auffafs 
fung Ulpian im & 11 demjenigen wiberjpräche, was er ſelbſt im 

6. 9 1. c. vorgetragen hat; ſondern namentlich auch der ganze 
Zufammenhang eben bed $. 11. Es müßte nämlich nach ber 
gerügten Auffaffung der Pächter ftet3 für das aquiliiche Vers 
ſchulden jeiner Eclaven am Pachigegenjtande suo nomine auf- 
fommen, d. h. ohne das Recht der noxae datio. Und davon 
Ichrt der Anfang unfere® $. 11 das birecte Gegentheil. Es wirb 
ausdrücklich anerkannt, daß ber Pächter, trotz der aquilifchen Wi⸗ 
berrechtlichfeit feiner Sclaven, nicht blos thatſächlich ſehr wohl 
ohne Schuld jein, ſondern auch rechtlich al frei von Schuld. 
gelten kann und eben deshalb mit der noxae datio ſich zu be⸗T 
freien vermag. Und allein diefe Auffaflung ſtimmt auch mit dem⸗ 
jenigen, was ſonſt über die Haftung de dominus für den Sclas 
ven ex lege Aquilia gelehrt wird.16) 

Dies wird vollends beftätigt durch 1. 80. F. 4. D. loc. 
19, 2 (Mro. 5). Hier wird gehandelt von einer Nebenabrebe, 
wodurch die regelmäßige Haftpflicht des Pächterd gefteigert wer- 
ven fol. Würde ber Pächter aber ſchon vermöge der vegelmä- 
Bigen Pflicht für ein aquiliiches Verſchulden feiner Sclaven uns 
bedingt zu haften haben: jo koͤnnte die Frage gar nicht entitehen, 
ob er vollends hafte bei jener Abrebe. 

Nur die 1. 65 pr. D. de usufr. 7, 1 cit. (Nr. 6) redet... 
Scheinbar allgemeiner. Sie handelt zwar nicht von einer obliga- 
tio bonae fidei, aber doch von einer Verpflichtung, welche ex 
aequo et bono zu beurtheilen ift, man mag dieſelbe zur Sprache 
bringen bei der vindicatio rei nad) Beendigung bed Nießbrauchs 
wo fie dem arbitratus judieis unterliegt, oder ex cautione 
usufructuaris, welche auf ein uti ex viri boni arbitratu ab- 
geftellt ift. E3 kommen demnach bei ihr die gleichen Erwäguns 
gen in Betracht, wie bei ben obligationes bonae fidei vers 
wanbten Inhalts. — Nun ift aber nicht der geringſte Grund 
abzufehen, weshalb der Ufufructuar für das Verſchulden einer 


16) S. . B. L 44. &. 1. L45 pr.D. b.Er 9,21.2.— 4 pr. D. d 
nox. actt, 9, 4 
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Hausgenoſſen in hoͤherm Maße haften ſolle, als 3.2. der Miether. 
Und bie 1. 65 pr. eit. hat in ber That gar nicht den Zweck, 
fiber dieſe Frage etwas zu lehren. Cie jagt nicht? weiter, als: 
der Uſufrnctuar kann ſich durch Verzicht auf den Nießbrauch 
nicht von der Berpflichtung befreien, ſolche Beichädigungen ber 
feinem Nießbrauche biöher unterworfenen Eadye zu erjeßen, zu 
deren Erſatze er fchlechthin verpflichtet ift 7). Dies find aber theils 
Beichädigungen, welche er felbjt verurfacht hat; theils ſolche, 
zwelche feine Haußgenofien angerichtet haben. Wie weit ihm jes 
boch dieſe letztern Beichädigungen überhaupt angerechnet werben 
dürfen, fagt die Stelle nur mittelbar, in dem fie feine Haftung 
. für diejelben darauf zurüdführt, daß er als diligens paterfe- 
milias fie hätte verhindern können und müſſen. Das läßt fich 
aber nad) jenen übrigen Etellen, wie nad) der Natur der Sache 
nur fo verjtchen, daß er für culpa in eligendo et inspiciendo 
ufzulommen bat}8),. 

Wir werten nun zwar auf dieſe Betrachtungen im Laufe 
unjrer Unterfuchung mehrfach zurückkommen müflen; an fich lie⸗ 
gen diefelben inbeflen unfrer Aufgabe fern. Bei ihr handelt es 
fih von vornherein nicht um eine Befugniß auf cigne Nußung 
an dem Objecte der Obligation. Es kömmt vielmehr Tebiglich 
eine beftchende Verpflichtung zu einer contractlichen ober quaſi⸗ 
contractlichen Leiftung in Betracht. Die dritten Perfonen aber, 
welche bier berüdfichtigt werben, find folche, deren ſich ber Schuld⸗ 
ner zum Zwecke ber Erfüllung feiner Verbindlichkeit bedient. 
Jene Verbindlichkeit kann allerdings in der Rückgabe ober in 
der Herauzgabe einer ſpeciellen Sache beftchen. Und in dieſem 
Falle ift auch bier die Frage möglich, ob und wie weit ber 
Schuldner kraft der Beichäbigung oder des Unterganges der Sache 
burch das Verſchulden der Mittelöperfonen von feiner Verbind⸗ 
lichkeit Liberirt werde. Allein es kann ebenfo wohl irgend eine 
andre Leiſtung, ſei es für fich, fei es in Verbindung mit ber 
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17) Liefet man vollends deb ot flatt debeat, fo {ft biefe Auffaffung ganz 
unzweifelhaft. 

18) Vgl. Haffe, Eulpa, 2. Ausg. ©. 889 ff. ©. namentlih 1. 11. 
D. de per. et comm. 18, 6. dit. 
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Rückgabe oder der Herausgabe einer Species ober eine Genus, 
ben inhalt der Obligation ausmachen. Und fo handelt es fidh 
hier ganz allgemein darınn, ob und wie weit ber urfprüngliche 
Schuldner aus feiner Obligation für die Rechtswidrigkeiten vers 
antwortlich ift, welche feine Gehülfen bei der Erfüllung feiner, 
Verbinolichleit in Beziehung auf deren Gegenftanb begehen. a 


II Die Ouellenaudfprüde in Gruppe IV: 
Unbefugte Zuziehung von dritten Perjonen. 


§. 5. 

Auch den in Gruppe IV mitgetheilten Stellen brauchen 
wir bier cine bejondere Berücdfichtigung nicht zu weidmen. In 
ihnen wirb von der Haftung cined Schuldner gerebet, ber uns 
befugtermaßen bgZ, was ihm ſelbſt zu thun oblag, einem Dritten 
zu 1a mad oder überlafien bat. — Eine ſolche unb 
fugte Zuziehung eined Tritten liegt theil3 dann vor, wenn nad ,, 
dem beſondern Inhalte des Geſchaͤftes die PBerjönlichkeit bes 
Schuldners es ift, worauf es ankoͤmmt; theild dann, wenn fchon 
nach dem allgemeinen Inhalte ver Obligationsart ein eigneg2- 
Handeln des Schuldners erfordert wird. Dieſes Letztere ift der 
Tall bei allen Geſchäftsbeſorgungen und Vermögensverwaltungen, 
welche entweder auf einem öffentlichen Amte oder doch wenigftend 
auf Öffentlicher Anorbuung beruben, wie die Bormundfchaften 
und die Vermögenzcuratelen. Wem eine Gejchäftzführung kraft 
öffentlichen Amtes oder vermöge öffentlichen Auftrages obliegt, 
der ſoll dieſelbe perfönlich wahrnehmen. Dazu ift ernannt und 
angeitellt und, auch wenn er fi) geſetzlich hätte ercufiren koͤnnen, 
jedenfall3 durch die Uebernahme feines Amtes verpflichtet. Es 
liegt alfo in der That Schon ein Verſchulden darin, wenn ein 
Tutor oder cin Eurator die ihm perfönlich obliegende Geſchaͤfts⸗ 
führung dem Mitvormunde überlaffen hat, obgleich vielleicht 
durchaus Tein Grund vorlag, in die Gewiffenhaftigkeit und Tüchs 
tigkeit dieſes Mitvormundes einen Zweifel zu fegen. 1) Das 
Gleiche gilt von einem Öffentlichen Beamten2%). Es iſt alfo felbfts 


19) ©. Ribbentrop, Eorrealobl. ©. 62 ff. 
20) Daſ. ©. 74 fi. — Ausgeſchloſſen ift bamit aber felhfiverftänblich richt, 
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verſtaͤndlich, daß eine Haftung ſtets eintritt, ſobald nur infolge 
dieſer wiberrechtlichen Vertretung ein Schade entitanden iſt. 
Daß übrigen? im Falle mehrerer VBormünder ober mehre: 
rer colfegtaltich zur Verwaltung berufenen Beamten, welchen unfre 
„Stellen betreffen, derjenige diefer mehreren, ber daß concrete Ges 
* wirklich geführt hat, vor den übrigen belangt werden ſoll, 
beruht auf einer Billigkeit, die ſich aus ben beſondern Verhäaͤlt⸗ 
niſſen dieſer Perſonen leicht erflärt21). Selbſt dieſes beneficium 
ordinis aber beſtätigt doch nur den rundgebanten, wie wir ihn 


ausgeſprochen haben. 


IV. Die Quellenausfprüde in den Gruppen 
DO und U 


A. Vergeblicher Verſuch, den in ihnen heraustre—⸗ 
tenden Gegenſatz darauf zurückzuführen, ob eineob- 
ligatio operis vorliege oder nit. 
$. 6. 

Es verbleiben ung demnach zur weitern Unterfuchung bie 
Stellen, welche wir als die Gruppen II und II aufgeführt haben. 
Für den erſten, unbefangenen Blick wird es ſich faum 
verbergen, daß zwilchen der Mehrzahl der Stellen unter II auf 
ber einen und ber Mehrzahl derjenigen unter IL auf ver andern 
Seite ein Gegenfaß ftattfindet. 
Die Mehrzahl von Stellen jener Gruppe beichräntt ganz 
unzweibeutig bie Haftung des urjprünglichen Schulbners für feine 
Gehülfen auf dag regelmäßige Maß der in dem ein 
verhältniffe überhaupt zupräſtirenden Culpa. 
— Die Mehrzahl von Stellen der andern Gruppe bagegen 
lußt, nach der unmittelbarſten Auffaſſung, den urſpruͤnglichen 


daß auch ein Bormund u. ſ. w. ſich der Beihülfe dritter Perſonen 
bedienen bürfe. Unter Umſtänden wird er's ſogar müſſen. Nur bie 
Vertretung des Mündels u. ſ. w. und diejenige Mitwirkung in deſſen 
Angelegenheiten, welche gerade den ſpecifiſchen Inhalt der vormund⸗ 
ſchaftlichen Thärigkeit ausmacht, foll er ſelbſt vornehmen. 

21) Ribbentrop a. a. D. Rudorff, Vormundſch. Bd. III. ©. 162. 
© 8 fi. 
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jchlechthin haften, ohne daß es dabei auf feine eigne Verſchul⸗? 
dung_irgenbiwie_anzufomme int — 

Vielfach hat man nun jenen Gegenſatz damit zu vermitteln‘ — 
vermeint, daß man die Entſcheidungen der erſtern Gruppe in 2: Pas 
bie Entfcheidungen der andern Gruppe hineingetragen hat?!a). 

Daß ein folches Verfahren ſtets ein gewaltſames iſt, wird 
nicht geleugnet werben Fönnen, namentlich gegenüber Stellen, 
wie 1. 25 $. 7 und 11. 40.41.D. loc. 19, 2.citt, Dieſe Stellen Ba 3 
wollen ex professo ben Inhalt und die Grenzen ber Hafkpfficht 

tfegen, welche ber Echuloner für feine Gehülfen_trägt, nicht 
etwa blos dag Dafein feiner Hafiverbindlichleit im allgemeinen, 
wie l. 5 66. 8 und 10 D. de inst, act. 14, 3 eit. möglicher 
weiſe verjtanden werben koͤnnen. Und zu jenem Zwecke hätten 
bie Berfaffer der erjtgenannten Stellen nothwendig genauer fpres 
hen müflen, als fie e3 gethan haben, wenn fie wirklich das zu 
jagen beabfichtigten, wa3 bie erwähnte Vermittelung in ihre 
Aeuperungen hinein lieſet. 

Es dürfte daher eine derartige Vermittelung, wenn über: 
haupt, jo jedenfall3 nur dann ftatthaft genannt werden können, 
wen ohne diejelbe der fragliche Gegenfat ala ein wahrer Wider: 
fpruch erjcheinen müßte. Erſt wenn keine andere Auffafjung dies 
fen Gegenfat zu erflären vermöchte, würde es alſo an der Zeit 
fein, die Berechtigung jene Vermittelungsverſuches im einzelnen 
zu prüfen. 

Taflen wir alfo noch einmal die Etellen unfrer beiden 
Gruppen ins Auge. Da drängt fi nun gewifjermaßen von 
elbft die Anficht auf, die befondere Entſcheidung in den Stellen > 4 ii 
ber zweiten Gruppe berube darin, daß bie bort be j 


— obligationes operis find22), „Denn — — 











22) Ind — zürcheriſcher — Sr Rechtsgutachten — 
facultät Halle-Wittenberg. u der Tehre 
tionöpextrage Zürich 1847. ge * ff. 8. 6. — = dem ** 
folgenden Citate haben wir übrigens ſtatt conductio, conductor ope- 
ris pp. durchgehends obligatio, debitor operis oder dergl. geſebt. 
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bag” —, kann man fagen —, [iit],” das Charakteriſtiſche der 
[obligatio] operis, daß nicht die einzelne Thaͤtigkeit, ſondern 
bie Universitas consummationis, das arzor&Asoue, den Inhalt 
ter dem [debitor] obliegenven Keiftung ausmacht. Zwar Tann 
er zu diefer Vollendung fich der Beihülfe Anderer bedienen; fo 
lange er aber dieſe Consummatio nidyt unmittelbar ober mittel- 
bar bewirkt bat, ift er feiner contractlichen Verbindlichkeit überall 
noch gar nicht, auch wicht einmal theilweiſe nachgekommen; bie 
Eontractöflage geht alfo immer nach gegen ihn auf Erfüllung, 
oder, infofern diefe nunmehr unmöglich geworben iſt, auf Reiftung 
des Intereſſes. Nur wenn ein cigentlicher Caſus, d. h. entiweber 
ein Natyrereigniß, ober_gine von Dritten, der Erfüllungspflicht 
ollkommen fremden Terfonen, ausgehende Vis mejor die Er: 
füllung unmöglidy macht, ift der [debitor] dafür nicht verant- 
ortlih. Eben hierdurch erflärt es fih denn, wie bie Romi⸗ 
fchen Juriſten jagen konnten, der Conductor, insbeſondere ber 
Werkmeiſter, trage bis zur vollendeten Ausführung, zu welcher, 
wenn ein Merk, 3. B. ein Gebäude, zu vollenden war, noch bie 
Adprobatio fommen mußte, ba? Periculum, obwohl er body für 
Caſus nicht einzuftchen hat. Da nun gerade jene Eigen: 
thümlichkeit, daß die Leiftung des [Schuldners] lediglich in ver 
untheilbaren Consummatio bejteht, nur von der [obligatio] 
operis, keineswegs aber von der Conductio rei, von ber Lo- 
catio Operarum, oder von der negotiorum gestio gilt, fo 
Leuchtet ein, daß die von biefen hergenommenen Argumente völlig 
‚ tmrelevant find, und daß fein Grund vorliegt, die Klare Beſtim⸗ 
mung der — 1. 25 8. 7 [loc.] durch willfürliche Interpretation 
zu befettigen.” 

Solche oder ähnliche Vorftellungen hat denn auch ber Vers 
fafler des vorliegenden Aufſatzes einen Augenblic gehabt, als 
er an feine frühere Bearbeitung unſrer Lehre ging. Ste Tiegen 

» ber That recht nahe! — Allein ein etwas eingehendes Nach⸗ 
nken mußte ihm zeigen, bag mit derartigen Vorſtellungen ganz 
‚mb gar nicht gewonnen jet. 
Zunächſt dedien fie gar nicht das Gebiet unfrer Frage. Ste 
find vielmehr entweder enger, als dies Gebiet, und ſchließen als⸗ 
dann Fälle aus, in denen man bie Gerechtigfeit einer andern Ent 


- 
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ſcheidung nicht begreifen würde; — ober aber, fie werben, wenn 
man fie auch über dieſe Fälle erſtrecken will, zu weit, indem 
fie alsdann nothwendigerweiſe noch fernere Fälle mitergreifen, 
für melche fich doch eine gerade entgegengejeßte Entſcheidung in 
ben Qucllen findet. 3. B. Semand bietet den Verkauf der 
Früchte eined Gutes auf dem Halme aus, mit der Bedingung, 
baß er Aberntung und Einfchenerung oder Transport der Ernte 
innerhalb beitimmter Entfernung für den gebotenen Preis mit 
übernehmen wolle. Es erfolgt auf dieſes bin der Verlauf. 
Bei der Ernte aber geräth durch Unvorfichtigkeit der Schnitter 
ein Fruchtfeld in Brand und brennt ab. Ober ein Fuhrmann, 2, 
ber bie Ernte verfahren foll, wirft ein Fuder um und in einen 
Fluß, wo es umkömmt. — Ober ferner. Ein Kaufmann macht 2. 
befannt, daß er von einer gewiflen Waarengattung, 3. B. von 
Borzellangefchirr, nach) Auswahl ber Kaufluftigen gemäß einem 
beftimmten Preigcourant verkaufe, indem er zugleich für einen 
und denfelben Preis aud) bie Ablieferung der ausgewählten und 
sckauften Waaren in die Wohnung des Käufers übernehme. &3 
fucht nun Jemand cin Theeſervice aus, das ihm fofort trabirt 
wird, inzwiſchen im Kaufladen zurückbleibt, weil der Käufer auch 
von der generellen Transportofferte des Verkaͤufers Gebrauch 
machen will. Der Hausknecht aber des Verkäufers, welcher von 
feinem Herrn beauftragt tft, das Eervice zu überbringen, zer: 
bricht dasſelbe. — Nimmt man an, daß nad) ber L. 25 $. 7. D. 
loc. eit. der Transportunternehmer unbedingt, d. b. ohne Rüde, 
ſicht auf eignes Verſchulden, für feine Gehülfen einftehe, fo, metz,,, 
nen wir, muß die gleiche Haftung auch in biefen ällen anges__, 
nommen werben. Gleichwohl Liegt in ihnen cine jelbftündige 
obligatio operis nicht vor, fondern nur eine Nebenabrede tft es, 
welche auf ein opus, bie Aberntung ober den Transport, gerich⸗ 
tet iſt. — Sollte man alſo vielleicht annehmen, daß jede Ver: 
pflihtung zu einem opus, 3. B. zu einem Trandporte, mag bies 
felbe eine principale oder aber eine acceſſoriſche fein, den Schuld⸗ 
ner für feine Schülfen unbedingt verantwortlich mache? — Aber: 
gewiß tft auch ter Commodatar, felbft ohne jegliche Nebenabrebe 
verpflichtet, die commodirte Sache, nach deren obligationgmäßigem 
Gebrauche, dem Commodanten zurüdzuliefern; immerbin koͤnnen 
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wir uns ja auch eine beſondere Nebenabrede dieſes Inhaltes den 
ken, ohne daß dabei zugleich über die Haftung etwas vereinbart 
worden wäre. Und dennoch ſoll, nach 1. 20, 1. 10 $. 1--1. 12 
pr. D. commod. 13, 6 citt., der Commodatar nicht über ſeine 
eigne culpa in eligendo hinaus für die Culpa ber Perſon ein⸗ 
ftehen, welcher er ven Transport der commodirten Sache befug: 
termaßen anvertraut hat. 
Sobanı wird durch jene Vorftellungen bie eigentliche Schwie- 
u nicht gelöfet, fondern nur in einen andern Ausdruck ge- 
eibet 22a). 
Mie find denn bie römischen Juriſten dazu gefommen, gegen 
p.222- Galle fonftigen Regeln, ben debitor operis unbebingt für feine 
Gehülfen haften zu laſſen? — Es iſt freilich richtig, daß ein 
olcher debitor regelmäßig bie ihm versprochene Gegenleiftung 
nicht wird fordern Können, wenn nicht das von ihm Tibernommene 
opus bie consummatio erlangt hat. Aber ebenſo gewiß ift es 
doch auch, daß, wenn diefe Conſummation infolge eines Umftan- 
des vereitelt worden ift, welcher dem Schuldner als Caſus an- 
„gerechnet werben muß, von einer Pflicht fir ihn, dem andern 
Contrahenten deſſen Antereffe am vertragsmäßigen Zuſtandekom⸗ 
men des opus zu leiſten, nicht die Rede ſein kann. Das Räthſel 
liegt gerade darin, daß die eine Thatſache als Caſus für den 
Schuldner betrachtet wird, die andre nicht. Denn weshalb ift 
ed für ihm nicht ebenfo gut „ein eigentlicher Caſus“ — (mas 
tft überhaupt: ein eigentlicher, und was ein uneigentlicher 
Caſus?) —, wenn die obligationgmäßige Consummatio operis 
ohne jein Verſchulden durch die Schuld eines feiner, von 
ihm befugtermafßen zugezogenen, Gehülfen vereitelt worden 
ft, — als mern fie vereitelt worden iſt durch bie 
Schuld eines beliebigen Dritten, für bie er nicht aufzukom⸗ 
men braucht? — Es iſt nichts, als eine baare petitio principii, 
zu behaupten, daß das Gegentheil aus der Natur einer oblige- 
tio operis als folcher folge. Wären freilich die Auzfprüche ber 
römiſchen Juriſten, ſoweit folche bier in Betracht kommen, abſo⸗ 


222) Dad Gleiche gilt von der Bemerfung Pucht a's, Vorleſ. 6. 902: 
nur daß biefe Bemerfung an fih nicht unrichtig if. 
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Intpofitioe Sabungen, fo wäre es für unfern Stanbpunct ber 
Anwendung des jus, quod est, hoͤchſt müffig, fo zu fragen. 
Allein, dann wäre es auch nicht? als eine hohle Phraſe, daß die 
hier ftattfindende Haftung des debitor operis ſich aus ber bona 
fides, aus ber Natur des Geſchäftes ergebe. Dennoch erfennt 
man die allgemein an, mag man jonft fo oder ander? urtheilen. 

Und fomit, meinen wir, bleibt immer noch bie Frage nofbz 
wendig: wie erflärt fih der Gegenſatz unter den Stellen —— 
Gruppe II und denjenigen der Gruppe II? 777, : 


B. Begründung der Haftpfliht für culpa propria 
in beitebenden Obligationen ex fide bona. 


§. 7. 

Ehe wir jeboch in der Prüfung dieſes Gegenſatzes fortfahs 
ren, wollen wir einen Blick thun in die Begründung ber römiſch⸗ 
rechtlichen Haftpflicht Kür Culpa in Leitehenden Obligationen 
überhaupt, joweit jene Haftpflicht ex aequo et bono abgeleitet 
wirb. 

Es ift eine allbefannte, von ben Römern felbft wieberholt : 


auögejprochene, Regel, daß wer keinen Vortheil aus einem con- : 


tractus fidei habe, nur für dolus und lata culpa einftche 22), 


Ebenſo befannt ift e2, daß biete Negel beim Mandat eine ſehr, 
wichtige arme erleidet. Der Mandatar haftet für omnis , 
culpe, wiewohl er einen Vortheil aus feiner Dienftleiftung nicht , 
hat 24). Daß diefe Haftung nicht auf pofitiver Satzung, fondern 
durchaus auf der interpretatio bonae fidei beruhe, wird nicht 
bezweifelt werben können; zudem jagt es Ulpian ausdrücklich, 


daß der Mandatar nihil amplius, quam bonam fidem zu präs 
jtiren habe ?8). 


98) L 108 8. 12D, de legat. 1.1. 8. $. 2D. commod. 18, 6.1.17. 3. 2. 
D. de praescr. verb. 19, B. 

24) 1. 28. D. de RB. J. 50, 17. il. 11, 13, 21 Cod. mand. 4, 85. 1. 8 
$. 10. 1. 10. $. 1,1. 22 $. 11. D. eod. 17, 1. ©. Haffe, Eulpa, 
2. Audg. 8. 98. S. 860 ff. — Bgl. inbeffen Coll. leg. Mos. et 
Rom. tit. X. c. 28. 8 und bazu Huſchke In ber Zeitichr. für 
Civilt. u. Pr. N. F. 8b. V. ©. 118 ff. 

25) L. 10 eit. pr. D. h. t. 17, 1. Bol... 11.8. 1. D. de A. E. et V. 
19, 1. 1. pr. D. de paet. 2, 14. Haſſe a. a. S. 864 fi. 
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Auffallend es ift nun in hohem Maße, nad) unfrer Art 
zu benfen, baß die römifchen Juriſten diefer erceptionellen Haf⸗ 
tung nur jo ganz beiläufig erwähnen, die Hauptbeweigitellen _ 
-dafür vielmehr in Kaiferreferipten vorfommen, — und baß vols 
lends nicht mit einer Sylbe angedeutet wird, weshalb denn bie 
fides bona folche ftrenge Haftung erhetiche. 

Gerade in diefen Umſtänden aber, dünkt uns, liege ber 
ſchlagendſte Beweis dafür, daß bie Roͤmiſchen Juriſten nicht allein 
über das Maß jener Haftung, fondern auch über bie Begrün⸗ 
dung besfelben völlig Mar und einig waren ?e). Ste erachieten 
e8 der Mühe nicht werth, über fo offenkundige und felbftver- 
ſtändliche Eachen erft noch weitläufig zu reden. 

| Die moderne Jurisprudenz dagegen bezweifelt zwar nicht, 


baß der Manbatar wirflih für _ omnis culpa hafte, über bie 
Begründung jener Yaftung aber ift fie keinesweges einig. 


8 aſſe?) ſich daxüber jo. Der Mandatar reprä- 
ſentire immer die Perſon des Mandanten: er koͤnne alſo von 
Verantwortlichkeit nur frei ſein, wenn er die Stelle des Man⸗ 
danten ſo ausfülle, wie irgend ein andrer tüchtiger Hausvater 
ſie ausgefüllt haben würde; und es wäre gleich widerſinnig, 
wollte ſich der Mandatar hier auf feine eigue gewohnte Nach: 
läffigkeit, al auf die des Mandanten berufen. In dem Reprä- 

jentativ :Charafter des Mandates Liege alfo bie ganze Begrün- 
dung des Unterſchiedes der Haftung, welcher auf der einen Seite 
der Mandatar, auf ber andern der Depofitar fich unterziehe, Der 
Depofitar nämlich nehme bie bei ihm beponirte Sache unter bie 
ſeinigen auf; fie werde unter biefelbe Obhut geftellt, worunter 
fein Eigenthum ftehe. Eignes Hausweſen könne im Ganzen jeder 
nach Gutdünken verwalten, von feinem Fleiße in biefem fet er 
in der Negel niemanden Nechenfchaft ſchuldig. Wer fich aber, 
wie der Manbatar es thuet, Fremdem unterziche, wer frembe Ge 
ſchafte auf fich nehme, bürfe nicht vergefien, daß er im Namen 


36) Die Aeußerung Modeftins in Coll. X. 2 $. 8 cit. muß dem⸗ 
nach für comupt gehalten werben, wenn man nicht Hufchles Er⸗ 
Märung berfelven, a. a. D. beitreten will. 

37) a. a. D. $. 94 
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des Andern handele, daß er es alſo ſo gut machen müſſe, als 
nur immer der Andere ſelbſt es hätte machen koöͤnnen; kein Ver: 
ſehen, auch das geringite nicht, koͤnne ihm alfo hingehen: denn 
ber, an befien Etelle er getreten, ober ein Dritter, den ſich dieſer 
font ſubſtituirt haben würde, hätte e3 ja vermeiden können. Das 
Depofitum Tiege zwilchen dieſen beiden Faͤllen ungefähr in der 
Mitte: wer bei einem Andern eine Sache nieverlege, konne Rechen: 
ſchaft verlangen, aber nur dann, wenn er zu zeigen vermöge, daß 
jener gewiſſenlos gegen ihn verfahren und entweder grob nach: 
laͤſſig, oder doch in Hinficht diefer, in feine Haushaltung, in fets 
nen Gewahrfam aufgenommenen Sache nicht der fleißige und 
aufmerkſame Hausvater geweſen jet, ver er fonft zu fein pflege, 
und daher entweber die Sache jelbft befchädigt habe, over fie 
babe befchädigen lafien. Der Depofitar betreibe fein eigned Ge: 
ihäft, wenn er gleich dabei mit einer fremden Sache zu thun 
babe, und indem er bieje in Acht nehme, handle er zwar um 
des Andern willen, aber doch nicht an feiner Stelle. Und ebenfo 
fei es mit allen andern Gontrahenten außer dem Mandatar, dem 
Geſchaͤftsführer, dem Vormunde; bieje betreiben eigne Geſchäfte, 
auch wenn es dabei auf Verwahrung einer fremden Sache an⸗ 
komme. Daß hier die Grenzen von Depoſitum und Mandatum 
unter Umftänden jo in einander laufen koͤnnen, daß man fie zu 
unterjcheiden kaum im Stande fei, werde freilich niemand leug⸗ 
nen wollen; aber dies jet, wie jeder wifle, nicht allein hier ver 


Tall. 

Soweit Hajje Uns dünkt, ſchon die Phrafenhaftigfeit 
ſeiner Auseinanderſetzung zeuge deutlich dafür, wie unklar er ſich 
über den eigentlichen Gehalt deſſen geweſen, was er ſagen wollen. 
Seine ganze Unterſcheidung iſt übrigens auf eine falſche Begriffs⸗ 
beſtimmung des Mandates gebaut. Es iſt einfach nicht richtig,.., 
daß der Mandatar als ſolcher immer Repräſentant des Man⸗ 
danten ſei. Kann man z. B. wohl ſagen, der Bote, welcher un⸗ 
entgeltlich einen Brief über Feld trägt, repraäͤſentire den Schreiber 
des Briefes, der ihm denſelben zur Belorgung übergeben hat? 
Wenn er's aber thäte, — warum Liegt dieſe Vertretung im Chas 
rafter des Gejchäftes als eined Mandates? würde fie nicht ſtatt⸗ 
finden, falls der Botenvienft bezahlt wird? Daß berjelbe alsdann 


BR; 
IRB Ubbelohbe: Haftung bed Schuldners für feine Gchülfen ıc. 


nicht fowohl aus Rückſicht auf den Auftraggeber, ald um bes 
Lohne? willen ausgerichtet wird, betrifft doch_yur dad Motiv für 
ben Boten, — Ändert aber an dem Inhalte des Botenganges 
jelbjt nicht das Minbefte?), Denn felbit der Umstand, 
daß im Kalle einer locatio conductio operis der Bote feinen 
Kohn nicht fordern kann, wenn fein Gefchäft nicht erfüllt worden 
tft, — bleibt für dieſes vermeintliche Repräſentativverhältniß 
ganz gleichgültig. — Jedeufalls würde aus dem Repräſentativ⸗ 
Charakter de Mandate nicht mehr gejolgert werben bürfen, 
al? daß der Mandatar für diejenige Sorgfalt aufzukommen habe, 
welche ber repräfentirte Mandant felbjt angewandt haben würde 2%a). 
Darüber hinaus würde eine gejeßliche-Haftung nur injofern ein- 
treten können, al? der Mandatar immerhin dag fremde Gejchäft 
nicht mit Bewußtſein dem eignen nachjegen darf. Der Umftand 
aber, daß der Mandant den Auftrag ebenfo gut an einen Andern 
hätte ertheilen fönnen, der dasjelbe wie ein diligens paterfa- 
milias bejorgt haben würde, kann unſeres Erachtens gar nichts 
austragen. Denn es iſt von ſolcher abftracter Möglichkeit in 
concreto ja fein Gebrauch gemacht. Ohne weitered jedoch an- 
zunehmen, daß jeder, repräjentirte, Mandant ein diligens pater- 
familias jei, — das möchte gewiß cbeufo fehr ohne allen recht 
lichen Grund fein, als es der Wahrheit zuwiderlaufen würde, — 
Und weshalb endlich ſoll der Depofitar in der Aufbewahrung 
der ihm anvertrauten Sache den Deponenten nicht auch repräfene 
tiren, wenn wirklich eine Nepräfentation da vorläge, wo nach der 
Natur des aufzubewahrenden Gegenftandes bie unentzeltliche 
Nebernahme der Aufbewahrung nicht als Depofitum, fondern als 
Mandat gilt? z. B. bei einem auf längere Zeit eingeftckten Reite 
pferde, dad nicht blos gewartet, ſondern aud) geritten werben 
will — 229). 

Nach allem Diefem glauben wir Haſſe's Erklärung ver- 
werfen zu müfjen. 


28) Dies auch gegen v. Keller, Band. $. 818. — Bol. gegen Haffe 
auh Bethmann-Hollweg. Anh. IV. ©. 669. 

28a) Arg. I. 11 $. 7 1. 12 D. de pign. act. 13. 7. 

29) Vgl. L 1 8. 5, verbon. mit $5. 10, 12, 18 D. dep. 16, 3 
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Eine andere Erklärung der ftrengen Haftung bes Manda- 
tars Hat Huſchle?o) verjucht. „Wenden wir und", jagt er, 
„an die Natur der Sache ſelbſt, fo ift es an ſich unläugbar, daß, 
wer aus veiner Gefälligkeit die Zührung fremder Geſchäfte über- 
nimmt, cben jo wenig für das, was er übernommen hat, mehr 
als die Treue eines Freundes präftiren könne, wie ber Depoft: 
tar. Sein praestare oportere geht alfo nur auf dolus und 
culpa lata?ı), Allein cbenjo offenbar ift es, daß dic Ausfuͤh— 
rung deffen, was er übernommen bat, jelbit, alfo fein dare fa- 
cere oportere eine Tleißanwendung oder bie Abweſenheit jeder 
culpa in ſich jchließt. Denn das Mandat unterfcheidet fich we⸗ 
jentlih vom Depofitum, Precarium, Commodatum im bloßen 
Intereſſe des Commodanten und ähnlichen Gefchäften dadurch, 
daß bei dieſen allen dem Contrahenten eine Sache anvertraut 
wird, und feine unmittelbare Verpflichtung nicht in einer per: 
ſönlichen Thätigkeit, fondern dem bloßen unverfehrten Zurückge⸗ 
ben der Sache befteht (vgl. Gaj. 4, 47), wogegen jenes eine 
Geſchaͤftsbeſorgung, d. h. eine perſönliche Thätigkeit zur Wah- 
rung irgend eines Intereſſes zum Inhalt hat. Diefe felbft aber 
[chließt die Richtung der Aufmerkſamkeit auf jenes Intereſſe, 
ein Geſchäftigſeyn, non otiosum esse (denn negotium 
kommt nicht von nectere, jondern von nec otium her), mit 
bin die Abweſenheit von culpa in fih, und da in ber Ueber: 
nahme fremder Geſchäfte eine Verpflichtung liegt, fo kann auch 
die bei eigenen zuläjjige reine Willühr von diefer Aufmerkfam: 
keit nicht dizpenfiren. So jagt Eonjtantin L. 21. C. mand. 
(4, 35) Nam suse quidem quisque rei moderator atque 
arbiter, non Omnia negotia, sed pleraque ex proprio animo 
facit: aliena vero negotia exacto officio geruntur: nec 


30) a. a. D. (1. oben Note 24) S. 115 f. 119 f. 

91) Praestare _oportere bedeutet nah Huſchke a. a. O. S. 106 ff. unb 
Allcr. für geſchichtl. R.-Wiſſenſch. Bd. XIII. ©. 249 ff. foviel als 
condemnari oportere, d. 5. bie Verpflichtung zu denjenigen, was 
bucch bie Klage, ex officio judicis, Object der Leiflung werbe Die 


Dbligation als ſolche (im Gegenſatz ber Klage) Tönne nur auf 
dare ober dare facere opertere geben. 
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quicquam in eorum administratione neglectum ac decli- 
natum culpa vacuum est. Allerdings Tann dad Mandat mit 
tem Empfang einer wiederheraußzugebenden Sache verbunden 
fein, von Anfang an (3. ®. 39 D. mand.) ober hinterbrein, 
indem die Gefchäftsführung etwas dem Auftraggeber Herauszu⸗ 
gebendes in die Hände des Mandatars bringt; allein dieſes bleibt 
dann doch immer unter dem uriprünglichen Geſichtspunct des 
negotium gerendum (l. 1 $. 13 D. dep. 16, 3), welche vor 
der Herausgabe noch nicht vollendet ift.“ 

„Vereinigen wir nun bie mittelbare und unmittelbare Ver: 
pflichtung des Mandatars, jo tft der richtige Ausdruck: berfelbe 
müffe mit bloßer bona fides für eine forgfältige Au 
"führung des übernommenen Geſchäfts einftchen.” — Wo & 
eine Beflifjenheit, dad Vermögen de Mandanten zu vermehren, 
gebeihlicher, ficherer, einträglicher zu ftellen gelte — und dieſes 
ſei dad Gebiet der eigentlichen diligentia —, da müfje ber Mans 
batar — culpa präftiren, da dies für ihn ein negotium geren- 
dum ſei. L. 8. ©. 10. L. 22. $. 11. D. mand. „Yon einer 
zu präjtirenden diligentia des Mandatars kann man nämlich 
nicht gut ſprechen (wie fie denn auch nur in ber zufammenfaffen: 
ben Etelle L. 23 D._de reg. jur. vorfommt), weil fie bei ihm 
ganz und gar in feinem dare facere, bem diligenter nego- 
tium exsequi oportere liegt. Eben fo reben die Nömifchen 
Suriften auch bei den stricti juris negotia nie von einer dili- 
gentia praestanda, fondern faffen fie hier, wenn ſie in bem 
verfprochenen facere liegt, ftet3 nur unter dem Geſichtspunct der 
culpa praestanda auf.” 

„Die richtige theoretifche Erfenntniß der culpae praestatio 
des Mandatars ift übrigens nicht ohne practifche Bedeutung. Sn: 
dem fie bloß aus dem negotium gerendum hervorgeht, folgt, 
daß fie fih au nur auf defjen Umfang erſtreckt. Sit ihm alfo 
3. & — [L5 8 4 D. de praescr. verb.] — bie Beitreibung 
einer Schuld des Mandatars [lied: Manbatord oder Mandanten) 
aufgetragen, jo verhält er ſich dafür keineswegs jo, wie der, wel: 
her für cine fremde außftchende Schuld als eine ihm anvertraute 
Sache mit dolus et culpa einzuftehen hat, 3. B. der Vormund 
für nomina pupillaria Denn er thut feiner Verpflichtung 
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genug, wenn er, jo wie ihm aufgetragen iſt, mit Fleiß und Sorg- 
falt ausklagt; die Sorge für den Nichtuntergang biefer Sache 
de? Mandanten ift ihm nicht aufgetragen worden, und an fich 
präftirt er nur dolus. Daher fteht er in dieſer Hinficht für 
dad nomen nur ein, wenn er auch die custodia übernommen 
bat, was alfo, wie Paulus mit Recht bemerkt, eine Ueberſchrei⸗ 
tung ber regelmäßigen Grängen des Manbats iſt“ x. 
Diefe praktiſche Schlußfolgerung glauben wir zuwdrberft ganz 
unberücfichtigt Taflen zu dürfen??). Sehen wir aber auch noch 
weiter ab von der nahe liegenden Frage: ob bei einem judiciun 
bonae fidei überhaupt jene Unterſcheidung zwiſchen praestare__ 
oportere und dare facere oportere anwendbar fei: fo Scheint, 
doch in unſerm Falle mit derſelben nicht? gewonnen. Denn zu: 
gegeben auch, daß die Verpflichtung des Mandatars ein Gefchäfs 
tigfein, die Richtung der Aufmerffamkeit auf das zumahrenbe 
Intereſſe des Mandanten in fich fchliege: warum kann biefed ... 
Geſchäftigſein nur als das allerjorgfältigfte, fleikigite Geſchäf⸗ — 
tigſein, dieſe Aufmerkjamteit nur als diligentia exactissima 
gevacht werden ? Iſt man denn nothwenbig gar nicht aufmerk⸗ 
fam, wenn man nicht mit aller Anfpannung aufmerkſam ift? 
gar nicht geichäftig, wenn man nicht auf's Außerfte gejchäfttg 
iſt? Wie kömmt ed denn, daß der Vormund, dem doch auch 
eine Geſchaͤftsführung obliegt, nur für diligentia in concreto 
haftet? — Richtig ift es zwar, daß in der Mebernahme fremder 
Geſchaͤfte eine Verpflichtung Tiegt; aber über das Maß biefer 
Berpflichtung ift damit noch gar nicht? beitimmt. Und eben 
dieſes Map tft e3, was beitimmt werben fol. > 
Der_wahre Grund, aus dem bie römijchen Zurtften ven 2 un 
Manbatar für omnis culpa verantwortlich gemacht haben, ſcheint 
uns einfach darin zu gen baß fie es für_praktiich_nothmen- 7, 
big erachteteu®). Yanıae 3 
Man tft im bürgerlichen Zuſammenleben jo taujenbfach ge⸗ 
ndthigt, die Dienfte und Leiftungen feiner Mitmenſchen in An⸗ 





En 3. 8.1.8 8$. 10 D. mand. 17, 1. 
©. auch Fr. Mommſen, Beitr. Sb. Il. S,895 f. zu Note 9. Dok 
a Gulpa. Anh. MI der Ausg. 2. S. 547 med. 
Bettfchrift für Handelöreht. Bp. Vi. 16 
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ſpruch zu nehmen, man kann nicht umbin, Andern von bem 
Seinigen etwa? anzuvertrauen, cd ihnen zum Gebranche zu übers 
laſſen —: man muß fi auch darauf verlaffen koͤnnen, daß 
jene Dienfte und Leiftungen mit allem, vernünftigerweife über: 
haupt anwendbaren, Fleiße erfüllt werden, daß das bezeugte Ver: 
trauen in ber zwedmäßigften Sorgſamkeit feine Rechtfertigung 
finde. 

An ſich und einfeitig verfolgt würde dieſes Poftulat dahin 
führen, daß ex fide bona ſtets omnis diligentia zu präfti- 
ren Sei. 

Allein es iſt dabei nicht zu ũberſehen, daß jede derartige 
Haftung ihre zwei Seiten hat. Wie fie auf ber einen zum Bor: 
theile des Gläubiger? dient, bejchwert fie auf der andern Seite 
den Schuldner. Die wahre Billigkeit aber bat auf beibe Theile 
gleichmäßig Rücklicht zu nehmen und namentlich zu verhüten, 
daß nicht zu Gunften des Gläubiger? dem Schulpner eine Haf- 
tung aufgebürbet werde, zu deren Uebernahme für biefen ein 
ausreichender Grund nicht vorliegt. 

ft freilich die Verpflichtung, um welche es fich hanbelt, 
überhaupt nur die natürlich nothwendige Folge von einem Rechts⸗ 
verhältnijje, welches ben beiondern Vorteil des Verpflichteten bes 
weckt, wie 3. B. die Verpflichtung bed Deponenten, des Commo⸗ 
banten, jofern dag Commodat lebiglich in deſſen Intereſſe abge- 
ſchloſſen iſt, — bed Commobatarz im gewöhnlichen Falle, — 
des Uſufructuars25), — des Miethers und Pächter? auf Rück⸗ 

des Mieth: oder Pachtobjecies, — beider Theile aus dem 
contractus pigneratitius, — die VBermächtnigobligation deſſen, 





der von desſelben Todes wegen einen Gewinn zieht; — oder 
aber wird der Schulbn | eine Ge⸗ 










genleiſtung oder durch den Anſpruch auf eine Gegenleiſtung ent⸗ 


icẽ digt, welche nad) dem Vertragswillen der Contrahenten 


ein wahres [ein wahres Aenuinatent_ pale [ein wahres Aequipalent für jene Ver jerpflichtung gilt; To ba 
gewig niemand als bejchwert erachten, wenn er jeinerfeit?, gemäß 






84) Vgl. Bethmann-Hollweg in Anh. IV. zu Haffes Culpa ©. 
663 f. oben 8. 4. 
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der vernünftigen Rückſicht auf ven Gläubiger, für omnis dili- Ä 
gentia einzuftehen hat. 

Nicht jo einfach dagegen iſt die Erwägung der Billigkeit 
für die Källe, in benen ber Schuldner weber auf bie eine nd 
auf die andre Weife Deckung für feine Haftpflicht erhäl. In 
diefen Fällen kann nur ber befondere Charakter des einzelnen 
Geſchaͤftes die Vermittlung unter ben entgegengefeßten Ruͤckſichten 
für die beiden Theile oder den Ausfchlag für denjenigen Theil 
beftimmen, welcher vorzugsweiſe zu berückſichtigen iſt. Maßge⸗ 
bend dabei aber iſt der Gedanke, daß ex fide hona der Schuld⸗ 
ner ſoweit geſchont werden muß, als damit dem Gläubiger bie 
vernünftige Moͤglichkeit nicht gefährdet wird, zu dem zu gelangen, 
was ihm gebührt 35). 

Betrachten wir nunmehr die einzelnen Tälle ſelbſt. 

Dad Commodat. zunaͤchſt verpflichtet den Commodanten, 
eine beſtimmte Törperliche Sache unentgeltlich in der Detention 
des Commodatars zu laffen, damit dieſer einen gewiflen Gebrauch 
von jener Cache, und zwar ber Regel nach lediglich zu eignem 
Bortheile, machen könne. Es laͤßt fich aber von einem Menfchen, 
der eine Sache zu eignem Vortheile gebrauchen will, mit Fug 
erwarten, nicht blos, daß er aufdie Bewahrung dieſer Sache die größte 
Sorgfalt verwende, fondern auch, daß er mit aller vernünftigen Bor: 
ficht die Einwirkungen bedenke, welche dieſe Sache bet jenem Gebrauche 
auf andre Sachen, namentlich auf feine eignen Sachen, ſowie 
etwa auf ihn ſelbſt verurjachen könne. Durch eine foldhe Bor: 
ſicht auf der einen, und durch die Verpflichtung des Commodan⸗ 
ten auf ber andern Seite, vem Commodatar feinen dieſem gefähr- 
lichen Mangel der Sache abjichtlich zu verſchweigen, erjcheint ber 
Commodatar hinreichend gegen Nachtheile geſchützt, welche ber 
Gebrauch der commodirten Sache ihm vielleicht droht. Und es 
ift eben deshalb nicht erforderlich, den Commodanten feinerjeits 
für die äußerfte Vorficht bei der Hingabe der Sache haftbar zu 


85) Ein Gedanke, auf dem 3. B. bad Snftitut ber Gompenfation, bie 
beneficia divisionis und excussionis beruben. S. Ubbelohbde, Ipso 
jure compensatur. ©. 184 fi. — Die Lehre von ben untheilbaren 
Obligationen. ©. 229 Note 10. 

16 *® 
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machen. Kolglich wird es der Billigkeit allein entfprechen, feine 
Präftation auf dolus und lata culpa zu beichränfen. 

Das Depofitum geht auf Aufbewahrung einer Sache, 
— im ganzen aljo auf eine einfache und nicht ſchwierige Pflicht. 
Bei Nachbarn und Freunden hat jevermann vielfältige Gelegen⸗ 
beit, fich davon zu überzeugen, wie biefelben ihre eignen Sachen 
aufbewahren. Will er daher einem Andern eine Sache aufzu- 
bewahren geben, jo kann er fih durch die Wahl des Depoſitars 
felbft dann Schon genugjam fchüßen, wenn auch biefer Depofitar 
ihm nur dafür anfkömmt, daß er die ihm anvertraute frembe 
Sache nicht darum, weil fie eben eine fremde Sache ift, 
weniger forgfam behandle, als feine eignen Sachen. Dei 
balb ift es auch Hier nur billig, den Depoſitar für nichts 
weiter verantwortlich zu machen, als für dolus und late culpa. 
Es leuchtet nun aber auch mit ganzer Klarheit ein, weshalb 
Celſus in 1. 32 D. dep. 16, 3 es fo fcharf betont, daß ber 
Depoſitar salva fide die deponirte Sache nicht bewußterweiſe 
feiner eignen Sache nachitellen darf. Nicht minder wird es fos 
mit vollftänbig gerechtfertigt fein, wenn es heißt: — qui negli- 
genti amico rem custodiendam tradit, non ei, sed suae 
facilitati id imputare debet 2%). — Nur dann Tann diefe Rüd:- 
ſicht auf den Schuldner wegfallen, wenn fich derfelbe zur Ueber: 
nahme des Depoſitums gedrängt hat?T). 

Under? Tiegt aber die Cache beim Mandate. Es ınag 
freilich zugegeben werben, daß man wohl genugfam Veranlaffung 
hat, fich zu überzeugen, wie Diefer und Jener diefe und jene An⸗ 

. gelegenheit betreibt; und daß ein vorfichtiger Mann, wo möglich, 
„einen Auftrag nicht an jemanden ertheilt, von dem er weiß oder 


86) $. 3 i. £. 1. quib. mod. recontr. 8, 14.1. 1.$8.5.D, de O. et 
A. 44,7. Bol. Haffe a. a. D. ©. 242 fi. — Für bas Depofis 
tum im alle gemeiner Noth (depositum miserabile) trifft biefe 
Betrachtung freilich nicht zu; allein hier würbe es meiſtens boppelt 
unbillig fein, exacta diligentia vom Depofitar zu erheifchen, bei dem 
es wahrfheinlic auch tumultarifch hergeht. Anderſeits Half bier 
ohne Zweifel bie Furcht vor ber actio in duplum genügend. ©. 1. 
1. 86. 1—4. D. dep. 16, 8. Haffe ©. 248. 

87) 1. 1. $. 35. D. dep. 16, 8. " 
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willen koͤnnte und müßte, wie nachläffig derſelbe in feinen eignen 
Seichäften verwandten Inhalis zu fein pflent. Allein einmal ift 
es doch immerhin zufällia, wie weit gerade bie Gefchäfte, melche 
man einen Andern hat verrichten ſehen können, verwandten In— m 
halts find mit demjenigen Gejchäfte, das man dieſem Andern 
‚auftragen will. Sodann bat man für die Ertheilung eines un⸗ 
entgeltlichen Auftrages meiſt gar nicht die freie Wahl, wie bei 
der Bitte um die Aufbewahrung einer Sade. Man muß viel- 
mehr recht oft den erften beiten Menſchen angehen, wie man ihn 
eben trifft. Und endlich Täßt ſich nicht leugnen, daß felbit fehr 
ordentliche Geichäftdmänner, die ihre eignen Sachen durch alle 
Hinderniffe hindurch unabläffig und rührig betreiben, in ver Er: 
ledigung fremder Aufträge bizweilen Läjfig werden, wenn mit 
deren Verrichtung Meitläufigfeiten, vergebliche Wege, Worte, 
Bitten, Mahnen nnd Treiben verbunden fein follten, — ohne 
daß man doch in folchen Fällen ihnen eine bewußte Hintanjeßung 
ber fremben Angelegenheit vor eignen nachzuweiſen im Stande 
wäre: denn dergleichen Angelegenheiten find nur zu oft ganz in- 
eommenfurabel. — Alfo: in der Auswahl ded Mandatars allein 
vermag man fi, natürlich im großen und ganzen betrachtet, 
felbft mit der äußerſten Vorficht keineswegs hinreichend, vieleicht 
gar nicht, zu fihern. Man muß jchlechthin darauf rechnen können, 
daß ein ertheilter Auftrag gut erfüllt werde. Hierauf geht, wohl .— 
verftanden, die Bitte des Mandanten an den Manbatar, wäh: 
vend bie Bitte des Deponenten an den Depoſitar dahin geht, die — 
deponirte Sache unter feinen eignen wie bieje aufzubewahren. ... 
Und da bleibt ſchwerlich etwas Anderes übrig, als die Rückſicht. 
auf den Schulbner der dringendern Rüdficht auf den Gläubiger, 
zu opfern und ben Mandatar bis zur Präftation der diligentia 
exactissima verantwortlih zu machen. Bleibt es ja doch 
immer fein eigner Entſchluß, ob er dad Mandat annehmen will 
oder nicht; ob er es unbebingt annehmen will ober nur dann, 
wenn feine Haftung herabgejeßt werde; — ob er endlich ben 
übernommenen Auftrag noch fündigen will, jo lange es gebt. 


Dag_Gleiche wie vom Wandat gilt von den übrigen Ges 
iäftöbeforgungen im Auftrage, joferg dieſelben freiwillig über: 
nommen werben. Denn gerade in diefer Freiwilligkeit der Leber: 
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nahme Liegt gegenüber denjenigen, ber fich zu ihr verfteht, bie 
Rechtfertigung feiner ftrengen Haftpflicht. Es Tann vernünftiger: 
weife nichts Anderes angenommen werben, ald daß er bie Beſor⸗ 
gung des ihm ertheilten Auftrages fo vornehmen will, wie ber 
Auftraggeber es vernünftigermeife erwartet, d. h. fchlechthin gut. 
Died wird bejonderd Tlar durch = befannten Umſtand, 
baß derjenige Vormund, welcher Traft a ner Bi 
bie ihm angefragene Vormundſchaft a muß, nicht über 
dad Maß derjenigen Sorgſamkeit verhaftet wird, deren er in der 
Führung feiner eignen Angelegenheiten fih fähig erzeigt bat. 
Sa, tin einem beſonders bringenden Falle, nämlich beim Ankaufe 
von Grunditüden, in welchen der Bormund bei Vermeidung eigner 
hoher Verzinſung, das Geld des Muͤndels anlegen joll, haftet 
er fogar nur für dolus und lata culpa?®). — Soweit aber 
für den Vormund jene rechtliche Nöthigung nicht vorhanden ge: 
weſen tft, er vielmehr freimillig die Vormundſchaft übernommen 
bat, ſei e8 durch Verzicht auf einen Excuſationsgrund, fei es 
durch VBorbrängen zur augschlieglichen Verwaltung ber ihm neben 
Andern beferirten teftamentarishen Vormundſchaft —: ſoweit 
fällt wiederum die Rückſicht auf ihn vor der bringendern Rüde 
fiht auf den Münbel fort 20). 


88) 1. 7 $. 2. D. de adm. tut. 26, 7. Haſſe $. 73. ©. 268 ff. Ru: 
borff, Vormundſch. Bb. IT. 8. 172. S. 75 f. sub c. — Daß bie 
Erben bed Vormundes aus deſſen Perjon überhaupt nur für dolas 
und lata culpa einftehen, beruht auf Billigkeitgermägungen, die nicht 
bierher gehören. S. darüber Haſſe $. 75. Rudorff a. a. O. 
5. 166. S. 41 fi. Fr. Mommfen, Beitr. Bd. IH. ©. 402 f. 
Note 27. 

89) 1. 58 8. 3 D. de furt. 47, 2. Haſſe S. 257, 268, 277, 818, 328. 
— Das Gleiche gilt natürlich von demjenigen, qui pro tutore ne- 
gotia pupilli gessit. Hat er jeboch, weil er ſich in entſchuldbarem 
Irrthume für den Vormund hielt, alfo im Blauben der Nothwendig⸗ 
keit, in die Angelegenheiten bes Mundels gemiſcht, fo foll er auch 
nur wie ber Bormund haften. 1. 58 $. 8 D. de furt. 47, 2 ct. 
vbbn. mit 1. 4. D. de eo, qui pro tut. 27, 5. Haſſe S. 61 f. 
Note 1. Ruborff,a a. O. 8. 172. ©. 76. 
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Die gleiche Rüuͤckſicht, wie fie auf den VBormund genommen 
wird, findet auch ftatt bei demjenigen, welcher aus ber Geſchaͤfts⸗ 
führung für eine communio incidens obligirt if. €. 
täßt fich bier nicht wohl der Geſichtspunct anwenden, daß jeder 
Theil aus einer folchen communio Vortheil habe. Wie träfe 
das vollends zu etwa bei demjenigen, welcher ab intestato allein 
geerbt haben würde, nun aber durch Teſtament jelbander zur 
Erbichaft gerufen wird? oder für denjenigen, welcher Traft einer 
conjunctio re neben mehreren Andern nur dad Miteigenthum 
der ihm legirten Sache erlangt? Aber es paßt auch fonft jener 
Geſichtspunct hier nicht. Bon Seiten ver Verpflichtung würbe 
man fi alfo bei einer communio incidens entichleden gegen 
eine Haftung wehren, welche über dolus und lata culpa hinaus: 
gehen will. — Allein damit würbe bad Intereſſe ver Berechti⸗ 
gung fchlecht gewahrt fein. Auch bier hat ja der Berechtigte 
nicht die Wahl veflen, ver ihm verpflichtet werben fol. Und 
deshalb muß die Billigkeit auf ftrengere Haftung beftehen. 

l. 25 $. 16 D. fan. ercisc. 10, 2. (Paullus lib. 23. 
ad edict.) 

Non tantum dolum, sed et culpam in re hereditaria 
praestare debet coheres, quoniam cum herede non 
contrahimus, sed incidimus in eum. pp®P). 


Anderſeits jedoch iſt es nicht der freie luß des socius 
was ihn zur Uebernahme der Obligation treibt. Theils hat er 
in der Sorge für ſeinen eignen Antheil hinreichende Nöthigung, 
der gemeinſamen Angelegenheit ſich anzunehmen; theils müßte 
er ja, ſofern er ſich in der thatſächlichen Lage befindet, der ge⸗ 
meinfamen Angelegenheit fih annehmen zu können, um nicht 
ſchon durch Nichtgebrauch dieſer Lage obligirt zu werden, auf 
fein Gemeinfchaftsrecht verzichten. Unb jo fährt Paullus ba- 
her fort: — non tamen diligentiam praestare debet, qua- 
lem diligens paterfamiliss, quoniam hic propter suam 


eod. (Ulp. Celsus)s ° 
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partem caussam habuit gerendi, et ideo negotiorum gesto- 

rum ei actio non compelit. talem igitur diligentiam prae- 

stare debet, qualem in suis rebus. Edem sunt, si duo- 

“ bus res legata sit, nam et hos conjunxit ad societatem 
non Consensus, sed res. 

Auch dag gegenfeitige Verhältnif mehrerer socü ex 80- 
cietate erheticht eine beſondere Betrachtung vor ben übrigen 
zweifettigen Obligationen. — Der Käufer 3. B. erlangt unmit- 
telbar durch die Erfüllung des Kaufgeichäftes dad habere licere 
ber Waare, der Verkäufer feinerjeit? dag Eigenthum am Kauf: 
reiſe; — der Miether durch Erfüllung des Miethvertrages das uti li- 
cere des gemietheten Gegenstandes, der Pächter dag uti frui licere am 
Pachtobjecte; — der Fauftpfandgläubiger durch den Abſchluß des 
Pfanbeontractes den geſchuͤtzten Befib eines Sicherungsmittels für 
feine Forderung, der Schuldner und Pfandgeber Eredit — u. |. w. 
In allen dieſen Fällen Itegt in dem rechtlichen Erfolge ded Con» 
tractes unmittelbar deſſen praktischer Iweck. Mag dann aud 
biefer Zweck jelbft wiederum vielleicht nur ein weiteres Mittel in 
einer langen Reihe von Speculationen bilden, jo kömmt es doch 
ber rechtlichen Betrachtung nur auf biejen nächiten Zweck an. 
Und damit eben verhält es fich bet der Societas anders. So⸗ 
cietät ift der Confenjualvertrag, durch welche Zwei oder Mehrere 
fich zur Förderung eines gemeinfamen öfonomifchen Zweckes mit 
gemeinjamen Mitteln vereinigen.*%) Es beruht alfo im Bes 
griffe der Societät3obligation, daß ihr praktiſcher Zweck nicht in 
ihrem rechtlichen Inhalte und Erfolge unmittelbar, fordern außer: 
balb beider Liegt. Nicht daS, was der einzelne Socius zu dem 

„Societätözwecke beizutragen bat, ift der praftiiche Zweck, wes⸗ 
wegen die Societät eingegangen wird, jondern bag, was mit ben 
„gemeinfamen Beiträgen erreicht werben fol. Daher hört auch 
die Soeietät nothwendig und von felbft auf, fobald biefer Zweck 
nicht mehr erreicht werden kann. Folgeweiſe findet auch ber ein- 
zelne Socius in der Verpflichtung bed andern Socius noch gar 
feine Entjchädigung für feine eigne Verpflichtung. Und eben 
deshalb fcheint aus Rückſicht auf ihn als DVerpflichteten feine 


41) v. Keller, Band. $. 346. 
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Haftung auf dolus und lata culpa herabgeſetzt werben zu müfjen. — 
Dies nehmen denn auch ältere Römifche Juriſten wirflih an 2). 
Tem widerſetzt fich jedoch die Rückſicht auf einen jeden andern — 
Socius als Berechtigten. Es kommen hier bie beiden erſten der 


Gründe zur Geltung, welche wir vorhin beim Mandate aufge— 
führt haben. Aber freilich wirb der einzelne Socius regelmäßig 
fehr wohl im Stande fein, die Thätigfett jede andern Socius 
für die Zwecke der Soctetät zu controliven. Er hat es alfo in 
feiner Hand, Nachläffigkeiten und Verfehen theild jelbft gut zu 
machen, theils für die Zukunft dadurch zu verhüten, daß er ent- 
weder jelbft handelnd eingreift oder aber dem unfähigen Genoſſen 
auffagt. Und deshalb hielten die römifchen Juriſten es für das 
Billigfte, den Socius zwar nicht mit der Haftung für dolus und 
lata culpa abkommen zu laſſen, weil die dem praftifchen Be⸗ 
dürfniſſe nicht genfigen würde; ihn aber für nicht mehr verants 
wortlich zu machen, als für bie diligentia, quam suis rebus 
adhibere solet. Denn: qui parum diligentem sibi socium 
adquirit, de se queri sibique hoc imputare debet*?). — 
Beftätigt werben bürfte biefe Anſchanungsweiſe auch durch den 
Umftand, daß der Commobatar dann, wenn dad Commobat im 
beiderfeitigen Intereſſe abgeichloflen ift und damit dem Mefen 
ber Societät fich nähert, nicht für omnis culpa, ſondern nur 
für culpa in concreto haftet; und daß fich auch bei dieſer Ge- 
legenheit biefelbe Controverje über die Haftpflicht findet, wie bei 
ber eigentlichen Societas?). Steht man nämlich blos auf ben 
formellen Inhalt des Gefchäftes: jo würde der Commodatar bier 
genau ebenjo zu behandeln ſein, wie in dem gewöhnlichen Falle 
des Commodates, wo er dasſelbe Iebiglich zu feinem Vortheile 
eingeht. Der Unterſchied beider Zälle liegt eben darin, daß bier 
das Commodat jelbft nur als rechtliche Mittel in Betracht 
kömmt, fein wahrer Zweck außerhalb bed Nechtögejchäftes Liegt. 

Derträgt ſich uͤbrigens unſre Begründung der Haftpflicht 
ex societate jehr wohl bamit, daß dieje Pflicht in L5 6, 2 





42) $. 9 L de societ. 8, 25 vgl. 1. 19 pr. i. D. commod. 13, 6. 
48) $ 9. I de soc. B, 25 cit. 1. 72 D. pro soc. 17, 2. 
44) 1. 15 pr. i. £. D. commod. 18, 6, cit. 
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D commodati 13, 6 mitaufgeführt wirb unter der Haftung 
aus Obligationen, in denen utriusque utilitas vertitur®): fo 
ſcheint jene Begründung ung auch unter allen bisher aufgeftell- 
ten bie einzig zuläffige zu fein. 

Immerhin wenigftens tft gewiß der Grund jehr ſchief, mit 
welchem Haſſe erklären will**), wie gerade bei ber Societas bie 
Haftung für omnis culpa in abstracto, welche nad) der ge 
wöhnlichen Auffaflung poftultet werben müßte, auf culpa in 
concreto berabgejeßt jet. „Ein beſonders enges Verhaͤltniß bes 
Vertrauens und der Freundſchaft“ braucht jo wenig bei jeder So- 
cietät ftattzufinden, als umgekehrt ein folches für viele andre 
Geſchaͤfte nothwendige Vorausſetzung tft, 3. B. für die wichlig- 
ften Fälle bes Mandatd. Und doch bewirkt jenes Vertraueng- 
und Freundfchaftsverhältnig in diefen Fällen durchaus feine Her 
abſetzung ber Haftpflicht. Schwerlich auch hätten bie Römer in 
Rechtöverhältnifien, bie ihrer felbft wegen, zu einem vein oͤkono⸗ 
mifchen Zwecke, abgejchloflen werben, auf berartige intime Be⸗ 
ziehungen ein fo großes Gewicht gelegt. 

Auch Bethmann-Hollwegs Antwort auf unfre Frage 7) 
kann und nicht befriedigen. „Bei der Soctetät”, fagt er, „tft es 
der Socius felbft in jeiner ganzen PBerjönlichkeit, mit 
bem ich mich zu gemeinfamer X’hätigkeit verbinde; wie natürlich, 
daß ich die gewählte Perjon dann auch mir fo gefallen laflen 
muß, wie fie eben tft.” Sollte dies wohl paflen auf die recht: 
lichen Seiten eines Geſellſchaftsvertrages zum Zwecke einer ges 
meinfamen Spazterfahrt? einer gemeinfchaftlichen Jagdpachtung? 
— und überhaupt? 

Nicht beſſer Teuchtet ung die Erklärung ein, welde von 
Keller für jene mißbilligte Anficht Älterer Juriſten giebt, wo⸗ 
nach der Socius (und ebenfo in verwandten Umftänden der Eom- 
modatar) nur für dolus haften jollte Jene Anficht, meint er 
nämlich *®), habe ſich wohl auch darauf geſtützt, daß ber Socius 


45) Neber ben Werth biefer Elaffification f. übrigens auch Bethmann⸗ 
Hollweg a. a. D. S. 568 fi. 

46) a. a. ©. S. 247. 

47) Anh. IV. zu Haffes Culpa. S. 8570. © auch ©. Keller, 
Band. 6. 250 ©. 492 sub b. 

48) Panb. $. 847 sub d. 
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weſentlich Für fich ſelbſt mit handle. — Aber fogar bei ber 
communio incidens wird, wie wir gefehen haben, gerade hier: 
auf Hin die Haftung nicht weiter gemindert, als auf culpa in 
concreto %), 

Hingegen müflen wir rückſichtlich der Haftung des Ehe: 
manns für die Doz mit der herrichenden Auffaffung überein 
ftimmen. Hter würde nad) ver abstracten Regel allerdings di- 
ligentia exactissima zu präftiren fein, weil ter Mann sua 
caussa dotem accipit 8%), d. h. ohne Frage: zu feinem Por: ° 
teile im yprägnanteften Sinne ber hier mögen bie Römer 
erwogen haben, einerjeit3, daß die Ehe nicht wegen der Mitgift 
abgeſchloſſen, ſondern die Mitgift wegen der Ehe gegeben wer- 
den folle; daß aljo der Mann den Vortheil, ven die Dos ihm --. 
gewährt, mehr fich geben Taflen, als erjtreben müſſe; daß das 
Dotalgeſchaͤft daher gar nicht unter den ftrengen Recht2begriff 
eine vorteilhaften Geſchäftes gefaßt werben dürfe; — und 
anderſeits, daß die Fran dem, welchem fie, wie er tft und unler 
ihrem Einfluffe werden Tann, ihren Leib trauet, auch ihr Out 
trauen könne 61). — 

Sei dem aber immerhin, wie ihm wolle: im alle bed 
Mandates iſt es wohl klar, daß die Nüdficht 2 drin 
—— es geweſen iſt, was die Roͤmer veranlaßt hat, 
dem Mandatar eine Haftung für omnis culpa aufzulegen. Und 
gerade diefer Umstand ift fiir unfere weitere Betrachtung von 
entſcheidender Erheblichkeit — Die Beilptele des Commodanten, 
des Depofitard, ded Vormunbes und bed socius ex commu- 
nione incidente jowohl ald ex societate dagegen haben ung 

„nezeigt, wie neben der Rückſicht auf ven Verpflichteten auch bie 
„ Rückſicht auf den Verpfli tet ⸗ Fa findet. 
7 
49) ©. aud) Haſſe, Anh. 1. S. 524 sub a. 
50) 1. 17 pr. D. de J. D. 28, 8. (Paull. lib. 7. ad Sabin.) f. auch 

1.58. 2 D. commod, 18, 6 eit. 

51) Dal. 1. 24 6. 5 med D. sol. matr. 24, 8. (Ulp. lib. 88 ad 
edict.) — „diligentiam uxor eam demum ab eo exigat, quam re- 

bus suis exhibet, nec plus possit.“ — vgl. Haffe & 247, 425, 

828 fi. Betbmanns Hellweg Anh. IV. ©. 571 f. 
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Wie beide Nüdfichten in concreto gegen einander abae- 
wogen werben, läßt fich übrigend am deutlichften am ber nego- 
tiorum gestig, wahrnehmen. — Wer fi unaufgefordert ber 
Führung fremder Angelegenheiten unterzieht, darf ſich meiſt nicht 
beſchweren, wenn er dabei für alle, vernünftigerweife iiberhaupt 
mögliche, Eorgfalt verantwortlich gemacht wird. Regelmäßig 

7 haftet deshalb der Geftor für omnis culpa. Hat er aber auf 
Rechnung be dominus fi fogar in Unternehmungen einge: 

= laſſen, wie biefer fie nicht zu machen pflegte: — fo trägt er, 
ber Geftor, deren Gefahr. Er würde ja fonft den dominus 
blindlings in die gewagteiten Speculationen reißen Lönnen 82). 
Anderſeits dagegen würde es unbillig fein, den Geftor in folchen 

3. Fällen, wo er, um ein drohendes Nebel vom dominus abzu- 
wenden, in beflen Angelegenheiten fich gemifcht hat, fiir die Au- 
Berite Sorgfalt verantwortlich zu machen. Vielleicht ift er felbft 
nur ein Menfch von mäßiger Sorgfalt; und obendrein galt es 
vielleicht gar Tein Befinnen. So beſchränkt man bier feine Haf⸗ 
tung auf das geringfte Maß, nämlich auf dolus und culpa 
lata 5). Dad Wohl bed dominus tft damit in folchen Fällen 
vollauf gefichert. — 

Das Ergebrig ber vorſtehenden Auseinanderſetzungen ift 
alfo dies: 

Zur Beitimmung der Haftpflicht für culpa in befteben- 

den Obligationen kömmt es ex aequo el bono dar: 

auf an, 

1) wie weit eine foldye Haftung durch das Bedürfniß 
des Verfehres in Rückſicht auf den Berechtigten er: 
heiſcht werde, — 

und daher, foweit es auf deſſen Willendmeinung 
überhaupt ankömmt, ala dieſer Willendmeinung ver: 
nünftigermeife und ſelbſtverſtändlich entiprechend an⸗ 
gejehen werden muß; 


52) 1.11 D. de N. G. 8, B. 

88) 1.8 8. 9 D. eod. vol. Fr. Mommfen, Beitt. Bd. Il. S. 896 
Note 10. Die Rüdficht darauf, bag ber Geftor „affectione coac- 
tus‘ fei, allein würbe boch wohl nur zur culpa in concreto führen; 
ber andere Umflanb muß hinzu erwogen werben. 
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und 
2) wie weit eine ſolche Haftung dem Verpflichteten auf⸗ 
gebürdet werben darf, ohne dieſen unbillig zu bes 
ſchweren. 


C. Anwendung hiervon auf die Haftpflicht für 
culpa aliena in beftehenben Obligationen. 


8. 
Wie nun verwerthet fich dieſes Ergebniß für die Frage, 
welche und gegenwärtig beichäftigt? 
E3 jcheint für bie Beantwortung jener Frage von ben an⸗ 
gegebenen Geſichtspuncten aus die_nämliche Tundamentalunter - 


ſcheidung fich barzubieten, welche ber verſchiedenen Haftung fü 
culpa _propria zu Grunde liegt. „Das Bebürfniß deö Verkeh⸗ 


re3,” Fönnte man jagen, „fordert mit Rückſicht auf den Gläubi: 
ger durchgehends, daß der Schuldner nicht allein für fein eige⸗ 
ned Berfchulden, jondern nicht minder für das Verſchulden aller 
derjenigen Perſonen jchlechthin aufkomme, welche mit feinem 
Willen irgendwie in Beziehung zu dem Gegenſtande der Obli- 
gation treten. Und jedenfalls ftellt ſich die Rückſicht auf den 
Schuldner diefem Poftulate der unbedingten Haftung besfelben 
für jene dritten Perſonen nicht entgegen, fofern entweder bie 
Verpflichtung, um welche es fih handelt, überhaupt nur bie 
natürlich nothwendige Folge von einem Nechtöverhältnifie ift, 
das den befontern Vortheil de Schuldner? bezweckt; oder aber 
fofern der Schuloner für feine Verpflichtung im ganzen durch 
eine Gegenleiftung oder durch den Anſpruch auf eine Gegenlei- 
ftung entjchädigt wird, welche nach dem Vertragäwillen der Eons 
trahenten als ein wahres Wequivalent für dieſe Verpflichtung 
gilt. — In denjenigen Fällen dagegen, in denen der Schulbner 
weber auf die cine noch auf bie andere Weiſe für die Haftpflicht 
wegen jener dritten Perjonen Deckung erhält, läßt fich biefe 
Haftpflicht nur nad, Maßgabe des concreten Rechtöverhältnifies 
feſtſtellen.“ 


Nach dieſer Auffaſſung würde ſich mithin in der Antwort 
auf unſere Trage kein beſonderes Princip der Haftung des 
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Schuldners für jolche Perſonen geltend machen, deren fich der: 
jelbe zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit bedient; wir würben 
hierin vielmehr nur eine einzelne Anwendung eines allgemeinen 
Principes erbliden, nach welchem fich die Haftung eine Schuld⸗ 
ners für alle diejenigen Perſonen beftimmt, die er ſelbſt in ir- 
gend eine erlaubte Beziehung zum Objecte feiner Verbindlich: 
feit bringt ober treten läßt, — mag diefe Beziehung nım darin 
beitehen, daß jene Perſonen zu der Erfüllung ber Verbindlichkeit 
thätig werden, oder aber darin, daß fie an der dem Schuldner 
zuftändigen Benukung der in obligatione befindlichen Sache 
theilnehmen follen. 

An der Nichtigkeit diefer Auffafjung muß un? aber von 

— die Geſammtheit der Stellen bedenklich machen, welche 
wir als Gruppe J. zuſammengeleſen haben. Denn nach jenen 
AEtellen ſoll der Schuldner für dritte Perſonen, welche er er⸗ 
Aaubter Weiſe an der ihm zuftändigen Nubung ber in obliga- 
tione befindlichen Sache theilnehmen läßt, nur ſoweit haften, 
als er ſelbſt Hinfichtlich ihrer Auswahl und Beauffichtigung ſich 
in culpa befindet. Wir werben baher nicht umhin Tönnen, 
Ton Grund aus zu prüfen, ob denn wirklich die Rückſichten für 
Mlaͤubiger und fir Schulbner bei unferer Trage den gleichen 
Juhalt haben, und folglich daS gleiche Ergebniß haben können, 
wie beides Hinfichtlich der Haftung des Schuldner? für feine 
„gene culpa bargelegt worden ift. 

Allerdings haben wir ohne Vorbehalt zugegeben, daß billi- 
gerweife der Echuldner da für omnis culpa propria auf- 
fomme, wo er Vortheil aus demjenigen Rechtsverhältniſſe bat, 
in welchem der Grund feiner Verpflichtung liegt. Es Tann am 
Ende verlangt werben, daß jevermann ba, wo er eigenen Bor: 
theil juchen will, auch ſeinerſeits wenigſtens für allen Fleiß und 
alle Sorgfalt einftehe, welche fich vernünftigerweife überhaupt 
fordern laſſen. Und, fofern folcher Fleiß und ſolche Sorgfalt 
bei der Auswahl und bei ber Aufjicht dritter Perjonen noth⸗ 
wendig ift, auch dafür. Ein tüchtiger Menſch, ein bonus ac 
diligens paterfamilias wird joldhen Fleiß und ſolche Sorgfalt 
zu leiften vermögen: wire damit boch eben nur bad von ihm 
begehrt, was dem Maße jeiner Leiftungsfähigfeit entjpricht. 
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Wer fein tüchtiger Hauswirth tft, wird freilich ſchon damit über 
fein Vermögen angefpannt: aber es iſt im Handel und Wandel 
in der That ein büßenswerther Fehler, fein homo diligens zu 
fein. Mer an biefem Fehler Ietvet, der mag in Gottes Namen 
zugrunbegehen, weil er ben Anforderungen nicht genügt, welche 
mit Fug und Recht an ihn geftellt werden. Es iſt nicht allein 
unmöglid, — es würde ſchreiend unbillig fein, im täglichen 
Verkehre die Anfprüche auf Fleiß und Sorgſamkeit principiell 
nach der Leiſtungsfähigkeit des einzelnen Schuldners zu bemeſ⸗ 
jen: wiirde doch der Fleifigfte und Sorgfamfte alsdann, gerabe 
feines Fleißes und feiner Sorgfalt halber, in denfelben Verhält: 
niffen für mehr einzuftehen haben, als der Träge und Nach— 
läffige wegen feiner Trägheit und Nachläfſigkeit. — Nur_ganz 
ausnahmsweile Tann die perjönliche Tüchtigkeit des Schuld: 
ner für jeine Haftpflicht maßgebend fein, — naͤmlich nur in 
ſolchen Verhaͤltniſſen, in denen die Verpflichtung entweder auf . 
reiner Güte beruhet_oder_nicht ihrer ſelbſt wegen _ober nicht 
freiwillig übernommen worben ilt. 

Ganz anders aber ift es mit der Haftung für das Ver⸗ 
ſchulden dritter Perſonen, fofern diejelbe über die Haftung für 
culpa in eligendo et inspiciendo hinausgehet. Auch ber 
forgfältigfte Hauswirth ift völlig außer Stande, ſolches Ver: 
fchulden abzuwenden. Ihn dafiir verantwortlich machen, heißt 
alſo ihm eine Gefahr aufladen, gegen welche er ſich im allge: 
meinen gar nicht zu ſchützen vermag. 

Unb_damit, meinen wir, exgiebt ſich von ſelbſt, daß ex 
aequo et bono eine ſolche unbedingte Haftung fiir britte Per: 
{onen nur aus ganz beſonderen Gründen, dem Schuldner aufges 
buͤrdet werben darf. 


D. Begründung der Haftpflit für die Gehülfen. 
a. Im allgemeinen. 
$. 9. 
Derartige Gründe der aequitas find in abstracto ben: 


bar kraft bes fchulpnerifchen Willens, gegen venfelben, ohne 
benfelben. 


® 
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Kraft des ſchuldnexiſchen Willens tritt die fragliche Haf⸗ 
tung ein bet ihrer ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Ueber⸗ 
nahme. — Ob in der That ver Wille des Schuldners, auch ohne 
daß er ausdrücklich erflärt worden, auf eine folche Webernahme 
gerichtet jet, dag muß nach allgemeinen Interpretationsregeln 
feftgeftellt werben. 


Gegen den ſchuldneriſchen Willen tritt bie fragliche Haf⸗ 
tung ein, wenn ber Schuldner dritte Perfonen in unbefugter 
Weiſe zuziehet. | 

Diefe beiden Tälle bieten auch pofitiv=rechtlich keinerlei 
Zweifel ober Schwierigkeit allgemeiner Natur. 


Deſto bevenklicher tft der dritte mögliche Fall. Es fragt 
fi, ob und wie weit jene Haftung pofitio=vechtlich au ohne 
den Willen de Echulbnerd begründet werben könne, allo na- 
mentlich für Vertragd: und Quaficontract3:Obligationen vermöge 
einer fachgemäßen Interpretation des vechtlichen Willend, wie 
ihn ehrliche und zugleich verjtändige Leute bei der einzelnen 
Obligation haben würden, wenn fie biefelbe in ihre Eventuali- 
täten verfolgten. 


Rereinbart wird bie fragliche Haftpflicht unter der einen 
oder der andern von drei verjchiedenen Vorausſetzungen. Ent: 
z weber ber Schulbner will mit jener Haftung dem Gläubiger ein 
eventuelled Geſchenk machen. Oder aber er bedingt fich für dag 
2 übernonmene Rifico eine Affecuranzprämie aus, welche, we- 
nigſtens nach feiner Meinung, ausreichend ift, dem gemagten 
Geſchaͤfte den Charakter der Xiberalität von feiner Seite zu neh: 
z men. Oper endlich er übernimmt jene Haftung theils gegen 
eine ſolche Prämie, theils ſchenkungsweiſe. 


Von einer muthmaßlichen Uebernahme der fraglichen Haftpflicht 
unter ber erſten oder dritten ber aufgezählten drei Vorausſetzungen 
kann nicht die Rebe fein: denn eine Schenkungsabſicht wird nicht 
vermuthet. Mithin läßt fich eine jelbftverjtänbliche Begründung 
diefer Pflicht übeehaupt nur dba als möglich benfen, wo ber 
Schulpner für das übernommene Rifico nach der Natur ber 
einzelnen Obligation jene Affecuranzprämie zu erhalten vermag. 
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b. Bereinbarte Mebernahme ver unbebingten Haftung für bie 
Mittelöperfonen gegen Affecuranzprämie -innerhalb berjelben 
Obligatton. 


Drei Rategorieen. 


§. 10, 


Die Art, mittel? deren bei einer vereinbarten Webernahme 
ber fraglichen Haftpflicht eine folche Prämie ausbebungen wer- 
ben kann, wird fich je nach der Art der einzelnen Obligationen 
verſchieden gejtalten. _ 

Vorweg verfieht es fich won ſelbſt, daß bei ſolchen Vers _ 


pflichtungen, welche überhaupt auf reiner Liberalität beruhen, — — 


wie z. B. bei der Verpflichtung des Commodanten, des Depoſi⸗ 


tars, des Mandatars, deſſen, dem eine Sache non sui caussa 


ad inspiciendum übergeben worden tft, — von einer Aſſecu— 
ranzprämie wenigſtens ald von einem integrirenden Theile dieſes 
Sefchäftes nicht die Rede fein kann. — Und darin Tiegt ber 
burchichlagende Grund, weshalb bei derartigen Gejchäften auch 
die Vermuthung unftatthaft ift, daß jene Haftung übernommen 
worden fei. 

Dasſelbe gilt von allen Quaſi⸗ Contracten. Um ſo mehr 
da nad) deren Begriffe ver Schuldner ſelbſt willkürlich ebenfos 
wenig feine Haftung über das gejeßlihe Maß zu erhöhen und 
dafür fich eine Entſchädigung auszubebingen vermag, als er 
feine geſetzliche Haftung Traft eigenen Beliebend herabzufeken 


ıy 


Ce 


vermöchte. — Hierher gehört übrigen? auch die Obligation deß 
Bormundes und des curator bonorum injofern, als diefe Per« __ 


fonen fi) der Hülfe Dritter bedienen dürfen oder müflen. 

Dazu ftinmen denn auch vollkommen bie Ausſprüche des 
römischen Rechts, wie fie enthalten find für Vertrags⸗Obligatio⸗ 
nen, welche aus Xiberalität übernommen werden, in den Stellen 
Nro. 1 (Obligation ded Depoſitars), 3 und 4 (Obligatton des 
Mandatars), 5 (Obligation deſſen, cui res non sui Caussa 
ad inspiciendum data est) der Gruppe II; — und für Quaſi⸗ 
Eontract?-Obligationen aller Art in den Stellen Rr. 2 (Obli- 
gatton des negotiorum gestor), 10 (communio incidens des 

Beitfgrift für Gandelöreht. Bd. VI. 17 


“u 


| 
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Miterben) und 11 (Obligation des Beſttzers einer fremden Sache 
post litem contestatam) verfelden Gruppe. — 

In allen übrigen Fällen kann eine Affecuranzprämie für 
jene Hartung innerhalb derſelben Obligation ftattfinden. Und 
zwar meinen wir babei brei Kategorien von Obligationen un: 
terjcheiden zu müſſen. | 


1) Tritt die Zufage einer derartigen Haftung zu einer 
Verpflichtung Hinzu, welche an ſich nur als die natürlich nothe 
wenbige Folge eines Mechtöverhältnifies erjcheint,, das entweder 
=zum ausjchlieglichen Vortheile des Schuldners gereicht, — 3. B. 
zu der Verpflichtung ded Mandanten, des Deponenten (joweit 
bei dieſen beiden Obligationen eine derartige Haftung Raum zu 
finden vermag), des Commodatars im gewöhnlichen Falle, des 
Ufufruetuarß bei einem unentgeltlihen Uſusfructus; — oder 
Adas, ohne ſelbſt Liberalität zu fein, in einer jchulbnerifchen Ges 
genverbinblichfeit doc, Fein Aequivalent findet, — 3. B. zu ber 
Verpflichtung des Faultpfandgläubigerd ohne antichretiiche Be: 
rechfigung, des Commodatars im alle der l. 5 $. 10 und 1. 18 
pr. i. .£f D. commodati 13, 6, befjen, dem eine Sache sui 
caussa ad inspiciendum übergeben worben tft: — jo wirk 
man deöwegen in dem ohnehin belichten Inhalte des Geſchaͤftes 
regelmäßig weder formell noch materiell eine weitere Aenderung 
bedingen. Der Schuldner wird vielmehr jenes Rifico einfach 
auf die Erwägung hin übernehmen, baß es vortheilhafter für 
ihn fet, die ihm als Liberalität oder minbeftend ohne Anſpruch 
auf ein Aequivalent dargebotene Leiftung des andern Theiles 
zu erhalten, als auf biefelbe ganz zu verzichten. 

In biefer Hinficht macht es übrigens keinen Unterjchteb, 

„05 die Verwendung britter Perſonen ftattfindet bei der Erfüllung 
ber Pflicht auf Meftitution der in obligatione befindlichen 
Sache, oder aber bei der Ausnutzung der Befugniß auf den 
Gebrauch dieſer Sache. 

2) Wo dagegen ber Schuldner die Befugniß zur Nutzung 
einer Sache oder eined® Rechtes titulo oneroso erwirbt, ba 
wird bie Uebernahme jener erceptionelien Haftung von feiner 
Seite zu einer Minderung der Gegenleiftung führen, welde er, 
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ohne ſolche Haftung und unter übrigen? gleichen Umſtänden, 
würde gegeben haben. 
Auch bier tft es für unjere Betrachtung gleichgültig, ob 
jene dritten Perjonen bei der obligationgmäßigen Nutzung ſelbſt 
oder aber bei der Neftitution der in obligatione befindlichen 
Objecte nach gennffener Nukung zugezogen werben. — Der ein- 
fachfte Fall der Art ift der Fall der Miethe oder Pacht. Ihm 
zunächft fteht der Tall der antichretifchen Pfandnutzung. Ferner 
gehört hierher der Fall, wo ber Verkäufer eined nutbaren Gegen- 
ftandes, 3. B. eines Haufe oder eines Landgutes, das Kaufob- 
ject erſt nach einer beftimmten Zeit zu tradiren Hat und einfte 
weilen baber noch in deſſen Nutzung verbleibt. Sit in ſolchem 
Falle der Kaufpreis fofort zu entrichten, fo erſcheint der Verkäufer 
für jene Zelt oͤlonomiſch ala Miether oder Pächter des Kaufobjectes; 
und es ift Mar, daß, fofern ihm mit der eingeräumten Zwiſchen⸗ 
nutzung nit ein Geſchenk gemacht werben foll, der Kaufpreis 
ſelbſt niedriger beftimmt werben muß, als er beftimmt worben 
fein würde, wenn das Kaufobject unter übrigen gleichen Ums 
ftänden fofort zu tradiven wäre. Webernimmt aber ver Verläus_ 
fer für diefe Zwiſchenzeit bie unbebingte Haftung für feine Yaz,, 
milte, feine Haudgenofien, Miethalente —, jo wird verftändigerz,,_ 
weile jener Abſatz, der gewiſſermaßen den Mieth- oder Pachtpreig, 
für die Zwiſchenzeit darftellt, ſeinerſeits entjprechend vermindert, __ 
werben müfjen. — Ganz analog find die Erwägungen, FE 
etwa ber Kaufpreis nicht fofert, fondern erſt Ipäter, namentlih « 
erft im Augenblicke der contractmäßigen XTrabition des Kaufob⸗ 
jecteö, geſchuldet wird. du 
8) In denjenigen Fällen endlich, in denen der Schuloner 2. 
für irgend eine vertragamäßige Leiftung ſeinerſeits ein vechtlicheß _ 
Aequivalent oder ein Honorar erhält, welches die Stelle des 
Aequivalentes vertritt, muß die gemwollte Webernahme der frage 
lichen Haftung die Folge haben, daß dieſe Gegenleiltung Höher. 
gemefien wird, als fie, abgejehen won jener Haftung und unter 
übrigen? gleichen Umſtaͤnden, gemeſſen worden fein würde. In 
dieſen Fallen erſcheint alſo die Aſſecuranzpraͤmie für das im je⸗ 
ner Haftung uͤbernommene Riſico als ein pofitiver Zuſchlag zu 
dem ausbedungenen Preije ver vertragsmäßigen Leitung. 
17 * 
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c. Selbftverftändliche Uebernahme der unbebingten Haftung 
für bie Gehülfen. 


Erite Kategorie. 


5 11. 

Es laͤßt ſich nicht leugnen, daß die WMobalitäten, unter 
welchen gemäß dieſer breit Kategorieen bie fragliche Haftung ge- 
gen eine Aflecuranzprämie vereinbart wird, in gleicher Weiſe bei 
einer jelbftverftännlichen Webernahme jener Haftung eintreten 
innen. Danach läßt fich aljo in dieſen Kategorieen von Obli- 
gationen jene Haftung auch als muthmaßliche Abſicht der Par⸗ 
teten benfen. 

Allein damit tft nichts weiter zugegeben, als daß jene An⸗ 
nahme in abstracto möglich ji. Und es bleibt immer noch 
bie Frage, ob biefelbe denn auch für bie wirflichen Rechtszuſtände 
ala die paflende erfcheine. 

Inzwiſchen find von unferer gegenwärtigen Unterfuchung 
biejenigen Faͤlle der beiden eriten Kategorieen auszuſcheiden, in 
welchen und joweit in ihnen dritte Perſonen zum Zwecke ber 
obligationgmäßigen Nubung einer Sache oder eines Rechtes zu: 
gezogen werden. Denn unfere. Aufgabe gebt eben nur dahin, 
zu ermitteln, ob und wie weit der Schulbner für dad contracts⸗ 
widrige Verſchulden folcher Perfonen einzuftchen babe, deren 
er zur vertragsmäßigen Erfüllung feiner Verbindlichkeit ſich be- 


bient. Daher dürfen wir es hier völlig dahin geſtellt fein Taf: 


jen, 06 z. 8. nach rn Rechte ber Pächter eineg Landgu⸗ 
tes, anders als nach claſſiſchem wie nach byzantiniſchem römi⸗ 


ſchem Rechte, unter gewiſſen Vorausſetzungen ſelbſtverſtändlich 
jener Haftung für feine Verwalter, ſein Geſinde, feine Tagelöh⸗ 
ner u. |. w. fich unterziehe, — oder nicht. — 

Wir betrachten zunächſt die Fälle ver erften Kategorie, 
welche danach unferer Aufgabe angehören. 

Soweit es ſich hier um Verpflichtungen handelt, welche 
rein aus genofienen Riberalitäten entjpringen, 3. B. um die Vers 
pflichtung des Commodatars auf Rückgabe der commobirten Sache 
nach contractmäßigem Gebrauche, ſoweit koͤnnte vielleicht die 
jelbftverftändliche Annahme einer unbedingten Haftung des Schuld⸗ 
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nerd für alle Perfonen, deren er fich wie zu biefem Gebrauche 
fo zur Rücklieferung der commobirten Sache in bie Hände bed 
Commodanten oder feines Vertreterd bedient, ganz natürlich und 
wohl in der Ordnung ericheinen. Kalten wir jedoch daran feft, ca 
daß die Haftung für dad Verſchulden britter Perjonen über die — 
eigne culpa in eligendo et inspiciendo hinaus dem Schulöner «= 
ftetd etwas aufbürbet, deſſen Abwendung feinen Kräften gar nicht — 
zuzumuthen tft: jo werben wir fchwerlich jene Annahme theilen.“ 
Allerding?, wenn es fich von jelbft verftände, daß 3. B. der Com⸗ 
mobant infolge feiner Kiberalität pvurch dad Commodat rechtlich 
überhaupt Leinen Schaden tragen follte: — dann dürfte unfre 
Trage gar nicht aufgeworfen werben. Allein, dann müßte ber 
Eommodatar ven Schaden 3. B. auch dann tragen, wenn bie 
commobirte Sache, ohne jein oder feiner Leute Verjchulden, in 
feiner Wohnung mit diefer von einer Feuersbrunſt vernichtet 
würde. Und das verfteht ſich doch gewiß nicht von felbft®®). 


54) Mit diefer Erwägung, meinen wir, erledigt ſich zugleich der Einwand, 
ben Jhering, Zahrb. für die Dogmatik, Bd. IV. Niro. I. ©. 84 f. 
gegen unfre frühere Darftellung der gegenwärtigen Frage erhoben 
bat. Wenn wir nämlich jenen Einwand richtig verftehen, fo gebt er 
dahin, daß der Schulbner, welcher zu einem „Bringen“ verpflichtet 
iR, ſch lecht hin für die culpa ber Perjonen hafte, deren er fich zu 
blefem Bringen bedient; — nun aber ber Gommobatar allerdings zu 
folhem Bringen verpflichtet il. — Allein bie Theorie vom „Bringen, 
Holen, Schicken“ in Hinfiht auf ben Uebergang ber Gefahr bezieht 
fih doch wohl nur auf_obligationes generis. S. Ihering ſelbſt 
a. a. O. Nr. V. ©. 866 ff.. Auch wird dabei für dad Tragen der 
Gefahr an ſich gar nicht unterfchieden, ob der Schade durch Berfchul: 
den oder ohne Verſchulben irgend einer Perſon entftanden ift, fofern 
ihn nur nicht etwa ber Gegner beffen, ber bie Gefahr trägt, verurfacht 
bat. Eben deshalb beſteht infomelt auch bie Gefahr felbit immer nur 
barin, daß berjenige, ben fie trifft, infolge ihrer Verwirklichung einer: 
ſeits feinen Anipruch auf bie Gegenleiftung erheben Tann, anderſeits 
nicht liberirt wird, vielmehr bie urſprünglich geſchuldete Leiſtung noch 
nachzuholen hat. In den Wällen dagegen. die und gegenwärtig an- 
gehen, handelt es fich ſtets um Specied; und es verwanbelt fich des⸗ 
balb, fofern ihr Nutergang oder ihre Beſchädigung den Schulbner nicht 
Tiberirt, feine uriprüngliche Verpflichtung ſtets und nothwendig in bie 
Berpflitung auf das Interefie 
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Wir müflen alfo auch in biefen Fällen einen beſondern Grund 
für die poftulirte Haftung fordern. 

Bel einer vereinbarten Uebernahme der fraglichen Haftung 
findet, wie wir geſehen haben, der Schuldner feine Aſſecuranz⸗ 
prämte in einem Calcul. Jener Calcul würde jeboch keineswe⸗ 
gez in jebem einzelnen ber hierher gehörigen Fälle zutreffend 
fein. Unmöglich darf er deshalb als felbitwerftänbliche Negel 
ohne weiteres juppebitirt werben. Wie oft würde das in biefer 
Haftpflicht übernommene Rifico verhältnigmäßtig ungleich ſchwerer 
wiegen, als der ganze Vorteil, welchen ver Schulbner aus ber 
Liberalität des Gläubigers zieht! 

Müfte freilich der Schuloner dann, wenn er fi einen 
ähnlichen Genuß gegen ein Aequivalent verfchafft, unbebingt für 
feine Gehülfen einftehen: jo würde bie gleiche Haftung bei einem 
unentgeltlichen Genufle nicht mehr als billig fein. Allein e3 wird 
fih unten vielmehr heraußdftellen, daß in jenem falle der Schulb- 
ner nur für culpa in eligendo und, ſoweit möglid), in inspi- 
endo zu haften hat. 

Und fomit glauben wir bie Selbftveritändlichkeit dieſer 
Haftung ſchlechthin in Abrebe ftellen zu dürfen. — 

Ganz ähnlich ift e8 mit den übrigen Fällen der erften Ka⸗ 

tegorie, in denen bie Verpflichtung zwar nicht aus einer Libera⸗ 
lität entipringt, aber dennoch nicht als Aequivalent für eine Vor⸗ 
leiſtung oder eine zukünftige Gegenleiſtung erſcheint. Es iſt frei⸗ 
lich moͤglich, daß z. B. jemand im concreten Falle Veranlaſſung 
genug hat, lieber bie unbedingte Haftung für fein Geſinde u. f. 
w. binfichtlich des ihm anvertrauten Fauftpfanbes zu übernehmen, 
al? auf den Empfang eines jolchen Pfandes gänzlich zu verzich- 
ten 55); oder daß ber Kaufluftige Iteber fchlechthin die Gefahr ber 
Rücklieferung des ihm auf fein Verlangen zur Anficht und Außs 
wahl überjanpten Porzellangeſchirres an ſich kommen läßt, als 


85) 3. B. wenn ber Schuldner Ausländer if, und fein Heimathsland 
bie Rechtshülfe nicht unbedingt gewährt, — wenn er auswandern 
will; — wenn dad Pfanbobject fi in fremben Händen thatſächlich 
nicht verfolgen läßt, 3. B. Pretioſen, der —— aber von zweifel⸗ 
bafter Solvenz ericheint u. |. w. 


| SAL, 
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daß er auf die Bequemfichkeit einer Prüfung dieſes Geſchirres 
in feinem Haufe entfage u. |. w. —: allein, ala generelle Regel 
und daher als muthmaßliche Willenämeinung der erwähnten Per- 
fonen tft das doch ficherlich nicht anzunehmen. 


Fortfegung — Prüfung der Quellenausjprüde. 
§. 12. 


Vergleichen wir damit nun die Ausfprüche der römtjchen 
Suriften in Gruppe IL 

Was zunächft das Commobat anbelangt, fo iſt .20.D. h. 2 
t. (Nr. 7) hierfür wohl zweifellos. Der Commodatar hat einen 
feiner Eclaven beauftragt, das ihm commobirte Silberzeug dem 
Commodanten zurficdzubringen. Bet ber Auswahl diefes Sclaven 
trifft den Commodatar Fein Vorwurf, weder in Beziehung auf 
die Treue des Sclaven (die im concreten Falle freilich nicht in 
Trage kömmt)e), noch in Beziehung auf deſſen Klugheit und 
Vorficht, wie der ihm ertheilte Auftrag folche erhetfcht. Nichte: 
beftomeniger wird dem Sclaven von _Gaunern bad Silberzeug 
abgenommen. Sicherlich ift er dabei nicht ohne Culpa: denn ein 
ſorgſamer Menſch läßt fich nicht betrüigen. Und wenn dem Com⸗ 
modatar perfönlich jener Betrug gelpielt worden wäre, jo würbe 
er daher ohne Trage dem Commodanten haften müſſen. Xroßs 
dem entjcheivet Julian, daß im vorliegenden Falle der Verluſt 
den Commodanten, nicht den Commodatar, treffe. 

Ebenfo unzweibeutig ift die 1. 5. $. 13. D. eod. (Nro. 6). £. 
Jemand entlehnt von einem Andern einen Sclaven mit einer 
Schüffel. Hier, heißt es, bildet die Schüflel einen jelbftändigen 
Gegeuſtand des Commodates, und der Commodatar hat auch in 


56) Vgl. 1. 20 Basil. h. t. 18, 1. ’Ear de dia goncoiuov doulov 
nun Go, Ü'neg Eyonoas uos, Xu ANETNOaYTES @UTO» TAVEs 
kdBocır auıd, 60 Inmiovces. (Sed si per idoneum servum rem, 
quam mihi commodasti, tibi remisero, et quidam illum deeipientes 
sam interceperint, tuum erit detrimentum.) — Schol. Cyrilli ad 
b.L EI dia nıaroü olxirou anoorello ao, 6 Zyoncas mon 
ze) anölntaı, ob zarkyoues. (Si per servum cortum tibi misero, 
quod mihi commodasti, et id perierit, non teneor.) Heoimb. 


‘ 
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Peziehung auf fie für omnis culpa aufzulommen. Daher hafs 
tet er auch dann, wenn der mitcommobirte Sclav bie Urſache zur 
Beihädiaung ober Vernichtung der Echlüffel geworden ift. Näm: 
ih unter der Vorausfekung, daß er, der Commobatar, dabei in 
culpa geweſen tft°7). — Daß biefe Vorauzfegung ergänzt wer: 
den muß, wird befonderd deutlich durch den Schlußſatz der Stelle. 
Hter ift ausdrücklich geſagt, daß der Commobatar, falls jener 
Eclav mit der Echüffel entflohen ift, nur dann hafte, wenn ihn 
rũckſichtlich dieſer Flucht ein Verſchulden trifftes). — Ter Um: 
ftand, daß hier von der Haftung für einen Selaven gerebet wird, 
welcher felbjt mit commobirt worden tft, bleibt für die enbliche 
Entſcheidung gänzlich gleichgültig.‘ Denn diefer Sclav fteht je- 
denfalls innerhalb der Grenzen feiner contractmäßigen Verwen⸗ 
bung unter dem Befehle und der Aufficht des Commodatars, in 
völlig gleicher Weife, wie darunter auch ein gedungener Sclav 
ober ein freier Arbeiter ftchen würde. Und fomit it Ulpians 
Entſcheidung über die engen thatlächlichen Vorausſetzungen ber 





57) Mehr fagt das „periculum ad te (sc. eum, cui lanx commodata 
est) respicere* — nit. ©. Fr. Mommfen, Beitr. 1. 6. 21. 
©. 237 fi. ſ. 3 3.1.19 8.1. D de lib. c. 40, 12. 


58) Die Darſtellung der 1. 5 $. 18 cit. fcheint barauf hinzuweiſen, baß 

bie Beweislaſt für beide Jälle fi verfhicben gefaltet. Hätte ber 
Sclav bie Schü tworfen_obe len Ia dergleichen, 
— fo wird ber Commobatar jeinerfeit3 nachzuweifen haben, daß er 
bei feinen Befehlen an ben Sclaven und bei beflen Beauffihtigung 
bie erforderliche Sorgfalt angewandt babe. 
Schüfjel_entfloden —: fo wirb ber Commodatar feinerfeitö nur biefe 
Thatfache barzuthun haben, unb ber Commobant muß ihm ben 
Mangel einer Sorgfalt nachweifen, welche bie Flucht des Selaven 
fanımt ber Schüffel würbe verhindert haben. Hierbei fömmt naments 
ih auch der Umſtand in Betracht, daß Sclaven ber Regel nad nicht 
befonder8 bewacht wurben. 1. 5 cit. $. 5 und bamit bie Scholia 
Basil. ad h. |. (XIII, 1. 1. 5) Nr. 11 und ad 6. 13 cit. Nr. 29 
sq. Heimb. — Tiefe verfchiebne Beflinnmung ber Beweislaſt ver: 
ändert aber die Beantwortung wufrer Garbinalfrage fo wenig, daß 
biefelbe vielmehr in beiben Fällen nur auf deren Grundlage gebadht 
werben Tann. 





SIR. 
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befprochenen 1. 5. 6. 18. hinaus ganz allgemein auf die Haftung 
fire eine commobirte Sache auszudehnen, ſofern dieſe burch dritte — 
Perſonen beſchädigt, vernichtet, abhanden gebracht worden tft, 


welche mit Wiffen und Willen des Commodatars ſelbſt in Be⸗ 
‚ziehung zu ber commobirten Eache getreten find. 

Nur die 1. 12. $. 1. D. eod. (Nr. 8) könnte hiergegen Bes 
denken erregen. Der Commodant läßt den Commodatar um 
Nücklieferung der commodtrten Sache mahnen. Der Commo⸗ 
batar giebt diefelbe dem mahnenben Boten mit; biefer entflteht 
mit ihr. In ſolchem Falle, fagt nun Ulpian ſchlechtweg, trägt 
der Commodant den Schaden dann, wenn jener Bote von ihm 
beauftragt worden war, die Sache mitzurücdzunehmen, — ber 
Commodatar aber dann, wenn der Bote nur den Auftrag hatte, 
zur Rücklieferung zu mahnen, der Commobatar aljo aus eignem 
Entſchluſſe ihm die Sache anvertraut hat. Bon einer Verſchul⸗ 
dung des Commodatars in Beziehung auf die Auswahl eben des 
Boten tft gar feine Rede; man möchte daher annehmen, bie Haf- 
tung des Commodatars für den Boten fet eine unbedingte. Allen 
diefe Annahme würde nicht nur im Wiberfpruche wie zu der Ent: 
fcheivung Julians in J. 20.D. commod. cit., jo vollends zu 
Ulptanz eignerEntſcheidung in. 5. $. 13. D. eod. eit, ftehen, 
— fondern auch eine Disharmonie in bie 1. 12. $. 1. felbit brin- 
gen. Fall? man nämlich, gemäß diefer Stelle, den Commodatar 
unbedingt dann haften Läßt, wenn er es iſt, der den Boten mit 
ber Nüdflieferung der commodirten Sache beauftragt Hat: fo 
muß man confequenterweife gemäß berjelben Stelle den Schaden 
unbebingt dem Commodanten dann zuerfennen, wenn biejer jet: 
nerſeits den Boten zur Empfangnahme der commobirten Sache 
bevoll mächtigt hat. Nun darf freilich nicht geleugnet werben, 
daß damit bie Megel allerdings getroffen tft. Aber es iſt ohne 


ie 


2, 


Trage Außnahmen von biefer Regel ftattzugeben. Denn der Eom: 


mobatar ift infolge des Umſtandes, daß jener Bote abfeiten bes 
Commodanten auch die Vollmacht zur Empfangnahme der commo- 
dirten Sache erhalten hat, keinesweges jeder eignen Borficht bei 
der Auslieferung der Sache an den Boten überhoben. Nur ber: 
jenigen Vorſicht, welche fih auf die Prüfung der allgemeinen 
Tüchtigkeit und Ehrlichkeit des Boten für den vorliegenden Auf: 
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trag bezieht. Thatſachen dagegen, welche, die Brauchbarkeit bes 
Boten beeinträchtigend, erft nad feiner Abſendung herausgetreten 
find, hat der Commodatar, troß jenem Auftrage, felbitändig zu 
berückſichtigen. Käme 3. B. ver Bote in merkbar trunkenem 
Zuftande beim Commobatar an, ober hätte Iebterer inzwifchen 
erfahren, daß der Bote, von einem Gauner verführt, die commo⸗ 
dirte Sache zu unterichlagen beabfichtige u. |. w. —: fo duͤrfte 
er, salva fide, diefe Sache dem Boten nicht anvertrauen und 
müßte widrigenfalls für beren Beichäpigung und Verluft auf: 
kommen, fofern dergleichen durch die Trunfenheit over die Treu: 
loſigkeit des Boten veranlaßt worden fein follte®), — Während 
e3 aber dort Sache des Commobanten ift, dergleichen beſondere 
Thatverhältnifje zu ermeifen, wenn er vom Commodatar Erfah 
für die Beſchädigung der commobirten Sache erlangen will: muß 
umgelehrt der Commodatar, falls er aus eignem Entichluffe ben 
mahnenden Boten mit der Rüdlieferung der commobirten Sache 
beauftragt bat, ſeinerſeits, um die Erfabpflicht von fi abzumäl- 
zen, nachweiien, daß er alle erforberliche Sorgfalt bei jenem Auf: 
trage angewandt habe. In Ermangelung der fraglichen Beweiſe 
| mb von benjelben abgejehen, trägt aljo dort ber Commobant, Bier 
ber Commodatar den Schaden; und biefe Regeln find es, welche 
Ulpian kurzum aufführt, obne hier wie bort ber Ausnahme zu 
gedenken. L. 12. $. 1. cit. verträgt fich alfo mit unferer Auffaf- 
- fung vollfommen. — 

Auch für diejenigen Verpflichtungen, welche zwar nicht aus 
einer Riberalität entfpringen, aber welche boch nicht ala Aequiva⸗ 
lent für eine Vorleiſtung erjcheinen, noch durch eine Gegenleiftung 
aufgeroogen werben follen, baben wir zwei Entſcheidungen ber 
Duellen. 

Die eine, 1.20. $. 2.D. de praeser. verb. 19, 5 (Nr. 9) 
iſt von Ulpian, bie andre, 1.10. 6. 1 —I1. 12. pr. D. commod. 
18, 6 (Nro. 5), wenigſtens in ihrer größern Hälfte von demiel- 
ben Juriſten und nur in einem cingefchobenen Stüdchen von 
Paullus Es Lift ſich demnach nicht wohl eine Discrepanz 
zwiſchen beiden Entſcheidungen annehmen. 


59) Arg. I. 88 pr. D. de solutt. 46, 8. 
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Die lehtere Entſcheidung iſt völlig unzwelbeutig. Es wird in 
ihr unterſchieden ver Fall, wo jemand, um eine Sachetariren zu laſſen, 
biefelbe einem Schaͤtzer ũbergiebt; und der Fall, wo jemand eine 
Sache zur Befichkigung einem Andern fibergiebt, der entweder aus⸗ 
ſchließlich oder neben Jenem Interefie an diefer Beflchtigung 
hat 9), 3. B. nach der ihm übergebenen Sache eine andre Sache 
Anfertigen oder einrichten, ober aber einen Entſchluß wegen des 
Ankaufs der fraglichen Sache faffen will u. f.w. - Der erft- 
angeführte Fall würde als Mandat behandelt worben fein, wenn 
nicht die verſprochene Leiſtung deſſen, cui res ad inspiciendum 
data est, eine folche freie geiftige Thätigfeit vorausſetzte, welche 
die Römer als Inhalt einer civilis obligatio unzuläffig erach⸗ 
teten. Es tritt deshalb bie ftrenge Haftung de Mandatars für 
omnis culpa bier nicht einmal hinfichtlich der Ihm anvertrauten 
Sache ein. Vielmehr haftet er auch in Aufbewahrung und Rüde 
Heferung berjelben nur für dolus (und lata culpa). Im zwei: 
ten Falle dagegen, d. 5. alfo da, wo bie Sache inspectoris 
caussa data est, haftet Tetterer fiir omnis culpa. Namentlich 
wird dieſe Haftung befprochen in Beziehung auf die Ruͤckſendung 
der Sache. Zunächſt wird hier, gerabe wie in 1. 12. $. 1. cit. 
commod. 13, 6 unterfchteben, ob der Gläubiger oder der Schuld: 
ner die Perſon des Weberbringerd ausgefucht habe. Während es 
aber in 1. 12.8.1. heißt: res perit huic vel illi, — wirb bier 
gejagt: periculum hujus est — und: culpam (vel dolum) prae- 
stabit ille. Und dies culpam praestare wird in ber, aus 
Paullus eingefchalteten, 1. 11 eod. dahin erflärt, daß berje- 
nige, cui sui Caussa res ad inspiciendum data est, verpflich- 
tet jet, tam idoneum hominem au&zumählen, ut recte id per- 
ferri possit. Es kömmt darnach alfo nicht ſowohl auf das 
Ergebniß: ut recte perferatur — an, ald vielmehr darauf, 
daß vonfeiten des Schuldners alle mögliche Sorgfalt angewandt 
worben fei, ein ſolches Ergebnif herbeizuführen, — m. a. W.: 
der Schulpner hat nur für culpa in eligendo einzufiehen. — 
Diefe Auffafiung ver 1. 11 wird durch die Baſiliken (18, 1 


60) Bgl. 1. 17 8. 21. £. D. de praescr. verb. 19, 5. (Ulp. lib. 28 
ad ediet.) |. oben Rote 10. 


NR 
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l. 11) und namentlich durch ein Scholton des Stephan? ad 
h. 1. unterftüßt. Jene geben unfre I. 11. fo wieber: 

Ogelleı yap di Errıendelov avro rämpes. (Debet enim 
per idoneum hominem eam [rem sc. ad inspiciendum de- 
tam] remittere. — Heimb.). 

Und Stephanus bemerft: 

’Exejv rüg alröv, cs Oyellovsa zad novoswdiev En 
TB noaynarı, navv Errizmdsiosarov 7006 NV ijç NETRRO 
mög Errildkacdaı dıaxoviav. (Nam quum custodiam 
quoque in re praestet, hominem maxime idoneum ad 
rei trensferendae ministerium eligere debebat. — 
Heimb.) 

Daß darin zugleich eine ausdrückliche Beftätigung unfrer 
Interpretation ber 1. 12. $. 1. cit, Liegt, braucht wohl faum be- 
merkt zu werben, 

Diel. 20. 6.2.D. de praescer. verb. 19, 5 hat folgenden 
Inhalt. Jemand Hat .fich von einem Goldſchmiede Silberzeug 
ſchicken laſſen, um davon kaufweiſe zu behalten, was ihm etwa 
gefallen ſollte. Er ſchickt darauf, was ihm nicht gefallen hat, 
durch einen feiner Eclaven zurüc, Sofern babei nun von jenem 
Silberzeug etwas befchädigt wird oder abhanden kömmt, * 
der Kaufluſtige frei von dolus und culpa geweſen iſt: trifft, 
nach Ulpians Meinung, der Schade den Goldſchmied. Soweit 
bat dieſe Entſcheidung durchaus nicht? Schwieriges oder Bedenk⸗ 
liches. Sie ſteht mit allen bisher eroͤrterten Quellenausſprüchen 
Im Hariten, ungefuchteften Einflange. — Der weitere Berlauf 


Aunſrer Etelle dagegen bietet einen zweifachen Anſtoß. 


Zunächſt in ten Worten: quia ejus quoque caussa sit 
missum. — Tieje Worte laffen fich in dem Zuſammenhange, 
in welchem fie gegenwärtig ericheinen, fchlechterbing? nur auf den 
vascularius bezichen. So aber würden fle einmal mit faft uns 
vermeidlicher Nöthigung argumento a contrario zu der Schluß: 
folgerung leiten, daß in jevem Falle, wo ber Verpflichtung zur 
Rückſendung einer fpeciellen Sache eine reine Xiberalität, 3. B. 
ein Commodat, zu Grunde liegt, der Schuldner für den Boten, 
welchen er ganz erlaubtermaßen mit dem Zurückbringen ber Sache 
beauftragt, unbedingt einzuftehen habe. Dies aber würke ben 


74 
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vorhin erörterten Ausſprüchen, namentlich auch denjenigen Ul⸗ 
pians felbft, geradezu wieberiprechen. — Sodann aber, und da? 
bürfte für fich allein entſcheidend fein, tft ſchlechterdings nicht ab- 
zufehen, wie jene Worte: quis ejus quoque caussa Sit mis- 
sum — felbft nur die Anbeutung eines Scheingrunbes dafür zu 
enthalten vermöchten, daß in unferm Falle vascularii esse de- 
trimentum®), — Wir meinen demnach, daß die fraglichen. 
Worte in der That gar nicht dem Ulpian angehören, ſondern 
nicht? weiter find, als ein Gloſſem zu den Worten: et culpa 
tus, das irrthümlich und obendrein an verkehrter Stelle in den_ 
Gontert aufgenommen worden tft. Allerdings müflen wir ein= 
räumen, daß ung feine Handſchrift und keine Ausgabe der Ban: 
dekten befannt ift, welche dieſe unſre Bermuthung unterftüge a) ; 


61) Man müßte denn im Stande fein, folgender Deduction beizuftimmen: 
‚Nach dem burchftehend im Römiſchen Hecht befolgten Princip, nach 
welchem ber Schuldner, wenn bie Obligation, aus welcher er ver: 
pflichtet wurde, in feinem Intereſſe eingegangen if, bei bem Gläu⸗ 
diger, wenn in Intereſſe des Gläubigers, bei fich zahlen müſſe, würbe 
ber Schuldner aus jenem Snnominatlontraft, ber im beiberjeitigen 
Snterefje war. zwiichen zwei Zahlungsorten die Wahl haben. Er 
fönnte entweber bei fich zahlen, d. 5. abwarten, bis der Geber feine 
Sache wieder abholte, oder bei dieſem, fallö er es vorzieht, ohne hier- 
durch fi einer unbefugten wiberrechtlichen Handlung jchuldig zu 
machen. Auf diefe Befugniß bes Empfängers fpielt Ulpian mit ben 
Worten an: quia ejns quoque causa sit missum, ein Beiſatz, durch 
welchen motivirt werden ſoll, weshalb ber Empfänger nur dolus 
und culpa, niht auch den casus präftire, wenn die Sache auf bem 
Wege zum Gläubiger bin Schaden leidet. Weil der Vertrag auch 
im Intereſſe des Gläubigers eingegangen, fo war das Mittel auch 
ejus quoque causa und fogleid an fi nit obligationswibrig. 
Wäre das mittere das Iektere gewelen, fo würbe ber Empfänger 
ſchon durch die bloße Handlung des mittere in culpa geweien fein 
und bätte folglih auch bie Gefahr des rein zufälligen Unterganged 
tragen müſſen.“ Burchardi, über die Berantwortliäteit des Schulb- 
ner8 für feine Gehülfen. S. 101. 


Auch die Brencman n'ſchen Papiere auf ber Biefigen föniglichen 
Bibliothek geben keine Anbetung bafür. 


61a 


⸗ 


\ 
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und die Bafiliten ſetzen jene faljche Einſchaltung ſchon voraus *2). 
Nichtödeftoweniger halten wir unfre Hypotheſe für durchaus nicht 
gewagt. Irgend ein byzantiniſcher Rechtslehrer machte aus 1. 10 
$. 1 i f. Dcommod. 13, 6 und L 17 $. 2 i. f. D de praeser. 
verb. 19, 5°2) das erwähnte Slofiem: jo tft es in die Hand⸗ 
Schriften der Pandekien gefommen und aus ihnen in die Bafiliten 
übergegangen. 

Der zweite Anftoß Tiegt in dem Satze: Cerle culpam 
eorum, quibus custodiendum perferendumve dederis, prae- 
stare te oportere, Labeo ait. 

Man ift verfucht, dieſen Sab zu überfeken: 

„Ausgemacht fei es übrigens, jagt Labeo, daß der Kauf: 
Iuftige auch für das Verſchulden verjenigen Perſonen einzuſtehen 
habe, denen er das Silberzeug aufzubewahren oder zurüdgzubrin- 
gen gegeben bat.” 

Und damit wäre denn freilich ein, wie uns fcheint, unlds- 
licher Widerſpruch in Ulpians Enticheidung gebracht. — Allein 
certe bezeichnet niemals einen erweiternden Gegenſatz, wie ibm 
dieſe Meberjeßung beilegen muß. Umgekehrt vielmehr brüdt certe 
wie bei den lateinifchen Claſſikern jo auch bei den claffiichen Ju⸗ 
riften jehr Häufig eine reftringivende Beſtätigung aus). In 


62) (XX, 4 1. 20 8. 2.) ’Ea» Bovlovusvou Sou Cxeüos dyopdsas, 
6 Teyrims Ayayur bacy napa Col, xal inapes9eis niupge 
auro dia dovlov Cov, xai anolnras üveu dolov Gou xai dus 
Mlas, 5 reyvirms Inwoüra. xal aöroö yap yaoıy Iniup- 
9n pp. (Si quum vas emere velles, artifex id ad te detulerit 
et apud te reliquerit, et quum tibi displicuisset, id per servum 
tuum miseris, et sine dolo et culpa tua perierit, damnum arti- 
ficis est: nam ejus quoque caussa missum est. — Heimb.) 

63) S. oben Rote 10. 

64) 3. 8. bei Ulpian felbft: I. 1 $. 12 D. de off. praef. urb. 1, 12. 
1.68. 12.1. 8 pr.D. deN.G.8, 5. 1.13 6. 14 D. de H. 
P. 5,8. 1.5 pr. D. ad exhib. 10, 4. 1. 11 $. 8 D. de inst. act. 
14, 8. 1.18. 2 D. ad Sc. Maced. 14, 6. 1.9 $. 5 D. de pec. 
15, 1. 1. 4 & 2 D. de per. et comm. 18, 6. 1.119.68$.8 
D. quod vi aut clam. 48, 24. 1. 6 pr. D. de prec. 43, 26. 1. 39 
D. de furt. 47, 2; — bei andern Juriſten: Eeljus: L 6 $. 1 
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umjrer Stelle läßt es fich vieleicht am geeigneiften wiebevgeben: 
„Uebrigens veriteht es fich foweit von felbft, daß —“ u. ſ. wm. — — 

ad Ergebuiß der bisher geführten Unterfuchungen ift 
alſo dieied. 

In denjenigen Obligationen, weldye, wie bie Verpflichtung 
de3 Depoſitars, des Mandatars, Kiberalitäten find; ober welche, 
wie die Verpflichtung de negotiorum gestor, des Vormundes, 
des curator bonorum, auf einem Quaſicontracte beruhen, — 
haftet felbftverftändlich ber urfprüngliche Schulbner für dad Ver: 
ſchulden dritter Perfonen, welche er befugtermeife zur Erfüllung 
der ihm obliegenben Verbindlichkeit zugezogen bat, nur ſoweit, 
al? ihn bei der Auswahl oder bei der Beauffichtigumg biejer Pers 
fonen eine eigne Verfchuldung innerhalb des Umfanges trifft, 
innerhalb deſſen er im einzelnen alle für Verſchuldung aufzu⸗ 
fommen bat. 

Das Gleiche gilt auch bei denjenigen Obligationen, welche 
die natürliche Folge einer genofjenen Liberalität bilden, ober 
welche, ohne felbft Kiberalitäten zu fein, wenigſtens nicht als Ae⸗ 
quivalent einer empfangenen Worleiftung oder einer zufünftigen 
Gegenleiſtung erſcheinen. 


Fortſetzung. — Recht des Gläubigers auf Ceſſion 
derKlagendes Schuldnersgegen bie Gehülfen. — In— 
halt der diligentia in eligendo 'et inspiciendo 
praestanda. 
§. 13. 


Zweierlei bleibt uns hierzu annoch zu bemerken. 
Erſtens liegt in den Allen, in welchen danach der urſprüng⸗ 
liche Schuldner eine Befchädigung aus eignen Mitteln zu erießen 


med. D. quemadm. serv. 8,6; Pomponiuß: 1. 27.1298. 1 
D. de erict. 21, 2; Gajus: 11, 78, 11,29. 1.9 D. de relig. 
11, 7. 1258 2 D. loc. 19, 2. 1. 8 med. D. de ann. leg. 38, 
1.178.412 D. de A.R. D. 41, 1; Bapinianud: l. 8 $ 1 
D. de usur. 22, 1; Baullus: 1. 14, 1.17 $. 8 D. de inst. act, 
14, 8.1.54 pr.i.f.D.de A. E et V. 19, 1. 1. 10 D. de fundo 
dot. 28, 5. 1. 88 pr. D. de damn. inf. 89, 2 u. |. w. 
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nicht verpflichtet tft, ihm die Verpflichtung ob, dem Gläubiger 
biejenigen Klagen zu cebiren, welche ihm felbft gegen bie britten 
Urheber jener Beichäbigung zuftehen®). Habebit actionem, 
beißt es in 1. 8$. 3 D mand. 17, 1, quis et ipse tenetur: 
„tenetur autem, quia agere potest. Die zuftändige Klage ift 

bie Klage aus demjenigen Eontracte, vermöge deſſen ber urſprüng⸗ 
lihe Schuldner den Urheber der Beſchädigung als Gehülfen bei 
ber Erfüllung feiner Verbindlichkeit zugezogen bat, — alfo nad 
den Umftänden die actio mandati, conducli (rei, operarum), 
locati (operis), praescriptis verbis, depositi Die Höhe 
aber der Entichädigungsfumme wird beftimmt nad) dem inter» 
eſſe des urjprünglichen Gläubigers, der, neben biefer cedirten 
Klage, natürlich auch eine directe Delictöflage, namentlich bie 
actio legis Aquilise, gegen den Schabenftifter bet, jofern in 
concreto deren Boraußjeßungen vorliegen. — Iſt ber Gehälfe 
Hes uriprünglichen Schuldners ein Sclav, jo wird von einer 
Klagenceifion nur unter der Vorausſetzung die Nebe fein können, 
daß diefer Eclav zur Erfüllung der fraglichen Verbindlichkeit zu⸗ 
gezogen tft kraft eines Verhältniffes, welches einen Dritten ala 
Eigenthümer, juriſtiſchen ober natürlichen Befiber des Sclaven 
dem urjprünglichen Schulbner obligirt, fei es direct, ſei es uti- 
liter, aljo etwa mit einer actio quod'jussu, institoria, de pe- 
culio, tributoria.. — Ex noxali caussa dagegen hat ber do- 
minus oder der bonae fidei possessor des Sclaven denſelben 
gegenüber dem urjprünglichen Gläubiger direct zu vertreten. — 
Iſt der Gehülfe Hauskind des urfprünglichen Schuldnerd, jo muß 


Jr Letzterer, fofern man im heutigen Rechte die Ceſſion von natu- 


rales obligationes zuläßt, feinen klagloſen Anfpruch gegen das 
Hauskind auf den Gläubiger übertragen. Jedenfalls wird man, 
wenn das Hauskind in dem fraglichen Gefchäfte gegen Lohn Ge- 
hülfe feines Gewalthabers geweſen ift, dieſen gerichtlich dazu 
zwingen können, den vom Hauskinde angerichteten Schaden ſoweit 
zu erfegen, als er felbft fich durch Abzüge am Lohne des Haus: 


65) 1. 16 .D. dep. 16, 8.1.21 8.8D.deN.G.8,5.1.89$9.8D. 
mand. 17, 1. (Gruppe IL Rio. 1—8.) 
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kindes dadurch zu decken im Stande tft. — Sollte endlich ber_ 
urfprünglide Schuldner ſchon, bevor der Gläubiger ihn in Ans 
fpru nimmt, feinerjeit?, gerichtlich oder außergerichtlich, ganz 
ober theilweiſe, den Erfah des angerichteten Schabend von feinem 
Sehürlfen erlangt haben: ſo hat erſelbſtverſtaͤndlich diefe Entſchaͤdigung 
feinem Gläubiger herauszugeben. Eben deshalb aber, weiler ſchon vor 
feiner eignen Belangung den jchadenftiftenden Gehülfen zu belan⸗ 
gen rechtlich im Stande iſt, haftet er suo nomine ſoweit, als 
er defjen Erfagleiftung ganz ober theilweije durch fein obligations- 
widriged Verjchulden vereitelt hat, — alfo 3. B. wenn er bie 
Magd oder den Knecht, welche oder welcher die commobirte Sache 
beim Zurücktragen befchädigt ober vernichtet hat, ohne Weiteres 
bat in die Fremde ziehen laſſen. — 

Zweitens ſcheint es nicht — ———————— 
darauf aufmerkſam zu n at al 
diligentia, welche der urfprünglige — hinſichtlich der 
von ihm — dritten —— aufzuwenden nu ben 

d all 2 aus oe 





Auswahl * 7 bald auch 2 eine ea Beauf: 
fihtigung, hald wenigiteng 3 auf ein gelegentliche Einjchreiten. 
Sieht 3. B. ber erfte Tepofitar das Depofitum aus dem Grunde 
weiter, weil er feinen Wohnort verändern will, jo wird man in 
ber hier fraglichen Hinficht ein Mehreres von ihm nicht begehren, 
als daß er zu feinem Subjftituten einen Menfchen augwähle, dem 
er allenfall3 auch feine eignen, mit ber bei ihm deponirten Sache 
biefür gleichftehenden, Sachen anvertraut haben würde. Bleibt 
er aber in bemjelben Orte wohnen, in welchem der Subbepofitar 
wohnt: jo ift feine Pflicht damit nicht ein für allemal abgethan. 
Finge der Subbepofitar etwa an, notorisch fein Vermögen zu vers 
Schleudern, Hazard zu fpielen und dergl., jo würde in ſolchem 
Falle der erfte Depofitar salva fide unmöglich die ihm zunächſt 
anvertrauten Werthpapiere oder Juwelen in des Subbepofitard 
Händen laſſen dürfen. Ebenfo müßte derjenige, welcher das bei 
ihm eingeftellte Pferd eines abwejenben Freundes in einem andern 
Stalle untergebracht hat, dasſelbe aus dieſem Stalle entfernen, 


jobald er Kenntniß davon erhält, daß bort der = en 
Beliſchriſt für Handelöreht. Bd. VIL. 
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iſt u. ſ. w. — Der Commodatar, der ein geliehenes Buch, einen 
geliehenen Weberzieher — durch feine Magb dem Commo⸗ 
danten zurlicfjendet, braucht natürlich diefe Magd aufihrem Wege 
nicht zu bemiffichtigen. Wer es dagegen übernommen bat, wäh- 
renb der Abweſenheit eines guten Freundes deſſen Haus und 
Garten im Etande zu erhalten, der entledigt fich feiner Verbind- 
Tichleit nicht fehon damit, daß er den Dienftboten, QTagelöhnern, 
Handwerkern, deren er dazu bebarf, ihre einzelnen Arbeiten an⸗ 
weifet: er hat eine wiederholte Controle über fie zu üben. 

Auch die Punkte, worauf fich die diligentia in eligendo 
richten muß, find in verfchiedenen Fällen verſchieden. Zumweilen 
genügt völlig eine einigermaßen begründete Weberzeugung von 
ber Ehrlichkeit, ver Nüchternheit und der allergemöhnlichiten Ge⸗ 
jettheit der ausgewählten Perjon, — 3. B. da, wo es fih um 
das einfache Ueberbringen eines geliehenen Buches, Rockes und 
vergl. handelt. Der weiter deponirende Depofitar hat ferner bar: 
auf zu ſehen, daß fein Eubbepofitar ein forgjamer Hauswirth 
ift, der das Ceinige gut bewahrt. Bald muß der Schuldner fich 
obenbrein von einer gewifjen technifchen Fertigkeit und Tüchtigfeit 
der dritten Perjonen überzeugen, — 3. B. jener Mann, der bie 
Sorge für Haus und Garten eined abwefenden Freundes über: 
nommen hat, fofern er zur Beſtellung des Gartens einen Gärtner 
dinge. Mitunter wird ein worfichtiger Menſch fogar auf die Zah: 
Iungafähigfeit desjenigen feben, ‚welchen er zur Erfüllung feiner 
Verbindlichkeit heranzieht, — 3. B. der Manbant, welcher eine 
verwidelte und werthvolle Gefchäftöbejorgung weiter mandirt u. 
ſ. w. — 63 koͤmmt bier eben darauf hinaus, daß der Schuloner 
gemäß ber bona fides alles dad zu thun hat, was man von 
einem vechtjchaffenen und verftändigen Manne in feiner gejelfchaftlis 
hen Stellung im concreten Rechtöverhältnifie erwarten darf und muß. 


2. Zweite Kategorie. 
S. 14. 


f Aus der zweiten Kategorte gehören hierher nur bie Fälle 
der Pacht oder Miethe und ähnlicher Rechtsverhältniſſe, ſofern 
der urfprüngliche Schuldner nad) contractmäßiger Nutzung des 


/ Obligationgobjecte® bei deſſen Reftitution erlaubterweije ‚dritte 


» 2. Beh, 
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Perjonen zuzieht. Sofern dagegen 3. B. der Verkäufer eines 
Haufe, Pferdes u. |. w., welcher dad Kaufobject erft nach bes 
ſtimmier Friſt zu trabiren, alfo inzwijchen daran noch Die Nutzungs⸗ 
befugniß hat, fich zu jener Tradition einer dritten Perſon bes 
dient, — fällt er der dritten Kategorie anheim. Denn er- ift zur 
Tradition nicht ſowohl deshalb verpflichtet, weil er das Kaufob⸗ 
ject einftweilen noch hat nußen dürfen, jonbern weil er basfelbe 
verkauft hat; und das Nequivalent, welches er im Kaufpreife für 
feine Waare erhält, bezieht fich auch auf die Mühmaltung, welche 
ihm etwa bei deren Tradition obliegt. 


Mebrigend bedarf es wohl kaum ber ee daß v 
einiger Bedeutung hier überhaupt nur bie N b 
Sachen werden kann; die Pflicht zur Rück dſtücken, 


getrennt von der Befugniß, dieſelben bis * contractmaͤßigen 
Zeit der Rüdgabe zu benutzen, wird kaum je in Frage ſtehen. 

Augiprüce der Quellen hinſichtlich jener Reftitution * 
Pacht: und Miethobjecten durch dritte Perſonen find und nicht// 
befannt; wir find daher gänzlich auf Raiſonnement verwiejen. — 
Nun wollen wir von vornherein die Möglichkeit einräumen, da 
Sich in gewiſſen Claſſen unfrer Fälle ein ſpecielles, vielleicht fo: 
gar ein allgemeines, Gewohnheitsrecht gebildet habe oder noch 
bilden werde, deingemäß 3. B. der Rächter bejtimmter Arten von 
Gegenftänden unbebingt auch für das Verfchulden derjenigen Pers 
fonen einftche, welchen er, nach contractmäßigem Gebrauche dieſer 
GSegenftände, deren Rücklieferung anvertrauet. Es kann hierbei 
namentlich der Umftand in Betracht kommen, daß jene Pacht: 
oder Mietbnugung für einen gewiſſen gewerblichen Betrieb er: 
forderlich ift, deflen Ertrag dem Pächter oder Miether für das 
Riſico der fraglichen, dem Verpächter oder Vermiether gegenüber 
übernommenen, Haftung reichliche Entſchädigung biete. — Mehr 
jedoch als die Möglichkeit eines folchen Gewohnheitsrechtes ift 
ſchlechterdings nicht anzuerkennen. 

Weshalb aber eine Bürgerfrau, welche ſich aus einer Leib: 
bibliothek einen Roman entninmt, unbedingt für ihre Magb ein- 
ftehen ſoll, der fie den Umtaufch des Buches gegen ein anbres 
aufgetragen hat, — oder ein Stubiofuß, welcher von einem Hand: 
ſchuhmacher zu einem Commerſe wajchleverne Stulphandſchuhe 

18 ® 
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mietbet, unbebingt für den GStiefelpußer, durch welchen er bie 
jelben zurückſchickt: — dafür fehen wir durchaus feine praktiſche 
Nöthigung. Im Gegentheil: würde eine foldhe Haftung verlangt, 
jo würde nicht nur auf der einen Seite der Miethpreis eo ipso 
gebrüdt werben, ſondern es würde auch auf der andern Seite, 
foweit mit ver Haftung thatjächlich überhaupt ein Rifico verbun⸗ 
den fein kann, — und nur fomweit hätte doch diefelbe Bebeutung! 
— jene Bürgerfran den Roman und diefer Stubiofe die Hand 
ſchuhe, wo irgend thunlich, felbjt zurückbringen; und das praftt- 
fche Ergebniß der Forderung einer folchen ftrengen Haftpflicht 
des Schuldners würde einfach Nachtheil te Gläubigerö vermöge 
herabgeſetzter Mietbpretje fein. 

In andern Fällen würde freilich troß ſolcher Haftung ber 
Sculoner zur Nüclieferung der gemietheten Gcgenftände dritter 
Perfonen fich bedienen, 3. B. derjenige, welcher von einem Thea- 
terfchneider einen Maskenanzug, oder welcher aus einem Möbel: 
magazin Möbeln gemiethet hat. Allein auch in biefen Fällen 
müßte mit der ftrengern Haftung nothwendig eine verhältniß- 
mäßige Minderung der Miethpreife eintreten. Anberfeitö würde 
e8 bei der Koftbarkeit ber Gegenſtände dem Intereſſe des Ber: 
miethers ebenfall3 wiberftreiten, wenn ber Miether ohne weitere 
Haftung al3 für culpa in eligendo und allenfall3 in inspici- 
endo den Rüdtransport der gemietheten Suchen britten Perjos 
nen auftrüge, deren Zahlungzfähigfeit” regelmäßig nur gering 
fein kann. Deshalb wird es hier der Vermiether im allgemeinen 
ſicherlich vorziehen, die Sachen, nach gewährten Gebrauche, durch 
feine Leute abholen zu laſſen: — ein Ausweg, der in ber Regel 
um fo bequemer erjcheint, weil der Vermiether derartiger Gegen 
fände meiſtens ohnehin Leute zur Hand hat, welche zu foldhen 
Bejorgungen taugen, wogegen es dem Miether nicht jelten Weit- 
läufigfeiten verurjachen würde, dazu geeignete Perſonen zu bin- 
gen. Die Mühwaltung aber, welche der VBermiether damit außer 
dem wejentlichen heile feiner Leiftung auf ſich nimmt, Tann er 
fi) leicht durch einen Heinen Zuſchlag zu dem Miethpreije be⸗ 
zahlt machen. 

Mithin werben wir auch für die zweite Kategorie jene un⸗ 
bedingte Haftpflicht des urfprüngliden Schuldners für feine Ge: 
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hülfen bei Erfüllung feiner Verbindlichkeit als gemeine, ſelbſt⸗ 
verftänbliche Negel leugnen müſſen. Es fügt aber dieſes unfer 


Raifonnement in Betreff der titulo oneroso_ermorbnen Befug⸗ 


niß, cine fremde Sache zu gebrauchen, unfrer frühern Debuction 
hinſichtlich der Haftpflicht ded Commodatars für die Perjonen, 
benen er bie Nüdlieferung ber ihm commobirten Sache anvertrauet, 
den Schlußſtein eine‘). Und fo dürfen wir umgelchrt für bie 
Nichtigkeit dieſes Raiſonnements uns berufen auf bie Quellen: 
zengnifje, welche jene Haftpflicht erörtern. 


Dritte Kategorie. 
6. 15. 


Wir gelangen nunmehr zu der dritten Kategorie. — Wie 
bei ber_willfürlihen Uebernahme der unbebingten Haftung für 
bie Gehülfen wird bier auch bei_einer_felbftverftändlichen Ver: 
pflihtung dazu derjenige Betrag der Gegenleiftung, welcher abge: 
jehen von der fraglichen Haftung genfigen würde, kraft der nun⸗ 
mehr erforderlichen Affecuranzprämie einfach erhöhet werben, ohne 
daß fich diefe Prämie in der jomit außbebungenen Geſammtlei⸗ 
tung äußerlich von dem erftern Betrage unterjchiebe. 

ALS jelbftverftändfih aber muß ex aequo et bono bie 
geſchilderte Regulirung der Gefahr angenommen werben, jofern 
biefelbe durchichnittlich entweber beiden Parteien ober wenigſtens 
ber einen Partei vortheilhaft ift, während fie die andere Partei 
nicht verletzt. 

Verlegen zunächſt Tann, eine richtige Berechnung ber Affe: 
curanzprämte vorausgeſetzt, jene Negulirung den urfprünglichen 
Schuldner offenbar nicht. Es wird daher alle darauf hinaus 
fommen, ob fie dem Gläubiger Vortheil biete, 

Ließe es fich denken, baß die fragliche Gefahr für den Glaͤu⸗ 
biger größer jein könnte, al3 für den Schulbner: jo wäre bamit 
unjre Frage aufs Echlagenbfte erledigt. Denn alsdann würde 
der Gläubiger, welcher die Gefahr dem Schuldner überweifet, 
bei vollftändiger Dedung bes Letztern, die Differenz der beiden 


66) ©. oben $. 11. ©. 282. 
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Gefahrwerthe Tucriren. — Alfein wir fehen nicht, wie hier über: 
haupt eine Differenz herausgerechnet werben kann. Vielmehr ift 
die Größe der fraglichen Gefahr, abftract betrachtet, für beibe 
Theile völlig gleih. Da nämlich die Gefahr eben nur in dem⸗ 
jenigen Verſchulden ver Gehülfen beruht, welches auch durch bie 
äußerte Sorgfalt und Borficht des urfprünglichen Schuldners 
nicht zu verhüten tft —: jo muß, wenigſtens für bie abftracte 
Betrachtung, davon ganz und gar abgefeben werden, daß ber 
Schuldner bei eigner Gefahr erfahrungsmäßig eine höhere Sorg⸗ 
falt und Vorficht anmwenbe, als wenn der Gläubiger die Gefahr 
trage. Dies gilt namentlich auch Hinfichtlich der Sorgfalt beim 
Vertrauen auf Zeugnifje für die Gchülfen, — deren äußerſtes 
Maß obendrein fchon ohne jene Gefahr meiſtens der directe Vor- 
theil bes Schuldners erheifchen wird. — Inſofern würde es alfo 
im Durchſchnitt ganz gleichgültig fein, ob der Gläubiger oder ber 
Schuldner die Gefahr der Gchülfen trage. 

Praktiſch freilich würde ſchon in biefer Beziehung ber Me⸗ 
chanismus des Rechtes bisweilen eine Abweichung bewirken. 

Wir dürfen nicht vergeflen, daß bie Gefahr nicht eigentlich 
in dem Verſchulden der Gehülfen ala ſolchem liegt, ſondern in 
der Möglichkeit eined wirkſamen Regreſſes gegen dieſelben. — 
Zum Zwecke des Regreſſes würde der Gläubiger mitunter Klagen 
aus eignem Ütechte haben, namentlich Eigenthums⸗ und Befiks 
Klagen, fowie gewiſſe Delictsklagen, insbeſondre die actio legis 
Aquilise und die Klagen ex furto. Jedenfalls würde er ver 
langen können, daß ihm der Schuloner feine Contractöflagen 
gegen die Gehülfen cedire. — Umgekehrt würde der Schuldner 
jeinen Regreß gegen die Gehülfen aus eignem echte mit jenen 
Eontractöflagen 66a), mitunter auch mit Delict3flagen, nament- 
lich mit einer actio ex furto®b), nehmen; und außerdem hätte 


663) Denkbar if es auch, bag bad Verbältnig der Behülfen zum urſprüng⸗ 
lichen Schuldner ein Quaficontract if, namentlich negotiorum gestio. 
66b) Die römifche actio_furki erifirt freilich Heute nicht mehr: ihre Stelle 
nimmt aber ba, wo fonft eine außreichenbe Klage überhaupt fehlen 


würde, eine reine Gchabenserfatflage ein. Sofern ber Gehülfe ſelbſt 
ba8 furtum begangen bat, wirb dieſe letztere Klage freilich nicht ſtatt⸗ 
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ihm der Gläubiger, fofern derfelbe fih von ihm birect entſchädi⸗ 
gen läßt, dafür feine Klagen abzutreten 67), 

Indeſſen find die erwähnten Nechtömittel keinesweges alle 
gleich zweckmaͤßig. Zuvörderſt nämlich iſt der urſprüngliche Schuld: 
ner manchmal im Stande, den thatfächlichen Erfolg feiner Klagen, 
mehr oder minder durch Präventiomaßregeln zu ſichern, welche dem 
Gläubiger für feine eignen Rechtsmittel entweder gar nicht, oder 
doch nicht in gleichem Maße zu Gebote ftehen, — 3. B. durch 
Lohnabzüge, bei bedeutenderm Betriche auch wohl durch Cautionen 
burch Verhinderung der Gehülfen am Auswandern. Und wäh: 
rend ber rechtliche Erfolg der Contractäflagen heutzutage ſtets 
mindeſtens ebenſo weit geht, als der Erfolg eines jeden der mit 
ihnen concurrirenden NRechtämittel, ift ſodann die Beweislaſt bei 
jenen für den Kläger ungleich günftiger, als bei den letztern. 

Aus diefen Gründen wird der Gläubiger, ſofern ihm die 
Gefahr der Gehülfen zufällt, zu jeiner Erholung vorzugsweife 
auf die Contractsklagen des Schuldners greifen. — Nun bat ber 
urjprängliche Schuldner kraft feiner Verpflichtung zu deren Eeflion 
auch dafür einzuftchen, daß er ihren thatjächlichen Erfolg nicht 
durch vertragswiorige Eulpa vereitelt habe; manchmal wird er 
ex aequo et bono verpflichtet fein, feinerjeit3 jene Klagen an⸗ 
zuftellen und durchzuführen und demnächſt dasjenige, was er ins 
folge davon erlangt hat, dem Gläubiger herauszugeben); — 
vielleicht würde es jchon als culpa in eligendo gelten, wenn 
ber Schuldner es verfäumt hätte, fich da, wo dies füglich ges 
ſchehen Eonnte, eine Caution von den Gehülfen geben zu lafien. 

Und barin liegt in abstracto allerdingd eine genaue Be⸗ 
ftätigung dafür, daß die fragliche Gefahr für Gläubiger und 
Schuldner gleich groß fei. 

Anderſeits läßt es ſich jedoch nicht verkennen, daß der Glaͤu⸗ 


finden, weil Bier bie condictio furtiva ausreicht, welche nöthigenfalls 
ber Gläubiger dem Schuldner cediren muß. Wohl aber Lönnte fie 
ba praftifh werden, wo das furtum nur ope consiliove bed Gchülfen 
audgeübt, und der fur felbft infolvent oder nicht zu belangen ift. 

67) Fr. Mommſen, Erört. Heft L ©. 89 f. 

68) arg. 1. 8 $. 8. D. mand. 17, 1. 1. 28. D. de N. @. 8, 5. ©. oben 
©. 208 f. vgl. ©. 263. 
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biger, fofern er auf die RechtSmittel des Schuldners gewieſen iſt, 
praftifch weit fchlechter fteht, ala der Schuldner felbft, welcher 
mit ebenden Nechtämitteln feinen Negreß fuchen fol. Denn ber 
Erfolg des Gläubigers ift nicht allein dadurch bedingt, daß der 
regreßpflichtige Gchülfe in demjenigen Augenblicke zahlungsfähig 
und belangbar fet, in weldyem der Echulbner gegen ihn zuerft 
dieſe Nechtömittel in Bewegung zu feßen im Stande war; — 
fondern auch dadurch, daß bis zu dem fpätern Augenblide, in 
welchem diejelben dem Gläubiger ſelbſt zuftändig geworben find, 
jene Lage des Gehülfen nicht verjchlechtert worden fei. Und hat 
auch der Gläubiger in den meiften Fällen, in benen eine berars 
tige Verichlechterung eingetreten tft, die vechtliche Möglichkeit fich 
deöwegen an ben urfprünglichen Schuldner zu halten: fo bat er 
dabei doch der häflichen Beweizlaft ich zu unterziehen, daß und 
bis zu weldem Maße die Erfolglofigkeit feines Regreſſes gegen 
ben Gehülfen ter vertragswidrigen Eulpa des urjprünglichen 
Schuldners zuzufchreiben fei. Dabei aber würde in der Mehr⸗ 
zahl jener Fälle das gute Necht des Gläubiger? umlommen, 
Sehen wir aber immerhin davon ab, daß auf die geſchil⸗ 
derte Weiſe die fchließliche Gefahr der Gehülfen für den Gläu— 
biger wenigſtens thatjächlich größer fein Tanır, als für den ur⸗ 
fprünglicden Schuldner —: jedenfalls ift der Weg zum Regreſſe 
gegen die Gehülfen für den Gläubiger unbequemer und weitläus 
figer, als für den urſprünglichen Schuldner. Unmittelbar ein⸗ 
leuchtend tft das nach dem vorhin Bemerkten für bie Fälle, in 
denen der Gläubiger auf die Klagen des urſprünglichen Schulb- 
ners gewielen ift. Dies ift er aber ftet?, wenn in dem Vers 
ſchulden des Gehülfen Fein Delict, ſondern nur eine Contracts⸗ 
wibrigfeit liegt. Und vorziehen wenigftend wird ber Gläubiger 
biefen Weg dem Wege der an fich zuftändigen Klage aus 
eignem Rechte auch ba, wo ihm daran liegt, durch bie Contracis⸗ 
age des Schuldner? ſich Die Beweislaſt zu erleichtern, ober burch 
bie materiellen Sicherungsmaßregeln dezfelben fich gegen bie In⸗ 
jolvenz des Gehülfen möglichlt zu fichern. — Allein auch in ben: 
jenigen Fällen, in welchen der Gläubiger dem thatfächlichen Ers 
folge feines Regreſſes gegen den Gehülfen nicht? vergiebt, wenn 
er feine eignen Rechtsmittel wider ben letztern gebraucht, wirb er 
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in der Regel diejenige Einficht in die Sachlage, welche für die Erhe⸗ 
bung und Durchführung feiner Klage erforberlich it, nur durch 
Bermittlung des urjprünglichen Schuldners erlangen Tönnen. 
Zunächſt wird er fich daher, feiß gerichtlich ſeis außergerichtlich, 
an biejen halten, von ihm Erfat des angerichteten Schaden? ober 
ausreichende Entfchuldigung begehrend. Sofern ſolche nun in 
einem Verſchulden des Gehülfen gefucht wird, welches dem ur: 
fprünglichen Schuldner zu eigner Eulpa nicht angerechnet werben 
fann, muß ber Schuldner chen dieſes Verhältnig überzeugend 
barlegen. Vorzüglich dann wird ber Gläubiger zunörberft den 
uriprünglichen Schuldner angreifen, wenn die Solvenz de? Ges 
hülfen nur irgend zweifelhaft ift. Gerade in biefem haͤufigſten 
und wichtigften alle aljo ift der Gläubiger unvermeidlich der 
unerquidlichen Ausſicht nublofer Bemühungen, vielleicht wegge: 
worfener Proceßkoſten, ausgeſetzt. — Nur in böchit feltenen Aus⸗ 
nahmöfällen wird der Gläubiger auf einfachere Weiſe, als durch 
Bermittlung des Schuldners, die Gewißheit erlangen können, daß 
ber angerichtete Schabe auzfchlieglich einem beftimmten Gehülfen 
anzurechnen ſei. Und lediglich in diefen Fällen wird der Gläu- 
biger, welcher vie Gefahr der Gehülfen trägt, zweckmäßigerweiſe 
dem urjprünglichen Schuldner die Mühe erfparen, fich felber durch 
ben Nachweis ver Schuld des Gehülfen zu entichulbigen; felbft 
dann aber, wie erwähnt, meiſtens auf Ceſſion ber Klagen des 
Schuldners dringen. 


Der Schuldner mithin hat ber durchgreifenden Hegel nach 

bie gleichen Weitläufigkeiten der eignen Inſtruction, mag nun 
er ober mag ber Gläubiger die Gefahr der Gehülfen tragen. 
Wird alfo ihm bie Gefahr gegen eine ausreichende Aſſecuranz⸗ 
prämie zugewieſen, fo ift er auch in diefer Beziehung nicht bes 
nachtheiligt. Der Gläubiger umgefchrt würde, mit der gleichen 
Gefahr, obendrein der Nöthigung ausgeſetzt jein, da, wo er mit 
Einem contrahirt Bat, zum Zwecke feiner Erholung fi) wenig» 
ften? an zwei Rerjonen, den urfprünglichen Schuldner und einen 
Gehülfen dieſes Schuldners, zu halten. 


Es ſcheint kaum erforderlich, mit Ausſprüchen bed roͤmi⸗ 
ſchen Rechtes zu belegen, daß eine ſolche Noͤthigung an ſich als 
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ein Webel anerkannt wird). Und gewiß würde unter folchen 
Umftänden auch ohne diefe Zeugniſſe die Meberzeugung ſich auf: 


drängen, daß ein freier Verkehr aus innerer Notbwendigkeit bie 
Gefahr der Gehülfen, natürlich gegen volle Aſſecuranzprämie, 


dem Schuldner zuerkennen müſſe. 

Sehen wie uns doch auch nur einmal nach der Meinung 
um, welche dem Publicum mehr oder minder bewußt vorſchwebt, 
wenn es 3. B. einem Schneidermeiſter Zeug zur Anfertigung 
eines Modes übergiebt. Will man mit den einzelnen, regel: 
mäßig von vornherein unbeftinmten und dem Bublicum unbes 
kannten, Gefellen und Lehrlingen zu thun haben, welche den Rod 
in ber That fertig machen, deren einer denſelben demnächſt dem Be⸗ 
jteller zu überbringen-bat,, — oder nicht vielmehr mit dem Mei- 
fter, defien Zahlung2fähigfeit man fennt oder fennen zu lernen 
vermag, — und welcher vielleicht höchſtens das Maß zu dem 
Node nimmt®8a)? — Aber, wirft man etwa ein, wenn man 
nun weiß, daß der Meifter weder Gefellen noch Lehrlinge hat 
und auch aus Mangel an Mitteln ober aus andern Gründen 
Ichwerlich folche annehmen wird —? — Sa, was dann? Nimmt 
er wirklich feinen Gehülfen an, jo kömmt unfre Frage nicht zur 
“ Sprade. Nimmt er aber einen Gehülfen an, fo kann doch nur 
eine von zwei entgegengeichten Möglichkeiten vorliegen: entweder 
geichicht die Zuziehung dieſes Gehülfen gegen den Willen des 
Arbeitgebers, ober aber fie gefchieht nicht gegen denfelben. Im 


68) ©. 1. 1. $. 25.1. 2. D. de exerc. act. 14, 1. — „ne in plures 
adversarios destringatur, qui cum uno contraxerit“ 1. 44. 8. 1. 
D. de aed. ed. 21, 1. — „ne cogeretur emptor, cum multis li- 
tigare.“ — 1. 5. $. 7. D. jud. solvi. 46, 7..— „ne defensio per 
plures scissa incommodo aliquo adficiat actorem.'‘ Vgl. auch L 
48. D. fam. ercisc. 20, 2. 

68a) Als Zeugniffe für diefe Meinung des Publicums laſſen fih in Be 
ziehung auf das Transportgeſchäft bie Meinungen ſowohl berjenigen 
Juriſten anführen, welche auf jened Gefchäft die Grundſätze des re- 
ceptum nautae erfireden wollen; als nicht minder berjenigen, welche 


bier bie unbedingte Haftung bes Frachtführers für feine Gehülfen auf 
ein deutſches @ewohnbeitärecht zurückführen. 


AZ 
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erftern Falle würde der Meifter wegen ber unbefngten Zuziehung 
bes Gehülfen für ben letztern unbebingt haften. Weshalb er 
aber im andern Falle für ihn weniger haften follte, als derje⸗ 
nige Meifter, welcher von Anfang an Gehülfen hielt, für bieje 
zu haften hat, — das vermögen wir ex bono et aequo min- 
deſtens nicht zu begreifen. Denn, auch wenn jener Meifter beim 
Abſchluſſe des Gejchäftes felbit gar nicht daran gebacht haben 
jollte, demnächst zu veffen Ausführung einen Gehülfen zuzuziehen, 
und ſich mithin eine Affecuranzprämie für biefen Gehülfen 
auszubedingen feine Veranlaſſung gehabt hätte, — fo it 
doch nicht zu verlennen, wie — abgejeben von ber allges 
meinen Normirung der Preiſe durch die Concurrenz, und zwar 
mit Rüdficht auf die Gefahr der Gehülfen —, eine Affecuranzs 
prämie für diefe Gefahr in unferem alle ſchon darin liege, daß 
ber Meifter es eben, troß ver Gefahr, wortheilhafter findet, einen 
Sehülfen zuzuziehen, als feine Verpflichtung perfönlich oder, 
etwa bei perfönlicher Behinderung, gar nicht zu erfüllen. — Vol⸗ 
lends wird unſre Erwägung ba durchichlagen, wo es von vorn⸗ 
herein gewiß ift, daß ber urfprüngliche Schuldner die uͤbernom⸗ 
mene Verbindlichkeit perſonlich gar nicht erfüllen kann, jondern 
diefelbe gänzlich durch feine Gehülfen erfüllen laſſen muß. Und 
fo tft e8 namentlich in allen Fällen, in denen als urjprünglicher 
Schuldner eine juriftifche Perſon ericheint, 3. B. eine Ciſenbahn⸗ 
geſellſchaft, ver Fiscus e). — Die innere Nothwendigkeit unjeres 







69) Damrit erledigt fi) wohl die Bemerfung m Schletter's Jahrb. Bb. 
V. 1859. ©. 885. Nro. 174. „Ob bie Beifpielöfälle, melde ledig: 
lich auf Eontracte mit Leuten Bezug haben, bie mindeftens im Stanbe 
find, die Ausführung bed Contracts perjönlich vorzunehmen, für den 
unterliegenben Zal, wo von Haus aus es unmöglich iR, daß bie 
Berwaltung felbft das auöbebungene Verfahren vornimmt, wo aljo 
der Eontract an fi ſchon alg darauf gerichtet aufgefaßt werben 
muß, baß die Ausführung bed Gontractd nur buch Mittelöperforen 
geicheben folle, analoge Anwendung finden könne, fcheint fehr bedenk⸗ 
lich.“ — Wir meinen, von dieſer Bebenklichleit Tonne bie Rede ganz 
und gar nicht fein, fofern man nicht in benjenigen Fällen, in denen 
der urjprängliche Schuloner perfünlich zu erfüllen im Stande wäre, 
die Zugiehung von Gehülfen ald eine Contractswidrigkeit auffaffen will. 
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Poſtulates wird überhaupt um fo veutlicherhernortreten, jecompflicirter 
und umfangreicher der Betrieb tft, vermöge deſſen die eingegan= 
gene Obligation erfüllt werden fol, wie das wiederum bei ben 

N meiſten Betrieben jurtftifcher Perſonen, vorzugsweiſe beim Eiſen⸗ 
bahnbetriebe, der Fall ſein wird. 

Man wende gegen unfre Behauptung auch nicht etwa ein, 

Idaß dieſelben Gründe, welche demnach innerhalb der Ra: 
Ategorie 3 das Nublicum veranlafien follten, die unbebingte Hafs 
fung des Schuldners für feine Gehülfen vorauszufegen, cbenfo 
in allen übrigen Kategorieen ihre Gültigkeit haben würben; daß 
mithin, falls unfre Behauptung für die Kategorie 3 richtig wäre, 
bie gleiche unbebingte Haftung des urfprünglichen Schuldners für 
feine Gehülfen auch Innerhalb der übrigen Kategorieen eintreten 
müſſe —: wa evident falſch ſei. Bei diefem Einwurfe ift gaͤnz⸗ 
lich vergeſſen, daß ˖der poſtulirten Haftpflicht ſelbſwwerftaͤndlich nur 
„da ſtattgegeben werden kann, wo der Schuldner in der Lage iſt, 
Ach für dieſelbe ebenſo ſelbſtverſtaͤndlich eine an d 
curanzpraͤmie auszubedingen, — und daß dieſe Möglichkeit eben 
Zuur innerhalb der Kategorie 3 vorliegt. 

Wir meinen alſo, daß, da das Publicum in ſeinem eignen 
vernünftigen Intereſſe nur beabſichtigen Tann, ſich auch für das 
Verſchulden der Gehülfen an den urfprünglichen Schuldner zu 
halten, innerhalb der SKatenorie 3, unb nur Innerhalb diefer Ka- 
tegorie, jener mehr ober minder bewußten Abſicht ex fide bona 

‚ yum beöwillen rechtlich gewillfahrt werben kann und muß, weil hier 
und nur hier ver Schuldner vermag, in ber Beftimmung feiner Gegen- 
forberung ſich für die Mebernahme der fraglichen Gefahr felbitver- 
ftändlich zu becfen. -- &3 ift Mar, daß auch die lebhafteſte Concurrenz 
an biefer Möglichkeit für den einzelnen Schuldner im ganzen fo: 
wenig ändern Kann, ala ſie überhaupt im Stande tft, ven Preis 


Was im Terte von den juriſtiſchen Perſonen geſagt iR, gilt natürlich 
nicht minder für ſolche Fälle, in denen ber Schuldner zwar eine na⸗ 
turliche Perſon iſt aber cntweber perſonlich zur Erfüllung feiner Obs 
Hgation mitzuwirfen außer Stande ift ober wenigſtens nicht vermag, 
biefelbe allein gu bewirlen. 
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der Producte unter ein gewiſſes Minimum dauernd herabzubrüs 
den. Wo aber der Schulpner feine Concurrenz zu erdulden hat, 
wie das bei den Eifenbahnen Deutſchlands die Regel bildet, da. 
kann überhaupt ein Bedenken gegen bie erwähnte Möglichkeit für 
den Echulbner nicht entftehen. 
Aber man Fönnte noch weiter gehen wollen. Es ſcheint 
nach unſerm Raiſonnement ſo natürlich, den urſpruͤnglichen, 
Schuldner nicht nur für ſeine Gehülfen, ſondern nicht minder _ 
lür jeben möglichen Dritiey verantwortlich zu machen, welder _ Mac ! 
die Erfüllung der Obligation vereiteln oder beeinträchtigen möchte, 
Denn es leuchtet ein, daß der Gläubiger, falld er die Gefahr 
biefed Dritten zu tragen hat, ja auch den vorbin bejchriebenen 
Weitläufigkeiten außgefeßt zu fein pflegt, wenn er über die Sachs 
lage genügend injtruirt werben will. Der Schuloner aber wird 
ſich auch gegen dieſe Gefahr eine Affecurranzprämie auszubedin⸗ 
gen im Stande fein. Alſo! 
Nun freilich, wenn es wirflich moͤglich wäre, auch biefe 
Gefahr mit annähernder Richtigkeit zu berechnen —! So jedoch, 
wie es damit ftcht, würde jene Afjecurranzprämtie ind Gerathe- 
wohl hineingemejlen werden müfjen, und alſo mit überwiegen- 
der Wahrjcheinlichkeit entweder der Gläubiger eine unverhältniß- 
mäßig hohe Prämie zu zahlen, ober der Schuldner eine unzureichend 
gebecte Gefahr zu übernehmen haben. Und fo läßt man es bie" — * 
bei der regelrechten Haftung des Schuldners für culpa propri — Ai 
bewenden. Gewiß würde das Publicum, fofern ea bei Eingehung 7 FRPEL 
einer Obligation an bieje Frage denken jollte, keinesweges beab⸗ u. 
ſichtigen, ven Schuloner auch in dieſer Hinficht unbedingt verant- 
wortlich zu machen. Was er felbjt unmittelbar oder mittelbar, 
durch feine Gehülfen, in Beziehung auf den Gegenftand ber Obs 
ligatton thut oder unterläßt, das ſoll er vertreten, mehr aber 
nicht. Daß eine Eifenbahnverwaltung ihren Contrahenten für 
die Beſchädigung auffomme, welche die Güter oder die Perſonen 
ber letztern in Folge einer verfäumten Weichenunftellung erlitten 
haben, — das wird jedermann natürlich finden; daß aber jene 
Verwaltung auch für die Beichädigung haften folle, welche durch 
unabwenbbare Handlungen Dritter verurfacht find, 3. B. durch 
dad Aufreißen von Schienen, dad Nieberichlagen eines Weichen- 
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ziehers, das Schießen auf einen vorübergehenden Zug, — fowelt 
eben alles die durch regelmäßige Sorgſamkeit der Bahnbeamten 
wirklich nicht verhüitet werben kann, — bad wirb fchmwerlich je: 
mand in der Orbnung und gar für ſelbſtverſtändlich halten. 


Fortſetzung. — Prüfung der Quellenausſprüche. 
S. 16. 
Haben wir bisher verjucht, ex fide bona bie Haftpflicht 
es Schuldner? zu deduciren, welcher für feine Verpflichtung ein 
en erhält, — fo wird es jebt an der Zeit fein, mit 
dem Ergebnijje unfrer Deduction die Ausſprüche der Quellen 
in Gruppe III zu vergleichen 79). 
Die deutlichſte der hierher gehörigen Stellen iſt 1. 25. 6.7. 
Se D. loc. 19, 1. (Nro. 1.). Nach diefer Stelle läßt Gajus ben 
Transportunternehmer ex locato halten, si qua ipsius eorumque 
quorum opera uteretur, culpa acciderit. Es wirb bier die 
eigne Culpa bed Schulbners der Eulpa feiner Gehülfen entgegen» 
geſetzt. Unmdglich Tann aber der Juriſt die Meinung haben, 
ber Tranzportunternehmer hafte nur in dem alle, wenn fowohl 
er felbft als auch feine Gehülfen in Culpa ſeien. Ander⸗ 
ſeits ift cbenfo wenig anzunehmen, daß er die Culpa der Gehül- 
fen neben ber eignen Culpa des Schuldners erwähnt habe, 
wenn es lediglich auf die Tebtere anfäme, um den Schuldner 
für die erftere haftbar zu machen. Dennoch läßt fich die Stelle, 
ſelbſt in der mitgetheilten Xeßart ber Florentina, mır fo ver: 
tehen, daß der Xransportunternehmer zu haften habe, ſowohl 
„pen er felbft, als auch wenn einer feiner Gehülfen in Eulpa 
Iſt. — Noch zweifelloſer ergiebt ſich dies bei der Lesart Halo⸗ 
Anders: eorumve ſtatt eorumque!), 
Beitätigt wird unfre Auffaffung durch die Scholien der 
Baftlifen ad h. 1. (XX, 1.1. 25. $. 7. Schol. 7. Heimb.) 


70) &. oben ©. 210 fi. 

71) A. M. binfichtlich des Inhalts ber 1. 25. 8. 7 cit, Goldſchmidt, 
a. a. D. in biefer Stihr. Bd. III. ©. 94 und ©. 862. Inzwiſchen 
wird dort anerfannt, baß ein Gewohnheitsrecht bie unbebingte Haftung 

ꝓpes Frachtführers für fein Dienſtperſonal feſtgeſtellt habe. 
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Suseyarnca doüval 00 voplsuara I. Aöym moIoü, eiye 
xloya nerayaynıs &x roũde roü Torov oög vo» de zöv zonov. 
dı orußf &v To Enıpegeodar, 4 werapkgeodar, 7 anorldec- 
Jar xAacIHvas, Tore Tovrov Ernıyıvaczeıs vov xlvduvor, eiye 
Gpapriuarl 00V, ijjovy rar 001 dınpspörrav Eoyaror, di 
ev zöv xlova uerapkpeodar, Tovso ovräßn. dose oU» N 
dxelvov g asvula Enılyusög cos yernceraı Kovk- 
ra; d2 döksıs Elevdegos eivaı, eiys navıa napkkes, da 
&y 6 Enınellorasog napepulakev dvie. pp. 


(Pactus sum, dare tibi nummos decem mercedis no- 
mine, si columnam ex hoc loco in illum transportaveris. 
Si contigerit, ut, dum columna tollitur, aut transportatur, 
aut reponitur, frangeretur, tunc periculum hoc agnoscis, 
si culpa tua vel ministrorum tuorum, per quos columnam 
transportandam curabis, id acciderit. Itaque eorum 
negligentia damnosa tibi erit. Culpa autem liber 
esse videberis, si omnia praestiteris, quae diligentissimus 
vir observaturus fuisset. PP. 


Kvolkkov. O mcIwoapevos vı peraxoulonı, EEaxtay 
enamseiscı Enıullsıev Eavrod, zul av Ti Oreog Exonouzo. 

(Cyrilli. Qui aliquid transportandum conduxit, ex- 
actam diligentiam sui ipsius praestat, et eorum, quorum 
opera usus est.) 

Schr charakteriſtiſch ift ferner das Verhältnig von 1. 40. 2. 
und 1. 41. D. loc. 19, 2(Nro. 2) einerjeit3 zu 1. 19. D. com- 
mod. 13, 6 (Nro. 3) anderſeits. In der legten Stelle erklärt 
Sulian, daß der Commobatar, fowie derjenige, qui servandum 
aliquid conducit, für eine Beihädigung, welche ein Dritter der 
in obligatione befindlihen Sadye zugefügt habe, nicht aufzu= 
kommen brauche, weil ja eine ſolche Beſchaͤdigung auch durch bie 
größefte Eorgfamfeit nicht abzuwenden ſei. Died heißt doch wohl 
foviel, als: jene Schuldner haften für dad damnum ab alio 
datum nur, fofern fie dasſelbe durch größere Sorgfalt hätten 
abwenben können. — Die beiden andern Stellen, in der Com: 
pilation ein Ganzes bilbend, behandeln dieſelbe Frage, aber in 
anzichließlicher Beziehung auf ven, qui mercedem aceipit 
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pro custodia alicujus reiT!a) UIpian referirt hiebei zunächft die 
mitgetheilte Meinung Sultans, fügt derſelben aber eine beridh- 
tigende Bemerkung des Marcellus bei, welche er felbit aus⸗ 
drücktich billigt. Diefe Bemerkung des Marcellus betrifft in 
threr vordern Hälfte die Ausdruckeweiſe Julians, welche, wie 
wir gejehen haben, einigermaßen jchief if. Zum Schluße aber 
ergänzt Marcellus bie Entſcheidung Julians materiell dahin, 
daß aus der fraglichen Obligation der Schuldner auch für die 
Miderrechtlichkeit des Wächters felbit auflommen müſſe. Wollte 
man den lebten Ausſpruch auf die Voransfegung beichränten: 
wenn dabei der urfprünglicye Schuldner in culpa propria jet —, 
jo würde derjelbe durchaus feinen Gegenjaß bilden zu den vor⸗ 
angehenden Worten, wonad) der Schuldner haften joll, si custo- 
diri potuit (sc. res qu.). in Gegenfaß liegt hier jeboch uns 
zweifelhaft vor: das zeigen die Partikeln sive- sive, womit beide 
Theile der Bemerkung des Marcellus verknüpft jind. Aljo 
läßt fih nur annehmen, daß nad) der Meinung des Marcel: 
lus der urfprüngliche Schuldner unbedingt für feine Gehülfen 
haften ?2) joll. 

Es kann ſchwerlich verfannt werben, daß Marcellus in 
dem Ichtermwähnten Puncte wirklich andrer Anficht geweſen iſt, 
als Julianus. Ob er ſelbſt diefe Meinungsverfchievenheit auf 
die gegen Entgelt übernommenen Pflicht der Cuſtodia beſchränkt 
habe, ift zwar ſehr wahricheinlich, doch nicht mit pofitiner Gewiß⸗ 


71a) Ueber biefen Begriff vgl. 1. 8. $. 5. D. de off. praef. vigil. 1, 16. 

72) Es ift deshalb die Lesart: interdum agi posse ber Lesart: interdum 
esse posse vorzuziehen, ober mindeſtens letztere im Sinne ber erftern 
aufzufafien. So Brencemann ad h. 1. in feinen Bapieren auf ber 
biefigen königl. Bibliothek: „Apud. Russ. et passim in edilis agi 
posse. Verum quid aliud sibi vult haec lectio, quam esse 
posse, ut agatur?“ Sonft würbe auch ber Ausdruck fehr hart fein. 
Eben dahin geht auch die Auffafjung ber Bafılifen. A. M. Haffe 
Eulpa. (2. Ausg) S. 408 zu Note 1. In ber Rote beißt es zu 
ben Worten: esse posse: „Nämlich daß bie Abwenbung bed Schadens 
burch custodia zu bewirken fe Die Lesart agi für esse fieht mir 
wie eine vermeintliche Berbeflerung aus.“ 
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heit zu erſehen; wohl aber ift anzunehmen, daß jedenfalls Ul⸗ 
pian dies geihan bat. Denn Ulpian läßt, wie wir früher ge 
fehen haben, ven Commodatar (und ebenfo den Depoſitar) hin⸗ 
fihtlich feiner Gehülfen nur für culpa in eligendo (et inspi- 
eiendo) haften. Es ift doch auch wohl mehr als bloßer Zufall, 
daß bie Compilatoren, welche Ulpians Meinung im übrigen 
recipirt haben, jene, von ihm gebilligte, Berichtigung dee Mar: 
cellu3 zum Julian nur bei der Lehre von ber locatio con- 
ductio custodiae nicht auch, neben ber eignen Stelle Sultan, 
bei der Lehre vom Commodat, geben. Freilich hätten fie genau 
genommen in biefer Stelle Julians von ihrem Standpunete 
aus die Worte: servandum aliquid conducunt aut ftreichen 
müfjen. Allein, wer will fi darüber wundern, daß fie das 
uͤberſehen haben? — Einen Grund für feine Anficht giebt übri⸗ 
gen? Marcellus fowenig an als Ulpian. Es iſt aber offens 
bar, daß dieſer Grund nur in feiner Interpretation der bona 
fides liegen Tann. Und gerade in biefer Interpretation bat ſich 
Marcellus fo vielfach ausgezeichnet und nicht felten eben den 
Sultan berichtigt 7). Immerhin bürfen wir beöhalb in dem 
Inhalte feiner Anficht, wie ung derſelbe vollends aus Ul pians 


U 


Berichte entgegentritt, einen willfommenen Beleg dafür erbliden, 


daß wir mit unfrer Debuction ex fide bona dad Richtige ges 
troffen haben. 

Auch 1. 5 $. 8 und 8. 10 D. de inst. act. 14, 3 (Nro. 
4 und 5) von Ulptan beftäligen unfre Darftellung. — Man 


mag im übrigen diefe Stellen verftehen, wie man will: foviel_ 
ergiebt fich aus beiden unleugbar, daß ber Principal für die 
Diebftähle einzuftehen hat, welche von feinen Gehülfen am Ge⸗ 
genftande einer ihn bindenden Obligation begangen worben find-_ 


Ob dieſe Obligation durch den Principal felbft ober aber, mit 
bindender Wirkung für ihn, durch einen Inſtitor oder Quaſi⸗In⸗ 


78) ©. 3. ®. 1. 8 pr. D. quib. ex causs. in poss, 42, 4. 1. 23 D. de 
A. E. et V. 19, 1. L. 1. $. 22. D. dep. 16, 8.1. 5. 8. 2. D. de 
imp. in res dot. 25, 1. 1 1. pr. Cod. de comm. servo manum. 7, 
7. — Bel 1. 12. D. de re jud. 42, 1.1. 22. D. dep. 16, 8.1. 
47. D. loc. 19, 2. 1.28. $. 1. D. pro soc. 17, 9. u. |. w. 
Beitigeit für Handeisreiht. BB. VII. 19 
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ftitor contrabirt worden tft, das bleibt für ımfre Betrachtung 
außer Frage. — Daß aber die erwähnte Haftpflicht des Prin- 
cipals für die Schülfen fich auf den Fall feiner eignen culpa in 
eligendo &t inspiciendo beichränfe, veutet fein Wort an. Es 
mag gern zugegeben werben, daß es dem Juriſten bei dieſen 
Etellen eigentlich nicht darauf angekommen fei, jene Haftpflicht 
zu erörtern, ſondern darauf, feftzuftellen, unter welchen Voraus⸗ 
fesungen der Principal durch die Eontracte feiner Gehülfen mit: 
telö der institoria (vel quasi) actio obligirt werde: — jeden- 
fans ift e3 reine Willkür, in die Aeußerungen, welche bei diefer 
Gelegenheit über die fragliche Haftung gemacht worden find, eine 
Beichränkung bineinzutragen, welche Ulpian felbit fo Teicht 
hätte binzufügen können und um fo eher hätte Hinzufügen müf- 
fen, je wichtiger fie fein würbe. 

Und alles, was wir fonft von der institoria actio wiflen, 
ſpricht ſchlagend gegen eine folche Beichränktung. Es mag ge 
nügen, bier dafür da3 Argument zu wieberholen, weldhes wir 
früherhin, nach münblicher Mittheilung des Herrn Profeſſors 
Schlejinger, aus ber Formel der institoria actio entnommen 
haben. Freilich ift ung dieſe Formel nicht überliefert worben; 
allein wenn irgend etwas, jo tft gewiß bie Reftitution im gan⸗ 
zen und wejentlichen höchſt wahrſcheinlich, welche von Keller 
von ihr verfuht hat's). Danach lautete die intentio ber for- 
mula institoria auf bie Obligation des Inſtitor, die condem- 
natio aber war auf den Principal abgeftellt. Es richtet fich 
alſo die Verpflichtung des Principals genau nach derjenigen des 
Inſtitor. Ein Grund, weshalb dieſes fir die Modificationen 
nicht gelten ſolle, welche die Obltgation des letztern erleidet, iſt 
durchaus nicht abzujehen. Klar iſt es aber, daß die Obligatien 
des Inſtitor auch durch die Rechtswidrigkleiten modificirt wirh, 


74) Srundriß zu Borlef. über Infitt. und Antiquitäten. Ausführungen. 
$.:184. ©. 168. sub I. — Ginige Ginwendungen x. x. (in 
Bekker und Muther, Jahrb. bed gem. deutſchen Rechts. Bd. III 
Het 2. a. E. — Litiscont. 6. 51. ©. 482 f., röm. Eivilpr. 6. 82. 
Note 850. Pand. $. 289. — f. auch Rudorff, röm. Rechtsgeſch 
Bd. 11 6. 49. 
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weiche derfelbe in Beziehung auf ihre Erfüllung begeht. Alſo 
muß durch folche Rechtöwidrigkeiten nicht minder die, der Obli- 
gation des Inſtitor genau entiprechende, Obligation des Princi⸗ 
pals felbft mobtficirt werben. 

Nun aber handelt derjenige, welcher als Inſtitor contrahirt 
bat, in Beziehung auf die Erfüllung auch der von ihm für den 
Principal bindend abgefchlofienen Obligation gar nicht in feiner 
Eigenſchaft als Anftitor 7°). Er gilt bier rechtlich vielmehr 
nur wie eine jede andere Mittel3perfon, deren fich der Principal 
zur Erfüllung einer ihm obliegenden Obligation bevient. Was 
in biefer Beziehung vom Auftitor gejagt wird, ift alfo auf jebe 
Mittelöperfon auszudehnen, welde, won der beſondern Inſtito⸗ 
reneigenſchaft abgefehen , gleiche Stellung wie er im Berhältniffe 
des Principal? zu deſſen Kunden einnimmt. D. 5. auf jede 
Mittelöperfon, welche, wie der Inſtitor auch in ber fraglichen 
Beziehung, bei der Erfüllung einer gegen Entgelt, gemerbömäßig 
in diefem Einne, efngegangenen Berbinplichkeit gebraucht wird. 

Ganz deutlich ſpricht es auch die 1. 60 8. 7 D. loc. 19,2 
(Nr. 6) aus, daß derjenige, welcher fremde operae beftimmter 
Art verbungen bat, unbedingt dafür haften müffe, wenn durch 
dag Verſchulden des von ihm nach feiner Wahl gaeftellten Arbeis 
ters in Beziehung auf den Gegenftand der Dienftleiftung des letztern 
ein Schade entſtanden ift. Zwar glauben wir nicht, daß die Worte: 
illam quoque culpam me tibi praestaturum, quod eum 
elegissem pp. — als ob es hieße: illius quoque culpam — 
zu überfegen feien: „ih muß auch jene (die vorhin erwähnte) 
Culpa des mulio präftiren, weil ich” u. |. w. Jene Worte be- 
deuten vielmehr: „Auch dafür habe ich als für ein Verfchuls 
den aufzulommen, daß ich” u. ſ. w. So wirb auch in aubern 
Stellen von einer Eulpa bed Erjabpflichtigen geredet, wo ed Klar 
ift, daß es auf defien wirkliches Verſchulden gar nicht an- 
fommt?®). 


75) Thöl, Handelsrecht Bd. 1 $. 88. Aufl 4 ©. 195 f. sub 2. 
76) ©, 3.81.76. 4 D. naut. comp. 4,9. 1. 6 8. 6 D. de O. et A, 
44,7. cf. 1. 8 D. de publ. 89,4. 1. 1 $. 2 D. de exere. act. 14,1. 
L 61. $. 5. D. de furt. 47,2. Goldſchmidt, das recept. nauta- 
19 * 
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Und fo wird unfere Stelle ſowohl im Terte als in einem 
Scholion der Baſiliken aufgefaßt?7). Der entjcheidende Sinn 
ift aber jedenfalls zweifellos. Ob bie verbungenen Arbeitskräfte 
freie over unfreie find, fcheint ganz gleichgültig zu fein. — Man 
fönnte meinen, die Enticheivung beruhe bier darauf, daß ber 
Arbeiter, welcher eine Unvorfichtigfeit begeht, Teine tüchtige Ars 
beitöfraft fei, eine joldhe aber nach dem Inhalte des Vertrages 
geftellt werden müſſe. Allein diefer Gefichtäpunct würbe im 
eigentlichen Einne doch nur da zutreffen, wo jene Unvorfichtige 
feit eben nur die Folge mangelnder Ausbildung für bie be 
ftimmte Art der Arbeit iſt Na), keineswegs aber da, wo ein voͤl⸗ 
tig geichiefter Arbeiter durch Unachtſamkeit oder gar abfichtlidh 
etwas verficht. — Und will auch man im lettern alle eine 
vertragswidrige Untüchtigfeit des Arbeiter annehmen, fo heißt 
bad eben nicht? Anderes, ala daß der Vermiether für jedes Ver: 
ſchulden des zu beftimmten operae vertungenen Arbeiterd in 
Beziehung auf diefe operae unbedingt hafte. — Der ganze 
Schwerpunct der Entfcheidung liegt in der Entgeltlichkeit des 
Geſchäftes. Das Intereſſe des Publicums erheifcht eine durch⸗ 
aus tabellofe Leiftung; ſoweit eine ſolche auch durch die äußerſte 
präftabele Eorafalt des Schuldners verhütet werden Tann, alſo 
reine Gefahr für ihn ift, mag er fih durd einen Zuſchlag zu 
feiner Gegenforberung deden. Wo dagegen eine derartige Aſſe⸗ 
curanzprämie nach der rechtlichen Natur des Gejchäftes unſtatt⸗ 
baft ift, haftet der Schuldner nicht weiter al® ex culpa pro- 


rum a. a. D. ©. 91. Ihering, Culpa in contrahendo, Sabrb. 
für bie Dogm. Bd. IV. ©. 84 fi. 

77) Lib.XX. lib. 1. 1. 60. 8.7 i. f. — Iviyn us HE or duelög Ixky 
eis FBlawer. (teneris mihi ejus damni nomine, quo me negli- 
genter electus aflecit. Hoimb. Wir würden ber Unzweibeutigfeit halber 
vorziehen: — quo me electus affecit negligenter, ober — quo me 
negligentia electi aflecit.) Schol. 8. ad h. I. i. £ — zarasyeIr- 
Couas xal Tourov yapır, Örı rosoitov Inelefaunn, os rijt elor 
piyns ylyork 604 Inulas altıos. (Eo quoque nomine tibi tenebor, 
quod talem elegerim, qui auctor damni supradicti tibi exstitit, 
Heimb.) 

773) cl. 1. 27. $. 84. D. ad leg. Aquil. 9,2. 
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pria für das Vorhandenſein ber vertragsmäßigen Etgenfchaften 
feiner Leiſtung. 

Recht enident wirb bie durch bie DVergleichung einiger 3. 
Stellen, welche davon handeln, wie weit derjenige, welcher einem 
andern fchabhafte Gefäke zur Benutzung übergeben hat, für den 
Schaden hafte, welchen der Empfänger dadurch erlitten hat. 

l. 18 8. 3 D. commod. 13,6 (Gaj. lib. 18 ad ed. 
prov.) 

Item, qui sciens vasa vitiosa commodarit, si ibi 
infusum vinum vel oleum eorruptum effusumve est, con- 
demnandus eo nomine, 

1.19 8. 1 D. loc. 19,2 (Ulp. lib. 32 ad ed.) 

Si quis dolia vitiosa ignarus locaverit, deinde vi- 
num effluxerit, tenebitur in id, quod interest: nec igno- 
rantia ejus erit excusata. Et ita Oassius scripsit. pp. 

L. 6 S. 4 D. deA.E. et V. 19,1. (Pompon. lib. 9 
ad Sabinum.) 

Si vas aliquod mihi vendideris et dixeris, certam 
mensuram capere, vel certum pondus habere: ex empto 
tecum agam, si minus praestas, Bed si vas mihi ven- 
dideris, ita, ut adfirmares integrum, siid integrum non sit, 
etiam id, quod eo nomine perdiderim, praestabis mihi. si 
vero non id actum sit, ut, integrum praestes, dolum ma- 
lum duntaxat praestare te debere. Labeo contra putat, et 
illud solum observandum, ut, nisi in contrarium id actum 
sit, omnimodo integrum praestari debere: et est verum. 
Quod et in locatis doliis praestandum, Sabinum re- 
spondisse, Minucius refert. 

Es ift Mar, daß ein und dasſelbe Faß für einen beftimmten 
Zweck gleich tauglich oder gleich untauglich ift, mag man ba3- 
jelbe nun commodirt oder gemiethet oder gekauft haben. Im__ 
Begriffe der vertragamäßigen Tauglichkeit an fich kann es alſo 
unmöglich beruhen, daß der Commobant für ein vas vitio- 
sum nur dann haftet, wenn er sciens, d. 5. dolo malo 
(und jelbfiverftändlih culpa lata, quae dolo comparatur) 
der Vermiether oder Verkäufer hingegen auch, wenn er ignarus, 
oder, wie 1.6 8. 4 cit. jagt: omnimodo, d. h. ohne Unter: 
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ſchied, ob ſchuldhaft oder ohne Schuld, ein fehlerhafte Faß Hin 

gegeben hat. Auch damit Tann jene verfchievene Behandlung 

nicht gerechtfertigt werben, daß das Commodat ein Realcontract 

iſt, Micthe und Kauf Eonfenfualcontracte find. Er fließt aber 

fehr natürlich und ex fide bona nothwendig daraus, daß ber 

ine Vertrag entgeltlich, der andre unentgeltlich ift. Quod erat 
Aemonstrandum 18). 


78) Die . 28. 1. f. D. commod. 13, 6. könnte man hiergegen nur dann 
aufführen, wenn fie befagte, daß der Commodant feinerfeit3 dem Gommo- 
bataren, und zwar unbebingt, für die Kraftlofigkeit bes geliehenen Pferdes 
einftünde, welche dasfelbe zu bem beftimmten Ritte untauglich macht. 
So fagt fie aber nichts weiter, ald daß es ber Commodant auf feine 
eigne Rechnung zu feßen babe, wenn daß Bierd eben lediglich in 
Folge feiner Schwäche bei jenem Mitte übernommen worden ſei. — 
Ebenſo wenig wiberfprit 1. 13. pr. D. de A. E. et V. 19, 1. 
Denn bier if die Tauglichfeit bes verkauften Gegenflanbes zu einem 
beftimmten Zwede unter ben Eontrabenten weder bereit noch felbft: 
verftändlich zu präftiren. Vol barüber Fr. Mommſen, Beitr. 
Bd. 11. $. 25. ©. 280. fi. Ueber J. 45 D. de C. E. 18, 1. ſ. baf. 
und Bb. 111. ©. 411. ff. 

Aufmerkfam wollen wir bei diefer Gelegenheit noch auf ein anderes 
Verbältnig machen, welches unfre ganze Auffaflung um fo mehr be 
ſtätigt, als wir für basfelbe ſchon in den Quellen angebeutet finden, 

>baß auf den Calcül des Schuldners, d. 5. barauf Rüdfiht genom: 
„men werden müſſe, ob unb wie weit er fich für ein übernommenes 
Nifico durch eine Aflccuranzprämie gebedt babe. — 8 ift die die 
Hajtung bed Verfäufers für bie Eviction. Diefe Haflung tritt be 
fanntli auch dann ein, wenn ber Verkäufer durchaus ohne wirkliche 
Culpa if. Mithin wird, nad unfrer Auffaffung, auch bier vernünf 
tigermeife eine Affecuranzprämie bebungen werben müflen, wenn ber 
Verkäufer nicht geradezu unentgeltlich die Gefahr übernehmen will, 
weldye darin liegt, daß das Intereſſe, dad er dem Käufer zu erfeßen 
bat, feinen Kaufpreis weit überſteigen kann. (ben deshalb hajtet 
jemand, welcher einen Gegenſtand einem Dritten aus Liberalität zu: 
wendet, nicht für befien Eviction. Wohl aber 3. B. auch der Ber: 
miether oder ber Verpächter. — Nun fagt I. 48. i. f D. de A. 
E et V. 19, 1. in Bezichung auf jene Pflicht des Verkäufers, 
dem Käufer beffen ganzes Snterefie an ber Eviction zu er« 
ſetzen: — plane si in tantum pretium excedisse [nämlich durch 
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Mir gelangen zu Il. 19—24 D. pro socio. 17,2 (Nr. 7). — 
Es wird zunächſt darauf ankommen, dag Gebiet von Fällen zu 
begrenzen, auf welches fich die dort gegebenen Entſcheidungen 
beziehen. Und da ergiebt e3 fih, dag wir von biejen Gebiete 
zwei verjchiebene Kategoricen von Fällen ausfondern müflen, in 
welchen eined von mehreren Mitgliedern einer Societät nad 
eignem Belieben einen Dritten ald Socius aufnimmt. 

Während nämlich unjere 1. 19—24 citt. einerfeitd davon 
außgehen, baß biefer Dritte nur Eonberfociud be ihn aufneh⸗ 
menden Geſellſchafters werde, laſſen fich Fälle denken, in welchen 
berjelbe gemeinichaftlicher Socius auch der übrigen Mitglieder 
jener urjprünglichen Societät wird, ohne daß die Ichtern ſpe⸗ 
cielle Zuftimmung zu feiner Aufnahme geben. Es Tann die 
felbitverftändliche Dieinung der uriprünglichen Geſellſchafter eben 


babin gehen, daß einzelne won ihnen durch ihre einfeitige Auf⸗ 


nahme noch andre Perjonen für die Eocietät gewinnen jollen. 
So 3. B. bei manden Eocietäten zu gelelligen Zweden: einer 
gemeinjamen Mahlzeit oder Ausfahrt. Oder auch bei einer Er⸗ 
werbögejellichaft, zu welcher einige Soctt dag gefammte Betriebs: 
capital hergeben, während einem andern als Beitrag die felbitän- 
dige Oberleitung bed Betriches obliegt. Wo dieſer socius ge- 
rens überhaupt befugt ift, nach eignem Belieben Gehülfen für 
die Societät zu engagiren, da wird er ein ſolches Engagement 
auch in der form abichließen dürfen, daß er den Gehülfen, 3.8. 
einen Geichäftsreifenden, lediglich oder neben einem Fixum auf 


bie auf bie evincirte Waare gemachten Verwenbungen] putas, ut 
non sit cogitatum a venditore de tanta summa, veluti 
si ponas agitatorem postea factum vel pantomimum, evictum esse 
eum, qui minimo veniit prelio: iniquum videtur, in mag- 
nam quantitatem obligari venditorem. — Sehr begreiflih 
iR es dabei, wenn es ſchließlich in 1. 45 $.1. i. f. D. eod. beißt: In 
omnibus tamen his casibus, si sciens quis alienum vendiderit, om- 
pimodo teneri debet. In bem angedenteten Umftanbe ſteckt auch ber 
Grund, weshalb der Verpächter allerdings wegen ber Eviction für 
das ganze Intereſſe des Pächter, wegen eined unvorhefgefehenen 
Mißwachſes aber nur für verhältnißmäßige Remiffion haftet. 
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Frocente des Ertrages engagirt, b. b. ihn eben zum Socius an 
nimmt. 

Anderſeits werben in ben 11. 19 — 24 citt. Fälle voraus» 
gefeht, im welchen der Sonderſocius in eine derartige Beziehung 
zu den fämmtlichen Mitgliedern der uriprünglichen Eocictät tritt, 
daß er unmittelbar für den Zweck diefer Eocietät thätig werben 
muß. Eiwas Entfprechende® würte bei einer Conſumtionsgeſell⸗ 
ſchaft vorliegen, ſofern jener Sonderſocius durch feine Theilnahme 
ben gemeinfamen Genuß aller principalen Sefellfchafter am Ges 
genftante ihrer Geſellſchaft mehr oder minder beeinflußt. 

Tahingegen find einmal Fälle möglich, in welchen fich die 
Theilnahme des Sonderſocins Icdiglich auf bie Concurrenz mit 
dem ihn aufnchmenten Socius befchränft. Namentlih Tann 
Folgendes vorkommen. Mehrere Berfonen üben als Eocii irgend 
eine Nutzungẽbefugniß in der Weife gemeinichaftlih aus, daß 
daran einer jeden von ihnen neben ben übrigen eine beftimmte 
Theilnahme innerhalb gewifler Grenze zuftebt, in welche fie eben 
auch britte Merfonen aufnehmen darf. 3.8. mehrere Perſonen 
faufen oder micthen ald Eocii ein Haus und theilen fich in def: 
fen Benußung fo, daß ein jeber von ihnen bie ihm zugewiefenen 
Näume auch Tritten zur Wohnung überlaffen Tann. So gut 
fich diefe Befugniß in der Form einer gewöhnlichen Bermiethung 
oder Aftervermiethung üben läßt, jo gut; kann fie auch in der Weife 
geübt werden, daß ber einzelne Socius einen Dritten wiederum 
als Sonderſocius, alfo nicht gegen ein von vornherein firirtes 
Micthgeld, fondern gingen eine gewiſſe Quote feiner eigenen Uns 
toften, aufnimmt. Achnlicy kann die bei der Miethe eines Fahr⸗ 
zeugs: eines Edhiffes oder eines Wagens — durch mehrere 
Socii geſchehen, wenn jeder derſelben entweder beſtimmte Raͤume 
des Fahrzeugs zu ausſchließlicher Benutzung vor den übrigen er⸗ 
hält, oder über die Befrachtung desſelben bis zu einer gewiſſen 
Gewichtsmenge oder Perſonenzahl ausſchließlich verfügen darf. 
Oder bei der Erpachtung einer Weide durch mehrere Socii, deren 
jeder ex societate entweder eine beſtimmte Stückzahl einer be⸗ 
ſtimmten Viehgattung neben den übrigen aufzutreiben befugt iſt, 
oder in Linem beſtimmten Turnus die ausſchließliche Benutzung 
der Weide hat. Oder mehrere Perſonen kaufen als Socii auf 
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Beitellung für ihren perfönlichen Gebrauch eine Quantität fun 
gibeler Eachen : Kaffee, Reis, Kohlen ꝛc. und ein einzelner von 
ihnen macht dabei wieder Part mit einem Dritten u. |. w. 

. Hier kann die Concurrenz des Sonderſocius den Mitglies 
bern ber principalen Eocietät höchſtens mittelbar von Intereſſe 
werben, nämlich durch Nechtöwidrigfeiten, welche den Gegens 
ftand biefer Eocietät als folchen treffen, indem 3. B. durch feine 
Unvorfichtigkeit dag gemeinfchaftlich gemiethete Haus in Brand 
geräth u. |. w. — Wir meinen aber, in ſolchen Fällen bei ber 
Entſcheidung bleiben zu müffen, welche wir in den Stellen ber 
Gruppe I binfichtlich der Haftung für folche Perſonen kennen 
gelernt haben, deren fich jemand erlaubtermaßen zur Audnukung 
einer ihm zuſtehenden Befugnig bedient. Hier würde alfo ber 
socius admittens wegen jeined Sonderſocius nur für culpa in 
eligendo et inspiciendo haften. 

Diefen Fällen reihen fich ſodann andere an, in welchen 
das Mitglied einer principalen Erwerbögejellfchaft, das ſeinerſeits 
als Gejellichaftsbeitrag gewiſſe Gegenftände, 3. B. Rohſtoffe, Ties 
fern muß, zum Zwecke jener Lieferung ſich felbft wieder in ber 
Weiſe affociirt hat, daß der Sonderſocius an der Quote, welche 
von dem Ertrage der principalen Gefellfchaft auf den ihn abs 
mittirenden Socius fällt, eine beftimmte Quote befommen foll. 
Eo gut in folchem Falle der prineipale Socius feinen urfprüng- 
lichen Genoffen überhaupt für die rechtzeitige und ordentliche 
Lieferung der Rohſtoffe u. |. w. haften muß: fo gut muß er es 
au, wenn cr diefelben mittels einer Eonberfocietät berbeifchaf: 
fen will. Er haftet hier nicht für den Separatioctug als folchen, 
fondern für die ihm felbft aus der principalen Societät oblie: 
gende Lieferung, zu deren Erfüllung er zwar jedes beliebige 
Mittel anwenden darf, welche er aber unter allen Umftänben 
vertraggmäßig erfüllen muß. 

Dem Gebiet unfrer 1. 19 — 24 eitt. verbleiben demnach 
nur_biejenigen %ülle, in denen ein Mitglied einer principalen 
Societät einen Eonderfociug annimmt, welcher als folcher noths 
wenbig in eine unmittzlbare Beziehung zu den übrigen Mitglies 
dern jener principalen Societät ala folcher, ober zu dem Gegen» 
ftande derſelben als ſolchem tritt. Läge nun in einer derartigen 


Hr Map 
I. 








WE Ubbelohbe: Haftung bes Schuldners für ſelne Gehülſen zc. 


. Aufnahme eine Sonderſocius ſteis und nothwendig eine ver⸗ 


tragöwibrige Anmaßung 79%): fo gehörten jene Etellen gar nicht 
in bie gegenwärtige Grörterung. Allein dies darf gewiß nicht 
behauptet werben. Schwerlich würbe jonft nach 1. 23 pr. Pom⸗ 
ponius über bie Haftpflicht de socius admittens für ben 
admissus zweifelhaft gewejen fein. Man ftelle fih auch nur 
3. B. folgende Fälle vor. Zwei Berjonen geben als Socii das 
Capital zu einem kaufmanniſchen Betriebe; eine britte über: 
nimmt ben Betrieb felbjt ald Socius in der Weife, daß bie Be: 
Ihaffung ſämmtlicher dazu erforterlicher menfchlicher Thätigkeit 
eben feine Leiftung an die Gejellichaft ausmachen jol. Müßte 
es ſich bier unter allen Umftänden von felbft verftchen, daß die: 
fer Lebte bei feinem Betriebe alles und jedes perjönlich thue? 
oder mindeſtens, daß er feinen Gehülfen, weder Comptoiriſten 
noch Lehrling noch Hausknecht, anftelle ohne Zuftimmung jener 
Sapitaliften ?_ die ſich gar nicht um den Betrieb kümmern 
wollen, vielleicht gar nichtö davon verſtehen, — vielleicht meilen- 
weit vom Geſchaͤftsorte entfernt wohnen. Kann aber der socius 
gerens auf eigne Hand Gehülfen gegen feiten Lohn Dingen, fo 
muß er es auch Lönnen gegen Antheil an demjenigen Ertrage 
des Geſchaͤftes, welcher für ihn abfällt: indem er alfo den Ge 
hülfen als ſeinen Sonberjocius annimmt. — Oder: mehrere 
Perſonen kommen überein, eine Reife auf gemeinjchaftliche Kos 
ften zu machen, derart, daß einige von ihnen die Koften der 
Zehrung und Herberge tragen ſollen, während ein anbrer für 
Fuhrwerk und Beförberung zu forgen hat, — ein jeber aber 
noch eine dritte Perjon frei mitbringen darf. Ohne Zweifel 
wird derjenige Socius, welcher für das Fuhrwerk forgen fol, 
einen Kutſcher micthen dürfen: warum fol es ihm verwehrt 
fein, jemanden, der des Fahren? kundig ift, gegen die Verpflich⸗ 
tung zu fahren, als jene dritte Perfon ſeinerſeits mitzubringen ? 
Und was würde diefer Andere? fein, als fein Sonderſocius? 
Es läßt fich gleichwohl ſchlechterdings nicht abjehen, wes⸗ 
halb diefe und ähnliche Fälle unter die Entjcheidung der 1. 
19—24 eitt. nicht gehören jollten. Unmöglich aljo beruht jene 


79) Wie Haſſe meint. Eulpa. 2. Ausg. ©. 248 f. 


Ubbelohbe: Haftung des Schuldners für feine Gehülſen x. 289 


Entſcheidung darauf, daß eine jede Zuziehung von Sonderſocli 
in angegebner Art eine Vertragswidrigkeit ſei. 

Freilich wird es in vielen Fällen gemäß ben befondern Um⸗ 
fländen ala Widerrechtlichkeit gelten müffen, wenn ein Eociuß 
ohne Zuftimmung des andern einen Sonderjocius annimmt. 
Namentlich überall da, wo die Socii ber principalen Societät 
deren Betrieb durchaus gemeinfam leiten, aljo innerhalb des 
Geſam mibetriebes nicht etwa bejondere Gefchäftözgweige der aus⸗ 
fchließlicden Beforgung eines einzelnen Socius überlafien worden 
find, — jener Eonberjocud aber jeinerjeit? etwas Anderes 
leiften ſoll als veine Gapitaleinfchüfle. Oder nicht felten da, wo 
bie Societaͤt blos den Zweck eined gemeinfamen Genuſſes hat, 
3.2. einer gemeinfamer Mahlzeit, Ausfahrt u. |. w. — Allein 
bier folgt die Miderrechtlichleit der Sonberjocietät nicht aus dem 
Weſen des Eocietätövertrages an fich, fondern aus dem concreten 
Inhalte gerade diefer einzelnen Eocietät. 

Liegt nun aber nicht fchon in der Eingehung einer jeben 
Eonderjocietät, welche unter unfre 1. 19 —24 citt. fällt, an 
fih eine Miderrechtlichfeit wider bie Mitglieder ber principalen 
Geſellſchaft, ſo wird es anderſeits Feines Beweiſes bebürfen, daß 
der socius admittens auch in der Auswahl und Beaufſichtigung 
des Sonderſocius nicht nothwendig einen Fehler zu begehen 
braucht. Trotzdem motivirt Ulpian in J. 23 pr. i. f. die uns 
bedingte Haftpflicht eines jeden socius admittens ſeiner Kate⸗ 
gorie für den admissus mit den Worten: 

Difficle est negare, culpa ipsius admissum [sc. 
socium |]. 

Dies kann alfo nur heißen: „Das Verſchulden feines 
Sonberjociud muß dem admittens ſtets ald Schuld angerechnet 
werden‘ 80). Naͤmlich da, wo die Annahme des Sonderſocius an 
ſich wiberrechtlich ift, oder aber in feiner Auswahl oder Beaufs 
fihtigung eine Culpa wirklich ftatthat, — eben aus biefem 
Grunde. In den übrigen Fällen hingegen aus bemfelben Grunde, 
welchen wir ald Grund einer unbebingten Haftung ded Schuld: 
ners für jeine Gehülfen überhaupt kennen gelernt haben. Denn 


80) S oben Rote 76 und befonders Ihering a. a. D ©. 38. 
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auch in diefen Fällen erhält-der Schuldner, ber socius admit- 
tens, eine Entihäbigung für die ihm obliegende Leiftung: das⸗ 
jenige, wa3 er von dem Zwecke ber principalen Societät für 
fi) erwarten darf. Iſt nun jene Leiftung fo beichaffen, daß 
bie Nothwenbigfeit oder Zweckmaäßigkeit, zu ihrer Erfüllung 
Gehuͤlfen zuzuziehen, von vornherein vorliegt, jo darf man auch 
annehmen, er babe fi für die Gefahr der Gehülfen in bem 
auf ihn kommenden Antheile am Zwecke der Societät eine Affe 
curanzprämie außbebungen. Tritt aber die Nothwendigkeit ober 
Zweckmaͤßigkeit erft heraus, nachdem die Sorietät ſchon bindend 
abgeichloffen ift, fo ift dieſe Ajfecuranzpramie ſchon darin zu be 
finden, daß er es fich für vortheilhafter erachtet, Gehülfen zuzu⸗ 
ziehen, als feine Verbindlichkeit nicht zu erfüllen ober doch ohne 
Gehälfen zu erfüllen. — Die Form der Sonderjocietät, in wel: 
her er bie Gehülfen engagirt, ift für unfere Betrachtung an 
fid) gleichgültig. 

Zweifel Tönnten endlich noch darüber obwalten, ob ein jedes 
Verſchulden ver Sehftlfen den Socius haftbar mache, oder nur deren 
culpa in concreto. Salten wir aber daran feft, daß er ex 
societate immer ald Eociuß haftet, fo, meinen wir, müflen 
wir annehmen, er hafte auch für ein Verfchulden eines Gehülfen 
ſtets, jofern er nicht nachzuweiſen vermag, bei ihm felber fet die⸗ 
ſes Verſchulden negligentia solita. Präftirt ihm der Gehülfe 
aus dem zwilchen ihnen obwaltenden Verhältniffe eine hierüber 
hinausgehende diligentia, jo wird er gleichwohl nur verpflichtet 
fein, den ihm daraus ermachjenen Anfpruch feinen Socii zu 
cediren. — Bei diefer Entjcheidvung wird das Intereſſe aller 
Theile gewahrt fein. 

Die Erflärung von 1.2. &. 1. D. si mensor. 11, 6. 
(Mr. 8) jcheint gemäß unfrer Lehre von der Haftung für bie 
Gehülfen ebenfalld am paffendften gegeben zu werden. Man 
hat nur die Wahl, die unbebingte Haftung des Menſor für fet: 
nen Sehülfen entweder damit zu begründen, daß es an fich 
widerrechtlih von ihm jei, einem Gehülfen die Ausführung 
ber ihm übertragenen Meffung zu überlaffen; — ober aber 
damit, baß er, weil er für feine Leitung honorirt wird, und 
nur da, wo bie ber Fall ift, — alfo ber durchgreifenden Regel 
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nach 8), — unbedingt für dasjenige Maß ber Verfchuldung auch 
feines Gehülfen auffommen muß, welches er in eigner Perjon 
zu präftiren hätte. Schwerlich dürfte die erſtere Anficht Beifall 
verdienen 92). — Iſt aber die andere Anftcht die richtige, jo haben 
wir in 1. 2. 8. 1. cit. abermald einen Beleg bafür, wie bie 
Römer in ihrer Ausdrucksweiſe ein wirkliches Verfchulden von 
einem fingirten Berfchulden nicht unterfcheiden. — 


Beiläufig wollen wir aud noch darauf hinweiſen, wie die 
römijchen Juriſten bei der fingulären Haftung des nauta, caupo, 
stabularius hervorheben, daß es hier gar nicht darauf anfomme, 
ob ein Lohn bebungen ſei ober nicht®2a). Es liegt darin immer: 


hin ein Fingerzeig dafür, daß fie gewohnt waren, eine Haftung 


für dritte Perfonen mit einer Gegenleiftung im Zufammenbange 


zu denken. | 
Alle biäher befprochenen Etellen ver Gruppe LIT beftätigen 
alfo unfere Deduction. 


Fortſetzung. Gombintrte Fälle 
6. 17. 


Es bleibt und ſchließlich noch übrig, an den lebten ber 
unter dieſen Gruppen zufammengeitellten Duellenausfprüche 
eine Schranke, für die Statthaftigfeit jener Debuction nachzus 
weifen, welche deren Richtigkeit von einer neuen Seite bezeugt. 

Höchft ſchwierig, wo nicht unmöglich, dürfte es fein, aus 
ben Worten ber 1. 13. $. 1. D. loc. 19, 2, eine unbebingte 
Haftung des primus navicularius für die Mannjchaft des 


81) Pol... I pr. 2. h. t. 

82) Nicht unintereffant iſt die Vergleihung des hanndverſchen Bel. 
v. 80. Juni 1842, über das Verfahren in Gemeinheittheilungs s 
und Verkopplungsſachen. $.6 alin. 8. „Die technifhen Commiſſa⸗ 
rien können einzelne, ber Regel nad ihnen obliegenbe, technifche Ge⸗ 
fchäfte [für welche biefelben nad einer Tare bed angezogenen Gef. 
88. 150 fi. honorirt werben) durch bie ihnen untergeorbneten Lanz 
besöconomiebebiente verrichten laſſen, bleiben jeboch bafür verant⸗ 
wortlich. 

B24) 1.6 pr. 1.8 8. 1. cl. 1.4 $. 2.L 5 pr. D. nautae, caup. 4, 9. 
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zweiten Schiffe herauszuinterpretiren. Vielmehr fpricht nicht 
6103 der logiſche Gegenfab zu dem: si culpa caret, non te- 
neri —, fondern auch ein jedes einzelne der drei zur Erläutermg 
dieſes Gegenſatzes hinzugefügten Beifpiele dafür, daß feine Haf⸗ 
tung für jene Mannſchaft auf culpa propria, i. e. culpa in 
eligendo, beichränft ift. Nichtödeftoweniger läßt fich nicht leug- 
nen, daß dieſer primus naviculerius für feine Mühmwaltung 
al® conductor bezahlt wird, mithin, nach unfern früheren Aus⸗ 
einanderfeßungen, unbedingt für feine Gebülfen haften muß. 
Liegt darin num Fein Widerſpruch T— Ren & außgemadht 
“wäre, bag auch die Mannfchaft des zweiten Schiffes zu jenen 
_Gehülfen gehörte, — ohne Trage! Aber eben dies tft vielleicht 
“noch fo gar gewiß nicht. Es wäre vielmehr jchr wohl möglich, 
daß ber primus navicularius keineswegs zu ber Ablieferung 
der ihm anvertrauten Waaren in Minturnä verpflichtet ift, ſon⸗ 
dern nur bazu, biejelben auf einem Eeejchiffe jo weit als mög⸗ 
ih zu Bringen, für den weitern Transport aber ein Flußſchiff 
auszuwählen und die Umlabung der Waaren auf dieſes Echiff 
zu leiten. Im dieſem Falle enthält dic merces des primus 
navicularius: 1) die Fracht für den Seetranzport der Waaren 
und 2) den Lohn fir die Mühmaltung bei Auswahl des zwei: 
ten Schiffes und bei Beauffichtigung der Umladung Man 
fießt, daß hier der primus navicularius nicht für eigne Ned) 
nung mit bem Führer bed zweiten Schiffes contrahirt, ſondern 
auf Rechnung feines eignen Befrachterd, Ob der Lebtere ihm 
den Frachtlohn für das zweite Echiff ſchon mitgegeben hat, ob 
er denfelben auslegen foll, oder ob der Befrachter folchen direct 
on den Führer des zweiten Echiffed entrichten will, das ijt für 
unfre Betrachtung gleichgültig, Immer kömmt ed nur darauf 
an, ob der ganze Transport nach Minturnä, auch der nothwen⸗ 
dige Flußtransport, unmittelbar zur Obliegenheit deö primus 
navicularius gehört ober nicht. Soweit der Transport nicht 
unmittelbar ihm obliegt, haftet er, falls nicht? Anderes ausge⸗ 
macht fein follte, Teinegwegd für mehr als propria culpa. 
Und fo wird überhaupt dag Map, in welchem ber urfprüng- 
lichen Echuldner für dritte Perfonen haftet, die eine gewiſſe Leis 
ftung erfüllen jollen, nicht blos durch den Umſtand beftimmt, ob 
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derfelbe wegen jener Leiftung überhaupt bezahlt wird, oder nicht, 
— ſondern wefentlich dadurch, wofür diefe Bezahlung das Aequi⸗ 
valent bildet. Manchmal wird wenigftend alternativ ein ıment- 
geltliches Mandat vorliegen, und jene Bezahlung demnach als 
reiner Erſatz oder Vorſchuß von Auslagen für die verwendeten 
dritten Perjonen erjcheinen. So 3. B. wenn ein Miethfuticher 
einem alten Kunden, der eine, herfömmlich ober reglementarifch 
tarirte, Fuhre bei ihm beftellt, erwidert: „Sch kann Ahnen nicht 
verjprechen, daß ich Ihnen eines meiner Fuhrwerke ftellen werde; 
aber ich werde jebenfall8 dafür forgen, daß Ihnen ein geeignetes 
Fuhrwerk, fei e8 von mir, fei ed von einem andern Miethkut⸗ 
fcher, zu Gebote ftehe” —, und der Kunde damit zufrieden tft. 
Stellt der Kuticher nun ein fremdes Fuhrwerk, fo wird er alfo für 
feine eigne Mühmwaltung in deſſen Beforgung überhaupt Feine 
Entſchädigung verlangen dürfen; die Bezahlung, welche vielleicht 
ihm eingehänbigt wird, ift nicht? weiter als der übliche Fuhr⸗ 
lohn und kömmt an ſich dem britten Miethlutfcher zu, ber fie 
auch wohl unmittelbar in Empfang nimmt. Eben deshalb haf⸗ 
tet aber ber erjte Miethkutſcher Hinfichtlich des fremden Fuhr⸗ 
werfed nur für culpa in eligenudo. Stellte er bayegen fein 
eigned Fuhrwerk: fo würde er ex locato unbedingt für feinen 
Fuhrmann einzuftehen haben. — In andern Faͤllen wird von 
vornherein ein beitimmtes NRecht2gejchäft vorliegen, ber Inhalt 
desſelben aber, vielleicht neben der Verbindlichkeit zu einer 
eignen unmittelbaren Xeiftung, dahin gehen, daß der Echulbner 


eben dritten Perſonen nah feiner Auswahl eine gewiſſe 
—3— übertrage. Hier wird die Bezahlung des urſprüng⸗ 
lichen Schuldners nur ein Aequivalent für feine eigne Müh⸗ 
waltung ſein; nicht aber für die von ihm vermittelte Leiſtung 


der dritten Perſonen. So iſt es z. B. mit der Verbindlichkeit 
eines Spediteurs aus dem Speditionsvertrage. Die Empfang: 


nahme, Aufbewahrung, Verſicherung, Declaration — der ihm an⸗ 
vertrauten Güter liegt ihm auf eigne Verantwortung ob; für 
Verſehen der Gehülfen, welche er hierbei zuzieht, haftet er unbe⸗ 
dingt. Den Gütertransport dagegen ſoll er nicht ſelbſt ausfühe 
ven, ſondern bie Ausführung desjelben nur vermitteln. Eben 
deöhalb wirb er, joweit nicht eine particulare Geſetzgebung ober 
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ein neueres Gewohnheitsrecht etwas Anderes vorfchreiben follte, 
hinfichtlich der von ihm mit der Ausführung dieſes Transportes 
beauftragten Frachtführer, Zwijchenfpebiteure u. |. w. nur für 
culpa in eligendo zu haften haben. Hierher gehört nach unfrer 
Auffaffung der Fall der 1. 13. 8. 1. D. loc. 19, 2. cit — 
Beſonders Intereflant aber ift folgendes Beifpiel. Es iſt befannt, 
daß in den Ländern des gemeinen Civil-Proceßrechtes der Anwalt 
regelmäßig Traft der |. g. Subititutionsclaufel feiner Vollmacht 
bie Befugniß der Subftitution hat, und zwar ſowohl für einzelne 
Proceßhandlungen, als auch in Beziehung auf die gefammte Pros 
cepführung®?). Nach neuern Procekordnungen verfteht fich bie 
Subftitutiongbefugniß in erfterer Hinfiht für Behinderungsfälle 
und in anderer Hinſicht für die höhere Inſtanz jogar von felbit®®), 
und iſt in der That dort infolge der Mündlichkeit des Berfab: 


rens, hier infolge des Anwaltszwanges unentbehrlich). -- So⸗ 


fern nun ber Proceß-Bevollmächtigte einen rechtlichen Anspruch 
auf ein Salarium nicht hat, wird er in beiberlei Hinficht nur 
für culpa in eligendo und barüber hinaus nur für Eelfion 
feiner eignen Anſprüche gegen den Subitituten zu haften haben. 
Iſt aber der Anwalt ein Advocat, der als folcher Anſpruch auf 
Dejerviten gemäß der Gebührentare hat: jo wird fich ein erheb⸗ 
liher Gegenſatz in der Subjtitutionzbefugnig zeigen, je nachdem 
diefelbe nur für einzelne Proceßhandlungen oder aber für bie 
gefammte Procekführung ausgeübt wird. Im erftern Falle ift 
es der Subjtituent, welcher nach wie vor das ordnungsmäßige 
Honorar, ſowohl für bie Inftruction und Führung der Sache 
im Ganzen in ber |. g. Arrha und der Procuraturgebühr, als 
in den Sägen für bie einzelnen Proceßhandlungen, von feinem 
Mandanten zu fordern berechtigt ift; — dafür aber haftet er für 
feine Subftituten unbedingt. Die Afjecuranzprämte für die ihn 
danach treffende Gefahr Liegt bier jedenfalls mindeſtens darin, 


— — 


82) Bethmann-Hollweg, Verſuche S. 245 Note 172. 

88) 3. B. hann öov. bürgerl. P.O. $. 72 a. E. — 8. 415. $. 488. 

84) A. M. Burchardi, a. a. O. S. 9 f., welcher in ber Subſtitution 
vonſeiten eines Advocaten ſchlechthin einen Bruch des ihm geſchenkten 
Vertrauens erblidt. 
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daß es für ihn vortbeilhafter tft, die Procekffihrung mit biefer 
Gefahr zu behalten, als dieſelbe entweder in eigner Perjon zu 
forgen ober aber aufzugeben. Bei der Subftitution für bie ges 
fammte Trocekführung dagegen haftet er nur für culpa in eli- 
gendo, bat dafür aber auch keinen weitern Anfpruch weder auf 
die Gebühren für die einzelnen Proceßhandlungen, noch auf Arrha 
und Procuraturgebühr, welche künftig fällig werben. 


Beitfgeift für Handelöreht. U». VU. 20 


VI. 


Bas Seerecht von Amalſt. 
(La Tabula de Amalfa.) 


Herausgegeben unb erläutert 
von 


Gern Dr. Paul Labend, 
Brofefior ber Rechte in Königäberg. 


L Bei Pelliccia Raccolta di varie croniche Tom. 
V. p. 143 (Napoli 1782. 4°) fteht ein Chronicon Amalphi- 
tanum anonymi cuiusdam saeculi XV, in * praefatio 
fih folgende Notiz findet: 

„Originale chronicae Amalphitanae, quae orat 
scripta charactere curialisco et in carta membranae 
servatum fuisse una cum Tabula prothontina 
maris in domo familise Domini Ursi et ex illa cives 
faciebant sibi copias, ut penes se tantum documen- 
tum haberent. Sub rege Ladislao Vincislaus de 
Sancto Severino, qui fuit Dominus Amalfae, prohi- 
buit de domo Domini Ursi originale et portavit in 
domo sua; et ita deperditum est originale illud ta- 
liter, ut aliquae in civitate remanserint copiae, quas 
magna cautela quisque apud se tenebat....,.. 
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Et ego mea manu scripsi copiam de hac Chronica 

et de tabula prothontina, quae habetur etiam cum 

consuetudinibus et usis (sic!) Amalphitanorum prop- 
ter causas et lites, quae inter nautas insurgunt.“ 

Wir erfahren aus diefer Stelle, daß zwijchen 1386, bem 
Krönungsfahr des Königs Ladislaus und 1401, dem Todesjahr 
bed Dogen Wenceslaus de San Severino von Amalphi im 
Befig der Familie Donorsi ein Pergamentcoder gewejen tft, 
welcher außer der Chronit von Amalfi, die Tabula prothon- 
tina maris und bie Consuetudines et usus Amalphitanorum 
enthalten Hat, und daß biefe Urkunden jchon damals von fo 
großem Werth waren, daß die Bürger von Amalphi ECopien 
davon anfertigten, „ut tantum documentum penes se habe- 
rent.“ Allmälig find aber diefe Amalfitanifchen Rechtsaufzeich⸗ 
nungen in Vergeſſenheit gerathen, die erwähnten Copien find zu 
Grunde gegangen und dad Andenken an das Seerecht von Amalfi 
wurbe nur erhalten durch eine zufällige und bürftige Bemerkung 
bei Marino Frezza (Freccia) de Subfeudis Baronum 
Neapol. 1554. fol. Lib- I cap. 7. de offic. adınir. maris 
Nro. 8, welche lautet: 

In Regno (scil. utriusque Siciliae) non lege Rho- 
die maritima decernuntur, sed‚secundum Tabu- 
lam quamAmalphitanam vocant, Omnes con- 
troversiae, omnes lites et omnia maris discrimina 
ea lege, ea sanctione usque ad haec tempora fini- 
untur. 

Pardessus Lannte bei Beranftaltung feiner großen Samm- 
fung der älteren Secrechtäquellen nur dieſe zulett angeführte 
Stelle und da er ſonſt nirgends eine Spur ver Tabula Amal- 
phitana entdecken Tonnte, inZbefontere aber die Angabe bes Frezza, 
daß in ber Mitte des 16. Jahrh. noch im Neapolitan. König- 
reich omnes lites et Omnia maris discrimina nad) jenem Ge⸗ 
jetz entſchieden wurden, ihm offenbar irrig zu fein fchien, fo hielt 
er die ganze Nachricht des Frezza für unglaubwürdig und leug- 
nete, dab es jemals eine Tabula Amalfitana gegeben habe. (Col- 
lection de lois maritimes I. p. 142 sqq. 146.) Er fucht die 
Mitiheilung des Frezza durch bie, freilich ganz haltlofe, Hypo: 

20 * 
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thefe zu erflären, daß derſelbe die Tabula Amalfitana mit dem 
Seerecht von Trani verwechjelt haber). 

Inzwiſchen erichten im Archivio Storico Italiano 
di Firenze V. p. 281 sgq. (1843) von Tommaso Gar 
ein Catalog der Manuferipte, welche mit der Bücherjammlung 
des Dogen Marco Foscarini von Venedig in die kaiſerl. Hof: 
bibliothek nach Wien gelommen find und es wurde baburch be: 
kannt, daß in einem biefer Codices (pag. 383. 384), ſich 

Capitula et ordinationes curiae maritimae nobilis 

civitatis Amalphae, quae in vulgari sermone dicun- 

tur: la Tabula d’Amalfa 
befinden. | ' 

Im Auftrage der Geſellſchaft für die Gefchichte Neapels 
und Siciliens gab hierauf Troya, nad einer von Türften 
d’Ardore gefertigten Abfchrift, diefe Tabula Amalfitana und 
die in demfelben Cover enthaltenen Consuetudines civitatis 
Amalphae. Neapel 1844. Fol. herauß. Luigi Volpicella 
bereicherte diejelbe durch eine gegen Pardessus gerichtete, bie 
älteren Nachrichten von ber Tabula Amalf. erörternde Note. 
Gleich darauf erſchien in dem Appendice all’ archivio storico 
italiano Tom. I. Nro. 8 (1844) eine etwas correctere Ausgabe 
von Tommaso Gar. 

Trotzdem ift bie Tabula Amalf., wie es fcheint, jehr wenig 
befannt. Zwar bat Holtius am 22. Januar 1849 in ber 
3. Claſſe des Koͤnigl. Niederländifchen Inſtituts über dieſe Rechts⸗ 
quelle einen lehrreichen Vortrag gehalten?), allein Pardessus 
hat weder in den 1845 erjchienenen umfangreichen Nachträgen 
im 6. Banb der Collection etc., noch in dem unter bem Titel 
Us et coutumes etc. 1847 erjchienenen Wieberabprud der bei⸗ 
ben eriten Bände feiner Sammlung diefelbe aufgenommen, fon- 
bern fich darauf beichränkt, in ben Additions zu dem lebteren 
Wert Tome II p. 559 die italienifchen Ausgaben zu erwähnen 


1) Siehe darüber Holtius Abhandlungen civilif. und handelsrecht⸗ 
lichen Inhalts, überjeßt von S. Sutro. Utrecht 1852. ©. 228 Note 8. 
23) Holtius a. a. O. ©. 224 fi. 
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und feine eigenen Ausführungen zu widerrufen. Es ift dies 
wohl der Grund, warum bie Tabula Amalf. in der neueren 
Literatur nicht berückſichtigt wird, ja in Deutichland fcheint fie 
kaum befannt zu fein, obwohl ihr Inhalt von dem größten rechts⸗ 
geſchichtlichen Intereſſe iſt. Ja jogar der Graf Sclopis billigt 
in feiner Storia della Legislazione italiana I. cap. 5°) aus⸗ 
drüchlich die ältere Meinung von Pardessus und befireitet ganz 
und gar bie Eriftenz einer Tabula Amalfitana. Wenn daher 
jeldft dem gelehrten Staltener die Kenntniß der Ausgaben von 
1844 entging, jo tft ein gleiches Verſehen den deutſchen Schrift- 
ftellern gewiß zu verzeihen. 

Da nun die italtentfche Ausgabe von Troya in Deutſch⸗ 
land überaus felten und felbft in Italien nicht leicht zu haben 
ift, eine Nergleichung berfelben mit dem Wiener Manuſcript aber 
überdies zeigte, daß fie theils viele erhebliche Fehler, theils einen 
oft völlig unverftändlichen, aber durch Emendationen zu verbefs 
fernden Text bat, und auch bie Ausgabe von Gar fie feines- 
weg? viel Tibertrifft, jo dürfte eine neue Ausgabe von Nuten 
fein. Bet derſelben ift der Tert der Wiener Handfchrift getreu 
wiebergegeben, an folchen Stellen aber, bie offenbar verborben 
find, ift er emenbirt. Die Veränderungen find durch curfive 
Schrift marfirt und bie Legarten des Codex und ber italieniſchen 
Ausgaben dabei angegeben; dagegen find Varianten der italien. 
Ehitionen, die Tebiglich Leſe⸗ oder Druckfehler find, nicht aufge 
nommen. Ä 

D. Der Wiener Codex Niro. 6626 (Foscarini 184) 
ift aus dem 16. Jahrh.; Papier, kl. Folio. Er enthält zunächſt 
eine Chronik er Herrfchaft der Langobarben, Normannen und Sas 
racenen unter dem Titel Dell’ Origine di Longobardi et di 
Normandi*®) fol. 1—170 und anfchlteßend daran unfer Sees 
recht, welchen fol. 171 folgende Notiz vorhergeht: 

Amalfe in designo se pinge et cosi fu pentata al 


8) In der franzdf. Meberfeßung von Th. Selopis Paris 1861, 1. pag. 169, 
170; im ber zweiten italienifchen Ausgabe (Torino 1868) I. p. 188. 189. 
4) Die Angabe im Archivio stor V. p. 888 Rro. 289 if ungenau. 
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seggio di Amalfe in questo modo (videlicet signori 

Nobili): 

Una donna bella, vestita riccamente di bruccato, 

assettata ad una seggia, con uno leone in grembo 

et uns palla seu un mondo in mano, significando 

Amalfe essere bella et forte di sito & di gente, et 

in pede d’essa uno verso, quale diceva in questo modo: 

Prima dedit nautis usus Magnatis Amalphis 
denotando la franchitis, che hanno li Amalfitani per 
tutto il mondo navigando>). | 

Das Seerecht füllt fol. 171 v. bis 187 v.; an bafjelbe 
Ichließen fich an Oonsuetudines Civitatis Amalphae, welde 
1274 geſammelt und rebiairt worden find, wie ſich aus der am 
Anfang diefer Statuten ftehenden Urkunde ergiebt®). Diefelben 
find bei Troya und Gar gedrudt und von Volpicella erläutert 
worden), 

Es folgt dann noch eine Cronica omnium episcoporum 
Amalphitanorum und einige andere hiſtoriſche Werke des 16. 
Jahrhunderts. Die Verbindung ber Tabula Amalfitana mit 
biftorifchen Quellen und mit ben Consuetudines et usus bes 
weist die Nichtigkeit der Nachricht des Eingangs citirten Chro⸗ 
niften und begründet die Vermuthung, daß unfere Handſchrift, 
wenngleich vielleicht durch viele Mittelglieber, mit dem von ihm 
erwähnten Donorsi’ihen Exemplar zufammenhängt. 


5) Diefer Vers rührt nah Brencmann de republ. Amalphitana Ut- 
recht 1722 dissert. 1. $ 22 von Antonius Panormitanus 
geb. 1898 gu Palermo, geftorben 1471 zu Neapel ber unb lautet 
eigentlih Prima dedit nautis usus magnetis Amalfıs. Er bezieht 
fih darauf, daß ein Amalpbitaner im 14. Jahrh. ben Eompaß er: 
funden, ober wie Azuni meint, verbejlert haben fol. Brencmann 
l. e. Azuni Sistema universale dei princ. del diritto maritimo 1. 
9, 13 und die dort citirte Abhandlung befielben Verfaſſers über dieſen 
Gegenſtand. 

6) Vgl. Holtius a. a. D. ©. 248 fi. 

7) Luigi Volpicella Le consuetudini della citi& d’Amalfi ridotte 
a miglor lezione ed annotate. Napoli 1849. (Ich entnehme daß 
Eitat Sclopis a. a. ©. 1. p. 178). 
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IH. Die Rechtsquelle, wie fie und gegenwärtig erhalten 
ift, kann unmöglich ein einheitliches, aus einem Guß entſtandenes 
Wert fein. Es folgt bie zunächft daraus, daß von ben 66 Ar- 
tikeln, aus denen fie beiteht, 21 Iateinifch, 45 italientich find, 
bie erfteren durch eingeftreite italienische, die letzteren burch la⸗ 
teinische Worte vielfach verunftaltet. Die lateiniſchen Artikel 
bilden den Anfang und zwar Artt, 1—28; bazwifchen: find bie 
in italienischer Sprache abgefaßten Artt. 8. 11. und 22, bie 
gleichſam gloſſenähnliche Zufäge zu den ihnen vorangehenden Ar- 
tifeln find, eingejchoben; andererſeits tft der Iatein. Arlitel 38 
von ben andern latetnifchen Stüden der Rechtsquelle getrennt. 

Es wieberholen ferner italienifche Artikel öfters biefelben 
Beitimmungen, welche bereit? in lateinischen enthalten find, vrgl. 
z. B. Artt. 10 und 66; 21 und 87; 23 und 39; 13—16 und 
46; oder fie ftehen auch mit einander fogar im Widerfpruch, wie 
Art. I und 50; Art. 2 und 41. 

Auch noch ein anderer Umstand nöthigt zu einer Unterſchei⸗ 
dung zwiſchen ben Iateinifchen und italienischen Artikeln. - Die 
Ueberſchrift Capitula et ordinationes curiae Ma- 
rittimae und bie Bezeichnung ber Rechtsquelle als Tabula 
prothontina®) laſſen viefelbe als ein Gerichtsweiſthum ober 
als ein Edict des Marinegerichts erfcheinen; dies muß aber auf 
die lateiniſchen Stellen beichräntt werben, denn in einem ber ita- 
lienifchen Artikel (47) fpricht der Verfaſſer von ſich in ber erften 
Perion, „com’ho detto di sopra del navilio di rivera“, 
welche Worte fich auf den, ebenfalls ttalienifchen, Art. 89 be: 
ziehen. 

Beſonders bemerfenäwerth aber ift bie, fowohl den italie- 
nifhen Herausgebern, als Holtius entgangene XThatjache, daß 
einige Artifel gegen Ende (nämlich Artt. 59-62), faft wörtlich 
bem Reglement für die Conſuln von Valencta, welches Peter IV. 





8) Die Prothontinen waren eine Behörde fir Schifffahrtsangelegenheiten, 
in Amalft ein Handels: und Marinegericht. Vgl. Du Cange (edid. 
Henschel) v. Prothontinus unb v. Procentinus über Bebeutung und 
Gebrauch bed Wortes. 
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von Aragonien zwilchen 1336 und 1348 erließ, und mit dem 
1347 Barcellona bewibmet wurde, entlehnt find. Daſſelbe Re- 
glement tft bekanntlich mit dem Consolato del mare verbunden 
worden und bildet in den Hanbichriften und ben älteren Ausga⸗ 
ben den Anfang dieſes Rechtsbuches; In unferer Rechtsquelle tft 
aber nicht der Consolato del mare, fontern nur jene arago: 
niſche Orbonnanz benußt worden, ba ver Text ber Tabula Amallf. 
viel genauer als der Consolato mit dem Originaltert überein- 
ftimmt. | 

Mit diefer Thatfache ist auch da Alter ver Tabula Amalf., 
wenigftend in der Geftalt, die und in der Wiener Hanbfchrift 
erhalten tft, feitgeftellt; und zwar ift die Mitte des 14. Jahrh. 
die Entſtehungszeit, da am Ende dieſes Säculums bie Donorji: 
ſche Handſchrift, wie oben dargethan worden iſt, bereits von hohem 
Anſehen war. 

Es ſchließt dies aber nach den vorangehenden Eroͤrterungen na⸗ 
türlich nicht aus, daß nicht den lateiniſchen und vielleicht auch einem 
Theil der italieniſchen Stüde der Urkunde ein viel höheres Alter 
zulömmt. Zur Ermittelung der Zeit, in welcher die Tateinifchen 
Artikel abgefaßt find, fehlt es an jedem ficheren Anhaltspunkt, 
eiwa abgejehen davon, daß in denfelben die Eriftenz einer curia 
und eines Confuls in Amalphi vorausgefeht wird. Denn wenn 
Holtius (©. 241) darauf Gewicht legt, baß das regnum d. h. 
dag Königreich beider Sicilien in dem Geſetz erwähnt wird und 
bie Tabula alfo erſt nach Einverleibung Amalphi’s in baffelbe 
abgefapt fein Tann, jo FA dies Argument deshalb weg, weil bie 
Bezugnahme auf das regnum in einem italienischen Artikel ſich 
findet (Art. 39) und wenn er aus der Bezeichnung tabula 
prothontina, bie der Eingangs erwähnte Ehronift unferer Recht: 
quelle beilegt, jchließen will, daß fie nach 1269 entftanden fet, 
weil das bei Camera Istoria di Amalfi p. 25 angefertigte 
Verzeichnig der Prothontinen von Amalfi mit biefem Sabre bes 
ginnt, fo ift dagegen einzuwenden, daß in der Rechtsquelle jelbft 
eine Erwähnung ber Prothontinen fich nicht findet, jene Bezeich⸗ 
nung daher |päteren Urfprungs fein Tann als bie Duelle felbft; 
ſodann aber dürfen wir bie Einrichtung des Prothontinen-Amt? 
in Amalphi nicht deshalb in bad Sahr 1269 eben, weil bie 
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Namen der früheren Prothontinen ung nicht befannt find, viel- 
mehr machen jchon der ben griechiichen Urfprung verratbende 
Name und die in frühe Zeit fallende Handelsblüthe Amalfi's e2 
Sehr wahrſcheinlich, daß dieſe Behörde ſich aus der Zeit der by: 
zantinifchen Herrichaft herrichreibt. 

Wir Finnen daher nur nach einer Seite hin die Grenze 
beftimmen, denn da die Iateintjchen Stücke jedenfalls der ältejte 
Theil der Urkunden find, fo müflen fie ſpäteſtens im 14. 
Jahrh. verfaßt fein, wahrſcheinlich fömmt ihnen aber ein bei 
weitem höheres Alter zu). 


Capitula et ordinationes euriae Maritimae nobilis eivitatis 
Amalfae, quae in vulgari sermone dicuntur: 
la Tabula!) de Amalfa. 


ı. In primis pro navigiis?) quae vadunt ad usum?) 


9) Bajot Resume des lois de la marine Paris 1841 bemerft pag. 12: 
nous n’avons aucun monument de legislation maritime depuis les 
temps de la decadence de l’empire romain jusqu’ au 10 Siöcle, 
vers le milieu duquel le premier qui se prösente 
appartient aux habitants d’Amalfi dans le royaume de 
Naples . . .; bazu bemerft er in der Note 14 Yebiglih: „Les lois 
amalfitaines, publice&s en 954. “Dieſelbe Angabe mit Beziehung 
auf Bajot findet fich bei v. Kaltenborn Seerecht J. S 68 Anm. 
84. Es ift fehr zu bedauern, daß Bajot bie Brünbe, aus benen er 
bie Publikation eines amalpbitanifchen Seerechts in das Jahr 954 
ſetzt, verſchweigt, noch mehr aber, daß er nicht angiebt, wo dieſe „‚lois 
amalfitaines‘‘ zu finden ſind Denn bie Exiſtenz unſerer Tabula 
Amalfitana wurde crft 1843 resp. 1844, alfo nah dem Erfcheinen 
ber Schrift von Bajot, befannt; es ift deshalb kaum möglich anzu: 
nehmen, daß er fle im Auge hatte, wo befindet fih nun aber fonft 
jene® „ınonument do legislation maritime, qui se presente (!) vers 
le milieu du 10 siöce‘“‘? . 

1) Tabula] Diefe Bezeihnung für Furze Darfiellungen findet ſich feit 
bem 18. Jahrh. in Stalien auf bem Gebiet der juriftifchen Literatur 
öfterd, fo giebt es von dem 1279 zu Bologna verflorbenen Erz⸗ 
bifhof von Gneſen, Martinus Polonus, bie fogenanute Tabula 
Martiniana decreti; vgl. v Savigny Gefchichte bes Nöm. R. im 
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M. A. 2. Aufl. V 6. 86. Es find ferner handſchriftlich erhalten 
von Johannes de Deo eine tabula decreti unb eine tabula de- 
cretalium; v. Savigny a. a. O. V ©. 478 und Steffenha- 
gen Beiträge zu v. Savigny's Geſchichte ıc. 8. 18. 19. Ramentlich 
wird für kurze Repertorien der Ausbrud gebraucht und tft fpäter für 
bie Namen: und Sachregifter größerer Werke üblich geworben (tables 
des matieres). Deshalb iſt bie Anfiht von Du Cange v. tabula 
nro. 10 (edid. Henschel VI p. 481), tabula bedeute hier Lex, 
bie er auf bie Vermuthung ftübt, daß biefe Rechtsquelle ähnlich wie 
das mofaifche und bas Zwolftafel⸗Geſeß urfprünglich auf Tafeln ge 
ſchrieben worben fei, zu verwerfen ; fie bat nicht ben geringflen hiſto⸗ 
riſchen Grund für fih und ob unfere Quelle überhaupt als ein 
eigentliches Geſetz angefehen werben barf, ifi fehr zweifelhaft. 

Art. 1. 2) pro navigiis] Navigium und navilium bebeuten im mit: 
telalterlichen Latein bie Flotte oder bie Seereife, navilium nur aus: 
nahmsweiſe auch das Schiff. cl. Du Cange sub h. vr; italieni: 
ſche Schriftfteller bedienen fich dagegen bed Wortes narvigium für 
Schiffe aller Art, vgl. Benv. Straccha Traot. de navibus I 
aro. 7; unb noch heut wirb im Italieniſchen naviglio, wenngleich 
felten, für nave gebraucht. In unferer Nechtöquelle bebeutet in allen 
italienifchen Artifeln berfelben narilio Schiff, nur felten 3. B. Art. 51. 
61. ſteht nave; dagegen bebeutet in ben Iatelnifchen Artikeln bas 
Wort navigium bald Schiff, 3. B. Art. 1. 4. 5. 6. 7 14. 21. 83; 
bald Reiſe 3.8. Art. 6. 12. 18. 14. 15, wenn nicht an ben letzteren 
Stellen für navigium richtiger viagium zu leſen iſt, fo wie auch 
manchmal flatt navigium (Schiff) fälfchlih viagium geſchrieben ift 
Art. 6. 20. 

8) ad usum] b. 5. nach ben Herfommen; flatt usus wirb fonft häufiger 
gebraucht usagium==consuetudo, mos; frangöj. us et coutume. Bol. 
Du Cange ed. Henschel v. usagium (VI p. 886 i. £.) unb 
Y. usago. 

4) de Rwera] Rivera, riveria bebeutet eigentlih Fluß, rirus, riviere; 
in unferer Quelle bat es durchweg den Sinn von Ufer==ripa, riva, 
rivagium; vgl. Art. 7. 85. 41. 48. 47. Im Artikel 41 wird ber 
rivera geradezu il sodü das Trockene, Feſte, db. h. daß Binnenland 
enigegengeieht. Du Cange bemerft in ben Roten zu Alexiade ber 
Anna Comnena p. 234: quod ea tempestate ut et nostra cir- 
cumjocta regio totusque qui Amalphi adjacot maritissus tractus, 


% 
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tione seu mutuo navis3), nautae ipsi ad requisitionem 
patreni tenentur servire et auxiliari navigiis in omnibus 
commodis et auxiliis necessariis et si aliquis dietorum 
culpa et defectu 'ipsius®) non venisset, incidat in poenam 
fraudum ad arbitrium patroni et sociorum”?), quae pena 
debeat applicari columnae comuni?). 


6) 


ab hac urbe appellationem sortiretur. ®gl. Brenomann de 
republ. Aıalph. dissert. 1 $ 25. Azuni Sistema universale I, 9, 
$. 1. Pardessus Collection etc. I, p. 144. Rivera ift alfo bas 
Küftengebiet von Amalũ und demgemäß heißt es auch im Art. 7. 
rwera praedictae cwitabis. Auf ben usus de rwera bezieht fidh 
unfere Duelle außer an biefer Stelle in ben Art. 7 und 86. Eine 
Analogie bieten die Seerechtsquellen von Barcellona, welche auch re: 
gelmäßig von ber riparia Barchinonae veben. Pardessus V 
p. 889. 60q. 

muiso navis] Diele Worte bebeuten nicht ein Darlehn, fondern ein 
von der Schiffskaſſe den Seeleuten in Voraus bezahltes Handgeld. 
Bol. bie Urfunde von 1408 bei Du Cange v. Mutuum i. fine. 
In ben italienifchen Artifeln unferer Duelle wirb gleichbedeutend 
gebraucht do impronto 3. B. Art. 26. 41. 


6) cuipa et defectw ipsius) Im Art. 50, ber mit unferem Artikel zu 


vergleichen ift, wirb biefe Einſchränkung ausgedrückt: ecceito se per 
legittima causa fosse impedito. Vgl. Art. 41. 


7) ad arbitrium pairom et sociorum) Diele Beſtimmung fleht im 


Widerfprud mit Art. 50, nach welchem bie Strafe al parere delli 
consols außgemeflen werben foll. 


8) colummae comuni] Columna ober Colonna iſt ein dem italienifchen 


Seerecht eigenthümlicher Contract, über ben ſowohl in ber Literatur 
als auch in ben uns erhaltenen Quellen nur fpärlihe Nachrichten 
vorliegen unb ber wol jchon im 14. Zahrhunbert durch andere Ber: 
tragdarten größten Theils verbrängt worben if. Dad Weſen bes 
Vertrages beſteht barin, daß bie Inhaber ber Schifißantheile, bie 
Gigenthümer ber verfrachteten Waaren, Kapitaliftien, welche ſich mit 
einer beſtimmten Geldſumme bei bem Unternehmen betheiligen, und 
bie Seeleute, welche auf bem Schiff bienen wollen, eine Soctetät ein: 
gehen und nad Beendigung ber Reife ben Gewinn resp. Berluft 
nach feften, vorher beflimmten Quoten unter fich theilen, jeboch fo, 
daß Niemand mehr als feinen Ginjab verlieren Tann. Mit biefem 
Bertrage find alfo verwandt: 
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2.%) Item si aliquis nauta, recepta pecunia seu mu- 


x 





1) die comenda ober accomandita in ihrer urfprünglichen 
Form, melde barin beftand, daß ein Kaufmann einem andern Kauf- 
mann ober einem Schiffer Selb zur Abfchliegung beftimmter Ge: 
jhäfte oder Waaren mit bem Auftrag übergab, fie nad) einem be 
ſtimmten Ort zu transportiren und dort beſtmöglichſt zu verkaufen, 
und daß er dem Accomandatarius bafür eine Quote be3 Gewinnes 
als Propifion verfpradh. 

2) Die implicita (impietta) ober prestita, Worte bie bis⸗ 
weilen auch für die comenda, in ber Regel aber für ben Fall ge 
braucht werben, daß ein Kaufmann einem andern Kaufmann ober 
einem Echiffer eine Geldſumme mit dem Auftrage giebt, für ihn ge 
wiffe Geſchäſte abzufchliegen, gegen bie Zufiderung von beſtimm⸗ 
ten Brocenten (?—49],) als Proviſion. 

Bol. Über diefe beiden Verträge Pragmaticae cataloniae 
von 1269 — 1804 (Pardessus V p. 847 — 850). Etablissem. de 
Montpellier (18. Sahrh.) (Pardessus IV p. 255. sqq.) Statu- 
ten von Marseille (18. Sabrb.) Lib. III c. 19. sqg. (Pard. IV 
p. 266. sqq.) Etatuten von Genua Lib. IV c. 18 (Pard. IV 
p. 527 sqq.) Statuten von Bonifacio v. 1609 cap. 2 (Pard. VI 
p. 597 sq.) u a. ef. Targa Ponderazioni maritime cap. 84. 35. 
Casaregis Discurs. legales. Disc. 29. de Ansaldis De 
commerc. Disc. 98 nro. 58 sgq. Baldasseroni Dizionario di 
giurispr. marit. e di commercio I p.85-114. Fr&m&ry Etudes 
de droit commercial p. 17. 86. sq. 182 sqg. 

8) Der contratto di germinamento oder aggermina- 
mento b. i. ein Vertrag, burch welchen bie Schiffer und bie Kaufe 
Teute, welche Waaren auf einen Schiff haben, bie gemeinfame Trag⸗ 
ung aller Seeunfälle ober der zur Abwendung größerer Schäden 
notwendigen Koften verabrebeten. Bol. über biefen im mittellän- 
bifchen Meer in früherer Zeit üblichen Vertrag Targa ponderazioni 
c. 76. Emerigon Trait& des assurances Marseille 1788 I p. 
601--612. Baldasseroni a.a. O. Ill p. 3885 Pardessus I 
p. 168. 219. Als der Vertrag mit der Entwidiung ber Grunbfähe 
über Avaric-®roße außer Uebung Fam, wurbe ber Name noch beibe- 
balten für ben bem Seewurf vorangehenden Schiffsrath Targa 
a. a. O. Casaregis Discurs. 45. nro. 26. (Tom. I p. 282) und 
Disc. 121. nro. 15 (Tom. Mi p. 5.) Baldasseronia. a. D. 

4) L’impegno dei marinari alla parte ober a profitto 
o perdita b. h. die Heuerung ber Seeleute auf einen beftimmten 
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tuo, nollet sequi viaggium coeptum, sit in arbitrio pafroni, 


Antheil anı Gewinn. Ueber diefen Bertrag enthalten alte unb neue 
Seerechte reichliches Diaterial. Vgl. Targa cap. 85. v. fin. u. v. a. 
Kine befondere Anwendung fand er im Mittelalter bei der Ausrüſtung 
von Kaper⸗Flottillen. Noch heut ift er, namentlich im mittellänbis 
ſchen Meere, praktiſch. Während aber bei der colonna bie Diatrofen 
einen Antheil an der ganzen Seeuntenehmung hatten, find fie heut 
regelmäßig nur an ber vom Schiff verdienten Fracht betheiligt (im- 
pegno a partecipatione di nolo, engagement au profit). 

Bon jebem biefer Verträge ift die colonna verfcyieben nicht nur 
durch den größeren Umfang und bie umfaffenderen, auf alle bei 
einem Seeunternehmen betheiligten Perſonen fich eritredenden Wir: 
tungen, fonbern auch dadurch, daß bei ihr ber Begriff der societas 
quaestuaria resp. ber dadurch begrünbeten communio jcharf hervor⸗ 
tritt und für den juriftifchen Charakter des Rechtsgeſchäfts beſtimmend 
ift, während bet ben beiden erſten Berträgen ber Begriff des Mans 
dats, wie ihn dag mittelalterliche Recht, namentlih bad Handelsrecht 
ausbildete — vgl. Targa «. 84 nro. 1. Casaregis disc. 29 
nro. 4. sqq. —, bei bem lebten ber ber Dienfimiethe maßgebend 
ift, ber dritte dagegen als ein nicht auf Erwerb gerichtetes Geſchäft 
gar nicht in Vergleich fommıen Tann. Jedes biefer 4 Geſchäfte aber, 
welche jämmtlich die colonna lang übertebt haben, bat von berjelben 
wejentliche Beftandtbeile zu Erbe erhalten. Die accomandita und 
implicita haben ſich immer mehr ber Societät genäßert und fidh 
enblih zur fogenannten Sommanbit:@efellfchaft ausgebildet, deren 
wefentliche Grundſätze wir faft jämmtlich ſchon in ber Colonna aus- 
geprägt finden. Die heutigen Rechts⸗Grundſätze über Außgleichung 
ber Avarie⸗Große, welche mit ben vertragsmäßigen Feſtſetzungen des 
germinamento im Weſentlichen übereinftimmen, baben ben in ber 
Eolonna bereit? praftifchen Gedanken einer Schiffsgemeinichaft zur 
Grundlage, während das Römiſche Recht mir in ber Perfon bes 
Schiffers durch lauter actiones locati und conducti eine Ausglei⸗ 
hung in der weitläufigften Weife fannte. Ueber das Verhältniß ber 
Matrofen zur&olonna endlich finden wir in unferer Rechtöquelle eine 
bedeutende Zahl von Sätzen, bie noch heut für das engagement au 
profit größtentheild in unveränberter Geltung find. Für bie Er: 
fenntniß ber Geſchichte bes Handelsrechts, ja für das richtige Ver: 
ſtaͤndniß praktiſcher Rechtöinftitute, tft daher die genauere Bekannt⸗ 
fchaft mit der Eolonna, bie wir vorzugsweiſe ber Tabula Amalfitana 
danken, von größter Bedeutung. 
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ab eo petere duplum 3°), ad quod infallabiliter!!) tenea- 


Der Name colonna findet ſich in feiner andern mir befannten 
Seerechtöquelle, er iſt ausſchließlich unferer tabula eigen; wenn 
Holtius a. a. DO. ©. 288 i. f. aber behauptet, daß diefer Vertrag 
„in ben ſechs Quartbänben Pardessus’ nicht erwähnt if”, fo if 
dies unrichlig. Derfelbe Tümmt in bem Pfeuborhobifchen See 
recht mehrfach vor, er wird bafelb als zosseunie bezeichnet III c. 
9. 27. 28. 82. (Pardessus I p. 250 sqq.) unb ber Befrachtung bed 

Schiffes durch einzelne Kaufleute entgegen gefeßt. Auf dieſes Rechts: 
verhältniß beziehen fich ferner Art. 15—18 der Orbonnang Jacob’s I 
von Aragonien von 1258 (Pardessus V p. 848 sq.) und im 
cap. 175 be8 Consolato (Pard.) wirb basfelbe ebenfall® voraus- 
geſezt, indem dort ber Fall erörtert wird, auf ben ſich Art. 29 ber 
Tab. Amalf. bezieht. Bgi. Casaregis spiegazione ad cap. 217 
feiner Ausgabe des consolato. An biefen Stellen wirb das Ber: 
hältnig commune, navigahio in commumne genannt. Ob fi aud 
cap. 202. 208 (Pardess.) be& Consolato auf bie colonna bezichen, 
wie Targa c. 86 nro. 8. 9. und Casaregis ad capp. 244. 
245 ; (feiner Ebition) annehmen, ift mindeftens zweifelhaft, es Kan: 
bein biefe capp. nur von dem Verhältniß ber Geelcute, welche a 
partecipatione di nolo bienen. Ebenſo kann ed zweifelhaft fein, ob 
das cap. 48 ber Assises de la baisse court dou Reaume 
de Jerusalem (edid. Kausler Giuttgart 1889 I p. 80), 
weiches mit ben Worten beginnt: Sil avient que un home baslle 
a un autre home de son aver a porter sur mer a gaaing et 
aventure [auf Gewinn und Verluſt] de mer et de gens . . . bas 
Berhältniß ber colonna ober ber accomandita im Auge bat; natürs 
licher und einfacher iſt bie Ießtere Annahme. Daſſelbe iſt ber Fall 
mit cap. 11 be constitutum usus von Pisa v. 1160 (Par- 
dessus IV p. 571). 83 quis pecuniam vel rem aliquam in socie- 
tatem vel praestantiam maris ab aliquo . . . suscepit. Dagegen 
fgeint in ben Statuten von Bonifacio von 1609 cap. 2 
(Pard. Vi. p. 597), in welchen das dare in accomenda ſiets ent: 
gegengefebt wirb bem dare denari o roba a parte, mit bem letz⸗ 
teren Ausbrud ein ber Golonna entiprechenbes Verhältniß bezeichnet 
zu fein. Daß übrigens das Geſchäft noch im 17. Jahrh. nicht ganz 
aus ber Praris verſchwunden war, folgt daraus, daß Targa in 
feinem zuerſt Genua 1692 erfhienenen Werke Ponderazioni sopra le 
contrattazioni marittime cap. 86 ein Kormular zum Abfchluß bes 
contratto di colonna mittbeilt. Auch in bem 8. Theil ber dem 
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tur, cuius dupli medietatem habeat patronus et aliam 
'medietatem habeat curia'!?2). 





17. Jahrhundert angehörigen Us et coutumes d’Olonne 
(in Poitou) wird ein ganz entſprechendes Berhältnig ausführlich bes 
banbelt; ſtatt des Ausdruds colonna wird in benfelben die Bezeich⸗ 
nung 3a grande bourse, und für bie Miteigenthümer bes Schiffes 
und bie Matrofen bourgeois unb compagnons gebraudt. Vgl. z. 2. 
art. 5 (Pardessus VI p. 570) chaque compagnon dommera, pour 
enirer au gros de la grande bourse, la somme de 300 livres 
et les bourgeois ü proportion, selon les parties qu'ils seront 
fondes as dit navire, toutes lesquelles sommes seront mises &8 
mans du maistre, afın qu'il les employe en la quargasson. 
Unfere Tabula ift baher nicht bie einzige Quelle, aus der wir das 
Weſen ber Eolonna erfennen können, indeß if fie boch bie Altefle, 
wichtigfte und reichhaltigfe für bieje Materie. In ber Literatur 
wird bei ber überwiegenden Mehrzahl aller Handelsrechts⸗ und See 
techtöfchriftfieller bie colonna mit Stillichweigen übergangen, too fich 
eine Notiz findet, weiſet biejelbe auf bie brauchbare Darſtellung bei 
Targa a. a. O. cap. 36. 37, vgl. au eod. c. 24, zurüd. Es 
find ferner zu erwähnen außer Casaregis IL cc. Baldasseroni 
Dizionario etc. III p. 70 sg. Emerigon Trait6 des assurances 
etc. U p. 898 unb Holtius a. a, O. ©. 280 fi. 

Art 2. 9) Siehe Art. 41. Zu vergleihen if Assises de la 
baisse court de Jerusal. art. 46 (Kausler): Sil avient 
que mariniers sacordent o le sire dou vaisseau de faire un veage 
et en prenent la mite de la monee, de co don il se sont acordes 
et puis avient que les mariniers se repentent: la raison comande, 
qu'il li det amender sa monee au seignor de la nave en double... 
Bel. au Venetinn. Statut v. 1232 c. 22, (Pard. V pag. 19. 
20.) Seerecht von Ancona v. 1897 cap. 7. 41. (Pardess. V 
p- 123. 152.) 

10) duplum] Zu vergleihen ift Art. 16, wo biejelbe Buße für einen 
ähnlichen Fall angebrobt if. 

11) infallabiliter] Troya, Gar: infallibiliter. 

- 12) medietatem habeat curia] Es ift aufjällig, daß nach Art. 1 das 
Strafgeld an bie colonna communis fällt, nach biefem Artifel da⸗ 
gegen an bie curia gezahlt werben fol. Der Patron erhält nur 
zurüd, was er als Hanbgeld ausbezahlt bat. Bel. Venetianische 
Statuten VI cap.76 (Pard. V p.64). Neapolitanische Be: 
ordnung von 1604 (Pard. V p. 268). 
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3. Item pro tarenis !®) quinque, si nauta non habet 
unde solvat, debet!*) carcerari, et committendo baratta- 
riam expressam 15) saltim debet carcerari ad arbitrium 
officialium 1°). 

d. Item patronus debet declarare quantas partes 
trehit!7) navigium !®). 


Art. 3. 18) tarenis] Tareni Amalphitani werben in Urfunben be# 

- 38. Jahrhnnderts dfters erwähnt. Vgl Du Cange v. Tarenus. 
Der Tarenus war eine Golbmünze und wog 20 Gran. 

14) debet] fehlt im Cod. Vindob. unb bei Troya; Gar ergänzt debeat. 

15) barattaria expressa] d. h. eigentlide, offenfundige Baratterie. 
Bol. Über dieſes bem Seerecht beſonders eigene Delit. Targa 
Ponderaz. c. 74, Ansaldus ab Ansald. Disc. 70 nro. 70 sgq- 
Savary Diction. univ. de comm. v. Baratteria.. Casaregis 
Diseurs. 1 nro.77 sqq. Baldasseroni Dizionario 1 p. 240 zqg. 

16) ofhcialium) scil. curiae maritimae. 

Art. 4. 17) partes trahst] Die wenigen Worte dieſes Artifels find am 
und für fih und ohne Zuſammenhang mit ben anderen Beſtimmun⸗ 
gen unferer Duelle jchwer verflänblih. Das Wort pars fünnte man 
zunächſt für ben Antheil eines Schiffseigenthümers am Schiff halten, 
deffen Declarirung vorgefchrieben if, ef. Targa c. 9, allein was 
fol! dann partes trahere heißen? Auch gäbe diefe Bedeutung für 
ben folgenden Artikel, in bem berjelbe Ausdruck wieberfehtt, gar 
feinen Sinn. Es ift vielmehr nothiwendig, biefe beiben Artikel auf 
das Verhältniß ber colonna zu beziehen und unter pars ben Antheil 
an ben Gewinn und Verluſt an der Eolonna zu verſtehen. Pars 
ift daher gewifiermafien eine Actie, ein Gefchäftsantheil, eine Bedeu⸗ 
tung, die dem Wort ſchon Im claffifchen Latein 3. B. in Betreff ber 
Antbeile an ben societates publicanorum zukam, Cicero in Va- 
tinium c. 12 und pro Rabirio c. ?. ®gl. Kuntze Inhaberpa⸗ 
pire ©. 42. 48. Salkowsky zur Lehre von ben furift. Berfonen. 
Leipz. 1868. ©. 39., und bie es auch im mittelafterlichen Latein 
öfters bat, cf. Carpentier bei Du Cange v. Pars (edid. Hen- 
sche! V p. 107. col. 1). Sonach beflimmt unſer Artikel, baß ber 
Schiffscapitän erflären muß, mie viel (Actten-)Antbeile an ber 
Colonna auf das Schiff kommen (dad Schiff zieht), und der folgende 
Artikel erläutert dies näher dahin, daß filr je 10 Laften ber Ladung 
bag Schiff einen Antbeil habe Mit dem Art. 4 ſtimmt barnad 
auch überein Consol. art. 202. al. 1. (Casareg. 244). Diele 


v⸗ 
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5.10) Item unumquodque navigium debet trahere 
pro omnibus decem salmis 2°) de portato partem?!) unam. 

6. Item statim quod viagium 22) incipitur et narvi- 
gium cepit accomandum??) pro viagio, tam te navigio??) 
quam de pecunia sit una massa et unum Corpus; et na- 
vigium tenetur accomando et accomandum navigio?), 
non obstante?25) aliqua alia antiqua vel moderne oblige- 
tione quocumque modo facta, 


Snterpretation wird zweifellos durch Art. 47, in weldhem ber Aus 
brud partes trahere ebenfalls vorfömmt; im bemfelben wird be: 
ſtimmt, baß wenn bei Avaricfällen der Gewinn ber Eolonna nicht 
zum Erſatz des Schadens ausreicht, der Reſt beöfelben si deve rifare 
tra la colonna et lo navilio secondu Ze parts che lo navilio ti- 
rara. Au vergfeihen ift auch noch Art. 33, mo tirare et mel- 
terse in conto tautologifch ficht für in Rechnung kommen. 

18) navirigium) bie Handſchrift hat deutlich biefed Wort; Gar emenbirt 
navigium. Die Form navirigium kömmt in ber That fonft nicht vor. 

Art 5. 19) über bie Bebeutung biefeß Art. vgl. Note 17. 

20) salmis) Sagma, salma ift ein fhon Isidor. Hispal befanntes 
und von ihm befinirted Wort; es bebeutet Last, hier Schiffslast- 
cf. Du Cange s. hh. ww. Auch im Deutſchen fommt bie Wort 
Saum im Sinne von Last ald Bezeihnung eines Maßes unb in 
Aufammenfegungen, wie Saumtbier, Saumpfad u. dgl. vor. Val. 
Adelung Wörterbuch v. Saum nro 3 Tom Il i. 1629. 1680. 

21) de portato partem] Troya: de portate parte; Gar: de portata 
partem. 

Art. 6. 22) viagium] Cod Vind., Troya und Gar baben bier narvi- 
gium und in ber jolgenden Zeile flatt navigio viagio. Die Vers 
wechälung des Schreibers liegt auf der Hand und I” Emenbation if 
durch den Sinn geboten. 

28) accomandum] die Hbih. lieft bier ——— es ſindet ſich 
aber fouft in unſerer Quelle übereinfiimmend mit dem Sprachge⸗ 
brauch ber andern miittelalterlichen Rechtsbentmäler ſtets bie Form 
accomandum, accomanda. Es ergiebt fi aus bein Sinn unſeres 
Artikels, daß dies Wort bier nicht die eigentliche comenda ober 
accomandita bezeignet, wie Holtius S. 235 annimmt, fonbern 
bie zur Colonna inferirten Gelber resp. Waaren. Eine Ergänzung 
des in unferm Artikel enthaltenen, für ben Begriff ber Colonna 
befonders charalteriſtiſchen Rechtsſatzes giebt Art. 12. 

Beisihrift für Oaudelorecht. Sd.VL. 21 
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7. Item statim quod patroni de caratis?*) de na- 
vigio constituunt et ordinant?’) aliquem patronum in eo- 
rum navigio, dictus constitutus 28) patronus potest capere 
ad accomandum a quacumgue persona, a qua ei melius 
videbitur, et obligare navigium cuicumque voluerit, vide- 
licet ad usum de Rivera civitatis29) pertinenter 20), non 





24) navigio] Cod., Troya: navigium. 

25) non obstante etc.] Wenn die Colonna einmal nebilbet ift, fo haften 
Schiff, Waare und Gelder ſolidariſch für die Eolonnafchulden. Gläu- 
biger, welche fih an die Einlagen einzelner Theilnehmer halten wollen, 
müſſen dies thun, bevor dic Reiſe angetreten wird, ober abwarten, 
bis die Neife beendet und die Colonna aufgelöf ift und fih dann 
an ben auf ihren Schuldner entfallenden Theil des Gewinne hal: 
ten ; während beflehinder Colonna aber haftet das ganze Golonna= 
Vermögen nur für die Societätöfhulben. Auch an.biefem dem Röm. 
Recht wiberfprechenden Satz zeigt ſich bie Verwanbtichaft ber mober: 
nen Gommanbitz&efellihaft mit ber Colonna. Neber das Vorzugs⸗ 
recht ber Accomenbatoren jelbft am Gocietäts sBermögen vgl. Sta⸗ 
tuten von Genua IV, 18, (Pard. IV p. 527) und Statuten 
pon Bonifacio c. Il al. 1.2. (Pardess. Vi p. 597. 598.) 

Art. 7. 26) patroni de caratis] Es find dies bie Inhaber von 
Schiffsantheilen. Carato de navilio ift der in allen mittelänbifchen 
Gerrehtöquellen übliche, techniſche Ausdruck für Schiffsantheil; carato 
bebeutet fpäter auch die Actie. Ausführliche Erörterungen bei Bal- 
dasseroni Dizionario Ill p. 32 sqq. . 

37) constiiuunt ei ordınant) cf. Seereht von Ancona dv. 1397 
cap. 5 (Pardess. V p. 121. Benv. Straccha de navib. U 
nro. 7. 

38) dictus constitutus etc.] Diefer Attikel ift zu verbinden mit Art. 17 
und es ergiebt fid) aus beiden der Rechtsſatz, daß ber beftellte Batron, 
ber Schifiscapitain, der eigentliche Geſchäftsführer für die ganze Co: 
lonna und inöbefontere für alle bad Schiff angehenden Gejchäfte if, 
fo ba er bad gefammte Colonna⸗Vermögen burch bie von ihm con⸗ 
trabirten Verträge obligitt, anbererfeit3 aber perlönlich für alle von 
ihm eingegangenen Geſchäfte verhaftet bleibt; er Hat aljo ganz bie 
Stellung des Gomplementaird bei ber Gommanbitgefellfchaft. Eine 
Anwendung biefe® Grundſatzes findet fih im Art. & Bel. Fre- 
mery Kitudes p. 182. 

29) ad usum de rivera civitatis] cf. nota 8. 4. 

80) pertinenter] Cod. ptier; Troya: tueri; Gar: predictae. Das 
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obstente aliquo pacto publico vel privato e contractu 
vel ex quasi contractu inito3!) inter partes. 

8.32) Item se alcuno delli patroni delle carate non 
volesse in alcuno viaggio arrisicare lo suo carato, li quali 
havessero li navilii, etil patrone dello narvilio se partesse 
con la colonna sua, et lo navilio patesse naufragio, o 
perdesse qualungque modo, lo predetto navilio se deve 
vendere et insieme con la restante colonna si deve 
partire per onza, soldo per libra, per quelle persone, 
le quali arrisicano in lo navilio, et quello patrone delle 
carate, lo quale non volesse per questo viaggio ar- 
risicare, deve havere regresso in li boni altri del detto 
patrone contrafacente et nulla attione contra lo navilio 
o deli carati, quali have in cominale??). 

— 


Wort pertinenter wird, wie Du Cange s. h. v. bemerkt, gleichbe⸗ 
beutend mit congruenter gebraucht, und bie Worte bebeuten baber: 
dem Amalphitanischen Gewohnheitsrecht gemäss. 

81) inito] Cod. Troya: inhitum. 

Art. 8. 32) Der Sinn diefeß Artifeld, ber im engften Zufammenhang mit 
ben im Art. 6 und 7 ausgeſprochenen Grundſätzen fleht, iſt ber, daß 
wenn einige patroni de caratis bem Patron anzeigen, daß fic an einer 
Seeunternehmung ſich nicht betheiligen wollen, ber Patron aber trotzdem 
eine Eolonna abſchließt und die Reiſe antritt und bad Schiff bann 
Schiffbruch leidet oder fonft zu Schaben fommt: daß dann bas Schiff 
verkauft werben und ber Erlös defielben nebft dem Kaffenbeftand der Eos 
lonna unter bie Eolonna-Theilnehmer pro rata vertheilt werben foll, jene 
biflentirenden Mitrheber aber fih nicht an bad Schiff oder bie Anz 
theile der andern Rheder halten bürfen, fonbern Iebiglich einen Res 
greß gegen ben Schiffer haben. Nah andern Quellen entfcheibet 

bei ähnlichen Differenzen unter Mitrhebern die Majorität. Vgl. 
Serreht von Malta v. 1697 Tit. VIL ec. 1. 2. (Pard. VI . 
p. 848. 849) und auch Consolato 184 (Pard; 226 Casaregis.) 
Targa c. 26 nro. 8. Von ganz anberen Gefichtöpunften geht 
auß Straccha Tractat. de navib. Il nro. 6. 

88) cominale) Codex cowiale; Troya coviale; Gar caviale. Ein fols 
ches Wort erifirt nicht; Gar will emenbiren capitale, was feinen 
Sinn giebt. Ich vermuthe, es iſt caminale zu leſen, ein Wort, bad 
häufig vorlömmt, namentlih in ber Derbindung lo cominal de la 

21* 
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9. Item quod nullus patronus possit nec debeat 
dare partes de avantagio cCuicumque nautarum vel socio- 
rum, nisi illis, quos scimus: videlicet naclerio et scribae ®*), 
et hoc non audeat facere sine communicato?5) consilio 
parsonariorum?®) suorum. j 

10.37) Item patroni facta vela®®) debent ostendere 
et declarare cunctis nautis et sociis publice totam colom- 
nam, et mercantiam et etiam denarios, qui trahunt de 
civitate et etiam eis narrare, quo sunt ituri. 

11.39) Item nullo patrone deve mettere o möstrare 


- m 


naü 3. B. Consulato c. 181. 190. 202. 203. (Pard.) und oft, 
und welched communitas, communale , Gemeinſchaft bedentet. Es 
paßt bier ganz gut in den Zuſammenhang, in bem die carati in 
cominale bie Antbeile ber bei ber Golonna beibeiligten Mitrheder 
find. Vgl. au Du Cange v. Communalia. 

Art.9. 34) naclerio et scribae] ®gl. Consol. 181 (Casar. 223) unb 
15 (Casar. 58) und bejonder® 202 al. 4 (Casar. 244). Targa 
cap. 18 nro. 14 und cap. 14 uro. 14. NAud im c. 12 wirb no 
ein Hal erwähnt, in welchem Jemand aliquid plus partis bei ber 
Bertbeilung erhalten kann. 

85) communicato] Cod. unb Troya communicatio 

86) parsonariorum) Partionarii ift ein den mittelalterlichen Rechts⸗ 
quelien eigenthümlicher Ausdrud für socii, vgl. 3. ®. Statut. v. 
Marseille IV c. 6. Jacob’s I. Ordonnanz v. 1258 c. 15 230. 
Seer. v. Ancona v. 1397 cap. 8. 5. Pal. au Targa cap. 
10. ... partecipi, ji. quali in qualche luogo con corrotto voca- 
bulo si nominano parzianevol ... . 

Art. 10. 87) vgl. Art. 66. 

87) facta vela] d. h. bei ber Abreife; derſelbe Ausdrud far vela kehrt 
wieber Art. 41; er iſt in italienifchen Mechtöquellen ſehr gewöhnlich; 
in der claffiſchen Latinität ift bekanntlich vela dare üblicher. 

Art. 11. 89) Der wahre Sinn diefes Artikels ift zweifelhaft. Nach 
Art. 18 barf ber Patron ohne Einwilligung ber Majorität ber 
Theilnehmer überhaupt fein neues Mitglieb ber Colonna aufnehmen 
und nad) Art. 29 kömmt alles Vermögen, welches auf dem Schiff 
fi befindet, aud wenn es einem Fremden gehört, ber Colonna 
ohne Weitered zu Gute; mit beiden Beſtimmungen fleht unfer Nr: 
tifel im Widerſpruch, wenn man ibn jo interpretirt, daß der Patron 
zwar nicht Waaren, aber boch den dafür erlöften, nach Abzug ber 
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& la sua colonna comone mercantia de nulla parte o 
qualitate, eccetto poi venduta la mercantia et extratte 
le spese et pagate lo nolo de lo navilio; ita che liquidato 
lo denaro se deve implicare con la comone colonnea. 
12. Item durante societate vel navigio?%) unum- 
quodque lucrum vel invenctum®!) vel ex exercitio quae- 
situm vel quocunque alio modo vel per patronum vel 


Speien verbleibenden Reinertrag nadträglih in bie Colonna auf: 
nehmen (implicare con la colonna) barf. Vgl. Holtius a. a. O. 
&. 231. Er muß deshalb anderd gedeutet werben und zwar nicht 
von der Aufnahme neuer Mitglieder in die Schiffögemeinichaft, 
fondern nur von ber Berehnung ber Antheile derjenigen 
Mitglieber, die Waaren (accomanda) gegeben haben, beren Werth 
alfo nad dem Nettoertrage angefebt werben fol. Es iſt bamit zu 
vergleichen Xacob’8 Ordonnanz v. 1258 Art. 15... . dictus 
mercator sive commune defferens non accipiat a suis dictis com- 
partiariis aliquas merces, nisi secundum quod valuerint illa die, 
qua ipsas recipiet et hoc sub poena sacramenti ab ipsis praestiti 
nobis et probis hominibus praelibatis (Pard. V p. 844). 

Art. 12. 40) navigio] bebeutet bier und in ben folgenden Art. Reife. 
Bol. Note 2. 

41) invenctum] d. h. was gefunden wird. Hierauf bezieht fih dann 
bie am Ende be3 Art. erwähnte persona reperiens. Auffallend iſt 
ber Sa, baß nicht nur aller Gewinn aus dem Gefchäftsbetrieb 
(ex exercitio quaesitum), fonbern auch der von bem einzelnem 
Socius zufällig gemachte Gewinn gemeinfam fein fol. Indeß erklärt 
ſich dies aus der Schiffsgemeinfchaft, welche bei ber colonna begrün= 
bet wird. Bol. darüber Art. 6 Note 28. Denfelben Grundſatz hat 
ber Consolato d.eel mare Art. 208 (Pard. II p. 247 al. 3) 
und felbft bei ber Heuerung ber Matrofen auf beflimmten Lohn fin⸗ 
det fi etwas Aehnliche im Breve curiae maris Pisanae 
eivitatis v. 1305 art. 116 (Franc. Bonaini Statuti inediti 
della cittä di Pisa. Firenze 1857. Fol. Vol. III p. 425). Et quod 
totum et quicquid inveniretur et piscaretur vel lucraretur in marl 
ab aliquibus marinariis alicujus navis seu lingni euntibus vel 
stantibus sane et salvi in aliquo viadio ad conductum, dividatur 
in hune modum: quod de ipso quod inmweniretur et piscarelur 
et Iucraretur modo predicto, sind due partes dominorum navis 
et terlia pars marinariorum. 
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per nautas et socios debet accumulari, communicari vel 
assotieri partionarıs12);, verum persona reperiens vel 
exercitio utens debet habere aliquid plus partis*#) ad 
arbitrium Consulig, 

13.4) Item si aliquis nautarum vel sociorum re- 
manserit intra ad utilitatem societatis, habeat pro suis 
expensis ut infra declarabitur, videlicet nauta pro quoli- 
bet die grana*%) quinque, scriba grana septem, patronus 
grana decem, et si remansisset in locis sterilibus habeant 
plus secundum arbitrium consulis, nihilominusque 4%) habent 
partem eos tangentem secundum lucrum navigii. 

14.47) Item si aliquis nautarum vel sociorum esset 
apprehensus a Piratis vel a quacunque alia persona con- 
tra suam voluniatem, durante navigio, non obstante quod 
non serviat societati, habeat partem suam; similiter si 
infirmaretur, habeat expensas licitas et curas, ultra prae- 
dictam partem, et esset si fuisset vulneratus #8) defen- 
dendo navigium, habeat dietas, expensas necessarias et 
in medico ultra praedictam partem. 

15.49) Item si aliquis nautarum vel sociorum du- 


42) partionarsis] Cod. unb Troya: pftie; Gar predictis. 
48) aliquid plus partis] vgl. Rote 84. 
„Art. 18. 44) Bol. unten Art. 46 unb 5B. 

45) grana] granum ift eine neapolitaniihe Münze von 6 Denaren; 
vgl. Du Cange v. Granum 38. 

46) nihilominusque) Cod. und Troya: nihiing; Gar emenbirt nocleri- 
que (!) 

Art. 14. 47) Bol. Additam. beö pſeudorhodiſchen Seerechts bei 
Pardessus I p. 258. 259. Consolato 187 Pard. (179 Casar.) 
Statuten von Bonifacio III al.2 (Pard. VI S.600.) Ordonnanz 
Jacob’s I von Arragonten art 20 (Pard. V p. 845) Seerecht 
Peter’s IV v. Arragon. v. 13840 cap. 7 (Pard. V p. 854) 
Seereht von Trani c.10 (Pard. V p. 240) Seereht von Ancona 
v. 1897 c. 17 (Pard. V p. 180). 

48) et essei si fuisset vulneraius) italien. Gonftruction fosse che, 
b. 5. gefchehe es, daß er verwundet würbe. 

Art. 15. 49) Vgl. die zu c. 14 angegebenen Parallelſtellen und Urt. 58. 
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rante navigio fuisset captus 8%) et oporteret ipsum redi- 
mere, reddimatur a tota societate, similiter si fuisset 
missus ad utilitatem societatis vel comunitatis et diroba- 
tus, id quod perdit, resarciatur ab eadem comunitate, 
excepto si ammississet aliquid, quod non portaverat ad 
utilitatem commıunitatis praedictae, sed ad sui propriam, 
id debet perdi per ipsummet tantum. 

16. Item si aliquis nautearum vel sociorum arripiat 
fugam, ammitat partem suam, non obstante quod servi- 
verit commıunitati, et esset, (quod receperit pecuniam seu 
mutuum)°!), patronus potest petere ab eo duplum, quod 
debet dividi ut supra. 

17.52) ltem omne mutuum et imprumptum 52a) rema- 
neat supra patronum et eum respiciat, 

18. Item quod nullus patronus debeat implicere et 
explicare 53) sine expressa conscientia et voluntate om- 
nium nautarum vel sociorum, saltem maioris parties. 





50) captus] Cod: captum. 

Art. 16. 51) quod receperit pecuniam seu mutuum] Diefe Worte 
fehlen im Cod. Vındob. und bemgemäß bei Troya; ber Wortlaut 
bed Manuſcripts giebt daher feinen Sinn und Gar emenbirt des⸗ 
halb: et si esset patronus, potest peti ab eo duplum etc.; indeß 
ift Damit nichts geholfen, benn wovon fol denn dad duplum bezahlt 
werben? Es geben vielmehr bie Worte quod debet dividi ut sw. 
pra einen $ingerzeig für eine beffere Emenbation; dieſelben beziehen 
fih nämlich auf Art, 2, wo bie Strafen bed nauta, welcher recepta 
pecunia seu mutuo ſich dem Dienft entzieht, normirt wirb; unter 
dem duplum werben wir baher an unferer Stelle nicht anberes 
verftehen bürfen, ala was es im Art. 2 bebentet, nämlich ben zweis 
fachen Betrag bed empfangenen Handgeldes. Barnach rechtfertigt 
fi) unfere Emenbation, bie auch überbicd vor der von Gar noch bag 
voraus bat, daß eine Lüde von einigen Worten in ber Hanbichrift 
leichter zu erflären ift, als bie finnentflellende Umänberung von peti 
in petere. 

Art. 17. 52) Vgl. Über biefen wichtigen Artifel Note 28. 

52a) Bol. über den Gebrauch dieſes Worted bei ben italtenifchen Kaufleuten 
Muratori Antiquitates Diss. XVI. Vol. I p. 895. 

Art. 18. 583) implicare et explicare) Diefe Worte bebeuten als Mit 
glied der Colonna aufnehmen und aus derselben entlassen. 
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19-4) Item egressa navi de portu, accomodata et 
preparata ut licet, et ipsa rumperetur, vel aliquo indi- 
geret, quod resarciatur et accomodetur, expendat®5) co- 
lomna ipsius viagjii. 

20. Item si navis antequam egrediretur de portu 
egeret refectione et concia debet fieri expensis5®) de ca- 
ratis, non Oobstante quod dicta refectio fuerit facta infra 
viagium, nam patroni vel carati debent dare navigium®T) 
aptum ad navigandum, 

21.5%) Item si infra viagium rumperetur vel perde- 
retur aliquid de navigio, restauretur et ematur a tota co- 
munitate vel societate. 

225%). Item quando lo navilio leva mele®) portate 
non deve de corredio®!) rutto levare®2) tusumento®) ne 


Der Ausdruck implscare, von bem ja auch das Geſchäft ber impli- 
cita. implicatura, impietta ben Namen bat, fcheint für die Auf- 
nahme eined Capitald zum Cocietätövermögen beſonders üblich ne 
wein zu fein. Vgl, die Stelle bei Du Cange v, Implicare 1. 
dedit 40 libras implicandas in augmentum communitalis. 
Ucher bie Bedeutung biefed Wortes im Art. 11 Ziquidato lo de 
naro se deve implicare con la comone colonna vgl. Note 89. 
Daß unfer Artikel wirflich biefen Sinn bat, wirb auch beftätigt durch 
bie Statuten von Bonifacio cap, II al. 7 (Pard. VI p. 598) 
Non possa alcun padrone o marinajo durante il viaggio impiettar 
denari suoi proprii, ne d’altrui fuori dell’ accomenda, senza li- 
cenza degli accomendatori .. . . 

Art. 19. 54) Val. Art. 21. 87. 

55) expendat colomna] Cod: expen colomna; Troya und Gar expen- 
sis colomnae. 

Art. 20. 56) flers expensis] Cod. und Troya fehlt fieri. 

87) navigium] Cod. Troya. Gar viagium., 

Art. 21. 58) Vergl. Art. 19. 87. 

Art 22. 59) Der Text biefed unverflänblichen Artikels ift offenbar ver⸗ 
borben, er ſcheint eine Erläuterung ober Einſchränkung zu Art. 19 
bis 21 zu enthalten. 

60) mele] Gar: mezze. 

61) corredio] Troya: cornerio; Gar: corriero. Corredio bas Schifft⸗ 
geräth, die Schiffeinrichtung. (rhedo.) 

632) levare] Troya: le nove. 
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remendilo%) eccetto de®5) abumina®®) trenciata®T) et de 
le altre cose guaste in tutto in arbitrio de li consuli. 

23), Item finito viaggio et extractis expensis P&- 
tronus debet reddere rationem nautis ®®) vel sociis in curia 
in eorum presentia, et extractis expensis debet lucrum 
dividi per partes, prout est consuetum et, si nautae vel 
socii ad hoc citati non comparuissent in hac redditione 
rationum, non possunt postea Opponere, verum si patro- 
nus non requisiverit eos in tempore dicti calculi, quod 
possint et valeant, quando volunt, ei Opponere. 

24. Item deve essere ciascheduna parte onze cinque. 

250). Item ogni navilio. che mena scrivano, deve 
venir alla corte et far iurare al scrivano, come requede 
lo rito, et dalla jurante?!) la sua scrittura deve essere 
accettata in la corte come propris scrittura publica de 
Notaro?2) publico. 

26. Item se alcuno navilio se rompesse 0 fusse preso, 
quello lo quale resta, si deve partire per onza soldo per 
libra, alaquale perdita li marinari?!?) non son tenuti, ve- 
rumtamen devono restituire lo impronto, 


63) tusumento] Gar vermuthet cucimento Rath. (?) 

64) ne remendito] Troya: neremenditas. Remendito geflidt (9) 

65) de] Gar: da. 

66) abumina] nad Gar = gomena das Anfertau. 

67) trenciata] zerrifien (trancher). Bol. Du Cange v. trencare. 

Art. 28. 68) Val. Etatuten von Genua IV., 13 (Pard, IV p. 529) 
Etatuten von Bonifacio II al 2 sq. (Pard. VI p. 598) Us et 
coutumes d’Olonne Ill c. 52 (Pard. VI p. 577) und unten Art. 89. 

69) nautis] Cod: nauis; Troya und Ger: naris; indeß nöthigen das 
folgende vel sociis und bie bald darauf wiederkehrenden Worte ss 
nautse vel socii zu dieſer Emenbation. 

Art. 25. 70) Bol. Seereht von Ancona v. 1397 c. 15 al 6 
(Pard. V. pag. 129.) 

71) dalla wrante] Gar: da là innante. 

72) Notaro) Cod. unb Troya: N. 

Art. 26. 78) a da quale perdita li marinars etc.) Vgl Art. 8 und 
47. Geereht Peters v. Arragonien v. 1840 Art. 84 (Pard. 
V, p. 864) Targa c. 86 Nro. 7 sq. Emerigon II p. 24. 25. 
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27. ltem se alcuno navilio patesse naufragio et fusse 
per modo potesse habilmente prendere concia?®), li com- 
pagni sono tenuti ajutare mentre se concia, alla quale 
concia se deve extrahere de tutto lo comone et li mari- 
nari per le parti loro del guadagno tantum fatto in quello 
viaggio. 

28. Item si fosse preso o potessese recuperare, lo 
padrone ne & tenuto affrancare iuxta posse a fare lo re- 
catto, il quale si deve fare per lo commune, al quale li 
marinari?°) non sono tenuti, verum non havendono le 
spese del comone, sono tenuti aspettare et vedere et 
aiutare il salvamento ed il ricatto del navilio. 

2976). Item nullo patrone de navilio puö n& deve 


Art. 27. 74) concia] Zurihtung, Außbefferung, Galfaterung. Bol. 
Targa c. 8. 

Art. 28. 75) ala quale li marinarı etc] Bol. Aragon. Seer. v. 
1340 Art. 84 (Pard. V. p. 864). Consol. 202. (Pard. II. p. 
244 i. f.) | 

Art. 29. 76) Dieſer Artikel betrifft den Fall, daß ber Echiffäcapitain 
oder ein Compagnon neben ben zur Eolonna gehörigen Gegenftänden 
noch feparate Waaren mit fi führt und beftimmt im Zufammen: 
bang mit dem Grundſatz des Art. 12, daß aller davon erzielter Ge: 
winn ohne Weiteres der Colonne zufällt. Wenn dagegen an biefem 
Separate Bermögen ein Schaben entiteht, fo haftet die Colonna nicht 
bafür. Art. 15 a. Ende. Zu vergl. damit it die Orbonnanz 
Jacobs I von 1258 Art. 17 (Pard V. p. 344). 

Ordinamus quod mercatores vel marinarii vel aliae personae 
defferentes commune, non ausi sint defferre aliquas res vel pecu- 
niam in denariis de suo vel de aliis personis ultra commune quod 
secum detulerint. Immo omnia quae secum portaverint sint com- 
munia et ipsi communi obligata et quaecunque vendiderint et eme- 
rint sive aliquo modo distraxerint, emantur et vendantur in quibus- 
cunque partibus fuerint ad bonum et utilitatem communis supe- 
rius praetaxati. @benfo Us et coutumes d’Olonne Ill Art. 48 
(Pard. VI p. 576). Ne sera aussi permis & aucun compagnon 
de faire traficqg de marchandises, sil n’ est commun au proffit 
de la grande bourse (f. Note 8). Comme aussi sera enjoint par 
les bourgeois au maistre de ne consentir tels trafics en son vais- 
seau, sous peine d’en respondre et de payer en prive nom, le 
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portare cose in mercantia sopra navilio, che costa da un’ 
onza ultra et se la portasse, tutto il guadagno, il quale 
se ne facesse, se deve. contrdere!T), et investire in la co- 
munitä et similiter li compagni. ; 

80. Item tutti li patroni delli vascelli, che navigano 
all’ uso predetto 3), siano tenuti fare scrivere tutta la 
loro colonna particolarmenti quelli, li quali extraheno 
dalle cittä, in l’atti della corte?®). 

31. Item se alcuno patrone de navilio 0 compagni, 
prendessero in accommando da qualsi voglia persona mer- 
cantia, la quale per defetto di venditione in posterum la 
ritornasse, che eo casu lo accomandatario 8°) debbia pren- 
dere 'sua mercantia, tale quale & ritornata, non obstante 


profit qui en pourrait venir & la communaute, & moins que ce ne 
soit quelques marchandises que les dits compagnons portent pour 
entretenir leur beuvette seulement. Webereinftimmend mit unferem 
Satz ift au das Statut von Bon:ifacio cap. Il al. 7 (Pard. VI 
p 598.) Dagegen ift durchaus abweichend ber Cosolato del 
mare 175 (Pard.) cf. Targa c. 85 Nro. XI. Casaregis spie- 
gaz. ad h. 1. (c. 217). 

77) conträere] Cod. contrarre, Troya: contraire; Gar: contare. Das 
Wort wird in einem ähnlichen Sinn gebraucht wie oben implicare. 

Art. 80. 78) che navigano all’ uso predetio] d. 5. welche nicht für 
beftimmte Fracht, fondern auf Gewinnantheil fahren. 

79) in Fatti della corte] Bemerkenswerth ift es, daß in biefem Fall 
bie Eintragung in das Schiffsbuch nicht genügt. Vgl. Statut von 
Bonifacio c. II al. 12. Tutti coloro, i quali avranno avuto 
denari o roba in accomenda od a parte, siano tenuti ad ogni ri- 
chiesta degli accomendatori e partecipi o di qualsivoglio di loro 
farne instrumento per mano di publico notajo, prima che si par- 
tano di Bonifacio sotto pena di soldi due per lira.. In unferem 
Artikel wirb biefe Pflicht befonders für ben Fall den Patronen ein: 
geſchärft, da die Erpebition von ber Stabt Amalphi ausgeht, Zi 
quali extraheno dalle citt4, weil alsbann biefe Eintragungen ohne 
Schwierigkeit unb Zeitverluft fih bewirken laſſen. 

Wrt. 81. 80) lo accomandatario]) Dieſes Wort bedeutet bier den So, 
eins oder Accomanbator im Genenfab zum Patronus, alfo gerade 
bad Gegentheil von dem, was es fonft heißt. Der in biefem Artikel 
ausgefprochenen Pflicht des Accomandators flieht gegenüber bie Pflicht 
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lo contracto fosse celebrato in nome di venditione od in 
qualunque altro modo. 

32°1), Item se alcuno patrone de navilio o qualun- 
que altro mercante in lo far de sus ragione per qualun- 
que modo et via fraudasse alcuno accomandatario, et in 
posterum lo predetto accomandatario potesse provar lo 
inganno, eo casu li fraudanti patroni 0 mercanti siano te- 
nuti infallabilmente pagare de ognuno nove et che contra 
lo mercante o patrone si possa fare exequire®2), non ob- 
stante lo contracto fosse cosi facto, ne etiam prescritto 
de tempo iuxta formam novi Ritus®®) et non obstante 
che lo contracto fosse in le cose, in le quali non accade 
execulione *), 

33%%a). Item quando lo navilio perde o pate nau- 
fragio et devese vendere, per contribuire alli carati et 
alla colonna, si deve®) extimare per huomini experti, 


des Accomandatarius nicht verkaufte Waaren zurüdzubringen. Sta- 
tuten von Bonifacio Il al. 8. > 

Art. 82. 81) Vgl. Statuten v. Bonifacio II i. fine. Consol. c. 
285 (Pard.) 

82) si possa fare exequire] d. 5. man kann bie Erecution vollſtreden; 
Gar lieſt gegen die Handſchrift fare exequtione, 

83) juxta formam novi ritus] Dieſe bemerkenswerthen Worte müflen 
fih auf ein neapolitanifches Proceß⸗ ober Verjährungs-Geſetz beziehen. 
Die Klage auf Rechnungslegung felbft verjährte bei ber Accomanbita 
nad) der Ordonnanz für Catalonien und Barcellona von 
1269 cap. 2 (Pard. V. p. 347) in 10 Jahren, nad ben Statuten 
von Genua in 6 Jahren (Pard IV. p. 529), nach ben Statuten 
von Marfeille III c. 25 in 4 Jahren (Pard. IV. p. 269), nad 
bem Seerecht von Ancona c. 5 (Pard. V p. 122) in 3 Sahten. 

84) ın le cose, in lequali non accade executione] Cod. Vindob. bat 
in le cXe.,..... exeie; Troya. in le cae.... exene; 
Gar wie hier. Exenium (= donum, munus) gäbe feinen Einn. 

Art. 83. 84a) Bol. Art. 54. Daſſelbe Prinzip liegt auch ben in Art. 
12. 19. 21. 87. außgefprochenen Säten zu Grunde, nämlid baß 
bie colonna das gefammte perieulum, alfo auch ba3 periculum de- 
teriorationis trägt. 

85) deve] Cod. und Troya: vede. 
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quanto poteva valere lo navilio in lo tempo, che inco- 
minciö lo viaggio o la compagnia et per tanto deve ti- 
rare et metterse in conto secondo l’estima predetta et non 
per quanto fosse forsi valuto. 

348%. Item nullo navilio coperto nè scoperto se 
può n& deve vendere senza commissione de la corte pre- 
detta et se le parti non fussero contente o vero in COn- 
cordia de lo tempo de la liberatione®?), deveno li consoli 
mettere il tempo della liberatione; deveno essi o alcuno 
de loro essere presente; se & ligno descoverto, se pö per 
il notaro liberare et se altramente alcuno patrone pre- 
sumesse contro lo prescritto capitolo, la vendita non vale 
et il padrone, se & legno scoverto, € in Onza una di pena 
et si & discoperto ad tarenos®®) 7 et grana 10 ad essere 
pagato all’ erario®®) della corte predetta. 

350). Item qualunque persona havesse parte 0 ca- 
rate in alcuno navilio et non volesse vivere piü in co- 
mone con /altri suoi porzonari 0 tenere parte in detto 
navilio, & sua petizione se deve veudere, itaque non si 
puö astringere a vivere in comune contra la voluntä, 
ecceito con sua expressa Consienzie lo patrone del na- 
vilio ’havesse obligato ad altro o ad alcuno viagio. 

86. Item tutti li navili, liquali vanno ad uso de 
Rivera deve essere ciascheduna parte onze seidecem ®), 





Art. 34. 86) Bol. Consol. c. 11. (Casar. 54). Targa c. 89. 

87) Iiberatione) Auction, Verfteigerung. cl. Du Cange v. liberare 
Nro. 2 (P. IV p. 96 col. 1) und v. librare Nr. 8 (eod. p. 102 
col. 2). 

88) tarenos) Cod. tt; Troya und Gar haben eine Lücke. 

89) erario] Cod. ezo. Troya und Gar: eso. 

Art. 85. 90) Val. Consol. e. 10 (GCasar. 58). Seerecht von 
Aragonien v. 1340 Art. 25 (Pard. V. p. 361). Seerecht von 
Ancona v. 1397 c. 6 (Pard. V. p. 12 sq.) Bgl. aber auch 
Statuten v. Bari (Pard. VI. p. 625) Targa cap. 10 Nro. 17 
sq. und cap. 89. 

Art. 86. 91) onze seidecem] jo ber Cod.; Troya: onze sei due; 
Gar: onza sei, dieci soldi. Zu vgl. iſt ber mit biefem Artikel im 
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37. Item se infra lo viagio si rompesse 0 perdesse 
alcuna cosa, si deve comprare per tutta la compagnia. 

3892). Item si aliquod navigium contrahit sociela- 
tem cum alio navigio, vulgariter conserva, et aliquod ip- 
sorum patitur naufragium, vel captum a piratibus, quod 
tunc, sicut lucrum erat commmune, ita esset damnum, et 
id quod deperditur dividi debet in solidum pro libra, 

3993), Item tutti navilii che vanno aduso per mers 
tanto si venino infra'’lo Regno, quanto extra lo regno, 
tanto con navilii coperti quanto con narvilii scoperti, siano 
tenuti dare ragione in la corte et presentia delli consoli, 
e ala loro9) determinatione si deve stare. 

40%a). Item si li Consoli deveno havere per loro 
salario et affanni d’ogne navilio gr... . per ogni salma 
delle portate dello navilio. 

41. Item se alcuno marinaro o compagno, tanto de 
Rivera, quanto de sodü®%), havuto l’imprompto o lo 


Widerſpruch flehende Art. 24. Der Sinn iſt zweifelhaft; wahrſchein⸗ 
lich beziehen fi die Worte auf die Anzahl der Schiffsantheile (ca- 
rati). Auch im Consolato c, 8 (Pard.) werben 146 und . 
Antbeile an einem Schiff ermähnt, nad italienifchem Gewohnbeits⸗ 
recht aber zerfällt, wenigftend feit bem 17. Jahrh., jedes Schiff in 
24 Theile. cf. Targa c. 9 Nro. 2. cap. 10 Nro. 16. Balda» 
seroni Dizion. Ill p. 39. 

Art. 38. 9% Bol. Pfeuborhobdifhes Seerecht MI c. 21 (Pard. 1, 
p. 248). Orbonnanz Jacob's Io. 1258 Art, 4 (Pard. V. p. 
341). Consolato c. 48. 241. (Pard.). Statut. v. Marseille 
IV. 23 (Pard. IV p. 277) cf. Loccenius de jure mar. II e. 1. 
2. Targa c. 48 Casaregis Disc. 20. Emerigon Ip. 164 
sqq. Baldasseroni Ill p. 101 sqq 

Art. 39. 93) Vgl Art. 23. 

94) e ala loro) Cod. unb Troya nur: 0. 

Art. 40. 94a) Bgl. Brevei curiae Maris Pisanae civitatis 
ao 1305 Art. 121 (Bonaini Statuti della citt& di Pisa. Firenze 
1857. Vol. III fol. 427). 

Art, 41. 95) quanto de sodü] d. 5. als auch vom Festland, vgl. 
Note 4. Gar lieft irrthümlich quanto de soldo. 
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8su0do®®), trovasse ad vanzare sua Conditione augmentan- 
dose in officio??), in lo quale officio mai altra volte fosse 
stato, puö abandonare lo navilio, del quale havesse avuto 
o ritenuto impronto de lo suodo, dummodo che lo faccia 
a sapere al patrone del navilio tre giorni avante®®), che 
lo navilio vole far vela, et deve restituire 9%) manualmente 
lo impronto o suodo. 

42. Item al naviglio il quale esce al spacciamento 19), 
per lassare marinaro 0 compagno non si puö meitere 
pena, et si messalil®!) fosse, non vale nè tene, eccetio, 
che se lo proprio patrone havesse gabato il creditore, 
menandosi102), a quel ponte serrä!?) al spacciamento. 





96) lo suodo] Troya: scodio;, Gar: soldo. Suodo fcheint eine alte oder 
provinzielle Form für soldo zu fein. 

97) advanzare sua conditione augmentandose in officio) Holtius 
©. 237 findet dieje Beſtimmung „ganz ſonderbar“, indeß auch nach 
dem Seerecht von Malta V c. 3 (Pard. VI p. 346) iſt «3 
bem Seemann geflattet, vom Bertrage zurüdzutreten : in caso d’in- 
fermitä, de matrimonio 0 d’occasione d’avanzarsı a posto mag- 
giore. Bal. auch Seerocht v. Aragonien v. 1340 Art. 1. 
(Pardess. V p. 342). Seerecht v. Trani cap. XI (Pard. V. 
p. 241). Consolato cap. 111. (Pard.) Targa cap. 17 Nro. 
3. Auch ſelbſt in den Seerechten nördlicher Gebiete finden ſich ganz 
übereinftimmende Süße; vgl. Seerecht von Wisby Art. 63. 
64. Seer. v. Amsterdam c. 27. 28 (Verwer.) 


98) tre giorni avante) Bgl. Seerecht v. Malta VI c. 4 (Pard. 
VI p. 348). Ne sar& lecito a’ creditori, quali essisiano, impedire 
la partenza de’ maringri negli ultims tre giorni precedente & 
quello della destinata partenza. 

99) et deve restitwire etc] Vgl. Seerecht v. Aragon. v. 1340 
Art. 1. 

Art. 42. 100) esce al spacciamento] zur Abfertigung bereit if. 


101) messali] Gar: messa li. Du Cange v. mezalis = partiarius, par- 
ticeps; italien. mezzajuolo ein Theilnehmer. 

102) menandosi)] Troya: menando si. Du Cange v. Menamentum, 
mena = pactus, tactatus;, italien. menamento von menare ==tractare. 

103) serrä] Gar; se era. 
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c. 431), Item all’ impronto quale si f&'%®) alli 
marinari10®) de. Rivera esce sempre salvo in terra!®), 

c. 44. Item il patrone del navilio &tenuto, quando 
perde alcuna cosa del navilio, tanto cioe della colonna 
del capitale come de fornimento de navilio, correre 0 
trattare per tutto suo potere, per recuperare tutto quello, 
il quale perdutto haverä et questo s’intende per qualun- 
que altro modo lo perdesse o li fosse levato, et se per 
sua negligenza, cioe che in tempo et luoco lo potesse re- 
cuperare et non trattasse detta recuperazione, sia tenuto 
lo patrone corredarla; la quale recuperata 0 emendata 
si deve partive soldo per lira, per tutti quelli porzonari 
o compagni, li quali saranno stati in quello viaggio. 

c. 45. Item se robba de marinari se perdesse 0 
fosse cas0, che la colonna l’havesse a dimandare et il 
detto marinaro non potesse provare lo valore di quella 
robba, li deve essere rifatto tarenis 108) sei, et questo s’in- 
tende de robba de vestire et coperire solamente., 

461%), Item se alcuno compagno restasse in terra 


Art. 43. 104) Holtius S. 237 nennt biefen Sat ein Sprüchwort 
und interpretirt ihn, daß bie Unglücksfälle feinen Einfluß auf bi, 
Zurückgabe des Vorſchuſſes haben. Zum richtigen Verſtändniß diefes 
Artikels kann vielleicht dienen eine Stelle aus den im 18. Jahrh. 
zu Genua verfaßten Statuten für Pora V c. 4 (Pard. VI. p. 
591). Si quis ad statutum terminum vel ad statutum iter ali- 
quam pecuniam itinere maris in societate vel accomendatione aut 
mutuo vel aliguo modo acceperit eamque sine iusto Dei impedi- 
mento ultra terminum tenuerit aut in alind iter eam transmise- 
rit, tunc 'quantum ipsa pecunia augmentata fuerit absque ullo de- 
trimenio sit salva in terra scilicet in bonis ipsius qui eam acce- 
perit... . 

105) fa] Troya, Gar: da 
106) marinarı] Cod. Tr. Gar: marini. 
107) terra] Cod: tra; Troya. tra. 

Art, 45. 108) tarenis] Cod. Troya. Gar: tt, 

Art. 46. 109) gl. Art. 13—16 und Rooles d’Ol&ron Art. 6, 
Seer. v. Wisby Art. 46 (vulgata 43). Seerecht v. Amster- 
dam Art. 7. 
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ınandato ad utilitä della colonna, lo quale non fosse per 
suo difetto, che non potesse sequire lo viaggio, deve ha- 
vere la sua parte del guadagno di tutto lo viaggio, et 
si per far li fatti soi restasse senza commissione del pa- 
drone, deve perdere la parte a s& contingente, la quale 
si deve distribuire & tutta la comunitä. 

47. Item lo navilio de Rivera 110), il quale sarä ca- 
ricato di mercantia a comprä!'!), se a quello navilio verr& 
caso fortuito per tempestar di tempo o per meglio difen- 


— — — 


Art. 47. 110) navilio de Rivera] vgl. Note 4. 

111) caricato di mercantia a comprä] Caricato a comprä& flieht im 
Gegenſatz zu carricato a nolo (Art. 48). Die Unterfchiebe zwifchen 
beiden Arten der Befrachtung find die, daß bei dem carricare a 
compr&a bei Havariefällen der Patron, nachdem er bie Rothwendig⸗ 
feit des Seewurfd auseinandergeſetzt bat, zu werfen beginnt, daß ber 
Schaben von der colonna getragen wird und das Schiff bemgemäg 
nach den Antheilen, die ihm an ber colonna zufommen, secondo le 
parti che lo navilio tirara, (vgl. Art. 4 Note 17) baran partizis 
pirt und daß bie Seeleute mit dem Borfchuß, benn fie baar oder an 
Victnalien erhalten haben und binfichtlich ihrer Pacotille beiftenern 
müflen; während bei bem carricare a nolo auf ben förmlichen Schiffs. 
rath und namentlih auf bie Zuſtimmung der Befrachter ober deren 
Faetoren zum Seewurf größeres Gewicht gelegt wird, ein Kaufmann 
zu werfen beginnen muß und der Schaben auf Waare und Schiff 
soldo per hıra b. h. pro rata beö Werthes vertheilt wird, die Sees 
leute dagegen, abgejehen von etwaiger Pacotille, gar nicht zum Erfag 
deffelben beitragen. Es ergiebt ſich aus biefen Beſtimmungen, ba 
unter dem carricare a compr& die Befrachtung auf gemeinfame Rech: 
nung von Schiff, Waaren und Seeleuten, alfo ber Colonna⸗Contract, 
ber auch ausbrüdlich genannt wird, gemeint fein muß. So verfteht 
auch Holtius a. a.D. ©. 238. 2:39 unfern Artikel. Der Ausbrud 
carricare a compr& fann nun aber felbft bei der künftlichften Deutung, 
indem man einen Verkauf ber befrachteten Waaren an bie Schiffsge⸗ 
meinfchaft fubintelligirt, Faum von der colonna verjtanden werben 
und fümmt weder in irgend einer Seerechtsquelle noch bei den ita- 
lieniſchen Zuriften bes 17. und 18 Jahrh. vor. ch vermuthe baber, 
daß in ber Vorlage, welche ber Schreiber bes Cod. Vindob. benupt 
bat, nicht compra, jonbern compna geflanden bat unb bag baber 
carricata di mercanti a compagnia zu lejen if, ein Ausbrud, ber 

Beitfägint für Handeldteht. Bd. VL. 2 
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sarse da innimici o per qualungque altra superveniente 
fortuna, li sarä necessario fare jetio, lo padrone del na- 
vilio, guardando bene 86 per ogni ragione a loro & ne- 
eessario jettare, et come per loro sara deliberato far jet- 
tito, deve prima il patrone incomensare a jettare, 0 dare 
licentia alli compagni de jettare, et deveno jeitare si & 
loro parere potere essere a salvamento, lo danno del 
quale lo navilio fatto haverä si deve rifare del guadagno 
et il resto del guadagno!il2), il quale poi resta- 
rä, si deve partire, come ho detto di sopra del 
navilio de Rivera, et se per venture il detto guadagno 
non bastasse pagare lo danno!!?) predetto, tutto quello 
guadagno deve essere lassato per ragione della rimonda 
del jettito predetto, al quale danno li marinari non sono 
tenuti rifare, ma si deve rifare tra la colonna, et lo na- 
vilio secondo le parti, che lo navilio tirarä, et cosi etiam 
se lo navilio predetto non havesse alcuno guadagno; 
verum li marinari!!#) in tantum sono tenuti rifare le spese 
del magnare et bevere et tutte spese per loro vita fatte 
et lo impronto, et se in lo navilio fosse viciati con loro 
mercantie 0 dinari o altra robba, sono tenuti al predetto 
rifaramento del jettito soldo per lira, 

48115), Item se lo predetto navilio fosse carricato 
di mercantie de mercanti a nolo, come di sopra & detto !1®), 





ben Sinn volllommen entiprehenb ift und zu dem Sprachgebrauch 
anderer Seerechtäquellen paßt, man vgl 3. B. Seerecht v. An- 
cona ce. 88 (Pard. V. p. 189)... . in qualunque portarä de 
le cose altrui in rechomandigio overo in compagnia, 

112) et il resto del guadagno] fehlt bei Troya. 

113) danno] Cod. und Troya: guadagno. 

114) verum ls marinari etc.) Dieſelben Grundſätze enthält für die a 
profitto © perdita geheuerten Dlatrofen Consol. c. 202 (Pard.) 
Vgl. Targa c. 36 Nro. 7 sq. Casaregis spieg. ad c. 244. 

Art. 48. 115) Bol. Note 111. 

116) come di sopra & detto] Dieſe Worte fcheinen hinter et fosse ne- 
oessarie iettare zu gehören und fich auf den vorbergebenben Artikel 
zu beziehen. 
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et fosse necessario jettare, il putrons del navilio deve 
consigliarsi con li mereanti et don buoi fältöri, He li mer- 
canti non ci fossero persofiälment& 6 con qualunque altr& 
persona, la quale fosse per parte del predetto mercante. 
Narrandoli!!7T), come per oßni täggione & loro & nécés- 
sario jettare per salvamento della Mmercantia et delle per- 
sone et intanto eonsultere sopra questä ragione, Id tlief- 
cante prima comenzarä a jeftare, come di sopra & detto, 
et lo danno del quale jettito si dere purtire soldö per lir& 
tra la mercantia et la Barca, come di sopr&ä & dettö, al 
quale danno non sono tenuti li matinari; veruih 10 danno, 
che la barca di eiö consequerä, si dere fifare del Zus- 
dagno, quale fatto haverä, si ci riinanerä guadagno, si 
deve partire, come di sopr& & detto, et 8i non bästaärä, 
deve essere lo patrone, al quale H Marinari non sono te- 
nuti, et se vitiati ce fosserO, ci devono tonttibuire come 
di sopra fu declarato, ef se persohd non fosse per 10 
detto mercante, ne esso ne chi füsse, del jeffito predetiö 
si deveno consultare le pattone, lo nocchiero cön tutti 6 
la maggior parte delli conipa&ıi. Et quatido per loro 
declarato sara per salramento färd lo detto jetlito, 19 
ponno fare, come se i!'®) proprio Mrerdatite fosse pfe- 
sente et consentesse, et cosi et anderä lo daund predette 
soldo per lira fra lo narvilio et 16 mercänte, et se per 
ventura la robba sara de molti mercanti, et altuiio mari» 
naro 0 viciato !!$g) senza licentia del patrone 0 mertanite 
presumerä a jettare et fare jettito, sdrü tenuto eiliendäre 
tutto quello, il quale per quello jettito perduto se trovera. 

49. Item se li mercanti fossero persone avare, come 
per il mondo si trovano, li quali roleno piu prösto mo- 
rire, che perdere aleuna cosa, la quale per estr&ia ava- 
ritis non volesse consentire lo jettito, ma repägnare, äll’ 
hora il patrone insieme1l%) cöh lo nöcchiero ét laltr 


117) narrandoli) vgl. Consol. 50. 54. (Pärd.) 
118) come se il] Cod.: eome lo. 
1183) o viciato] vielleicht officiato? 
Art. 49. 119) insieme] Troya und Gar aässieme. 
22 * 
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buoni huomini delo navilio, cominciato concilio, lo de- 
vono requedere, mostrandoli la raggione et declaratione, 
come per ogni raggione & necessario fare iettito per la 
liberatione dello navilio et delle persone et della mercan- 
tia et si esso pur perseverasse alla sua avaritia repug- 
nando, all’ hora lo patrone del navilio si deve protestare 
avanti tutti li compagni et all’ hora puö incomenzare & 
iettare et non li sarà detrimento alcuno; et d’ogni falto 
di iettito si deve intendere, lo padrone carrichi lo suo na- 
vilio, tanto quanto la raggione del suo navilio requede, 
et quando lo sopra carricara !20), non ci € dubio nullo, che 
lo patrone € tenuto ad ogni danno et interesse. 

60121. Item incontinente che lo patrone et lo scri- 
vano danno lo soldo ad alcuno marinaro, € tenuto a ri- 
questa de lo patrone o de lo scrivano o del nochiero ve- 
nire et servire in li servitii liquali'2!a) li sarranno com- 
messi, et se per aventura requesto non venesse ad aiu- 
tare, deve essere in pena al parere delli consoli122), ec- 
cetto si per legitima causa fosse impedito 122), 

5l. Item se per aventura alcuna nave o vascello 
partesse da porto per tempo o altro advenimento tornasse 
fra ventiquatiro giorni, il marinaro non deve godere 
questo tempo. 

52. Item se partuto lo navilio fosse preso o rom- 
pesse, lo marinaro deve essere pagato per quello tempo 
FPha servito fin al tempo del naufragio, et se havesse da 
refare del soldo non possa essere costreito a tempo de 


120) et quando lo sopra carricarä etc) Derſelbe Grundſatz iſt ausge⸗ 
ſprochen im Seerecht von Malta Ill c. 8 (Pard. VI p. 342). 


Art. 50. 121) Bol. Seerecht von Aragonien dv. 1340 Art. 1. 
(Pard. V. p. 351). Seer. v. Bonifacio Ill al. 1. (Pard. VI 
p. 599) und oben Art. 1. 


121a) li quali] fehlt Cod. Troya. Gar. 
122) al parere delli consoli] Bgl. Art. 1 Note 7. 
128) Tegitima caussa] Vgl. Art. 41 Note 97. 
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uno mese, Computando dal giorno del naufragio avante, 
non obstante che sial?%) pagato a raggione di mese. 

43135), Item se lo marinaro fosse preso et tenuto 
presone, o ferito 0 morto in servitio de lo navilio, 60 casu 
non sia tenuto restituire lo soldo, quale havesse da es- 
compturare. 

64. Item se alcuno vascello portato dal porto per 
superveniente fortuna, li fosse necessario iettare a mare 
quello iettito si deve contribuire universalmente, per tutte 
quelle persone, le quali hanno mercantie in lo vascello 
predetto per tutti li mercanti et per lo navilio, il quale 
navilio si deve per huomini esperti estimare 126), secondo 
la qualitä, che era quando parti dal porto insieme con 
li mercanti fare una massa et poi partire soldo per lira, 
et questo se intende, quando lo navilio non si perde in 
tutto. 

55. Item si lo navilio si perdesse in tutto12T) li mer- 
canti non piu sono tenuti escomputare, verum si lo navilio 
havesse fatto iettito esistente in le procelle et dietro 128) 
in terra si recuperassero tutto o parte, quelle mercantie 
recuperate si deveno contribuire con cose iettate nel 
tempo del naufragio, non tamen le cose, che se perdono 
poi rutto lo navilio. 


Art. 52. 124) sia] Cod. und Troya: ha. 

Art. 53. 125) Bgl. Art. 13. 14. 15. 

Art. 54, 126) il quale navilio si deve etc.) Bol. Art. 33. 

Art. 55. 127) Item si lo navilio se perdesse in tutto etc.) Vgl. 
Callistratus L. 4 $. 1 Dig. de lege Rhodia de jactu XIV, 2 
Au Paullus L. 7 eod. Quum depressa navis aut dejecta esset, 
quod quisque ex ea suum servasset, sibi servare respondit, tan- 
quam ex incendio. Diefed Prinzip ift befanntli auch heut im ge= 
meinen Seerecht recipitt. cl Ordonnance de Louis XIV de 
1681 Livre Ill titre 8 Art. 15: si le jet ne sauve le navire 
it n’ y aura lieu & aucune contribulion etc. Code de comm. 
Art 423. Allg. deutiches Handelö-Gel.-B. Art. 705. gl. Fri- 
gnet Trait& des Avaries communes et partie. Paris 1859. I. p. 
292 sq. 

128) dietro) Cod.: deto; Troya: dese; Gar: dato. 
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5612%, Item existente Jo nayilia de fore & tenuta 
lo mgrinerg dormire sopra Io narilio de notte et Fulie 
quelle natti, Jequali130) senza espressa licentia del pa- 
drpne dormesse in terra, deve per ciascuna notte servire 
giorno ung ei havere tantp manco di paga ad arbitrio 
del patrone. 

57 121), Item quando lo navilio stesse ad armeggio 12), 
il marinaro non deve pertire dal navilio di notte ne digi- 
orno Benze licenzia, ecceito se lo navilio non fosse in 
porto, dpva gentegse 33) tanto de fortuna, quanto de mala 
genie, 

58. Item stando lo nevilio a sorgituro!3t) se puö 
lg marinara partire da nave senza licenzia del patrone, 
ecgeitg ge lui ne fosse requesto dal patrone o d’altro of- 
firiale de Io ngre, per alquna cause. 

59135), Item se alcuno padrone di nave o d’altro 


Art. 56. 129) Bol. Ordonnanz Zacob’3 In. 1258 Art. 8. Pe- 
ters von Aragonien v. 1340 Art.9. Consolato 129 (Pard.) 
130) te quali] Troya, Gar: che. 
Art. 57. 132) Vgl. OrbonnanzPetersvonAragonien v.1340 
Art. 12. 13. Consolato 121 124. (Pard.) Rooles d’Ol&Eron 
Art. B. 
132) ad ormeggio] Cod und Troya: a dormiggio. Stare ad ormeg- 
gio vor Anfer liegen. 
133) dove sentesse] e3 ift wahrfcheinlich zu ergänzen pericolo ober rischio. 
Art. 58 134) sorgituro] ber Hafen, Lanbungsplaß. 
Art. 59. 188) Diefer Artikel IR dem Reglement für bag Confus 
Iasgeriht für Valencia von 1343 cap. 27 (Pardessus V 
». 387) entnommen. Gr lautet in etwas freierer Meberfehung in 
ber italieniſchen Dtecenfion des Consolato (Casaregis) cap. 27.: 
S’aloun Patrone di nave o di altro qual si sia vaso si recchiama 
del sue BMercante per non darli il nolo della robba, che har 
portato et quello Mercante allega, che non e tenuto a pagarli il 
detto nolo, insino che’l detto Patron li habbia consignato certa 
rebba, la quale affırma mancargli secondo la littera del suo com- 
pagno o altro modo dirä che gli fu caricata o insino che glihab- 
bia emmendate it danno, ch’affırmar& per colpa del Patrone ha’ 
vere ricevuto nelle sue robe, non dimeno il Mercante & tenuto 
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vascello si reclamasse dal suo mercante per 10 nolito 
della robba, che portasse, et detto mercante allegasse 
non essere tenuto pagare detto nolito, lo quale l’havesse 
promesso, allegando quella robba li fu carricata per qual- 
che altra manera, et li allegasse, che l’havesse da diman- 
dere alcuni danni, li quali se affermarando per il detto 
patrone13®) haver patito et si.lo patrone non confessara, 
lo detto mercante!3T) senza alcuna dilazione deve esser 
costretto pagare lo detto nolito tanto de la bagnata, 
quanto de l’arrivata; verum lo detto padrone, prima che 
sia pagato, deve dare plegeria!?®) bona di tornare et 
emendare al detto mercante tutta quella robba, la quale 
sarà bagnata et maltrattata in la nave sua, incontinente 
che conosciuto sar& per difetto del padrone o del na- 
vilio. Et tale dimanda de nolito non si deve fare per 
scrittura, purche del detto nolito se mostri scrittura 0 
che le parti le confessano. 

60.139) Item dimanda de marinari, li quali diman- 








pagare al detto Patrone il nolo della robba, che gli havrä por- 
tato si della asciutta come della bagnata o guasta, dando prima 
fidejussione in man de "detti conseli, acciochd del tutto satisfar& 
al detto mercante la robba, che affıirmar& mancargli, d il danno 
che sard stato fattogli a causa del detto Patrone et questo ai fh 
quando per il detto Patrone non sono concesse queste sopradette 
domande del mercante et questa domanda di nolo non bisogna 
farla in scriptis, pur che il nolo sia chiaro et manifesto per scrit- 
ture et confessione del detto Aercante o per altro modo. cf, 
Targa cap. 84. Bgl bie abweichenden Beilimmungen bes Vene- 
tianisehen Seer. v. 1255 cap. 64 (Pardessus V p. 4l). 

136) patrone] Cod. Vind., Troya und Gar: mercante, was feinen Sinn 
giebt. 

137) To detto mercante] fehlt im Cod. Vind., Troya unb Gar. 

138) plegeria) Bürgſchaft, Pfand. Bel. Du Cange v. Plegius und 
Assises de Jerusal. Art. 65 sqq. 

Art. 60. 139) Reglement für Valencia cap. 28. (Pardesus V 
p- 887). In ber italien. Recenſion be? Consol. cap. 28 lauiet 

.ber Satz: La domanda, che fa il marinaro per il suo salario, 

che domandard al Padrone, non accade metterla in scriptis. 
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dano loro soldi o parti da loro patroni, tale dimanda si 
deve fare sine scriptis. 

61 140) Item si nave o legno ad instantia di credi- 
tore, lo quale da nuovo sara fatta et edificata avante sia 
varata o levata da scario, 0 avante che haverä fatto al- 
cuno viaggio sarà venduto sopra lo prezzo del tale na- 
vilio, meglio haverando ragione quelli, alli quali demum 
sarä per quelli edificarando questa navilio; per legnami, 
pece, stoppe, chiodi, insartia!#!), le quali cio& comp#- 
rate saranno ad uopo di quel vascello, con quello lo 
quale improntasse alla detta redificatione suoi denari et 
questi de corriero al prezzo predetto, et tutti questi cor- 
reno per uno numero, et deveno prima esserene pagati 
tra l’altri creditori. Et si lo prezzo ricevuto di tale na- 
vilio non fosse bastante a pagare li detti mastri, li quali 
lavorato haveranno tale legno et alli venditori della 
stoppa, legnaıne, chiodi ed altre cose, quello tal prezzo 
si deve tra loro partire soldo per lira primo, che cie- 
scheduno de loro & in simile iustitia et a tali creditori in 
questo caso anterioritä di tempo non giova. Et se per 
aventura il detto vascello haverä fatto viaggio alcuno 
et poi sara venduto ad instentia di detti creditori, lo 
prezzo ricevuto di quello vascello si deve in questo modo 
distribuire, primo si deveno pagare li servitiarij et li ma- 
rinari di nave, di quello lo quale se conoscerä doverno 
ricevere per loro soldo et poi quelli li quali 122) cono- 
scerando haverno improntato sopra l’edificio di tal nave, 
cio® chi primo sara in tempo. 





Art. 61. 140) Reglement für Valencia cap. 92. 88. 84 al. 1. 
(Pardess. V p. 389. 890). Die italieniſche Recenfion bed Consol. 
de) mare art. 32. 88. weicht von bem ſpaniſchen Urtert erheblich 
ab und ift bedeutend verkürzt, ‘während fi unfere Stelle genau an 
benfelben anfchließt. 


141) insartta) fehlt bei Troya. 
142) is quali) Troya. Gar: i quali. 
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62.4) Item et se alcuna cosa dovessero ricevere 
li mastri, li quali havessero in quelio fatte giornale o 
venditure di pece, ligname, stoppa et chiodi, se essi carta 
non haverando in tal caso, non hanno le persone pre- 
dette alcuna integritate ne prerogativa di tempo di meg- 
lioranza contra delli quale fossero prima in tempo et 
fossero creditori di quel vascello et se le parti delli pe- 
troni non basteranno pagare li predetti debiti, li quali 
primo haverä, si devono li detti creditori pagare delle 
parti delli porzonari et patroni di carate di questo navi- 
lio, se dato l’'haveranno potesta come patroni, che in ael-. 
tro modo li detti porzonari non sariano porzonari 8 
come patroni 0 in altra maniera potestä non haveranno. 

63. Item si navilio alcuno vendesse et il padrone 
con animo de fraudare 0 per qualsivoglia altro modo 
non scrivesse tutto lo credito 14) in lo Inventario; quello, 
io quale lo havrà comprato, possendo provare qualuh- 
que cosa mostrando essere fatia de lo navilio non alie- 
nata, lo deve havere; lo padrone predetto, si legitime 
mostrasse #%) haverlo accattato, da lo duplo propio !*®). 





a. — 


Art. 62. 148) Reglement für Valencia c. 34 al. 2. 3. (Pardess. 
V p. 890). Die Stalin Necenfion de Consol. art. 88 i. f. 
weicht auch bier von dem Original viel weiter ab ala bie Tabula 
Amalf.; fie lautet: .... dico perö, che se il detto navilio har 
fatto viaggio et alcuna cosa si deve alli laboranti et quelli, che 
hanno dato legno, pece, stoppa o altro per il detto navilio, se 
non haranno scrittura o polizza di tal debito non debbino esser 
anteposti a quei creditori, che presentaranno scritture o polizze 
dei debito: e se non sar& sufficiente la portione, che ha in 
detto navilio il Patrone che ha fatto il debito, le altre portioni 
dei detto Navilio attenenti ad altri compagni sono obligate al 
detto debito, ma li detti compagni, ne altri lor boni non sono 
obligati, se il detto Patrone non ha havuto procura o altro poder 
sufficiente de obligarli. 

Art. 68. 144) oredito] ftatt credito, was keinen Sinn bat, ift wahr- 
fheinli zu leſen corredo Edhiffsperäth. 

145) si legitime mostrasse etc.) Cod. u. Troya: si legname m.; Gar 
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64. Item qualunque mercantia si venderä et il com- 
praiore pagarä de buono argento, deve haverlo lassato 
äraggione di grani quattro per onza et questo se chiama 
laffitto de lo cagno !!). 

65.148) Item de qualunque mercantia, che si vende 
elle cittä, il cittadino sopravenga al mercato, puö et deve 
havere quella mercantia per quello prezzo propio per 
lo quale l’have havuto lo mercante, quando & necessario 
per suo uso et de sua fameglia. 





lieſt fo, wie bier emenbirt if. Der Sinn ift ber, baß der Patron, 
wenn man ihn in gefeßlicher Weife überführen Tann, etwas vom 
Shiffeinventar entlehnt d. b. fortgefchafft zu haben, es boppelt ers 
feßen muß. Vgl. auch Venetianisches Seer. b. 1255 cap. 
48 (Pard. V p. 84). 


146) propio] Cod: ppio; Troya: pio. 


Art. 64. 147) P’affitto de lo cagno] cagno ift fein Wort, cagna bie 
Hündin giebt durchaus feinen Sinn; vielleicht iſt zu Iefen V’affitto 
de lo cangio (=cambio). Der Artifel handelt offenbar von bem 
Rabbatt oder Diſconto, weldyen ber Käufer bei Baarzablungen mit guier 
Münze abziehen barf; in wicfern hierauf bie Bezeichnung „Wechſel⸗ 
miethe” angewendet werben Kann, ift freilich ſchwer zu begreifen; indeß 
iſt zu erwägen, daß eine Grmäßigung bes Preifes wegen fofortiger Zah: 
Tung Teicht unter ben Begriff derusuraria pravitas gezogen und demnach 
befiraft werben Tonnte und daß deshalb bie Kaufleute und Juriſten 
bemüht waren, bie Rabbattbewilligung in bie Form eined andern 
Geſchäftes einzufleiden. Vgl. Targa c.87 nro.IV Leon. Lessius 
de justitia et iure II c. 20 dubit. 8. Scaccia Tractat. de 
commerce. I quaest. 1 nro. 481 sq. u. I quaest 7 pars 1 nro. 25 
sqg. Jo. Nider Tractat. de contract. mercator. cap. 2 nro.8 sgg. 
Siehe auch Endemann in ber Zeitfehrift f. Handelsrecht IV 
©. 52 fg. 76 fo. V ©. 988. 


Art. 65. 148) Diefer Artikel ift nicht ſeerechtlichen Inhalts, fondern 
enthält ein im flatutarifchen Recht begrünbeted Vorkanfsrecht bes 
Bürgers gegen ben fremden Kaufmann, wie es bem Geiſt ber mit: 
telalterlichen Stabtrechte entſprach. Vgl. über ähnliche Beſchränkun⸗ 
gen ber Fremden gegen Bürger Labanb in ber Zeitſchrift f. deut⸗ 
ſches Recht Band AX ©. 52. 
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66. 14%) Item uscendo,lo navilio da lo porto, lo pa- 
trone & tenuto de mostrare tutta la colonna alli mari- 
nari. 


Art. 66. 149) Bgl. art. 10. Consolato art. 202 al 3 (Pard. II 
p. 242). Us et coutumes d’Olonne Ill c.7 u. 8. (Pard. VI 
p. 570). 


VI. 
Bie deutſchen Genoſſenſchaften. 
Von 
Seren Dr. W. Auerbach in Frankfurt a / M. 
I. 


Der Geſetz⸗ Entwurf der Commiſſion des Preuß. Abgeord⸗ 
netenhauſes wurde auf Grund des mehrerwähnten, von Schulze⸗ 
Delitzſch eingebrachten verfaßt. Zufolge einer Bemerkung In 
der Einleitung zum Entwurfe in Nr. 6 der „Innung der Zus 
funft“ (1863) fowie tm Sahresber. für 1862 ©. 7 erklärte ba: 
gegen bie Preuß. Regierung, fie ziehe den früher von Schulzes 
Delisih nad Mufter der Engltichen Gefebgebung außgearbeite- 
ten, auf dem zweiten Vereindtage in Gotha und dem volfäwirth: 
ſchaftlichen Congreſſe in Eöln (1860) vorgelegten Entwurf!) 
vor. Schon deshalb und mehr noch, weil letterer ven fpäteren 
zu Grunde Tag, fcheint auch befien Grörterung nothwendig. 

Bei demfelben kam es dem Berfafler darauf an, zunächſt 
den Vorſchuß- und Ereditvereinen die rechtliche Eriftenz 
zu fihern und die für ihren Geſchäftsverkehr, für die Ermer- 
bung und Verfolgung von Forderungen und fonjtigen Vermd- 


1) ©. Jahresber. für 1859 (Leipzig 1860) S. 44 ff. nebſt Motiven 
©. 46 fi. und Nr. 2 der „Innung ber Zufunft“ Jahrg. 1861. 
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gensrechten nothwendige Erleichterung in der Vertretung durch 
Vorſtand und andere Beamte zu verichaffen. Als zweckmaͤßiges 
Mittel hierzu erfchten die Beglaubigung der Statuten durch ein 
Atteft der Orts-(Communal-)Behörde mit der Wirkung, daß 
ben unter dad Geſetz fallenden Vereinen vor Gericht und fonft 
überall in Bezug auf die darin angeorbnete Vertretung nad) 
außen und die Vollmacht ihrer Beamten die Beweiskraft öffent: 
licher Urkunden beigelegt werde. Die Verleihung von Corpo: 
rationsrechten follte nach ausdrücklicher Erklärung fern bleiben, 
weil von allen Vorrechten für die Vereine abzujehen ſei. Als 
Vorausſetzung für jene Beweiskraft und gleichlam als Garantie 
der Behörde und dem Publikum gegenüber murbe in 6. 2 bes 
Entw. nicht nur die mit dem Gejuche um dag Atteft zu ver: 
bindende Einreichung des von den Mitgliedern zu unterzeichnen: 
ben Driginalftatut3 , ſondern auch die Aufnahme nachitehenver 
Norniativbeftimmungen in das Statut und deren Beobachtung 
vorgeichrieben. Nämlich zunächft die Bildung eines eignen 
Vereinsfonds (Reſerve nebſt Mitglieververmögen oder Ge- 
ſchäftsantheilen der Einzelnen) mittelſt fefter Einlagen und fort- 
laufender Beifteuern der Mitglieder, welcher Fond mit den auf: 
zunehmenden Darlehen in einem gewiflen Berhältniffe ftehen 
müfje; ſodann die regelmäßige Veröffentlihung ber 
Sabresrehnungen nebit Bilanz und jchließlih vie 
Führung einer bejtimmten während der Dauer des Ge 
ſchäfts unveränderlichen Firma. Sn eriterer Hinficht wurde 
der Normalbeftand des cignen Geſammtfonds bei Vereinen, 
welche die folidarifche Haftung ben Vereindgläubigern gegenüber 
feithbalten, auf mindeſtens zehn Procent ber aufzunehmenden, 
fremden Gelder beftimmt, wogegen die anderen jenen Fond auf 
gleiche Höhe mit letteren zu bringen hätten. Bezüglich dieſer 
Verichievenheit war in den Motiven 2) unter Anderem bemerft, 
joviel auch der Verfaſſer ftetd den Werth der Solivarhaft 
für die Genoſſenſchaften betont babe, weil er darin ben einzi- 
gen burcdhgreifenden Credithebel für fie erblide, jo komme es 
doch bier nicht darauf an, ihre Stellung innerhalb der Organi- 


3) Sabresber. pro 1859 ©. 55. 
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fation der Vereine zu wahren, fondern nur auf gewiſſe Marken 
ber Gejebgebung gegenüber, in der Form von AZugeftändniffen 
Eeitend der Vereine, von denen die Giemährung des gewünſchten 
Geſetzes abbinge. Hierin nidıt weiter zu gehen, als es bie 
Nothwendigkeit mit fich bringe, nebiete das allfeltige Intereſſe. — 
Die als zweites Nequifit aufgeftellte Veröffentlichung der Jahres» 
rechnung nebit Bilanz jollte binnen 3 Monaten nach Ablauf 
jedes Rechnungsjahrs in den durch dad Statut zu bejtimmenben 
öffentlichen Blättern gejchehen. In letteren follte auch zu den 
Generalverjammlungen unter Dittheilung der jebemaligen Ta: 
gesordnung eingeladen werden. Eobald den aufgeftellten Bes 
dingungen genügt wäre, follte die Ortsbehörde nicht nur befugt, 
ſondern verpflichtet fein, das obengedachte Atteft unter Ans 
bängung an das eingereichte Etatut dahin auszuſtellen, daß der 
betreffende Verein unter dem beftimmten Namen am Orte be— 
ftehe, dad Statut eingereicht und den Gefegesvorfchriften genügt 
habe. Die jpäteren, das Statut abändernden oder ergänzenden 
Beichlüffe follten nur mittelſt Auszugs aus dem über die Bes 
ſchlußfaſſung der Generalverfammlung aufgenommenen Protos 
tolle, das die Vereinzvorftände zu unterzeichnen hätten, einge: 
veicht werden unter Beilegung des die Einladung zur Verſamm⸗ 
Iung enthaltenden Zeitungsblattes. Inſofern die obigen Norma⸗ 
tiobeftimmungen durch den Nachtrag nicht berührt würden, habe, 
hieß es a. a. O., bie Behörde dad Schriftſtück an die Vereine 
zurüchzugeben mit dem Vermerke der gejchehenen Einreichung 
und daß Nichts zu erinnern fei. 

Nach $. 3 des Entw. follte ferner, falls das Statut Feine 
beftimmten Perfonen als Vertreter des Vereins nach anfen 
benenne oder unter denjelben ein Wechſel eintrete, zur Beſcheini⸗ 
gung der Wahl ein weiteres auf desfallſiges Geſuch Seitens ber 
Drtöbehörde zu ertheilendes Atteft, daß die betreffende Function 
auf die feftgefeßte Zeit einer gewiſſen Perſon durch Geſellſchafts— 
beſchluß übertragen wurde, erforderlich und ausreichend fein, die 
Wahl jebdoch außerdem in den beſtimmten Öffentlichen Blättern 
bekannt gemacht werben. $. 4 eod. erklärte die Vorſtände md 
Ausſchüſſe der Vereine für die Nichtigkeit der von ihnen ben 
Behörden und in ven Öffentlichen Blättern wiitgefheilten Schrift: 
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ſtücke, Rechnungsabſchlüfſe und Anzeigen verantwortlich und 
wollte jede faljche Angabe, ſofern fein anderes Verbrechen ober 
Vergeben mit unterläuft, mit einer Geldbuße von 5 bis 20 
Thalern geahndet wiffen. — Schließlich follte e8 nach 9.5 des 
Entw. den einzelnen Bereinen freigeftellt fein, ob fie ſich 
den Anforderungen de3 Gejeßed unterwerfen und baburch ber 
durch dasſelbe zu gewährenden Erleichterungen theilhafttg machen 
oder ob fie Died wicht thun und demnach weiterhin lediglich nach 
den bisherigen Geſetzen beurtheilt fein wollten. Ihrem Beftehen 
jollte auch im letzteren Falle Fein Hinderniß entgegengefeßt wers 
den können. Eben basfelbe follte gelten, wenn ein Verein, weis 
cher ſich unter das Geſetz geftellt hatte, deffen Anforderungen in 
irgend einem Punkte nicht weiter genügt. Bei beöfallfiger, je 
doch unbeſchadet des Fortbeftands des Verein ftattfinbender 
Zurüdnahme bed Atteſts jollte die Ortsbehoͤrde auf Koften des 
Vereins in den durch dad Statut beftimmten Blättern verdffent 
lichen, daß leßterer nicht mehr zu den nad) dem Geſetze legiti⸗ 
mirten Bereinen gehört. --- Tie Aufldjung eines unter dem 
Sefeße geſtandenen Vereins jollte gleicherweife auf Koften der 
Mitglieder durch die Ortöbehörde zur öffentlichen Kenntniß ges 
bracht werben. — Für den Fall, daß jich ber fraglicde Gef. » 
Entw. nicht ausſchließlich auf die Vorſchuß⸗ und Ereditvereine 
beichränten follte, wurde beffen Geltung auf alle diejenigen 
Vereine ausgedehnt, weiche „die Förderung des Erwerbs oder der 
Wirthſchaft ihrer Mitglieder mittelft genoſſenſchaftlichen 
Geſchäftsbetriebs bezwecten.” Der Ausdruck „Genoffen- 
ſchaft“, welcher auf dem erjten Congreſſe beuticher Volkgwirthe 
an Etelle deö früheren: „Afjeciation” ala „techniſche“ Begriffe» 
bezeichnung der fraglichen Geſellſchaften gleichſam „foͤrmlich ſanc⸗ 
tionirt“ wurde, ſollte im Unterſchiede von ber Societät des 
roͤmiſch⸗deutſchen Privatrechts gebraucht fein, nämlich als Geſell⸗ 
ſchaft, wobei die Ausſchließlichkeit rückſichtlich der Träger 
(und Zwecke) des Societätsgeſchäfts abgeſtreift jet, welche 
daher von dem Wechſel der Mitglieder in ihrem Weſen unbe⸗ 
rührt bliebe, indem ſie einen dauernden, dem Erwerbe oder dem 
Confum ganzer Bevoͤlkerungs⸗ und Arbeiterklafſen dienlichen 
Zweck gerade durch das Zuſammenfafſen möglichſt vieler Inter⸗ 
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efjenten am gedeihlichiten zu förbern vermöge®). Zur Unter: 
Iheidung von. anderen Vereinen, bei denen dieler Name gleich 
falls gebräuchlich fei, und zur jchärfern Faſſung wurde das Bei: 
wort: „Sejchäftzbetrieb” Hinzugefügt. Der „technijche” Ge: 
brauch de Namens: „Genoſſenſchaft“ für die in Rebe jtehenden 
Vereine ward von Schulze » Delitfch fpäter noch näher begrün: 
bet 4). Da er wirklich für die in Rede ſtehenden Vereine in der 
Art ſpeciell gebräuchlich wurde, daß man alsbald weiß, was da⸗ 
mit gemeint wird, mag er als Bezeichnung derſelben zus &5oyn» 
gelten, wenn auch fein Begriff ein umfafjenderer tt. — Dage⸗ 
gen wird mit den vorgebachten Beitimmungen, die nicht jowohl 
als fürmlicher Gel.-Entw., wie ald ein Vorſchlag in Betreff der 
Regelung der Regitimatton der Vereine reſp. ihrer Vertreter zu 
betrachten find, dem Bebürfnifle keineswegs genügt. Zunächſt 
wegen dieſer ihrer Bejchräntung auf nur einzelne der zu re 
gelnden Berbältnifie, während e8 auf Normirung ber verſchiede⸗ 
nen Seiten ihres privatrechtlichen Beitands ankommt. Sodann 
‘gerade wegen ber Geltung des neuen Handelsgeſetzes, dem gegen⸗ 
über nicht unentſchieden bleiben kann, ob die Genoflenfchaften 
barunter.fallen ober nicht, ſowie letzterenfalls, wonach fie denn 
zu beurtheilen find. — Daher kann fi) das Intereſſe an recht: 
ficher Normirung derjelben unmöglich mit jenen wenigen Sägen 
abfinden laſſen und wird man jedenfall3 auf den volljtändigen 
Gef.-Entw*b) zurüdtommen. Diejer trägt nicht den einfachen 
Titel, den ihm Echulze-Deligich in feinem urjprünglichen Entw. 
gab, nämlich den: „Geſ.-Entw. in Betreff der veutichen Ge: 
nosfens haften,” fondern, wie bereits bemerkt, ven: „über die 
privatrehtihe Stellung der auf Selbjthülfe be: 
ruhenden Erwerb: und Wirthſchaftsgenoſſen-— 
ſchaften.“ Meiner Anficht nach follte das definitive Geſetz je: 
nen erften, weil kürzeren aud) umfajjenderen und dennoch 
in technifcher Beziehung hinlänglich bezeichnenden wählen. Weber: 





8) Ebenbaf. ©. 52. 

4) Rr. 5 ber: „Sunung ber Zukunft“ Jahrgang 1862 ©. 44. 

4b) Derfelbe ift nunmehr auch als Beil. A zum Jahresber. für 1862 
©. 28 fg. eod. abgebrudt. 
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dies dürfte der auf die „Selbſthülfe“ hindeutende Zuſatz nicht 
wohl Anſpruch auf juriſtiſche Präciſion machen, ſo ſehr er auch 
im Anfang dazu diente, die fraglichen Genoſſenſchaften von al⸗ 
len Inſtituten zu unterſcheiden, welche den ſ. g. arbeitenden 
Klaſſen, theils privatim, theils von Staatswegen durch mildthä⸗ 
tige Unterſtützungen, wenn auch nicht gerade in Geſtalt von 
Almoſen, an die Hand gehen, wie z. B. durch zinsfreie Dar⸗ 
lehen oder durch Sammlung und Verwaltung ihrer Erſparniſſe 
in den |. g. Sparkaſſen ftatt der eignen weiteren producti—⸗ 
ven Verwendung und Verwerthung. inestheild wird nämlich 
mit dem Ausdruck: „Selbfthülfe” gerade in Rechte der Gegen- 
fat zu den Mitteln eines georpneten und ungeftörten Rechtszu⸗ 
ſtands, nämlich die „Eigenmacht“ bezeichnet. Anderntheils ift er zu 
allgemein, da auch anderen privat: und insbeſondere den handels⸗ 
rechtlichen Geſellſchaften bie gleiche „Selbſthülfe“ eigen ift. 
Schließlich ift er nicht ganz zutreffend. Denn auch die Genof- 
ſenſchaften gründen als geichäftsthätige Inſtitute des Verkehrs⸗ 
lebens ihren Beſtand und Betrieb nicht blos auf die eigenn Mittel 
und Kraͤfte der Genoſſen, ſondern auch auf die fremden, ihnen 
anvertrauten Anderer. — 

Der Geſ.-Entw. erfaßt dieſelben, gleichwie dies dag Han⸗ 
delsgeſetzbuch mit den Actiengeſellſchaften thut, als fertige 
Inſtitute, behandelt demnach nicht das Stadinm ihrer Entftehung. 
Mit den Actiengeſellſchaften theilen ſie in dieſer Hinſicht auch 
dies, daß ihnen in der Regel nicht bloße private Verhandlungen 

Weniger vorausgehen, welche ausſchließlich unter ſich einen 
derartigen Verein zu gründen bezwecken, ſondern daß ſich ſchon 
hier ber Öffentliche Charakter kund gibt, deſſen auch fie theil⸗ 
haftig find, wenngleich ihr Wirkungskreis Iocalerer Natur iüft, 
Deffentliche Aufforderungen zum Beitritt auf Grundlage gemein» 
fam zu berathenter Statuten des Vereins find auch hier ges 
wöhnlich, indem die Initiative, wie dies nicht wohl anders fein 
Tann, von Einem oder Einzelnen ausgeht. Dank den Schriften 
und Bemühungen des mehrgenannten Anwalt3 der Genoffen- 
ſchaften nebft den durch ihn ala Mufter veröffentlichten Statuten 
ift die Abfaffung der letzteren erleichtet. Insbeſondere ift durch 


deſſen verdienſtvolles, mehrerwähntes Werk, das eine praftifche 
Beltfchrife für Handelsredt. Ad. VIL. 23 
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„Anweiſung zur Gründung und Einrichtung von Vorſchuß⸗ und 
Erebitvereinen” bildet, auf die Punkte hingewieſen, worauf es 
bei den Genoflenfchaften wejentlih ankommt. Zugleich iſt bier- 
»durch bis zu einem gewiflen Grabe die wünjchenswerthe Gleich⸗ 
förmigleit der Statuten vermittelt, ohne daß bie Anpaf- 
fung berfelben an bag örtliche Bedürfniß und die particulären 


Verhaͤlmiſſe gehindert ift. 


Zur Einführung abjolut, ſonach all⸗ 


gemein gültiger oder auch fubfibiärer Beitimmungen wirb gerade 
ber in Nebe jtehende Gef. = Entw. dienen, ſobald er einmal in 
einer ober der anderen Meije fanctionirt ift. 


Nach dem Eingange feines 
6. 1 joll das Geſetz für dieje⸗ 
nigen Vereine gelten, 

„welche beinicht geſchloſ⸗ 

jener Mitgliederzahl die För⸗ 
derung des Credits, des Er⸗ 

werbs oder der Wirth⸗— 

ſchaft ihrer Mitglieder mittelſt 
gemeinſchaftlichen Geſchaͤftsbe⸗ 

triebs aufdem Wege der 
Selbithülfe bezweden (Ges 

nofjenfchaften) namentlich für: 


Meiner Anficht nach wäre 
biefür beſſer zu ſetzen: 


welche bei unbeſchränkter 
Mitgliederzahl bie Foͤrderung 
des Credits, ſowie ſonſtiger 
gewerblicher oder wirth— 
ſchaftlicher Intereſſen 
ihrer Mitglieder mittelſt Ge⸗ 
ſchäftsbetriebs für gemein: 
ſchaftliche Rechnung auf 
Grundeines eignen, in? 
befonderedurh&inlagen 
gebildeten Fonds und 
ber ihn ergänzenden 
(jubjidiären) perfönli: 
hen Haftbarkeit ſämmt— 
licher Mitglieder ($$. 15 
u. 40) bezwecken (deutſche Ge⸗ 
noſſenſchaften), namentlich für 
auf dieſer Grundlage 
beruhende: 


Borihuß- und Creditvereine, Rohſtoff⸗ und Magazin⸗ 
vereine, Aſſociationen zur Production und zum Verkaufe der ge⸗ 
fertigten Waaren, ſowie für Conſumvereine zum gemeinschaft: 
lichen Einkaufe von Lebensbedürfniſſen im Großen und Ablaß 
in kleineren Portionen an ihre Mitglieder.“ 
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Zu ben obigen Abänderungen ober Aufäben beftimmen 
mich folgende Gründe: 

1) Auch bei einfachen Societäten und Handelsgeſellſchaften 
it die Zahl der Mitglieber, wenn fie auch Anfangs nur Die ur⸗ 
ſprünglichen Contrahenten in fich begreifen, nicht in dem Sinne 
ein für alle Mal geichloffen, da weiter Niemand ala Gefell- 
Ihafter Hinzutreten koͤnnte. Insbeſondere kann dies nach Art. 24 
und 113 des 9.6.8.8 geichehen, wonach ungeachtet des Hin- 
zutritts Eines oder Mehrerer die Gejellfchaft unverändert als 
eben dieſelbe fortzubeftehen vermag. Dagegen bildet gerade bie 
Unbeſchränktheit der Mitglieverzafl, womit der Mangel 
jeglicher numeriſchen Grenze bezeichnet wird, das die Genoffen- 
Schaften von jenen Verbindungen unterjcheidende Merkmal, — 
Deren Berjchiedenheit von den offenen Hanbelögefelfichaften fcheint 
mir fogar zu bedingen, daß fich die auf eine Vielheit ber 
Mitglieder berechnete Natur und Anlage berjelben auch darin 
kundgibt, daß ſchon zu deren Errichtung mindeſtens eine gewiſſe 
Anzahl von Perjonen, etwa ſieben ober zehn vorausgeſetzt wird. 
Sonft könnten 3. B. jchon Zwei, die einen Geſchaͤftsbetrieb für 
gemeinfchaftliche Rechnung gründen, indem fie den Hinzutritt 
Anderer offen halten, für ihre Haftbarkeit nach außen die ſubſi⸗ 
diaͤre der Mitglieder einer Genoſſenſchaft oder für ihre gericht: 
Tiche Veröffentlichungen u. bel. m. die für ſolche geltenden Beſtim⸗ 
mungen in Auſpruch nehmen. 

9) Zür „Förderung bes Credits, des Erwerbs oder 
der Wirthſchaft“ fegte ich: „Foͤrderung des Credits, fowie 
fonftiger gewerblider oder auch wirthſchaftlicher 
Intereſſen“, weil mir legterer Ausdruck umfafjender und 
zugleich zutrefjender jcheint, z. B. in Hinblid auf die Rohſtoff⸗ 
genofienichaften. 

3) Statt: „gemeinichaftlichen Gejchäftzbetriebd” wählte ich: 
„Geſchaäftsbetriebs für gemeinfhaftlihe Rehnung“, 
weil erjterer Ausbrud immerhin auf eine birectere, active 
Theilnahme am Gejchäftsbetrieb jchliegen läßt, als fie bei ben 
“einzelnen Mitglievern als ſolchen ftattfindet, wenngleich zuge 
ftanden werben muß, daß dad H.⸗G.⸗B. den Begriff der felbft- 
thätigen Mitwirkung nicht mit dem gebachten Ausdrucke verbindet. 

23 * 
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4) Die Faſſung: „auf Grund eined eignen, ind» 
bejondere durch Einlagen gebildeten Fonds und 
der ihn ergänzenden Afubfidiären) perfönlidhen 
Haftbarkfeit ſämmtlicher Mitglieder” fchlage ich Statt 
derjenigen: „auf dem Wege der Selbithülfe” wor, zunächft wegen 
der obigen Erinnerung gegen den Ausdruck: „Selbſthülfe“, jo: 
dann wegen ber klareren Bezeichnung des Charakterd der Vereine 
und fchließlich wegen der Anlehnung an die Definition ber 
Handelögejellichaften in Art. 85. (112) 150. 173 und 207 des 
H.G.B.⸗8. — 

5) Was den Zufab: „auf diefer Grundlage beru- 
hende“ betrifft, jo fcheint er mir nöthig, weil immerhin felbft 
Bereine mit eben demſelben Zwecke und Gegenftande auch auf 
andermweitiger Grundlage entftehen könnten, in Folge deſſen 
fie nicht zu den „deutſchen Genoſſenſchaften“ gehörten. Insbe⸗ 
ſondere jcheint mir dies bei den eigentlichen Probuctivaflocias 
tionen der Tall zu fein, welche auch mindeſtens worerft bei den 
in Rebe ftehenden Vereinen weniger in Betracht kommen. Bei 
ihnen wird nämlich die Rückſicht auf beſtimmte Perjönlichkeis 
ten und bie fich daraus für einen engeren Kreis von Mitglie- 
dern und eine anderweitig zu wählenve Geſellſchaftsform erges 
bende Folge nicht ganz fern bleiben. Denn wollte man au 
derartige Verbindungen mit möglichft weiter Ausdehnung grün: 
den, jo werden fich doch die einzelnen auf Angehörige dezjelben 
Gewerbes oder mindeſtens verwandter Gewerbe bejchränten, 3. B. 
befonbere Vereine beftehen, welche alle oder den größten Xheil 
der Schneider, wieder andere, welche die Schuhmacher, Schreiner 
oder Buchdrucker u. ſ. w. eined Ort? in fich fchließen. Diele 
koͤnnten allenfall3 noch als deutſche Genofjenichaften beſtehen. 
An größeren Plaͤtzen werben ſich jedoch verſchie den Vereine von 
Angehoͤrigen ſelbſt desſelben Handwerks oder auch fabrikmäßigen 
Gewerbes bilden, welche, wie dies ſchon längſt insbeſondere in 
England und Frankreich geſchieht, hierzu eine ber bereits geſetz⸗ 
lich fanctiontrten Handelsgeſellſchaften, 3. B. die offene oder auch. 
die Gommanbitgefellichaft wählen. — 

Unter den in Ver. 2 mitaufgeführten Magazinvereinen find 
bie bereit? erwähnten Vereine von Handwerkern ober Induſtriel⸗ 
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len für Beſchaffung gemeinſamer Lager behufs Ausſtellung zu 
Verkäufen, Aufnahme von Beſtellungen u. ſ. w. begriffen. Ges 
mäß deren Stellung zu den Mitgliedern und Lieferanten einer- 
und dem Taufenden Bublifum andererſeits Können fie als Eta⸗ 
bliffement? für Verkaufscommiſſionen gelten. Sie find baher 
Geſellſchaften zum Commiſſionshandel. Nach Art, 360 dei 
9.8.8.3 ift Commtiffionär, wer gewerbmäßig in eignem Nas 
men, (und dies trifft gerabe bei ben vorliegenden Vereinigungen 
zu) für Rechnung eines Auftraggeberd (Gommittenten) Handels⸗ 
geichäfte fchließt. Auch das Contrahiren für Rechnung eine? 
Auftraggebers ift vorhanden. Denn die Verkäufe gefchehen für 
Nechnung der Verfertiger ver Magazin-Gegenjtände, die fogar in 
ber Noel ben Preis jelbft bejtimmen d). Dagegen könnte es 
fraglich fein, ob jene Geſchäfte Handelsgeſchäfte im Sinne 
des H.G.-B.'s find. Denn Abf. 3 des Art. 273 nimmt aus⸗ 
brüclich die Weiterveräußerungen , welche von Handwerkern 
nur in Ausübung ihres Handwerkbetriebs geichehen, von jenen 
aus. Da jedoch wohl nicht nur Erzeugnifie des Handwerks, ſon⸗ 
dern auch des Fabrikbetriebs darunter begriffen find, dürften 
auch diefen Commiſſionsverkäufen ver handelsgeſchäftliche Cha- 
ralter zukommen, fo baß fie felbft bei Befchräntung auf bag vom 
Handelsgeſetze abgegrenzte Gebiet hierher gehörten. 


Die betreffenden Vereine 
jollen die durch das Geſetz feit- 
zuſtellenden Rechte durch ge⸗ 
richtliche Einregiſtrir— 
ung erwerben. „Sie gelten, 
heißt es im Entw., in Betreff 
derjenigen Beſtimmungen des 
allgemeinen deutſch. H.⸗G.⸗B.⸗s, 
welche die Eigenſchaften eines 
Kaufmanns vorausſetzen, für 
Kaufleute.“ 


Hiefür würde ich die Tale 
fung vorjchlagen: 


„Ste werden den Handels» 
geſellſchaften des allgemeinen 
deutſchen H.:G.:8.8 in denje⸗ 
nigen Beſtimmungen gleichge⸗ 
ſtellt, welche nach demſelben für 
Kaufleute gegeben ſind.“ 


Dies entſpraͤche mehr der Beſtimmung in Art. 5 des 


5) Bel 3. F. Voigt jr a. a. O. ©. 846 u. 866. 
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H:8..B.2, welches mit echt vermeibet, bie Handelsgeſellſchaf⸗ 
ten ſelbſt für Kaufleute gelten zu laſſen (vgl. Prot. ©. 1259 f.) 

Terner heißt es a. a.O. „Auch (befier „insbeſondere“) fine 
den auf fie die Art. 28 — 40 bed H.⸗G.⸗B.'s über bie Führung 
von Handelöbüchern, jedoch mit Ausſchluß bes zweiten Abſatzes 
des Art. 30%), die Beitimmungen über den Taufmännijchen Con⸗ 
curs (Falliment), fowie diejenigen des Art. 23 des Einf.- Gel. 
zum allgemeinen beutichen 9..6.:B. vom 24. Juni 18617) An- 
wendung. — 

Der 1. Abjchnitt des Gef.-Entw. hat die Ueberſchrift: Er⸗ 
rihtung der Genoſſenſchaften und allgemeine Be: 
ftimmungen: $. 2 lautet: „Zur Grünbung einer ber vor- 
gedachten Genoſſenſchaften ift erforderlih: 1) die ſchrift— 
fihe Abfaſſung bes Geſellſchaftsvertrags (Sta= 
tut3)". Hier vermiffe ich nach Abi. 2 de Art. 208 bes 
9.6.33 die Vorſchrift einer notariellen ober gericht⸗ 
lien Beurkundung, wovon wegen ber analogen Ver⸗ 
hältniffe, wie bei der Altiengefelifchaft, nicht ohne Noth Umgang 
genommen werben ſollte. Schulze = Delitfch bemerkt jelbft ®) : 
„Auf eine Abänderung, welche ber Entw., wenn er zum Geſetz 
wird, wahricheinlich erleidet, müflen wir zum Voraus aufs 
merkſam machen. Es tft die Vollziehung deö Geſellſchaftsver⸗ 
trags (Statuts) bei der erſten Gründung in beglaubter 
Form. Wird indeſſen hier nur von den Anmeldungen des 
weiteren Zutritts und Austritts der Mitglieder 
durch beglaubte Acte abgeſehen (nach dem Vorgange des 


6) Soll wohl heißen: „bes Schlußſatzes im erſten Abſ. des Art. 30”, 
der dahin lautet: „Sind mehrere perſoͤnlich haftende Geſellſchafter 
vorhanden, fo haben fie alle (scil. das Inventar und bie Bilanz) 
zu unterzeichnen.‘ 

7) Es if bamit Art. 28 des Preuß. Einf.-Gef, gemeint, wonach bas 
einer Handelsgeſellſchaft an einer Liegenfchaft zuſtehende Eigenthums⸗ 
ober fonftige bingliche Recht ober bie ihr zuſtehende Gerechtigkeit auf 
ben Ramen ber Geſellſchaft eingetragen wird. — Selbſtverſtändlich 
müßte ftatt befien in ben einzelnen Lanbesgefehen ber entiprechenbe 
Artikel bezeichnet werben. 

8) Nr. 2 der Innung ber Zul. (Jahrg. 1862) ©. 9. 
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9.6.8.3 bei Acttengefellfchaften), fo tft die Zuziehung eines 
Notars bei der conjtituirenden Verfammlung, welche bie Grün: 
dung und Annahme bed Statut? zum Zwecke bat, jehr Leicht 
und ohne erhebliche Koſten zu bewirten. Die in derfelben 
anweſenden Stifter vollziehen eine notarielle Recognition und das 
Uebrige macht fih dann nach dem Entw. von jelbft. 

Zweitens erfordert ber Gef.-Entw. zur vorgebachten Grün 
bung die Annahme einer gemeinſchaftlichen Firma. 
Diefelbe muß vom Gegenftande (zur genauen Unterfuchung und 
wegen bed vorzugsweiſen Localcharakters der Vereine würbe ich 
den Beiſatz vorjchlagen: „und dem Site”) ihrer Unternehmung 
entlehnt fein (3. B. Vorfchußverein oder Schuhmacher-Afjociation 
zu Delitzſch) und die zuſätzliche Bezeichnung: „Einregijtrirte 
Genoſſenſchaft“ enthalten. *Der Name von Mitgliedern und 
anderen Perfonen darf in die Firma nicht aufgenommen werben. 
Jede an demſelben Orte fpäter gegründete gleichartige Genofjen- 
fchaft hat fich durch einen Zufaß in ihrer Firma von allen übri⸗ 
gen deutlich zu unterfcheiben. 

8. 3 beitimmt: „Der Gejellichaftävertrag muß enthalten: 
die Firma und den Sitz der Genoffenfchaft, ven Gegenftand be? 
Unternehmen? , ſowie die Zeitbauer bezfelben, ober wenn es 
nicht auf eine beftimmte Zeit beſchränkt fein fol, die für bie 
Erwerbung und Kündigung der Mitglievfchaft und den Augtritt 
oder den Ausſchluß der Mitglieder beitimmten Friften und Bes 
dingungen.” Statt deſſen jchlage ich vor, analog dem Art. 209 
Ziff. 3 des H.-0.:8.3, die Aufnahme der Zeitdauer des Unter: 
nehmen in's Statut nır für den Fall vorzufchreiben, daß 
basjelbe auf eine beftimmte Zeit befchräntt fein ſoll, dagegen 
unbedingt zu verlangen, daß dad Statut nähere Beitimmuns 
gen über den Erwerb und die Kündigung der Mitglievichaft, 
jowte über den Austritt nebft ven Gründen zum Ausſchluſſe 
(vgl. $. 30 Abſ. 3) enthalte. — Die Genoffenjchaften dienen 
nämlich, wie Schulze: Delisfch felbft betreffend bemerft®), nicht 
zur Ausbeutung vorübergehender Conjuncturen und bem 
fpeciellen Intereſſe gewifjer Berfonen, fondern dem dauernden 





9) 8: und 6.8. ©. 84 cii. 
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Beduͤrfniß ganzer Bevöllerungs- und Gewerbsklaſſen. Sie wer: 
ben daher in der Regel nicht blog auf eine beftimmte Zeit er 
richtet. — 

Tür den Erwerb ber Mitgliedſchaft ober die Aufnahme in 
ben Verein Eönnen wegen beren allgemeinen Zugänglichkeit nur 
ganz allgemeine Erfordernijfe aufgeftellt werben, die darauf hin⸗ 
auslaufen, daß bezüglich des Betheiligunggluftigen fein jurifti- 
ſches Hinderniß, wie Minberjährigfeit, ſowie fein bürgerlicheg, 
3. B. notoriſche Unehrbarkeit beftebt. 

Gemäß dem, wie bemerft, in der Regel auf unbejchräntte 
Dauer berechneten und ununterbrochen fortzujeßenden Beſtande 
bed Vereins Tann der Austritt eines Genofjen au beim: 
ſelben ſelbſtredend nicht von Einfluß auf deſſen Fortbeitand fein 
und dem Vereine felbft nicht in dem Sinne gekündigt werben, 
daß er ſich aufzulöfen hat. Dagegen muß ben Einzelnen gleich⸗ 
fam ala Erſatz hiefür, wenn die Mitgliedſchaft nicht auf 
eine beftimmte Zeit bedungen iſt, der Austritt freiftehen. 
In diefer Hinficht hat desgleichen Schulze-Delitzſch mit überzeu⸗ 
genden Gründen a, a. D.9b) auseinandergeſetzt, daß nicht nur 
geraume Zeit 3. B. 4—6, Monate vor dem freiwilligen Austritt 
eine und zwar, wie mir jcheint, Schriftliche Kündigung voraus 
gehen, ſondern daß der Abgang jelbit auf einen Zeitpunkt fallen 
muß, wo ohnedies ein Rechnungsabſchluß ftattfindet (vgl. Art. 124 
des H.⸗G.⸗B.'s, welcher Icktere für offene Handelsgejellichaften 
von unbejtimmter Dauer anorbnet, daß die Auffündigung 
mindeſtens ſechs Monate vor Ablauf des Geſchäftsjahrs der Ge- 
jellfchaft erfolgen muß, wenn nicht ein Anderes vereinbart it). — 

Was die Gründe ber Ausſchließung betrifft, jo Fönnen 
biejelben theil3 wegen der vermögensrechtlichen Beziehungen zur 
Geſellſchaft wirthichaftlicher, theild wegen bes ihr innewohnenden 
füttlich-focialen Element? moraliſcher Natur fein, wie dies auch 


Hb) ©. auch Jahresber. für 1862 ©. 14, wo zugleich wiederholt brin: 
genbft empfohlen wird in ben Statuten zu beflimmen, daß bie Nüd: 
zahlung ber Geſchäſtsantheile an die Audfcheibenden erft geraume 
Zeit nach bem Schluſſe bed Geſchäftsjahrs, wo ber Rechnungsab: 
ſchluß gefertigt und geprüft if, (etwa 8 — 6 Monate nachher) von 
ben Audgetretenen geforbert werben Tann. 
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bet der ihr in dieſer Beziehung verwandten, offenen Handelsgeſell⸗ 
Schaft nach Art. 125 Ziff. 2— 4 in Verbindung mit Art. 128 
be H.⸗G.⸗B.'s theilweiſe der Fall ift. In erfterer Hinficht wären 
hierzu etwa zu reinen: Die Nichteinhaltung ber zur Einzah: 
fung der regelmäßigen Beiträge gejeßten Friſt oder die Nichter- 
fülung der Verbindlichkeit zur Rückzahlung der empfangnen 
Vorſchüſſe, jo daß darauf geklagt werden muß, fowie bie Con⸗ 
curderöffnung über das Vermögen des Genofjen!). Letzteres 
um jo mehr, da nach Abſ. 2 des F. 16 des Geſ.⸗Entw. ſchon 
dem einzelnen Privatgläubiger eines ſolchen die Befugniß, welche 
in Urt. 126 des H.G.-B.'s demjenigen eines offnen Hanbel3- 
geſellſchafters eingeräumt ift, in analoger Meife zuſtehen ſoll, 
worüber weiter unten dad Nähere. — In letzterer, der mora- 
lichen Hinficht haben die Genoſſenſchaften darauf zu halten, daß 
ſich die Mitglieder nicht der Mitgliedſchaft unwürdig zeigen. 
Demgemäß drohen 3. B. einige Statuten mit dem Ausſchluſſe 
bei feindfeliger, öffentlicher Auslaffung in Wort und Schrift 
gegen ben Verein, bei unmoraliichem Lebenswandel, unorbentli- 
cher Wirtbfchaft als Verſchwendung, Trunkſucht u. f. w., ſowie 
bei Begehung entehrenber Verbrechen u. dgl.t'). 

Als vierten weientlichen Punkt, worüber fich das Statut 
zu verbreiten hat, bezeichnet der Gel.-Entw.: „ven Normalbe- 
trag der dur Voll: over Theilzahblungen oder termin- 
liche (befler: „regelmäßige”) Einlagen, ſowie durch bie Zu⸗ 
[hreibung von Dividenden zu bildenden Geſchäftsan— 
theile ber einzelnen Mitglieder und den niebrigften Cab der 
terminlichen (regelmäßigen) Einlagen”. In feinem legten Geſ.⸗ 
Entw. 11b) hatte Schulze⸗Delitzſch vor „Normalbetrag” den Bei: 
fa: „niemals zu vermindernden” aufgenommen. Sener 
Beiſatz koͤnnte höchftend wegbleiben, injofern es fi von noch 
nicht geleifteten Einlagen handelt und es ſich fragt, ob ber 


10) Bol. Abf. 2 bes $. 12 be Stat. des Vorſch.⸗Vereins zu Delitzſch in 
V.⸗ und E.:®. ©. 189 u. $. 8 bed Stat. bed Credit⸗Vereins zu 
Meißen S. 2023 eod. 

11) Vgl. Kunde in biefer Zeitichr. VI S, 226 f. 

11b) ®.: u. 8:8. ©. 168. 
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blos ftatutenmäßig firtrte Normalbetrag auf einen niebrigeren 
herabgefett werben bürfte, wenn er al3 zu hoch gegriffen befuns 
den wird, obwohl auch hierbei dag Intereſſe der Vereinsgläu⸗ 
biger mit in Frage kömmt. Dagegen ſcheint es mir allerdings 
angemeſſen, in's Gefeb an pafjender Stelle eine ausdrückliche 
Beftimmung aufzunehmen, wonach die ganze oder theilweiſe Zu: 
rückziehung ver geleifteten Einlage während beftehender Mit: 
gliedſchaft unftatthaft iſt. Denn tft dies nicht der Tall, ſo 
Bilden, wie auch Schulze-Delitzſch bemerkt12), die auf Capital: 
conto gutgefchriebenen Beträge Feine Geihäftsantheile, 
mit welchen man zunädyft für die Verpflichtungen bes Geſchäfts 
einfteht, fondern beliebige Einlagen, wie fie jeter Dritte bei 
dem Bereine machen Tann, um fte jederzeit nach vorausgegangener 
Kündigung zurückzufordern. „Hat ein Mitglied, Heißt es a. a. 
D., ſo eben noch nach Höhe feines Gefhäftsantheils an 
ber Dividende Theil genommen und man wollte ihm geftatten, 
wenn fich etwa die Auzfichten für dad Vereinsgeſchäft einmal 
wenig günftig geftalten, feine Einlage ganz oder theilweiſe zurüd: 
zuziehen, um fie vielleicht, wen die ungünstige Eonjunctur vor: 
über ift, wieder auf die frühere Höhe zu bringen, jo würde ein 
ſolches Verfahren jeder Berechnung, allen Grundbfäßen vernünf: 
tigen Verkehrs fpotten und ben gefchäftlichen Operationen geras 
dezu bie ſolide Grundlage entziehen.” Dies, könnte man beifügen, 
wäre um fo mehr der Fall, da die perfönliche Haftbarfeit, wie 
gezeigt, mit Recht eine weſentlich modificirte tft. — Wollte man 
eiwa in biefer Hinficht Tein unbebingtes Verbot ftatuiren, fo 
müßte die Minderung der Einlage jedenfall an Bedingungen 
genüpft werben, bie fie erfchweren und das Intereſſe des Vereins 
ſowie feiner Gläubigerfchaft wahren. Analog verbietet Art. 108 
des H.:©.:8’3. ſelbſt für die offene Handelsgeſellſchaft, wobei 
doch eine vollkommnere Solidarverbindlichkeit für die Vereinsſchul⸗ 
den beſteht, die Minderung der Einlage oder des Antheils am 
Geſellſchaftsvermoͤgen ohne Einwilligung ber übrigen Geſellſchaf⸗ 
ter, und läßt jelbjt eine Entnahme der Zinfen bes Societätdan- 


42) B.: und C.⸗Ver. ©. 63. 
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theils oder der Gewinnrate nicht jederzeit unbebingt zu. Auch 
Art. 248 eod. erklärt fchon die theilmeife Zurückzahlung des 
Grunteapitals an die Acttonäre nur bei Einhaltung weſentlicher 
Bedingungen für ftatthaft. 

Ferner wäre meiner Anficht nach hier ein Satz aufzuneh- 
men, wonach fidh der Gefellichaftzvertrag über das Verhält- 
niß des eignen, aus Reſerve-Geſchäftsantheilen ge- 
bildeten Bereindvermögendzu den aufzunehmenden 
Darlehen und fonftigen fremden Gelbmitteln al 
Spareinlagen u. dgl. außfprechen muß. Denn in einem richtigen 
BVerhältniffe Beider zu einander Tiegt nicht nur ein wejentliches 
Sicherungsmittel der Gläubigerfchaft des Vereins, fondern auch 
feiner Mitgliever ſelbſt. Diefe find nämlich wefentlich babei ins 
tereflirt, daß bei Contrahirung von Vereinsſchulden ein gewiſſes 
Map eingehalten wird, insbeſondere, daß ſchon in ben eignen 
Fond der Genofjenichaft eine nennenswerthe Deckung für beren 
Paſſiven befteht. Denn das Riſico, welches durch die mit ber 
Mitgliedſchaft verbunbne, wenn auch, wie bemerkt, mobificirte 
Solivarhaft für die Vereinsſchulden übernommen wird, wiegt 
allerdings ſchwer genug, um von vorfichtigen Gefchäftzleuten ges 
fcheut zu werben, insbejonbere, ba ſie bei deren Contrahirung als 
bloße Mitglieder nicht direct mitwirken. Mit den Bedingungen 
für die Gewährung von Darlehen und fonftigen Crebitirungen 
binfichtlich der feftzuftellenden Crebitwürbigfeit der Mitglieder, 
ber erforberlichen civil ober wechielrechtlichen Bürgfchaft ober 
Sicherſtellung durch Unterpfand, der Stipulirung entſprechender 
Rückzahlungsfriſten ift nicht genug getban, da immerhin Verlufte 
eintreten können. Die Betheiligungsluft unb gerade diejenige 
ber wohlhabenderen Kreife, bie doch auch zu wünſchen tft, wird 
daher zunehmen, wenn auch in jener Hinficht eine Garantie gegen 
bie Gefahr geboten wird, für die Vereinzfchulden perfönlich in Ans 
fpruch genommen zu werben. In dieſer Hinficht handelt es fich 
von einem richtigen Maße, wodurch einerjeit3? dag vorgebachte 
Intereſſe gewahrt, anbererjeit3 nicht die dem Verein eriprießliche 
freie Bewegung gehemmt wird. Auch bierfür hat Schulze-De- 
litzſch ſelbſt bemerkenswerthe Anhaltspunkte gegeben. Er bezeich- 
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net a. a. D.12) 10 pCt. ald ven mindeiten Betrag bed eignen 
Fonds in Verhältnig zum fremden, der gleich beim Beginne ges 
fordert werden müffe. Legt man wegen ber eigenthümlichen Zus 
fammenfegung der vorliegenden Genofienichaften, die eine ſolida⸗ 
riſche Haftbarkeit überhaupt auszufchließen fcheint, auf das be= 
merkte Gegengewicht entjprechenden Nachdruck, jo bürfte jener 
Sat jelbft für die erften Zeiten des Vereins zu gering und da⸗ 
für etwa 25 pCt. zu wählen jein. Das Berhältniß bat fich auch 
nah Schulze⸗Delitzſch allmälich bis zu 50 pCt. zu fteigern !%). 

Als fünfte abjolute Grundbeſtimmung des Statuts erklärt 
8.8 diejenige über „das Rechn un gs jahr ober bie fürzere Frift, 
binnen welcher die regelmäßigen Gefchäftz: und Rechnungsab⸗ 
ſchlüſſe erfolgen, die Grundjäße, nach welchen der Gewinn zu 
berechnen ift und die Art und Weile, wie die Prüfung ber 
Bilanz erfolgt.” Außer der Berechnung dürfte wohl auch die 
Zutheilung de Gewinns an die Mitglieber eine wejentliche 
Dertragsbeitimmung bilden, jevenfall, injfofern ber Gewinn ben 
Einzelnen erſt dann ausbezahlt werden fol, wenn ihre Einlage 
den Normalbetrag eines Gejchäftsantheild erreicht hat 16). 

Als ſechſten Punkt benennt der Entw.: „Die Art der Wahl 
und Zuſammenſetzung des Vorſtands und bie Befugniſſe 
desſelben bei Leitung und Vertretung ber Genoſſenſchaft (vgl. 
Bem. zu $. 6 Abſ. 3). Derentfprechende Art. 209 Ziff. 7 des H⸗ 
®.8’3. enthält in Uebereinſtimmung mit dem Syſteme desſel⸗ 
ben Nichts von im Statute zu beftimmenden Vertretung 2 
befugniffen des Vorſtands. Denn das Geſetzbuch Hält in 
Art. 227 und Art. 231 Abi. 2 auch Hinfichtlich des Vorſtands 
einer Actiengeſellſchaft, gleichwie binfichtlich de Procuriften und 
bes geichäftsführenden offnen Hanbelögejellichafterd, im Gegen: 
fabe zum bloßen Hanblungsbenollmächtigten oder Geſellſchafts⸗ 
Beamten (Art. 234), daran feit, daß die Vertretungäbefugniß 





13) B.⸗ und €.:8. ©. 49 f. 129 und Jahresber. für 1862 ©. 18 f. 

13) Bol. Rev. Stat. bed Vorſchußver. zu Delitzſch 8. 8 c. in V.⸗ und 
6.8. ©. 183. 

15) ©. ebend. ©. 62 Aſſociationsb. S. 156; $. 6 Abſ. 5 unb 6 bei 
revib. Stat. der Schuhm.:Affociation zu Deligfh u. A. m. 


4 


Auerbach: Die beutfchen Genoſfſenſchaften. 355 


nah außen eine allgemetu gleiche, unbefhränfte und 
jegliche Beſchränkung derſelben ohne rechtliche Wirkung gegen 
dritte Perfonen ift. Eelbft eine in den Statuten enthaltne 
Beſchränkung tft daher nach dem Handelsgeſetze britten Mit: 
contrahenten gegenüber, jedenfall wenn fie diefen unbelannt 
war, ohne Einfluß. 

Die Trage, wie e8 mit Contrahtrungen zu halten tft, bie 
ungeachtet der Kennt niß ftattfanden, daß der Vorſtand dazu 
überhaupt nicht oder nicht in bem fraglichen Maße ermächtigt 
jei, it controverd (vgl. Bem. zu $. 20. Abi. 5). — Daß in 
Rede ſtehende Verhältniß follte meined Erachtens bei dem Vor: 
ftande der Genofienichaften nicht ander? regulirt werben und zwar 
zunächft, weil von dem Syfteme des H.-6.:8’8. bei analo- 
gen Berhältniffen nicht ohne die triftigften Gründe 
abgegangen werden follte. Solche Gründe fcheinen mir 
aber nicht zu beftehen. Vielmehr fprechen für bie gleichmäßige 
Beſtimmung gleiche Rückſichten 3.8. diejenige auf Befreiung der 
mit dem Borftande Namen? des Vereins Contrahirenden von 
porgängiger Erfundigung über den Umfang feiner Ermächtigung 
oder von Einficht der Statuten, ſowie auf Sicherheit in Betreff 
ber Geichäftzabichlüffe und Anderes mehr, was den Verfehr des ' 
Publifumd mit den Vereinen erleichtert und darum auch für 
deren Erebit günftig ift. Freilich ift die Unbeſchränkbarkeit jener 
Vertretungsbefugniß nach außen für die Mitglieder ver Genoffen: 
Ihaften, wegen deren perfönlichen Haftbarfeit fir Die Vereinsſchul⸗ 
den, gefährlicher, als diejenige des Vorſtands einer Actiengeſellſchaft. 
In mindeſtens gleicher Lage befinten ſich indeß die Mitgliever 
einer offenen Handelsgeſellſchaft gegenüber der nicht weniger um⸗ 
fangreichen Vertretungsbefugniß der geſchäftsführenden Theilhaber. 
Dagegen beſitzen jene Verbindungen gleich dieſen in der perſoͤn⸗ 
lichen Mithaftbarkeit der Vertreter für bie Vereinsſchulden ein 
Gegengewicht. Denn die Borfteher der Genofjenfchaft müffen 
wohl im Unterfchiede von denjenigen einer Actiengeſellſchaft Mit: 
glieder der Genoſſenſchaft fein. Freilih mahnt deren Macht 
vollfommenheit nach außen befjenungeachtet zur größten Vorficht 
bei der Wahl. Selbft der Verfaſſer des zu Grunde gelegenen 
Entw. erkannte die Anwendbarkeit des gedachten Prinzips des 
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H.⸗G.⸗B'g., freilich nur in einer von dem Gefege nicht zugelaſ⸗ 
jenen 10) Beichräntung an. Er bemerkte nämlich1T): „ver Vor⸗ 
ftand vertritt den Verein nach außen, Taufmänntich ausgedrückt, 
zeichnet für benfelben, fo daß die folchergeftalt vom Vorſtande 
innerhalbber in ven Schranken der ihm (gemöhnlidh 
im Statut) ertheilten Vollmacht für ben Verein einge 
gangnen Verbinblichleiten den Letzteren in feiner Geſammtheit 
verpflichten. Dagegen kann ver Verein, wenn der Vorſtand feine 
ihm weiter wegen Zuftimmung der Generalverjamme 
Iung oder des Ausſchuſſes oder fonft auferlegten Pflid> 
ten bei Abſchluß ſolcher Geichäfte vernachläffigt hat und dadurch 
Schaden entſtanden tft, fih nur an den Vorſtand felbft regreſſiren. 

Indeß hat der Gefegentwurf ſelbſt jene ausgedehntere Wir- 
kungsloſigkeit der Beſchraͤnkung in ber Vertretung2befugnig, wenn 
fie auch im Gejellfchaftävertrage feitgefebt tft, bei mangelnder 
Kenntniß des dritten Mitcontrahenten in $. 20 Abi. 5 aner: 
fannt. Derfelbe lautet nämlich allgemein: „gegen dritte Per: 
fonen hat jedoch eine Beſchränkung der Befugnif des Vorſtands, 
die Genofjenichaft zu vertreten, nur dann rechtliche Wirkung, 
wenn fie ihnen befannt war.“ Demnach ift um fo weniger 
abzujehen, weshalb dag Statut die Befugniffe des Vorſtands bei 
Leitung und Bertretung ber Genoffenfhaft als wejentliche 
Srundbeftimmung enthalten Toll, 

Terner muß ber Geſellſchaftsvertrag nach dem Entw. bie 
Form der JZujammenberufung ber Generalverfammlung und 
der zu faſſenden Geſellſchaftsbeſchlüſſe beitimmen, wofür 
wohl befjer „ver Beſchlußfaſſung“ gejeßt wird, infofern damit 
bie Art und Weiſe der Ichteren gemeint ift, naͤmlich ob ober 
wann mittelft Stimmzettel, namentlicher Abftimmung ober ander: 
weitig abgeftimmt werben ſoll u. vgl. m. Ziff. 9 und 10 des 
Art. 209 des H.⸗G.⸗B's. erfordern außerdem, daß der Gefell- 
ſchaftsvertrag bie Bedingungen des Stimmrecht? ber Actionäre 
fowie die Gegenftände beftimme, über welche nicht fchon burch 
einfache Stimmenmehrheit der auf Zufammenberufung erjchie- 


16) Vgl. Art, 231 Abf. 2 eit. bes a. d. H. ©. BR. 
17) V.⸗ und &:B. ©. 124, 
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nenen Actionäre, jondern mır durch eine größere Stimmenmehr⸗ 
beit oder nach anderen Erforbernifien Beichluß gefaßt werben 
kann. — Dem Mefen ber in Rebe Stehenden Vereine entfpricht, 
baß jedes Mitglied mit einer Stimme in der Generalverjamm- 
lung ftimmberechtigt ift, wie klein over wie groß fein Geichäfts- 
antheil auch fein mag. Wegen der Allgemeinheit dieſes Verhält- 
nifjes Tann das fpecielle Erforderniß in vorgebadhter Ziff. 9 des 
Art. 209 eit. wegbleiben. Was die etwaigen Vorausſetzungen 
gur gültigen Beichlußfaffung in Anfehung der zu gewiffen Be- 
Ihlüffen (wie Abänderung der Statuten, Auflöfung des Ber 
ein? 2.) als Minimum erforberlichen Stimmenmehrheit oder der 
Anweſenheit minbeftend einer gewilfen Auzahl von Mitgliedern 
u. |. w. betrifft, fo ift in $. 25 Abſ. 3 des Entw. bemerkt: „Ob 
noch fonftige Erforderniffe zur Faſſung eines gülfigen Gefell- 
Ihaftsbefchlußes gehören, ſowie, ob zu gewiſſen Feſtſetzungen an: 
dere, ala bloße Mehrheitsbeſchlüſſe (wofür befler zu feßen wäre: 
„al einfache Stimmenmehrheit”) nothwendig find, beftimmt ber 
Geſellſchaftsvertrag.“ Inſofern Art. 209 Ziff. 10 cit. nicht 
vorschreibt, daß zu gewiſſen Beichlüffen größere, als einfache 
Etinnmenmehrheit erforderlich tft, ſondern blog beſtimmt, daß, 
wenn Letzteres fein fol, der Geſellſchaftsvertrag bie betreffenden 
Gegenſtände bezeichnen muß, fo ift auch dieſe Verfchievenheit von 
feinem Belange. 

Schließlich bezeichnet F. 3 in Ziff. 8 als wejentlichen Be 
ftanbtheil des Statut die Form, in welcher die von der Genof- 
ſenſchaft ausgehenden Bekanntmachungen erfolgen, ſowie die öffent: 
lihen Blätter, in welche diefelben aufzunehmen find. 

Natürlich jo der Mangel eines ober des andern Punkts 
im Gejellichaftövertrage ebenjowenig, wie Bei ber Actiengeſell⸗ 
haft, nad ©. 1038 der Nürnb. Prot., deſſen Nichtigkeit zur 
Folge haben, jondern fell nur bei der Anmeldung zum Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter resp. dem Eintrage darauf gefchen werben, daß 
fein Punkt übergangen ift. F. 4 lautet ähnlich dem Art. 210 
des H.G.⸗B's. unter Weglaffung des für bie Actiengejellichaft 
Eigenthümlichen: „ber Gefellfchaftgvertrag muß bei dem Handels⸗ 
gerichte, in deffen Bezirk die Genoſſenſchaft ihren Sig hat, in 
das Genoſſenſchaftsregiſter, weldes einen bejondern Theil 


358 Auerbach: Die deutſchen Genoſſenſchaften. 


bed Handelsregiſters bildet (jonach von dem eigentlichen Han- 
dels regiſter getrennt geführt wird), eingetragen und im Auszug 
veröffentlicht werden. Der Auszug muß enthalten: „das Datum 
bed Geſellſchaftsvertrags, die Firma und den Sit der Genofien- 
fchaft, den Gegenftand de Unternehmens, die Zeitdauer desſelben 
im alle es auf eine bejtimmte Zeit beſchränkt jein joll, den 
Namen und Wohnort ber Vertreter der Genofjenfchaft (ſ. jedoch 
8.6) nebſt Angabe der Dauer diefer Vertretung.” Nad) 
Maßgabe der obigen Bemerkungen hinfichtlid) der Unbefchränt: 
barkeit der Vertretung3befugnig nach außen, weldye auch die zeit 
liche Beſchränkung betrifft (mie dies Art. 231 Abſ. 2. cit. des 
H.⸗G.B's. ausdrücklich bemerkt), wäre id, für Weglaffung der 
letzteren Worte. Schließlich ift die Form zu veröffentlichen, in 
welcher die von der Genofjenjchaft ausgehenden Bekanntmachun⸗ 
gen trfolgen, fowie die öffentlichen Blätter, in welche dieſelben 
aufzunehmen find. Der Veröffentlichung ift der Vermerk beizu: 
fügen, daß der Geſellſchaftsvertrag und dag Mitglieberver- 
zeichniß jederzeit im Gerichte eingejehen werden können. — 
Was letzteres betrifft, fo fcheint mir bei der Gründung bie Ans 
meldung und Veröffentlichung ver Mitglieder als folcher, nach Ana⸗ 
logie des Art. 86 Ziff‘ 1 mit Angabe des Vor: und Familiennamens, 
ſowie des Stands jedes Einzelnen erforberlich wegen deren wenn auch 
modificirten perfönlichen Haftbarkeit. Desgleichen wäre eine in regel- 
mäßigen Zeitabfchnitten mindeftens jährlich ftattzufinbende Veröf- 
fentlichung derjelben resp. der unter ihnen ftattgchabten Wechſel ans 
gemejjen (vgl. $.8). Die Rückſicht auf Erfparung von Koften dürfte 
wohl nicht hiervon abhalten. $.5 beftimmt die durch den Vorjtand 
zu gefchehende Anmeldung näher, indem er zugleich die Einrei- 
hung des Geſellſchaftsvertrags eines Mitgliederverzeichniſſes vor: 
jhreibt und ein hierauf zu ertheilendes Atteſt des Handeläges 
richt? fordert. 

S. 6 verlangt die befondere Anmeldung der Vorſteher oder 
fonjtigen Vertreter der Genofjenfchaft z. B. der Auffichtzräthe 
(vgl. $. 24 Abſ. 3 das Handelsgeſetzbuch kennt dagegen blos 
eine Anmeldung des Vorſtands einer Actiengefellichaft), wenn 
jene nicht jchon in dem Gefellichaftsvertrage genannt find und 
zwar unter Beifügung ciner beglaubigten Abjchrift des Wahl- 
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protokolls, ſowie die Anmeldung jedes Wechſel s in den genantıs 
ten Perſonen. Ferner beitimmt er, daß und wie die Firma- 
Zeichnung Seitens derſelben dem Handelögerichte zu unterbreiten 
fei. Das Hanvelögericht fol außer der Veröffentlichung ver 
Angemelbeten über die Anmeldung und Bekanntmachung ihrer 
Namen ein Atteft eriheilen, welches bei Vertretung der Genf: 
ſenſchaft nach Juhalt ver in dem Geſellſchaftsvertrage 
und deffen Nachträgen enthaltenen Vollmachten zu 
ihrer Legitimation dient, ohne daß es jelbit beim Hypothekenver⸗ 
fehre einer anderen Beglaubigung ihrer Vorftcherichaft oder 
Bertretungzbefugnig bedürfe. — Zunaͤchſt fcheinen mir die ges 
fperrt gedruckten Worte zufolge des oben über bie nach außen 
unbefhräntte Vertretungsbefugnig Bemerkten nicht paſſend. 
Ferner dürfte zu: „Hypothekenverkehr“ der Zuſatz: „ſowie bei rs 
werb der Veräußerung von Grundeigenthum“ gehören. — Wele 
tere Förmlichfeiten für die vecht3gültige Errichtung der Genoffen- 
Schatten jollen und können Feine beſtehen, insbeſondere nicht 
das Erforderniß einer landesherrlichen oder fonftigen abminiftra- 
tiven Genehmigung. Dies jchon dephalb, weil die Genoffens 
fchaften überhaupt Feine Actiengejellfchaften, weder reine noch 
commanbditartige find, die nad) Art. 206 und 249 des H..6.:B.’2 
nur particularrechtlih von jener Bedingung befreit werden koͤn⸗ 
nen. Anßerdem find bei ihnen, jelbjt wern man ber einzuholen: 
den Genehmigung ftatt ver Aufftellung allgemeiner legis— 
Iatorifher Normen bei Geſellſchaften mit rein gewerblichen 
Zweden dad Mort reden wollte, die Verhältniffe anders, als bei 
ſolchen Gefellfchaften, für welche man Erſtere nody für erforder: 
Lich Halten könnte. Denn immerhin bieten fie cine Gefanımts 
haft der Mitglieder für die Vereinzfchulden, bie zugleich von 
felbft einen Hanptantrieb zur Solibität bildet. Außerden gehen 
die theoretiſchen Beftrebungen, wie das praktiiche Bedurfniß da> 
bin, bie Etaatögenehmigung durch gejeßgeberifche Acte ſelbſt da 
zu erjegen, wo man fie biöher anzuwenden gewohnt war; um fo 
weniger ſoll man fie auf neue Inſtitute übertragen, für welche 
die Geſetzgebung eben im Begriffe fteht, allgemein gültige Nors 
men aufzuftellen. 

6. 7 des Geſ.Entw. bat die Aumeldung — beziehungs⸗ 
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weifer Veröffentlihung ber Abänhernngen bed Geſellſchafts⸗ 
vertrag? zum Gegenftande. 

F. 8 verpflichtet den Vorſtand, dem Handelsgerichte am 
Schluſſe jedes Kalcndervierteljahrs über den Eins oder Austritt 
von Mitgliedern [chriftliche Anzeige zu machen und alljährlih im 
Mionat Januar ein volftäntiges, alphabetifch geordnetes Mit- 
glieververzeichnig einzureichen, wonach dad Handelsgericht bie 
Mitgliederlifte berichtige und vernollftändige. Ferner joll ber 
Boritand in den eriten ſechs Monaten jedes Nechnungsjahres 
die Bilanz des verflofienen und die gegenwärtige Zahl der Mits 
glieder, fowie die Zahl ver feit ber letzten Bekanntmachung 
aufgenommnen und außgejchiebnen in ben zu ben Bekanntmachun⸗ 
gen der Genoſſenſchaft beftimmten Blättern veröffentlichen und 
das Eremplar des betreffenden Blattes bei dem Gerichte eins 
reichen. Zufolge der Bemerkung zu F§. 4 und 5 hinfichtlich des 
Erforderniſſes der genauen Bekanntmachung ber Mitglieder ges 
ſchieht mit der Veröffentlichung der Mitglieverzahl allein dem 
Intereſſe des Publicumd nicht wohl Genüge. — 

6.9 jchreibt Die Anmeldung der Zweigniederlafjungen 
bei den Handelsgerichten der betreffenden Bezirke vor und dehnt bie 
Borichriften des 68.4 bis 8 auf Eritere aus. Das Handelsgeſetz⸗ 
buch verlangt in Art. 212 und 214 in Betreff der Zweignieder⸗ 
lafjung von Actiengefellfchaften nur die Anmelbung der Firma 
und ded Sitzes der Gefellichaft, jowie des Gegenſtands und ber 
Zeitbauer des Unternehmen? und ber hierin ftattfindenden Ab⸗ 
änderungen und ift es controvers, ob auch diejenige der Bor: 
ſtandsmitglieder erforderlich ift (vgl. Archiv für d. W.⸗ u. HR. 
Pd. XI H. 3 S. 300). Das Zweigregiſter ſoll aus dem 
Hauptregiſter, worauf es verweiſt, zu ergaͤnzen ſein und nur die 
noͤthigſien Angaben enthalten. Schon bie Preuß. Miniſterial⸗ 
Suftruction vom 12. December 1861 hat jeboch den Inhalt des 
zu geſchehenden Eintrags in $$. 79 und 88 Ziff. 6 erheblich ers 
weitert. Außerdem befteht bei offnen und einfachen Comman⸗ 
ditgejellichaften, wobei die Einträge freilich jchon wegen Wegfall 
des Geſellſchaftsvertrags bürfiiger find, Gleichheit der Einträge 
in beide Regiſter. 

F. 10 will jchlieglich durch Orbnungsftrafe auf bie Bes 
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folgung der Vorfchriften der 66. 6 bis 9 Seiten? der Vorfteher 
oder Vertreter der Genoffenfchaft von Amtswegen bingewirft und 
unrichtige Anzeigen mit einer Gelbbuße bis zu 10 Rthlr. geahn⸗ 
bet wiſſen, fofern nicht ein in den Gejegen mit bärterer Strafe 
bedrohtes Vergehen oder Verbrechen vorliegt. 

Der zweite Abjchnitt handelt „vom Rechtsverhält— 
niß der Mitglieder der Genoſſenſchaft unter einan- 
der, fomwie berfelben und der Genoflenfhaft gegen 
Dritte” und verbindet fonach beide Verhältniffe, welche das 
H.-G.⸗B. zur Erleichterung der Ueberſicht und des Verſtändniſſes 
meift getrennt hält. 

Abf. 1 des 8. 11 fpricht in erfterer Hinficht die ſubſi— 
diäre Geltung der Gefebe2beitimmungen mit ben aus Art. 90 
Abi. 1 des H.G.B.s entlehnten Worten aus. Indeß foll der 
Geſellſchaftsvertrag nad Ab. 2 eod. von den Beitimmungen der 
nachfolgenden SS. 12 bis 40 nur in denjenigen Punkten abwei⸗ 
Ken dürfen, bei welchen bie ausprüdlid für zuläffig 
erflärt wird. Hiernach follen die Gefegesbeitimmungen abfo- 
Iuterer Natur fein, ala es nach Abf. 1 den Anfchein hat. Nach 
Abi. 3 eod. fol der Gewinn und Verluft in Ermanglung 
einer anderen Beitimmung bed Gejellichaftövertragd unter die 
Mitglieder nah Köpfen vertheilt werben. Abgejehen davon, 
daß dieſer Sab für fich einen befondern Paragraphen zu bilden 
hätte, ſollte die Vertheilung des Gewinns oder Verluſts, wie 
mir fcheint, ſubſidiariſch, nämlich in Hinblid auf den zu vers 
muthenden Willen der Genofjen, nicht nad Köpfen, ſondern 
nah Höhe der Geſchäftsantheile beftimmt werben. — 
Die gleihmäßige Vertheilung des Gewinns oder Verluſts 
unter die Genoſſen entjpricht im Allgemeinen dem Prinzipe der 
offenen Handelögefellichaft, welche auf gleichmäßigen oder als 
ſolchen zu betrachtenden Beiträgen der Mitglieder beruht, neben 
welcher die gleichmäßige Selbftwerpflichtung der Genoſſen aus 
den Eocietätönerbindlichleiten beſteht. Letztere theilen freilich die 
Genoſſenſchaften aufcheinend mit den offenen Handelsgeſellſchaften. 
Jedoch verhält es fich auch hiermit im Grunde ander. Da ber 
Beitritt zur Genoſſenſchaft im Allgemeinen Jedermann freifteht 
und insbefondere im Intereſſe der minberbemittelten Klaſſen 

24° 
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Ttegt, fo kann es, wie ſchon bemerkt, nicht fehlen, daß zwifchen 
den Vermögensverhältniffen und der darauf bafirten Solvenz 
und dem Credite der einzelnen Mitglieder eine Ungleichheit bes 
fteht. Natürlich werben ſich die Vereindgläubiger verfommendens 
fall eher an die wohlhabenden, als an die unbemittelten Genofs 
fen halten, da fie von jenen eher Befriedigung erwarten koͤnnen. 
Schon hiernad, ift dad Nifico, wenn auch formell, doch ber 
Sache nad) nicht gleih. Außerdem werben die Wohlhabenden, 
wie gezeigt, in der Regel früher, als diejenigen, die es nicht find, 
größere oder |. g. normale 180) Geſchäftsantheile befiten. Ferner 
gründet fich die Betheiligung der Genoſſen als folcher gleichartig 
auf Eapitaleinlagen, nicht auch auf perfönlidhe Mitwirkung, 
welche bei den offenen Handelsgeſellſchaften häufig das fonft ges 
ftörte Gleichgewicht in der gejellfchaftlichen Leiſtung herſtellt. 
Die Genoffenfchaft bildet injofern einen Eapitalverein, ähns 
lich der Actiengeſellſchaft. Auch jollen die Gefchäftsantheile mit 
Recht nicht zu einem gewiflen Procentſatze feit verziuft wer: 
ben !®b). Der mit größeren Einlagen DBetheiligte hätte daher 
por demjenigen, der es minder ift, Nicht? voraus, wenn nicht 
bie Höhe jener den Maßſtab für die Gewinnautheile bilbet. 
Died wollte und begründete auch Schulze : Delitfch in feiner 
mehrgedachten praktiſchen Anweifung zc. ac. 18c) in Bezug auf 
Vorſchuß⸗ und Erebitvereine. Daß die Bertheilung bei ben 
Nohftoffe und Confunwereinen, wie in der I. Abtheilung bes 
merkt, anderweitig, nämlich nach Verhältniß des eignen Bezug 
Aus der Genoſſenſchaft, ftattfindet, ftammt mehr aus dem dort 
angeführten äußerlichen und ſonach indirecten Grunde, als aus 
der inneren Natur des Verhaͤltniſſes. Anders und zwar gemäß 
«der Beftimmung des Gef. Entm. ſcheint fich die Sache bet den 
eigentlichen Productiv- Affociationen zu ſtellen. Denn bier find 
perjönliche Leitungen, nicht rein pecuniäre, im Intereſſe des 





18a) Um fo mehr ift dies ber Fall, wenn, wie nad) Art. 4 der Etat. ber 
Frankf. Sewerbelafien ein Mitglied mehrere 3. B. zwei folder f. g. 
Normalantheile befiten lann. 

18b) B.⸗ u. C.⸗V. ©. 75 f. 

18c) a. a. O. ©. 67 f. 
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Geſellſchaftszwecks zufammengejellt. Abgeſehen von bem oben in 
dieſer Beziehung bereit® Bemerkten werben jedoch gerade jene 
Genofienfchaften wegen Beftimmung des neben und unbeſchadet 
der Betheiligung am Reinertrage oder Verluſte bed Geſchäfts 
beftehenden Stüd- oder Tagelohnd und anderer Berhältniffe Hals 
ber meift in ihren Specialverträgen aud) diefen Punkt den con: 
creten Berhältniffen entfprechend regeln. Außerdem tft anch bei 
ihnen im Auge zu halten, daß Nicht? geeigneter ift, die Mitglies 
der darauf bebacht zu machen, fich Gefchäftsantheile won möge 
lichit hohem Beirage und die damit verbimdenen Vortheile zu 
Ichaffen, ala eben dieſer Vertheilungsmodus nad) Verhaͤltniß der 
Baritaleinlagen. — Meines Erachtens wäre zugleich aus den 
oben erwähnten Gründen eine Beſtimmung aufzunehmen, wonach 
ein gewifler Procentjaß , etwa 20 — 250%), des jährlichen Reinge⸗ 
winnd in den zunächſt aus den Eintrittögelvern der Mitglieder 
befchafften Refervefond zu deſſen Verftärfung oder Wiederergän: 
zung, falls er durch Berlufte in Anfpruch genommen wurde, jo 
lange fließen muß, bis etwa fänmtliche Gejchäftsantheile bie 
Normalhöhe erreichten 19). — 

8. 12 des Geſ.⸗Entw. ftatuirt fachgemäß, daß jeve Genofs 
ſenſchaft einen Vorstand haben muß, der fie vertritt und ihre 


19) Ueber ben Refernefond und bie Dotirung bedfelben lauten bie einzel: 
nen Statuten verfchieden. Nach $. 7 bes revid. Stat, bes Vorſchuß⸗ 
vereing zu Delikfch iſt berfelbe nicht firirt, ſondern beftimmt ſich 
befien Höhe nach Verhältnig der Vereindfhulden und zwar auf 
Grund jeweiliger Geſellſchaftsbeſchlüſſe. Nach $. 69 Ziff. 1 bed Ge 
ſellſchaftsr. der Eißlebener Tigcontogef., die als Commanditactiengeſell⸗ 
Schaft ein Actiencapital befikt, werben bemfelten, fo lange er nicht 2000 
Thlr. überfteigt oder fo oft er unter 2000 Thlr. finft, 209%, des Neinges 
winns oder fo viel mehr, als bei Abrundung ber Dividende übrig 
bleibt, zugeichlagen. MWeberfleigt cr 2000 Thlr., jo werben ihm 10%, 
be3 Reingewinnes ober fo viel mehr zugeldhlagen, als bei Abrunbung 
der Tivibende übrig bleibt. Beträgt er 10%, bes Geſellſchafts—⸗ 
capitals ober mehr, fo erhält er feine weitere Verſtärkung. — 
Nach $. 29 c. ber Stat. bed Erebitver. zu Meißen befteht ein Theil 
feiner Dotirung ein einem vom Vorſtande zu beftimmenden Theile 
ber Dividende. 
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Geſchäfte leitet. Von einer Clauſel nach Inhalt der in dem 
Geſellſchaftsvertrage enthaltnen Vollmacht iſt hier nicht die Rede. 
Zugleich iſt ausdrücklich bemerkt, daß den einzelnen Mitgliedern 
als ſolchen keine unmittelbare Einmiſchung, ſowie auch nicht die 
Befugniß zuſteht, die Genoſſenſchaft durch ihre Handlungen zu 
verpflichten. 

Hiervon auf die Berechtigung der Genoſſen in adminiſtra⸗ 
tiver Hinſicht übergebend, legt F. 13, ähnlich dem Art. 224 des 
H.-G.⸗B.'s, der Generalverſammlung als ver Vertreterin ber 
Geſammtheit die Ausübung der Rechte bei, welche den Mit⸗ 
gliedern zuftehen und die auf „die Meberwachung der Geſchäfts⸗ 
führung” (wofür wohl beffer zu ſetzen wäre: „bie fchlickliche 
Prüfung und Beſcheidung der Geſchäftsführung“ ober bie Rech⸗ 
nungs⸗ und Rechenſchaftsabnahme“, da es ſich Hierbei nicht von 
ftändiger Gontrolirung handelt), ſowie „auf die Wahl des Vor⸗ 
ſtands und bie fonftige, oberjte Beichlußnahme in den Vereins: 
angelegenbeiten” beziehen. Art. 224 cit. nennt ausdrücklich: 
„die Beftimmung der Gewinnvertheilung“ d. 5. ob und wie viel 
Gewinn zur Vertheilung an die Mitglieder kommen ſoll, welcher 
Beifab zweckmäßig ift, zumal wenn keine beftimmte Dotirung 
des Reſervefonds feſtgeſetzt wird. 

6. 14 Ipringt jodann auf die juriſtiſche Selbſtſtaͤndigkeit 
der Genoſſenſchaft in den ſie betreffenden Rechtsverhältniſſen über, 
die er Ähnlich dem Art. 111 des H.⸗G.⸗B.'s, nicht nach Art. 213 be⸗ 
jtimmt, beffen Faflung ich für bie vorliegenden Institute vorziehen 
würde, weil fie deren eigne Rechtsperſoͤnlichkeit fchärfer bezeichnet. 

Sn $. 15 eit. gebt der Entw. auf bie ſubſidiariſche Haft: 
barkeit der Mitglieder über. Deſſen Abſ. 1 lautet nämlich, wie 
bemerkt: „Für alle Verbinblichkeiten der Genoffenichaft, infos 
fern zur Dedung derjelben im alle der Liquidation 
oder bed Eoncurjed das Vermögen der Genofjen: 
ſchaft niht ausreicht, haften alle Mitglieder ſoli— 
darifch und mit ihrem ganzen Vermögen.” 

Hierin beruht, wie gezeigt, die Eigenthümlichkeit der Ge⸗ 
noſſenſchaften, ihre pecifiige Grundlage und wegen ber unbe: 
ſchränkten Menge der Solidarſchuldner das fie von verwandten 
Nechtöinftituten unterſcheidende Merkmal. Defien Bebentung 
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als eigentliches cioilrechtliches Bürgichaftönerhältnig und ſonach 
als Ergänzungsmittel des etwa zur Befriebigung ber Gläubiger: 
‘haft unzureichenden eignen Vermögens ſetzte ich bereit2 in ber 
1. Nbtheilung auseinander, Ab. 2 und 3 des $. 15 dehnt 
biefe Haftbarkeit für die beftchenden Vereinsverbindlichkeiten ähn= 
lich dem Art. 113 des H.⸗G.⸗B.'s unbebingt auf die nen eintre- 
tenden Mitglieder and. 

Hieran reiht der Gef. - Entw. die Beitimmungen ber 
Art. 119 und 120 in Verbindung mit Art. 126 und 132 des 
H.⸗G.-B.8, fowie bed Art. 121 eod. in Betreff des Der: 
hältuifjes der Privatjchulden bez. der Privatgläubiger ver Mit- 
glieder zu den Bereindvermögen. Nah F. 16 koͤnnen näm: 
lich die Trivatgläubiger eined Mitglied die von diefem baar 
eingefegten Gefchäftsantheile ober ſonſt zum Geſellſchaftsvermoͤgen 
eingebrachten Gegenftände nicht behufs ihrer Befriedigung in 
Anſpruch nehmen, injoweit fie nicht Schon an jenen Vermögens: 
ſtücken vor deren Uebergang in's Geſellſchaftseigenthum bingliche 
Rechte erworben haben. Nur auf die den Mitgliedern zukom⸗ 
wenden Antheile am Geſchäftsgewinne ſollen jene Anſpruch 
haben, inſoweit dieſe Antheile nicht nach dem Geſellſchaftsvertrag 
behufs Erfüllung von Verpflichtungen gegen die Genoſſenſchaft 
in deren Kaſſe zurückbehalten werden. Der Schlußſatz des Art. 
119 cit., wonach auch dasjenige Gegenſtand der Execution x. x. 
für den Privatgläubiger eines offenen Handelögejellichafter fein 
fann, was Letzterem bei ber Auseinanderſetzung zu: 
kommt, fehlt im F. 16 ecit., wäre aber unter Weglafjung des 
Woͤrtchens „nur“ am Anfange des Satzes beizufügen. Denn 
auch hierauf erſtreckt fich das Necht eines folchen Privatgläubigers 
zufolge Abf. 2 des 8., der zu 6. 14 des urfprünglichen Entm. 
beigefügt wurde. Nach demſelben ſoll nämlich auch ein Privat: 
glänbiger eines Mitglied, wenn er nad fruchtlofer Hülfsvoll⸗ 
ftrefung in deflen Privatvermögen die Erecution in das dem 
Mitgliebe bei feinem Ausſcheiden zulommende Guthaben er: 
wirft hat, berechtigt fein (einerlei ob die Geuoſſenſchaft auf bes 
ſtimmte oder unbeftimmte Zeit eingegangen wurde), behufs feiner 
Befriebigung nach vorher von ihm gefchehener Kündigung dag 
Ausſcheiden jened Mitglieds zu verlangen. Diefe Kündigung 
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ſoll mindeſtens ſechs Monate vor Ablauf des Rechnungsjahres der 
Genoſſenſchaft geſchehen. 

F. 17 ſchließt faſt gleichlautend mit Art. 121 des H.⸗G.⸗B.g 
eine, wenn auch nur theilweiſe Compenſation zwiſchen Ford e⸗ 
rungen der Genoſſenſchaft und Privatforderungen 
des Genoſſenſchaftsſchuldners gegen ein einzelnes 
Mitglied während ber Dauer der Genoſſenſchaft 
aus, geftattet jedoch natürlich eine folche nach deren Auflds 
fung, wenn und infoweit bie Genoſſenſchaftsforderung dem 
Mitgliede bei der Anseinanderſetzung überwieſen warb, 

In dem. 2. Abſchnitt iſt, wie Schon aus Vorftehendem er: 
heit, die Reihenfolge der einzelnen Paragraphen zu beanftanben. 
6.12 wäre aus demselben an die Epite des folgenden Abſchnitts, 
fowie $. 13 zwiſchen 6. 24 und 25 und $. 14 befier and Ende 
des erſten Abſchnitts, der allgemeinen Beftimmungen, zu jeben. In 
eben denſelben Abfchnitt, der ohnehin etwas dürftig gehalten ift, 
fünnten auch die oben berührten Beftimmungen über Unzuläffigs 
feit oder Erſchwerung ber ganzen ober theilmeifen Zurüdziehung 
der Einlagen während der Mitglienichaft aufgenommen werben, 
wenn man fich für deren Aufnahme entjchieve. 

Der 3. Abſchnitt handelt „vom Borftande, Auf: 
fihtsrathe und von der Generalverfammlung.” Nach 
6. 18 kann der Vorſtand entfprechend dem Art. 227 Abi. 2 des 
H.⸗G.-B.'s and einem oder mehreren befoldeten oder unbejoldeten 
Mitgliedern (wobei zu fuppliren fein dürfte „ver Genoſſenſchaft“) 
befteben. Denn Nichtmitglieder follen wohl nicht in den Bor: 
ftand. In Art. 227 eit. ift freilich) mit dem gleichen Ausdruck 
nicht die Mitgliedſchaft im Actienvereine gemeint, fondern find 
auch Nichtactionäre ausdrücklich als zu Vorſtehern wählbar 
- erflärt, Das Intereſſe an gegenfeitiger Controlirung, jowie an 
Beichränkung der Verpflichtung der Genofjenichaft auf Rechtsge⸗ 
Ihäfte, wobei mehrere mitwirkten, deren gemeinfame Zeichnung 
den gemeinfchaftlichen Abichluß bedingt, wird in den meiften 
Fällen dazu führen, daß ber Vorſtand mindeſtens aus zwei Mit⸗ 
glietern Befteht, wenn auch da3 cine mit dem Namen und den 
Functionen eines Caſſirers oder dgl. verſehen ift. Ferner ftatuirt 
F. 18, eutſprechend dem Abſ. 3 des Art. 227 cit., bie fortwäh: 
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rende Widerruflichkeit der Beitellung ald Vorſtand dem Vereine 
genenüber (zur Wirkſamkeit nach außen bedarf es natürlich der 
gefetlichen Abmeldung), unbejchadet der Entichädigungsanfprüche 
aus befichenden Verträgen. 

$. 19 will die Form ber (scil. fchriftlichen) Willenzerfläs 
rungen rejp. die Zeichnungsweiſe des Vorſtands nah Maßgabe 
des Art. 229 des H.G.«B.'s geregelt wiflen. Dezgleichen will 
6. 20 nach Weife des Art. 230 des H.:G.:B.8 ausgeſprochen 
baben, daß die Genofienichaft (nicht der Vorftand [mas viels 
leicht gemäß Art. 241 Abſ. 1 des H.⸗“G.-B.s befier ausdrück— 
Lich gejagt wiirde]) durch bie für Erſtere gefchloffenen Rechtsge⸗ 
ſchäfte berechtigt und verpflichtet wird. Die Befugniß ded Vor⸗ 
ſtands zur Vertretung der Genoſſenſchaft wird ausdrücklich auf 
diejenigen Geſchaͤfte und Rechtshandlungen ausgedehnt, fiir welche 
geſetzlich eine Specialvollmacht erforderlich iſt. Abſ. 4 des §. 20 
beſtimmt, ähnlich dem Abſ. 1 des Art. 231 des H. G.⸗B.s in 
Verbindung mit Art. 241 Abſ. 2, über das Verhältniß des Vor⸗ 
ſtands zur Genoſſenſchaft: „Der Genoſſenſchaft gegenüber 
iſt der Vorſtand bei eigner Verantwortlichkeit verpflichtet, bie 
Beſchränkungen einzuhalten, welche in dem Gefellfchaftövertrage 
oder durch Beichlüffe der Generalverfammlung für den Umfang 
feiner Befugniß, die Genoffenfchaft zu vertreten feſtgeſetzt find”. 
Gegen dritte Perſonen hat jevoch, nad) dem bereit3 oben citirten 
Abf. 5 eod., eine Beichränfung ber Befugniß des Vorſtands, die 
Genofjenichaft zu vertreten, nur dann rechtliche Wirkung, wenn 
fie ihnen befannt war. Damit ift im Iinterfchtede von dem 
H.⸗G.⸗B. dem Dolus des dritten Mitcontrahenten — welcher 
ſchon bei Contrahirung ungeachtet der Kenntniß, daß ber 
Borjtand nicht in fraglicher Weile ermächtigt ift, angenommen 
wird — ausdrücklich die Wirkung beigelegt, daß dadurch bie 
ſonſt vorhandue Verpflichtung der Genoſſenſchaft aus dem betref⸗ 
fenden Nechtögefchäfte wegfällt. Was die Veweislaft in biefer 
Hinſicht anlangt, fo träfe fie natürlich die Genoffenfchaft, melde 
die Einrete der Kenntniß (die exceptio doli) dem Anfprude - 
des dritten Mitcontrahenten gegenüber einredeweife oder auch, 
wenn fie 3. B. auf Zahlung klagt, replicariſch vorbringt. — 
$. 21 reiht in Betreff ftatigehabter Aenderung ber Mitglieber 
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des Vorſtands analog dem Ab. 2 des Art. 233 reſp. dem Abi. 1 
ded Art. 46 des H.“G⸗B.'s die Beitimmung an: „Wem bie 
Aendernng der Mitglieter des Vorſtands nicht in das Handels⸗ 
regiſter eingetragen und oͤffentlich bekannt gemacht iſt, ſo kann 
dieſelbe einem Dritten nur dann entgegengeſetzt werden, wenn 
bewieſen wird, daß fie ihm beim Abſchluß bes Geſchäfts be⸗ 
kannt war.” Dagegen bat ber Entw. bie vielfach beanftandete 
Beltimmung ter Art. 25 Abf. 3. 46 Abi. 2 u. ſ. w. des H.⸗ 
G.⸗B.'s, wonach eine Aenderung in ber biäherigen Nertretung 
u. |. w., ungeachtet fie in's Handelsregiſter eingetragen und aud 
befannt gemacht wurbe einem Dritten gegenüber nicht geltend 
gemacht werben Tann, fofern die Umſtände bie Annahme begrün⸗ 
den, daß er diefelbe weder gekannt habe, noch habe kennen müf- 
fen, wohl mit Recht weggelaſſen, da ohnehin bei der fich in ber 
Regel auf minder große Gebiete erſtreckenden Geſchäftsverbindung 
ber Genoſſenſchaften die Nichtkenntniß oder vielmehr die Un⸗ 
möglichkeit der Kenntniß des binfichtlich der Vorſtandsmit⸗ 
glieber eingetretenen Wechſels nach ftattgehabter Eintragung und 
officieler Belfanntmachung nicht wohl anzunehmen tft. Sonach 
fol ver dvesfallfige Eintrag in Verbindung mit der erfolgten Be: 
kanntmachung für britte Perſonen abſolut rechtsverbindlich fein. 

F. 22 enthält die Beſtimmungen der Art. 227. 232 und 
235 des H.⸗G.⸗B.'s bezüglich der gerichtlichen Vertretung ber 
Genoſſenſchaft durch den Vorftand insbeſondere auch bei Eides⸗ 
Teiftungen. Zur Behändigung von Borlabungen und anderen 
Zuftellungen an die Genoſſenſchaft, heißt es daſelbſt gleich 
falls, genügt e8, wenn biefelbe an ein Mitglicb bes Vorſtands 
geichieht, welches zu zeichnen oder mitzuzeichnen bes 
fugt iſt.“ Letztere Worte könnten wohl wegbleiben. Denn es 
ſcheint unangemefien, Mitglieder in den Vorſtand zu wählen, die 
von dem Nechte zur Mitzeihnung der Yirma mit den anderen 
reſp. zur Zeichnung für ſich allein, wo dieſe ſchon dem einzelnen 
Borftandsmitgliche zufteht, ausgeichloffen find. Gerabe darin 
befteht ja die Beftimmung des Vorſtands. Mer ber Berechtigung 
entbehrt, Namens bed Vereins fchriftliche Willenserklaärungen ab: 
zugeben, kann nicht als Vorfteher gelten, zumal wenn eine Befchrän- 
fung der Vertretungäbefugnig nach außen ohne rechtliche Wirkung 
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ift. Auch ſoll feine Ehrenmitgliedichaft ftattfinden, die nur ben 
Namen, nicht den Wirkungskreis eined Vorftehers verleiht. 
Nach F. 23 tft, gleichwie nach Art. 225 des H. G. B's. 
die Neftellung eines Aufſichts⸗ oder Verwaltungsraths (oder 
Ausſchuſſes) vein facultativ, wenn auch häufig Rückſichten auf 
Gontrolivung ter Geihäftöführung und Mitberathung bez. auf 
förmlichere Beſchlußfaſſung in wichtigeren Angelegenheiten dafür 
ſprechen bürfen, wie dies auch Echulge-Deligich annimmt 20). Iſt 
ein Auffichtörath beitellt, jo überwacht derjelbe nach dem Ent: 
wurfe, der die etwaige Erweiterung ber besfallfigen Befugniſſe 
ben einzelnen Gefellichaftöverträgen vorbehaͤlt, die Geſchaͤftsfüh⸗ 
rung der Genofjenfchaft in allen Zweigen ihrer Verwaltung. 
Hierfür kann er fi von dem Gange der Vereindangelegenheiten 
jederzeit unterrichten, die Bücher und Schriften der Genoſſenſchaft 
einfchen, den Beitand der Eaffe unterfuchen und Gencralvers 
fammlungen berufen. Er fann, beißt es ferner, fobald es 
ibm nothwendig eriheint, Vorſtandsmitglieder und 
Beamte vorläufig bis zur Entſcheidung der deme 
nächſt zuberufenden Generalverfammlung von ihren 
Befugniſſen entbinden und wegen einftweiliger 
Fortführung der Geſchäfte die nöthigen Anftalten 
treffen. — In $. 24 ift ſodann bezüglich der Proceßführung 
Art. 226 des H. G. B’2. in Verbinding mit Art. 194 und 195 
theilweife wiedergegeben. Dem Anffichtsrathe ift nämlich bie 
Obliegenheit (nicht bloß die Ermächtigung) beigelegt, Pro: 
cefje zu führen, welche die Generalverfammlung gegen die Vor⸗ 
ftandsmitglieder oder Beamten der Genoſſenſchaft beichließt, wo⸗ 
gegen zu Proceſſen gegen den Auflichtörath felbft die Bevollmäch⸗ 
tigten in der Generalverfammlung gemählt werden müffen, wobet 
jedem Mitglieve die Intervention freiſteht. Abſatz 2 des Art. 
195 cit.: „Falls aus irgend einem Grunde die Beftellung von 
Bevollmaͤchtigten durch Wahl in der Generalverſammlung gehins 
dert wird, kaun das Kandelögericht auf Antrag die Bevollmäch⸗ 
tigten ernenmen® fehlt im Entwinfe. Er wäre jedoch wohl mit 
aufzunehmen, außerdem dürfte eine ausdrückliche Beſtimmung 


20) Bs und EB. ©. 124 fl. 
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am Plate fein, wonach ein oder mehrere Mitalieber, die ber An- 
ficht find, der Vorftand oder Auffihtsrath habe fich einer Rechts⸗ 
verleßung ſchuldig gemacht, ohne ba die Generalverfamme 
lung deshalb klagend aufzutreten befchlieht, befugt find, für fi 
Allein die richterlihe Hülfe zur Beſeitigung der behaupteten 
Rechtöverlegung anzurufen. Nach Abf. 3 des 6. 24 find die in 
den Auffichtörath gewählten Perfonen dem Handelsgerichte vom 
Borjtande zunächſt bei Errichtung der Genoflenichaft, ſo⸗ 
bann aber auch fpäter jeder Wechſel unter ihnen, ebenfo wie 
dies für den Ein: und Austritt von Mitgliedern feftgefett ift, 
jomit zufolge $. 8 vorkommendenfalls am Schluffe des Duartalg, 
Ihriftlich anzuzeigen. Das über die ftattgehabte Anzeige ausge: 
fertigte Atteft des Gerichtö dient zur Legitimation des Auf 
ſichtsraths bei den erwähnten Proceſſen. 

Die Generalverfammlung der Genoffenichaftgmits 
glieder ſoll nach F. 25 Abf. 1 des Entwurfs durch den Vorftand 
oder Aufſichtsrath nach den Beſtimmungen des Geſellſchaftsver⸗ 
trags und in der darin feſtgeſetzten Form berufen werden, unter 
Bekanntmachung des Zwecks derſelben ober ver Gegenſtände 
der Verhandlung. Nur wenn Letzteres geſchehen iſt, kann nach 
Abſatz 2 des Sen die Mehrheit der in einer Generalverſammlung 
Anweſenden die ganze Genoſſenſchaft durch ihre Beſchluͤſſe ver: 
pflichten, ſelbſtredend vorausgeſetzt, daß letztere auch im Uebrigen 
geſetz⸗ oder ſtatutenmaͤßig ſind. (Betreffs des Beſchluſſes auf 
Einberufung einer außerordentlichen Generalverſammlung ſ. nach⸗ 
ſtehend. Berathnugen ohne Beſchluſtfaſſung werden durch vors 
ſtehende Beſtimmung nicht ausgeſchloſſen) Ob noch ſonſtige 
Erforderniſſe zur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes gehören, 
ſowie, ob zu gewiſſen Feſtſetzungen andere als bloße (beſſer „ein⸗ 
ſache“) Mehrheitsbeſchlüſſe nothwendig find, bleibt nach Abſ. 3 
eod. dem Geſellſchaftsvertrage überlaſſen, wovon ſchon oben zu 
6. 3 Ziff. 7 die Rede war. An und für ſich kann ein bloßer 
Mehrheitöbefchluß nicht allgemein bindend fein, wern durch den⸗ 
felben die Grundlagen bed Verein, Verhältniſſe, worauf bie 
einzelnen Mitglicber ein ſ. g. jus quaesitum befigen, die lex 
contractus abgeändert, 3. B. der Einzelne zu größeren, als ben 
ftatutenmäßigen Beiträgen verpflichtet werben ſoll. 
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5. 26 Abſ. 1 ordnet ausdrücklich an, daß der Vorſtand 
zur Beobachtung und Ausführung aller in ven Generalverfanms 
lungen gültig gefaßten, (was zu beurtheilen nur dem Richter 
zuftände), Beſchlüſſe, wie fänmtlicher Beftimmungen des Gefelle 
Ichaftsvertrags unbedingt verpflichtet und ber Genofjens 
Ichaft verantwortlich ift. Abſ. 2 eod. reiht hieran die Beftim- 
mung: „ntficht Streit unter den Mitgliedern der Genoffenjchaft 
über den Einm von Beftimmungen des Gefellichaftövertrags oder 
früherer Geſellſchaftsbeſchlüſſe, fo wird derſelbe für die Genoſſen⸗ 
ſchaft endgültig durch einen meiteren Geſellſchaftsbeſchluß ent⸗ 
ſchieden und nur, foweit Vermögensrechte Einzelner davon ab: 
hängen, Tann von diefen auf richterliche Entſcheidung angetragen 
werben. Diefen Sab ftellt der Entwurf als einen in Geſetzen 
nenen auf 21). Dagegen ift es auffallend, daß die Beſtimmungen 
in Betreff der Generalverſammlung, über welche Schulze⸗ Deligich 
am mehrberührten Orte eingehende Bemerkungen machte und 
praftifche Anhaltzpınge gab, welche auf eine möglichſt active 
Theilnahme und Erhaltung des wünfchenswerthen regen Snters 
eſſes der Mitglieder, forte auf Gemwährleiftung der Mitberech⸗ 
tigung des Einzelnen in adminiſtrativer Hinficht hinzielen 22), 
noch dürftiger ala im Handelsgeſetzbuche gehalten find23), Denn 
Lebteres beitimmte wenigftend zunächft implicite in Art. 239 
reſp. 249, daß alljährlicheine ordentliche Generalverfamms 
lung einberufen werben muß, welder der Vorftand eine Bilanz 
bed verflofjuen Geſchäftsjahrs vorzulegen hat, daß eine General⸗ 
verſammlung außer den im Geſellſchaftsvertrage ausdrücklich 
beſtimmten Fällen zu berufen iſt, wenn dies im Iutereſſe ber 
Geſellſchaft erforderlich erſcheint (Art. 237 Abſ. 1), was zunächſt 
nad Art. 236 reſp. 225 Abſ. 3 ind Ermeſſen ded Vorſtauds 
oder Aufſichtsraths geitellt, nach Art. 238 Abi. 2 aber auch dem 
Willen der Generalverfammlung felbft anheimgegeben ift, daß 
eine ſolche außerordentliche Seneralverjammlung indeß auch dann 
berufen werben muß, wenn der oder die Inhaber eines gewiflen 


21) Aehnlich lautet 8. 15 bes revid. Statuts des Vorſchußver. zu Delitzſch. 
22) B. und Cr.⸗V. ©. 118 fi. 
28) Bol Mein „Geſellſchaftsweſen ꝛc.“ S. 864—379. 
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Theils des Grundcapitals (nach dem Geſetze bed 10. Theils) 
dies in einer von ihm ober ihnen unterzeichneten Eingabe unter 
Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen (Art. 237 Abi. 
2), daß ber in einer Generalverfammlung geftellte Antrag auf 
Berufung einer außerordentlichen Generalverfammlung nicht vor 
her befannt gemacht fein muß, um zur Beichlußnahme zu ges 
langen (Art. 238 Ab. 2 cit.), daß in Ermanglung einer anders 
weitigen Vertragsbeſtimmung jede einzelne grundeinheitliche Bes 
theiligung eine Etimme in der Generalverfammlung gewährt 
(Art. 224 Abf. 2, |. oben), daß die Abänderung des Gegenſtands 
bed Unternehmen?, ſowie die Zufion der Gefellichaft mit einer 
anderen nicht durch Stimmenmehrheit befchloffen werben Tann, 
fofern dies nicht im Geſellſchaftsvertrage Ausdrücklich geftat- 
tet ift (Art. 215), daß jeder Befchluß der Generalverſammlung 
welcher die Fortjetung der Gefellichaft, nämlich über die fta= 
tutenmäßige Zeit hinaus, oder eine fonftige Abänderung der Be- 
flimmungen des Gejellihaftövertragd zum, Segenftande bat, zu 
jetner Gültigfeit der notarielen oder gerichtlichen Beurkundung 
bedarf (Art. 214), fowie, daß ber Vorſtand unverzüglich eine 
Generalverfammlung einberufen und dieſer die besfallfige Anzeige 
macdyen muß, wenn fi aus ver Bilanz ergibt, daß ſich das 
Srundeapital um die Hälfte vermindert bat. (Art. 240 Abi. 1). 
Hiervon findet fih Nichts in dem Entwurfe. Moͤchte fich auch 
erwarten laſſen, daß ſchon die einzelnen Statuten hierin Nöthi- 
ges zwedentiprechend beitimmen und außerbent zu befürchten fein, 
baß bei zu fehr ind Detail gehenden, allgemeinen Geſetzesvor⸗ 
Schriften ver Verſchiedenheit der Verhältniffe und den befonderen 
Bedürfniſſen der einzelnen Genoſſenſchaften nicht gehoͤrig Rech⸗ 
nung getragen werde, ſo verdienten doch wohl manche jener Be⸗ 
ſtimmungen zu allgemeinen Geſetzesnormen erhoben zu werden. 

Der vierte Abſchnitt des Geſ.-Entw. handelt: Bon der 
Auflöſung der Genoſſenſchaft und dem Ausſcheiden 
einzelner Mitglieder.” — Nach $. 27 erfolgt die Aufloͤ⸗ 
fung ter Genoſſenſchaft, 1) durch die Eröffnung des Concurſes 
(Fallimentz), 2) durch Beſchluß des Handelsgerichts auf Antrag 
eines Mitglieds der Genoſſenſchaft noch fruchtlos vollitredter 
Execution in das Vermoͤgen derſelben. Dieſer neue Aufldſungs⸗ 


8 


Auerbach: Die beutichen Genoſſenſchaften. 373 


grund ſoll das Mechtöinterefie des einzelnen Mitglieb wegen 
deſſen Solidarhaft für die Vereindfchulden dadurch wahren, daß 
die Genoſſenſchaft, der er angehört, ihr Gefchäft nicht Fortbetreibe, 
wehn deren Schulden erweislich nicht aus ihrem Vermögen bes 
richtigt werden koͤnnen, wenngleich noch fein förmlicher Concurs 
über diejelbe auf Antrag des Vorſtands oder ihrer Gläubiger 
erkannt tft. In ſofern ift die Beitimmung wohl gerechtfertigt. 
Als dritten Auflöfungsgrund nennt der Entwurf: „den Bes 
ſchluß der Genoflenfchaft,” wofür wohl nach Ziff. 3 des Art. 242 
befier: „ver notariell ober gerichtlich beurkundete Beſchluß 
der Mitgliever” zu ſetzen wäre. Viertens ſoll die Auflöfung durch 
Ablauf der Zeit erfolgen, auf deren Dauer die Genoſſenſchaft 
eingegangen warb. 

6. 28 beftimmt ſodann: „die Auflöfung der Genoſſenſchaft 
muß außer dem Falle bed Concurſes (vgl. $. 29) dem Handels⸗ 
gerichte angezeigt, in dad Genoſſenſchafisregiſter eingetragen und 
öffentlich befannt gemacht werben, wibrigenfalls fie dritten Pers 
fonen nur dann entgegengefeßt werben Tanrı, wenn ſie darum 
gewußt Haben (vgl. Bemerkung zu F. 21). Nah Abf. 2 des 
6. 28 ſoll das Handelsgericht den Vorjtand zur Anmeldung der betref⸗ 
fenden Thatfachen von Amtswegen durch Orbnungsftrafen.anhalten. 

6. 29 ſchließt daran gemäß Art. 13 des Preuß. Einf.⸗Geſ. 
zunächft die Beſtimmung: „Wird über eine Genoflenfchaft der 
Eoncurs eröffnet, jo ift die von Amtäwegen in dad Ge 
noſſenſchaftsregiſter einzutragen. In dieſer Beziehung tjt 
wegen der Wichtigkeit des Art. 13 eit. für ſämmtliche Han- 
delsgeſellſchaften auf die Erörterungen in ben Motiven 
zum Preuß. Einf.sGej. (Stenogr. Berichte des Haufe ber Ab- 
georhneten Jahrgg. 1861. S. 1126) zu verweilen. In denjelben 
ift hervorgehoben, daß das H.⸗G.⸗B. zufolge Art. 129. 171. 201 
und 248 bei Concurderöffnung feine Anmeldung zur Eintragung 
in das Handelsregiſter vorſchreibe, jogar die Faſſung die Abficht 
anzubeuten fcheine, die Eintragung der demgemäß erfolgten 
Auflöfung folle nicht ftattfinden. Dem widerfpräche jedoch, heißt 
8 a. a. D., dad Princip, daß alle Veränderungen in dem 
gejellichaftlichen Verhältnifie vurh da8 Handelsregiſter ver- 
Öffentlicht werden müſſen; auch jei die Abficht der Nürnb. 


Sn 
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Conf. nicht gewefen, die Eintragung ber Concurzeröffnung aus 
zufchließen, vielmehr fei nad) Brot. S. 1008 bdiefelbe als ſachge⸗ 
maß anerkannt und ala felbfiverjtändlich angefchen worben, daß 
es den einzelnen Etaaten unbenommen bleibe, das Erforderfiche 
wegen dieſer Eintragung anzuordnen. — Die Bekanntmachung ber 
Eintragung dur) eine Anzeige in Öffentlichen Blättern ſoll 
nach Ab}. 2 des 6. 29 unterbleiben, wohl aus dem Grunde, 
weil die Eröffnung des Concurſes ohnedies durch das Con⸗ 
eurägericht befannt gemacht wird und dieſer die Auflöfung von 
ſelbſt in ſich fchließt (vgl. 8. 27 Ziff. 1. it. Art. 242 Ziff. 4 
des H-G.B's.). Nah Abi. 3 eod. foll dad Concursgericht, 
wenn dag Genoffenfchaftsregifter nicht bei ihm geführt wird, die 
Concurseröffuung dem Handelsgerichte, welches jenes Regifter 
führt, zur Bewirkung ber Eintragung unverzüglich anzeigen. 
Den freiwilligen oder durch da® Ablchen oder durch Aus⸗ 
ſchließung erfolgenden Abgang eines Mitglieds hat $. 30 zum 
Gegenftande. Zunächit macht derſelbe bezüglich des Einfluffee 
des Todes eines Genoflen oder des Verhältniffes feiner Erben 
zur Genofjenjchaft einen Unterfchteb zwifchen Genoffenfchaften 
von beftitmmter und folden von unbeftimmter Dauer. 
Bezüglich erfterer heißt es nämlich in Abſatz 1 eod.: „bei einer 
Genoſſenſchaft von beftimmter Dauer bleiben die Erben eines 
verftorbenen Mitglieds bis zum Ablauf der Zeit, für welche 
die Genoſſenſchaft eingegangen war, an die Meitgliebihaft ge⸗ 
bunden, es fei denn, daß ſie durch Beichluß der Genoffenfchaft 
entlaſſen werden oder der Geſellſchaftsvertrag etwas Anderes 
beſtimmt.“ Demnach jollen Hierbei die Erben im Allgemeinen 
auf ihren einseitigen Wunſch nicht berechtigt, jeboch ver: 
pflichtet jein, bis zum Ablauf der Vertragszeit in der Genoſſen⸗ 
ſchaft zu verbleiben, wenn fie LXeßtere nicht entläßt. Dagegen 
beftimmt der Cingang des Abſ. 2 eod.: „Bei einer Genoſſen⸗ 
ſchaft von un beſtimmter Dauer erlifcht die Mitgliedfchaft durch 
den Tod.” Meiner Anficht nach ſollte dieſer Unterjchied nicht 
gemacht werben, für beide Fälle vielmehr gleicherweife dem Ge⸗ 
feße nad) dag Ableben eines Mitglicd3 die Abrechnung mit dei 
Erben, nicht deren Verbleiben oder vielmehr Eintritt in die Ge: 
noffenschaft zur Folge haben. Denn ift auch für Lebtere das 
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individuelle Moment und bie pers Inliche Angehörigkeit von 
minderem Belange, als bei ber offenen Hanbelögefellichaft, fo iſt 
doch nur dadurch das Verhaͤltniß für beide Theile, ſowohl die 
Erben, wie die Genoſſenſchaft, ſowie es ſich gehoͤrt, geſetzlich 
gleichmäßig beſtimmt. Für die Erben kann es nämlich auch 
bei Genofienfchaften von beftimmter Dauer nicht minder alg 
für die Genofienichaft ſelbſt von beachtenswerthem Intereſſe ſein, 
ans letzterer zu ſcheiden, ſo daß ſie, in Ermanglung anderweiti⸗ 
ger Beſtimmung, mit Zwang zurüchuhalten unangemefjen wäre, 

$. 30 führt fort: „und fteht jedem Mitglieve (nämlich bei 
einer Genofjenfchaft von unbeftimmter Daner) der Austritt nach 
vorher von ihm gejchehener Auffündigung innerhalb der im 
Gefellihaftsvertrage bemeffenen driften und mit 
den daſelbſt beftimmten Folgen zu.” (©. Bemerkung zu ©. 2 
Ziff. 3). Ordnungsmaͤßiger wäre e8, wenn die Verhaͤltniſſe über 
Austritt zu Lebzeiten vor demjenigen bes Abgangd mit dem 
Tode abgehandelt würden. — Abſ. 3 des $. 30 währt der Ge: 
noffenfchaft dag Necht, Mitglieder aus den im Geſellſchaftsvertrage 
feſtgeſetzten Gründen auszuſchließen. Näheres hierüber wurde 
bereit oben zu $. 3 Ziff. 3 bemerkt. 

$. 31 ſchließt ſich daran mit der Beftimmung: die aug ber Ge. 
noſſenſchaft auögetretenen oder ausgefchloßenen Mitglieder, ſowie 
die Erben verfiorbener Mitglieder bleiben ven Gläubigern 
ber Genofjenfchaft für alle bis zu ihrem Ausſcheiden von ber 
Genoſſenſchaft eingegangen Verbindlichleiten bis zum Abe 
lauf der Verjährung ($. 41) verhaftet, ohne baß ihnen 
bephalb eine Einmifchung in die Angelegenheiten ber Genofjens 
ſchaft zufteht, indem fie nur die Mittheilung des legten 
Rechnungd: und SKaffenabfchluffes ber Genoſſenſchaft nebft 
Bilanz verlangen koͤnnen.“ Um fo mehr follte wenigitens 
in ben Statuten ausbrüdlich beftimmt werben, daß der 
freiwillige Austritt, wie oben erörtert wurde, nur in bie Zeit 
des regelmäßigen Rechnungsabichluffes fallen darf: „Wenn der 
Geſellſchaftsvertrag nichts Anderes beftimmt, fährt $. 31 in anf. 
2 fort, haben fie (die Ausgetretenen oder Ausgefchloßenen) an 
dem Reſervefond und dem fonft vorhandenen Vermögen der Ger 


noſſenſchaft feinen Anſpruch, find vielmehr nur berechtigt, zu 
Betihelft für Handelsreht Bo. VII. 95 
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verlangen, daß ihnen der eingezablte Geſchäftsantheil nebſt 
den zugejchriebnen Dividenden binnen brei Monaten 
nach ihrem Ausſcheiden ausgezahlt werde. Gegen diefe Ber- 
pflichtung kann fich die Senoffenfhaft nur baburd 
hüten, daß fie ihre Aufldfung beſchließt und zur 
Liquidation ſchreitet.“ Zweckentſprechender fcheint mir, wenn 
blos beitimmt würde, daß ihnen der nad) der legten Bilanz 
gutkommende Geſchäftsantheil binnen drei Monaten nad 
ihrem Ausſcheiden auszuzahlen iſt. Denn der Abgang eine? 
Mitglied kann für eine Genofjenfchaft der in Rede ſtehenden 
Art feinen Auflöjungdgrund bilden. Ebenfowenig Tann es bie 
zu geſchehende Abrechnung mit demſelben, vie nach Art. 130 des 
H.G.⸗B's. nicht einmal auf eine offene Handelögefellichaft dieſe 
Wirkung übt und nur die Betheiligung des Abgegangenen an 
den unmittelbaren Folgen der zur Zeit des Abgangs beftanbnen 
Berhältniffe, ſowie deſſen Intereſſe an der Abwicklung der lau⸗ 
fenden Geſchäfte wahrt. Auch iſt nicht der eingezahlte Ge⸗ 
ſchaͤftsantheil (der ſich ſogar durch verhältnißmäßig mitzutragen⸗ 
den Verluſt vermindert haben kann) nebſt den zugeſchriebnen 
Dividenden, ſondern der auf Capitalconto gutgeſchriebene ber: 
auszuzahlen, welcher die Jahresdividenden bis zum Abgange in 
fich begreift?4). 

Der fünfte Abjchnitt Handelt: „Won der Liquidation 
der Genoſſenſchaft.“ $. 32 beitimmt entiprechend dem Art. 
244 resp. Art. 133 ff. de H.⸗G.⸗B's.: „Nach Auflöjung der 
Genoſſenſchaft außer dem Falle des Concurſes derjelben erfolgt 
bie Liquidation burch die Vorſteher der Genofjenfchaft als Li⸗ 
quidatoren. Jedoch Tann auf Beſchluß der Genofjen- 
fchaft die Ernennung von Liquibatoren durch ben Richter erfol- 
gen.“ Nach Art. 133 eit. Tann dies au wichtigen Gründen 
ſchon auf Antrag eines Geſellſchafters gejchehen. Die Li⸗ 
quidatoren find von dem Vorftande (auch wenn die Vorjteher 
felbit es find) beim Handelögerichte zur Eintragung in dad Ges 
noſſenſchaftsregiſter anzumelden; ihre Unterjchrift haben fie per> 


24) Vol. Stat. des Grebitver. zu Meißen $. 9 Abſ. 2. 
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ſoönlich vor dem Handelsgerichte zu zeichnen ober bie Zeichnung 
in beglaubigter Form einzureichen. Nach Abſ. 3 eodem foll der 
Austritt eines Liquidators und das „Erlöfchen der Vollmacht“ 
eined folchen gleichfall3 zur Eintragung in das Genoſſenſchafts⸗ 
regifter angemeldet werden. Statt: „ver Bollmacht würde beffer: 
„der Eigenichaft” gejagt, wenngleich in Ab}. 2 des Art. 135 des 
H.⸗G.⸗B's. derjelbe Ausdruck gebraucht if. Denn bie Liquidas 
toren find keine bloßen Handlung3bevollmädtigte). Zur Be 
folgung jener Vorichriften joll wiederum von Amtswegen durch 
Orbnungsftrafen gegen den Vorstand hingewirkt werben. Nach 
6. 33 ſoll die Abberufung von Liquidatoren durch einen mit einer 
Mehrheit von zwei Drittel (scil. der Anweſenden) gefaßten 
Beihluß der Generalverfammlung geichehen, bie durch 
den Richter ernannten dagegen auf Antrag der Generals 
verjamlung aus wichtigen Gründen durd den Rich— 
ter abberufen werben können. Da die Liquidatoren der Genoffen= 
Ichaften dies nicht kraft eignen Rechts find, jo jollte hHinfichtlich 
deren Abberufung nach dem Willen der Generalverfanmlung 
jener Unterfchied zwifchen ſelbſt gewählten und vom Nichter er⸗ 
nannten nicht gemacht werben, wie die auch im H.:6.:3. nach 
Art. 134, der fich auf die Kiquidatoren im Allgemeinen bes 
zieht, nicht gefchehen iſt. Dagegen Tann nach leßterem Artilel 
die Abberufung von Liquidatoreu aus wichtigen Gründen fchon 
auf Antrag eines Geſellſchafters durch den Richter erfols 
gen. $. 34 beftimmt die Aufgabe und Ermächtigung der Liqui- 
datoren ähnlich dem Art. 137 des H.:©.-8.3. Hieran ift ber 
aus Art. 139 entnommene Satz gereiht, wonach fie ihre Unter⸗ 
ichrift in der Weile abgeben follen, daß fie der biöherigen, nun⸗ 
mehr als Liquidationsfirma zu bezeichnenden Firma ihren 
Namen beifügen; ſodann der aus Art. 136 eninommene, wonach 
fie, wenn ihrer mehrere vorhanden find, im Zweifel die zur Lie 
quidation gehörenden Handlungen mit rechtlicher Wirkung nur 


24a) Inſofern das Austreten bei allen Beendigungẽweiſen ber liquibatoris 
ſchen Eigenfchaft flattfindet, Tönnte überhaupt jeder weitere Beiſaß 
wegbleiben (ſ. Nürnb. Prot. ©. 1013). 
25 ® 
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in Gemeinſchaft vornehmen können. — Hinſichtlich des Li⸗ 
quidationsverfahrens im Einzelnen verordnet jodann $. 35: „Von 
ben bei Auflöfung der Genoſſenſchaſt vorhanden und während 
der Liquidation eingehenden Geldern, ſoweit fie bei Fortſetzung 
des Liquibationsverfahrend entbehrlich find, werben zunächit bie 
Gläubiger der Genoſſenſchaft je nach der Fälligkeit ihrer 
Forderungen befriedigt und für ſpät er fällige die erforberlichen 
Summen refervirt.” Hier wäre wohl der Cab aus Art. 202 
Abf. 2 und 3 refp. Art. 245 Abſ. 3 am Plate: „Lebteres (näm- 
lich die Reſervirung der betreffenden Summen) muß auch in 
Anfehung der unerhobnen Echulpbeträge, ſowie ber ftreitigen 
Fordernngen geichehen”. — „Erſt die alddann verbleibenden 
Ueberſchüſſe gelangen zur Bertheilung auf die eingezahls 
ten Geſchäftsantheile der Mitglieder und zwar verhält⸗ 
nißmäßig je nah Höhe der einzelnen, injofern der Beſtand 
nit zur Dedung aller ausreicht. Bleibt endlich nach Dedung 
der ſämmtlichen Paſſiva der Genoſſenſchaft, fowie der Ge⸗ 
ſchäftsantheile der Mitglieder noch etwas übrig, fo wird 
daraus zunäcit der Gewinn des letzten Rechnungs— 
jahres an die Mitglieder nach den Beftimmungen des Gefell- 
ſchaftsvertrags vertheilt, weitere Ueberſchüſſe aber, (wenn folche 
etwa aus dem efervefond ftammen) in Ermanglung anderer 
Vertragsbeſtimmungen gleichmäßig nah der Kopfzahl.“ 
Hieran fließt F. 36 die Beftimmung: „Bei ungünftigem 
Stande des Geichäft? wird daher immer zunächſt ber vor 
handene Rejervefond zur Dedung der Paſſiva herangezo> 
gen und mur bei Erichöpfung besfelben auf die Geſchäftsan⸗ 
theile der Mitglieder zurücgegriffen. Dabei gilt im Allgemeinen 
ber Grundſatz, daß fein Mitglied wegen des folchergeftalt im 
Geſchäfte verlornen Höheren Geſchäftsantheils an Andere, deren 
Geichäftzantheile niedriger waren, einen Regreßanſpruch zu mas 
hen berechtigt iſt.“ Die Ungleichheit der Betheiligung der 
Einzelnen und die ſich darnach bejtimmende Ungleichheit der Mit- 
tragung bes Verluſts fpricht fi hierin am Deutlichften aus. 
Se mehr dies ald der Natur des in Rede ftehenden, mit auf den 
Einſatz ber Gejchäftsantheile gegründeten Verhältniſſes ange: 
meflen gilt, um fo mehr follte ſich auch die Kehrfeite des Verluft- 
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antheild, ver Sewinnantbeil, nach Höhe. der Geſchaͤftsantheile 
richten (f. oben $. 11). Müſſen vie Geichäftantheile nicht 
völlig, fondern nur zum Theil gegen die Deckung ber Schul: 
den zurücktreten, fo fol der an den einzelnen zu machende Abzug 
je nach deren Höhe verhältnigmäßig erfolgen ($. 36 Abſ. 3). — 
Die Liquitatoren haben nah $. 37 fofort bei Beginn der Liqui⸗ 
bation eine Bilanz aufzuftellen. Ergibt diefe ober eine fpäter 
aufgeſtellte, daß das Acttovermögen der Genoſſenſchaft zur Ded- 
ung ihrer Schulden nicht hinreicht, fo follen fie bei eigner 
Berantwortlichteit ſofort eine Generalverfammlung berufen 
und hierauf, fofern nicht einzelne Mitglieder binnen acht Tagen 
nach der abgehaltenen Generalverfammlung den zur Dedung des 
Ausfalls erforderlichen Betrag freiwillig baar einzahlen, bei dem 
Eoncurd: oder Handelägerichte die Eröffnung des Concurſes 
(Falliments) iiber dad Vermögen der Genofienichaft beantragen. 
Entfpredyend dem Art. 144 des H.- ©. - 3.8 beitinnmt jodann 
6. 38: „Ungeachtet der Auflöfung ver Genofjenichaft kommen 
bis zur Beendigung der Liquidation im Uebrigen in Bezug auf 
die Rechtöverhältnifie der bisherigen Mitglieder unter einander 
(3. B. bei der etwa inzwifchen ftattzufindenden Generalverjanms 
lung), forte zu dritten Perfonen (3. B. binfichtlich des in 
6. 16 und 17 beftimmten Verhältniſſes ver Privatforderungen 
an einzelne Genofjen zum Vermögen oder ben Forderungen ber 
Geſellſchaft) die Vorichriften dieſes Geſetzes und des Geſellſchafts⸗ 
vertrags zur Anwendung, ſoweit ſich aus dem Weſen der Liqui⸗ 
dation nicht ein Anderes ergibt. Der Gerichtsſtand, welchen 
bie Genoſſenſchaft zur Zeit ihrer Aufloöſung hatte, bleibt bis zur 
Beendigung ber Liquidation für die aufgelöfte Genofjenfchaft be⸗ 
ftehen.” Dagegen fehlt in dem Entw. der Schlußfab des Art. 
144 cit., wonach Zuftellungen für die aufgelöfte Geſellſchaft mit 
rechtlicher Wirkung an einen der Liquibatoren geſchehen. F. 39 
entfpricht dem Art. 145 in der Beitimmung hinfichtlich der Auf: 
bewahrung der Bücher und Schriften der aufgelöften Genofjen- 
ſchaft nach beendigter Liquidation. 

Zufäglich ift beigefügt: 

„Die Mitglieder und deren Rechtönachfolger behalten das 
Recht auf Einficht und Benutzung der Bücher und Papiere.” 
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Jedenfalls müßte es ftatt: „behalten“: „haben“ heißen. Denn 
nach 8. 23 befißt, wie c3 auch dem Wejen der Sache entipridht, 
während des Beſtands ver Genoſſenſchaft nur der Verwaltungs: 
rath dieſes Necht, wenn ein ſolcher beftellt ift, wogegen die Wahr- 
nehmung der Nechte der Genoſſen überhaupt nicht von dem ein- 
zelnen Mitglieve ala ſolchem, jondern nach $. 13 von der Ge: 
fammtheit in ber Generalverfammlung ausgeht. Beide Organe 
befteben freilich nicht mehr nach ftattgehabter Liquidation, fo daß 
bie in Rede ftehende Information ans den Biichern und Papie: 
ren, infofern daß einzelne frühere Mitglied ein Nechtöinterefle 
daran hat, nur durch. Dieſes ſelbſt geſchehen kaun. Jenes Rechts⸗ 
intereſſe wird vorzugsweiſe nach ausgebrochnem Concurſe über das 
Vermögen der Genoſſenſchaft beſtehen, inſoſern alsdann der Ein- 
zelne von den Gläubigern der Genoſſenſchaft wegen des bei deren 
Maſſe erlittnen Ausfalls in Anſpruch genommen wird. 


F. 40 lautet nämlich, wie bereits in der 1. Abthl. bemerkt 
tft: „Weber das Nermögen der Genoſſenſchaft wird außer im 
alle des $. 37 der Concurs (dad Fallitverfahren) eröffnet, fo: 
bald fie ihre Zahlungen eingeftellt hat. Der Concurs über das 
Sejellfchaftävermögen zieht denjenigen über das Privatvermögen 
ber einzelnen Mitglieder nicht nach fi. Der Beichluß über 
Eröffnung des Concurſes resp. die Erklärung des Falliments bat 
daher die Namen ver folidariich verhafteten Mitglieder nicht zu 
enthalten. Sobald der Eoncurd beendigt ift, find die Gläubi- 
ger berechtigt, auf Grund ver ihnen zu ertheilenden Ausfalls⸗ 
attefte wegen des Ausfall an ihren Forderungen einſchließlich 
Zinfen und Koften die einzelnen ihnen folivarifch haftenden Mit⸗ 
glieder der Genoſſenſchaft in Aufpruch zu nehmen.” Zuvoͤrderſt 
ift was die „Zinſen“ betrifft, zu bemerken, daß nad) gemeinem 
Rechte die vertragämäßigen, und von folchen handelt es ſich 
zunächit, durch den Concurs nicht alterirt werben, fonach unge: 
ändert fortlaufen, die Verzugszinjen dagegen, die nad Maß: 
gabe ter Art. 287 bis 289 des H.⸗G.⸗B.'s 6%, pr. Jahr ſeit 
bem Tage der Fälligkeit der Forderungen oder der Mahnung 
betrügen,, mit Ausbruch des Coneurſes endigen, geichweige, daß 
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fie damtt anfangen25). Nach $. 12 der Preuß. Cone.⸗O. vom 
8. Mat 185520) hemmt dagegen ber Eoncurd den Lauf fämmt- 
licher Zinfen zu Gunften ber Concursmaſſe, inſoweit nicht die 
Forderung durch Fauftpfand oder Hypothek gebedt ift. Vorlie⸗ 
gend kann jedoch dieſe Trage auf fich beruhen. Denn gerade um 
der Schadloshaltung der Genofjenichaftögläubiger willen bes 
fteht jene’ ſolidariſche Haftbarfeit der Genofjen, welche ihrerſeits 
nicht inſolvent find. Ste befteht daher insbeſondere auch deshalb, 
um vor Zinfenverluft zu bewahren??). Daß überhaupt in Folge 
der Beitimmung des $. 40 in Verein mit derjenigen des $. 15 
Abf. 1 die folidariiche Haftbarkeit den Charakter einer ſ. g. 
fidejussio indemnitatis annimmt d. h. einer nur bebingungs- 
weifen Verbürgung für dasjenige, was nicht aus ber Genofjen- 
ſchaftscaſſe felbft zu erlangen ift, wurde bereit3 in der erjten 
Abth. auseinandergeſetzt. Dies rechtfertigt auch, daß es zur 
Nealifirung des Anſpruchs aus der Solivarverpflichtung |. g. 
Audfallsattefte bevarf. Zugleich fcheint mir jeboch hiefür bie 
Veröffentlichung der Solidarſchuldner erforberlih. — Daß bie 
demgemäß mobificirte „Solivarität” neben derjenigen beftehen 
ann, welche dad H.:6.:8. für eine Mehrheit von Solidarſchuld⸗ 
nern in ben burch dasſelbe geregelten Handelsſachen bedingt, 
unterliegt wohl Feiner Frage Zunächſt ift nämlich ſelbſt diefe- 
nige der perjönlich haftenden Mitglieder einer Handelsgeſellſchaft 
durch die Beitimmung der Art. 122 und 169 beim oncurfe 
über dad Bermögen der Societät gleichfalls eine fubfiviäre. 
Außerdem Tann die Vorfchrift des Art. 281 nicht als abfolute, 
fondern nur dergeſtalt jubfiviartfch gelten, daß die Einrebe der 
Theilung oder der Vorausklage felbft in den von dem Geſetze 
beitimmten Fällen ausdrücklich vorbehalten werben Tann, etwa 


25) Vgl, Schweppe, Syſtem ded Conc. $. 50. 

26) Bol. Preuß.:Entw. eines H.:8.:8.'8 Art 712 und Motive ©. 888. 

27) cfr. 8. 4 J. de replic. (4, 14); Fr. 58 8. 1 mand. (17, 1). 
Nov. 4. c. 1 verbis: „si vero non valuerit a debitore recipere... 
in totum, secundum quod ab eo non potuerit recipere secundum. 
hoc ad fidejussorem — .... veniat et ab illo quod religuum est 
sumat.“ 
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nach Art der in Art. 269 angeordneten Solidarhaft der mehre 
- ren Theilnehmer an einem Handelsgeſchaͤfte, die gleichfalls durch 
ausdrückliche Vereinbarung mit bem dritten Contrabenten ausge⸗ 
ſchloſſen werden Jann. (Mürnb. Prot. S. 497). Freilich find 
dann die mehreren Schuldner nach Art. 280 eod. Feine Solidar⸗ 
ſchuldner. Dagegen fcheint die Suspendirung bed den Genofien- 
Ihaftsgläubigern aus jener Eolidvarhaft zuftchenden Rechts gegen 
bie einzelnen Mitglieder bi zur Beendigung de Concurſes 
nachtheilig für Erftere, indem fie dadurch bie oft jehr Tangwierige 
Abwicklung des Debitwefens ber Genoſſenſchaft abwarten. müflen. 
Indeß findet Gleiches bei den Handelsgeſellſchaften mit perfönlich 
baftenden Mitgliedern ftatt, indem auch bier der thatjächliche 
Nücgriff an die Privatmaffen ver Lebteren wegen des bei der 
Geſellſchaftsmaſſe erlittnen Ausfalls jelbitrevend erſt nach Vers 
theilung diefer jtatthat, wenn auch die eventuelle Liquidirung bes 
Ausfalls vorausgeht. — . Die Dedung des fih aus ber gleich 
bei Beginn bed Concurſes möglichit genau zu errichtenden Bilanz 
ergebenden Deficits mittelft verhältnigmäßiger Umlage auf die ein: 
zelnen dafür Aufzukommenden Seitens des Gericht, wie folche 
nach Vorgang der SS. 40 fi. des Stat. bed Meißner Credit⸗ 
vereind in den uriprünglichen Gel. « Entw. aufgenommen war, 
böte freilich den Vortheil, daß jchon gleich Anfangs jogar in 
einer für die Mitglieder minder gefährlichen Weije für die Aufs 
bringung ber nöthigen Zufchüffe geforgt wird. Dagegen ift das 
Verfahren zunächſt ein weitjchweifiges und falls die Gerichte, 
wie wohl hier und da nöthig fein dürfte, gegen renitende Bei⸗ 
tragspflichtige in Anspruch genommen und barüber procellirt 
werden muß, nicht ohne Aufenthalt, welche Mikftände noch durch 
die erforderlichen neuen Umlagen gejteigert werben, wenn bie Urs 
fprünglich ausgeſchriebne von Einzelnen nicht beizutreiben ift. 
Sodann wirb das directe Klagrecht gegen die Mitglicber, unter’ 
benen fich der einzelne Gläubiger behufs feiner vollftändigen Be- 
friebigung den oder diejenigen auswählen Tann, welche er für 
bie folventeften oder fonft wie zur Angehung ober Belangung 
Geeignetiten hält, in den Augen ber Meiſten als Bortheil er: 
ſcheinen, um deſſentwillen fie fich jene Verzögerung gern gefallen 
laſſen. — i 
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Der ſechſte Abfchnitt Handelt: „Bon der Verjährung 
ber Klagen gegen die Mitglieder der Genoſſenſchaft.“ 
Um die vorgedadhte fubfidiariiche Haftbarkeit ähnlich der perjün- 
lichen der früheren Mitglieder einer offenen Handelsgeſellſchaft 
(Art. 146 des H.⸗G.B.'s) zeitlich zu beichränten, beftimmt 8.41: 
„Die Klagen gegen ein Mitglied der Genoſſenſchaft aus Anſprü⸗ 
cher gegen dieſelbe verjähren in zwei Sahren nach Auflöfung 
der Senoffenfchaft oter nach feinem Ausſcheiden oder feiner 
Ausſchließung aus derſelben, ſofern nicht nach Beſchaffenheit 
der Forderung eine kürzere Verjährungsfriſt geſetzlich eintritt.” 
Da gegen die früheren Mitglieder aus Anfprüchen an bie 
Genoſſenſchaft zufolge S 15 Abſ. 1 und 66. 37 und 40 erit 
dann geklagt werben kann, wenn dad Bermögen ver Lebteren 
zur Befriedigung der Gläubigerjfchaft nicht ‚ausreicht reſp. der 


Concurs über dasjelbe beendigt ift, fo würde ein folcher Anz - 


fprudy unter Zugrundelegung der obigen Verjährungsfriſt über: 
haupt nur dann gegen ein ausgetretenes oder ausgeſchloßnes 
Mitglied Hagbar werden, wenn nicht nur jener Coucurs, ſon⸗ 
dern jogar beffen Beendigung innerhalb zwei Jahre nach dem 
Austritt ftattfindet. Iſt dies erſt fpäter der Fall, jo würde 
gegen ein folches früheres Mitglied die Klage gar nicht entites 
hen, oder, wie es juriftifch heißt, nicht nata fein. Daher fcheint 
mir eine bejondere Beftimmung aufgenommen-werden zu müſſen, 
wonad gegen ein ausgeſchiednes oder ausgeſchloßnes Mitglied 
wegen Anfprüche an die Genoffenichaft bis zur Zeit ſeines Aus: 
tritts, überhaupt nur geklagt werden fann, wenn ber Concurd 
innerhalb zwei Jahre nach deſſen Abgang beendigt, ober, wie ich. 
porjchlagen würde, da fonft die ſolidariſche Haftbarfeit wegen der 
gewöhnlich Längeren Dauer des Concursverfahrens häufig illu⸗ 
jorifch wäre, eröffnet wird, was von eigentlicher Verjährung 
verſchieden ift. Dem entſprechend follte meiner Anficht nach der 
Lauf der eigentlichen VBerfäbrung nicht mit der Auflöfung, dem 
Ausſcheiden u. f. w., fondern mit der Beendigung bed Eon- 
curjed beginnen. — Ferner fcheint mir die Srift von zwei 
Jahren gegen bie fünfjährtge des Art. 146 cit. etwas zu kurz, 
wenn aud die jubfidiäre Haftbarkeit dadurch eine um jo weſent⸗ 
lichere Befchränkung erleivet. Denn bildet letztere einmal, wie 
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es bezeichnet wird, den Srundpfeiler ver deutfchen Genoſſenſchaf⸗ 
ten, fo dürfen auch für ihre Dauer nicht viel engere Grenzen 
gezogen werben, als dies bei analogen Verhältniſſen der Fall ift. 

Abi. 2 des F. 41 Tautet: „Die Verjährung beginnt mit 
dem Tage, an welchem die Auflöfung der Genofjenichaft ober 
bad Ausfcheiden oder die Ausſchließung des Mitglieds 
aus derfelben in dad Genoffenfchaftzregifter eingetragen ift“, 
mwobet ich auf dad Vorbemerkte vermeife. Sodann beitimmen 
68. 42—44 entſprechend den Art. 147 bis 149 des H.:6.:8.3: 
„Iſt noch ungetheiltes Geſellſchaftsvermögen vorhanden, jo 
kann dem Gläubiger die zweijährige Verjährung nicht entgegen: 
gejeßt werben, fofern er feine Befriedigung nur aus dem Geſell⸗ 
ſchaftsvermoͤgen ſucht.“ Dieſe Beftimmung tft gerechtfertigt, in- 
fofern damit gefagt wird, daß gegen dad Vereinsvermögen als 
- folches überhaupt die außerorbentliche, zweijährige Verjährung 
nicht Läuft. Dagegen ſcheint fie mir überflüffig, inſofern bie 
Klagbarkeit gegen bie Genofien aus Forderungen an die Genof- 
fenjchaft erft zu der oben bemerkten Zeit entſteht. Alsdann kann 
nämlich von einem noch ungetheilten Vermögen überhaupt 
nicht die Rede fein. 

6. 43 Abſ. 1 Tautet entfprechend dem Art. 148 Ab}. 1 des 
9.:.©.:8.3: „Die Verfährung zu Gunften eined ausge— 
Ihiednen oder nausgeſchloßnen Mitglied wird durch bie 
Nechtzhandlungen 28) nicht unterbrochen, welche gegen bie fort: 
beitehende Genoſſenſchaft oder ein anderes Mitglied derſelben 
vorgenommen werben.” Auch in Betreff viefer Faſſung tft auf 
das zu $. 41 Bemerkte Bezug zu nehmen. Abſ. 2 des Art. 43 
enthält den Abſ. 2 des Art. 148 cit. in den Worten: „Die 
Verjährung zu Gunften eine bei der Aufldfung ber Ge 
nofjenichaft zu derjelben gehörigen Mitglied wirb nicht durch 
Rechtshandlungen gegen ein anderes Mitglied, wohl aber durch 
Nechtshandlungen gegen die Liquibatoren (wo mindeſtens beizu- 
fügen wäre: „oder den Maffecurator”) unterbrochen.” Hier fin- 
bet dad zu 6$. 41 und 42 hinſichtlich des Beginns ber Ders 
jährung DBemerkte gleichfalls Anwendung, infofern Feine Liquida⸗ 





28) Weber bdiefelben vgl. mein „Neue Handelsgeſ.“ S. 144. 
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toren refp. Maſſecuratoren ala folche mehr beiteben, wenn ber 
Anſpruch aus Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft gegen ein frü- 
heres Mitglied klagbar tft. 

6. 44 ſchließt fodann den 6. Abjchnitt mit der Beftimmung 
des Art. 149 des H.G.-B.'s in Betreff des Laufs der außeror: 
dentlichen Verjährung auch gegen Minderjährige und be- 
vormundete Berfonen, ſowie gegen juriftifche Perſonen, 
denen geſetzlich die Rechte der Minderjährigen zuſtehen. — 

Schlieglich behalten SS. 45 und 46 des Entw. die näheren ge⸗ 
ſchäftlichen Anordnungen über die Führung des Genoſſenſchaftsre⸗ 
giſters einer beſonderen Minifterlal-Inftruction, fowie bie Beſtim⸗ 
mungen binfichtlich der gerichtlichen Gebühren und Koften einer 
?gl. Verordnung vor, welche innerhalb drei Jahre dem Landtage 
zur verfafjungsmäßigen Genehmigung vorzulegen wäre. — 

Ob der im BVorftehendem beiprochene Geſ.⸗Entw. bald ein 
allgemeines deutfches Gefeß wird, tft wie jo vieles in Deutſchland 
Erftrebte cine offene Frage. Bis hierfür, fo wie für fo manches 
Andere das fchaffende Organ erfteht, ift es den einzelnen Lanz 
beögefeben anheimgegeben, das nicht auf einem Wege zufammen 
Erreihbare auf verſchiednen neben einander zu erwirken. — 
Was den Geſ.-Entw. ſpeziell betrifft, jo wird er, wie auch deſſen 
einzelne Artikel feitgefeßt werben mögen, ven Rahmen für ein 
reichhaltiges 20), wirthichaftlicheg und priwatrechtliches Leben bil- 
ben, das von ber deutfchen Schöpferfraft auch auf dem dconomti- 
Ichen Gebiete Zeugniß ablegt. Denn dadurch warb die Volls⸗ 
wirthichaft, ſowie das Handelsrecht mit neuen Snftitutionen und 


29) Nah S. 2 bes Jahresber. für 1862 muß ber wirkliche Beſtand der Ge 
nofjenfchaften ſchon für das Jahr 1862 auf ungefähr 550 — 600 
Vorſchuß- und Erebitvereine, 250 Rohſtoff⸗, Magazin: und Pro: 
buctivs Affociationen ud 100 Confumpereine angefchlagen werben, 
wozu noch circa 100 Genoſſenſchaften für Krankenpflege, Aliersver⸗ 
forgung u dgl. fommen. Die Gefchäfte, welche die ſämmtlichen, ge: 
dachten circa 900 Genofjenfchaften im Jahre 1862 gemacht haben, 
find mindeftend auf BO Millionen Thaler anzufchlagen, wozu 
ihnen ein Betrieböfond von ungefähr 10 Millionen Thaler diente, 
von welchem ihnen bereitd circa 2 Millionen eigenthümlich gehörten. 
Die Zahl fümmtlicher Mitglieber erreichte annähernd 180—140,000, 
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zwar mit ſolchen bereichert, Tiber welche die Theorie leicht geneigt 
ift, a priori ben Stab zu brechen, weil fie ein Prinzip, das nur 
für Rereinigungen von Wentgen geeignet fchten, nämlich die fo- 
lidariſche Haftbarkeit, auf eine Allgemeinheit übertrugen. Darin 
jedoch kann fich die Theorie nicht irren, daß es, um dies Prinzip 
zu behaupten und fich auch in jchwierigen Lagen, wie Handels⸗ 
kriſen u. dal. als eriprießlich bewähren zu laſſen, großer Soli: 
bität, Taufmännifcher Vor- und Umſicht und möglichſt offner 
Darlegung der Geichäftsverhältniffe in regelmäßigen Zeitab- 
jchnitten bedarf. Werden dieſe Prinzipien nicht nur mit auf 
bie Fahne gejchrieben, jondern in Wirklichkeit feitgehalten, fo tft 
zu hoffen, daß die deutſchen Volksbanken unb bie ihnen ver: 
wandten Inſtitute für unfer Vaterland die Fräftige Wurzel ab- 
geben, ohne welche der beutiche Volksſtamm die von ihm auch 
im wirtbichaftlichen Gebiete zu hoffenden, ſegensreichen Früchte 
nimmer zu tragen vermag. — 








VII. 


Bur Fehre von den traffirt- eigenen Wechſeln ohne 
distantia loci. 


Bon 
Hertn Hofrat Dr. Renaud in Heidelberg. 


Schon vor der D.W.O. famen nicht felten Papiere in ber 
Form von Tratten vor, mittelft welcher der Ausſteller fich felbft 
bezog. Mar nun freilich der Hauptjächlichite Gebrauch folcher 
Mechfel der, daß cin Fabrikant oder Kaufmann von feinem Haupt- 
geſchäfte aus auf feine anderswo befindliche Commandite ober 
Zweigniederlaſſung, oder auch von dieſer auf jenes trafjirte X), 
jo fanden fich derartige Wechfelbriefe doch auch als Platzwechſel, 
jet es, daß ber Ausſteller fich von feiner Wohnung aus auf fein 
in der nämlichen Stabt gelegene® Comptoir bezog, ober daß 
Ausſtellungs⸗ und Zahlungsort ſchlechtweg auf den nämlichen Plaß 
geftellt waren. 

Dbwohl nun die D.W.O. Art. 6. Abſ. 2 beitimmt; 

„Desgleichen kann der Außfteller fich ſelbſt als Bezogenen 

„bezeichnen, fofern die Zahlung an einem andern Orte al? 

„dem der Ausstellung geſchehen joll® 
und demnach für den traffirt= eigenen Wechſel dad Erforderniß 
ber distantia loci aufgejtellt hat, jo werben doch auch unter ber 
Herrichaft jenes Gelege Papiere in Umlauf gejegt, welche, in 
der Form eigengezogener Wechjel ausgeftellt, den nämlichen Aus⸗ 


1) Kheil im Arc. f. deutſches Wedfelreht Bd. IV. ©. 428; 
und Derfelbe, Wechſelrecht (2. Aufl.) S. 112. 
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ſtellungs⸗ und Zahlungsort ausweiſen. Solche Urkunden fin: 
den fich bald mit der Adreſſe „Sola auf mich felbit,“ bald auch 
in der Art, daß der Ausfteller „Julius Falk in Greiz” den 
Zahlungdauftrag „an Herrn Julius Fall in Greiz" richtet. 
Seht nun allerdings? aus der Gleichheit ded Namens des Aus⸗ 
fteller8 und des Bezogenen an fich die Identität beider noch nicht 
hervor, fo ift es möglich, daß dieſelbe unbeftritten oder von der 
Partei, welche Rechte daraus ableitet, bewieſen ift, unter welcher 
Vorausſetzung ein ſolches Papier in gleicher Weiſe wie dasjenige 
zu behandeln, welches die Adreſſe „An mich ſelbſt“ führt 2). 

Wenn es nun nah Art. 6, Abi. 2 ver D. W. O. feinem 
Zweifel unterliegen fann, daß Urkunden, welche in der Form 
eigengezogener Wechjel ohne distantia loci außgeftellt, als traj- 
firtzeigene Wechfel im Sinne dieſes Geſetzes nicht zu betrachten, 
jo hat daſſelbe dagegen feine ausdrückliche Beitimmung barüber 
gegeben, wie berartige Papiere zu behandeln, und entftcht jonach 
die Frage, ob fie überhaupt nicht als Wechjel zu betrachten, over 
boch ala eigene Wechjel anzufehen find. 

Wie die Frage in der Theorie beftritten, jo gehe nicht 
weniger die Urtheile deutſcher Gerichte, welche fich in Betracht 
derjelben ausgeiprochen, in deren Beantwortung auseinander. 

Die Anfiht, wonach eine Urkunde, welche in ver Form 
eines traſſirt⸗eigenen Plaßwechjeld ausgeſtellt, Anfpruch auf Gel: 
tung ala eigener Wechjel hat, ift nicht allein in einem und vor⸗ 
liegenden ungebrudten Urtheile de O.A. G. zu Jena vom 5. April 
1862 unter Bezugnahme auf die Enticheidungsgründe des von 
ber Suriftenfacultät ebendaſelbſt abgefaßten Erfenutniffes zweiter 
Inſtanz gebilligt worden, ſondern ebenfo in einem Erkenntniſſe 
bed Berliner Obertribunals vom 6. November 1862, fo 
wie durch ein folches de Obergeriht3 in Hamburg vom 
14. November 1862 vertreten 2). Ebenſo ift die nämliche Mei: 
nung in den Entſcheidungsgründen eines ungedructen, Namens 


2) Mein Wechſelrecht (2. Aufl.) $. 42. Not. 5. 
8) Borchardt, bie allg. D. W.O. mit ben Grunbfäten ber beutfchen 
Gerichtshofe (8. Aufl. Berlin, 1864) S. 882. Zuf. 611. 
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ber Fürftl. Landesregierung in Greiz, von ber Suriftenfacultät 
in Erlangen abgefaßten Urtheiles vom 22. September 1863 aus- 
führlicher motivirt worden. ' 

Dagegen bat dad Obertribunal in Stuttgart in 
einem Erkenntniſſe vom 21. November 1861 außgefprochen, daß 
ein Wechfel an die Adreſſe „Sole auf mich ſelbſt,“ obne 
Beifegung eines andern Orts ald Zahlungsorts, gezogen, als 
formmidrig ungültig fei*), und diefe Anficht in einem Urs 
theile vom 17. Juni 1863 feitgehalten 5). — Nicht weniger ift 
auf Grund der nämlichen Meinung durch das Heidelberger 
Spruccollegium im Namen des OAG. zu Jena (Febr. 
1864) per majora erfannt worden. 

Dieſe letztere Anficht ift denn auch diejenige der größeren 
Zahl der Ausleger der D.W.D., welche fich überhaupt über bie 
vorftchende Frage ausgeiprochen ®), während freilich die entgegen- 
gelebte Meinung, wonach im Sinne der D.W.O. ein Papier, 
welches die Form eines traffirteeigenen Wechſels ohne distantia 
loci bat, ein eigener Wechfel fein joll, wie in der Praxis, jo 
auch in der Theorie nicht ohne Vertretung geblieben ift 7). 

Indem es nun zum Zwecke der Entſcheidung der vorlies 
genden Streitfrage angemefjen jein dürfte, zunächit abgejehen 
von der D.W.D,., auf dad Weſen des traflirt-eigenen Wechſels 
einzugehen, find zu dieſem Behufe die Hauptformen zu unter- 

4) Klette, Rechtsſätze aus Erfenntnifien ber oberen und oberften Ge⸗ 
richtöhöfe Deutſchlands in Wechjeltechtöfachen (Bamberg, 1861), 
©. 211. Nr. 74. — Borchardt, a. aD. ©. 68. Zuf. 137. 

5) Borchardt, a. a. D. ©. 882. Edſ. 611. 

6) Mein Wechſelrecht F. 42. Not. 6. Bluntidli, vie D.BD, 
©. 88. (Liebe) die D.W.O. mit Einlet. und Erldut. ©. 58. 
Hoffmann, ausführliche Erläuter. ber D. W.O. ©. 212 fg. Boll: 
mar und Löwy, bie D.W.O. S. 45. Pöſchmann im Ar 
f. d. Wedjelr. Bb, IL. S. 190 fg. Haimerl, Anleitung zum 
Studium bed Wechſelrechts, ©. 67. Stubenraud, Bortr. ©. 25. 

7) Ortloff, die allg. D. W.O ©. 81. Fid, ber trafjirtseigene Wech⸗ 
fl, S. 101 fg. und ©. 110 fg. Einert im Arch. f. deutſches 
Wechſelrecht Bd. IL ©. 289 fg. Koh, Wechſelrecht, ©. 107 
a. €. 
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fcheiden, in welchen der Wechfelverfchr fich bewegt, beziehungs⸗ 
weife die zwei Hauptarten von Urkunden, bie gezogenen und bie 
eigenen MWechjelbriefe, durch die derſelbe vermittelt wird. 

Durch die Auzftellung eines eigenen Wechjelbrief? und 
deſſen Begebung veripricht der Ausſteller direct und unmittelbar 
die Mechjelfumme an den Wechfelnehmer oder an deſſen Ordre 
zu bezahlen; — ein Berfprechen, deſſen Inhalt in der gewöhn: 
lichen Faffung derartiger Urkunden „Segen biefen meinen Wedh- 
ſel zahle ich“ einen entfprechenben Ausdruck erhält, Durch die 
Ausftellung und Begebung einer Tratte dagegen verfpricht der 
Traflant die Leiftung eines Dritten, die Zahlung der Wechfel- 
fumme durch den Bezogenen, indem er fich für den Fall, daß 
die Zahlung traflirtermagen nicht geichehen jollte, zur Leiſtung 
des Intereſſes verpflichtet. Der Traflant verſpricht alfo, anders 
wie der Ausſteller de3 eigenen Wechſels, nicht die Wechjelfumme, " 
fondern die Regreßſumme, und diefe auch nur eventuell, nämlich 
für den Fall, daß Traffat nicht traffirtermaßen die Wechjelfumme 
zahlen ſollte. Diefer Bedeutung des gezogenen Wechfelveripre- 
hen? entjpricht denn auch bie Faſſung bed traflirten Wechſel⸗ 
brief?, wenn diefer nämlich einen Zahlungsauftrag des Ausſtel⸗ 
ler? an den Bezogenen enthält, einen Auftrag, durch melden 
bad auf die Leiftung dieſes letzteren gerichtete Verſprechen jenes 
ſeiner Verwirklichung entgegengeführt werden ſoll. 

Der begriffliche Unterſchied zwiſchen dem eigenen und dem 
gezogenen Wechſelverſprechen äußert ſich aber auch in einer Reihe 
praktiſcher Conſequenzen. 

Insbeſondere bedarf die Wechſelllage gegen den Ausſteller 
des eigenen Wechſels ber Regel nach weder zu ihrer Begrün- 
dung, noch auch zu ihrer Erhaltung einer wechlelmäßigen Solem- 
nität, fowie fie auch gegen jenen ohne vorgängige Vorweiſung 
des Wechſels mit dem Berfalle der Wechfelfumme angeftellt wer: 
ven kann 8). Dagegen ift die Klage gegen den Trajjanten, bie 
Regreßklage M. 3., erſt dann begründet, wenn der Wechſel dem 
Bezogenen erfolglos zur Zahlung präfentirt und Mangels Zah⸗ 


— 


8) Mein Wechſelrecht 8. 80. 
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lung proteſtirt worden iſt; ſowie auch die Tratte gegenüber dem 
Ausſteller präjubicirt ift, wenn die Präfentation zur Zahlung 
und bie Protefterhebung Mangels Zahlung nicht rechtzeitig ges 
ſchehen. 

Mit dieſen Unterſchieden zwiſchen ben eigenen uud ben ge 
‚zogenen Wechſeln hängen auch die verſchiedenen Grundfäge über 
Mechjelverfährung zufammen, die bei der einen und der andern 
Art von Wechſeln in Betreff der Dauer ber Verjährungszeit, 
wie des Anfangspunkts der Verjährung gelten. 


So hat denn die durchgreifende Verfchievenheit der traſſir⸗ 
ten und der eigenen Wechſel ſelbſt in der Rechtsſprache mancher 
Länder ihren Ausdruck gefunden, indem dieſelbe, wie bie eng- 
liſche, die franzöfiiche und die holländifche, allein die Tratte als 
Wechſel bezeichnet, dagegen den eigenen Wechſel promissory 
note oder billet & ordre, promesse aan order 
nennt, — Ausdrüde, welche darauf hinweiſen, daß nur mittelft 
bed eigenen Wechſels ber Auzfteller ein directes und unbebing- 
tes Verſprechen ber Zahlung der Wechfelfumme giebt. 


Indem nun jener durchgreifende Unterjchied zwiſchen ges 
zogenen und eigenen Wechfeln fih ar bie Form der Wechfelur: , 
kunde knüpft, oder mit andern Worten daran, ob der Außfteller 
des Papiers darin einen Zahlungsauftrag zu Gunften des Neh⸗ 
mers ertheilt, oder ein directes Verſprechen ber Zahlung ber 

Wechſelſumme an dieſen Ießteren gegeben, find nach dem naͤm⸗ 
lichen "Principe auch die verſchiedenen Modalitäten der Wechfel- 
briefe zu beurtheilen. 

Daher ijt insbeſondere zunächft zu behaupten, daß ber ei- 
gene Wechjel mit bejtimmtem Domicile, oder mit andern Worten 
mit Bezeichnung eine? Domiciliaten, ungeachtet der drei auf dem⸗ 
jelben fungivenden Perjonen, doch feinem ganzen Weſen nad) ein 
eigener Wechſel bleibt. er 

Freilich wird daS Gegentheil vertheidigt und die Meinung 
aufgeitellt, ein Wechſel dahin lautend „Gegen diejen meinen 
Wechjel zahle ih .... zahlbar bei Herm UN. in ...“ 
jei eine Tratte in ungewöhnlicher Form, und ganz als Tratte 


zu behandeln, weil das gefchriebene Verjprechen, felber die Wech⸗ 
Beitſchrift für Hanbelöreht. Bd. VII. 26 
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felfumme zu bezahlen, burch die Benennung des Domiciliaten 
ſinnlos ſei 9). 

Allein es iſt dieſe Auffaſſung, ganz abgeſehen von der 
D.W. O., entſchieden unrichtig 10); und beruht dieſelbe auf ei⸗ 
nem- Verkennen des wahren Weſens des eigenen Wechſels. 
Dieſes beſteht nämlich keineswegs in dem Verſprechen des Aus⸗ 
ſtellers ſelber die Wechſelſumme zu bezahlen, ſondern charakte⸗ 
riſirt ſich dadurch, daß der Ausſteller ſich unmittelbar verbind⸗ 
lich macht, gleichgültig ob in Perſon oder durch einen Dritten, 
den Domiciliaten, die Wechſelſumme an den Nehmer oder an 
deſſen Ordre zu entrichten. Das eigene Wechſelverſprechen wird 
ſonach als ſolches durch die Benennung eines Domiciliaten kei⸗ 
neswegs ſinnlos, indem die Erklärung des Ausſtellers „Gegen 
dieſen meinen Wechſel zahle ih bei N. N.“ an und für ſich 
nichts anderes heißt, als „ich verpflichte mich zur Zahlung der 
„Wechſelſumme und werde die Zahlungsmittel zur Verfallzeit 
„bei N. N. (dem Domiciliaten) bereit halten,“ — oder „ich 
„verpflichte mich die Wechſelſumme durch den Domiciliaten N. N. 
„zur Verfallzeit zu bezahlen.“ Immerhin unterſcheidet ſich alſo 
ungeachtet der Beiſetzung eines Domiciliaten das eigene Wechſel⸗ 
verſprechen feinem Inhalte nach vom gezogenen, durch welches 
feßtere die Regreßſumme in bebingter Weije zugejagt wird. Tritt 
alfo auch bei einem eigenen Wechſel ver in Frage ſtehenden 
Art allerdings in gewifjen Beziehungen eine ähnliche Behand: 
fung wie bei der Tratte ein, ift jener insbeſondere bei Vermei⸗ 
dung der Präjubicirung dem Domiciliaten rechtzeitig zur Zah⸗ 
lung zu präfentiren und Mangels Zahlung zu protejtiren, fo ift 
doch die Klage gegen den Ausſteller die Wechſel- und nicht die 
Regreßklage, — und ift auch der eigene Wechjel mit Domicilia- 
ten ein nicht acceptableg Papier, bei welchen es an ber Negreß- 
Mage Mangels Annahme fehlt 12). 

Dieſes Ergebniß, welches in ber Natur der Sache begrün- 
bet, tft denn auch durch die D.W. O. ſchon dadurch anerkannt, 


9) Thöl, Wechſelrecht $. 278. IL 
10) Treitſchke, Encyelop. OD. ©. 648 fg. 
11) Bluntſchli, bie D. W.O. S. 158. 
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daß diefelbe den eigenen domicilirten Wechfel mit Domiciliaten 
in dem dritten Abfchnitte „von eigenen Wechſeln“ 
(Art. 99) behandelt. 

Wie aber ein in der Form des eigenen Wechſels ausges 
jtellter Wechjelbrief der Sache nach ein eigener Wechfel bleibt, 
wenn aud auf demſelben außer dem Ausfteller und Nehmer 
noch eine dritte Perſon als Zahler (Domiciliat) fungirt, fo iſt 
nicht weniger ein Papier, welches in Trattenform ausgeſtellt, 
eine Tratte, wenn auch Zrajlant und Traſſat bei demſelben 
identiſch. 

Zwar wird auch hier das Gegentheil behauptet, indem 
man meint, eine Tratte, welche dieſelbe Perſon als Traſſanten 
und Traſſaten ausweiſe, ſei durchweg als ein eigener Wechſel 
zu behandeln, weil ein ſolcher Wechſel das einfache Verſprechen 
des Ausſtellers enthalte, die Wechſelſumme zu bezahlen. Denn 
ſpreche A zu ſich ſelbſt „Zahle dem B,“ fo ſage er „ich will, daß 
ich zahle,” alſo „ich will zahlen“ 12). 

Allein es beruht diefe Auffaffung auf einem unrichtigen 
Vorderſatze. Wählt nämlich der Ausfteller einer in Wechſelform 
gefaßten Urkunde die Form der Tratte, gibt er mit andern Wor⸗ 
ten in dem Wechjelbriefe einen Zahlungsauftrag, wenn auch 
an ſich jelbft, jo ift die natürliche Auglegung einer ſolchen Form 
gewiß bie, es wolle der Auzfteller in der Weife, und nur in ber 
Weiſe wie ein Traffant und beziehungsweife Traſſat haften. 
Als Traſſat wolle er unmittelbar für die Wechlelfumme ein- 
ftehen, wenn er den Wechfel acceptirt; ald Traffant wolle er für 
bie Regreßſumme eventuell haften, d. h. im alle rechtzeitiger 
Präfentation und Protefterhebung. Die Verpflichtung, die ver 
Ausſteller eines Papiers der in Frage ftehenden Art mittelft der 
von ihm gewählten Form des Zahlunggauftragd übernehmen 
will, ift offenbar eine andere und im Allgemeinen leichtere, als 
biefenige, welche mittelft eigenen Wechjelverfprechend eingegangen 
wird. Der Ausfteller will unbedingt nur haften, wenn er, was 
für ihn facultativ, den Wechjel acceptirt; ald Traffant haftet er 


12) Thol, Wechſelrecht $ 276. 
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bagegen nur bebingt, d. 5. für ven Fall rechtzeitiger Präjentation 
des Wechſels. Ein ſolches Verfprechen des Ausftellerd, in Er⸗ 
mangelung einer von ihm vorgenommenen Acceptation, nur im 
Falle rechtzeitiger Präfentation und Protefterhebung an und ge- 
gen ihn felbft haften zu wollen, tft aber auch dann, wenn das 
Papier ohne distantia loci ausgeſtellt, keineswegs ſinnlos, weil 
es eben ein bebingte® und der Präjudicirung außgejebtes Ver: 
ſprechen til. 

Wenn ſonach der traffirtseigene Wechjel feinem Wefen nach 
eine Tratte und nicht ein eigener Wechjel ift, fo ftimmt auch die 
D. W. O. hiermit überein. Died ergiebt fih chen daraus, 
daß der einzige Artikel dieſes Gefeges, welcher ſich auf die ges 
achte Wechlelform bezieht (Art. 6. Abf. 2), in dem Abfchnitte 
„non gezogenen Wechſeln« ſteht. Auch erflärt jcner 
Art. 6. Ab. 2, es fünne der Ausſteller fich ſelbſt als Bezog e⸗ 
nen bezeichnen, indem er zugleich, auf Art. 4. Nr. 7 verwelft, 
wofelbit ala weſentliches Erforverniß deß gezogenen Wech- 
ſels aufgeführt wird: „ber Name ber Perfon ober die 
Firma, welde die Zahlung letften foll (des Bezo- 
genen oder Traſſaten). 

Freilich beftimmt die D.W.D. Art. 6, e8 könne der Aus⸗ 
fteller fich jelbft al Bezogenen bezeichnen, jofern die Zah— 
[ung an einem andern Orte als dem ber Ausſtel— 
Lung geſchehen folle; und ergiebt fich au den Worten bes 
Geſetzes unmittelbar, daß eine Urkunde, in welcher ber Aus: 
fteller fich felbft bezogen, wenn fie ohne distantia loci ausge⸗ 
ftellt, feine Tratte, Fein traffirtseigener Wechſel im 
Sinne der D. W. O. ift, fo tft dagegen allerbingd nirgends 
ausdrücklich beftimmt, wie ein foldhe Papier zu behandeln, ob 
es überhaupt nicht ala Wechſel zu betrachten, oder ob es als ei= 
gener Wechfel Anfpruch auf Geltung machen Tann. 

Defjenungeachtet dürfte eine Urkunde der in Trage fie: 
benden Art nach Maßgabe der D. W. O. überhaupt nicht ala 
Wechſel anzufehen und folgemweife unfähig fein, zur Begründung 
von Wechjelverbindlichkeiten zu dienen. Denn: 

1) einmal ift ein Zahlungsauftrag, welchen der Ausfteller 
eines in Mechielform gefaßten Papier darin an fich jelbft 
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richtet an und für ſich, wie bereit? auögeführt, keineswegs 
mit einem directen und unbebingten Verſprechen des Ausſtellers, 
bie Wechſelſumme zu bezahlen, iventifch, indem vielmehr ein fols 
her Zahlungsauftrag der Natur der Sache nach auf die Abficht 
des Auftraggeberd hinweiſt, in ver Weife und nur in ber Weife 
wie ein Traflant und beziehungsweiſe Traſſat verpflichtet zu 
fein. Sind nämlich, wie früher gezeigt, dad gezogene und bag 
eigene Wechfelverfprechen ihrem ganzen Wejen nach verichieben, 
und ift bie Form, in welcher von Alters her Verſprechungen 
der erjigenannten Art gegeben, bie eines gefchriebenen Zahlungs⸗ 
auftragd, jo wird man in einem folchen Auftrage, den ver Aus⸗ 
ftelfer eines in Wechlelform gefaßten Papiers an fich felbft ge 
richtet, im Zweifel die Abficht finden müſſen, ein gezogenes 
Wechjelverfprechen zu geben; — und iſt auch dieſes Verſprechen 
wegen irgend eined Mangeld in der ben Zahlungsauftrag ents 
baltenden Urkunde ungültig, jo kann ſich dafjelbe ſelbſtverſtaͤnd⸗ 
(ich dadurch nicht In ein eigenes Wechjelverfprechen convertiren. 

2) Diefer in der Natur der Sache begründeten Auffaffung 
fteht die D.W.O. nicht allein nicht entgegen, ſondern ftimmt 
dieſes Geſetz infofern bei, als es den traflintzeigenen Wechjel als 
Tratte betrachtet und behandelt. Freilich ſoll nah Maßgabe 
bed Art. 6 der Außfteller fih ſelbſt als Bezogenen nur jofern 
bezeichnen Eönnen, als die Zahlung an einem andern Orte al? 
bem ber Ausſtellung gefcheben fol. Fehlt es aber an ber di- 
stantia loci, jo ift immerhin ein Zahlungsauftrag des Aug: 
fteller? an fich felbft da, d. b. eine Erklärung, welche keines⸗ 
weg? ibentifch mit einem birecten, unbebingten DBerjprechen der 
Wechjelfumme tft. Wie demnach unter ber zuletzt bezeichneten 
Vorausſetzung eine gültige Tratte vorhanden, jo iſt das Papier 
auch nicht als eigener Wechſel zu betrachten. 

Wil man dad Gegentheil behaupten, jo muß man anneh⸗ 
men, daß nad) der D. W. O. der Zahlungsauftrag, welchen der 
Ausfteller eined in Wechjelform gefaßten Papierd fich jelbit 
giebt, eine ganz verjchiedene Bedeutung bat, je nachdem ber 
Wechſel de loco in locum oder ala Platzwechſel ausgeſtellt. 
Der Zahlungsauftrag bes Aussteller an fich ſelbſt würde in 
jenem Falle ein eventuclled Verfprechen ber Regreßſumme ent: 
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halten, in diefem dagegen das unbebingte Verjprechen ver Wech⸗ 
felfumme. Um aber der nämlichen Formel eine ganz verjchie- 
dene Bedeutung unterzulegen, je nachdem der Zahlungsauftrag 
an fich felbft auf Zahlung an einem fremden Orte oder auf 
Zahlung am Ausſtellungsorte Tautet, müßte ber Grund zu einer 
fo verfchtebenen Außlegung in ber Eigenfchaft des Wechſels als 
Platz⸗ oder Diftancewechjel Liegen, ober ein fo verfchiedener Sinn 
des Zahlungsauftrages an fich felbft gefetlich feſtgeſtellt fein. 
Allein es vermag an fich der Umſtand, daß ein in Wechjelform 
außgeftellte® Papier eine distantia loci ausweiſet ober nicht 
ausweiſet, dem Zahlungdauftrage des Ausfteller an ſich ſelbſt 
feine andere Bedeutung zu verleihen; und Tann e8 nad ber 
D.W.D. Art. 6. Abſ. 2 keinem Zweifel unterliegen, daß ein 
folcher Auftrag, wenn er de loco in locum gegeben, den Sinn 
hat, daß ber Augfteller in der Weiſe und nur in der Weife wie 
ein Traffant und beziehungsweiſe Traffat haften will, fo wirb 
man in demjelben offenbar Feine andere Abficht ausgedrückt fin- 
ben fönnen, wenn fid, der Ausfteller von feiner Wohnung aus 
auf fein anderswo gelegened Comptoir derſelben Stabt bezieht. 
Und doch fehlt es in einem folchen Falle an der distantia loci 
im Sinne der D.W.O. 13), während dieſes Geſetz ein ſolches in 
MWechfelform gefaßtes Papier in feiner Weife von einer einen 
Zahlungdauftrag des Ausitellerd an fich ſelbſt enthaltenden Ur: 
unbe, in welcher Ausſtellungs- und Zahlungsort ohne weitere 
Angabe zufammenfallen, unterjcheivel Iſt demnach der Umftand, 
ob ein Papier als Platz⸗ oder Diſtancewechſel ausgeſtellt, für 
die Auslegung des darin enthaltenen Zahlungsauftrags des 
Ausſtellers an fich ſelbſt durchaus irrelevant, jo hat auch die 
D. W. O. nirgents beftimmt oder auch nur angebeutet, daß ver 
Einn eined ſolchen Zahlungsauftrags als ein verfchievener zu 
betrachten, je nachdem e3 an der distantia loci fehlt oder nicht 


fehlt. 
Menn vor der D.W.O. einzelne Schriftfteller den eigenge⸗ 
zogenen Wechſel fchlechtweg als eigenen Wechjel betrachteten, 


18) Mein Wechſelrecht $. 42. Not. 5. 
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gleichgülttg ob derſelbe ala Platz- oder ala Diftancewechjel aus⸗ 
geftellt, — wenn fie einen Zahlungsauftrag des Wechſelausſtel⸗ 
lers an ich ſelbſt fchlechtbin und ohne Rüdficht auf die distan- 
tia loci al3 eigenes Mechjelverfprechen behandeln wollten, jo 
war eine folche Anficht, wenn biefelbe auch nicht gu billigen, 
boch confequent. Als inconfequent muß bagegen die Auffaffung 
bezeichnet werben, nach welcher der Zahlungsauftrag des Aus- 
fteller3 an fich felbft, je nachdem er auf den Ort der Ausſtel⸗ 
lung ober auf einen fremden Ort lautet, eine ganz andere Bes 
deutung haben joll, und iſt eine ſolche Inconfequeng be? Belege 
nicht zu vermutben. 

Auch drückt fih die DW.O. nicht dahin aus, daß ein 
traffirt= eigener Wechjel nur im alle der distantia loci ala 
Tratte zu betrachten; indem vielmehr Art. 6 Ab}. 2 beitimmt, 
e3 könne ber Auzfteller ich ſelbſt als Bezogenen bezeichnen, ſo⸗ 
fern die Zahlung an einem andern Orte ald dem der Ausſtel⸗ 
fung gefchehen folle. Fehlt es aber an diefem Requiſit, jo hat 
fi der Aussteller doch immer als DBezogenen bezeidy 
net, wiewohl nicht in rechtögültiger Weile. Es liegt demnach 
im Sinne der D.W.O. hier immerhin ein Papier vor, welches 
nach der Abſicht des Ausſtellers cine Tratte fein ſollte, und wel- 
ches folgeweife, wenn es auch wegen Mangels an der gejehlich 
erforderten distantia loci fein gezogener Wechfel ift, boch eben 
deßhalb, weil der Ausſteller ſich ala Bezogenen be- 
zeichnen wollte, nicht als eigner Wechfel betrachtet werben 
fann. 

3. Mit diefem Ergebniffe ſtimmt denn auch der Art. 7 
ber D.W.O. überein. Denn nad) Maßgabe dieſes Artifeld ent⸗ 
fteht aus einer Schrift, welcher eine? der wejentlichen Erforber- 
niffe eines Wechſels (Art. 4), d. h. wie aus der Bezugnahme 
auf Art. 4 fich ergiebt, eines traffirten Wechſelbriefs. fehlt, Feine 
wechfelmäßige Verbindlichkeit. Mangelt es mit andern 
Worten einem Papiere, welches in Trattenform auögeftellt, an 
ben wefentlichen Erforderniſſen der Tratte, jo iſt eine ſolche 
Urkunde fein Wechſel, und nicht bloß Feine Tratte. 
Nah Art. 4 der D.W.D. gehört num zu ben wefentlichen Er⸗ 
forbernifien eine? gezogenen Wechfeld unter anderen die Bezeich⸗ 
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nung bed Bezogenen. Da aber nach Art. 6 Abf. 2 der Aus 
jteller ſich ſelbſt als Bezogenen nur foferne bezeichnen Tann, al? 
die Zahlung an einem andern Orte ald dem der Austellung 
geicheben Toll, jo enthält ein trafjirt-eigener Wechſel ohne 
distentie loci in, ber That feine rechtsgüiltige Bezeichnung eines 
Traffaten, und entiteht folgemeife in Gemäßheit der ausdrückli⸗ 
hen Beitimmung ded Art. 7 aus einer ſolchen Schrift feine 
wechlelmäßige Verbindlichkeit. 


4. Dies Tann aber um fo weniger einem gegründeten 
Zweifel unterliegen, als die Motive ver D.W.O. Teinerlei Arne 
haltspunfte für die Meinung ergeben, daß eine Urkunde, welche 
in der Form eine traflirt: eigenen Wechſels ohne distantia loci 
ausgeſtellt, als eigener Wechfel zu betrachten, vielmehr dieſelben 
bafür zu ſprechen fcheinen, daß nach der Anficht der Majorttät 
der Reipziger Conferenz ein derartiges Bapier gar nicht ala 
Wechſel betrachtet werben jollte. 


Bereit? im Preufifchen Entwurfe war ber traflirt- 
eigene Wechfel als Tratte aufgefaßt, jeboch die Beſchränkung 
beigefügt, daß der Ausſteller fich nur infoferne als Bezogenen 
bezeichnen Tönne, als der Zahlungs⸗ und der Ausſtellungsort 
verjchieden, In der Sitzung ver Leipziger Conferenz vom 
26. October 1847 wurde nun mit 10 gegen 8 Stimmen be= 
ſchloſſen, daß dieſe Beichränfung wegfallen folle, zugleich aber 
auf den Antrag mehrerer Mitglieder der fernere Bejchluß ges 
faßt, die rechtliche VBebeutung des eigengezogenen Wechſels bei 
6.87, alſo bei Feitftellung der Erfordernifje des eigenen Wechſels, 
näher zu bejtimmen 1%), 

In der Eikung vom 22. November 1847, bei Berathung 
des F. 87 des Preußiſchen Entwurfs, bemerkte nun der 
Neferent, man babe fich zu F. 5 vorbehalten, bie rechtliche Na⸗ 
tur des trafjirtseigenen Wechſels jo wie die in Anfehung des: 
jelben zu treffenden gejeglichen Beftimmungen in nähere Erwä- 


14) PBrotocolle ber Leipziger Gonferenz (Leipzig bei Hirſchfelb), 
©. 17. 
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gung zu ziehen, und müfle ſich baher jet über die einem fol- 
chen Wechſel beizulegende Bedeutung verftänbigen. 

„Es werbe darauf anfommen, — fo äußerte fich ber Mes 
„ferent der Commiſſion wörtlid —, ob man ihn zu ben traffir- 
„ten oder zu den eigenen Mechjeln rechne und dabei ftehen blet- 
„ben wolle, die Worte — Sofern die Zahlung an einem andern 
„Orte als dem ber Ausftellung geichehen ſolle —, aus dem 5 
‚An Wegfall zu bringen. Das Paſſendſte fcheine zu fein, dieſe 
„Worte beizubehalten, und das erſte Alinea bes 6. 5 (nämlich 
„— der Ausfteller kann fich ſelbſt als Bezogenen bezeichnen 
„u. |. w.) an ſeiner Stelle (d. h. in dem Abſchnitte — von ges 
„zogenen Wechſeln —) zu lafien. Es erjcheine nämlich als ein 
„leered Spiel mit Formen, wenn Jemand an demfelben Orte 
„auf fich ſelbſt trafjire, und der Zweck koͤnne in einem folchen 
‚sale weit einfacher durch einen eigenen Wechſel erreicht wer- 
„nen. Man habe aljo keinen Grund, ven traflirt: eigenen Wechſel 
„ohne Verfchiedenheit de Ausſtellungs- und des Zaylortö zu: 
„zulafien.” 

Der Referent der Leipziger Gonferenz gieng bems 
nach von folgenden Gefichtöpunften aus: 

1) daß der traflirt:eigene Wechfel nur unter ber Voraus⸗ 
ſetzung der distantia loci zuzulaſſen; 

2) daß berjelbe als Tratte zu behandeln; 

3) daß endlich der traffirt-eigene MWechjel ohne distantie loci 
als ein leeres Spiel mit Formen erfcheine, und 
daß der Zweck eines ſolchen Papieres weit eins 
facher durch einen eigenen Wechſel erreicht wer⸗ 
den koͤnne. 

Indem der Referent ſonach den eigengezogenen Wechſel 
ohne distantia loci vom eigenen Wechſel unterſchied und 
jenen als ein leeres Spiel mit Formen mißbilligte, 
war ſeine Anſicht offenbar die, daß ber traſſirt-eigene Wechſel 
ohne Verſchiedenheit des Ausstellungs» und Zahlortes nicht ald 
eigener Wechſel zu betrachten, derſelbe vielmehr überhaupt kein 
Wechſel fei. 

Diefe Auffaffung wurde von anderer Seite dadurch unter 
fügt, daß man hervorhob, es fe, um eine angemefjene Stel- 
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lung für den eigengezogenen Wechfel zu finden, nur auf bie 
Form an fehen, und müffe man in allen Fällen au? 
dem Gebrauche der Trattenform auch die Folgen des 
trafftrten Wechſels zulaffen. Eine Anomalte aber 
liege in der Behandlung traffirtseigener Wechſel als 
traffirter auf Feine Weife vor, und namentlich habe fich 
in dem wichtigsten Falle ihres Vorkommens (nämlich bei einer 
Berjchtedenheit des Ausſtellungs- und bed Zahlortes) die Praxis 
bereit? ganz beftimmt für diefe Behandlung entſchieden. 

Diefe Anficht blieb freilich Inmitten der Conferenz nicht 
ohne Widerſpruch. 

Eine andere Meinung nämlich wollte burchweg ben traſſirt⸗ 
eigenen Wechſel ala eigenen Wechſel behandeln, während eine 
weitere Auffaffung endlich davon ausgieng, daß der eigengezo- 
gene Wechſel dann als eigener Mechjel zu betrachten, wenn er 
die Adreſſe „an mich ſelbſt“ führe, ſonſt aber als gezogener 
Wechſel zu gelten habe. 

Trotz dieſes Auseinandergehens der Anfichten wurde ſchließ⸗ 
lich die Auffaſſung des Referenten von der Majorität der Vers 
ſammlung adoptirt, wie aus dem folgenden Ergebniſſe der Ab⸗ 
ſtimmung hervorgeht. 

Es wurde nämlich beſchloſſen: 

1) mit 14 gegen 5 Stimmen, daß Beſtimmungen über ben 
traffirt= eigenen Wechſel in den Entwurf aufzunehmen ; 

2) mit 11 gegen 8 Etimmen, daß folche Wechfel, vorbehält- 
lich einzelner Mopificationen, als Tratten zu behandeln; 

3) mit 10 gegen 9 Etinmen, baß bie distantia loci al? 
Erforberniß des traffirtzeigenen Wechſels angejehen wer: 
ben ſolle; 

4) mit 10 gegen 9 Stimmen endlich, daß es beim trafjirt: 
eigenen Wechſel zum Behufe bes Negrefled gegen den Aus⸗ 
ſteller der Präfentation und Protefterhebung bebürfe 15), 
Sn der That ergiebt fi nun zunächſt aus diefen Ver: 

handlungen, daß in ber Keipziger Konferenz feine Stimme 


15) Brotocolle, S. 158 ff. 
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bafür fich erhob, daß ber eigengezogene Wechſel, je nachdem er 
als Diftance= oder Platzwechſel ausgeſtellt, als Xratte oder al? 
eigener Wechſel zu behandeln, indem vielmehr nur die Minori- 
tät3- Anfichten geltend gemacht wurden, wonach ber traſſirt⸗eigene 
Wechſel fchlechtweg, ober doch dann als eigener Wechjel behan⸗ 
belt werben follte, wenn er „an mich ſelbſt“ adreſſirt. 

Iſt nun dieſes Ergebniß nicht ohne Gewicht bei Wibderles 
gung der Meinung, daß Papiere in der Form traffirt=eigener 
Wechſel ohme distantia loci als eigene Wechſel Anſpruch auf 
Geltung haben follen, jo wird anbererfeit3 die Anficht, wonach 
derartige Urkunden im Sinne der D.W.O. gar nicht ala Wechfel 
zu betrachten, dadurch unterftübt, daß fich die Majorität ber 
Leipziger Conferenz die Auffaflung des Neferenten ange: 
eignet zu haben jcheint, gemäß welcher der traflirt=eigene Wechſel 
wegen feiner Form als Tratte zu behandeln, eine folche Tratte 
nur im alle der distantia loci redht2gültig ift, während ber 
eigengezogene Wechſel, der am Ausſtellungsorte zahlbar, et 
leeres Spiel mit Formen und fonach vom eigenen Wechjel wohl 
zu unterſcheiden ift. 

Und in der That war dieſe Auffaflung im Weſen bed 
Wechſelverkehrs wohl begründet. Während man nämlidy bei der 
gewöhnlichen Tratte von den Erforbernifien der distantia loci 
um deßwillen abſah, weil ein Wechfel, welcher von einer Per⸗ 
fon oder Firma auf eine andere Perfon oder Firma gezogen, 
auch als Platztratte die Functionen und Zwecke einer Tratte in 
vollem Maße erfüllen kann und nur bitorifche Gründe für die 
Nothwendigkeit einer Verſchiedenheit des Ausstellungs und des 
Zahlungsortes ſprachen, fo verhielt es ſich beim trafjirt: eigenen 
Wechſel anders. War die Zulaſſung eines ſolchen Papiers 
naͤmlich, wenn es de loco in locum gezogen, ein practiſches 
Bedürfniß, waren ſolche Wechſel längſt bei Fabricanten und 
Kaufleuten im Gebrauche, indem ſie ſich von ihrem Hauptge⸗ 
ſchafte auf anderswo befindliche Commanditen oder Zweigetabliſ⸗ 
ſements, ſowie auch umgekehrt bezogen, ſo erſchien dagegen ein 
Wechſel, durch welchen der Ausſteller auf ſich ſelbſt an den Ort 
ber Ausſtellung traſſirte, als ein leeres Spiel mit Formen. Für 
ein ſolches Spiel mußte es erachtet werben, wenn ver Aussteller 
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als Traſſat nur unter der Vorausſetzung erfolgter Acceptation 
haften follte, wenn er ferner ald Traffant nur unter ber Bes 
dingung für bie Negreßfumme einzuftehen, daß bei ihm ala 
Bezogenen an bem nämlichen Orte, an welchem ber Wechſel 
ausgeſtellt, die Wechſelzahlung erfolglos nachgefucht und Proteft 
M. 3. erhoben worben. Ein foldes- Papier jollte nach Maß» 
gabe der D.W.O. nicht ala Tratte anerkannt fein, obwohl es 
als Tratte gemeint, und Tann auch, eben weil ed als Tratte 
gemeint, nicht anf Geltung als eigener Wechſel Anſpruch 
machen. 

Die Gründe, melde man nun für bie entgegengejekte 
Meinung geltendmacht, find aber keineswegs folche, welche bie 
vorjtehenden Anzführungen zu entlräften vermöchten. 

Diez gilt inZbefondere von dem hauptfächlichiten Argu⸗ 
mente, mittel3 deſſen man die gegentheillge Meinung begründen 
will, — daß nämlich ein in ber Form eines traflirt= eigenen 
Wechſels ohne distantia loci audgeftellted Papter in der That 
die in Art. 96 der D.W.O. erforderten weſentlichen Requifite 
des eigenen Wechſels enthalte, da die D.W.O. durchaus feine 
beftimmte Wortform vorjchreibe, in welcher der Ausfteller bie 
Uebernahme feiner Zahlungspflicht auszudrücken babe, und 
demnach jede Redewendung, aus welcher hervorgehe, daß er ſich 
burch fie zur Zahlung verpflichten wollte, volllommen genügen 
müſſe. 

Schreibt nämlich allerdings bie D. W.O. beitimmte Worte, 
eine beſtimmte Form für die Erklärung des Ausſtellers eines 
eigenen Wechſels nicht vor, und vermag es alſo keinem Zweifel 
zu unterliegen, daß es nicht darauf ankömmt, ob ein ſolcher 
Wechſel in der gewöhnlichen Form: „Gegen dieſen meinen 
Wechſel zahle ich“ ausgeſtellt, oder ob derſelbe dahin lautet: 
„Gegen dieſen Wechſel verſpreche ich zu zahlen, will oder werde 
ih zahlen“ u. |. w., fo gehört doch immerhin zu ben weſent⸗ 
lichften Erfordernifien eines eigenen Wechſels eine Erflärung 
des Ausftellerd in der Urkunde, melche in zweifellojer Weiſe 
das directe und unbebingte Verſprechen bezjelben enthält, bie 
Wechſelſumme an den Nehmer zu bezahlen. 

Daß es fich fo verhält, folgt nicht nur aus dem Weſen 
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des eigenen Wechſels, ſondern ift auch durch bie Worte des 
Art. 96 der D.W.O. beitätigt. 

Diefer Artikel Führt nämlich unter den wefentlichen Er- 
forbernifien des eigenen Wechſels nicht allein bie Unterfchrift des 
Ausfteller® mit Namen oder Firma, jondern auch ben Namen 
ber Perfon ober bie Firma, an welche oder an deren 
Ordre der Außfteller Zahlung leiften will, auf, wäbs 
rend fein Zweifel darüber obwalten kann, daß bier die Zahlung 
der Wechſelſumme gemeint iſt. 

Die D.W.O. verlangt alſo ausdrücklich In dem eigenen 
Wechſel eine Erflärung bes Willens des Ausſtellers, die Wechſel⸗ 
fumme an den Nehmer zu zahlen, ein birectes, unbebingtes 
Verſprechen diefer Summe. Ein ſolches Zahlungsverfprechen 
ber Wechſelſumme ift aber in dem vom Außfteller an fich jelbft 
gerichteten Zahlungsauftrage nicht enthalten, weder an und für 
ih, noch au im Einne der D.W.O., in welcher Hinficht auf 
die objtehenden Auzführungen verwielen werben kann. Hiernach 
beruht denn die Argumentation Fick's 1% auf einer reinen 
petitio prineipii, wenn er meint, es erjcheine der Umftand, 
daß Jemand das wechlelmäßige Verfprechen, ſelbſt eine Zahlung 
leiften zu wollen, in bie Rebeform eines an ich jelbjt gerichteten 
Zahlungsbefehls eingefleibet, dann als etwas rein Zufälliges, 
etwas Bebeutung2lofes, das an der wahren Natur bes Papiers 
als eines gewöhnlichen Eigenwechjeld durchaus nicht? ändern 
jole, wenn anderweit in dem Papiere zu erkennen gegeben jet, 
daß es dem Auöfteller ſchlechterdings nicht um SHerbeiführung 
der beſonderen Mechtöfolgen der Xratte zu thun fein koͤnnte. 
Denn erflärt auch jener Schriftiteller, es ſei bie gerabe bei 
einem Papiere, das einen Zahlungsbefehl, welcher ganz birect 
an den Befehlenden ſelbſt gerichtet, und zugleich den Mangel 
bes Erforderniſſes der distantia loci formell ausbrüde, in ber 
allerichlagendften Weiſe der Fall, jo behauptet er lediglich das⸗ 
jenige, worauf es eben ankömmt, unb was ihm zu beweiſen 
oblag. 


16) Der traffirtzeigene Wechfel, ©. 108 ff. 
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Wenn man ſich aber ferner darauf beruft, daß es die Ab⸗ 
ſicht des Ausſtellers eines Papiers in der Form eines traſſirt⸗ 
eigenen Wechſels ſei, einen Wechſel zu machen, bie Abſicht des 
Nehmers, eine wechſelmäßige Urkunde entgegenzunehmen, — 
daß aber bei der Frage, welche Art von Wechſel intendirt wor⸗ 
den, diejenige Art anzunehmen, welche durch die Urkunde, wie 
ſie vorliege, rechtlich zur Entſtehung kommen konnte, während 
nach der D.W.O. Art. 6 ba, wo bie distantis loci fehle, nur 
ein eigener Wechſel gemeint fein könne, jo beruht auch biefe 
Ausführung auf unrichtiger Grundlage. 

Mag nämlich auch der Außfteller einer Urkunde in der 
Form eine? eigengezogenen Wechjeld bie Abficht haben, ſich 
wechjelvechtlich verbindlich zu machen, fo kann man nicht ein 
Wechſelverſprechen in abstracto geben, jondern nur ein traflir- 
tes ober eigenes Wechjelveriprechen, eine Acceptation, ein Indoſ⸗ 
fament u. |. w. — Indem aber bei ver Ausftellung eines Pa- 
pierd in ber Faflung eines trafjirt eigenen Wechfeld die Trage 
nur bie fein kann, ob der Ausſteller eine Tratte ober einen eiges 
nen Wechjel außftellen wollte, koͤmmt e3 nicht allein auf bie Ab⸗ 
ficht desfelben,, fonbern auch darauf an, ob der Wille des Au» 
ftellerd in zweifellofer Weile aus ber Urkunde zu entnehmen, 
und ob biefe Papier ferner den gejelichen Erforbernifien für 
bie gemeinte Art von Mechjel entipricht. Wenn nun wegen des 
Mangel? an einem folchen Nequifite eine Urkunde in ber Form 
eined eigengezogenen Wechfeld ohne distantia loci feine Tratte 
tft, fo Tann fie um deßwillen ebenfowenig als eigener Wechſel 
betrachtet werben, weil es ben obigen Auzführungen zufolge je- 
denfalls zweifelhaft ift, ob der Ausſteller einen derartigen 
MWechfelbrief auszuſtellen beabfichtigt, eine ſolche Abficht fich mit 
voller Sicherheit aus dem Papiere nicht ergiebt. 

Bei diefer Sachlage erfcheint es denn als durchaus irre 
levant, wenn man fidh endlich darauf beruft, daß eine zu fchroffe 
formaliftiiche Behandlung bed Gegenſatzes von eigenen und von 
gezogenen Wechjeln weder burch den Wortlaut ber Geſetzgebung 
geboten, noch auch den Bebürfnifjen des Lebens entipreche; — 
um davon abzufehen, daß eine folche ftrenge Unterſcheidung nicht 
allein in der Natur der Sache wie in ber Gejchichte des Wechſels 
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begründet, ſowie fie auch durch die D.W.O. feitgehalten tft, 
welche nicht allein bie Beſtimmungen über Tratten und über 
eigene Wechſel in zwei verſchiedene Abfchnitte verwieſen, ſondern 
auch die fih der Tratte äußerlich annähernde Mobalität des 
eigenen Wechſels, nämlich den eigenen Wechfel mit Domicilia- 
ten, doch immerhin als eigenen Wechſel auffaßt und behandelt. 





Nechtsquellen. 
V. 


Velgiſches Geſetz vom 18. Rovember 1862, über die Einrich 
tung des Iyflems der Warrants”). 
! 


R Kapitel I 
Bon ben Warrants und ben Uebertragungsfheinen. 


Eriter Abſchnitt. 


Bon der Ausfertigung, ber Form und dem Inboffe- 
mente ber Warrants und der Uebertragungsfheine, 
fowie von ben Rechten und Pflihten ber Inhaber. 


Art. 1. 8.1. Der Warrant it ein bem Kandel eigen: 
thümliches Befltdocument, von einem Dritten in doppelter Aus, 
fertigung für bie Perſon ausgeftellt, welches ihr freies VBerfügungs- 
recht über bie ben Gegenſtand bes Befiges bildenden Waaren nadhs 
weil. Das Duplicat heißt Uebertragungsfchein (c&dule). 


*) Preuß. Hanbeldardiv v. 1868 Nr. 28. Vogl. über England und Frank⸗ 
reich: Zeitſchr. Bd. IL. &. 118 ff., über Spanien: eod. VI&.536 ff. Achnliche, 
wenngleich mehrfach abweichende Einrichtungen, bald mehr dem Englifchen, 
bald dem Franzöfiihen Syſtem folgend, beftehen bereit# in einzelnen 
Schmeizercantonen: Genf, Neuenburg, St. Ballen. Für den Kanton 
Bafelftadt Tiegt ein Geſetzentwurf von Bürgermeifter und Rath vom 
16. San. 1864 bem großen Ratb vor, unter dem Titel, Entwurf eines 
Geſetzes Über Lagericheine und Pfanbicheine, Warrants, für Afentic 
gelagerte Guͤter.“ 
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6. 2. Für bie Waaren, welche in ben nad) dem Gefehe vom 
4. März 1846 verwalteten freien und öffentlihen Entrepots ges 
lagert find, werben bie Warrants und die Uebertragungsfceine 
von den Perfonen ausgejtellt, auf deren Namen bie Waaren zu dem 
Behufe umgeſchrieben worden find. 

8. 3. In allen anderen Fällen können die Warrants und 
die Hebertragungsiheine von dem Niederleger ausgeftellt werden. 

Art. 2. Das Recht der freien Verfügung kann auf alle im 
Handel zuläffigen Beweisarten nachgewieſen werben. 

Art. 3. ©. 1. Der Warrant trägt an der Spike bie Bes 
zeihnung „Warrant“, und ber Uebertragungsſchein bie Bezeichnung 
„Mebertragungsichein. “ 

6. 2. Auf dem Uebertragungsſchein ift zu bemerken, baß 
dieſes Beſitzdokument in den Händen des britten Inhabers nur 
gegen Borlegung des den Auftrag zur Auslieferung enthaltenden, 
und von dem erjten Ausfteller des Hebertragungsicheines unter: 
zeichneten Warrants ein Recht auf Auslieferung der Waare ver: 
leiht. 

6. 3. Der Warrant und ber Uebertragungsichein find von 
dem Ausfteller mit dem Datum zu verfehen und zu unterzeichnen, 
und müflen den Namen, Stand und Wohnort deffen, an den fie 
ausgeliefert werden, enthalten. 

5. 4. Sie müſſen die Waarengattung, deren Menge, Ge 
wicht, bie Art der Verpadung, bie Bezeihnung der Collie, und 
erforderlichen Falls die Menge und das Gewicht ber etwa bavon 
entnommenen Proben enthalten. 

6.5. Die Niederlage, in der bie Waare gelagert ift, und 
erforderlichen Falls die Bezeichnung deflen, der fie gegen Feuers: 
oder fonftige Gefahren verfihert hat, muß in ihnen angegeben fein. 

F. 6. Sie müflen den Tag enthalten, von den an bie Nies 
berlagsgebühren und fonftige Abgaben zu zahlen find. 

Art. 4. F. 1. In den Händen desjenigen, ber den War: 
rant und ben Uebertragungsſchein bat ausftellen laſſen, oder in 
ben Händen desjenigen, an befjen Ordre fie ausgeftellt wurden, 
gewähren diefe Befißdocumente bie freie Verfügung über die Waare. 

6. 2. In den Händen bes britten Inhabers gewähren ter 
Warrant und der VUebertragungsfchein zufammen die freie Verfüs 
gung über die Waare, falls der Warrant den von den erften Ause 
fteller unterzeichneten Auftrag zur Auslieferung enthält. 

6. 3. Der Warrant ohne Uebertragungsſchein gewährt ben 
pfandweifen Befi der Waare. 

5. 4. Der Uebertragungsfchein ohne Warrant gewährt das 
Recht zur Verfügung über die durch den Warrant pfanbweife übers 
laſſenen Waaren. 

Beitfgrift für Gandelözeit. Bd. VU. j 97 


408 Rechtöquellen. 


Art. 5. 8. 1. Der Warrant und ber Vebertragungsichein 
fönnen an Ordre eines Dritten ausgejtellt werden. 

$. 2. Sie find durch Indoſſament übertragbar. Das Im 
doffament kann als Blanko-Indoſſament erfolgen. Dafjelbe ge 
währt in biefem Falle dem Inhaber die Rechte wie aus einem ge: 
wöhnlichen Indofjantente. 

Art. 6. 8. 1. Sollen der Warrant und der Mebertragungs- 
ſchein jeder für fi übertragen werden, dann muß auf jeden der 
beiden Befißdofumente die duch den Wurrant gededte Yorderung 
und deren Berfalltag angegeben fein. 

F. 2. Auf dem Uebertragungsihein muß bdiefe Angabe durch 
ben Inhaber des Warrants, und auf dem Warrant dur den In⸗ 
baber des Uebertragungsfcheines unterzeichnet fein. 

$. 3. Fällt die Verfallzeit auf einen gefeglihen Feiertag, 
dann gilt fie als bis zum folgenden Tage verlängert. 

Art. 7. Der Warrant ohne Uebertragungsſchein gilt rück⸗ 
fihtlih des Dritten, der ſich in bona fide befindet, al8 Pfanddo⸗ 
fument für den ganzen Werth der Wuare, wenn ber Betrag ber 
Summe, für deren Zahlung Sicherheit gewährt ift, nicht angege- 
ben ift. 
Art. 8. $. 1. Gegen denjenigen, der ſich einen Mißbrauch 
bes Warrants zu Schulden kommen läßt, haben der Schuldner, 
fowie der dritte Inhaber des Uebertragungsicheines, wenn fie in 
Deranlafjung der Ausübung des Vorredts des Warrants zur Zah: 
lung einer höheren Summe als der gejchulveten verpflidhtet wer: 
den, einen Regreß rüdjichtlich der Differenz, um welde jie verlegt 
worden find. 

8.2. Der dritte Inhaber bes Webertragungsfcheines® bat 
überdies noch einen Regreß in solidum gegen die früheren Indof- 
fanten diefes Beſitzdokuments. 

Art. 9. Im Falle des Bunkerutts tritt die Vermuthung 
ein, daß die Uebertragung der Warrants und der Uebertragungs- 
feine, weldhe in den von dem Gebenten oder von bem Ceſſionar 
regelmäßig geführten Büchern nicht eingetragen jind, fpäter ftatt: 
gefunden bat, als zu dem Zeitpunfte, zu welchem fie in gültiger 
Weile bewirkt werben fonnte. 

Art. 10. G. 1. Der dritte Inhaber des Warrants ijt bei 
Strafe des Auftommens für alle Schäden und Intereſſen gehalten, 
das gedachte gehörig quittirte oder indofjirte Beligdocument bem 
erften Ausſteller gegen Zahlung der gejchuldeten Summe ſelbſt vor 
dem vereinbarten Verfalltage zurüd zu gewähren. 

.2. Der erfte Ausjteller des Uebertragungsicheines if, 
bei Strafe des Auflommens für Schäden und Intereſſen, gehalten, 
gegen Zahlung des Betrages dem dritten Inhaber des Uebertras 
gungsicheines jelbft vor dem Verfalltage dieſes Befigdofumentd den 
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von ihm unterzeichneten, ben Auftrag zur Auslieferung enthalten- 
den Warrant zurüdzugewähren. 

). 3. Die fuccefiven Cejfionare des Warrants ohne Ueber: 
tragungsjchein find bei Strafe des Aufkommens für alle Schäden 
und Intereſſen gehalten, fi) mitteljt rekommandirter Briefe ſpäte⸗ 
fiend binnen 24 Stunden nad ftattgehabter Uebertragung dem 
eriten Ausftcller zu erkennen zu geben. Der gedachte Brief ent: 
hält den Wortlaut des Indoffaments. 

Art, 11. $. 1. Wenn die Parteien ji über bie Bebins 
gungen der Zahlung nicht verftändigen können, dann find ber Zah⸗ 
lungsverpflichtete und der dritte Inhaber des Nebertragungsfcheines, 
nad) gejhebener Mahnung an den ſchuldigen Theil, berechtigt, die 
aus dem Warrant gejhuldete Summe zu Händen des Empfängers 
der Conſignationen in demjenigen Bezirfe zu beponiren, wojelbft 
bie Befigdocumente ausgeſtellt worden find. 

$. 2. Ueber die erfolgte Conſignation wird ihnen eine Em: 
pfangsbefcheinigung ausgeftellt, Dieſe Empfangsbeiheinigung dient 
ftatt des quittirten, oder mit der Auslieferungs-Drdre verjehenen 
Warrants. 

$. 3. Der britte Inhaber des Warrants, jowie der Vers 
fäufer haben beziehungsweife den Regreß an die confignirte Summe, 

6. 4. Iſt der Inhaber des Warrants unbelannt, dann bes 
trägt die zu deponirende Summe cbenfo viel wie der Werth ber 
Maaren, die von den Seitens des Handelsgerichts zu ernennenden 
Sadyverjtändigen abgefhäßt werden. Der Präjident des Handels⸗ 
gerichts kann den Rechtsnachfolger autorifiren, die dieſem gejchuls 
bete Summe am Tage nad) deren Verfall zurüdzuziehen. 

Art. 12. $. 1. Der dritte Inhaber des Uebertragungs⸗ 
iheines verliert, wenn er innerhalb der beftimmten Frift den Bes 
trag nicht zahlt oder anweilt, lediglich durd) die Thatfache des Ver: 
falles alles Anrecht auf die Waare und auf die darauf geleiftete 
Abjchlagszahlung. 

$. 2. Falls nicht anderweitige Berabrebungen getroffen find, 
wird er von allen ferneren Verpflichtungen gegen den Verkäufer 
befreit. 

6. 3. In dem in $. 1 vorgefehenen Kalle kann der Bers 
käufer fi an den Präfidenten des Handelsgerichts wenden, welcher 
Letztere nad) Anhörung oder gehäriger Vorladung bes Käufers ent: 
weder die Ausfertigung eines neuen Webertragungsfcheines, oder, 
falls der gehörig quittirte oder indofjirte Warrant ihm von dem 
Verkäufer vorgelegt wird, bie Nüdnahme der Waaren anoronet. 

$. 4. Der Verkäufer kann burd alle im Handel zuläffigen 
Beweismittel nachweiſen, daß der Zeitpunkt für die Zahlung bes 
Betrages veritrichen ift. 

Art. 138. 8. 1. Erfolgt bei dem Berfall bes Warrants 
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weber Zahlung noch Ueberweifung, dann ift ber britte Inhaber 
des Warrants berechtigt, binnen 24 Stunden nad gefchehener 
Mahnung fih im Kequifitionswege an den Handelsgerichto⸗Präſi⸗ 
denten zu wenden, und die Ermächtigung zum Verkaufe der vers 
bafteten Waaren, je nad der Wahl des Bräfidenten, entweder öfs 
fentli oder aus freier Hand zu verlangen. 

F. 2. Diefe Ermädtigung ift ohne Berüdfihtigung aller 
entweder vor oder nad) Weberlaflung des Warrants zwilhen den 
Indoſſanten und den Geffionaren des Uebertragungsiheines abge 
ſchloſſenen Vereinbarungen zu gewähren, 

At. 14. F. 4. Gegen die Ordonnanz bed Präfidenten 
oder des denfelben vertretenden Richters kann, falls ſolche nicht 
eine endgültige und an letzter Stelle getroffene iſt, von dem Zah⸗ 
lungsverpflichteten binnen drei Tagen, von ihrer Bekanntmachung 
an gerechnet, Widerſpruch erhoben werden. 

$. 2. Gegen das auf dieſen Widerſpruch ergangene Erkennt⸗ 
niß kann, wenn das Darlehen 2000 Frs. überſteigt, binnen acht 
Tagen, von der an den unterliegenden Theil geſchehenen Bekannt⸗ 
machung an gerechnet, Appellation eingelegt werden. 

F. 3. Die Ordonnanz oder das Erkenntniß erlangen ohne 
Kautionsbeſtellung und ohne Berückſichtigung des Widerſpruchs und 
der Appellation vollgültige executiviſche Kraft. 

Art. 15. 6.1. Die in den vorſtehenden beiden Artikeln 
feſtgeſetzten Friſten dürfen räumlicher Entfernungen wegen nicht 
ausgebehnt werden. 

6. 2. Hat ber Schuldner Fein Domicil oder hat berfelbe 
in der Gemeinde, wojclbft die Waaren gelagert find, kein Domicil 
fid) gewählt, dann fann die Mahnung, ſowie die Infinuation in 
rehtsgültiger Weife auf der Kanzlei des zuftändigen Handelsge⸗ 
richts bewirkt werben. 

Art. 16. F. 1. Die Ausübung ber dem Pfandgläubiger 
in Art. 13, 14 und 15 übertragenen Rechte erleidet weder durch 
ben Konkurs, noch durch Friftbewilligung, noch durch das Ableben 
bed Schuldners einen Aufſchub. 

F. 2. Auf den Warrant ohne Lebertragungsichein findet 
der Art. 2074 bes Code civil feine Anwendung. 

Art. 17. Der Gläubiger wird für fein Guthaben an dem 
Erlöje fofort ohne gerichtlihe Förmlichkeiten und mit Bevorzugung 
vor allen andern Gläubigern befricdigt, ohne daß weitere Beträge 
abgezogen werden, als diejenigen, behufs Eritattung 1) der von 
ben Waaren zu entrichtenden Zölle und Acciſen, 2) der Fracht, in 
Gemäßheit des Art. 307 des Handelsgeſetzbuchs, der Verkaufs: und 
Lagerungsgebühren und ber für die Erhaltung der Waaren vorge: 
ſchoſſenen Beträge. 

Art. 18. Der Mebrbetrag über die bem Juhaber des Wars 
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rants gefäuldete Summe wirb gegen Borlegung bes Uebertragungs: 
jheine®, ober wenn der Nachweis geführt wird, daß der Betrag 
am DVerfalltage des Webertragungsfcheines in Gemäßheit des Art. 
12 nicht gezahlt worben ift, an ben Zahlungsverpflichteten gezahlt, 
falls diefer Mehrbetrag nicht etwa zu Händen des Empfängers 
der Conſignation gezahlt wird, um erforberlihen Falls zur Erftat: 
tung der Seitens des Inhabers des Uebertragungsſcheines gelei: 
teten Abſchlagszahlungen verwendet zu werben. 

Art. 19. 6. 1. Der dritte Inhaber bes Warrants bat 
einen Negreß gegen ben Zahlungsverpflichteten und gegen bie unter: 
zeichneten Indoſſanten, die folidarifch haften. 

.2. Er kann benfelben nur dann verfolgen, wenn er feine 
Anrechte auf bie Waare, ober auf ben Betrag der Verſicherungs⸗ 
— geltend gemacht und eine Unzulänglichkeit fi) herausge⸗ 

e at. 

F. 3. Die in den Art. 165 und folgenden des Handelsge⸗ 
ſetzbuchs feitgefegten Friften zur Anbringung ber Klage wider big 
Indoſſanten laufen erit von dem Tage an, an weldem ber Ber: 
kauf der Waaren bewirkt worden ift. 

8. 4. In allen Fällen verliert der Inhaber des Warrants 
feinen Regreß gegen bie Indoſſanten, wenn er nicht binnen dreißig 
Tagen nach der Zahlungsaufforderung ben Verkauf veranlaßt bat. 

Art. 20. Die Inhaber der Warrants und ber Uebertras 
gungsicheine Haben auf die gefchulbeten Verfiherungsfummen bies 
jelben Anfprüde und Bevorrechtigungen wie auf bie verficherte 
Waare, und geben auch ebenfo berjelben verluftig. 


Zweiter Abfchnitt. 
Verfhiebene Beftimmungen. 


Art. 21. 5 1. Leber Ausfteller von Warrants und von 
Nebertragungsfcheinen haftet dem Dritten gegenüber für die Rechts 
mäßigkeit dieſer Befigbocumente, jowie für bie gute Erhaltung der 
ben Gegenſtand berfelben bildenden Waaren. 

6. 2. Ruckfichtlich der guten Erhaltung der in einem freien 
oder öffentlichen Entrepot gelagerten Waaren befteht die Haftpflicht 
barin, daß ber Ausfteller von Warrants und von Vebertragungs: 
fheinen der dem Waarenfender durd Urt. 16 bes Geſetzes vom 
4. März 1846 auferlegten Verpflichtung nachkomme. 

Urt. 22. 6. 1. a Warrants, fowie bie Mebertragungss 
fheine find Auszüge aus einem Ausfchnittsregifter (registre &- 
souche) und ertraorbinair zu einem feften Betrage von 25 Cts. 
abgeftempelt. Sie werben betreffenden Falls Loftenfrei einres 
giſtrirt. 


\ 
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F. 2. Auf dieſe Regiſter iſt Art. 11 des Handelsgeſetzbuchs 
anwendbar. 

Art. 23. F. 1. Der Inhaber des Warrants oder des Ueber⸗ 
tragungsjcheines ift genen Rüdlieferung diefer Befißdocumente zu 
Händen derjenigen Berfon, melde fie ausgeftellt hat, berechtigt, 
diefelben theilen oder erneuern zu laſſen. 

6. 2. Die Ausfertigung neuer Befitdocumente erfolgt auf 
Koften des darum Nachſuchenden. 

Art. 24. F. 1. Wenn ein Warrant oder Uebertragungs- 
fhein verloren geht, dann hört das verlorene Beſitzdokument auf, 
gültig zu fein, fobald diejenige Perfon, die daffelbe ausgeitellt Hat, 
davon benachrichtigt ift. 

In diefem Yale kann der Berechtigte kraft einer Ordonnanz 
bes Handelsgerichts:Präfidenten nad) Ablauf der in Art. 25 feit- 
geſetzten Friit ein Duplicat des verloren gegangenen Beſitzdokuments 
erhalten, wenn er fein Eigenthum nachweiſt, bis zum Ablauf von 
acht Tagen nad dem Verfall des Depofitum Kaution beftellt und 
nachſtehende Förmlichkeiten erfüllt: 

1) Eine Bekanntmachung veröffentlichen läßt, die den Tag, die 
Nummer und den Gegenſtand des Warrants oder des Ueber⸗ 
tragungsſcheines, ſowie den Namen der Perſon, welche die⸗ 
ſelben ausgeſtellt hat, enthält. Dieſe Bekanntmachung muß 
erfolgen: a) mittels Anſchlages an der Börſe des Ortes, an 

welchem die Waare lagert, oder falls dortſelbſt keine Boͤrſe 
beſteht, an der Thür des Gemeindehauſes; b) mittelſt An⸗ 
ſchlages an der Kanzlei des Handelsgerichts, oder des daſſel⸗ 
be vertretenden Gerichts; ce) mittelſt dreimaliger von drei 
zu drei Tagen in den Moniteur Belge und in eine Zeitung 
des Orts, oder bei deren Nichtvorhandenſein in eine Zeitung 
der Provinzialhauptſtadt zu inſerirenden Ankündigungen. 

2) Eine ſchriftliche Aufforderung an denjenigen richtet, der das 
Document ausgeſtellt hat, und demſelben ein Eremplar bes 
Anſchlags und der bie Ankündigung enthaltenen Zeitungen 
beifügt. Die Eremplare diefer Anfchläge und Zeitungen 
müflen von dem Bürgermeifter der Gemeinde, in welcher ber 
Drud bewirkt worben ift, beglaubigt jein. 

8. 2. Die aus diefen Formlichkeiten entipringenden Koften 
fallen demjenigen zur Laſt, der das Document verloren hat. 

Art. 25. 6. 1. Der Richter darf dreißig Tage nad) dem 
legten Datum der in dem vorftehenden Artikel erforderten Anſchläge 
und Anfündigungen die Auslieferung eines Duplicat® an den An- 
tragiteller anorönen. 

$. 2. Nach dieſer Frift gehen die betheiligten Dritten jedes 
Regreſſes gegen ben Ausfteller des Duplicats verluftig, vorbehalts 
lich jedoch ihrer Klage gegen denjenigen, der unbefugter Weife über 
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die Waare verfügt oder die Fraft des Art. 11 confignirte Summe 
erhoben haben follte. 

Art. 26. Bei Strafe ver Fälſchung ift e& verboten, irgend 
ein Schriftftüd oder irgend einen Artikel des Journals, fowie der 
übrigen auf die Transmiffion von Warrants und von Uebertra⸗ 
gungsicheinen Bezug babenden Handelsbücher vorzubatiren. 


Kapitel I 
Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 27. 6. 1. Der in Gemäßheit des Art. 1 6.2 Wars 
rants und Vebertragungsfcheine über die in cinem freien oder 
öffentlihen Entrepöt gelagerten Waaren ausjtellt, bleibt Depoſitar 
bed Lagerungsfheines und händigt diefes indoffirte Document ges 
gen den Warrant und den Uebertragungsihein demjenigen aus, 
der berechtigt fein fol, über die Waaren zu verfügen. 

$. 2. Das Indofjament des Ragerungsfheines vertritt zum 
Bortheil des Inhabers die namentlihe Umfchreibung behufs Ent: 
nahme der Waaren aus dem Entrepöt. 

Art, 28. F. 1. Die Regierung ift ermädtigt, fernermei- 
tige Beitimmungen zur Sicherung der Einrihtung des Warrants 
zu treffen. j 

F. 2. Dieſe Beitimmungen unterliegen der Zuftimmung ber 
gefeßgebenden Kammern, wenn diejelben verfammelt find, vor dem 
Schluſſe der Situng , entgegengefepten Falls in der nächſten 
Sitzung. 

Art. 29. Das Geſetz vom 26. Mai 1848 iſt aufgehoben. 


vi 


Englifhe Gefetzgebung über Handelsrecht im Jahr 1862, 
dargeftelt von Herrn Dr. %. Mittermaier in Heidelberg. 


- Die Sammlung ber englifhen Geſetze des Jahres 1862 
(25 und 26 Vietoriae), im Ganzen 114 Stüd, ungerechnet die 
ſ. 9. Ortsgeſetze, perfönlihen und Privatgefege, enthält einige 
nit unwichtige Stüde, welche fidy auf handelsrechtliche Verhält⸗ 
nifje beziehen. Es werben dadurch nicht blos Aenderungen in 
den Beitinnmungen überNachdruck, über Handelsmarken, über 
das Seſerecht eingeführt, jondern auch wird dadurch das kaum 
erſt neugeſchaffene Recht der Handelsgeſellſchaften umgear: 
beitet und zwar diesmal in der Abficht, die älteren Geſetze zu vers 
ſchmelzen. Leider geftattet die Faflung der englifhen Geſetze nicht 
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bet ihrer Darftellung ben Gang einzuhalten, welcher bei beutfchen, 
franzöfifhen und anderen Geſetzen geeignet iſt. Wenn auch ein 
gewifier Fortſchritt der Form der engliihen Geſetze nicht zu läug- 
nen ift, jo leiden dieſelben dody fortwährend an dem alten Fehler 
der verworrenen Weitläufigfeit und Zerfplitterung in Einzelnheiten, 
und man wird verfucht zu glauben, baß die englifhen Rechtsge⸗ 
Ichrten, wegen ber Art ihrer Ausbildung der Fähigkeit ermangeln, 
Hare und frudytbare Leitende Grundſätze aufzuſtellen. Dan begreift 
dann, warum das englifche Volk immer noch einer allgemein vers 
ftändlichen, einheitlihen Gejeggebung entbehrt, und wie englifche 
Anwälte mit Mohlgefallen auf bie Verworrenheit der Geſetze ala 
eine ergiebige Quelle des Gewinns bliden*). Ih muß mid bes: 
halb bei der folgenden Darftellung größtentheil® auf allgemeine 
Angabe des Inhalts beſchränken, da der große Umfang weder eine 
wörtlihe Wiedergabe noch auch ein Eingehen in Einzelnes geftate. 
tet. — Das im Jahre 1862 ergangene Geſetz vom 16. Mai 
über Uebertragung von gewiflen Nenten bei der Bank von Irland, 
welches fih nur auf die Geſchäftsverwaltung biefer Bank bezieht; 
ebenfo das Gefe vom 7. Aug. 1862, Nadıtrag zum Bankrott: 
geſetz von 1861**), welches nur die Stellung einiger untergeordneten 
Gerichtsbeamten betrifft, wirb in folgender Darftellung nicht weis 
ter berührt werden. 


1. Geſetz über Nachdruck von Werten ber ſchönen 
Künfte vom 29. Juli 1862. 
(25 und 26 Viet. cap, LXVIII.) 


Diefed aus 12 umfangreihen Säten ober Sektionen beftes 
hende Geſetz bezwedt, ben Schuß gegen Nahdrud im weiteren 
Sinn nod mehr auszudehren, als dies durch die bisherigen Ges 
feße ſchon gejhehen war, indem ben Berfertigern von Gemäl: 
den, Zeihnungen und Photograpbien Schub gegen 
Bervielfältigung ihrer Werke gegeben wird. Nach ben Eingang 
bes Geſetzes follen ſolche Kunſtwerke bisher in England ſchutzloẽ 
gewefen fein, eine Behauptung, welche jedenfalls etwas auffallend 
eriheint. Zwar lieben es bie englifchen Geſetze nicht, allgemeine 
Grundſätze aufzuftellen, meinen vielmehr ihren Zweck befjer durch 
eine (natürlich nie erihöpfende) Aufzählung ber einzelnen Fälle zu 


*) ©, z. B. Golicitord Journal 1862 ©. 876. 
ee) Das wichtige Bankerottgefeß v. 1861 in ibren Verhältniß zum bis: 
berigen Engliihen Concursrecht (Büterbod in biefer Zeitfchr. 
Bd. I) wirb in einem ber nächſten Hefte beiprochen 
d. 
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erreihen. So zählen auch die früheren englifhen Nachdruck⸗ Ge: 
feße forgfältig die einzelnen Arten von Erzeugnifen auf, welde 
fie ſchützen wollen und erwähnen dabei Gemälde und Zeichnungen 
nit; allein das Gefet vom 10. Mai 1844 (7. Viot. cap. 12) 
ſpricht wiederholt, nachdem e8 einzelne Geiiteserzeugnifje aufgeführt, 
von „anderen Kunftwerfen”, zu welchen Gemälde und Zeichnungen 
bo gewiß gehören. Ebenſo erklärt 15. Bilt. Kap. 12 (28. Mai 
1852) ausbrüdlid, um alle erhobenen Zweifel zu befeitigen, baß 
Steindrud und jede andere Art mechaniſcher Bervielfäl: 
tigung unter das Geſetz fallen und geihüßt fein folle, jo daß 
Photographien ſchwerlich auszufchließen waren. 

Doc fei dem, wie ihm wolle, das vorliegende Geſetz ge: 
währt ben erwähnten Schub ausdrücklich. Nah Sat 1 fellen 
aber nur Britten oder Einwohner der brittifhen Befißungen bies 
fen Schuß genichen, und zwar für Lebenszeit des Künſtlers und 
fieben Jahre nad feinem Tod. Der Schub geht ganz allgemein 
gegen jede Art von Vervielfältigung, beftebt aber nur folange als 
ber Berfertiger fein Werk nicht veräußert bat, oder fofern er fi 
bei oder vor ber erften Veräußerung (bei Photographien bezieht 
fi) dies nur auf das Negativbild) durch fchriftlihen Vertrag fein 
Recht vorbehalten hat. Sit biefer Vorbehalt nicht gemacht, fo gebt 
das ausſchließliche Vervielfältigungsrecht auf den neuen Eigenthü: 
mer über, aber nur, wenn es ibm bei oder nor ber Veräußerung 
auodrücklich durch fchriftlichen Vertrag bemilligt worden ift. 

Zu Folge von Sat 4 foll das ausihließliche Vervielfältie 
gungsrecht ferner nur unter ber Bedingung gefhüst werben, daß 
die urjprüngliche Entſtehung besjelben fowie jede Uebertragung auf 
Andere durch Eintrag in ein öffentliches Verzeichniß bekannt ges 
macht wird. Wie dies ſchon 5 und 6 Vikt. Kap. 45 für andere 
Geiſteserzeugniſſe vorgefchrieben, fol dies Verzeihniß von ber 
Londoner Gilde ber Papierhändler (Stationers Company) in 
ihrer Zunfthalle durch einen von der Gilde beftellten Beamten 
geführt werden und alle Beflimmungen bes erwähnten Geſetzes 
über Art des Eintrags, Berichtigung falfeher Einträge, Bezahlung 
von Gebühren u. f. w. follen auch, foweit anwendbar, für Ge⸗ 
mälbe, Zeihnungen und Photographien gelten. Die, bem Eigen: 
tbümer zu zahlende Strafe für jede unberechtigte Vervielfältigung 
u. dgl. fol 10 Pfund nicht überfteigen, währenb jede ſolche Vers 
vielfältigung von dem Berechtigten eingezogen werben kann (Saß 6). 
Nach dem folgenden Sab ſoll ebenjo ber Beſchädigte eine Gelb: 
ftrafe bis zu 10 Pfund oder dem boppelten Kaufpreis beanſpru⸗ 
hen können, fofern Jemand fällhlih ein Kunftwerk ald von dem 
betreffenden Künitler herrührenb bezeichnet, ober eine Nachbildung 
für das Original, oder ein ächtes Werk, nachdem er es verändert, 
für unverändert ausgibt; doc wirb biefe Strafe nur dann vers 
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wirft, wenn der betreffende Künftler noch lebt oder noch nicht ſeit 
20 Jahren todt if. Wie in Sat 11 ausbrüdlich erklärt ift, ſteht 
e8 jedem Beſchädigten, aud) wenn er obige Strafen eingezugen 
bat, frei, noch eine befondere Schadenerfab- Klage anzuftellen. 

Die übrigen, obwohl umfangreihen Süße des Geſetzes Fön: 
nen wohl übergangen werden, da fie nur, für uns unmidtige, 
Beftimmungen über Zuftändigfeit und Gerichtöverfahren,, fowie 
Anweijungen an bie Zollbeamten wegen Einfuhr verbotener Nach⸗ 
bildungen u. ſ. w. enthalten. 


2. Nachtrag zum Handels: Schiffahrts: Gefek, ver: 
kündet am 29. Juli 1862. 

(An Act to amend the Merchant Shipping Act 1854, ıhe 

Merchant Shipping Act Amendment Act 1855 and the 

Customs Consolidation Act 1853, 25 et 26 Vict. cap. LXIII). 


Wie fih ſchon aus dem mitgetbeilten ausführlichen Titel des 
vorliegenden Geſetzes ergibt, bezwedt dasfelbe nicht etwa eine völlige 
Umarbeitung des Seechandelsrechts, obwohl es 78 nad engliihem 
Brauche fehr vielzeilige Sektionen und noch drei ebenfall® nicht Meine 
Anbangstafeln enthält. Auch fernerhin wird vielmehr der englifche 
Seehandel hauptfählih durch das bidleibige Handelsichiffahrts- 
gefet von 1854 (17 und 18 Vikt. Kap. 104) mit 516 Sektionen 
geregelt werden, und das vorliegende neue Geſetz ändert ober ers 
gänzt nur das bisherige Geſetz in einigen Punkten, wie dies ſchon 
ber Nadıtrag von 1855 (18 und 19 Bilt. Kap. 91) ebenfalls 
that. Diefe Ergänzungen beziehen fid) auf Prüfung der Ma- 
fHiniften für Dampfer; auf Prüfung der Schiffer und Steuerleute, 
fowie auf Heuer und Unterftühung der Mannſchaft; auf Segelvor: 
fchriften, worin befonders bie neuerdings zroifchen ben feefahrenden 
Völkern verabredeten Signale und Lichter zur Verhütung von 
Sefahr vorgefchrieben werden; auf Prüfung von Dampfern; auf 
Strafen jür Vergehen ber Reifenden; auf Lootſenweſen; auf Leucht⸗ 
thürme und Baken; auf Sciffbruh und Bergung; auf Haftung 
ber Rheder; auf bie Verhältniſſe ausländiiher Schiffe, und endlich 
auf Zandung und Auslieferung ber Waaren. Ih will nun den 
hauptſächlichen Inhalt ber einzelnen Sätze mittheilen. 

Eingang und Sat 1- 4 mögen ihres unbebeutenden Inhalts 
wegen bier füglich Übergangen werden; wichtig hingegen find bie 
Eike 5—12, welche vorjhreiben, daß fünftig alle Dampfer, welche 
bisher einen geprüften Schiffer (master) haben mußten, fünftig 
auch einen oder zwei geprüfte Mafchiniften haben ſollen. Das 
Geſetz von 1854 (Sab 136) fhrieb nur vor, daß alle Schiffe 
langer Fahrt (fureigugoing), b. h. foldhe, welche weiter gehen als 
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bis Hamburg oder Breſt, und alle für Verbringung von Reiſenden 
benutzten Schiffe geprüfte Schiffer und Steuerleute haben ſollen. 
Die Prüfung ſelbſt wird dabei durch die von den Rhedern ge⸗ 
wählten Seeämter (local marine boards) unter Aufſicht des 
Handelsamts vorgenommen, durch eigens von ihnen beitellte Prü⸗ 
fer; die Fähigkeitszeugniſſe ſtellt das Handelsamt auf Bericht der 
Seeämter aus. Diefen Beftimmungen wird nun zugefügt, baß 
alle Dampfer langer Fahrt einen Mafchiniften erfter Klaffe und 
einen zweiter Klafie, alle Reifende- Dampfer kurzer Fahrt einen 
Mafchiniften zweiter Klaffe haben follen. Aumiderhandlungen 
find mit Geldſtrafe bis zu 50 Pfund zu ahnden. Die Prü⸗ 
fung wird nit von den Seeämtern, fonden vom Handelsamt 
(Minifterium) jelbft veranftaltet; die Orts = Seeämter haben aber 
bie Pflicht die Mafchiniften zu beauffichtigen. 

Wie im vorhergehenden Abfchnitt wird auch in Sab 18 die 
polizeiliche Thätigfeit des Staats bebeutend erweitert, indem da⸗ 
nach eingefchriebene Fiſcherboote, melde an den britifchen Küften 
fiihen, Vergnügungsyachten und gewiſſe Leuchthurmsboote, welche 
alle ven Vorſchriften über Schiffer und Mannfchaft nur theilmeife 
unterworfen waren (Sat 109 von 1854), nunmehr allen biefen 
Vorſchriften mit wenigen beftimmten Ausnahmen unterworfen fein 
ſollen. Doch ift dabei zu beachten, daß Küften und Flußboote 
unter 15 Tonnen und gewifje offene Fiicherbote unter 30 Tonnen 
nah Sa 19 von 1854 gar nit eingefchrieben (registerd) 
zu werden brauchen. 

Weniger bedeutend für und find die Säte 14 — 22, ba file 
nur ergänzende Vorfchriften über die Gefhäftsführung der Orts⸗ 
GSeeämter, über die Angeftellten der ſ. g. Einichiffungsämter 
(shipping offices) und Beftrafung ihrer Betrügereien, über be: 
quemere Einrichtung der Prüfung von Schiffer und Steuerleuten, 
über Zahlung ber Seeleute im Ausland, Heuer und Hinterlaffen- 
ſchaft verjtorbener Matroſen, Zahlung der Heuer, wenn das Schiff 
mit Mann und Maus zu Grunde gegangen, uud Unteritüßung 
nothleidender Matrofen enthalten. 

Wichtiger iſt Satz 23 und 24, indem baburdy bejondere 
Sat 242 von 1854 abgeändert wird. Nach diefem war es Sache 
des Handelsminiſteriums (board of trade) in gewifjen Fällen 
einem Schiffer oder Steuermann fein Zeugniß abzunehmen, ihm 
aljo die fernere Ausübung feines Berufs zu verbieten Nunmehr 
fol eine ſolche Strafe unmittelbar von den Drts: Seeämtern, 
(welche die Rheder wählen), den Seegerihten, Admiralitätsgerich: 
ten oder andern Gerichten ausgeiproden werben. Das Handels⸗ 
amt bat jebod bie Befugniß, jo von dem Berzeichniffe geftrichene 
Schiffer u. |. w. fpäter wieder aufzunehmen. 

Befonbers wichtig find die Sätze 25—33 mit ber zugehöri- 
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gen Anhangstafel C; denn dieſe Tafel enthält diejenigen Vorſichts⸗ 
maßregeln, welde nad einer Webereinfunft der Seeftaaten nun 
ziemlih allgemein eingeführt find und ben Aufammenftoß von 
Schiffen verhüten follen Diefelben beruhen wejentlih darauf, 
daß das bei Dampfern fhon früher übliche ober vorgefchriebene 
(1. 3. B. Verordnung des deutfhen Reichsminiſteriums vom 25. Mai 
1849) grüne Liht auf Steuerborbfeite und das rothe Licht auf 
Badborbfeite nun auch für Segelfchiffe bindend vorgejchrieben ift; 
baß der Segler nicht mehr das weiße für Dampfer vorgefchriebene 
Toplicht führen darf; daß gewiſſe Nebelfignale vorgefchrieben finb; 
daß Schiffe in der Regel nad rechts ausweichen müflen und daß 
auch für andere mögliche Fälle des Aufammentreffens feſte Bors 
hriften wegen bed Ausweichens gegeben find. Auf das Einzelne 
brauche ich bier um fo weniger einzugeben, als bie auf Seite 149 
biefer Zeitfchrift mitgetbeilte preußiihe Verordnung in Artikel 1 
eine wörtlihe Ueberfeßung der betreffenden Webereinktunft enthält. 
Durch Satz 25 it der Königin ausdrücklich das Recht vorbehal- 
ten, von Zeit zu Zeit nad) Bedürfniß dieſe Vorfchriften abzuän⸗ 
bern. Eine feite Strafe ift für die Nichtbeadhtung nicht vorge 
fhrieben , vielmehr fagt Sat 27 nur, daß das Nichtbeachten als 
Vergehen (misdemeanor) gelten fol, Doc enthält Satz 28 und 
29 die folgenreihe Beftimmung, daß Nichtbeachtung für allen ent- 
ftehenden Schaden verantworlid macht, fofern das betreffende 
Schiff fih nit rechtfertigen kann. Nachdem Sab 80 polizeiliche 
Maßregeln angeordnet, woburd das Führen ber vorgeſchriebenen 
Lichter erzwungen werben fol, gibt Sat 31 und 32 bie in ihrer 
Allgemeinheit auffallende Beftimmung, daß Vorfchriften der Orts⸗ 
bebörden über Lichter, Signale, Ausweihen u. dgl. fortbeſtehen 
follen und ferner neuangeordnet werben können. Die Weifung, 
daß folche örtliche Verordnungen ber allgemeinen Verordnung nicht 
widerjpredhen dürfen, wäre fiher am Plabe geweſen. Sab 33 
endlich enthält die ſehr pafjende, dem bisherigen ſchändlichen Gebraudhe 
entgegentretende Borfchrift, daß zufammenftoßende Schiffe womöglich 
einander belfen follen. Im Unterlaffungsfall fol bis zum Gegen⸗ 
beweis aller Schaben dem betreffenden Schiff zugerechnet werben. 

Nachdem Sab 34 eine für uns nicht bebeutenbe Anordnung 
in Betreff der vorgefchriebenen Prüfung von Dampfern gemadht, 
brobt Sat 35 folgende Geldftrafe bis zu 40 Schilling dem Rei: 
fenben, welder fih auf einem Dampfer gewifle Störungen ber 
Drbnung zu Schulden kommen läßt, 3. B. fi wegen Trunkenheit 
nit an's Land ſetzen Jafien will, ober ben Dampfer befteigt, 
nachdem er wegen Ueberfüllung besfelben abgewiefen, oder weldyer 
um das Fahrgeld zu prellen ſucht. Wer Dampfer befhäbigt oder 
die Mannfhaft an der Arbeit hindert, fol fogar mit Gelbftrafe 
bis zu 20 Pfund belegt werben. 
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Die Site 89—42 beziehen fi) auf das Rootfenwefen. Dass 
felbe zeichnet fich befanntlid in Großbritannien dadurch aus, daß 
es größtentbeils nit burdy Staatsbeamte, fondern durch unabs 
bängige Vereine, bejonders das j. g. “Dreifaltigfeitöhaus (Trinity 
House of Deptiord Strond) geleitet wird. Dieſen Vereinen oder 
Körperichaften find dabei ausgedehnte Bann: und Vorrechte ver: 
lieben. Die neuen Beitimmungen bezweden nun einerfeits, das 
Recht der Dberauffiht und Leitung, welches dem Handelsamt zus 
fteht, zu regeln, beziehungsweife auszudehnen, anderſeits die Be 
freiung der Schiffe vom Lootjenzwang zu erleichtern. Einzelnes 
anzuführen, würde offenbar zu weit führen. 

Die Sätze 43 bis 48 enthalten Veſtimmungen über Leucht⸗ 
thürme, Balken, Tonnen u. f. w. und ordnen das Aufſichtsrecht 
bes Dreifaltigkeitshauſes und der anderen allgemeinen Leudht: 
thurmsbehörden über die Ortsbehörden, fowie ihr Verhältnig zum 
Handelsamt; ebenfo wird die Erhebung, Berrehnung und Ber: 
wendung ber Leuchtthurms⸗ und Tonnengebühren in mehrfacher 
Beziehung geregelt. 

den Säben 49 —53 werden einige nachträgliche Anord⸗ 
nungen hinſichtlich des Verfahrens bei Streitigkeiten über Bergelohn 
und binfichtlich des Rechts der Krone auf herrenloſes Wraf getroffen. 

In den folgenden drei Säben (54 — 56) wirt die Haftung 
der Rheder für Schadenserjat in gemwiflen Füllen behandelt. Durch 
Sat 502 folgende des Geſetzes von 1854 ift nämlih, wie mir 
iheint, nicht ganz Mar feftgefeßt, daß der Rheder mit Schiff und 
Fracht in gewillen Fällen für Erfat haftet, wenn, ohne baß ber 
Rheder Schuld trägt, Jemand an Bord Schaden nimmt an Leib 
oder Leben oder jeinem Gut, oder wenn durch mangelhafte Füh⸗ 
rung des Schiffes ein anderes Schiff oder darauf befindliche Per: 
fonen oder Güter beſchädigt werben. Handelt e8 jih um Leib 
oder Leben, fo fol Schiff und Fracht dabei nie weniger al® 15 
Pfund für jede Tonne gerechnet werden. Nach dem neuen Gefeh 
fol nun umgekehrt bei folder Haftung die Tonne nie höher als 
15, oder in andern (wie mir jcheint) wieder fehr unklar beſtimm⸗ 
ten Fällen, nie höher als 8 Pfund gerechnet werben. 

Nachdem dann die Sätze 57--65 über die Anwendung ber 
in Tafel C enthaltenen Sicherheitsvorſchriften auf fremde unter 
britifher Gerichtsbarkeit befindlihde Schiffe, oder folhe Schiffe, 
deren Landesgeſetzgebung diefe Sicherheitsvorfchriften angenommen 
bat, jowie über Tonnengehalt fremder Schiffe einiges beitimmt 
haben, geben die Schlußſätze (66 — 78) des vorliegenden Geſetzes 
Vorſchriften Über Landung und Auslieferung von Waaren. Da: 
nad foll der Schiffer oder jeder andere Bevollmädtigte des Ber: 
fradyters, wenn der Eigenthümer oder Empfänger der Waare ſäu⸗ 
mig ift, dreimal vierundzwanzig Stunden nad geſchehener Mel- 
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bung, wenn nichts anderes ausgemacht, das Recht haben, bie 
Woaare zollamtli eintragen, ausladen und in's Lagerhaus bringen 
zu laflen. Hat der Empfänger ſich vor der Ausladung gemeldet, 
die Waare konnte ihm aber nicht verabfolgt werden, jo muß 24 
Stunden vor der Ausladung nochmals eine Meldung vorausgehen. 
Ausführlich ift beſtimmt, welche Art von Lagerhaus zu wählen ift, 
und wie fi) deſſen Eigenthümer zu verhalten hat. Zu bemerken 
ift, daß der Schiffer, welcher wegen der Frucht das Pfandrecht an 
der Waare behalten will, dies ausprüdlid dem Herrn des Lager: 
baujes bei Abgabe der Waare zu erliären bat (68). Schließlich 
ift der Anfprud) des Lagerhausherrn auf Gebühr und die Behand⸗ 
lung der Waare, welde der Empfänger nit orbnungsmäßig ab⸗ 
holt, wo fie dann nad Ablauf von 90 Tagen öffentlich verfteigert 
werben kann, geordnet. 


3. Geſetz v. 7. Aug. 1862 über betrügerifhe Bezeich— 
nung von Waaren. 
(Act to amend the Law relating to the fraudulent Marking 
of Merchandise, 25 et 26 Vict. cap. LXXXVIII. 


Das vorliegende, 26 umfangreihe Sätze enthaltende Geſetz 
erſcheint wejentlid als Strafgefeß, indem dadurch, nach jahrelans 
gen Betreiben englifher Fabrikanten, die im Allgemeinen bisher 
nicht unterfagte faljhe Bezeichnung von Waaren durch Handels⸗ 
marken (trade marks) mag dadurh nun ein anderer Fabrifant 
benachteiligt werden oder nicht, als Vergehen erklärt und mit 
öffentlicher Strafe bedroht wird. Das Geſetz hat fomit nicht blos 
den Schuß der Fabrikanten im Gebrauch ihrer Marken im Sinn, 
ſondern will zugleich die Käufer gegen Täuſchung durch ächte, aber 
unrihtige Angaben enthaltende Marken fhügen. Bei Berathung 
des Geſetzes war mehrfad der Gedanke aufgetaudt, daß es un: 
nöthig fei, jo weit zu gehen, daß vielmehr nur der unberedhtigte 
Gebrauch der Marken eined andern Fabrikanten oder die Fäl⸗ 
ihung feiner Marken verboten werben ſolle. Man hatte daher 
vorgeſchlagen, gleihwie bei dem Verlagsrechte öffentliche Verzeich⸗ 
niſſe anzulegen, worin alle Marken eingetragen werden müßten, 
welche ein Fabrikant mit geſetzlichem Schutz zu verſehen wünſchte. 
Schließlich wurde aber auf ſolche Vorſchläge nicht eingegangen, 
weil man die gegenwätig im Handel herrſchende Unehrlichkeit ſo⸗ 
viel möglich beſeitigen wollte, und weil kein Grund vorlag nur 
ſolche Marken gegen Fälſchung zu ſchützen, für welche die ſtets mit 
Koſten verknüpfte Eintragung bewirkt wäre. Auch ſah man ein, 
daß ein ſolches Markenverzeichniß wegen ſeines ungeheueren Um⸗ 
fangs werthlos und ſelbſt ſchädlich ſein würde, da durch Eintrag 
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gefälſchter Marken ein davon nicht in Kenntniß gejehter Berech⸗ 
tigter ſchwer benachtheiligt werden könnte. 

Nach Sa 1 fol die Drohung des Geſetzes gegen alle Ur- 
beber der mit Strafe bedrohten Handlung gelten, mögen fie In: 
oder Ausländer fein, im In- oder Ausland wohnen. Ebenjo fol 
das Wort „Handelsmarke“ im weiteften Sinn genommen werden 
und alle Arten von Zeichen einichließen, weldye gebraucht werden, um 
den Urſprung oder die Beſchaffenheit einer Waare zu bezeichnen, Als 
Handelsmarke im Sinne des Geſctzes gilt font ebenjowohl der 
volle einer Waare aufgedrudte Name des Berfertigerd, als ein 
einzelner zu diefem Zweck gebrauchter Buchſtabe, oder das Bild 
eines Gegenftandes, ein gewifjer Schnörkel oder ein angenommes 
ner Sprud, mögen foldye Zeichen aufgediudt, aufgeflebt oder nur 
angehängt oder jonft wie an der Waare befejtint fein. 

Nah Sab 2 werd nun ebenfo die betrügerifhe Fälſchung 
von Handelsmarken und der Gebrauch gefälfchter Handelsmarken 
al8 der Gebrauch ächter Marken, wodurch Jemand fälſchlich als 
Verfertiger einer Waare angegeben wird, oder der Gebrauch von 
Marken, wodurch einer Waare eine nicht vorhandene Beſchaffenheit 
zugeſchrieben wird, für ein öffentliches Vergehen (misdemeanor) 
erklärt. Wie Satz 3 mit einer, ſelbſt für ein engliſches Geſetz 
maßloſen, Weitſchweifigkeit, Verworrenheit, fortwährenden Wieder: 
holung und Aufzählung aller möglichen Fälle erklärt, ſoll es keinen 
Unterſchied machen, ob die Handelsmarke an oder auf der Waare 
ſelbſt, oder auf dem Behältniß derſelben oder irgend ſonſt einem 
mit der Waare verbundenen Gegenſtand angebracht iſt*). Durch 
Satz 4 wird ferner bie Veräußerung oder auch bloſe Ausſtellung 
einer mit wiſſentlich ungejeglicher Marke verfehenen Waare unter 
Geldbuße (penalty) von den Werte der Waare und außerdem 
von 10 Schilling bis zu 5 Pfund verboten. Dur Satz 5, deſſen 
richtige Stelle Hinter Sag 3 geweſen wäre, wird die Verfertigung 
oder Anwendung von Marken, welche denen anderer Fabrikanten 
täufchend ähnlich jehen, mögen fie aud) Keine Abweichungen ent: 
balten, als unter das Verbot und die Strafbrohung fallend 
erklärt, 

Nachdem durd ben fechsten Sat ausgeſprochen ift, daß ein 
Jeder, welcher mit ungefegliher Marke bezeichnete Waaren führt, 
bei Buße von 5 Pfund fhuldig ift nachzuweiſen, woher er ſie be 
308 und daß feine etwaige Weigerung als Beweis davon gelten 
fol, daß er die Ungefcglicgfeit der Marke kannte, bedroht Sup 7 
mit Buße von 10 Schillingen bis zu 5 Pfund und von einer dem 


*) Tas Geſetz zählt auf: Faß, Flafche, Stopfer, Gefäß, Behältniß, Ber 
bedung, Umſchlag, Band, Rolle, Karte, Zettel, 
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Werth ber Waare gleihen Summe jede unrichtige in beträgerifcher 
Abfiht vorgenommene Bezeihnung der ‚in einem Behältniß vors 
bandenen Anzahl oder de8 Gewichts u. ſ. w. ber Waare, ebenfo 
die unrihtige Angabe des Ortes der Berfertigung oder bie 
fälfhlihe Behauptung, daß die Waare irgendwie patentirt ſei. 
Die gleiche Buße von 10 Schillingen bis 5 Pfund droht endlich 
Sag 8 jedem wiffentlihen Veräußerer oder Ausiteller einer in foldyer 
Weiſe mit falfher Gewichts: oder Ortsbezeihnung verfehenen Waare. 

Die Sätze 9—12 geben nad) englifher Sitte Auslegungen, 
einzelne Folgerungen und Berwahrungen bes Geſetzgebers. Nach 
Satz 9 fol es nämlich nicht verboten fein, eine Waare mit einem 
in Handel allgemein üblichen, eine beftimmte Beſchaffenheit anges 
benden Ausdrud zu bezeichnen, wenn folder etwa auch ſtrengge⸗ 
nommen eine unrichtige Urfprungsbezeihnung enthalten follte. Es 
darf aljo z. B. auch ferner ein Londoner Yabrifant fein Riech⸗ 
waſſer „Kölniſches Waſſer“ nennen. Nah Sat 10 ift ed nidt 
nothiwendig in ber Anklagefchrift (indietment) die Art der Yal- 
ihung einer Handelsmarke im einzelnen ausführlich zu befchreiben. 
Nah Satz 11 follen troß einer etwaigen Berurtheilung wegen Fäl⸗ 
[hung von Marken jedem Beſchädigten gegen den Berurtheilten 
alle etwaigen bürgerlichen Klagen gewahrt bleiben. Satz 12 
ipringt dann wieder auf die Anklagefchrift zurüd und bemerkt, daß 
es nicht nothwendig fei anzuführen, daß der Angeflagte durch feine 
Fälſchung eine beitimmte einzelne Perſon habe betrügen wollen, 

Sa 13 gibt in lobenswerther Kürze die Vorſchrift, daß 
jede Beihilfe zu einer im Geſetze als Vergehen erflärten Handlung 
gleichfalls als Vergehen zu ftrafen fei, und Satz 14 beftimmt 
dann bie Strafe auf Gefängniß bis zu zwei Jahre, mit oder ohne 
Zwangsarbeit, oder Geldftrafe, oder Gefängniß und Geldftrafe oder 
Gefängniß bis die Geldftrafe bezahlt ift, nad) Ermefjen des Gericht®. 

Die Säbe 15—17, welche Borfchriften über das Verfahren 
bei Eintreibung ber vermwirften Gelbbußen (penalties), nicht ber Geld: 
ftrafen (fines), enthalten; ebenfo Sa 21 mit Beltiinmungen über 
das richterlihe Recht Vernichtung gefälſchter Marken u. ſ. w. an: 
zuordnen, ben Angeklagten zur Unterlafjung fernerer Fälfhungen 
zu verpflichten (injunetion), find für uns weniger bedeutend, 
Wichtig ift aber, daß Sat 18 für die Geldbußen eine Verjährung 
von brei Jahren feftfegt, während für das Vergehen ber Fäljchung 
feine befonbere Verjährung beftimmt wird. 

Sag 19 ordnet an, daß künftig jeder Verkäufer dem Käufer 
für die Aechtheit der auf feinen Waaren befindlichen Marten zu 
baften babe, wenn das Gegentheil nicht ſchriftlich ausgemadt ift; 
ebenfo erklärt Sa 20, daß der Verkäufer für die Richtigkeit ber 
Zahl: oder Gewidhtsangabe u. ſ. w. zu haften babe. 

Nah Say 22 wird Jedem, ber durch Gebraud ungejehlicher 
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Marten beihäbigt iſt, eine Schadenserſatzklage gegen ven Schul 
bigen gewährt; hingegen beſtimmt Sat 23, daß ein auf Zahlung 
einer ber obigen Geldbußen Belangter Anſpruch auf vollen Erſatz 
feiner Koften und Auslagen haben fol, wenn er nicht verurtbeilt 
wird, und Sat 24 erklärt, daß ein Ankläger, welcher einen Ans 
bern auf Zahlung einer der genannten Bußen (die aber nie bem 
Anfläger zufallen) belangt, Sicherheit wegen der Koften geben 
fole, fofern er nicht nachweiſt, daß er der Beichädigte ift, oder 
fofern er nicht im Gerichtsbezirke mit binreihendem Vermögen 
angefeflen if. Man muß ſich dabei erinnern, daß in England 
Jedermann, auch wenn er nicht beſchädigt ift, Privatanklage (ftets 
aber im Namen der Königin) ftellen kann. 

Der Merkwürdigkeit wegen fei noch erwähnt, daß nad 
Sat 25 bie Vorrechte ber Meflerfhymiebezunft von Hallamfhire 


in der Grafſchaft York durch das neue Geſetz nicht beeinträchtigt 
werben jollen. 


4. Geſetz über Hanbelsgefellihaften vom 7. Aug. 1862. 

(An Act for the Incorporation, Regulation and Winding-up 

of Trading Companies and other Associations. 25 et 26 
Viot, cap. LXXXKX.) 


Wie ſchon im Eingang diefer Darftellung erwähnt, hat bas 
in ber Ueberſchrift erwähnte Geſetz Feine geringere Bedeutung, als 
einer völligen Umarbeitung des beftehenden Rechts über Handels: 
gejellihaften und andere Vereine und einer Verſchmelzung (conso- 
lidation) aller früheren Geſetze über dieſen Gegenftand. Belannt: 
ih bat das engliihe Necht über Handelsgefelihaften während ber 
Regierung der Königin Viktoria eine völlige Umwälzung erfahren, 


indem bie alten engli übe, wonach jeder Gefelljihafter 
mit Teinem ganzen Bermögen für alle Schulden der Gefellihaft 
haften mußte, aud) eine Handelsgefellihaft in der Regel gar nicht 


als ſolche Rechtshandlungen vornehmen und vor Gericht ſtehen 


Zonnte, ebenjomwenig für bie Abwicklung zahlungsunfähiger Gefell: 


haften ein pafjendes Verfahren beftand, allmählich verlafen wur: 
den. Das Geſetz 7 und 8 Vikt. Kap. 110 (1844) gewährte volles 
Körperihaftsreht für alle Arten von Handelsgeſellſchaften (mit 
Ausnahme der Banken), fobald fie nur durch Eintrag in ein öffent 
liches Verzeihniß und DVeröffentlihung ihrer Sabungen an bie 
Deffentlichkeit traten; ebenfo gab das Gejeh 7 und 8 Vikt. Kap. 
113 auch den Banken die Möglichkeit, in einfacher Weiſe durch 
Königliche Verordnung Körperfchaftsreht zu erlangen. Zugleich 
hatte 7 und 8 Bit. Kap. 111 ein zwedmäßiges Verfahren für 
AUhwidelung zahlungsunfähiger Geſellſchaften eingeführt. “Diele 
Beitfäsift für Haudelöreht. Br. VL. 28 


1894. 
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Geſetze wurden in ben folgenden Jahren mehrfach abgeändert und 
in ihrer Wirkſamkeit ausgedehnt, der widhtigfte Schritt auf ber 
neuen Bahn geſchah aber erft 1855 durch 18 und 19 Bit. Kap. 
113, das „beichränfte Haftbarkeits⸗Geſetz“, indem dadurch geftattet 
ward, Handelsgefellihaften zu errichten, bei weldhen bie Mitglieder 
ihre Haftung für Gcefelfichaftsihulden von vornberein auf einen 
beftimmten Betrag (die Aktie) befchränten. Dieſes Geſetz follte 
jedody nur auf ſolche Gefellihaften Anmwendung finden, auf welche 


- T und 8 Vikt. Kap. 110 ſich bezog, die Banken waren baber von 


EV. 


/EE8. 


ber beſchränkten Haftung ausgejchloffen und ausdrüdlih wurde 
noch feitgefeßt, baß auch Verfiherungsgefellichaften keinen Gebrauch 
von dem neuen Geſetz machen durften. Dieſer Zuſtand der Ge⸗ 
ſetzgebung wurde nun größtentheils durch das wichtige Aktienge⸗ 
ellſchaftsgeſetz von 1856 und feinen Nachtrag von 1857 (19 und 
0 Bill. Kap. 47 und 20 und 21 Bit. Kap. 14) zufammenges 


faßt, auch im Einzelnen zwedmäßige Erleichterungen ber Errichtung 


von Gefellihaften gewährt und Abänderungen vorgenommen *). 
Es ſchien damals, als ob die engliiche Gefebgebung über Handels; 


gefelfchaften dadurd einen vorläufigen Abſchluß erreiht habe. 


ber e8 jhien nur fo; ber neugefchaffene Zuftand war vielmehr 
völlig unhaltbar. Verſicherungs- und Bankgefelihaften waren 
vom Geſetze von 1856 nicht berührt worden; für fie beftanden 
alfo die alten Geſetze von 1844 noch fort, während über ben Ums 
fang dieſes Fortbeſtehens große Ungewißheit herrſchte. Ebenſo 
beſtanden noch eine große Zahl von Geſellſchaften, welche nicht zu 
bewegen waren, von dem neuen Geſetze Gebrauch zu machen, ſo 
daß für ſie der frühere Wirrwarr noch Geltung hatte. Durch 
20 und 21 Vikt. Kap. 49 (1857) war allerdings den Banken 
wefenflih das gleiche Recht gegeben, wie ben anderen Handelsge⸗ 
fellfchaften, aber die Möglichkeit, Banken mit befhränfter Haftung 
ber Mitglieder zu errichten, wurde immer nody nicht gewährt. 
Endlich, nachdem durch andere Geſetze noch cinige Abänderungen 
im Einzelnen getroffen waren, gab 21 und 22 Bit. Kap. 91. 
(1858) auch den Banken das Recht, für ihre Aktionäre beichräntte 
Haftung anzunehmen, fo daß nur noch die Verfidherungsgefellichaf: 
ten von biefem Recht ausgefchloffen waren. 

Diefen Zuftand nun, wobei eine große Zahl von Gefeben 
über dınjelben Gegenftand nebeneinander Geltung hatte, obwohl 
fie theilweife in ſchwerlöslichem Widerſpruch ftanden, einheitlich 
umzugeftalten, die neugewonnenen als gut bewährten Grundſätze 


"6. darüber: Büterbod, die engl. Aftiengefellichaftögefebe von 1856 
und 1857. Berlin 1858 und Schwebemeyer, bad Aftienneiells 
ſchafts⸗, Bank- und Verfiherungswefen in England. Berlin 1887. 
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durch ein alle Hanbelsnefellichaften und felbft auch rein Bürger: 
liche Geſellſchaften umfafjendes einheitliches Geſetz feftzuftellen, if 
ber Zwed bes vorliegenden Gefees vom 7. Auguſt 1862. Das 
felbe hebt fämmtliche früheren, auf Handelsgefellihaften im Allges 
meinen bezüglichen Geſetze, foweit fie noch Geltung hatten*), auf 
und verfhmilzt ihren Inhalt. Dabet find aber bie Grundſätze 


—* 
* 


der in letzter Zeit geltenden Geſetze im Weſentlichen beibehalten, 


ſo daß es auch ferner in Großbritannien jeder, nur nicht weniger 
als ſieben betragenden Zahl von Perſonen geſtattet iſt, ſich zu 
irgend welchem nichtverbotenen Zweck zu vereinigen und durch Ein⸗ 
trag einer höchſt einfachen Gründungsurkunde in ein öffentliches 
Verzeichniß Koörperſchaftsrecht zu erlangen. Ebenſo iſt es ferner 
ganz in das Belieben der Geſellſchaft geſtellt, ob ihre Mitglieder 
beſchränkt oder unbeſchränkt haften wollen, ſofern ſie nur im erſten 
Fall ihre beſchränkte Haftung beim Eintrag und auch ſpäter ſchon 
durch ihren Namen hinreichend öffentlich bekannt macht. Um 
Schwindel und Unredlichkeit zu verhüten, ſind im Weſentlichen die 
Maßregeln des Geſetzes von 1856 vorgeſchrieben, als deren bedeu⸗ 
tendſte die Feſthaltung des Grundſatzes erſcheint, daß Aktien auf 
Inhaber nicht anerkannt werden. Die Satzungen und Geſchäfts⸗ 
ordnung der Geſellſchaft ſind gleichfalls ganz in das Ermeſſen der⸗ 
ſelben geſtellt; verſäumt ſie aber für deren Beſtimmung zu ſorgen, 
ſo ordnet das Geſetz eine Geſchäftsordnung mit dem Charakter von 
Satzungen an, welche dann für die Geſellſchaft in Kraft tritt. Die 
zwedmäßigen Vorſchriften über Abwickelung zahlungsunfähiger Ge 
ſellſchaften ſind beibehalten. 

Im Einzelnen ſind jedoch auch durch das neue Geſetz manche 
nicht unwichtige Aenderungen im beſtehenden Recht eingeführt, 
welche ſich in Kürze als folgende hervorheben laſſen. Die 
Verſicherungsgeſellſchaften ſind nicht mehr von dem Recht, daß 
ihre Mitglieder nur beſchränkt haften, ausgeſchloſſen; fie können 


°, Es find folgende: 21 et 22 Geo. III c. 46 (no vom irifhen Par: 
Yamente ber); 7 et 8 Vict. c. 110 (Aftiengelelfchaft2gef. v. 1844); 
7 et 8 Vict. c. 111 (Atwidelung zablungsunfähiger Geſellſch.); 
7 et 8 Vict. c. 113 Ganken); 8 et 9 Vict. c. 98 (Abwidchung 
ber Geſellſch.,; 9 et 10 Vict. ec. 28 (Auflöfung von Eifenbahn: 
geſellſch.); 9 et 10 Vict. c. 75 ıAftienbanfen in Schottland und Ir⸗ 
land); 11 et 12 Vict. c. 45 (Abwidelung von 1848); 12 et 13 
Vict. c. 108 (Abwidelungsgel. v. 1849); 19 et 20 Vict. c. 47 
(Aktiengeſellſchaftsgeſ. v. 1856); 20 et 21 Vict. c. 14 (Nachtrag v. 
1857) ; 20 et 21 Vict. c. 49 (Aftienbanfgef. v. 1857); 20 et 21 
Viet. c. 78 (Nachtrag 3. Gef. v. 1844, 1848 u. 1849); 20 et 21 
Viet. c. 80 (Nachtrag zu 1856); 21 et 22 Vict c. 60 (Nachtrag 
n 1856 et 1857) und 21 et 22 Vict. c. 91 (befehränfte Haftung 
bei Altienbanten). 
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ſich vielmehr, ebenſo wie bie Banken, nach Belieben für beſchränkt 
oder unbeſchränkt erklären. Der Betrag der Aktien bei Aktienban⸗ 
Pen ift nicht mehr, wie früder, an eine beftimmte Gränze gebunden. 
Endlich ift die Haftung ehemaliger Aktionäre bei Abwidelung der 
Geſellſchaft einfacher und billiger als feither geregelt, indem künfs 
tig in feinem Ball ein Geſellſchaftoglied, weldyes ſchon länger als 
ein Jahr ausgetreten war, für Gelellichaftsihulden haftet, indem 
auch ſolche, weldhe erft im letzten Jahr ausgetreten find, nur für 
folde Schulden haften, welche vor ihrem Austritt gemacht worben 
waren, und endlich indem bie früheren Mitglieder erft dann herans 
gezogen werden können, wenn bie vorhandenen mit ihrer Haftung 
nidt ausreichen. 

Eine Darlegung bes Inhalts des neuen Geſetzes im Eins 
zelnen ift natürlich, bei dem großen Umfange desjelben*), bier 
nicht möglich; diefelbe würde aber auch nur wenig Werth für bie 
große Mehrzahl der Leſer dieſer Zeitfeprift haben, weil fih das 
neue Geſetz fehr nahe an das Geſetz von 1856 und 1857 ans 
fließt, und dieſes durch die Arbeit von Güterbod allgemein 
bekannt if. Es wird deshalb genügen anzugeben, wie das Geſetz 
feinen Stoff angeordnet hat, den weſentlichen Inhalt der einzelnen 
Hauptabtheilungen darzulegen, und nur da in Einzelnes einzugehen, 
wo ber Inhalt, nicht blos die Form, vom genannten Geſetze von 
1856 und 1957 abweicht. 

Das Gefeß zerfällt außer dem Eingang (Sab 1—5) in 
neun Haupttbeile, deren erfter bie Gründung von Gefellichaften 
behandelt (Sa 6—21). 

Nah dem Eingang ift es au in Zukunft nicht nothwendig, 
baß eine Geſellſchaft fih nah dem neuen Gefch richtet, vielmehr 
kann fie auch außerhalb desfelben ftehen, wenn fie die Bortheile 
desjelben nicht genießen will; abgejehen aber von königlichem Frei: 
brief oder befonderem Geſetz, muß jede Gefellihaft fih nad dem 
neuen Geſetz richten, fobald fie mehr als 20 Mitglieder, ober bei 
Banken mehr als 10 Mitglieder zählt. Bergwerke, fofern fie un: 
ter der befonderen Gerichtsbarkeit für die Zinngruben fteben, kön⸗ 
nen fid) zwar dem neuen Gelebe unterjtellen, find aber (wie bi6: 
ber) hiezu nicht genöthigt. Nah dem erften Theil geſchieht num 
die Oründung dadurch, daß ſieben oder mehr Perfonen cine höchſt 
einfache Gründungsurkunde unterzeichnen und in das hiezu beftimmte 
Öffentliche Verzeichniß eintragen laſſen. Die Unterzeichnung foll 





*) Tas nee franzöfifhe Geſetz vom 23. Mai 1863 über ben gleichen 
Gegenſtand bat 32 Eätze, das englifhe 212 und nod zahlreiche 
Anbangläge. Echtered nimmt im Drud eiwa den zwanzigfachen Raum 
des franzöfiichen ein. 
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son jebem Mitglieb perfönlig vollzogen werben und in Gegenwart 
von wenigitens einem Zeugen; fie hat dann die Kraft eines feiere 
lichen Vertrags (covenant). Nach Belieben kann babei die Gefells 
[haft wählen, ob ihre Mitzlieber unbeſchränkt für alle Geſellſchafts⸗ 
fhulden haften mollen, oder ob dieſe Haftung entweder auf den 
Betrag ber Aktie oder fonft eine, im Voraus feft zu beftimmende 
Summe beſchränkt fein fol. Will die Gefellichaft ſich mit befchränts 
ter Haftung erridhten, fo muß das Teste Wort ihres Namens das 
Wort „Leichränkt” (limited) fein. Nach dem jebigen Geſetz müfs 
fen Gefellihaften mit unbeſchränkter Haftung oder mit auf Bürgs 
Ihaft für eine gewifle Summe beſchränkter Haftung (limited by 
guarantee) mit ber Gründungsurfunde auch ihre Sabungen eins 
reihen; die Gefellihaften aber mit auf den Betrag der Aktien bes 
ſchränkter Haftung (limited by shares) haben dies nicht nothiwens 
dig, ba das Beleg in Anhang I Tafel A Satungen für folde 
Geſellſchaften vorjchreibt, fofern fie fih andere Satzungen zu geben 
nicht vorziehen. Dadurch nun, daß Gründungsurfunde und Satzun⸗ 
gen, wo fie nothwendig, gehörig in das betreffende Verzeihniß 
eingetragen find, erlangt die Geſellſchaft ohne Weiteres volles Körs 
perichaftsreht. Daß von dem Rechte, nur befchränft zu baften, 
Berfiherungs- oder Bankgeſellſchaften nicht mehr ausgefchloflen, 
vielmehr ben anderen Geſellſchaften ganz gleich geftellt find, ift 
fhon oben erwähnt. Sehr zu beachten ift auch, daß nicht bios 
eigentliche Handelsgeſellſchaften (wie in Frankreich) von den durch 
das neue Geſetz gegebenen Befugnifjen Gebrauch machen bürfen, 
fondern daß fi dasſelbe (mie das frühere) auf alle Arten von 
Bereinen erftredt, fofern nur ihr Zweck nicht verboten iſt. Die 
einzige Beſchränkung ift beigefügt, daß gemeinnügige Vereine, welche 
nicht zum Zweck des Gewinnes gegründet find, nur mit Genchmis 
gung des Handelsamtes mehr als zwei Ader Land befigen dürfen, 

Im zweiten Theil (Sa 22—38) wird fiber den Antheil 
am Gefellihaftsfapital und bie Haftung ber Mitglieder geſprochen. 
Die ftrenge, unter Strafdrohung bis zu 5 Pfund für jeden Tag 
ber Unterlafjung gegebene Borfchrift, daß ein Berzeihniß ber 
Mitglieder geführt werden muß, in welchem Name, Wohnung, 
Beruf, Antheil, Betrag der Einzahlung, Tag des Eintritt und 
etwaigen WiederaustrittsS der Mitglieder genau aufzunehmen ift, 
findet fi natArlih auch bier wieder. Dadurch ift ber fo ſehr wichs 
tige Grundſatz des englifhen Rechts, dag Aktien auf Inhaber 
nicht geduldet werden, von neuem beftätigt. Mit diefem Grund⸗ 
fa hängt es zufammen, baß fi bie in Frankreich und anderswo 
für nöthig erachteten Vorfchriften, daß die erften Zeichner ſtets für 
ben vollen Betrag ber Aktien verhaftet bleiben, und baß die Geſellſchaft 
erſt dann wirklich gegründet werden darf, wenn ein gewiſſer Theil des 
Attienbetrags eingezahlt iſt, nicht im engliſchen Geſetze finden, Man 
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haͤlt es in England für genügend, in jedem Augenblick gu wiſſen, 
wer für die Schulden ber Geſellſchaft haftet. Damit biefe Kennt⸗ 
niß wirkli Jedem, ben es angeht, zugänglich ift, muß jährlich in⸗ 
nerhalb drei Wochen nad der Kahresverfammlung das Verzeichniß 
ber wirklichen Mitglieder in das öffentliche Berzeichnig der Handels⸗ 
eſellſchaften eingetragen werben, ebenfalls bei Strafe bi® zu fünf 
Bund, ſowohl für die Gefellichaft als für jedes fäumige Vorſtands⸗ 
mitglied. Daß jede Veränderung im Aktienkapital, namentlich auch 
jede Verwandlung der vollbezahlten Aktien in Stod (eine eigens 
thümliche engliiche Einrichtung, wodurch vollbezahlte Aktien in bie 
Stellung bevorzugter Forderungen an bie Geſellſchaft kommen, etwa 
wie Prioritäts- Aktien) ebenfalls durch Eintrag in das öffentliche 
Berzeichniß befannt zu machen ift, verftcht fi von ſelbſt. Unrich⸗ 
tigleiten im Eintrag werben auf Verlangen ber Betheiligten durch 
gerichtliches Erkenntniß verbeflert. 

An Betreff der Haftung der Mitglieder für Geſellſchaftoſchul⸗ 
ben ift fhon oben bemerkt, daß biefelbe durch das gegenwärtige 
Geſetz einfacher und der Billigkeit mehr entfprechend geordnet wird, 
als früher. Nach dem bisherigen Geſetz mußten bei Gefellichaften 
mit unbeſchränkter Haftung Mitglieder, welche vor nicht längerer 
Zeit als drei Jahre ausgetreten waren, ganz wie bie wirklichen 
Mitglieder haften; ebenjo wurben bei Geſellſchaften mit beichräußs 
ter Haftung die im Laufe des letzten Jahres ausgetretenen Mit⸗ 
glieder ganz wie die wirklichen Altionäre herangezogen. Jetzt aber 
haften frühere Mitglieder nur dann, wenn die Haftung ber jekigen 
Mitglieder nicht binreicht; ferner haften die ausgetretenen nicht für 
die nad ihrem Austritt eingegangenen Berbinblidhleiten der Gefell- 
Saft und enbli werden in folder Weife bei allen Arten von Ges 
ſellſchaften nur jene herangezogen, welche im Laufe bes letzten Jah⸗ 
xes ausgetreten find. In welcher Weife dies bei befchräntten Ab 
tiengefelfchaften durchgeführt wird, ift nicht recht beutlih. Bei uns 
ift bei ſolchen Gefellihaften von einer perſönlichen Haftung nicht 
bie Rede; der Gläubiger hat fid vielmehr rein an das vorhandene 
Vermögen ber Gefellihaft zu halten, kann höchſtens deſſen Ergän⸗ 
zung forbern, wenn die Aktien nicht vollbezaplt find. In Englaub 
bingegen wirb die Haftung ber Aktionäre noch ganz wie früher 
als perfönlihe, nur von vornherein auf einen beftimmten Betrag 
befchräntte aufgefaßt. Danach fcheint es, da bei Zahlungsunfähig⸗ 
keit der Sefellichaft für den Betrag einer nicht vollbezablten, im 
Laufe des legten Jahres übertragenen Altie mehrere Perfonen zus 
geih herangezogen werben können, — ein Berbältniß, welches dem 

eſen der Aktiengefellihaft, wie es bei uns angefeben wirb, wis 
beripricht. 

Der britte Theil des Geſetzes (Satz 39-— 73) handelt 
von ber Verwaltung ber Geſellſchaft. Seine Beflimmungen fehliefs 
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ſen fih im Weſentlichen den früheren au. Jeder Gefellfchaft ift 
danach vorgejchrieben, daß fie einen in dad öffentlihe Verzeichniß 
eingetragenen Geſchäftsſitz babe; fofern fie beſchränkt ift, muß fie 
außerbein ihren Namen (deſſen letztes Wort „beſchränkt“ ift) außen 
auf der Straße in großen Buchſtaben angemalt haben. Ueber alle 
von der Geſellſchaft bewilligten Pfanbverfchreibungen muß fie ein 
Berzeihnig führen. Banks, Verſicherungs⸗, Hinterlegungs> und 
fürforgliche Geſellſchaften müfjen jährlich eine Ueberſicht über ihren 
Stand veröffentlihen, und ift dafür im Anhang I Tafel D eine 
Formel vorgeſchrieben. Weniger als fieben Mitglieder bürfen bie 
Geſellſchaft, bei Strafe perfönliher Haftung, nicht länger als ſechs 
Monate fortführen. Jährlich ift wenigſtens eine Allgemeine Ver: 
fammlung zu halten. In gewillen Fällen kann ein Beſchluß nur 
in der Form eines |. g. Spezialbefhluffes gefaßt werden, 
d. h. es muß eine Dichrbeit von brei Vierteln ber Anweſenden 
bafür ſtimmen, nachdem er vorher auf die Tagesordnung gefcht 
war, und in einer zweiten Berfammlung, die nicht weniger ald 14 
Tage, nicht ſpäter als einen Monat nad der eriten zu halten ift, 
muß bie Mehrheit ber Stimmenben den Beſchluß betätigen. Nah 
bem Geſetz von 1856 war bie Friſt für die zweite VBerfammlung 
1—3 Monate. Endlich kann das Handelsamt zur Unterfudyung 
des Standes einer Gefelihaft Inſpektoren ernennen, fofern 
bei Aktienbanken ein Drittel ber Aktionäre, bei anderen Geſell⸗ 
ſchaften ein Fünftel der Aktionäre oder der Mitglieder es fordern, 
Ebenſo kann bie Geſellſchaft durch Spezialbefhluß von fih aus 
ſolche Inſpektoren ernennen. Für die Beobachtung der in dieſem 
Theil gegebenen Vorſchriften ift dadurch geforgt, daß der Untere 
laſſung Strafen von 2—5 Pfund für jeden Tag, oder für einzelne 
Fälle felbft bis zu 50 Pfund, fowohl der Gefellihaft als den nach⸗ 
Läffigen Vorftänden, gebroht find. 

Der ganze vierte Theil (Satz 74—173) bezieht fi auf 
die Abwideluug (Liquidirung, winding-up) einer zahlungsuns 
fähigen Geſellſchaft, wobei nach engliiher Anſchauung die Auflö- 
fung der Gefelihaft erft dann erfolgt, wenn die Abwidlung voll 
ftändig beendet if. Aud bier find im Wefentlihen bie vorher 
geltenden Vorfchriften aufgenommen, jo baß vor Allem das Vers 
fahren in ein gerichtlicdyes und ein von der Geſellſchaft freiwillig 
vorgenommenes unterfhieden wird. Neu tft dabei die Beitimmung 
daß das Gericht nicht blog, wie früher, wenn nothwendig an bie 
Stelle der von ber Gefelihaft ausgehenden Abwidelung bie ges 
sichtliche Abwicklung treten lafjen Tann, fondern auch die Möglich- 
keit hat, das freiwillige Verfahren fortbeitehen zu laffen, dasjelbe 
aber der gerichtlihen Aufjicht zu unterwerfen. Die in folge der 
früheren Geſetze vorkommenden heftigen Zuftändigfeitsitreitigfeiten 
zwiſchen bem Bankrottgerichte und dem Kanzleigerichtshofe find ‚zu 
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Bunften bes letzteren Hofes entſchieden, jedoch fo, daß berfelbe ers 
mächtigt ift, ftets die Sache, wenn er es für gut findet, vor das 
Banfrottgericht zu weifen. Unter die Zahl ber Fälle, in welchem 
das Gericht berechtigt ift, eine Geſellſchaft gerichtlich zu liquibirem, 
ift nad) dem Vorgang ber früheren Geſetze auch der Ball aufge 
nommen, in weldyem das Gericht überhaupt es für recht unb billig 
findet, die Abwidelung eintreten zu laſſen. Das Gefeb von 1856 
batte diefe Befugniß nit mehr aufgenommen. Die Liquidirung 
felbft im Falle der geridhtlihen Abwidelung wirb ganz wie früher 
durch vom Gericht beftellte Liquibatoren vorgenommen, weldye 
völlig an die Stelle der Geſellſchaft treten und entweder mit jes 
desmaliger Genehmigung bed Gerichts, oder auf allgemeine Er⸗ 
mächtigung bin, bie Beitragpflicdyligen beranziehen und mit ber 
Maſſe die Gläubiger befriedigen. Die außerorbentlihen Befug⸗ 
niſſe des Gerichts, Aktionäre oder Diretoren, welche der Flucht ober 
Beruntreuung verbädhtig find, zu verbaften, find wie im früheren 
Geſetze betätigt. Bei diefem ganzen Verfahren ift höchſt auffällig, 
bag man in England die Abwidelung, natürlich mit vielen Ums 
ftänden und Koften, rein gerichtlih vornimmt, während man bei 
und gewohnt ift, dies Gefchäft größtentheild durch die am meiften 
babei betheiligten ©läubiger zu beforgen. Zwar weilt das engs 
ſche Geſetz das Gericht an, die Wünfche der Gläubiger, ebenjo wie 
die der Aktionäre zu hören, felbft Verſammlung berfelben zu vers 
anftalten; dies Alles kann aber doch nicht, die unmittelbare Thä- 
tigkeit der Gläubiger felbit hinreichend erfeßen. Daß die vom Ge⸗ 
ſetze von 1856 eingeführte freiwillige Abwidelung burch die Gefell- 
ſchaft ſelbſt auch in das neue Geſetz aufgenommen worben, ift bes 
reits erwähnt. An und für ſich haben die Gläubiger dabei gar 
nicht mitzuwirken, wenn die Geſellſchaft ſie nicht freiwillig Antheil 
nehmen läßt. Ausdrücklich iſt dabei wenigſtens erklärt, daß die 
Geſellſchaft die Ernennung der Liquidatoren ganz ihren Gläubigern 
überlafien fann, Im Uebrigen geſchieht die freiwillige Abwicke⸗ 
lung ganz wie die gerichtliche, nur daß die Liquidatoren nicht vom 
Gericht, ſondern von der Geſellſchaft ernannt werden. Um die 
Rechte der Gläubiger zu ſchützen iſt natürlich beſtimmt, daß es 
ſtets dem Gläubiger freiſteht, bei Gericht zu beantragen, gericht⸗ 
liche Liquidation an Stelle der freiwilligen zu ſetzen. Auch iſt dem 
Gericht ausdrücklich das Recht gegeben, die von der Geſellſchaft 
ernannten Liquidatoren nöthigenfalls abzuſetzen. Wie ſchon mit⸗ 
getheilt, hat das Gericht nach dem neuen Geſetze nun auch das 
Recht, die freiwillige Liquidation zwar fortbeſtehen zu laſſen, die⸗ 
ſelbe aber der gerichtlichen Aufſicht zu unterwerfen. Will die Ge⸗ 
ſellſchaft mit ihren Gläubigern ein Abkommen treffen, fo iſt dase 
ſelbe für die Geſellſchaft und die Gläubiger bindend, wenn es 
beiderſeits mit brei Vierten der Stimmen genehmigt wurde. Die 
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Borfähriften des Geſetzes von 1857, wie e8 zu halten ift, wenn 
eine in Abwicklung begriffene Gefellihaft ihr Vermögen einer ans 
bern Gefellichaft übergeben und ihre Aktionäre durch Altien ber 
zweiten Geſellſchaft oder fonftwie zufriebenftellen will, find aud 
in das neue Geſetz aufgenommen. Ein folder Beſchluß kann nur 
in Form eined Spezialbeichlufies gefaßt werben, und Betheiligte, 
weldye nicht zuſtimmen und dies fchriftlich erklären, Können verlan⸗ 
gen, daß bie ganze Sache unterbleibe oder baß fie von ber Gefells 
ſchaft ausgefauft werden. 

Die Beitimmungen bes fünften Theils (nur Sab 174) 
über das öffentlihe Verzeihniß der Handelsgeſellſchaften, befien 
Beamte vom Handelsamt ernannt werben, können bier füglich 
Übergangen werden, 

Ebenfo ift der ſechſte Theil über Anwendung des Ges 
ſehes auf Geſellſchaften, welche fi nad bem früheren Geſetze 
haben eintragen laffen (Sat 175—178) für uns ohne Bedeutung. 

In gleicher Weife können wir den fiebenten Theil, über 
das Recht der bereits beftehenden Gefellihaften von dem neuen 
Geſetze Gebrauch zu machen (Satz 179—198), übergehen. Nur 
ift zu bemerken, daß Bankgefellichaften, welche das Recht der Noten: 
ausgabe beanfpruden und nun ſich als beſchränkt haftende Gefell- 
haften eintragen laflen wollen, für die ausgegebenen Noten troßs 
dem die volle unbefhräntte Haftung ihrer Mitglicher fortbeftehen 
laſſen müffen. Ebenſo müfjen Banken, weldhe ſich nun als be 
ſchränkt haftend erflären wollen, diefe Abfiht 30 Tage zuvor es 
bem, ber bei ihnen laufende Rechnung bat, mittheilen, widrigenfalls 
fie in Betreff diefer Kunden unbefchränft haften. 

Auch die Beftimmungen des neunten Theils, über Ans 
wendung des Geſetzes auf nicht in das öffentliche Verzeichniß eins 
getragene Geſellſchaften (Sat 199 — 204), glaube ich nit im Eins 
zelnen anführen zu follen, Wichtig ift dabei nur, daß auch folche 
Geſellſchaften nad dem neuen Geſetz abgewidelt werden können. 

Aus dem neunten und legten Theil bes Geſetzes (Say 
205— 212), Aufhebung früherer Gefete und Uebergangsbeitimmuns 
gen, will ih nur erwähnen, daß unter Strafdrohung verichiedene 
euiale angehalten werben, fi) in's Verzeichniß eintragen zu 

en 


Es folgt nun Anhang I, wovon Tafel A befonbers wich⸗ 
tig ift, indem biefelbe (im Weſentlichen fih an Tafel B von 1856 
anfchließend) die oben erwähnten Satzungen und Geſchäftsordnung 
für ſolche beichräntte Altiengefellihaften enthält, welche fi andere 
Satzungen zu geben nicht vorziehen. 

Aus den Beitimmungen über Altien und bie Einzahlung 
auf biefelben (Sat 1—7) ift hervorzuheben, daß der Verwaltungs⸗ 
rath ermächtigt wird, nad feinem Ermeflen Einzahlung von nad 
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nicht bezahlten Beträgen zu forbern und nur eine Ankündigungs⸗ 
frilt von 21 Tagen einzuhalten bat. Wird nicht auf den Tag bes 
zahlt, fo ift der Betrag mit 50/, zu verzinſen. DBorauszahlung 
von Beträgen, welche nicht eingeforbert wurden, find geitattet, bes 
rechtigen aber nur zu einem befonbers feitzuftellenden Zinjenbezug, 
alfo nicht zu Dividenden. Nachdem Sat 8—16 über Uebertragung 
und Uchergang von Altien gehandelt hat (wobei nutürlid ber 
Grundſatz, daß nur derjenige als Aktionär gilt, der in's Verzeich⸗ 
niß eingetragen, ftrenge feitgehalten wird), beftimmt 17—22 über 
ben Heimfall von Aktien an die Geſellſchaft, wenn cine fchuldige 
Einzahlung troß gefhehener Mahnung nicht erfolgt, Sat 28—25 
bezieht ſich auf die ſchon oben erwähnte Verwandlung von Aktien 
in Stod, und 26—28 ordnet bie nur auf Spezialbefchluß geftats 
tete Ausgabe neuer Aktien, welde ſtets ben alten Aktionären 
angeboten werden müflen. Zu bemerken ift dabei, daß das Geſetz 
von 1856 dies gar nicht, und frühere Geſetze nur dann vorfchries 
ben, wenn bie Aktien über dem Nennwerth ftanben, 

Die Berhältniffe der allgemeinen Berfammlungen 
werden turh Sab 29 —51 geordnet. Wie nah dem früberen 
Geſetz bat danach ein Fünftel ber Aktionäre das Recht eine Ber: 
fammlung zu fordern. Ebenfo ift bie beichlußfähige Zahl (quo- 
rum) wie bisher auf 5 bei 10 Aktionären und einen mehr für je 
5 bis 50 und für je 10 weitere über 50 Aktionäre feſtgeſetzt; doch 
jollen nie mehr als 20 erfordert werden, während diefe Zahl bis⸗ 
her 40 betrug. Die Stimmberedhtigung der Aktionäre iftganz wiebisher 
geregelt, jo daß bis zu 10 Altien 1 Stimme für jede, über 10 bis 100 1 
Stimme für je 5 weitere, und über 100 1 Stimme für je 10 weitere ges 
geben ift und nur ſolche Aktien aum Stimmen berechtigen, weldye ber A: 
tionär [don 3 Monate lang befitt. Auch in Bezug auf die Borftände 
(direetors) und ihre Verwaltung (Sat 52— 71) fließt fi das 
Geſetz ganz an dasjenige von 1856 an, fo daß ein Direktor ftetd 
durch Spezialbefhluß abgefett werden kann, In Betreff der Dis 
videnden (Say 72—77) wiederholt das Geſetz die Vorfcriften 
von 1856, wonach ber Borftand nicht verpflichtet ift, einen 
Refervefond zurüdzulegen, wenn er es aber für gut findet dies zu 
thun, biezu nicht die Genehmigung ber allgemeinen Berfammlung 
bedarf. Dividenden, melde drei Jahre lang nicht eingefordert wer: 
ben, fallen ber Gefellihaft beim. Die Sätze 78—82 wiederholen 
hierauf wörtlih bie Beitimmungen von 1856 über Bud= und 
Nehnungsführung; nur ift verftändiger Weife bie überflüffige 
und doch ungenügende Vorſchrift doppelter Buchführung mit Kafles, 
Tage: und Hauptbuch weggelafien. Auch bie Site über Brüs 

ung (Abhör, audit) der Rechnungen (85—94) wicherholen im 
fentlichen die Borfchriften von 1856; doch fol nun das Handelo⸗ 
amt auf Antrag von fünf Aktionären das Necht Haben, Rechnungs⸗ 
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prüfer aufzuflellen, wenn bie Geſellſchaft dies verfäumt, mährend 
es bisher died Recht nur auf Antrag eines Fünftels ber Aktionäre 
batte. Bei ben Beſtimmungen endlih über Benachrichtigun⸗— 
gen, welde den Aktionären von Seite ber Gefellfehaft zugeben 
(Sat 95—97) ift der Zuſatz gemacht, daß die Gefellichaft ihre 
Schuldigkeit gethan hat, wenn fie einen Brief an einen Aktionär 
gehörig überſchrieben und rechtzeitig der Poft übergeben hat. Der 
Brief fol dann al8 angelangt gelten, wenn er auch niemald dem 
Aktionär wirklich zugefommen ift. 

Die weiteren Stüde des Anhanges I, eine Bilanzformel 
und Gebübrenbereänungen enthaltend, ebenjo Anhang I mit Betr 
fptelen, wie eine Gründungsurkunde, die Sabungen für die vers 
fhiedenen Arten von Gefellfchaften und das Mitgliederverzeihniß 
abzufafien ift, find für und ohne Wichtigkeit. Ebenſo ift der dritte 
Anhang, Verzeichniß der aufgehobenen Geſetze nicht weiter mitzus 
theilen, ba biefe 17 Geſetze ſchon oben in der Anmerkung ange 
geben find. ä 


5. Geſetz vom 7. Aug. 1862 über Gewerbes: unb für 
forglide Geſellſchaften. | 

(An Act to consolidate and amend the Laws relating to In- 

dustrial and Provident Bocieties. 25 & 26 Viot. c- LXXXVIL) 


Während das im Vorhergehenden bargeftellte Geſetz, bie 
Companies Act von 1862, bie rechtlichen Berhältnifie von Han: 
delsgeſellſchaften und anderen Vereinen im Allgemeinen ordnet, 
— das im Folgenden darzuſtellende, bie Industrial and Provi- 

ent Bocieties Act von 1862, eine befondere Art von Geſellſchaf⸗ 
ten heraus und begünftigt fie in gewiflem Sinn burdy Erleichtes 
rung ihrer Gründung. Es find dies bie f. g. Industrial and 
Provident Boeietities, Gewerbs⸗ und fürforgliche Geſellſchaften. Um 
bie Stellung berfelben zu verftehen, ift es nothwendig, nod eine 
andere Art von Gefellfchaften, die f. g. Friendly Societies mit einis 
gen Worten zu berühren. Diefe Ichtern find bie auf Gegenfeitigs 
keit beruhenden Kleinen Verfiherungsvereine, weldhe in Deutſchland 
Sterbelaffen, Krankenunterftübungstaflen u. |. w. genannt werden. 
Mit ihnen beichäftigten fi) eine große Zahl von Geſetzen, melde 
durch bie Friendly Bocieties. Act von 1850 (13 et 14 Vict. 
o. 115) verfchmolzen und verbefiert wurden. Bald folgten dieſer 
Berſchmelzung einige kleinere Geſetze und ſchon 1855 wurde abers 
mals eine neue Verſchmelzung vorgenommen burch bie noch geltende 
Friendiy Bocieties Act (18 et 19 Viot. co. 63). Danad) ift ber 
berechtigte Zweck folcher Vereine die Berfiherung von Unterſtützungs⸗ 
ſummen für gewiffe Fälle (Geburt eines Kindes, Tob oder Kranls 
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heit eines Mitglieb8 ober feiner Angehörigen u. f. w.), ferner jeber 
andere Zweck, weldyen ber Staatsfekretär, ober in ottlanb ber 
Lord Kronanwalt für zuläffig erklärt. 

Mit diefen Vereinen im Zuſammenhang ftehen nun die Ges 
werb6s und fürforglidhen Vereine, von welden das vorliegende 
Geſetz handelt. Site wurden bisher durd die Industrial and Pro- 
vident Bocieties Act von 1852 geregelt, weldyer feitbem mehrere 
Beinere Nachträge folgten. Leider liegt mir dies Gele von 1852 
nit vor, doch fcheint e8 nach dem Eingang bes nun verkündeten 
Geſetzes, daß im Sinne jenes Geſetzes eine industrial and pro- 
vident society nur ein Verein war, welcher irgend ein Gewerbe 
gemeinjchaftlih betrieb, um ben gemachten Gewinn zum Zweck 
einer Sterbe= oder Krankenkaſſe oder für einen ähnlichen Zweck zu 
verwenden. Um die Verhältniffe ſolcher Vereine nun neu zu ordnen, 
fie noch mehr als bisher zu begünftigen und die über Handelsge⸗ 
jelfchaften und Vereine allmählich neu entflandenen Grundfäte auch 
auf diefe Vereine anzuwenden, erging die neue Verſchmelzung von 
1862, wodurch das Gele von 1852 und feine Nachträge aufges 
hoben werben, 

Nach diefem Geſetze, welches aus 26 Sätzen und einem kurs 
zen Anhange befteht, können ſich fieben oder mehr Perfonen als 
„Gewerbs⸗ und fürforgliche Geſellſchaft“ vereinigen, um irgend 
weldye Arbeit, Handel ober Handwerk, im Großen oder Kleinen (Banks 
geihäft, Bergwerke und Steinbrüche ausgenommen) zu betreiben 
und um ben dabei gemachten Gewinn zum Zwecke einer Sterbe⸗, 
Kranken⸗Kaſſe u. f. w., oder zu fonft irgend einem gefeks 
lih erlaubten Zweck zu verwenden (Sab 3). Wenn diefe 
legteren Worte nicht zu jenen Stellen gehören, wo bie Englifchen 
Geſetzgeber offenbar etwas anderes fagen, als was fie jagen wollen, 
jo Haben dadurch ſolche Vereine augenfcheinlid eine veränderte 
Stellung erhalten, ba fie nun nicht mehr mit Sterbe⸗ oder Krans 
kenkafſen nothwendig zufammenhängen, fondern, wie eine anbere 
Handelsgeſellſchaft, jedes beliebige Gejhäft des Gewinnes wegen 
betreiben können. Sie haben dadurdy eigentlich aufgehört, eine bes 
jondere Art von Geſellſchaften zu fein. Da fie nun aber, wie wir 
fogleih fehen werden, bedeutende Vorrechte vor anderen Handels» 
geſellſchaften genießen, namentlich ftempelfrei find und weniger Förm⸗ 
lichkeiten unterliegen, fo tönnte jede, wenn auch noch fo große, 
Handelsgeſellſchaft ſich dieſelben Vorrechte aneignen, indem fie ſich 
nicht als company, ſondern als industrial and provident so- 
oiety eintragen ließe. Einem ſolchen Mißbrauch wird jedoch durch 
Sat 9 vorgebeugt, denn danach darf Niemand an dem Vermögen 
einer folgen Geſellſchaft einen größeren Antheil haben, ale 200 
Pfund, ganz wie e8 auch bei deu Sterbe- und Krankenkaſſen ber 
friendly societies nicht geftattet ift, fi mehr als 200 Pfund, 
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auf einmal, oder BO Pfund jährlich zuſichern zu laſſen. Auf biefe 
Weiſe eriheint bann die industrial and provident society in 
jeßiger Geſtalt als die Erwerbsgejellfhaft Peiner Leute, welche 
möglicher aber nit nothwendiger Weife aud eine gegenjeitige 
Unterftühung bezweden können*). Daß nit weniger als fieben 
Mitglieder in der Geſellſchaft fein dürfen, ift aus dem Gefeb über 
— herübergenommen; früher war die Zahl frei⸗ 
gegeben. 

Nah Satz 5 erlangt jede ſolche Geſellſchaft, dadurch, daß 
fie ihre Satzungen dem für das Verzeichniß der friendly socielies 
angeſtellten Beamten überreicht und von ihm bie Geſetzichkeit der⸗ 
felben befcheinigt wird, volles Körperſchaftsrecht. Zugleich wird 
fie ohne Weiteres zu einer Geſellſchaft mit befchränkter Haftung 
und muß ftetd das Wort „beſchränkt“ als letztes Wort ihres Nas 
mens führen (Sag 8). Eine befonbere Gründungsurfunde mit 
Unterzeichnung vor Zeugen wird nicht gefordert. 

Die Site 10 bis 14 find ganz aus dem Gefek über Hans 
delsgeſellſchaften berübergenonmen, indem die Gefellichaft ſtets ihren 
in's Verzeichniß eingetragenen Gefhäftsfik haben fol, woran ihr 
Name bei Strafe von 5 Pfund für jeden Tag anzumalen ift; ebenſo 
it dem Vereinsbeamten, der einen Wechfel, eine Rechnung u. f. w. 
nicht mit dem gehörigen Vereinsnamen zeichnet, eine Strafe von 
50 Piund und perjönliche Haftung gedroht. Endlich follen bie 
Bereinsfagungen, wie bei anderen Handelsgeſellſchaften als feiers 
licher Vertrag gelten. 

Nah Sab 15 follen einige Vorſchriften über friendiy so- 
sieties auch auf folhe Gefellihaften Anwendung finden, welde 
unter vorliegendem Geſetz ſtehen, indem biefelben frei von Stempels 
pfliht und Einfommenfteuer fein follen, die Vorſchriften über Schlich⸗ 
tung von Streitigkeiten durch Sciedsgerichte oder Friebensrichter 
über Entſchädigung grundlos ausgefchlofjener Mitglieder und über ge= 
Wiſſe Gerichtsbarkeitsverhältniſſe ebenfalls Hier Geltung haben follen, 

Nah Sub 17 und 18 follen ſolche Geſellſchaften nöthigen- 
falls ebenfo abyewidelt werden wie andere Gelellihaften, nur fol 
das dabei zuftändiye Gericht das Graffchaftsgericht fein. 

Die Haftung jebiger und früherer Bereinsmitglieder für Ver: 
einsſchulden ift nah Eat 10 genau bdiefelbe wie bei anderen be 
ſchränkten Handelsgeſellſchaften, und nah Sub 21 ſteht e8 einer 
Gewerbs⸗ und fürforglihen Geſellſchaft frei, fih auf Grund ber 
Companies Act ald company einſchreiben zu laſſen. Zu ermähs 


°) Der wefentliche Zweck des neuen Geſetzes ift wohl, bie zahlreichen 
neuen Affociationen ber Gewerbetreibenden und arbeitenden Klafien 
(Sonfumvercine, Probuftivgenoffenihaften) zu regeln, wie ber Seite 
837 ff. diefer Zeitfchrift von Auerbach beſprochene — 


436 Rechtsquellen. 


nen ft noch Sab 24, wonach bie Gefellihaft dem Beamten bes 
Verzeichniſſes der friendiy societies jährlih einen Bericht über 
ihre Lage zu erftatten hat, und fhließlih ift dem Geſetz nad 
engliſcher Sitte ein Anhang beigefügt, worin einige Punkte aufges 
zählt werden, über weldye die Sabungen ber Gefellihaft fi au 
ſprechen müſſen. 

Man ſieht ſomit, daß das Geſetz ſich völlig an das Geſetz 
über große Geſellſchaften, beſonders Handelsgeſellſchaften, anlehnt, 
jedoch beſtrebt iſt, alle für kleinere Geſellſchaften nicht paſſenden 
Formlichkeiten wegzulaſſen. 


vo. 


Bas Circularſchreiben des ungarifchen Oberfi-Sandesrichters vom 
26. März 1863 an fämmtliche Wechfelgerichte, 


Bon Herrn Profeflor Dr. Hermann Blodig in Wien. 


An ber fünöftlichen Grenze der beutfchen Länder findet gegen- 
wärtig ein Kampf ftatt, der die Aufmerkſamkeit aller Freunde bes 
beutfhen NRehts in hohem Maße in Anfprud, nimmt. Es iſt bes 
reits in biefer Zeitfehrift!) mitgetheilt worden, daß jeit dem 
1. Mai 1861 in Ungarn an die Stelle ber deutſchen Wechſelord⸗ 
nung und jener Aenberung, welche das öſterreichiſche Obligationens 
recht an dem ungarifchen Handelsrechte vollzog, in Folge ber Ju: 
bercurialsEonferenzbefchlüfje das ungarische Wechſel⸗ und allgemeine 
Civilrecht getreten tft 2). Es wurde zugleid) in längerer Ausein- 
anderfeßung das wieder eingeführte ungarifche Handels⸗ und 
Wechſelrecht mit bem allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuche und 
ber allgemeinen beutfchen Wechfelordnung verglihen und gezeigt, 
.baß nad der erften Richtung nicht Befleres, nad) der zweiten da⸗ 
gegen pofitiv Schlechtes an die Stelle des felbit im eigenen Lande 
erkannten Guten geſetzt wurde. 

Bei folhem AZuftande der Dinge ließen bie Folgen in ber 
Chat nicht lange auf fidh warten. Nicht nur in den nicht unga⸗ 
rifhöfterreihifhen Kronländern?) wurde bie Klage, daß fich bie 


1) Bd. V. ©. 446 u. ff. 

2) Diele Aenberung blieb auf das Königreich Ungarn unb bie bemfelben 
wicher einverleibte Woywodſchaft Serbien mit bem Zemefer Banate 
beihränft und erſtreckte fih daher nicht wie neueſtens (von Dr. M. 
v. Stubenraud in feinem Handbuche de Öfterreichiichen Handels: 
rechtes. Wien 1863) behauptet wurbe, auf Kroatien und Slavonien. 

8) So von Seite ber Wiener und Brünner Hanbdbelsfan mer. 
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ungarifche Verkehrögefehgebung immer ftörender einem günftigen 
Verhältniſſe mit Ungarn entgegenftelle und der Wunfh nad) als 
baldiger Aenderung in ber Geſetzgebung bes Lebteren laut; aud 
im eigenen Lande „mwurbe bie Forderung nad Abhilfe immer 
dringender,” da „der Krebit, biefer Hebel alles volkswirthſchaft⸗ 
lihen Gedeihens, tief erfhüttert ward”4), 

Auch diesmal waren es wieber die Mitglieder bes Peſther 
Handelsftande8 5), welche, nachdem eine am 5. Mai 1862 an die 
hohe Curie gerichtete Eingabe ohne allen Erfolg blieb, in einem 
Er. Majeſtät zu überreihenden Memorandum bie bringenbe 
Nothwendigkeit einer Aenderung des ungarifhen 
Handels, und Wehſelrechtes barlegten, und bei biefer 
Gelegenheit durdy eine Anzahl wahrer Vorkommniſſe aus bem ges 
Ihäftlihen Leben Ungarns ihre vor ber Wiedereinführung der 
ungarischen W.⸗O. gehegten Befürchtungen als übertroffen barftells 
ten. Der wenigftens proviforiihen Einführung des deuts 
[hen Handelsgeſetzbuches und ber deutſchen Wechſel⸗ 
ordnung wirb das Wort geredet, und in Bezug auf ben in ben 
maßgebenden Kreifen Ungarıs ben meilten Anjtoß gebenden Pers 

” fonalarreft wenigſtens um das Augeftänbniß gebeten, baß berjelbe, 


Eiche auch Gerichtshalle 1862, S. 243 und 1868, ©. 859, dann 
auch 1868, ©. 9 und 74. 

4) Peſiher Lloyd vom Februar 1869. In Lugos wurde ſchon im Dfs 
tober 1862 ein Geſuch an bie Somitatsbchörde um Verwendung we: 
gen Wicdrraufnahme des öſterreichiſchen Wechſelrechtes vorbereitet 
(Serihtöhalle 1862 ©. 8811. Höchſt wichtig für die oben anges 
führte Thatfache ift das Faiferliche Hanbbillete vom 16. Auguſt 1862 
(Ebendaf. S. 325 und 1868 ©. 23), _ 

5) Wekerhaupt muß bie Haltung des Peſther Hanbdbelsftandes 
rübmlihft erwähnt werden. Das öfter. Hanbelsminilterium 
bat im Jänner 18623 die ungarifchen Handelöfammern gleichwie bie 
ber ganzen Monarchie aufgejorbert über bie Reorganifirung ber 
Handels⸗ und Gewerbefammer ein Gutachten abzugeben, gleichzeitig 
mit dem Verfprechen, daß zur endlichen Feſiſtellung eines auf Orund⸗ 
lage ber gegehenen Taten außzuarbeitenden Geſetzentwurfes feinerzeit 
bie Vertreter fämnitliher Kammern ber Monardie zu einer Bere 
trauensconfereng einberufen werden follten. Unter den bis jegt vor 
liegenden Gutachten der ungariſchen Handeläfammern gs. ſich 
wieder das der Peſth⸗Ofner Handelskammer aus, und gibt ein 
unzweideutiged Zeugniß für bie umfaſſende Einfiht biefer Corpo⸗ 
ration in nationalöfonomifcyen Angelegenheiten. Es gründet ſich auf 
richtige, wirtbfchaftliche Grundſätze, geht erichöpfenb auf den Kern ber 
Sache ein und macht prafiifche Vorſchläge, deren Annahme den Han 
belöfammern einen fenensteihen Wirfungsfreis zu fchaffen geeignet 
wärs. Leider fichen andere Gorporationen Ungarns, wie bie Debre 
eziner Sanbelsfammer und das Araber Handeldgremium, nicht auf 


biefer Höhe wirthſchaftlicher Auſchauungen. 
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wenn ſchon nicht allgemein, doch für Handel⸗ und Gewerbtreibende 
anwendbar fein folle, 

Nicht minder hebt auch der Direktor der Peftber Lloybgefell: 
fhaft in feinem Berichte über das Jahr 1862) hervor, daß dem 
Bedürfniffe, vem mit jedem Tage abnebmenden Krebite 
eine Shußwehr und einen Stützpunkt zugeben, im Mo: 
mente abgeholfen werben müffe, wenn bie überhandnehmende Gefahr 
nicht eine vollftändige Zerrüttung des Kredites zur Folge haben fol. 

Die Wichtigkeit der Sache wird es rechtfertigen, wenn wir 

1) die nähften Vorkehrungen, die von maßgebenber 
Seite über dieſe Kundgebungen getroffen worden find, dann 

2) das ſchließliche Ergebniß derfelben berichten und 

lebteres einer eingehenden Beſprechung unterziehen. 


1 


Das erwähnte Geſuch des Peſther Handelsftandes an S. Dias 
eftät wurbe zwar dem Hoflanzler eingehänbigt, allerhöchſten Orts 
eboch nicht überreicht, weil der Oberftlandesrichter (Judex Curiae) 





6) Veröffentlicht im Februar 1868. — Mit einem Freimuthe, ber alle 
Anerkennung verdient, wirb in biefem Berichte auch auf den nachthei⸗ 
ligen Einfluß bingewiefen, welden bie focialen Berhältniffe 
in Ungarn üben. „Die Abflufung“ beißt es daſelbſt „zwifchen bem 
Adel und ber fonftinen Randesbevälferung läßt eine tiefe klaffende 

- Leere offen, ohne deren Weberbrüdung eine gemeinichaftliche Beſtre⸗ 
bung zum Gedeihen des Banzen ftetd unmöglich bleiben wird. Die 
Mittelflaffe, wie ſchwach iſt fie bei uns vertreten, und in ber That, 
auf wen bezieht fich biefelbe? In allen civilifirten Staaten füllt das 
Bürgerthum dieſe Stelle aus. Soll ed bei und etwa ber fogenannte 
Snbuftrielle, ber Handwerferftand, ber es zum großen Theil an Er: 
werbung der nöthigen Kenntniſſe fehlen läßt, und der biöher jo we⸗ 
nig beftrebt war, die eigentliche Snduftrie, ben Gewerböfleiß, zu heben 
und emporzubringen?, Die Bedeutung unb ber Werth des 
Handels aber wurde bisher an fi bedauerlich genug 
bei uns viel zu gering geachtet, ald dag bie Träger desſelben bie 
gebührende Werthſchätzung hätten genießen follen. Namentlich Tiegt 
zufällig ein großer Theil des Hanbeld in ben Händen von Kaufleuten. 
jüdifher Confeffion, ihnen ift bisher jeder Einfluß auf die ae 
ſetzliche Geſtaltung benommen; ganz offen geſprochen, man bat eine 
Scheu, ja man fürchtet ihren Ichendigen Geiſt, als wenn dieſes gei: 
flige Leben nicht zum Beften ber Moblfahrt des Ganzen zu verivens 
ben wäre. Und wie bier die Gonfeffion, fo bildet andererſeits auch 
bie Sprache ein mächtines Hinderniß der Benügung fo mandher 
intelligenten Sraft. Der beutfhe Kaufmann, der deutſche 
Gelehrte ſteht außer dem Kreife der Beachtung, die tild: 
tigften Kräfte müſſen brach bleiben, und die Entwidlung deu Wohlfahrt 
und ba Gedeihen des Taterlandes leiden gar wefentlich darunter, wenn 
ein großer Theil feiner treueften Söhne zur Hebung feiner widtigften 
Intereſſen beizutragen nicht berufen wird”. 
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ber Meinung war, baß ſich der angeftrebte Zweck auch auf andere 
Weiſe erreichen lafle. Zu diefem Behufe rief er „zur Abhilfe der 
zablreihen durch die Handelswelt erhobenen Klagen über bas 
Verfahren gegen Wechſelſchuldner“ eine Vertrauenscommiffion zus 
ſammen, weldye aus Mitgliedern des Richter» und Advofatenftan: 
des, dann aber aud) aus gewählten Vertretern des Handels⸗ und 
Gewerbeftandes gebildet wurde i). 

Schon vorweg wurden von bem Oberftlandesrichter bie 
Aeußerungen der Mitglieder auf ein ſehr enges Feld beichräntt, 
und folgende drei ragen als diejenigen bezeichnet, über welche ſich 
diefelben auszufprechen hätten. 

„Haben die traurigen Erfahrungen, welche in ber ungarifchen 
Hanbelswelt zu Tage treten, wirklich ihren Grund in ben ungari- 
jhen Handels: und Wechjelgefeben ? 

„Iſt bezüglich der Abhilfe Gefahr im Verzuge? und 

„Wie fol dieje Abhilfe beſchaffen fein 2“ 

Die Zögerung fowohl mit der man an die Würdigung ber 
Beſchwerde ging, die Mefultate ber erften Subercurialconferenz®), 
bie Zufammenfegung der neuerlichen Vertrauenscommiffion®) und 
die bekannten Anfichten ber Mehrzahl der Mitglieder diefer letzte⸗ 
ren ?0) ließen bem Pefther Hanbelsitande wenig Hoffnung auf Be⸗ 
feitigung des Uebels, dem burch bloße Modificationen des befte- 
benden Rechtes nun und nimmermehr abgeholfen werden kann. 
Sleihwohl nahm derfelbe durch feine gewählten Vertreter an ber 


7) Das hhatſächliche ber folgenden Darftelung ift ben „Ungarifchen 
Nachrichten? vom März 1865 Nr. 68 u. fi. entnommenen. Bol 
übrigens auch Gerichtshalle 1863, S. 100. 

8) Vgl. Zeitfchrift für dad geſammte Handelsrecht a. a. DO. 

9) Dieſelbe beitand aus acht Vertretern be oberſten Gerichts⸗ 
hofes (ber Septempiraltafel), darunter Ignaz Zfolboih, Theophil 
Fabinyi, Ignaz Szabo und der Senatzpräfident Wilhelm Lipovniczky; 
auß vier Vertretern des allgemeinen Appellationsgerichtes 
(der königlichen Tafel); aus fünf Vertretern bes Wechſel-Aber⸗ 
gerichtes, worunter ber gewefene Präfident Andreas Kiß, bann 
Micheal Hengelmüller und Johann Fogoraſy; ferner aus ſechs 
Mitgliedern de Advokatenſtandes. Somit waren 23 Rechts⸗ 
gelehrte zur Gonferenz beinezogen, während auf ben Handelsſtand 
14 Bertreter fielen, vor welchen je brei auf das bürgerliche und das 
Grophandlungsgremium Peſths (zu jenen, gehörten Kochmeifter, zu 
diefen Burg und Fuchs), und je einer auf die Städte Arad, Debres 
czin, Raab, Kafhau, Preßburg, Debenburg, Temeswar und Miskolez. 

10) Der geweiene Präfident bed Wechſelappellationsgerichtes bob tadelnd 
hervor, „daß einzelue Mlafien, einzelne Bürger” um Abbılfe im Wege 
„der Ordonnanzen einfchreiten ,” „dieß vertrage fich nicht mit bem 
„patriotifchen Gefühle, das in vielfacher Beziehung auch materielle 
Opfer erheifcht.“ 

Beltfgeife für Handelsrecht. Bo. VI. 29 
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Conferenz Theil, gab ben letzteren jedoch bie gemeſſene Inſtrue⸗ 
tion, zunächſt die Annahme der deutſchen Wechſelordnung zu ver⸗ 
langen, und, falls dieſem Begehren nicht ſtattgegeben werden ſollte, 
nur unter der Bedingung an den weiteren Sitzungen theilzuneh⸗ 
men, wenn die allſogleiche Einführung des Wechſelarreſtes zuge⸗ 
ſichert wird. 

Die Mitglieder des Peſther Handelsſtandes waren von einer 
richtigen Vorausſicht geleitet. Es wurde zwar von einem rechts⸗ 
gelehrten Mitgliede der Wunſch nach einem allgemeinen 
europäiſchen Handels-und Wechſelrechte ausgeſprochen 11) 
von einem Anderen conſtatirt, daß in einem bedeutenden Bezirke 
auf pünktliche Zahlnng nicht mehr zu rechnen ſei 12), nicht minder, 
daß unter der Herrfchaft des öfterr. Wechfelrechtes unter 100 vom 
Peſther Handelsgerichte bemilligten Erecutionen nur 5 oder 6 voll 
zogen wurden, weil rüdjidhtlid der übrigen die Befriedigung er: 
folgte, während gegenwärtig biefe Zahl 509,13) und das Verhält- 
niß der Gerichtsfoften von damals zu heute 1:4 betrage 4). Allein 
zu leicht fcheint das Gewicht diefer Thatfachen befunden worben zu 
fein. Insbeſondere entiprechen die auf der Conferenz von Seite 
ber rechtögelehrten Mitglieder geäußerten Anfichten über die Ber: 
bältnifie des Verkehres, des Capitales und des Eredites 
faum der Stufe, weldye die Aeußernden in ber Hierardhie ungari⸗ 
ſcher Rechtspflege einnehmen. Namentlich begnen wir in Anjehung 
bes Perſonalarreſtes ganz verkehrten Anfichten!5). Dagegen ver- 


11) Ignaz Zſoldos. 

12) Joſef Lichtenſtein, Handelsmann aus Miskolez. 

13) Johann Fogoraſi. 

14) Sigmund Burger. 

15) Fogoraſi tadelt es zwar, „daß ſich einige Blätter in Betreff bes „Han: 
„belaftandes und der Belorgnijje befjelben nur fo leichtbin Außerten, 
„als wenn es ſich bloß um eine ausfchlieglich ihn interefjirende Sache 
„handeln würde.” Auch wagte er die Behauptung, „daß bie Sache 

—des Credites um nichts geringer anzufdlagen fei, als der Krieg“ und 
findet auch nur in bem Perfonalarrefte das Mittel, bem Intereſſe 
ber Geſchäftswelt zu helien. Allein auß ber Menge bed circuliren= 
ben Geldes und, weil dieß nicht im Umlaufe if, der Banknoten, 
wovon auf den Kopf 11—12 fl. entfallen, beweifet er ben „Selb: 
nıangel*, feiner Anfiht nad ein fchr wefentliched Gebrechen des 
ungarifchen Verkehrslebens. Er conftatirt, daß der Wucher fi nicht 
auf 10-129, beſchränke, fondern auf zweis unb breifache Beträge 
gebe, und body ift er ein Gegner der allgemeinen Wechfelfähigfeit und 
ber gleichzeitigen Perſonal- und Realexeccution. In einem fo geld- 
armen Lande, wie Ungarn, folle man mit dem Schuldner auch etwas 
fhonend verfahren und nur in dem Falle, wenn er feinen 
Fr babe, die Berjonalerecution gegen denſelben ver: 

gen. 
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bienen bie Vertreter des Handelsſtandes, namentlich jene bes Peſther 
alle Anerkennung. 


Mit Freimuth wurde von ihnen auf die Gebrechen ber un 


garifhen Zuftände im Allgemeinen und ber Verkehrsgeſetzgebung 
im Beſonderen bingewiefen, und babei cine volkswirthſchaftliche 


Auch Michael Hengelmüller, Präfibent des Preßburger W.:&., ift 
ein Gegner des W. Arrefted, wie berjelbe in Befth befteht. Bei Wech⸗ 
felfragen, die aus reinen Handelsgeſchäften herrühren, möge es darum 
fein, alfein „bei und in Ungarn” bemerft er, „fommen nicht nur 
faufmännifche, fondern auch andere Crebitiragen vor und in biefen 
etwa zur Perfonalhaft zu fchreiten, wenn ber betreffende ein binrei= 
chendes Vermögen zur Befriedigung ſeines Gläubigers befitt, nur 
daß er es nicht alljogleich realifiren Fann, wäre eine Strenge, bie ſich 
mit unferen Berbältniffen nicht vereinbaren ließe. „Nur bei Kauf: 
leuten wäre er dafür, wo nach verjuchter Execution ber Verdacht 
geblieben, daß ein Vermögen verheimliht oder auf Andere wegen fin: 
girter Forderungen oder ohne leßtere übertragen worben fe. Biel 
wichtiger fcheine ihm bie fraftechtliche Seite der Frage. Daß Eon: 
curögefeb verorbne zwar ben in ber Crida etwa unterlaufenen Betrug 
am Schlufe des Eoncurfed zu conftatiren, und dann dem Cri⸗ 
minalrichter-fämmtliche After zu übergeben. Allein, bie führe nicht 
zum Ziele, ba bie Gläubiger mürbe gemacht, fid, mit Wenigem be- 
gnügen, ber Concurs aufgehoben werbe und fomit ber obige Zeitpunkt 
nicht eintrete. Er fchlägt daher vor, biefe Beurtheilung ſchon beim 
Beginn bed Concurſes auf alle derlei ftrafbare Handlungen aus: 
zubehnen, was nach feiner Anficht feine Octroyirung wäre. 

Der Septemvir Ignaz Zſoldos hält felbit die letztere Bemerkung 
für nicht gegründet, da ja der All. ©. 4. 1807 jenen als 
Dieb zu ſtrafen befieblt, berburd Betrug Andere am 
Bermögen befhädigt. 

Man möge alfo die Alten ſogleich dem Criminalrichter übergeben, 
wenn in Wechſelexecutionen feine genügendbe ober gar 
feine Dedung vorbanben iſt. Was übrigens den Perfonal: 
arreft betreife, fo wäre er nie und werde auch, fo lange mit Gottes 
Hilfe fein Verſtand und fein Herz am rechten Flecke bleiben, nie ein 
Freund des in bem Sinne genommenen Wechfelarreftes fein, daß 
Scmanb deßhalb eingeiperrt werbe, weil er nicht zahlen fann. Er 

alte die genannte Suftitution für ungwedmäßig, inhuman, für eine 

rt ber Tortur, ja ähnlich dem Shylofismus. Cr ſehe baber ben 
angeblichen Mangel der ungarifchen Gefeßgebung nicht ein und wäre 
ber Tettere auch vorhanden, fo bürfte nur bie Gefeßgebung felbft und 
nicht eine Berordnung demjelben abbelfen. Es beitche ohnehin die 
Anordnung, daß gerichtliche Erlenntniffe ber nicht ungariſch⸗öſterrei⸗ 
chiſchen Gerichte ohne Sontrolle vollzogen werben follen. Wer das 
ber Luft babe, fi oder Anberc einfperren zu lafjjen, ber 
— nur Wien als Zahlungsort in ber Urkunde anzu⸗ 
eten. 

Der Senatspräſident ber Septemviraltajel, Wilhelm Lipovniczky, 
verweifet bie Hanbeläleute auf Geduld, unb während ber. 


29 ® 
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Durchbildung bewiefen, welche fi von bem Grunde biefer Ver⸗ 

bandlungen auf das Vortheilhafteite abhebt !*). - 
Uebrigens wurden keine Beichlüffe gefaßt, die Conferenz in 

Einer Siyung zu Ende gebracht und von dem Oberſtlandesrichter 





Septemvir, Theophil Fabiny, gegen bie gleichzeitige Perfonal: unb 
Realexecution fi ausſpricht, klagt Emerih v. Szabo bie Zeitungen 
an, daß fie mit grogem Geräufh von den Fehlern der un« 
garifhen Medfelgelege ſprachen, denn dieß habe bie Gläu⸗ 
biger eingeihüctert und die Schuldner ermuthigt 
Andbefondere hob Aron Bing hervor, wie nothwendig es ſei, Ein- 
ang mit ben Geſetzen der übrigen Öflerreihifchen Länder 
und ded Auslandes, wegen ber u der ungariichen Bers 
fehrd: und Geldverhältniſſe, berzuftellen. Ungarn müſſe Erebit bei 
Beiden fischen und daher mindeſtens fo viel Garantie gewähren, als 
bie Geſetze den Nachbarn im eigenen Lande gewähren, eine Bemer⸗ 
fung, deven Wahrheit leider nicht bie Ueberzeugung jener Mäns 
ner ausbrüde, welche bie ungariſchen Geſetze wieder zur 
Beltung erhoben. 

Sehr richtig bemierft auch Friedrich Kochmeifter, daß ſelbſt in ber 
Conferenz Aeußerungen von Mitgliedern abgegeben worden feien, 
welde in das Wefen, in das Getriebe von Handel und Ber: 
kehr keine nähere Einfiht haben und die Oröße der Cala— 
mität, die Höbe der Gefahr auch nit fennen. 

Die anderen focialen Klaſſen hätten wenig Neigung, ein Verſtänd⸗ 
niß des Weſens der hanbdelbetreibenden und induftriellen Etände zu 
erlangen, und deren Bedeutung zu würdigen; dennoch hoffe er, daß 
bie patriotifchen Beltrebungen der Mittelflände an Theilnahınslofig: 
feit und Verkennung von anderer Scite nicht weiter unüberfleigliche 
Hinderniffe finden werden. Der Wechſel fei keine nationale Erfindung. 
Bei Kinjibrung bed Wechfeld in Ungarn vor 22 Fahren fonnte auf 
die befonderen Verhältniſſe Rüdficht genommen werden, jeit jener Zeit 
it der Verkehr jeboch riefin potencirt. Jene Stände, welche im 
ſtreugen Wechſelgeſetze Gefahren wittern, mögen eine anz 
dere Form wäblen, und ben Wedel jenen überlaffen, bie 
ihn nicht fürchten. Auch zur Zeit der öjterreichiichen Geſetze babe 
er mit der Sandeläfammer in dem Jahresberichte für 1857— 
1869 im Jahre 1860 über Verichleppung ber Proceffe unb nicht ges 
nügende Strenge gegen die Falliten geklagt; nun fei jedoch bas Uebel 
weit ärger und nicht ein Bericht wie damals, fondern Denfichriiten 
und Seuche lägen vor, felbit den Weg der Deputation babe man 
erarifien, wodei allerdings diefem Schrittedie jalſche Deutung nicht fehlte. 

Kudlih bevorwortet auch Sigmund Burger, Bucdruder aus 
Sgegedin, die Reviſion des ungarischen Wechſeirechtes auj Grund ber 
alyemeinen D. W. U. und die Bermehrung ber Handelsgerichte. 
Brei der allgemeinen Krebitlofigleit bebürften die alten 
Anttitutionen notbwendig der Hendernng. Wer ſich zu iwead 
verpflichtet. — Vorhinein, was er thut, wenn er ſeinen Ramen 
unternpreibt. Die Strenge wurde Biele ver dem Lichtſinn bessaksen, 
in den je uum verjalien. 
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als das Weſen der fraglichen Angelegenheit ausgefprohen, daß 
heutzutage Ordonnanzen (Dctropirungen) niht das Mits 
tel feien, erjhütterte Verhältniſſe zu befeftigen und 
ben Weg zu erfolgreichen Neuerungen anzubahnen, Der mehrfeitig 
conftatirten traurigen Lage der Handelswelt müffe dennoch fo 
ſchnell ale möglich Abhilfe gewährt werden. Zu biefem 
Behufe werbe eine Commiſſion von Richtern die einzelnen Para: 
graphen des ungariihen Wechfelgefehes einer Kritik unterziehen 
und beftimmen, weldye von denfelben einer Revifion bedürfen. Hie⸗ 
mit ſchloß die Sigung vom 16. Mär; 1863. 


2 


ALS Refultat ber von bem Oberftlandesrichter in Ausfiht ges 
nommenen Reviſion ift folgendes an die Präfidenten jämmtlicher 
ungarifher Wechjelgerichte erlaffenes Eircularfchreiben zu betrachten: 

Die hohe königl. ungarifhe Curie hat bezüglich der Wechſel⸗ 
gefebgebung in mehreren Situngen folgende, in unferen be= 
ftebenden vaterlänbifhen Geſetzen wurzelnde Grund: 
fäte feftgeftellt, welche fie in den ihrer Prüfung zu unterbreiten- 
ben Angelegenheiten befolgen wird; namentlich: 

1) Da nad 9.991. TH. des ungarischen Wechſelgeſetzbuches 
ber Wechſel, wenn er nicht acceptirt oder nur zum Theil acceptirt 
wird, „in fo ferne er nicht acceptirt ift,” fogleich mit der Proteiters 
bebung verfällt, nach F. 154 aber in einem ſolchen Falle dem Wechſel⸗ 
eigenthümer das Recht des fofortigen Baarzahlungsregrefles zufteht: 
fo folgt aus der Convergenz diefer Paragraphen mit $. 102 des 1. Th., 
nach welchem, wenn der Schuldner in Eoncurs verfallen ift, der Wechfel 
dem Mafjacurator des Falliten zur Zahlung präfentirt werben 
muß, daß im Falle der Acceptant in Concurs gerathe, 
ber Wechſel dem Acceptanten gegenüber als verfal— 
len zu betradten ift, und die Bormänner daher ſo⸗ 
glei gegen einauder Regreß ergreifen Fönnen. 

2) Berückſichtigend den 6. 214 11. Thl. des W.G.B., wel: 
chem zu Folge, wenn der Aufenthaltsort des VBorzuladenden nicht 
befannt ft, die Vorladung an die Thore des Wechjelgerichtes an: 
zuichlagen, im alle feines Nichterfcheinend aber für ihn ein 
Eurator zu beftellen ift, und biefen Baragraph mit 6. 47 II. Thl. 
W.G.B. und F. 166 I. Thl. der prov. Auftizuormen combinirt, 
kann der Wechfelgläubiger behufs Vorladung ber ihm unbefannten 
Erben feines verftorbenen Wechfelfchuldners die Anmendung des 
citirten Baragraphen 214 bei dem betreffenden Wechfelgerichte ver: 
langen. 

3) Die in Wechfelprocefien gebraten verfallenden Erkennt: 
nifje und Executionsbeſcheide können bei dem Wechfelgerichte im 
Sinne der $6. 84, 92 u. ff. des fpäter als das Wechſelgeſetz ers 
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laſſenen Grundbuchpatentes auf das grundbücherlich aufgenommene, 
unbeweglihe Vermögen des eingellagten Schuldners ohne Ges 
fährdung des Wechſelrechtes einverleibt, refpective 
borgemertt werden. 

4) Auf Gefuh des Wechfelgläubigerd kann die erecutive 
Pfändung, in Mebereinftimmung mit dem Wortlaut und dem Geifte 
bes 6. 150 11. Th. des W.G. B., ſowohl auf das bewegliche als 
auch auf das unbeweglihe Vermögen des verurtbeilten Wechſel⸗ 
ſchuldners in einem und bemjelben wechfelgerichtlichen Beſcheide 
angeordnet werden, und in diefem Falle ift das betreffende Vice 
Geſpansamt oder das betreffende Stabtgeridht anzugeben, die an= 
geordnete Erecution in biefer Weiſe zu bewerkitelligen, baß bie 
Erecution an dem unbewegliben Vermögen nur dann bewirkt 
werde, wenn fein binreihendes oder überhaupt fein Mobiliarvers 
mögen vorhanden ift. 

5) In Berüdfihtigung genommen, daß nad unjeren vater: 
ländifchen Geſetzen, namentlich nad Titel 68, II. Theil und Titel 
28, DI. Theil des Tripertitum , nah Art. 29 de8 VL Decrets 
des Königs Mathias, nad) den Art.89, 90 und 91 des I. Decrets 
des Dladislaus und nad $. 41 des IX. G.A. von 1840, ber 

Schuldbenarreft anwendbar ift, der in dieſer Hinfiht nad 
dem Stande des Schuldners ftattgehabte Unterfchieb aber in Folge 
ber in den prov. Juſtiznormen ausgeſprochenen Rechtsgleichheit 
aufgehört bat, ja auch das Criminalverfahren anlangend, im F. 2, 
3. Theil diefer Normen die Ausdehnung des Verfahrens gegen 
die Adeligen auf Nichtadelige deutlich ausgefprochen wurde; 

in Berüdjihtigung ferner, daß aus der im 8. 1 I. Theil des 
W.G. B. aufgeftellten Definition der Wechfelverpflichtung hervor: 
geht, daß der Wedhfelgläubiger feinem fäumigen 
Schuldner gegenüber niht minder firenge Zwangs⸗ 
mittel und geringere arantien befist, als der privat⸗ 
rehtlihe Glaͤubiger; 

in Berüdfihtigung endlih, daß im Sinne bes $. 191, 
II. Theil des W.G.B. die Anordnung der an unbeweglichen Gü⸗ 
tern vorzunehmenden Erecution, obwohl diefe nah den allgemeinen 
Beitimmungen der Kivilgefebe durch die betreffende Nealinftanz zu 
veranlaffen it, dennoch den Wechfelgerichten übertragen wurbe: 

fteht e8 im Rechte des Wechfelgläubigers, im alle der Er- 
folglofigkeit der WVermögenserecution ober bei Nichtvorhandenſein 
eines Dedungsfondes auf feine eigene, d. h. des Oläubigers, 
Koften,. die gerihtlihe Detention ber Perſon bes 
Schuldners beim Wechſelgericht anzufuden, bei deren 
Anordnung basfelbe gehalten ift, den betreffenden Vicegeipan oder 
das betreffende Stadtgeriht anzugeben, dieſe Haft in ber Weile 
zu bewerkitelligen, bag, wenn ber in anjtänbiger behörblicher Haft 
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gehaltene Schuldner innerhalb 15 Tagen mit feinem 
Släubiger fih nicht ausgleihen follte, berfelbe einen in 
das auch mit feiner Unterfchrift zu verfehende Protokoll aufzunch- 
menden Eid darauf ablege, daß er nit nur vor feinem 
Gläubiger fein Vermögen verbeimlidet babe, ſon— 
auch ein Drittel feines perſönlichen Ermwerbes zur 
Befriedigung feines Gläubiger verwenden werde; 
wenn er aber bie Ablegung diefes Eides verweigern follte, So 
bleibt dem Gläubiger das Recht, bie fernere Detention der 
Perfon feines Schuldners bei dem betreffenden Gericht zu verlan- 
gen ; übrigens, wenn der Schuldner mit Verlegung des abgelegten 
Eides den gebührendeu Theil feines Erwerbes zur Befriedigung 
des Gläubigers nicht verwenden würde ober wann immer es fid) 
erwiefe, daß er wegen Eluſion feines Gläubigers fein Vermögen 
verbeimlichte ,-fo bleibt Letzterem das Recht vorbehalten, auch dar: 
auf zu dringen, daß ein folder unredlicher Schuldner fammt allen 
Mitſchuldigen, welche bei Verheimlichung des Vermögens oder bei 
anderen benachtheiligenden Handlungen wifientlid und abſichtlich 
mitwirkten, als Betrüger auf Grund des Geſetzes Art. XII 1807- 
und fonftiger vaterländiſcher Geſetze dem Criminalverfahren unter- 
zogen werde, 

damit das .. . Wechfelgeriht wegen Unfenntniß diefer 
Prinzipien nicht abweichend verfahre, und eventuell den betreffen: 
den Parteien einen bedeutenden Nachtheil und nublofe Appella- 
tionskoften hiedurch verurfadhe, fo wünſche ih Euer Wohlgeboren 
hievon zur gehörigen Kenntnißnahme und weiteren Beranlafjung 
zu verftändigen. 

Peſth am 26. März 1863 17). 


Betrachtet man die einzelnen Punkte diefes Eirculares, mit 
Ausnahme des zweiten und vierten zwar ganz richtigen, jedoch 
einfacher interpretation gegebener Gefeße entfprungenen, im Bes 
fonderen, fo drängen fi folgende Bemerkungen auf. 

Zu 1. Nicht acceptirte oder nur zum “heile acceptirte 
Wechſel find nach ungarifcheın Rechte ganz, beziehungsweile in dem 
richt acceptirten Theile fogleich mit der darauffolgenden Proteitle- 
birung verfallen und bem Wechfeleigenthümer fteht in einem fol- 
Ken Falle jofort ber Zahlungsregreß zu1®). 

Ht nun vor Ncceptation des Wechſels der Traffat in Eon: 
eurs verfallen, fo bedarf e8 eben für den MWechjeleinenthümer, um 
ihm zum Bahlungsregrefje zu berechtigen, nur der Vorzeigung zur 
Annabıne, und infofern it das beſtehende Gefe einer Erläuterung 

17) Ungariſche Nachrichten, Peſth. Nr. 74 vom 1. April 1868. 
. 18) Siehe diefe Zeitihrift V. Bb. ©. 474. 
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nicht bedürftig. Iſt jedoch der Wechſel acceptirt, fo hat ber Gläu⸗ 

. biger mit dem Zahlungsbegehren bis zur Zahlungszeit zuzuwarten, 

- ja e6 gebührt ihm, felbft wenn der Acceptant mittlerweile im 

Concurs verfallen follte, nit einmal eine Sicherftellung, weil das 

ungarife Wechſelrecht ben Securitätsregreß ber D. W.O. nicht 
nt. 

Wenn nun nichts deſto weniger im Concursfalle des Acceps 
tanten nicht nur dieſem gegenüber ber Wechfel als verfallen bes 
tradhtet wird, fondern aud die Vormänner zum Zablungsregrefle 
verhalten find, fo ift biefe Verfügung ohne Zwang nicht 
aus dem gegenwärtigen ungarifhen Rechte abzuleis 
ten. Sie bat nur das, wie bereit3 nachgewieſen !®) , verfehlte 
Princip des ungariihen Rechtes für fih, die Zahlung zu verorbe 
nen, wo nur die Sicherftellung gerechtfertigt iſt. Thatſächlich maßt 
man fih aber die Macht bed Gefehgeberd an, wenn man die im 
Geſetze normirte vor der Verfallzeit eintretende Zahlungsregreß⸗ 
pflicht der Vormänner auf einen Fall ausdehnt, für welchen Dies 
felben bisher auf Zahlungsmittel nicht bedacht zu fein brauchten. 

Zu 3. Auch in diefem Punkte ift man weiter gegangen 
als es bei einer bloßen Schlußfolgerung gegebener Geſetze geſchehen 
fann. Der 6. 22, VI. G.A. vom Jahre 184%/,, nimmt bem 
grundbücherlich einverleibten und vorgemerkten Wechſel die Wechiels 
kraft. Das Einführungsgefeb zur D.W.O. für Defterreih behebt 
ausdrücklich diefe durchaus nicht mehr gerechtfertigte Anordnung. 
Die Judexcurialbeſchlüſſe befeitigen die D. W.O., belafien aber das 
Grundbuchspatent in Wirkfamkeit und verfügen wahrjheinlih zur 
Befeitigung alles Zweifels im F. 5 der Zufäße zum Handels⸗ und 
Wechſelrecht ausdrücklich: 

Entſprechend dem Begriffe der grundbücherli⸗ 
hen Vormerkung wird der G.A. VI 18%), jo abges 
ändert: 

Der intabulirte oder nah ber neuen Örunds 
buhsorbnung grundbüderlidh einverleibte ober vor: 
gemertte Wechſel verliert bie Wechſeleigenſchaft und 
ift als gewöhnlicher Schuldſchein zu betradten?). 

Wenn es nun nichts deſto weniger in dem obigen Eirculare 
heißt, daß Erfenntniffe und Befheide im Wechſelpro—⸗ 
ceffe ohne Gefährdung desWechſelrechtes einverleibt 
refpective vorgemerkt werden Fönnen?!), fo ift dieß ber 


19) A. a. O. ©. 475. 

20) Das ungarifche Civil- und Strafrecht nad ben Beichlüffen ber Ju⸗ 
berenrialeonferenz von AD. Win 1861. S 124. 

21) Höhft fonderbar Flinat bad angeführte Motiv, „weil dieß dem 
„ſpäter als dem Wechſelgeſetze erlajjenen Grundbuchs⸗ 
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flagrantefte Eingriff in das Recht ber Gefebgebung, deren brei 
Faktoren erft in neuefter Zeit dem Wechſel unter den angegebenen 
Borausfegungen die Wechſelkraft entzogen haben. 

Was endlih den 5. Punkt betrifft, fo theilen wir zunädft 
bie Bedenken mit, welde ſchon gegen ben Borichlag desſelben in 
ber Conferenz geltend gemacht worden find. Die in den Rund⸗ 
ſchreiben Anfangs bes genannten Abfabes angeführten Stellen bes 
ungarifhen Rechtes mit Ausnahme des IX. ©.N. 1840 ſprechen 
bie Perſon des Schuldners allerdings dem Gläubiger zu. Allein 
abgejeben davon, daß ſehr leiht des Schulbners Verwandte ihn 
mit Deichlag belegen und ihn zum Scheine in fortwährender Ges 
wahrfam erhalten können 22), widerftrebe es dem Zeitgeifte bes 
19. Jahrhunderte eine Art der Sflaverei durchzuführen 23), wie 
denn in der That der IX. G.A. 1840 im $. 41 bie ber Feld⸗ 
[häden Schuldigen, welhe weder den zugefprodhenen 
Schadenerſatz noch bie Strafgelder erlegen, dem Rich⸗ 
ter zu einer anftändigen Einſperrung überläßt, bie ein halbes 
Jahr dauern darf, übrigens auch ihrer ganzen Anlage nad 
— dem Perſonalarreſte nicht verglichen werden 

ann. 

An der Hand dieſer nichts deſto weniger vermeinten Analo⸗ 
a begannen aud) bald nach der Einführung des ungarifchen Wech⸗ 
elrechtes im Jahre 1840 einige Wedhfelgerichte mit Genehmigung 


„patente entfprehe” Ta nicht angenommen werben barf, daß 
ber Oberfilandesrichter nur nach Belieben die von ber Befiegung ber 
ungarifchen Revolution 618 zur Erlaffung bed Oftoberbiplomes vom 
Sabre 1860 kundgemachten Gefepe anerkannt, fo ift nur folgenbe 
Alternative ftatthaft. Entweder nebührte bem Kaifer von Oeſterreich 
in biefer Zeit auch in Ungarn das Geſetzgebungsrecht oder nicht. Im 
eriteren Falle ift bie Möglichkeit, einen Wechfel unter Erhaltung 
feiner Wechſelkraft zu intabuliren, ſchon durch daB Einführungsgefeß 
zur D.W.O., fomit vom 1. Mai 1850 an geboten, und ber entge⸗ 
genſtehende 6. 22, EA. VI. 18%2/,, ausbrüdlich aufgehoben und ſo⸗ 
mit bie entiprechenbe Anordnung bed Grundbuchspatentes vom Sabre 
1854 nichts Neues, fonbern eben nur damals beftehenbes Recht. Im 
zweiten alle aber beftanb weder bie D.W.O. noch bie Grundbuchs⸗ 
forderung zu Neht und bie letztere hat erſt durch die Sanction 
der Judercurialconferenzbeſchlüſſe, fomit gleichzeitig mit ber im 
Gegenfabe zur Grundbuchſsordnung ben Inhalt des $. 22, VI 
8.4. 1813,, repibirenden, die Wechſelkraft intabulirter 
oder pränotirter Wechſel befeitinendben Verfügung 
aejeglihe Geltung and An feinem alle alfo ift bad 
aus der GB.O. bergenommene Motiv zutreffend. 

22) Johann Fogorafi a. a. D. 

28) Ignaz Zſoldos a. a. D. Auch behauptet biefer, bat in Sachen ber 
Berjonalerecution nah dem ungarifchen Rechte nicht das Wechſel⸗ 
jondern nur das allgemeine Civilrecht competent wäre. 
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ja fo zu ſagen über „Inviation“ des Wechſelappellationegerichtes 
bie oben angeführten, von der Perfonalerecution ber Schulöner 
bandelnden, Gefege auch auf den Wechfelihuldner anzuwenden, von 
der Anfiht ausgehend, daß fi bdiefelben überhaupt auf alle 
Schuldner beziehe. Diefe Uebung wurbe von einigen Wedhfels 
gerichten mit dem beiten Erfolge über ein Jahr gehandhabt, da 
bie verhängte Perfonalerecution felten vollzogen wurde, weil bie 
Schuldner entweder zahlten oder ſich ausglidhen, wiewohl bie vor⸗ 
ber verfuchte Realerecution zum Ziele nicht geführt Hatte. Da je 
doch einige Fälle im Wege ber Revifion zur Septempiraltafel ges 
langten, ſprach diefe den Grundfak aus, daß, weil im unga= 
rifhen Wechſelgeſetze die Berfonalerecution nidt- er: 
wähnt wird, fie auh im Wecdfelproceffe nit ange 
wendet werden Fönne2#), 

Abgefehen jedoch von allen Einwendungen, weldye vom Stanbs 
punkte der ungariſchen Legislation gemacht werben können, gibt 
es noch eine höhere Berehtigung zu einer verurtbeilens 
ben Kritit ber neueften Auslaffung der beiden ober: 
ften Gerichtshöfe Ungarns, beziehungsweife ihres Borftans 
bes. Glaubt man in der That, daß Unbebeutenbeiten, wie ber 
Punkt 2 und 4, bei den bereditigten Klagen ber Geſchäftswelt in 
Betracht kommen können? oder daß die Erweiterungen eines ſchon 
an und für ſich fehlerhaften Grundfates, wie dies im Punkte 1 
geſchah, den Beifall Einfichtiger für fih haben? Mit der Verfü- 
gung zu 3 ift allerdings ein Schritt zum Beflern gemacht; allein 
vereinzelt wie im vorliegenden Falle, wird feine Bebeutung wefent: 
lich abgeſchwächt. In diefer Anfiht werben wir auch durch bie 
Berfügung zu 5 nit wankend. Zunächſt bleibt diefelbe ſchon da⸗ 
durch hinter den Erwartungen bes Handelsftandes ftehen, daß zus 
erft die Realerecution erfolglos durchgeführt fein 
muß, bevor auf bie Perfon bes Schuldners gegriffen wer 
ben darf. Auch ift die angegebene Frift von 15 Tagen als 
Arreftdauer viel zu furz Man wende nicht ein, daß bie 
letttere unbefchräntt ift, wenn innerhalb der angegebenen 15 Tage 
weber ein Ausgleich erfolgt, noch auch der zweifache Eid des Schuld⸗ 
ners vorliegt, einerfeits, daß er fein Vermögen verheimlichet habe, 
und andererfeits, daß.er von nun an — doch wohl nur nad 
Dedung des eigenen Unterhalte® — ein Drittel feines perfönlichen 
Erwerbes zur Befriedigung feines Gläubiger verwenden werde, 
und daß die Betrugsflage ftatthaft fei, wenn jemals nad) der einen 
Richtung das Entgegengefehte erwiejen ober in ber andern das 


24) Johann Sogoraf a. a. O. Auch Lukacs ſprach fi im ähnlichem 


3 
Sinne aus. 
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eidlich bekräftigte Verfprechen nicht gehalten würde. Zunächſt ers 
beben fih gegen bie Betrugsflage in der zweiten Richtung bie 
Stimmen ber bedeutendſten Strafredhtsichrer. Mit Necht beziehen 
fie den Betrug auf die Wahrbeitsentitellung von Thatſachen oder 
thatſächlichen Verhältniffen, die wirklich eriftiren oder nicht eriitiren 
follen. Daher kann das bloße Brechen einer für die Zukunft eins 
gegangenen Verbindlichkeit, das Nichterfüllen einer Zufage jelbft 
dann nicht als Betrug betrachtet werden, wenn der Aufagende die 
Abſicht Hatte, nit zu erfüllen, da bie auf bie Zukunft gerich⸗ 
tete Abfiht nicht als Thatfahe angefehen werden kann?s). 
Allein Hievon ganz abgefehen, ift der Werth einer Anordnung fehr 
zweifelhaft, welche die Berlodung eines boppelten Meins 
eides enthält. Wer dem Auge bes erequirenden Gläubigers fein 
Bermögen zu verbergen wußte, beforgt eben deßhalb nicht den Bes 
weis des erften Meineides, und kann in Betreff des zweiten feiner 
Klugheit umjomehr vertrauen. Was endlich ben praktiſchen Erfolg 
diefer Maßregel betrifft, fo fteben wir auf Seite jener, welche ſich 
von berfelben nichts verfpredhen, weil eben die Inzichten bes 
Betruges nicht genauer angegeben find20) und dem Gläubiger 
gewifler Maßen die Laft zufällt, die fünftigen Ein: 
nabmen des Schuldners zu überwachen und die Hilfe 
des Gerichtes anzurufen, jedoch nit umzur Zahlung 
zu gelangen, fondern ben Meineib des Schuldners zu 
conftatiren. 

Schließlich erlauben wir uns zur Ueberſicht der gegenwärtis 
gen Sachlage folgendes zu bemerken: 

Die unterm 23. Juli 1861 den Jurisdictionen mitgetheilten 
Beichlüffe der ungarifhen Subercurialconferenz haben, bie öſterrei⸗ 
chiſche Rechtsgeſetzgebung in Ungarn befeitigend, eine veraltete 
und mangelhafte Civil: (und Criminal-) juſtiz eins 
— ) und insbeſondere im Wechſelrechte einen weſentlichen 

ückſchritt gethan. Der letztere wird von ben dabei Betbeilig- 
ten aufs Empfindblihfte wahrgenommen. In den maßgebenden Re- 
gierungsfreifen Ungarnd wird zwar biefer Uebelſtand im Allge⸗ 
meinen zugegeben, die Octroyirung — beziehungsmeife Wiederein: 
führung — ber einfchlägigen öſterreichiſchen Geſetze jedoch als vers 


— 


25) Abhandlungen aus dem Strafrechte von C. Reinhold Köſtlin. 
Tübingen 1868. S. 185, 146 und 1585. 

36) Kochmeifter a a. O. 

27) So mußte 3. B. erft neueſtes durch das a. h. Refeript vom 18. 
Juni 1862 bie von Amtswegen zu erfolgende Gaffirung ber von ben 
Givilgerigten über ſolche Gegenſtände gefällten Urtheile eingeführt 
werben, bie entweder vor bie Militärgerichte oder gar nicht vor bie 
richterlihen fondern vor bie Berwaltungsbehörben gehörten. 
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faſſungswidrig bezeichnet. Dagegen wählt man, nach Anhörung 
der Klanen des auf Patriotismus verwiefenen Handelsſtandes, 
weldyen man zugleich die Aeußerungen berebter Anhänger bes uns 
gariſchen Rechtes, aus den höchſten Gerichten genommen, entgegen: 
gelebt, den Weg eines von dem oberften Landesrichter ausgeben: 
den angeblich zur Heilung der Webelitände geeigneten Declaratoris 
ums, das wie behauptet wird nur Tolgerungen enthalte, bie im 
dem ungarifhen Gefete wurzeln. Bon diefen Folgerungen 
wurden jedoch die meiften von der weit aus größerer 
Mehrzahl der ungarifhen Gerichte gar nidht gezogen 
und die bebeutendfte darunter (zu 5) von dem oberſten Ge⸗ 
rihtshofe wor Jahren ausdrüdlih abgelehnt. Eime 
andere (zu 3) befindet fib im offeniten Widerſpruche 
zu dem beftehbenden Rechte, und allen fehlt die Kraft 
der Berbindlichkeit, jo daß deren Befolgung für längere 
Zeit zumeiſt von dem guten Willen der Gerihte abhäns 
gig iſt?s). Aber felbft im beiten Falle entipriht ber Inhalt 


28) „Sch bin überzeugt”, ſagte A. Kiß, geweiener Präfident bed Wechſel⸗ 
appellaticndgerichtes, in der Sonferenz, „daß wenn dermalen bier ge⸗ 
wife Grundſaͤtze ausgeiprochen werben, biefelben, wenn fie aud 
nicht bindend wären, von ben Gerichten bennodh angenommen 
werben.“ Noch im Mai 1868 wurden bie von dem Peſther Wechſel⸗ 
nerichte angeordneten Berfonalerecutionen von dem Peſther Stadt: 
gerihte „aus Mangel an Xocalitäten“ nicht vollzogen 

Auch die Erfahrungen der öfterr. Nationalbanf, als Hypotbekarinſti⸗ 
tuts, zeinen, weſſen man fi) von den ungarifchen Gerichten zu vers 
ſehen babe. An ber Generalverfammiung ber öſterr. Rationalbanf 
rom 24. Februar 1863 berichtet ber Gouverneur ber letzteren: 
Ungarn bat biöher noch feine von ber Nationalbank einge 
leitete Erecution im gerichtlichen Wege zu einem Ends 
ergebniffe geführt. Bis zum Schluſſe des Jahres 1862 feblten 
ſonach ſichere Anhaltspunkte, um den Einfluß zu ermefien, welchen 
die derzeit beſtehende Geſetzgebung und Juſtizpflege in Ungarn auf 
die Durchſetzung ber Hypothekarrechte ber Nationalbank ausübt. Nicht 
ſowohl die Höhe der in Ungarn aushaftenden Rückſtände, als viel⸗ 
mehr die angebeutete Ungewißheit über bie Durchführung 
früher erworbener Rechte, ndöthigte daher bie Bankdirec- 
tion zu ihrem Bedauern, mit der Gewährung von Hype: 
tbefar:Grediten in dbiefem Lande vordberband noch inne zu 
halten. Die ungarifche Hofkanzlei hat am 19. Febr. 1862 eine Gir: 
cular:Verordnung an fämmtliche Gerichtäbehörben erfler Inſtanz in 
Ungarn erlaffen, durch welche die Somitatdleiter beauftragt werben, 
ſämmtliche in ihrem Amtsſprengel befindliche Gerichte ernftlich babin 
anzumeifen, baß fie fi in Betreff ber Hyvotbelatforberungen bet 
Bank firengftens an bie Allerhöchſt genehmigten Statuten ber Hypo⸗ 
tbefar-&rebitö-Abtbeilung ber Bank, fowie an die ergänzende Berorb: 
nung vom 8. Juli 1859, bei fonfliger Verantwortung zu halten ba: 
ben. Die Bant hofft, daß der Erfolg biefer Verordnung 
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bes Declaratorinmd den Wünſchen ber Verkehrenden nicht und 
trägt mehrfad ben Stempel der Dctropirung an fidh, 
die man angebli doch vermeiden wollte. 

Wir hoffen jedoh, daß in diefer Sade mit dem 
obigen Juder:-Curial:Erlaß nit das legte Wort zum 
Schuge der bezügliden Interejfen gefproden ift29). 
Es geht gegenwärtig ein Zug durch die ganze gebildete Welt, ven 
Bedürfniffen bes Verkehrs, des feiner Natur nad) fosmopolitifchen 
Handel® und alles beflen, was bamit im unmittelbaren. Zus. 
fammenhange ift, in der umfafjendften Weife gerecht zu werben. 
Hier kann die Entwidlung des Rechtes in engen und formell bes 
geenzten Kreifen nicht vor fi geben, die mit dem Schlagworte 
eigenartiger, nationaler Ausbildung Alles gethan zu 
haben glauben, und fi damit außerhalb des europätfhen Rechts: 
bewußtjeins ftellend gegen Refultate verfchließen, die ein klarer Ein- 
blid in das Weſen des Rechtes und bie Vergleihung verwandter 
Inſtitute geichaffen hat. 


vn, 


Preußifches Geſeitz vom 1. Februar 1864 wegen Aufhebung der 
lex Anastasiana in den fandestheilen des gemeinen Rechts?"), 


F. 1. Im Falle der Abtretung einer Forderung kann ber 
Ceffionar ihren vollen Betrag auch dann vom Schuldner verlangen, 
wenn diefer Betrag ben für bie Abtretung vereinbarten Preis 
überfteigt. 

$. 2. Mle entgegenftehenden Vorſchriften werden hiedurch 
aufgehoben, 


RX, 


Geſetz der freien Stadt Srankfurt vom 2. Februar 1864 über 
Binfen. 


F. 1. Die gefeglihen Beſchränkungen bes vertragsmäßigen 
Zinsfußes find aufgehoben. 


die Thätigkeit ber Hypothelar-AbtHeilung in Ungarn neu 
belieben wirb. «Siche auch Gerichtshalle 1863. ©. 69.) 

29) Siehe auch Gerichtshalle 1862. ©. 2 und 18. 

80) In den Lanbestheilen ded Preugifchen und Franzöſiſchen Rechts if 
die lex Anastasiana ſchon durch bie bürgerlichen @efeßbücher befeitigt 
worden. 
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8. 2. Die Höhe der gefeklihen Zinfen, insbeſondere au 
der VBerzugszinfen, ift Sechs vom Hundert jührlid. 

3. Beſteht für eine Forderung ein feftbeftimmtes Zah⸗ 
lungsziel, fo ift der Gläubiger beredhtigt, auch ohne Verabredung 
oder Mahnung Verzugszinſen vom Tage ber Yälligkeit an zu 
ordern. 

F. 4. Die Beitimmungen des Art. 291 des H.⸗G.⸗B., daß 
1) derjenige, welchem bei dem Rechnungs-Abſchluß ein Ueberfchuß 
gebührt, von dem ganzen Betrag besjelben, auch von ben darin 
begriffenen Zinfen, feit den Tage des Abfchlufjes Zinfen zu fordern 
berechtigt ift, und 2) der Rechnungsabſchluß jährlich einmal erfolgt, 
fofern nit ein Anderes vereinbart worden, finden überall Anwen⸗ 
dung, wo zwilchen den Betheiligten eine laufende Rechnung (Conto: 
corrent) beiteht. . 

6. 5. Zinſen von rüdjländigen Zinjen find außer dem im 
6. 4 vorgefehenen Falle nur zu entrihten: a) wenn folde bedun⸗ 
gen find, b) im Nectöftreite aus ben cingeflagten Zinjen vom 
Tag der Klagebehändigung an, und zwar in dem Fall unter 
&) nad) dem vertragsmäßigen, in dem Fall unter b) nad dem 
gefeglichen Zinsfuß, letzteres aud dann, wenn ein niedrigerer Zins: 
fuß bedungen fein follte. 

8. 6. Die Zinfen können in ihrem Oefanmtbetrag das Ca⸗ 
pital überfteigen. 

. 7. Die Forderungen wegen ber Rüdftände an Zinfen 
und Zinfeszinjen verjähren mit Ablauf von 5 Jahren. Der Lauf 
ber Berjährungsfrift Heginnt mit Ablauf des auf den feftgefeßten 
Zahlungstag folgenden 31. December, und wenn ein Zahlungs: 
Tag nicht befonders feitgefeßt ift, mit dem Ablauf des 31. 
December desjenigen Jahres, in welhem die Forderung entſtan⸗ 
den. Für Zinfenforderungen, welche zur Zeit der Bublication die 
ſes Geſetzes bereits fällig waren, ift die Verjährung von dem Abs 
lauf des 31. Dec. 1864 an zu berechnen. Würbe jedody die Ver: 
jährung nad den bisherigen Geſetzen ſchon früher vollendet fein, 
fo behält es bei biejen fein Bewenden. — 


X, 


Preußiſches Gefetz vom 15. Februar 1864 über Artiengefelt- 
ſchaſten, bei welchen der Gegenftand des Unternehmens nicht in 
Handisgefhhäften befteht. 

6. 1. Das durch den Art. 12 des Einführungs: Gefehes 


pe. Allgemeinen Deutfhen H.⸗G.⸗B. vom 24. uni 1861 
Bezug auf diejenigen Actien : Gefellihaften, bei welchen 
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der Gegenſtand des Unternehmens in Handelsgefhäften befteht, 
bereits aufgehobene Geſet über Actiengejellihaften vom 9. Novem: 
ber 1843 wird auch in Bezug auf diejenigen Xcticngefell- 
haften aufgehoben, bei welchen der Gegenitand des Unternehmens 
nicht in Handelsgeſchäften befteht. 

$. 2. Für Actiengefellfpaften, bei welchen ber Gegenſtand 
bes Unternehmens nicht in Handelsgeſchäften beiteht, jollen fort⸗ 
an bie in ben Art. 18, 207—248 bes Allg. D. H.⸗G.⸗B. und in 
dem Art, 12, 6G. 1—9 des Einf.-Gef. vom 24. Juni 1861 ent: 
baltenen Vorſchriften gleichfalls gelten, ſo weit in den folgenden 
Paragraphen nicht ein Anderes beſtimmt iſt. 

$. 3. In den Landestheilen, in welchen das Allgemeine 
Landrecht gilt, findet auf dieſe Actiengeſellſchaften auch der Art, 23 
des Einf.-Gef. vom 24. Juni 1861 dahin Anwendung, daß bie 
zu dem Vermögen eimer folhen Geſellſchaft gehörenden Grunbftüde, 
Gerechtigkeiten, dinglihen Rechte und Hypotheken-Forderungen auf 
ben Namen ber Geſellſchaft ohne Benennung der einzelnen Gefell- 
fchafter in das Hypothekenbuch einzutragen find, daß bei der Ein- 
tragung bie Firma der Gefellihaft und der Ort, wo fie ihren Sitz 
bat, anzugeben, und daß, wenn in Bezug auf bie Firma oder ben 
Sitz eine Aenderung eintritt, biefe im Hypothefenbädye zu vermer: 


ten iſt. | 

. 4. Die in den Art. 210, 211, 212, in dem zweiten und 
dritten Abſatz des Art. 214, fowie im eriten Abjaß des Art. 220, 
in den Art. 226, 228, 233, in dem eriten Abjat des Art. 239, 
in bem Art. 243, in dem zweiten Abfay des Art. 244, in bem 
dritten Abſatz bes Art. 245, in dem Art. 246, in dem Art. 247 
unter Riff. 4, und in dem ‚weiten Abſatz des Art. 248 des Pa 
D. H. G. B. enthaltenen Vorfchriften finden auf bie in dem $. 2 
bezeichneten Actiengefellfhaften feine Anwendung. 

F. 5. Für biefelben treten an Stelle ber nady den 8. 4 
nit anwenbbaren Vorſchriften des Art. 211, des britten Abſatzes 
des Art. 214, des eriten Abſatzes des Art. 220, der Art. 2286, 
228, 233, bes eriten Abſatzes des Art. 239, bes Art. 243, des 
zweiten Äbſabes des Art. 244, des dritten Abſatzes des Art. 245, 
der Art. 246, 247, Ziffer 4 und des zweiten Abſatzes des Art. 
248 des D. 9. ©. B. folgende Vorſchriften: 

1) An Stelle des Art. 211: Bor erfolgter landesherrlicher 
Genehmigung und Bekanntmachung des Gefellihaftsvertrages nebſt 
der Genehmigungsurkunde durch das Aıntsblatt (Art. 12, SG. 1 
und 3 des Einf.:Gef. vom 24. uni 1861) beftebt die Actien: 
Geſellſchaft als folhe nit. — Wenn vorher im Namen der Ge 
ſellſchaft gehandelt worden ift, jo haften Die Handelnden perſönlich 
und folidariich. 

2) An Stelle des britten Abfabes bed Art. 214: Ein fol: 
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her Beſchluß Hat Feine rechtliche Wirkung, bevor berfelbe nebft ber 
Genehmigungs⸗Urkunde dur das Amtsblatt befannt gemacht if. 
(Art. 12, $$. 1 und 3 des Einf.-Gef. vom 24. Juni 1861.) 

3) An Stelle des erſten Abſatzes bes Art. 220: Ein Actio: 
när, welcher feine Actie nicht zur rechten Zeit einzahlt, ift zur Zahl⸗ 
ung ber landesüblichen Verzugszinjen von Rechtswegen verpflichtet. 

4) Un Stelle des Art. 226: Handelt es fiy um bie Füuhr⸗ 
ung von Procefjien gegen die Mitglieder des Vorftandes oder bes 
Auflihtsrathes, jo kommen die Art. 194 und 195 mit der Maß: 
gabe zur Anmendung, daß die Ernennung der Bevollmädtigten, 
wenn bie Beitellung derfelben durch Wahl gehindert wird (Art. 
195, Abſatz 2), durch das Gericht erfolgt, in deſſen Bezirke die 
Geſellſchaft ihren Sitz hat. 

5) An Stelle des Artileld 228: Die jeweiligen Mitglieder 
des Vorſtandes müſſen alsbald nad) ihrer Beftellung in der Form, 
weldhe für die von der Gefelihaft ausgehenden Bekanntmachungen 
angeorbnet ift und durch die bafür beitimmten öffentlihen Blätter 
(Art. 209, Ziffer 11) bekannt gemacht werben. 

6) An Stelle des Art. 233: Jede Aenderung ber Mitglie- 
der des Vorftandes muß in der für die Veröffentlihung der Mits 
glieder des Vorſtandes vorgejchriebenen Weile befannt gemacht 
werden. In Bezug auf ein erft nad Ablauf des dritten Tages, 
von dem Tage ber Ausgabe des Blatte8 an gerechnet, in welchem 
die Bekanntmachung zuerft erſchienen ift, abgefchloffenes Geſchäft 
fann, ber Gefellihaft gegenüber, die Unkenntniß ber. Aenderung 
nicht geltend gemacht werden. Sit das Geſchäft früher abgejchlofien, 
oder ift die Veröffentlihung nicht gefchehen, jo kann bie Gefell- 
Ihaft einem Dritten die Aenderung nur dann entgegenfehen, wenn 
fie beweift, daß ihm biejelbe bei dem Abſchluß des Geſchäfts bes 
fannt war. 21) 

7) An Stelle des erften Abſatzes des Urt. 239: Der Vor: 
ftand ift verpflichtet, Sorge zu tragen, daß bie zur Weberficht der 
Bermögenslage der Geſellſchaft erforberlihen Bücher geführt wer⸗ 
ben. Er muß den Actionären fpäteftens in den erften ſechs Mo⸗ 
naten jedes Geſchäftsjahres eine Bilanz des verflofienen Geſchäfts⸗ 
jahres vorlegen, — Die Bücher der Geſellſchaft find während zehn 
Jahrer, von bem Tage der in diejelben gejchehenen lebten Eintrag: 
ung an gerechnet, aufzubewahren. Daſſelbe gilt in Anfehung ber 
Seihäftebriefe, fowie in Anfehung der Inventare und Bilanzen. 


81) Dur ben vorſtehenden Satz ift das für Hanbeldactienvereine geltende 
Brincip ber Art. 46. 25 H. &. 8. (vgl. Zeitſchr. Bd. V. S. 191, 
ne 528) im Sinne bed Preuß. Dionit. 40 zur dritten Leſung 
mobiflcirt. 
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8) An Stelle bes Art. 243: Die Auflöfung ber Geſellfchaft 
muß, wenn fie nicht eine Bolge des eröffneten Concurſes ift, zu 
brei verjchiedenen Malen durch bie hierzu beftimmten öffentlichen 
Blätter (Art. 209, Ziffer 11) bekannt gemacht werden. — Durd 
dieſe Bekanntmachung müſſen zugleich die Gläubiger aufgefordert 
werden, ſich bei der Geſellſchaft zu melden. 

9) An Stelle des zweiten Abfabes des Art. 244: Es Toms 
men die bezüglidy der offenen Handels-Geſellſchaften über das 
Nechtsverhältnig der Liquidatoren gegebenen Beitimmungen auch 
bier zur Anwendung mit ber Maßgabe, daß bie Riquidatoren, 
das Austreten eines Liquidators oder das Erlöſchen der Vollmacht 
eines ſolchen in gleicher Art, wie die Mitglieder des Vorſtandes 
und eine Aenderung der Mitglieder bekannt zu machen find. Die 
Bolgen der gefhehenen Bekanntmachung beftimmen fi nad ben 
Vorſchriften Über die Folgen der geichehenen Belanntmachung einer 
Aenderung der Mitglieder bes Vorſtandes. a 

10) An Stelle des dritten Abſatzes tes Art. 245: Die aus 
ben Büchern der Geſellſchaft erfichtlihen oder in anderer Welfe 
befannten Gläubiger find durch befondere Erlafje aufzufordern, fich 
zu melden; unterlaflen fie dies, fo ift der Betrag ihrer Forderun⸗ 
gen gerichtlich niederzulegen. -- Das Lebtere muß aud in Ans 
fehung der noch ſchwebenden Verbindlichkeiten und ftreitigen For⸗ 
derungen geſchehen, fofern nicht die Vertheilung des Geſellſchafts⸗ 
Vermögens bis zu deren Erledigung ausgelegt bleibt oder ben 
Släubigern eine angemefjene Sicherheit beſtellt wird. 

11) An Stelle bes Art. 246: Die Bücher ber aufgelöften 
Sefelihaft find an einen von dem Gerichte, in deſſen Bezirke bie 
Geſellſchaft ihren Sig bat, zu beftimmenden fiheren Ort zur Auf: 
bewahrung auf bie Dauer von 10 Jahren nieberzulegen. 

12) An der Stelle ber Beitimmung unter Ziff. 4 Art. 247: 
Die Auflöfung der Geſellſchaft ift wie in fonftigen Auflöfungsfällen 
befannt zu machen. 

13) An Stelle des zweiten Abfages des Art. 248: Die 
Zurüdhaltung kann nur unter Beobachtung derjelben Beftimmuns 
gen erfolgen, welche für bie Vertheilung des Geſellſchafts-Vermö⸗ 
gens, im alle der Auflöfung nad ben im Art. 245 und ben vors 
jtebend unter Ziff. 8 u. 10 enthaltenen Vorſchriften maßgebend find. 

6. 6. Iſt der Vorftand einer zur Zeit des Eintritts der 
Geltung dieſes Geſetzes bereits beftehenden Actien⸗Geſellſchaft, bet 
weldyer der Gegenſtand des Unternehmens nicht in Handelsgeſchäf⸗ 
ten beftebt, in der Befugniß, die Geſellſchaft zu vertreten, bes 
ſchränkt, ſo kommt während des Zeitraums von fünf Jahren, von 
ber Zeit des Eintritts der Geltung dieſes Geſetzes an gerechnet, 
die im zweiten Abſatze des Art. 231 des d. H.-G.⸗B. enthaltene 
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Vorſchrift nicht zur Anwendung; für bie ſpätere Zeit hat die Be 
ſchränkung dritten Perfonen gegenüber feine redhtlihe Wirkung. 

$.7. Im Bezirke des Uppellationsgerihtöhofes zu Cöoln 
muß der Vorſtand einer nad) dieſem Geſetze zu beuribeilenden Yo 
tien⸗Geſellſchaft im Falle des dritten Abſatzes bes Art. 240 des 
D. 9.:©.:8, die Unzulänglichkeit des Vermögens der zuftindigen 
Auffihts-Behörde anzeigen. Wenn bie Mitglieder des Borftandes 
bie Anzeige unterlafien, jo werben fie nad) Maßgabe des F. 9, 
Art. 12 des Einf.:Gef, vom 24. Juni 1861 beftraft. — 


Nechtsſprüche. 


1. Thatſächlicher Abſchluß eines Gefellihaftsver- 
trages”). 


Die Barteien baben mit dem Stabtrathe zu . . . einen 
ſchriftlichen Vertrag über die Grubenräumung und ben Erport bes 
Düngers geihlofien. In dem Vertrage werben fie als bie Unterneh — 
mer des Geſchäfts bezeichnet, welche dasſelbe auf eigene Rechnung 
und Gefahr zu übernehmen bereit feien; fie haben fi gemein: — 
ſchaftlich zur Entrihtung der für das an Beide verpachtete ſtädtiſche 
Inventar ftipulirten Pachtzinfen verpflichtet, und alle fonft noch 
feftgefeßten Berpflichtungen und Beregtigungen — mit Ausnahme 
einer vom Beklagten allein zu leiftenden Padtcaution — gemein: - 
fhaftlih übernommen und zugefihert erhalten. Beide haben um 
die Gonceffionsertheilung zu dieſem Gefchäftsbetriebe nachgeſucht — 
und fie ift beiden ertbeilt mworben. 

„Dieſes gemeinfchaftlihe Handeln und Auftreten rechtfertigt 
nit nur die Schlußfolgerung, daß demfelben eine münbliche Ver: 
abredung über das auf gemeinjchaftlihe Rechnung zu unterneh⸗ 
mende Geihäft der Grubenräumung und des Düngererportd vors 
ausgegangen fein müſſe, ſondern es liegt barin auch der jelbitän: 
ig und_tbatfächlich bemi tetötöns 












‘ IK 





Denn ein folder kann allerdingg — 1. 4 D. pro socio He 2), 
l. 2 pr. D. com. divid. (10, 3) — auch thatſaͤchlich und ohne eine 
fpectell vorbergegangene diesfallfige Verabredung dadurch begräns 
det werben, daß 3. B. mehrere Perfonen eine Sache zufammen m. 


9 6.8.8. Urt. 266. 
80° 
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Zaufen, oder, wie hier, bie Beforgung eines Geſchäfts zu gewerbs 
lien Zweden gemeinjhaftlid von einer dritten Berjon übernehmen. 

(Urtheil des O. A.G. zu Dresdenv. 8 Auguft 1661. 
Annalen Bd. IV. ©. 478. 479). 


2. Quafifocietät als Nebenvertrag zu einem Kauf: 
vertrag. Redhnungslegung®). 


Kläger hatte fein Kaufrecht an einem Grundſtück an ben 
Bellagten gegen ein baares Kaufgeld von 1700 Thlr. und 10%, von 
dem Reinertrage des vom Käufer aus ben ſchlagbaren Beſtänden 
bes miterfauften Holzes zu erzielenden Erlöfes übertragen. Darüber 
follten halbjährlich Berechnungen ftattfinden. Bellagter weigerte jes 
dody in dem eriten Halbjahrstermine die Nechnungslegung, indem er 
ſich lediglidy zur VBorlegung der Bücher und Beläge erbot. Die Klage 
auf förmliche Rechnungslegung ward vom O. A.G. zu Dresden 

BR Urtheile vom 29. März 1860 und 6. October 1860 ale 
begründet anerkannt. 

„Die ftipulirte Tantitme von 109), des Gewinns aus den 

„Holzihlägen des Guts erjcheint als ein Theil des Kaufgeldch, 
und enthält infoweit cine relative Kaufgeldbeftimmung, welche völ 
fig zuläßig iſt. 1.78.2 D.de C. E (18,1). Treitſchke Kaufs 
Tontraft ©. 18. Dur Stipulirung diefer Tantieme ijt zwijchen 
fhen den Barteien ein Nechtsverhältniß begründet worden, weiches 
infofern nad den Grundſätzen des Societätsvertrages zu beurtheis 
len ift, ald Beklagtem vermöge defien die Verpflichtung -obliegt, 
über den gezogenen Gewinn Nehnung abzulegen. Ein ähnliches 
Beijpiel bietet das Römiſche Recht in der colonia (locatio con- 
ductio) partiaria, welde Gaius ausdrüdlid ald cine quasi 80- 
cietas bezeichnet. 1. 25 8. 6 D. locati (19,2). Aus dieſer Be⸗ 
zeichnung ſchon folgt, daß die Natur bes urſprünglich abgeſchloſſe⸗ 
nen Pachtvertrages durch jenen Nebeuvertrag nicht aufgchoben, 
fondern nur, foweit die Theilung des Fruchtgenuſſes und der Ges 
winn und Berluft Hierbei in Trage kommt, die Grundſätze bes 
Geſellſchaftsvertrages zur Anwendung gelangen. In gleicher 
Weiſe find die Vorſchriften des Societätscontractd analog anzus 
wenden, wenn ein unumjchränkter Eigenthümer cined Vermögens⸗ 
objects einer dritten Berjon einen Antheil an den Gewinn besjels 
ben, fei es durch Xiberatität oder gegen eine Geldentihädigung, 
zugeltcht, da hiedurch zwilchen dem Eigenthümer und jener dritten 
Berjon cine communio oder eine der societas usus ähnliche Ges 
meinſchaft begründet wird, und ber Eigenthümer ftilljhweigend bie 





°) Bl. 8.9.9.8. Art. 270. 
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Berpflichtung übernimmt, über ben von ihm gezogenen Gewinn 
Rechnung abzulegen, ba ohne diefe Rechnungslegung jede Unters 
lage für die zugefiherte Theilung des Erlöjes mangeln würbe, 
Insbeſondere Fönnte im vorliegenden Falle die relative Kaufgeld⸗ 
beſtimmung in ein pretium certum gar nicht vermanbelt werden, 
wenn Beklagter, weldyer die ausſchließende Geſchäftsverwaltung 
bei den Holzſchlägen befergt, von ber Berpflihtung zur Rechnungs⸗ 
legung entbunden würde.” „Die Berpflihtung zur Rechnungslegung 
liegt im Allgemeinen dem Verwalter fremden Vermögens und frem⸗ 
der Geſchäfte gegenüber dem dominus, inobeſondere aber dem ges_ 
ſchäftsführenden Socius bezünlid, der Societätsgeſchäfte gegenübe 
feinen Genoſſen ob. Diefe Verpflichtung umfaßt, wenn nit ein 
Anderes beftimmt iſt, die Verbindlichkeit zu der Rechenſchaft über 
bie geführte Verwaltung, zu ber Specificirung der betreffenden 
Einnahme und Ausgabe und zu der Herausgabe des Ueberſchuſſes. 
Bon diefer Verpflichtung kann fi) Beklagter nicht durch die anges 
botene Vorlage der Bücher und Beläge an Kläger befreien und fos 
mit das ihm obliegende Geſchäft dem Ichteren aufbürden, vielnchr 
genügt er feiner Verpflichtung erft dann, wenn er cine überfichte 
lidye, moniturfähige Zufammenftelung ber bezüglihen Einnahmen 
und Ausgaben nebſt Belägen bem Kläger bdergeitalt berausgidt 
oder mittheilt, daß dieſer durch den Befiß der Rechnung zu deren 
forgfältiger Prüfung vollfommen befähigt wird. Die Mittheilung 
einer bloßen Abſchrift des einfchlagenden Inhalts ber Bücher, fos 
weit diefer ben vorerwähnten Anforderungen genügt, it dadurch felbfts 
verſtändlich nicht ausgeſchloſſen.“ 
(Annalen IV ©. 114—117). 


3. Eingehung einer Gelegenheitsgefellfhaft, unter 

Täufhung ber zum Beitritt Aufgeforderten über den 

Anftaufspreis des Objects der Geſellſchaft. Provi— 
fion des Proponenten im Kaufpreije ftedend. 


B. und ©. haben am 11. September 1856 von St. gewiffe 
Zehen und Muthungen zu dem Nominalpreije von 220,000 Thlr. 
gekauft. Dabei ward jedoch ausbebungen: 1) daß bie Käufer bie 
Kaufobjekte nicht für ſich allein erwerben, fondern Mitkäufer juchen 
wollten, jedody fo, daß fie fih für die erften Ratenzahlungen der 
Teilnehmer perſönlich verantwortlid, machen mußten; 2) daß von 
- ben Kaufgelde den beiden Käufern 43,500 Thlr. verbleiben, bez. 
zufließen follten, fo daß der wirflide Kaufpreis nur 176,500 Thlr. 
betrug. Demnächſt gaben B. und G. nadydem andere Mitläufer 
von dem Geſchäfte zurüdgetreten waren, Betheiligungsicheine fols 
genden Inhalts aus: Es wurde eine Betheiligung an jenem Ans 
Taufe den Zeichnern dergeſtalt anheimgeftellt, daß dieſelben pro rata 
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ihrer Betheiligung bei dieſem von B. und G. für den Preis von 
220,000 Thlr., zahlbar in näher bezeichneten Terminen, bewirkten 
Ankaufe mit allen Rechten und Pflichten participiren follten. Die 
Intereſſenten jollten fobann über die von B. und G. angelauften 
Bergwerke gemeinſchaftlich zum Preiſe von 220,000 Thlr. in ber 
Art disponiren, daß ſolche einer zu gründenden Actiengeſellſchaft 
für 330,000 Thlr. für gemeinſchaftliche Rechnung übertragen wer: 
ben follten. 

Einer biefer Zeichner K., der laut Betbeiligungsfchein vom 
21. November 1856 eine gewifie Summe gezeichnet hatte, trat 
egen B. und ©. mit einer Klage auf Aufhebung des Vertrags und 

üdzahlung der bereits geleifteten Einzahlungen nebft Zinfen auf, 
indem er behauptete, burd die zu hohe Angabe bes Kaufpreifes 
der Bergwerfe von B. und ©. betrügerifch in einen wejentlichen 
Irrthum verfeht zu fein. 

Das Kreisgeriht zu Efien und das Appellationsgericht zu 
Hamm wiejen bie Klage zurüd, das Obertribunal zu Berlin 
Dingegen erkannte laut Urtheil v. 24. April 1862 zu Gunſten bes 
Klägerd. In den Gründen wirb ausgeführt: 

Unter den Barteien ift eine Erwerbs - Societät beabfichtigt 
und erridtet. Die Angabe des Erwerbspreifes in den Betheilis 
gungsicheinen gewährt denjenigen, welche ſich bei dem Unternebs 
men betheiligen wollten, einen entfcheidenden Anhalt bafür, ob ber 
beabfidytigte Erfolg — Verkauf der Bergwerke zu 330,000, alfo mit 
60°), Sewinn — wahricheinlich erreihbar war. Es iſt Mar, daß das 
Unternehmen weit geringere Ausſicht auf Erfolg hatte, wenn bie 
Bergwerle nicht für 220,000 Thlr., fondern für faft ?/, weniger 
verfäuflih gewefen und erfauft waren. Wäre diefer Schluß uns 
richtig, jo bliebe unerflärlih, weshalb die Beklagten den Erwerbs: 
preis um 45,000 Thlr. höher angeben, ald er wirflid war, zumal 
fie ein techniſches Gutachten beigefügt haben, daß ber Werth ber 
Kaufobjelte auf 220,000 Thlr. dermalen nicht zu hoch veran⸗ 
ſchlagt worben. Allerdings hatten fie Seine Pflicht, zu verkünden, 
was fie für die Bergwerle gegeben ober verfproden hatten; wenn 
‚fie aber einmal in dem Betheiligungsformular den von ihnen ges 
zahlten oder beiprochenen Erwerbspreis angaben, fo waren fie ges 
rade durch die bejondere Art des proponirten Unternehmens zur 
Wahrheit verpflichtet. Denn dies hatte den Charakter eines ges 
wagten Geſchäftes (wenn auch nicht- nach der gefehlihen Defi⸗ 
‚nition), und fie offerirten nicht einen gewöhnlichen Verkauf ihres 
Bergwerkeigenthums, ſondern die Bildung einer Societät zur Er⸗ 
reihung bed gehofften Gewinns. Aus doppelten Gründen alſo 
lag ihnen Treue und Aufrichtigkeit ob in denjenigen Angaben, 
welche bie für den Zweck bes Unternehmens weſentliche Beichaffens 
heit der Sache betrafen. 
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Da ferner die Zeichner als Mitläufer in das von ben Bes 
Hagten mit St. abgefchlofiene Kaufgeſchäft eintreten follten, und 
nad den Bedingungen der Zeichenfcheine deren Antheildrechte von 
bem Verhältniß ihre Beitrittsfummen zu dem angegebenen Kaufs 
preife abhängig waren, jo wurben fie durch die unrichtige Angabe 
bes Kaufpreiles zu dem Irrthum verleitet, daß auf fo body die 
Bertaufsgefellfchaft dem Verkäufer verpfliditet, und durch eine Bes 
theiligung an dieſem Geſchäft dieſer Betrag verhälmißmäßig zu 
übernehmen jet, aljo zu einem wefentlihen Irrthum über bie öde 
ihres Antheild an dem Kaufobjelt, der ja nad dem Betrage bes 


Kaufpreifes zu bemefjen war. Diefer Irrthum im MWefentlihen = 
bes Geſchäfts, zumal ein von Mitcontrahenten vorſätzlich erregter, — 
macht wegen mangelnden Conſenſes das Geſchäft ungültig. (AULR. 4 


L 4 $. 75. 87). 

Die 43,500 Thlr., welche B. und G. bei diefem Gefchäfte 
gewonnen, erhielten fie nicht al8 eine Provifion von dem Verkäu⸗ 
fer St., fondern erlangten diefelben von bem Conſortium ber Mits 
käufer. Mag es aud bei Geſchäften ähnlicher Art Brauch fein, 
baß die Proponenten fi unter dem Namen Provifion eine Vers 

ütung für Riſico, Mühen und Auslagen vorbehalten, und dem 

läger aus mehrfacher Betheiligung bei ähnlichen Bergwerksunters 
nehmungen ein foldyer Brauch bekannt geweien fein, fo folgt dars 
aus wohl, baß der Kläger, wenn die Beklagten unter offener Darts 
legung des Sadyverhältniffes ihm und den anderen Theilnchmern 
einen höhern Preis als den von ihnen ſelbſt erlegten abgeforbert 
hätten, ein foldyes Verlangen als üblid) oder berechtigt zugeftanden 
baben würde; es folgt aber nit, daß die Kläger hätten annchs 
men müſſen, der in bem Contract vom 11. September 1856 unb 
in dem Betbheiligungsformular angegebene Kaufpreis von 220,000 
Thlr. fei unwahr, und jene Summe enthalte nur zu %/, ben Kauf: 
preis, zu ?/, aber die Provifion der Bellagten. — 

(Arhiv f. Rechtsfäͤlle Bo. 46 S. 64—73). 


4. Miteigenthbum ber Gefellihaft an dem Betriebes 
fonds. Caution als Betriebsfond®. 


Die Spebitnre F. und S., welche ein gemeinſchaftliches 
Spebitionsgefhäft betrieben, hatten während ber Dauer biefer 
Gemeinſchaft der Oberſchleſiſchen Eifenbahngefellihaft zur Sichers 
ung ber gegen diefelbe übernommenen Verpflichtungen gemein 
ſchaftlich eine Caution von 500 Thlr. in Staatoſchuldſcheinen bes 
ſtellt, welde nad Aufhebung dieſes Verhältniſſes von der Eilens 
babnıgefelihaft dem ©. ohne Zuziehung bes %. zurüdigegeben wurde, 
F. Hagte demnächſt gegen ©. dahin, fein Miteigenthum an biefen 
Bapieren anguerkennen, 
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Das Obertribunal zuBerlin hat durch Urtheil v. 10. 
September 1861 zu Ounften des Klägers entichieben. 

„Der Appellationsrichter Hält die Anwendbarkeit bes AL 
R. 1. 17. 8. 198*), („Der zum Betriebe des gemeinſchaftlichen 
Geſchäfts zufammengetragene Fond ift von Zeit des gefchlofienen 
Vertrages als gemeinfchaftliches Eigentum anzufehen") dadurch 
für ausgefchlofien, daß eine von den Gefellfchaftern einem Dritten 
beftellte Caution als unbenugt Tliegendes Kapital, nit als ein 
Fonds zum Betriebe bes Geſchäfts angefehen werden könne. Selbft 
wenn jebody eine in zinstragenden Staatspapteren beftellte Gau: 
tion als ein unbenußt liegendes Kapital bezeichnet werben bürfte, 
fo würde fie dennoch als ein zum Betriebe des Geſchäfts gehört- 
ger Fonds angefehen werden müflen, wenn ihre Beitellung, wie 
bier, Bedingung und Vorausſetzung des Gefchäftsbetriebes ift. 
Für die Natur jener Caution ift es unerheblich, welcher der Par⸗ 
teien das Eigenthum ber das autionsobjeft bildenden Staats: 
fhulbfcheine vor deren Depofition gehört hat; denn wenn fie auch 
vorher dem Kläger ober dem Verklagten allein gehört haben ſoll⸗ 
‘ten, jo find fie doch eben durdy ihre Benukung für die Amede ber 
Societät gemeinſchaftliches Eigenthum der Gefelichafter und biers 
burch Gegenftand ihrer künftigen Auseinanderfeßung geworden, bei 
welcher erft, gemäß A.L.R. 117. 6. 241 (vgl. D.H. G. B. Art. 
143) zur Erörterung kommen kann, inwieweit jeder Theil die 
Mittel zur Beſchaffung der Caution hergegeben hat, und in Folge 
defien dem Anderen * Gegebene als Einlagecapital in Anrech⸗ 
nung zu bringen befugt iſt.“ 

(Ardiv f. Rechtsfälle Bd. 43 ©. 28—32). 


Bd. Societät. Exceptio non (rite) adimpleti con- 
tractus gegen bie Klage auf Gewinntheilung. 


Die Parteien haben fi zu dem gemeinſchaftlichen Verkauf 
bes bem Beklagten allein gehörigen Gafthofsgrundftüds nebft Bei⸗ 
flüden und Inventar bergeftalt verbunden, daß der Beklagte als 
Beitrag zu dem Bertrage feine Grundftüde hergebe, Kläger bas 
gegen nur feine Thätigleit und Geſchicklichkeit im Geſammt⸗ und 

nzeinverlaufe der Grundftüde anmende, daß fein Theil bie 
Srundftüde ohne Zuſtimmung des anderen Theils verkaufen bürfe, 
and der zu erlangende Kaufpreis, falls er dic Summe von 12,100 
Thlr. überfteige, zu gleichen Raten unter bie Eontrahenten getheilt 
werben folle. Die Grunbftüde find für 12,850 Thlr. zum Theil 
ohne Mitwirlung und ohne Genehmigung des Klägers, zum Theil 





*) Bel. 2.9.8.8. Art. 91. 
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nur in befien Gegenwart vom Beklagten veräußert worben. Der 
Beklagte weigert die Theilung des Gewinns von 750 Thlr. 

Das zu Gunſten bes Klägers ergangene Urtheil bes D.A.G.8 
zu Dresden v. 23. Auguft 1861 geht von folgenden Geſichts⸗ 
punkten aus: 

„Man kann von ber vielfach beftrittenen Nechtsfrage, ob bie 

Einrede des nicht erfüllten Vertrages, wie fie beim Kaufe 

gefehlihe Geltung bat, auf andere zweijeitige Verträge, unb 

insbefondere auf den Societätscontract, bei welchem bie ges 
genfeitigen Leiftungen in der Regel eine längere oder fürzere 

Zeit hindurch fortdauern, und daher nicht Zug um Zug ges 

ſchehen können, Anwendung leide (Heerwart, Arhiv.f. 

civil. Praxis XVII ©. 413 ff. 417) ganz abfehen, da es 
feftiteht, daß Kläger bei dem Verkauf der zuerft veräußerten 

14 Ader Feld gegenwärtig gewelen. Die Anfiht des Bes 

Hagten, daß Kläger nur dann einen Anjprud auf Theilung 

des Gewinnes habe, wenn er nachzuweiſen vermöge, daß er 

feine Thätigkeit und Gefhidlichfeit bei dem Verkaufe ſämmt⸗ 
licher Orundftüde angewendet babe, ift offenbar irrig. Wenn 

fi hierbei Bellagter auf die von Eurtius Handbud IV 

6. 1488 vertheidigte Meinung bezieht, daß ein Socius, fos 

lange er den verfprochenen Beitrag an Sachen oder Arbeit 

nicht leiftet, Seinen Antheil am Gewinn babe, jo Tann bdiefer 

Anſicht in folder Allgemeinheit nicht beigetreten werben, ba 

bie Geſellſchaft, foweit nicht etwas Anderes verabredet wors 

ben, im Augenblide des Vertragsabſchluſſes ihren Anfang 
nimmt, und die verzögerte, oder vorentbaltene Leiftung ber 

Einlage oder der verjprochenen Dienfte feiteng eines Socius 

in der Regel lebigli einen Anſpruch auf Schadenserfah bes 

gründet, eine Ausſchließung des ſäumigen Gefellihhafters von 
ber Gefellihaft oder von dem Gewinne aber nur in Folge 
ber gänzlichen Unfähigkeit, die verfprodyene Cinlage zu leiften, 
oder nach Befinden in Folge unentſchuldbarer Weigerung, 
feinen Verbindlichkeiten gegen die Geſellſchaft nachzukommen, 
eintreten fann. (Brindmann, Handelsreht S. 122. 177 ff. 
Treitſchke, Gewerbegeſellſchaft S. 117 ff.)*) Die Bes 
bauptung bes Bellagten, daß Kläger nicht in dem verfpros 
henen vollen Umfange feine Thätigkeit für bie Gefellichaft 
entwidelt babe, läuft auf eine exceptio non rite adimpleti 
contraetus hinaus, welche nur dann zu berüdfichtigen fein 
würde, wenn Beflagter den durch die angebliche Säumniß 
bes Klägers entitandenen Schaden quantificirt und als Com⸗ 





*), D.H.8.B. Art. 125. 128. 262. 
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penſationspoſt geltend gemacht hätte. Er hat aber nicht be⸗ 
hauptet, daß dem Klaͤger zu ſolcher Thätigkeit Gelegenheit 
geboten worden ſei, und derſelbe ſich hierbei fäumig erwieſen 
babe, Am Gegentheil iſt anzunehmen, daß Beklagter bie 
Schuld trägt, daß Kläger bei dem Verkaufe bes Gaſthof⸗ 
grundſtückes nicht mitgewirkt hat, da Beklagter biefe® Grund⸗ 
ftüd ohne vorherige Genehmigung bes Klägers veräußert 
bat, nachdem er das Societätsverhältnig durch eine unzeitige 
und darum ungültige Kündigung aufzulöfen verfucht Hatte." — 
(Annalen IV ©. 481—483). 


6. Gelegendeitsgefellfhaft. Grab der zu leiftenden 
Diligenz®). 

J. Str, zu Wiesbaden hatte dem Banfhaus M. B. bafelbft 
einen von der Gefellihaft H. et Comp. ausgeftellten, von G. W. 
zu London acceptirten Wechſel über 200 2. übergeben und indofe 
firt,, mit der Abrede, baß M. B. den Wechfel zur Verfallzeit eins 
faffiren und demnächſt 2/, des Betrags der Wechſelſumme erhalten, 
1,, aber an J. Str. abliefern ſolle. J. Str. behauptete nun Mas 
gend, baß M. B. ven Betrag bes Wechſels eingenommen oder doch 
ohne Nachläſſigkeit hätte einnehmen können, und beanfprudt bars 
um, benfelben zur Zahlung von 662/, L. nebit Verzugszinfen feit 
bem Berfalltage des Wechſels, event. zur Herausgabe bes Wed: 
ſels zu verurtheilen. 

Das Hof: und Appellationsgericht zu Wiesbaden legte dem 
Kläger den Beweis auf, entweder daß Dellagter den Betrag bes 
fraglichen Wechſels von dem Bezogenen zur Berfallzeit erhalten 
hätte; oder daß berfelbe durch Metention ber in feinen Händen 
befindlichen Gelber des Bezogenen ober durd eine vor den Naf 
fauifhen Gerichten gegen benfelben zu erbebende Klage in der Lage 
geweſen jei, den Betrag des fraglien Wechſels zu vereinnehen. 
Das Dberappellationsgeriht zu Wiesbaden erkannte je 
body durch Urtbeil v. 9. Januar 1857: 

In Erwägung, daß bie Mebereinkunft zwifchen ben Parteien 
als eine zur Realifirung eines einzelnen, gemeinfchaftlihen Geſchäfts 
eingegangene Societät aufzufaffen ift, indem dadurch die Beitreib⸗ 
ung bed gemeinſchaftlich geworbenen Wechſels auf gemeinjchaft: 
lihe Rechnung verabredet war, vgl. 1. 52 pr. D. pro socio 
(17,2) — und die Unterflellung eincs bloßen Einkaſſirungsmandats 
ſchon dadurch ausgeſchloſſen ift, daß der Beklagte gegen die Webers 
nahme der Beitreibung des Wechſels einen Antheil daran erhielt, 
überdies ber‘ weſentliche Charakter eines Mandats — die Befergung 
eines ausichließlich fremden Geſchäfts und das unbeſchränkte Recht 


H Bol. 9.9.8. Kit. 94. 282. 
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der Aufkündigung — nicht principiell, in ber Abficht ber Pacis⸗ 
centen gelegen haben kann, wenn es aud, wie dies bei einer So: 
cietät häufig vorkommt, mit berfelben .concurrirt; daß ber Beklagte 
besbalb dem Kläger nicht allein deſſen Antbeil an ber gemein= 
ſchaftlichen Wechſelſumme, fomweit er diefelbe eingenommen, heraus: 
geben, jondern den Kläger auch ſchadlos halten, mithin ihm feinen 
Anteil an der Wechfelfumme nebft Verzugszinjen vom Berfalltage 
eritatten muß, wenn er auf bie Beforgung des gemeinfchaftlichen 
Geſchäfts den ihm als Socius obliegenden Fleiß nicht verwendet 
bat; daß zwar ber Socius nur für benjenigen Grad ber Acht—⸗ 
ſamkeit und des Fleißes einzuftehen bat, welchen er in feinen eige⸗ 
nen Angelegenheiten anzuwenden pflegt, baß aber bei einem 
Manne, der das Banquiergeichäft ald Gewerbe betreibt, vorausge- 
feßt werden darf, daß er in Realifirung eines Wechfelgefhäfts alle 
diejenigen Schritte thut und diejenigen Maaßregeln wahrt, welche 
zur Deitreibung des Wechſels führen können und nad) dem Wed: 
jelgejeß erforderlich find, um ben MWechfel, fei e8 gegen den Bezo⸗ 
genen oder gegen den Ausfteller mit Erfolg geltend zu madyen, 
den Beklagten demnah die Nadhläffigkeit in dem einzelnen 
vorliegenden Fall ſchon nah der Natur der Sache, unb da 
fonft ein Socius niemals für irgend einen Grab der culpa ver: 
antwortlich wäre, nicht entſchuldigen kann; daß hiernach eine zum 
Schadenserſatz verpflitende culpa des Beklagten nicht allein in 
ben von bem Hofgerichte zum Beweiſe ausgejehten Fall vorhan⸗ 
ben ift, fondern auch darin Jiegt, daß der Deflagte die Ausiteller 
des Wechſels H, et Comp. nicht innerhalb der nad F. 78 ber » 
BD. am 16. März 1854 abgelaufenen Verjährungsfriit belangt 
hat, indem ber Beklagte dadurch verſchuldet, daß bie wechſelmäßige 
Berbindlichkeit der Ausfteller nah 5.83 der W.O. erloſchen ift, — 
mithin, zumal in Verbindung damit, daß er dem Kläger den Wechſel 
nicht zur eigenen Beitreibung zeitig berausgab, dem Släger wider: 
rechtlich die Möglichkeit abgefchnitten hat, die Ausfteller aus dem 
Wechſel zu belangen; der Beklagte auch feinerfeits nicht behauptet 
“bat, daß H. et Comp. zur fraglihen Zeit zahlungsunfähig gewe⸗ 
fen jeien, überdied der Umftand, daß gegenwärtig nicht mehr zu 
ermitteln ift, ob eine Wechfelflage gegen H. et Comp. Erfolg ha⸗ 
ben würde, dem Beklagten felbft zur Laft fällt, der barand ents 
jpringende Rechtsnachtheil alfo nach I. 134 D. deR, J. (50, 17) 
von ihm zu tragen iſt — — 

daß der Beklagte fchuldig fei, dem Kläger, gegen Ceifion bes 

Anfpruche desfelben auf ein Drittheil des in ber Klage bes 

ſchriebenen Wechfels, 662, 2. mit 5%, Zinfen vom 16. Dec. 

1853 an zu zablen. 

(Archiv f. die Praris das im Herzogthum Naflan gelten: 

ben Rechts I ©. 56—61). 
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7. Geſchäft a conto meta. Conto-a-meta -Bers 
ka ufs-Conſignation. Nichtinnehaltung derBertrage 
bedingungen. Verkauf unter den Facturapreiſen. 


Die Entſcheidungsaründe eines Urtheils des Ober⸗Appel⸗ 
lationsgerichts zu Lübeck v. 29. Juni 1858 in Sachen 
Eligfon zu Hamburg gegen M. S. Sonnemann Erben in Frank 
furt, enthalten folgende Ausführung: 

„Kläger bat in ber Klage angeführt, er habe mit ber Hands 
lung Sonnemann und Neufelder ein „Conto -a - meta - Gefchäft“ 
eingegangen, in Folge defien er derfelben die verzeichneten Waaren 
zu ben daſelbſt bemerkten Breifen zum Verkaufe für gemeinſchaft⸗ 
lihe Rechnung eingefandt und barauf eine „Einzahlung“ von im 
Ganzen Beo. 901. 8. erhalten babe. Damit war der Inhalt des 
fraglihen Rechtsgeſchäfts in genügender Weife bezeichnet. Mit 
bem Ausdrude „Conto-a-meta-Gefchäft” verbindet ber im Gefchäfts: 
verkehr herrſchende ebenfo wie der juriftiihe Spradhgebraudy einen 
ganz beftinnmten Begriff. Man verftcht darunter ein von zwei 
Perfonen mit durchaus gleicher pecuniärer Betheiligung gemadhtes 
Taufmännifches Unternehmen. Selbftverftändlidy ift e8 dabei, wenn 
der eine Socins die zur gemeinfchaftlihen Speculation bejtimmten 
Waaren hergiebt, ihm deren Werth von ben andern Genoffen zur 
Hälfte entweder baar oder in Rechnung vergütet werden muß, und 
wenn der Kläger die von Sonnemann und Neufelder remittirten 
Bco. 901. 8 als von ihnen gemachte „Einzahlung“ bezeichnete, fo 
lag darin die Behauptung, daß diefes, die Hälfte bes Factura⸗ 
Preifes der Waaren, cben jene Vergütung gebildet habe. Nun Hat 
ber beklagtiſche Erblaffer in ber Erceptionalbandlung biefen klägeri⸗ 
fhen Angaben keinen Widerfpruh entgegengefeht, vielmehr auss 
brüdlich es als wahr eingeräumt, daß Kläger der Handlung Sons 
nemann und Neufelder bie fraglihen Waaren „zum Conſignations⸗ 
eonto-a-meta-Berfaufe” eingefandt habe, und daß bie dafür ans 
geſetzten Preiſe die urſprünglich angeſetzten feien; der fpäter ges 
machte Verſuch aber, bie „Conto-a-meta-Berkaufs:Confignationen” 
bem Conto-a-meta-Gejchäft als eine eigenthümliche Art von Rechtes 
neihäft entgegenzufegen, weldyes ſich non bem letzteren dadurch ums 
terſcheide, daß die Waare nicht gemeinſchaftlich werde, ſondern nur 
bie Koften gemeinfhaftli zu tragen und der durch den Verkauf 
fih berausftcllende Gewinn — vielleiht auch ber Verluſt — zu 
theilen fei, entbehrt einer jeben Grundlage. Insbeſondere iſt diefe 
abweichende Bedeutung des Geſchäfts burdy die Einihiebung der 
Worte „Eonfignationd: Verkauf” oder „Verkaufs-Conſignation“ in 
feiner Weife genügend indicirt. Der Ausdrud „Konfignation” 
Tann audy bei dem Conto-a- meta - Geihäft dann son paflender 
Weiſe gebraudt werben, wenn ein europäiſches Haus Wanren, bie 
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Ws babin in fenem Allein: Eigentyum geflanden, an ein liberfeeis 
ſches Haus jendet, dab dieſes fie für gemeinfdaftlihe Rechnung 
verkauje. — — 

N. hätte die Waare, wenn fie im Wlleineigentbum bes Klä⸗ 
gers geblieben wäre, eine a - meta verfandte Waare nicht nennen, 
er hätte vollends von einer zu remittirenden &- meta- Summe 
nicht Iprechen können. Ein auf die Waaren zu machender Vorſchuß 
könnte mit diefem Ausdrud un jo weniger bezeichnet werden, als 
Beklagte die Behauptung gar nicht aufftelen, dag N. fih dem 
Kläger zu einem Vorſchuſſe auf das fraglihe Geſchäft verpflicde 
tet gehabt habe. — — 

Die Beurtheilung der übrigen auf das Conto a-meta- Ges 
ſchäft bezüglihen Beſchwerden der Beklagten jowohl als des Klä⸗ 
gers ift dur die Beantwortung der Frage bedingt, ob Kläger 
nah ber Natur des zwilhen ihm und ©. u. N, obwaltenden 
Rechtsverhältniſſes den von benjelben bewerkſtelligten Verkauf der 
fragliden Waaren, fo wie er abgeſchloſſen, anzuertennen verpflichs 
tet, oder ob er beredhtigt ift, demfelben feine Genehmigung zu vers 
fügen, und ftatt des wirklichen Provenü's Erſatz des halben Fac⸗ 
tura:Preijes zu fordern. Diefe Frage muß — mit einigen Mobis 
ficationen zu Gunſten des Klägers beantwortet werden. . 

a) Es ift zwar nicht eingeftanden, daß zwiſchen Kläger und 
Neufelder die ausprüdliche Verabredung getroffen fei, die Waa⸗ 
ren ſollten nicht unter den facturirten Preijen, unter Zufchlag der 
Auslagen für Zoll u. ſ. w., verkauft werden. Gleichwohl kann 
darüber kein Zweifel fein, daß die Abſicht der Contrahenten 
hierhin gegangen ift, daß alfo ©. u N. Teineswegs freie 
Hand zu einem Verkaufe der Waare nad beiten Ermeſſen hatten, 
fondern an jene Preiſe dergeftalt gebunden waren, daß fie nur im 
Galle eines Kinverftändnijjes des Klägers oder infofern es dur 
das beiberjeitige Interefje wirklich geboten war, einen Verkauf, ber 
ein geringeres Netto⸗Provenü ergab, bewerfitelligen durften. Es 
ift von Sonnemann und Neufelder burd die von ihnen bewirkte 
Einzahlung der Hälfte der facturirten Preiſe thatjüchlih anerkannt, 
auch beflagtifcherjeit6 im gegenwärtigen Prozefje zugeftunden, daß 
jene Preiſe von beiden Contrahenten al® die der wahren Werth 
ber Waaren bei ihrer Abfendung repräfentirenden betradytet word 
ben find, und es war felbjtverftändlidy Yolge bievon, daß wenig: 
ſtens dieſe Preife zuzüglid der Spejen durd den Verkauf gededt 
werden mußten, wenn der eigentlihe Zwed des Geſchäftes nicht 
gänzlich vereitelt werden folte. So haben auch Sonnemann und 
Neufelder, ausweislid der Eorrespondenz, die Suche angefeben, 
Hätten fie aber audy über ben Umfang ihrer Befugnifje in Zweifel 
fein können, fo war body ein jolcher Zweifel nach den klägeriſchen 
Schreiben vom 30. November 1850 und 9. April 1851, worin 
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entſchieden gegen einen BVerkauf mit mehr ale 10 pCt. Bertuft 
proteftirt wurde, nit mehr möglih. Sonnemann und Reufelder 
erkannten hieraus die, den urfprünglichen Vertragsbedingungen je 
denfalls nicht mibderfprechende Intention ihres Mitcontrabenten 
auf das allerunzmeideutigfte, und können fih, wenn fie gleichwohl 
mit weit größerem als beim dort zugeftandenen Verluft verkauft 
haben, nicht darauf berufen, daß fie durch den Beiberfeitigen Vers 
tragswillen zu einem Verkaufe nad) eigenem beiten Ermeſſen und 
ohne ihnen gezogene formelle Schranke ermächtigt geweſen feien. — 
Ebenfo wenig fönnen Beklagte 

b) das Verfahren von Sormemann und Reufelder bamit 
rechtfertigen, daß bdiefelben behufs Wiebererlangung der von ihnen 
auf den Zoll u. f. w. gemadten Auslagen zum Verlaufe unter 
Limitum beredtigt geweſen wären. Eine berartige Verkaufsbe⸗ 
fugniß feht immer eine mora bes zum Erſatze der Auslagen ver- 
pflichteten Theil voraus. An ſolcher aber fehlt e8 im vorliegens 
ben Falle auf Seiten des Klägers gänzlid. Das im Schreiben 
vom 18. Mai 1851 geftellte Verlangen, daß Kläger die ihm übers 
machten Beo. 901, 8. remittire und die gefimmten Zollausfagen 
erjeße, war ein durchaus unberedhtigted, mithin nidyt geeignet, dem 
Kläger in Verzug zu verſetzen. 

Dagegen mußte _ 

e) der Verkauf dann allerbings als gerechtfertigt angeſchen 
werben, wenn — wie beflägtifcherfeits behauptet wird — ber bes 
abfichtigte Preis für die Waaren überhaupt nicht zu erzielen und 
von einem längeren Liegenlaflen eine gänzliche Entwerthung ders 
jelben zu befürdten oder mwenigftens Fein günftigeres Rejultat zw 
erwarten gewejen fein ſollte. Das Vorhandenſein diefer Voraus⸗ 
ſetzung haben jedoch Beklagte nachzuweiſen, ba fie fi nicht bar 
auf, daß Sonnemann und Reufelder nach beitem Ermeflen zu han⸗ 
deln gehabt, ſondern nur darauf berufen könneu, baß- bie Umſtände 
wirflih derart gewejen, um einen Verkauf zu ber fraglichen Zeit 
und zu geringeren als ben übereintunftsmäßigen Preifen als im 
beiberjeitigen Intereſſe geboten erfcheinen zu lafjen. — Endlich fann 

d) für den Ball, daß biefer Beweis mißlingen follte, dem 
Kläger ein Anſpruch nicht auf die volle Hälfte der Yactura-Breife, 
fondern nur auf 90 p&t. berfelben eingeräumt werden. Denn in 
feinem Schreiben vom 9, April 1851 bat er in einen Verlauf 
mit 10 pCt. Verluſt eingewilligt, und er barf daher audy bie Bes 
Hagten für mehr ald 90 pCt, nit verantwortlih madhen. — — 

(Sammlung der Entfheidungen des D.A.G”’S zu Lübeck in 
Srankfurter Rechtsſachen Bd. IV ©. 124— 132). 
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8. Gelegenheits gefellſ haft. Rechnungslegung. 
Auslagen. Brovifion®), 


Eiu Urtheil des Handelsgerihts zu Hamburg vom 
16. Juli 1862 ftellt folgende Säte auf: 

1) Der zur Rechnungslegung verbundene gejchäftsführende 
Socius einer Gelegenheitsgeſellſchaft hat alle Belege über die ges 
madıten Geſchäfte und bie verreihneten Speſen, und denjenigen 
Theil feiner Bücher, in welchen dic a-conto meta gemadten Ges 
ſchäfte eingetragen werden, auf Verlangen zu ediren; 

2) derfelbe barf ſolche Verausgabungen, weldye er nad) beren 
allgemeiner Natur, den Ortsverhältnifien und feinem Geſchäftsbe⸗ 
trieb nicht wohl fpecificirt aufgeben kann (Urtheil des D.A.G.$ 
zu Lübed in ber Hamburger Sammlung Bd. II ©. 782) jo bes 
rennen, wie biefelben ufanzmäßig den wirklichen Koften entſpre⸗ 
hend feitgeftellt worden, fo daß nach geführtem Beweis der Ufanz 
ber ujanzmäßige Anfab in Rechnung gebracht werden darf; 

3) an ſich ungehörige Ausgaben (Douceur an den Empfäns 
ger einer auf gemeinfchaftliche Drechnung verkauften Getreideladung) 
bürfen nur dann in Rechnung gebracht werben, falls fie mit Wifs 
fen und Willen bes anderen Theils gegeben find — bie Ausgabe 
in gutem Glauben genügt nicht; 

4) für bie Thätigkeit des einen ober anderen Geſellſchafters 
bei Gelegenheitsgeſellſchafter zwiſchen zwei Handlungshäuſern, 
welche einen verſchiedenen Aufenthaltsort haben, und worin folglich 
jeder Geſellſchafter die an ſeinem Domicil vorzunehmenden Ge⸗ 
ſchäfte zu beſorgen hat, gebührt, nah D.H.G.B. Art. 268 und 
Protokolle S. 896, Feine befondere Vergütung, und biefe Grund⸗ 
fäge find, nad) der Entwidelung in den letztgedachten Protokollen 
und bei dem Mangel einer Monitur der Regierungen gegen Art. 
268, al8 in Hamburg gültige anzufehen — jofern nicht etwa in 
dem alle, wenn einer der Geſellſchafter ausfchließlich bie 
Societätsgefhäfte beforgt, diefem hiefür eine Provifion zuguerlennen 
fein würde — —. 

(Hamb. Gerichtozeitung Bd. II ©. 242. 243). 


9. Gelegenheitsgefellfhaft. Verzinſung ber Ein: 
lage und Remuneration des arbeitenden Socius**). 


Die Parteien hatten einen Geſellſchaftsvertrag über Anfauf 
eines Grundftüds zum Zwecke einer vortheilhaften Wieberneräußes 


9 Bat. .G.B. Art. 268. 270. 98. 
*) Bol DS.G.O. Axt. 268. 109. 106. 98. ©. 8. 
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rung besjelben im Ganzen oder Einzelnen gefchlofien, fe daB ber 
eine Theil das cerforderlihe Capital einſchoß, der andere Theil 
bie nothwendigen Arbeiten leiftete. Für die Arbeiten, insbejondere 
beider Berwaltung bes Gutes, war angemeflene Entſchädigung, für 
bad Capital Verzinfung ausbedungen. Der Verlauf war, nad 
Abzug der Auslagen, ohne Gewinn gefhehen. Bei ber Auseinans 
a entitand Streit über die bebungene Vergütung und Bers 
zinſung. 

Das O. A.G. zu Dresden erachtete, laut Urtheil v. 9. F e⸗ 
bruar 1860, beide Anſprüche für unzuläſſig. 

„Derjenige Socius, welcher für das gemeinſchaftliche Ge⸗ 
ſchäft Arbeiten oder Dienſte leiſtet, kann dafür, nach den über den 
Societätsvertrag beſtehenden rechtlichen Vorſchriften, außer ſeinem 
Antheil an dem etwa erzielten Gewinn, nicht noch eine beſondere 
Renumeration in Anſpruch nehmen, am wenigſten dann, wenn 
derſelbe keine Geldeinlage zur Unternehmung oder zum Betriebe 
des gemeinſchaftlichen Geſchäfts gemacht, vielmehr den Mangel 
einer ſolchen eben durch ſolche Dienſtleiſtungen auszugleichen hat, 
Inden ſolchenfalls feine Arbeit oder deren Werth dasjenige iſt, was 
er zum gewneinfchaftlichen Unternehmen beiträgt.. $.2 J. d. societ, 
3, 25). 1. 52 8.2 D. pro socio (17, 2) 1.1 C.eod. (4, 37). 

lüd, Erläuterung XV ©. 401. Treitſchke, Erwerbögefell: 
ſchaſt $. 16. 47. Nun ift zwar dadurch nicht ausgefchloffen, daß 
ber zu Dienftleiftungen für das gememfcaftlihe Unternehmen vers 
pflichtete Socius ſich noch eine befondere Vergütung bafür bedingen 
könne. Allein fol hiedurch nicht der Charakter des Societätsver⸗ 
trags überhaupt verändert und nach Befinden ganz aufgehoben 
werben, jo iſt ein foldyer Nebenvertrag im Zweifel nur dahin 
aufzufaflen, daß dem betreffenden Socius damit ein Vorzug bei 
Bertbeilung des Gewinns babe eingeräumt werben jollen, 
in dem Maße, daß, bevor es zur Vertheilung besfelben unter bie 
Geſellſchaftsgenoſſen fomme, vorher erit noch die bedungene Ver⸗ 
gütung für die Verdienfte und Arbeiten bes dieſe leiltenden Genofs 
fen in Abzug zu bringen, keineswegs aber fo, als ob die übrigen 
Socii für diefe Vergütung audy als perſönliche Schuldner aufs 
zukommen bätten, wie es der Yal fein würde, wenn ein Gewinn 
nicht erzielt worden wäre, und bie Vergütung für die Dienftleiftuns 
gen dur die urfprünglichen Geldeinlagen der übrigen Geſellſchaf—⸗ 
ter, oder, was dann die Konfequenz erferden würde, bei eingetretes 
nem Verluſte derjelben, ſogar aus deren übrigem Vermögen gebedt 
werben follte, 

Nach den gleihen Grundſätzen find auch für das von dem 
andern Theile eingeworfene Kapital keine Zinfen zu berechnen — 
wobei zu bemerfen, daß bie Annahme eines ſchon an fih und 
ohne besfallfige befonbere Uebereinkunft beitehenden Berzinfunges 
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anſpruchs den erhebliähften Bebenten snıterliegen würbe. Treitfchte 
88. 40 


(Annalen I ©. 221—225). 
10. Societät. Unzeitiger Austritt. 


Die Gründe eines Urtheils des O. A.G.'s zu Dresden 
Januar 1861 enthalten folgende Säge: 
Im Falle eines ungerechtfertigten vorzeitigen Austritts Tann 
ber Gefellichafter zur Fortſetzung bes DVertragsverbältnifies 
und zur Erfüllung feiner contractligden Berpflihtungen ges 
zwungen werben. 1. 656.6 D. pro socio (17, 2) ſpricht 
nur aus, daß ein ungerecdhtfertigter Rüdtritt des einen Ges 
felichaftere den andern Socius berechtigen könne, bie So: 
cietät als aufgelöft zu betrachten, daß aber, wenn ber andere 
jenen Rüdtritt nicht genehmigt, der unzeitig Kündigenbe feis 
ner Verpflichtungen aus dem Societätsvertrage nicht entlaflen 
werde, und nicht nur jeden Anſpruch auf einen Antheil an 
dem nachherigen Gewinn verliert, jondern auch etwaige Ver⸗ 
luſte nach wie vor antheilig zu tragen habe. Derjelbe muß 
daher au fein vertragsmäßig zur Geſellſchaftskaſſe einges 
ſchoſſenes Capital auf die Dauer der Contractszeit innen 
lafien. 1. 14 $. 3 D. com. divid. (10, 8). 1. 16 D. pro 
socio (17, 2). Treitihle S. 67. 181. Iſt die Einlage in 
Form eines von einem Dritten dem anberen Gefellfchafter 
— Darlehens geſchehen, und fordert dieſer Dritte das 
arlehen zurüd, fo ift der unzeitig Kundigende verpflichtet, 
bafür zu forgen und zu haften, daß das Kapital vor Ablauf 
ber Bertragszeit dem Gefellfchafter nicht entzogen werde, 
alfo au für den Fall, daß diefer früher zur Rückzahlung 


des Darlchens gendthigt werben follte, basfelbe anderweitig 


11. 


zu befchaffen, und bis zum Ablauf ber Contractszeit zu ben 
Zweden der Geſellſchaft zu überlafien. 
(Annalen DI ©. 896. 397). 


Verfhwiegene Armuth eines Socius ein Grund 
zu einfeitigem Rücktritt von ber Societät**), 


Das ObersAppellations-Geriht zu Lübed führt 


in ber Bremifhen Sache Böning gegen Schürrmann, Enticheis 
bungsgründe zum Urtheil v. 26. März 1861 aus: 


*) Die weitere Ausführung ift wegen H.G. B. Art. 268 fortgelaffen. 
eo) Bıl. D.H.G.B. Art. 128 3. 8. Art. 125 3. 1. 3. 
Beltigeitt für Haudelörehit. Br. VII. öl 
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Eine die Societät 18ſende egestas iſt nur in dem Falle 
anzunehmen, wenn die faktiſche materielle Vermögensloſtgkeit durch 
Inſolvenz⸗-Erklärung einen rechtlichen Charakter genommen hat. 
Jedoch liegt in der Armuth eines Socius, wegen der völlig unge⸗ 
ſicherten Dedungspflicht, für den andern ein Grund zum Rücktritt 
vom Vertrage — 1. 14. 65. 46. D. pro socio 17,2 — fofern 
berfelbe nicht bie fchlechte VBermögenslage jenes gekannt, und fo 
wiffentlih parum diligentem aut sufficientem sibi socium ele- 

erit — 1. 32 in fin. eod. — was allerdings benfelben für bie 
Fefigefehte Zeit an ben einmal gefchloffenen Vertrag binden 
würde. — — 

(Sammlung der Entſcheidungsgründe des O. AG.'s zu Lüs 
bet in Bremiſchen Civilrechtsſachen Bd. IV S. 4714785). 


12. Societät. Einwand ber nit erfolgten Red: 
nungsablage gegen bie Theilungéklage. 


Ein Urtheil des O. A.G.'s zu Celle v. 4. April 1857 
führt aus, daß gegen bie Klage auf Theilung eines gemeinſchaft⸗ 
lihen Schiffes nah aufgelöfter Societät ber Anfpruh auf 
Rechnungslegung gegen ben gejhäftsführenden Socins nicht in 
Form ber Einrebe bes nicht erfüllten Contracts ftatthaft fei. 

(Seuffert's Archiv Bb. XII Nr. 25). 


18. Soeietät. Theilung. 


St in einem Societätsvertrage beftimmt, daß ein Socius 
unter gewifien Borausjekungen für feinen Antheil an dem Unters 
nehmen durch eine von nicht benannten Schiebsrichtern zu 
ermittelnde Geldentſchädigung abgefunden werben folle, fo ift 
zwar bie Clauſel binfihtlih ber fchiebsrichterlihen Entſcheidung 
ungültig, Dagegen im Uebrigen die Abrede volllommen gültig, und 
nit als ein Verkauf mit ungewiflen Preis anzufeben, fonbern 
als eine Modification der Art der Theilung, wobei e8 einer Bes 
flimmung des Preifes nit bedarf, indem bdiefer im Wege des 
richterlichen Theilungsverfahrens zu ermitteln ſteht. Die Theis 
lungéklage aber wird durch den Austritt eines Socius nicht bes 
feitigt, vielmehr hat fie ben Zwed die aus bem Austritt entſtehen⸗ 
ben Redytsverhältniffe unter den Socii zu reguliren; zur wirklichen 
Sclußtheilung in natura oder mittelft Geldabfindung ift aber vor: 
— bes Beſtandes und Werths der Maſſe er⸗ 
orderlich. 

Urtheil des Appellhofs zu Cöoln v. 28. Dez. 1860 
(Rhein. Ar. Bd. 56 ©. 22 ff.). 
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14. Auseinandberfegung unter Gefellfhaften Kauf 
geſchäft? Werthfiempel®). 


Det Auflöfung einer zwiſchen W. und H. beftandenen Han: 
delsgeſellſchaft war vereinbart worden, daß W. bie gefammten 
Activa und Bafliva allein übernehme, und H. für feine Einlagen 
zum Geſellſchaftsfonds durch die Summe von 7805 Thlr. abgefun: 
ben werben ſolle. In diefer Beitimmung des Theilungsrecefies hatte 
die Stempelbehörde einen Kaufvertrag gefunden, und darum neben 
dem allgemeinen Bertragsftempel von 15 Ngr., ven Kaufitempel von 
78 Thlr. 15 Nor. von W. eingezogen. Die Klage des W. gegen 
ben Fiscus auf Zurückzahlung wurde in zwei Inftanzen zurüdges 
wiefen, dagegen vom Obertribunal zu Berlin dur Urt. 
v. 18. Mai 1863 ber Anſpruch als gegründet anerkannt, indem 
ausgeführt wird, daß in ber fraglichen Berabrebung bes Thetlungss - 
receſſes nicht ein feparates Kaufgeſchäft, ſondern nur die beſondern 
Modalitäten der nothwendigen Auseinanderfehung unter ben Ge- 
jelfchaftern gefunden werben bürfen. Nah A. L. R.I 17. 8. 
306. 97. 103, finden zwar bei Auseinanderfegungen unter Gefe 
ſchaftern Hinfichtlich der Gewährleiftung, des Uebergangs von Eigens 
tbum und Gefahr gleihe Grundſätze wie bein Kaufe ftatt, allein 
eine Sdentificirung beiber Rechtsgeſchäfte iſt keineswegs, nament: 
- Ti nit hinſichtlich der Stempelpflichtigleit, bezwedt. 

(Strieth. Ardiv. Bd. 48 ©. 338 344.) 


4 
4 


15. Klage aus unerlaubten Societätsvertrage, 


Zwei Rheiniſche Kaufleute unternahmen für gemeinſchaftliche 
Rehnung ben Ankauf von 190 Ballen Kaffee in Holland, mit 
ber Abrede, daß diefelben über die Preußifche Grenze unter De: 
fraubation der Zollgebühren eingebracht, dort für gemeinſchaft⸗ 
lihe Rechnung verkauft und ber Gewinn bez Schaden aus dieſen 
Operationen getheilt werben folle. Bon biefer Quantität wurden 
13 Ballen an ber Preußifchen Grenze Fonfiscirt, ber Reſt zwar 
ohne Verzollung über die Grenze gebracht, aber mit Verluft ver: 
kauft. Aus biefem Vertrage Hagte der eine Coutrahent, welder 
den Ankauf beforgt hatte, auf Herausgabe des halben Erlöfes für 
ben verkauften Kaffee und des halben Gewinns, fo wie Erfaß ber 
Auslagen und Verwendungen zur Hälfte Der Rheiniſche Aps 
pellationsgerihtshof zu Köln, und das Obertribunal 
zu Berlin (Urtheil vom 16, Juni 1857), haben auf Grund bes 


*) 6, Zeitſcht. Bd. VI ©. 622 ff j 
81 
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Code eivil. Art. 1131—1134. 1376. 1833, 1. 8 D. de eond. ob 
turp. causam (12,5). 1. 2 C. eod. (4,7) bie Klage zurũckgewieſen, 
weil alle in Folge des unerlaubten Geſellſchaftsvertrags nad außen 
bin abgeſchloßene Geſchäfte, als Mittel zur Durchführung beffelben, 
unter den Geſellſchaftern Teinerlei Rechtsfolgen erzeugen, und wegen 
ber auf beiden Seiten vorliegenden turpis causa aud) jede Rüd- 
forderung der in Folge des unerlaubten Vertrages in das Vermö⸗ 
gen des andern Theiles gelommenen Werthe ausgeſchloßen fei. 
(Strieth, Archiv Bb. 23, ©. 68—71)*). 


16. Rechtliche Natur der offenen Gefellfhaft und 

ber Firma, Klage gegen ben Theilhbaber eines aus: 

wärtigen Handlungshaufes ohne vorgängige Ausklag⸗ 
| ung bes Hauſes. 


Das Haus M. ©. in Antwerpen macht Anfprühe gegen 
feinen mehrjährigen ECorrefpondenten 9. B. und Comp. in Valpa- 
raifo geltend, und belangt, nachdem eine Aufforderung an biefen 
fruchtlos geblieben war, den Afjocie dieſes Haufes, J. H. wel 
her in Hamburg das Geſchäft defjelben leitet, in solidum. 

Bellagter wendete Incompetenz des Hamburgifchen Gerichts 
ein, ba weder die beflagte Firma nod er felbft, als nur zeitweilig 
in Hamburg lebend, der Hamburgiſchen Gerichtsbarkeit unterworfen 
fei, auch das der Klage zu Grunde liegende Gelhäft Hamburg im 
Feiner Weife berühre, da hier weber der Ort des Contracte noch 
der Zahlung ſei. Er fei nicht verpflichtet, die überſeeiſche Firma 
in biefer Sade in Hamburg zu vertreten, fei auch von ben Klage: 
thatſachen nit unterrichtet, und müſſe ſchlimmſtenfalls um Frift 
zur Einlaſſung bitten. 

Das Handeldgeriht zu Hamburg verwarf burh Ur: 
theil vom 19. April 1860 bie Einrebe der Incompetenz, indem 
es annahm, daß Bellagter in Hamburg fein Domicil habe, und 
baß fer als Afjocie des Handlungshaufes H. B. und Comp. in 
Balparaifo für deſſen Berbindlichleiten wie ein Bürge aufzufon- 
men babe, und daß der Gläubiger mit Uebergebung bes Haupt⸗ 
ſchuldners fih an den Bürgern halten könne, wenn jener diffiei- 
lioris conventionis eradhtet werben muß, (wie das hinfichtlic, der 
Belangung eines Haufes in Amerika anzunehmen), fobald nur ver: 
ſucht worden ift, die geforderte Leiftung vorgängig, jeboch ohne 


*) Nah gleichen Grundfägen wie das Obertribunal zu Stutt⸗ 
art dur Urtbeil vom 6. September 1859 (Seuffert’3 Archiv 

d. XIII. 257) bie Conbiction einer dem Geffionar, zur Dedung einer 

ben Gebenten behufs gemeinfchaftlichen Noulettefpield vorgeichoffenen 
Summe, abgetretenen Forderung wegen tarpitudo beiber Betheiligten ab. 
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Klageerhebung, an dem Orte bes Etabliſſements ber eigentlich 
ſchuldigen Sejellihaft zu erlangen, wie benn in Anwendung ber 
Nov. 4 0. 1 die Ausbildung des heutigen Hamburgifchen Redts*) 
— ———— Aſſociss auswärtiger Etabliſſements zu fin⸗ 
en ſei. 


Das Obergericht zu Hamburg wies die Klage durch 
Urtheil vom 21. Mai 1860 wegen Incompetenz des Gerichts 
zurück, weil ber Beklagte, wenn auch in Hamburg bomicilirt, 
doch nicht Hamburgifcher Bürger fei. 

Das Oberapellationdgeriht zu Kübed ſtellte durch 
Erfenntniß v. 19. Januar 1862 das erftinftanzrichterlidye Urtheil 
wieder ber, vorausgefebt, daß Bellagter zur Zeit der Klagerhebung 
fein Domicil in Hamburg gehabt habe. * Aus folgenden Gründen: 

Der Bellagte ſtütze feine Weigerung, ſich auf die Klage eins 
zulafjen, darauf, daß der Gläubiger einer Handelsgefelihaft nicht 
nur das Recht, jondern aud die Pfliht babe, beftrittene An⸗ 
ſprüche gegen die Geſellſchaft zunächſt gegen die Firma felbf am 
Orte ihrer Nieberlaffung einzuflagen, und erft, wenn fie auf bies 
ſem Wege liquid gemadt und unbefriebigt geblieben, fih an ben 
einzelnen Socius zu halten. Nun babe zwar diefe Auffaflung in 
einigen neuen Geſetzgebungen Einlaß gefunden, laſſe fi aber für 
das .allgemeine Handelsrecht als begründet nicht anerkennen, wenn 
fie auch hier einzelne Vertheidiger gefunden babe, 3. B. Beſeler 
Privatreht ©. 292 und Brinckmann Handelsrecht ©. 140. So⸗ 
bald man annehme, daß eine offene Handelögefellihaft nur aus 
einer Mebrbeit von phufiihen Perſonen beftehe, weldhe gemeins 
ſchaftlich Handelsgefchäfte treiben, fo folge daraus, daß jeber Dritte, 
bem eine Forderung gegen bie Gejellihaft zuftehe, dadurch zugleich 
auch Gläubiger jedes einzelnen Geſellſchafters werde — welchen 
Umfang man aud der Haftung bed einzelnen Socius geben 
möge — und daß ber Gläubiger gegen jeden einzelnen Socius, 
ſoweit es deſſen Haftung mit ſich bringe, Hagendb auftreten könne. 





Das Hamburgiſche Hanbelögeriht nimmt in conftanter Praris an, 
bag gegen ben in Hamburg bomicilirten Aflocie eines auswärtigen 
(wenigſiens überfeeifchen) Handlungshauſes — minbeftend alsdann, 
wenn derſelbe Hamburgiſcher Bürger iſt — (nur) nach vorgängiger 
fruchtloſer Interpellation des letzteren in solidum auf Zahlung geklagt 
werden dürfe. In dem Urtheil vom 18. September 1862 wurde ſo⸗ 
gar anerkannt, daß es einer Interpellation gar nicht bedürfe, ſo⸗ 
fern das ſchuldneriſche Handlungshaus (in Genf) inzwiſchen fallirt 
babe. (Hamb. ©. 3. Bd. II. ©. 808. 809); ferner in dem Urtheil 
vom 27. Auguft 186%, baß zur Verbärigung des Sicherungsarreſtes 
gegen einen gleichfalls ausländiſchen Theilhaber bes auswärtigen Hau⸗ 
fe8 bie vorgängige Interpellation befielben nicht erforberlich fe. (Hamb. 
@. 3. 8b. UI. 4 275. 276.) 
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Ehr Recht des einzelnen Sochis, jede Einlaſſung auf ben Prozeß, 
unter Verweiſung des Gläubigers an bie Firma, zu verweigern, 
würde nur denkbar fein, wenn bie in der Firma repräfentirte Ges 
fammtheit ein befonderesvon ben einzelnen Theilha⸗ 
bern zu unterfheidbendes Nehtsfubject bildete. Denn 
nur bann ließe ſich die völlig gleihe Stellung der Socii mit ber 
Annahme einer principalen Haftung Aller und einer ſubſidiariſchen 
bes Einzelnen vereinigen, während die Unterfheibung eines beſon⸗ 

deren, zunächſt anzugreifenden Gefelfhaftse: Vermögens, — fo 

fehr dieſes auch thatjächlich in der Regel dasjenige fein wird, aus 
welchem bie Befriedigung ber Gläubiger zunächſt erfolgt — juriſtiſch 

zu dieſem Refultate nicht führen könne, weil das Geſellſchaftsver⸗ 
mögen eben nur aus Theilen des Vermögens ber einzelnen Socii 

befieht. Für die Auffaffung ber die Gefammtheit res 

präfentirenden Firma als eines fingirten Rechtsſub— 

jectee, möge man basfelbe unter den Begriff einer 

juritifhen Perfon fubfumiren, oder einen anderen 

Ausdrud dafür wählen, fehle es aber im gemeinen 

Rechte an jedem haltbaren ®rund. Dem gefhriebenen 

Rechte fer eine folhe Auffaffung völlig fremd, unb daß 

diefebe durch Gewohnheitsrecht zu pofitiver Geltung 

gelangt fei, oder als unerläßlihde Eonfequenz neuer 

Taufmännifher Anſichten und Einrihtungen betrad» 

tet werben müffe, Laffe fih in keiner Weife behaupten. 

Es Tönne zugegeben werben, daß bie weitere Entwidelung 

bes Begriffs und ber Bebeutung ber Firma dahin geführt babe, 

bie Geſellſchaft im Taufmännifhen Verkehr formell mit bem 

Scheine einer handelnd auftretenden Perfoneneinheit zu bekleiden. 

Aber Nichts berechtigte dazu, hierin zugleich eine materielle Ums 

änderung bes juriftiichen Weſens ber Societät zu erbliden. Alle 

Erſcheinungen, welche fih an ben jetzt üblichen Gebrauch ber Firma 

knüpfen, erklären ſich vielmehr, auch beim Feſthalten an den mates 

riellen Grundſätzen des römischen Rechts, vollftändig aus dem Bes 

bürfniß einer vereinfachten und erleidhterten Beziehung aller ber 

phyſiſchen Perfonen, welche die Geſellſchaft bilden, und als die un: 

mittelbar oder durch einen Vertreter handelnden Subjecte anzufes 

ben find. Selbſt wenn man für alle Verbindlichleiten einer Hans 

delsgeſellſchaft ohne Weiteres einen Gerichtsftand im Orte, wo bie 

Birma ihren Sit hat, anerkennen wolle, fo folge barans doch nicht 

bie Nothwendigkeit einer Perfonificrung der Firma, Indem jene 

Annahme fi theild aus den Megeln vom forum contraotus, 
theils aus dem Umftande, daß bie Geſellſchaft nicht ohne einen 
am Drte ihres Etabliffements wohnenden Vertreter bleiben Tann, 
rechtfertigen laſſen würde. 
Müßte man fonach die Idee eines in der Firma repräfens 
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tirten befonberen Rechtsſubjectes verwerfen und bem Gläubiger ges 
flatten, jeden einzelnen Socius nad Maaßgabe feiner Haftung in 
Anſpruch zu nehmen, ohne daß es babei, wie das Handelsgericht 
angenommen, auf die Borausfegungen ankomme, unter denen ein 
Bürge fofort in Anſpruch zu nehmen jet, fo unterliege es einem 
Zweifel, daß die Klage auch im Domicile des einzelnen Socius ans 
gebracht werden dürfe, ba das forum domieilii für alle perfänlis 
hen Klagen conıpetent fe. Die dagegen geltend gemachten Zweck⸗ 
mäßigteitsrüdfichten kamen nur für Legislative Erwägungen in Bes 
tracht, wicht aber dem pofitiven Rechte gegenüber. “Der Umſtand, 
ob ber Kläger ſelbſt Angehöriger befielben Orts oder eine 
ombern Staates jei, könne natürlidy in der Competenz des forum 
domieilii feinen LUnterjhieb begründen. — Mit dem Refultate der 
vorſtehenden Ausführungen ftimmten denn auch die Entſcheidungen 
bes Ober⸗Appellationsgerichts in Sachen Jahncke o. Schrader & 
Rooſen (Septbr. 1829) und Seckel Nauman oc. Steinthal (Octo⸗ 
ber 1828) überein. Der Umſtand, daß in dieſen Fällen die Be⸗ 
klagten als Hamburgiſche Bürger in Anſpruch genommen worden, 
begründe feinen Unterſchied von dem gegenwärtigen Falle, da der 
univerfelle Gerichtsitand, weldhen in Hamburg ber nexus civicus 
mit fi bringe, in Umfang und Wirkſamkeit dem Gerichtsftande 
des Wohnorts völlig gleihlomme, wie biefes auch im Hamburgi⸗ 
ſchen Statut Th. I. Tit. 12, Art. 3 beftätigt werde Daß fih 
aber jeit jenen beiden Präjudicaten in Hamburg eine conitante 
entgegenftebende Praxis gebilbet babe, ſei nicht anzunehmen. 
(Hamburgifche Gerichtszeitung Bb. II ©, 46 - 48). 


17. Bann tft unter Handwerkern eine offene Han- 
belsgejellfhaft anzunehmen”)? 


Das O. A.G. zu Dresden ftellt in dem Urtheil v. 10.0cs 
tober 1861 folgende Sätze auf: 

Bei Affociationen gewöhnlicher Handwerker ober Profefs 
fioniften zum gemeinfamen Betriebe ihres Geſchäfts unter 
einer Firma ift die Art und Weile der Organifation und 
des Gefchäftsbetriebes zu berüdfichtigen und eine folibarijche 
Haft der einzelnen Theilnehmer erft dann anzunehmen, wenn 
die Gefellihaft nah kaufmänniſchen Grundſätzen organifirt 
ift, und ber Handelsbetrieb derfelben ein fo umfangreicher ift, 
baß er bie ©renzen bed gewöhnlichen Handwerksbetriebes 
überichreitet.” (Siegmann Zeitichr. f. Nechtspfl. und Verwal: 
tung N. %. Bd. XIV ©. 397 ff.). Die Bellagten im vors 





*) Das nachfolgende Urtheil ſtimmt mit ben im D.H.9.B. Art. 10 an⸗ 
genommienen Principien überein und dient zu deren Erläuterung. 
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liegenden Falle, G. u. F., find Webermeiſter, haben auf ge⸗ 
meinſchaftliche Rechnung unter ber Firma „®. und F.“ ein 
Webereigeſchäft betrieben, indem fie für gemeinfame Rechnung 

Waagren gefertigt und angelauft, die Mefien bezogen und 
Neifen gemadt, und die Einkaufs: und Berlaufsgeichäfte 
zum Theil unter jener Firma abgeſchloſſen. G., weldher Geld 
und Erebit befaß, gab das nöthige Gelb her unb beforgte den 
technifchen Betrieb, während %., welcher einige Gefchäftsrous 
tine befaß, die Bücher führte und ber Speculation vorftand. 
Derfelbe bat unter der Firma Wechfel acceptirt und girirt, 
und in ber Zeit vom 14. Juni bis 17. November 1858 für 
mehr al8 4000 Thaler mollenes Garn von dem Kläger auf 
Credit erfauft. Hiernady erfcheint ber Geichäftstreis der Be 
klagten nicht als einfacher Hanbwerlss fondern ale ein nad 
kaufmänniſchen Grundſätzen organifirter Fabrikbetrieb. — 

(Annalen Bd. IV ©. 483-486). 


18. Solibarifhe Haftung der Mitglieder einer offe 
nen Dandelsgefellfhaft ungeachtet unterbliebener 
vorſchrifts mäßiger Veröffentlichung. 


Das vorſtehende Urtheil fährt fort: „Unter dieſen Umſtän⸗ 
ben genügt es für ben Eintritt der ſolidariſchen Haft, wenn bie 
Annahme einer gemeinſchaftlichen Firma vereinbart und erfolgt, 
unb denjenigen, welche mit den Gefellihaftern oder einem berfelben 
contrahirt haben, bekannt geweſen tft, obne daß barauf, ob troß 
gehöriger Anzeige bei dem Stabtrathe zu Ch., bie Firma nicht 
nad den Beitimmungen der Yirmenorbnung vom 28. Yuli 1846 
eingetragen und veröffentliht worden, etwas ankommt (Sieg: 
manna. a. O. ©. 399. Annalen II ©. 226), — ba bie Bor: 
fhriften ber Firmenorbnung auf gewerbepolizeilichen Rüdfichten bes 
ruben, beren Befolgung auf das privatrechtliche Verhältniß derer, 
welche mit einer unter einer Firma handelnden Geſellſchaft contras 
birt haben, feinen unmittelbaren Einfluß äußert.” 

An einem Urtheil besjelben Gerichtshofs v. 24. Juni 1862 
beißt es mit Nüdficht auf diefen letzten Punkt, daß, da die Fir 
menorbnung v. 28. Juli 1846 für den Fall der Unterlaflung der Ans 
zeige der Firma nur eine Ordnungsſtrafe vorfchreibt, e8 nach allgemei- 
rechtlichen Srundfägen nicht zweifelhaft fein Tönne, „baß in privat- 
rechtliher Hinfiht bei Handels» und kaufmänniſch betriebenen Fab⸗ 
rifgefhäften bie Anzeige und öffentliche Bekanntmachung ber anges 
nommenen Firma fein wefentliches Erforberniß der folidarifchen 
Haftung der Geſellſchafter ift, fondern Hierzu einerjeit ber Ab- 
ſchluß des Geſellſchaftsvertrags und bag Uebereinkommen über Führ⸗ 
ung der Firma, andererfeits ber Abfchluß bes Geſchäftes mit 
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Dritten Ramens ber Firma genüge.” (Annalen Bb. V ©. 471). 
In biefem Urtheil ift nicht geſagt, ob fhon bie Thatfache einer 
äußerlich mehrere Berfonen bezeichnenden Firma (3. B. Gebrüder ©.) 
genöge, um ohne jede Belanntmadhung ber Theilhaber biejelben 
fämmtlih den mit einem ber Theilbaber unter ber hrma contra= 
birenden Berfonen in solidum zu verpflihten. Diefe, auch nad 
dem D.H.G. B. (im Falle Alterer ober trotz ber Auflöfung einer 
offenen Geſellſchaft beibehaltenen Gefellichaftsfirmen) nody relevante 
Frage ift verneinenb entſchieden worden in einem gründlichen Urs 
theil des O.A.G.'s zu Darmftabt v. 22. Mai 1846 (Archiv 
f. praftifche Rechtswiſſenſch. X ©. 287—290). 

Auch ein Urtheil-des Obertribunals zu Berlin v. 
25. November 1856 ftellt, mit Rückſicht auf ALR. II. 8. ©. 
617 fi. 629, folgende, nah DH.G.B. Art. 110 noch erhebliche, 
Grundſaͤtze auf: 

Aus dem von einem Geſellſchafter für die (unförmlich ers 
richtete) Geſellſchaft unter dem gemeinſchaftlich geführten Ge: 
ſellſchafto⸗Namen eingegangenen Geſchäfte werben bie übrigen 
Geſellſchafter ben Dritten verhaftet, wenn von ihnen in Be⸗ 
ziehung auf biefen Theilnehmer Erklärungen abgegeben was 
ren oder Handlungen flattgefunben hatten, bie eine Ermäch⸗ 
tigung des einen Geſellſchafters zur Gejhäftsführung für 
bie Societät als eines Factors derſelben ausfprehen und 
in fich fchließen. Zu ſolchen Handlungen gehört bie Angabe 
ber angenommenen Firma auf dem Aushängeichild, ober an 
den Geſchäftslocale ober bei ber Eorrespondenz und ber Ein- 
gebung von Handelsgeſchäften mit anderen Berfonen. (Striet- 
borft Archiv f. Rechtefälle Bd. 23 S. 79—83). 


19. Rohftoffvereine. Natur berjelben Wirkung 
bes Austritts aus ſolchen?). 


In Barmen hatte ſich eine „Schneiber-Affociation” gebildet, 
weldhe im Sabre 1861 von ber Handlung Schleiher & Komp. in 
Aachen verihiebene Waaren bezog. Einzelne Mitglieder der Aſſo⸗ 


°) Bol. D.H.8.8. Art. 2771 3. 1. Art. 272 8. 1. Urt. 978. It. 10. 
Uebereinftimmend Urtbeil bes Handelsgerichts zu Tüffelborf v.2. Nov. 
1868 (Gentralorgan IT Nr. 52) Das Urtbeil des O.A.G.'s zu 
Dresben dv. 16. uni 1863 (Annalen Sb. VII ©. 808) nimmt 
an, baf eine Genofjenihaft zum Einkauf von Waaren für eige: 
nen Bebarf nicht als Geſellſchaft zum Handelsbetrieb im Sinne 
bes 9.8.8. Art. 271 3. 1. gelten Fünne. Aus ben Diotiven erhellt 
war, baß bie Abgabe der Waaren nur an Bereinsmitglieder ſtatt⸗ 
* nicht aber, ob ein Conſum⸗ oder ein Rohſtoffverein vorlag. 
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ciation von ber fraglichen Handlung ſolidariſch beim Handelsgericht 
„zu Eiberfelb belangt, beftritten, daß bie Afiociation eine Handels⸗ 
„seiellichaft geweien, und baß fie folidarifch für deren Schuld hafteten ; 
zum Theil behaupteten fie audy, bereitS vor ber Contrahirung ber frag⸗ 
ſüchen Schulb ausgetreten zu fein, unb ben Austritt fogar ber 
Aſſociation durch Gerichtsvollzieheract angezeigt zu haben. 
b wies bie Klage ab, ber 
dagegen verurtheilte die Beklagten durch 
Urtheil v. 16. December 1862 aus folgenden Gründen: 
Anzahl Meifter der dorfigen Schneider:Innung zu dem Zwecke zu⸗ 
- fammengetreten war, durch den Anlauf ber zum Betrieb ihres Ge 
werbes erforderlichen Gegenftände und Materialien für gemein- 
(NHaftliche Rechnung ihren Mitgliedern bie Bortheile des Ankaufs 
im Großen zu gewähren, fie zu dieſem Behufe unter Annahme 
ber obigen Bezeihnung einen durch Wahl aus den Mitgliedern 
bervorgegangenen Borftand nit dem Anlauf unb ber geſammten 
Geſchäſtsführung beauftragt und eine gemeinfchaftliche Kaffe gebils 
det hatte und die angefauften Materialien ihren Mitgliedern zu 
dem Koftenpreife mit einem verbältnigmäßig geringen Aufichlag 
überließ, welcher theils in die gemeinſchaftliche Kaffe floß, theils 
nad Abſchluß der periodifhen Berechnungen den Mitgliedern ale 
2 Dividende zu Gute fam; daß die Affociation hiernach unverkenn⸗ 
Abar Handelsgeſchäfte betrieben hat, und da dieſe ſich nicht auf die 
Ausführung und Abwickelung einzelner vorher beſtimmter Kaufge⸗ 
ſchäfte beſchränken, vielmehr auf eine völlig unbeſtimmte Zeitdauer 
und nach dem jeweiligen Geſchäftsbedarf der Mitglieder den Ankauf 
ſaͤmmtlicher zum Betriebe bes Schneidergewerbes erforderlichen Gegen⸗ 
ſtände umfaßten, und alſo eine fortlaufende Reihe von Ankäufen erfor⸗ 
derten, ſich keineswegs in dem engen Kreiſe einer geſellſchaftlichen Ver⸗ 
einigung auf gemeinſchaftlichen Gewinn und Verluſt bewegte, ſondern 
als eine zum Betriebe des Handels in Tuchen und Manufakturwaaren 
im Anſchluß an den Gewerbebetrieb ihrer Mitglieder errichtete 
Handelsgeſellſchaft im Sinne des Art. 19 des früheren H.G. B.'s 
angefehen werden muß, beren Elemente fie enthält, unb beren we⸗ 
fentliher Charakter durch bie größere Anzahl ber Mitglieder, und 
bie Möglichkeit eines Wechſels derfelben, ober die durch beides be 
dingte bejondere DOrganifation, welche die Aflociation fi gegeben 
batte, nicht geändert wird; daß, wenn bie für die Begründung ber 
rechtlichen Eriftenz und Perfönlichfeit einer ſolchen Geſellſchaft nach 
den Beftimmnngen bed H.G. B.'s erforderlichen Bedingungen von 
ben Mitgliedern ber Aſſociation allerdings nicht erfüllt worden 
find, namentlih von denfelben ein Gefellihaftsakt nicht vollzogen 
ober veröffentlicht worden ift, und die von denfelben angenommene 
Bezeihuung ben Erforbernifien einer Geſellſchaftofirma wicht ent 


. 
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ſpricht, biefe für das Verbältnig ber Theilhaber erheblichen Mäns 
gel ber rechtlichen Eriftenz ber Geſellſchaft die Thatſache des facts _ 
ſchen Beſtands derſelben nicht aufzuheben vermögen, und dritten _ 
Perſonen bei Verfolgung ihrer Anſprüche aus ben von ober für 
die Geſellſchaft abgeichlofjenen Geſchäften gegen die einzelnen Theils 
baber derfelben nicht entgegenftellt werben Lönnen; baß bie lolinge 3 — 
rifche Daftung der Appellaten für bie Berbindlichleiten ber le 
hie weiteren Des 


clation daber nicht bezweifelt werden kann — 


banptungen ber Appellaten aber über ibren_vo e t 
eingeklagten Forderungen erfolgten Austritt aus ber Aſſociation 
wegen bed Mangels ber Veröffentlichung befielben keine Berückſich⸗ 


tigung verbienen können, weil, nachdem das Geſellſchaftsverhältniß 
durch feine Bethätigung nad außen einmal bie rechtlichen Wirkun⸗ 
gen ber formellen Sonitituirung Dritten gegenüber hervorgerufen 
batte, die Conſequenz ber Rechtsanſchaunng auch bie Anwendung 
der Beitimmungen des Art. 46 des H. G. B.'s auf baffelbe gebietet, 
und eine Beſchränkung bes letzteren auf die bei ihrer Errichtung 
veröffentlichten Gefellichaften ſowohl durch bie abjolute Yaflung 
wie den auf Verhinderung einer Täuſchung Dritter gerichteten Zweck 
berfelben ausgeichlofien wird. — 

(Archiv f. Eivil.s und Eriminalrecht der ARheinprovinz Bd, 57 
©. 83—87). 
20, Handelsmann Hanbelsgefhäft. Deconom einer 

Geſellſchaft. 


Pick war Oeconom ber Leſe- und Erholungs s Gefellichaft 

in Bonn. Den Wein bezog er von ber Geſellſchaft, bie ihm bei 
deſſen Anſchaffung einen beſtimmten Erebit gewährte. Die Geſell⸗ 
ſchaft klagte gegen Pick bei dem Handelsgerichte zu Köln auf Zahl 
ung eines Neftbetrages von 375 Thle. 27 Sgr. 6 Pig. für ges 
lieferte Weine und Flaſchen, auf welche Klage fi) das Handelsge⸗ 
- richt durch Urtbeil vom 6. Februar 1863 für incompetent erflärte, _ 
weil es den Deconomen einer Geſellſchaft nicht zu den Handels⸗ 
leuten zählte und fein Verhältniß zu ber Geſellſchaft als Dienſte — 
verbältniß auffaßte 

Die gegen dieſes Urtheil eingelegte Berufung ift durch das 
nachſtehende Erkenntniß des Appelihofes zu Eöln v. 23. Juli 
1863 verworfen worden: 

% E., daß die von ber appellantiihen Gefellihaft ange 
ſchafften Weine zur Conſumtion ihrer Mitglieder beftimmt und bie 
in ber eingellagten Rechnung enthaltenen Weine dem Appellaten 
nah Maßgabe des unter den Parteien beftandenen Vertrages in 
verfiegelten Flaſchen mit bem Auftrage überwieſen worben find, 
diefelben ausfchlieglih an die Mitglieber der Geſellſchaft auf deren 
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jebesmalige® Verlangen für Preiſe zu verabreichen, welche Ihm von 
der Gefellihaft aufgegeben waren und von welchen er unter der 
Bezeichnung eines Pfropfengeldes eine Tantieme zu bezichen hatte; 

daß ber Appellat in feiner Eigenfhaft als Deconom ber 
Geſellſchaft die fraglichen Weine empfangen und mit biefem Ems 
pfange vertragsmäßig die Verpflichtung übernommen bat, den Des 
bit nach der ihm jede freie Dispofition au andern ald zu Zweden 
ber Geſellſchaft ausſchließenden Anweifung zu bewirken, unter bies 
fen Berbältnifien aber feine Stellung in Bezug auf den dur ihn 
zu erreichenden Abfab der ihm überwiefenen Waare als die eine® 
Sefchäftsführers der Appellantin aufzufaflen und fomit ein Kaufs 
geihäft ber Klage in Wirklichkeit nicht zum Grunde liegt; 

daß dem ber Umftand nicht entgegenfteht, daß in der auf 
der Seite der Appellantin geführten Rechnung bem Appellaten ber 
Betrag bed Meines fofort nad) der jedesmaligen Weberlieferung 
zur Laſt geftellt worben ift, weil dies die Orbnungsmäßigfeit der 
Behandlung bes Geſchäfts erforberte; 

J. E., daß auch der ferner in ber Rechnung aufgeführte 
Boften wegen nicht zurüdgelieferter Flaſchen bie Competenz bes 
Handelsgerichts nicht berührt und demzufolge die Appellantin nicht 
für beſchwert zu erachten iſt —. 

(Archiv f. Eivil.s und Criminalrecht ber Rheinprovinzen 
Br. 87 ©. 255. 256), 


21. Gerihtsftand in Soctetätsftreitigleiten*). 


Ein Urtheil des Obergerichts zu Zürich v. 12. Juni 
1862 erkennt an, baß für Streitigkeiten der Geſellſchafter unter 
einander aus bem Gejellichaftsverhältnißg die Competenz besjes 
nigen Gerichts begründet fei, in deſſen Sprengel die Geſellſchaft 
ihr Domicil babe — ſowohl bei ſolchen Gefellfhaften, welche im 
Geſetze als felbftändige Rechtsſubjecte anerfannt feien, wie bei Ge⸗ 
fellfchaften anderer Art, fofern bier aus dem Geſellſchaftsvertrage 
ober aus bem ganzen Benehmen ber Geſellſchafter mit Sicherheit 
zu entnehmen fei, daß fie fih für alle ihre aus den Geſellſchafts⸗ 
verhältniß entfpringenden Streitigkeiten ber Entſcheidung der Ges 
richte des Ortes, wo die Gefellihaft ven Hauptfik ihrer Thätig⸗ 
keit bat, haben unterwerfen wollen. Doc gelte diefer Sak nur 
infofern die Eriftenz der Societät felbft und deren Domiecil an 
einen beflimmten Ort unbeftritten fi — im entgegengefebten Falle 
müſſe zunähft von dem ordentlichen Gericht bes zu belangenben 
Geſellſchafters, alfo dem Gericht feines perſönlichen Wohnſitzes, 
entſchieden werben, daß berfelbe überhaupt Mitglied einer an jenem 


*) Bel. D.H.G.B. Art. 111 ©. 2. 
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Orte domicilirten Gefellihaft, und als folche® zu verpflichten fet, 
fih auf eine Klage aus Geſellſchaftsverhältniſſen bort einzulafien. 

(Zeitſchr. f. Kunde und Fortbildung der Zürcheriſchen Rechts⸗ 
pflege Bb. XI ©. 149—154). 


22. Dffene Geſellſchaft. Verträge unter ber in bem 
bürgerlihen Namen ur Compagnons beſtehenden 
rma. 


xX. und C. F. E. M. betrieben als offene Geſellſchaft ein 
Geſchäft unter der Firma C. F. E. M. Der Träger dieſes Na⸗ 
° mend ſtellte an die Ordre von D. zwei Wechſel aus, in ber For⸗ 
mel „zahle ich” und „auf mich felbit”, unterzeichnet von ©. 7. 
E. M. — D. klagte aus diefen Wechjeln gegen X. als Theilhaber, 
Dos DNS. zu Dresden wies durch Urtheil v. 20. April 
1861 die Klage zurüd, weil bie Firma C. F. E. M. als zur 
Beurkundung einer die Societät angehenden Erflärung gebraudtt, 
nur dann angefehben werben Lönne, wenn ber Inhalt diefer Erklä⸗ 
rung über ſolche Tendenz feinen Zweifel übrig ließe, während die 
Bafjung der vorliegenden Wechſel eber dafür fpreche, baß biefelben 
zur Orbnung eines zwifchen dem Kläger und M. beitebenden [es 
paraten Schuldverhältniſſes haben dienen follen. 
(Annalen 8b. IV ©. 269. 270). 


283. Bürgfhaftsübernahme durch das Mitglied einer 
Handelsgejellihaft niht ausdrädlih im Namen der 
Geſellſchaft. H ©. B. Art. 114. ©. 2. 


Die Handlung H., welche gegen den Fabrikanten H. wegen 
einer Forderung von 181 Thlr. fi Dedung zu verichaffen beab: 
fichtigte, wurde von dieſem Vorhaben durch die Erklärung des Kauf: 
manns M., Mitinhaber der Handlung Gebrüder M.: „Ich ftche 
Ahnen bafür, dag Sie bis Anfang April befriedigt werden,” abs 
gebracht. Sie fand in biefer Erklärung eine Bürgihaft und nahm 
darum, wegen bed fpäter in dem Concurſe des 3. erlittenen Aus: 
falles von 143 Thlr. die Handlung „Gebrüder M.“ in Anfprud). 
Die Bellagte behauptete, daß M. durch die Abgabe jener Erklä⸗ 
tung nicht die Handlung, fondern nur ſich perſönlich verpflichtet 
haben würte Das Commerz⸗ und Admiralitätscolleg 
zu Königsberg trat dagegen durch Urth. vom 5. Jan. 1864 bem 
Mägeriichen Begehren, aus folgenden Gründen, bei: „Es läßt ji 
nicht annehmen, daß M. durch feine Erklärung fih nur perjönlid 
und nicht vielmehr die Handelsgefellihaft Habe zu einer Bürgichaft 
verpflichten wollen und wirklich verpflichtet hat. Denn zuvörderft 
war es, wie namentlich von ben techniichen Mitgliedern bes Colle⸗ 
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giums beſtätigt werben iſt, keineswegs erforderlich, daß M. fd 
bei jener Gelegenheit in der Mehrheit ausdrückte ober bie Ber: 
pflibtung ausdrücklich im Namen ber Hanbelögejell 
{haft übernahm Denn es tft ein allgemeiner TFaufmännifder 
Sprachgebrauch, daß Mitinhaber einer Handlung, ja felbft beren 
Brocuriften ober Gebülfen, wenn fie von berfelben oder mit Bezug 
Auf diefelbe fprechen, fich babei in der Einheit ausbrüden md 
fi redend einführen, während fie damit die von ihnen vertretene 
Handlung meinen. Läßt aber die von M. gebraudte Ausprude: 
weife an und für fi bie Möglichleit zu, daß dadurch nicht er für 
feine Perfon, fondern die von ihm vertretene Handelsgeſellſchaft 
verpflichtet werben follte, fo wirb diefe Möglichkeit durch die ber 
gleitenden Umftände, unter welden bie Erflärung erfolgt if, zur 
Sewißheit. Die Handlung Gebrüder M. hatte nämlich felbft eine 
bedeutende Forderung an 3. M. reifte zu ihm Hin, um ſich von 
feinen Verhältnifien zu unterrihten. Dabei erflärte ihm 3, baß, 
wenn er von feinen Gläubigern nicht gebrängt würde, ber Aus: 
bruch des Koncurjes zu verhüten fei, unb er biefelben wit ber 
Zeit werbe befriedigen lönnen, und erfuhte M., die Gläubiger 
zu bewegen, ihm fo viel als möglich Zeit zu laffen. In Yolge 
deſſen hatte M., welcher perfönlich keine Yorberung gegen 3. hatte, 
und nur bezwedte, indem er ben Ausbruch des Soncurfes verhinderte, 
ber Handlung Gebrüder M. die volle Befriedigung zu ſichern, bie 
gedachte Unterrebung mit dem Kläger, und bie babei abgegebene 
Erklärung bat er ſonach nicht in feinem perjönlichen Intereſſe, fon: 
bern lediglich in dem feiner Handlung gegeben.” ©. auch 9. ©. 
B' Art. 278. 281. 274. 317. (Centralorgan Bd. IL Nr. 9.). 


24. Das für en einer Handelsgefellfäaft ge: 
ſchloſſene Gefhäft gilt Dritten gegenüber als Geſchäft 
zugleich bes einzelnen Gefettfhafters, 


Zwiſchen bem Pferbehändler W, und dem Handelsmann R. 
war eine Uebereinkunft bahin getroffen worden, daß R. zwei ihm 
gehörige Ochfen, weldhe der Geſellſchaft zu ihrem Ankaufspreife an: 
zurechnen feien, gegen zwei ber Wittwe P. gehörige Pferde ver: 
taufhen und bie leßtern weiter veräußern jolle, - ber Gewinn folle 
bann gleichheitlich vertheilt werden. W. klagte gegen R. auf Rech⸗ 
mıngslegung und Herauszahlung des Gewinnantheild. R. 
tete insbeſondere, daß nicht er, fondern ber Biehhändler ©, bie frag⸗ 
lihen Pferde von ber Wittwe P. eingetaufht und weiterveräußert 
"babe. W. replicirte, daß ©. mit R. in einer offenen Handelsge⸗ 
felfchaft zum gemeinfamen Betriebe des Viehhandels ſtehe, und 
wenn berfelbe den Taufch geichlofien, bas ale Mitglied ber Seel: 
ſchaft gethan Habe Das bayer. Handbels-Appellations: 
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Gericht zu Nürnberg ie durch Urthell vom 7. Mai 1863 
dem Kläger den Beweis frei, daß ber Verklagte „ober S. als befien 
Geſellſchafter“ nach dem zwiſchen ben Parteien getroffenen Ueber: 
eintommen bie beiden Pferde eingetaufcht habe. In den Gründen 
"wird ausgeführt: Da bezüglich der zwifhen R. und ©. unter der 
Firma R. und S. zum gemeinfamen Betriebe bes Viehhandeld bes 
ftebenden Societät weber erhellt, daß einer ber beiven Geſellſchaf⸗ 
ter von der Bertretung der Firma ausgefdhloffen war, oder gegen 
bie Handlungen bes Anderen Widerſpruch erhoben hat, (H. ©. B. 
Art. 99. 86 3.4. 102), fo war Belfagter befugt, ben Societäts⸗ 
vertrag Namens oder do für Rechnung ber Firma R. und ©. 
mit dem Kläger, und S, befugt, ben Tauſchvertrag für Rechnung 
ber Eocietät R. und ©. mit der Wittwe B. abzufchließen „Für 
den Hägerifchen Anſpruch ift e8 nun aber der Wirkung nach gleich- 
gültig, ob der Eintauſch der Pferde, wie foldher im Vertrage mit 
bem Kläger berevet wurbe, und ber Weiterverfauf berjelben durch 
den Verklagten in Perfon oder durch S. für Rechnung der Gefelle 
haft R. und ©. erfolgte. Im dem einen wie in dem anberen 
alle Hat, worausgefeht, daß ber Erwerb durch S. nicht außer 
aller Beziehung zu bem Bertrage des Klägers mit bem Verklagten 
ftand, ber Verklagte die Pferde erworben, ift ber Weiterverkauf 
auf feine Rechnung erfolgt, da ja dasjenige, was bie Geſellfchaft 
erwarb, auch von dem Verklagten als Mitglied derjelben erworben 
wurde —, fomit, wenn auch ber Wieberverfauf Namens ber Ges 
felfchaft oder für Rechnung derfelben ftattfanb, alle Vorausſetzun⸗ 
gen vorhanden find, unter welchen nad) dem DVertrage bes Klägers 
mit dem Berklagten Eriterer von Lebterem Rechnungsitellung ver: 
langen kann. Selbftverftändlich ift hiebei für dem Hägerijchen Ans 


ſpruch ohne Belang, ob Berflagter feinen Gewinn mit einem Mit: - 


gefellichafter theilen muß, oder nicht, wie dieſer Umſtand aud, in 
dem Falle ohne Einfluß in fraglicher Richtung wäre, wenn Ber: 
Hagter Namens ber Yirma mit dem Kläger contrahirt hätte.” 
(Samml. bandelöger. Entſcheid. in Bayern. Bb. L ©. 225-228). 


25. Ein Sefellfafter als Darleiher ber Geſellſchaft 
und Mitunterzeihner des Darlehensſchuldſcheines. 


Die Brauereigefellihaft zu Sch., aus 4 Perfonen beitchend, 
hatte von einem ihrer Mitglieder, dem Schultheißen &., ein Dar⸗ 
leben von 7300 fl. erhalten, und der hierüber ausgeftellte Schulds 
fein war von letzterem mitunterzeichnet worben. Ein Theil bie 
fer Darlehensforberung ging fpäter auf %. über, und dieſer bes 
langte ben Schultheißen X. auf Bezahlung, weil’ er durch die Mit- 
unterzeichuung des Schuldſcheins jolidariicher Mitichulbner des Dars 
lehens geworben fe. Das Obertribunal zu Stuttgart 


® 
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wies durch Urtheil dom 17. December 1859 biefe Klage zus 
rüd, aus folgenden Gründen: 

Da der Beklagte nah dem Schuldſcheine Gläubiger ges 
worden und Niemand fein eigener Schuldner fein. fan, fo 
Eonnte bie Mitunterzeihnung des Schuldſcheins eine folibas 
riſche Verbindlichkeit des Bellagten nicht erzeugen. Daß das 
Darlehen ber Gefellihaft gegeben wurde, beren Mitglied ber 
Bellagte war, ändert hieran nichts, ba die Geſellſchaft keine 
juriſtiſche Perſon, ſondern eine Societät war, beren einzelne 
Theilhaber die Träger und Rechte der Verbindlichkeiten ber 
Geſellſchaft find. Es ift daher rechtlich ganz undenkbar, daß 
ber Beklagte bezüglich ber Rüdzahlung der von ibm in bie 
Geſellſchaftskaſſe gegebenen 7300 fl, eine folibarifche Berbind: 
lichkeit zu übernehmen, und fomit fein eigener Schulbner zu 
werden beabſichtigt haben folltee Die Bedeutung der Mit⸗ 
unterzeihnung bed Schuldſcheines von Seiten des Beklagten 

in dem darin liegenden Anerkenntniſſe deſſelben zu er⸗ 
blicken, daß die 7300 fL nicht als ben drei Mitgeſellſchaftern 
bes Beklagten angeliehen, fondern als eine Schuld der Ge⸗ 
ſellſchaft zu betrachten feien, wonach jene ale Schuldner nicht 
für die ganze Summe, fondern nur für bie ihren Antbeilen 
entſprechende Rate erjcheinen, dagegen der bem Antheil bes 
Beklagten entiprechende Betrag als De Einlage bes 
felben fi darſtellt. (Württ. Ardiv Bd. UL ©. 388). 


26. Rechte eines Geſellſchafters als Gläubiger ber 
Geſellſchaft in dem über das Geſellſchaftsvermögen 
- eröffneten Barticularconcurfe®). 


Das mürttemberg. Gef. v. 21. Mai 1828 beſtimmt Art, 

: „Wenn ber Gemeinfchuldner mit anderen Perfonen in Bezie: 
— auf ein Gewerbe, eine Fabrik oder ein Handelsgeſchäft in 
Geſellſchaft geſtanden, und nur deſſen Antheil von dem geſellſchaft⸗ 
lichen Vermögen zur Concursmaſſe abgeführt wird, fo kann bie 
Geſellſchaft Hievon den Antheil des Gemeinſchuldners an ben ge: 
ſellſchaftlichen Schulden in Abzug bringen.” Auf Grund dieſer 
Borfhrift**) nahmen in den gegen die beiden Cheilbaber bes zu 
St. unter ber Firma C. L. H. beftandenen Handlungsbaufes, bie 


° ns grage .. —— allgemein wichtig nach D. H. ©. B. Art. 

») Dal. iger de bes Obertribunals zu Stuttgart vom 11. Mai 18858 
(Seuffert’B Archiv VI. Nr. 802) — und gegen befien Debuctiom 
Meine Kritik bes eu eines Handelsgeſetzbuchs für bie preuß. 
Staaten. Heft 1. ©. 68 
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Wittwe H. und D. B. eingeleiteten Concurſen die Geſellſchafts⸗ 
gläubiger das Geſellſchaftsvermögen zu ihrer abgeſonderten Befrie⸗ 
digung in Anſpruch. Unter dieſen Geſellſchaftsgläubigern befand 
ſich auch die Wittwe H. ſelbſt, bez. deren Privatgläubiger, mit ber 
Hälfte einer von ihrer Mutter ererbten Forderung im Betrage von 
3000 fl. In ben beiden erſten Inſtanzen wurde dieſe Forderung 
unter bie der Geſellſchaftsgläubiger locirt, durch Urtheil des Obers 
tribunals zu Stuttgart vom 20. December 1858 bage 
gen von Xheilnahme an ber Gejellihaftsmafje ausgeſchloſſen, aus 
folgenden Gründen: 

Dadurch, daß bie Wittwe H. Erbin ber Gläubigerin ber 
Geſellſchaft wurde, erlangte fie gegenüber dem andern Gefell- 
ſchafter D. B. das Recht, zu verlangen, daß ihr der volle 
Betrag von 6000 fl. auch während der Dauer der Gefells 
Ihaft aus der Geſellſchaftskaſſe (auf gemeinſchaftliche Rech⸗ 
nung) zurüdgezahlt werde. Inſoweit fie jedoch felbft an ber 
Geſellſchaft betheiligt war, wurde fie Gläubigerin und Schuld: 
nerin zugleich; bie urjprünglihe Obligation ift alfo infoweit 
erlofhen und dauerte nur zum Belaufe bes auf den anderen 
Geſellſchafter fallenden Schuldantheils fort. Auch diejer Theil 
der Yorberung ift jedoch nicht mehr eine Schuld der Geſell⸗ 
ſchaft, jondern nur des Mitgeſellſchafters. „Bei der offenen 
Handelsgeſellſchaft ift die Geſellſchaft Fein befonberes, von 
den Berfonen der einzelnen Geſellſchaft verfchiedenes Nechts⸗ 
fubject, fie ift nicht? anderes als die Gejammtheit der eins 
zelnen Gefellihafter, die ſämmtlichen einzelnen Geſellſchafter 
als ſolche. Forderungen und Schulden ber Geſellſchaft fönnen 
nur ba entftehen, wo ber Gejammtheit der Gefellichafter 
(fämmtlihen Gefellihaftern) ein Dritter, welcher nicht Gefells 
ſchafter ift, als Verpflichteter oder Berechtigter gegenüber fteht. 
Der einzelne Geſellſchafter kann nidyt Gläubiger oder Schulbs 
ner ber Geſellſchaft, d. h. der Gejammtheit fein, zu welcher 
er felbft gehört; wird von Forderungen eines Geſellſchafters 
an die Geſellſchaft oder von Verbindlichkeiten eines Geſell⸗ 
fchafters gegen bie Geſellſchaft geſprochen, fo find dies ſtets 
nur Forderungen oder Berbindlichleiten eines Geſellſchafters 
gegen bie übrigen Gejellfhafter als ſolche. Auch dann, wenn 
mit bem einen Gefellichafter unter Gebraud ber Firma ein 
Rechtsgeſchäft abgejchloffen wird, das feinem eigenen Verhälts 
niß als Geſellſchafter fremd ift, fteht er nicht der Geſellſchaft 
als Dritter gegenüber, fondern das Geſchäft kommt uur zwis 
fen ihm und ben anderen Gejellihuftern zu Stande, und 
erzeugt nur Rechte und Verbinblichkeiten ber Geſellſchafter 
unter fih. Derfelbe Erfolg tritt ein, wenn ein Gefellihafter 
ber Rechtsnachfolger eines Gläubigers der Gejellihaft wird; 

Neliſchcitt für Gandeiüreht. Gb. VIL 33 
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was bis dahin bie Forderung eines Dritten an bie Gefell 
ſchaft war, wird dadurch infoweit es nit durch Eonfufien 
erlifcht, von felbft und mit Notbmwenbigfeit die Forderung 
eines Geſellſchafters an die Mitgefelfchafter; das Schuld: 
verhältnig der Geſellſchaft zum Dritten löſt fih auf in em 
Schuldverhältniß der Gefellfchafter unter fi. — Gegenüber 
den Gefelihaftsgläubigern ift zmifchen den von den Geſell⸗ 
ſchaftern geleifteten Einlagen und den durch fonftige Leiſtungen 
begründeten Forderungen des eimen Gefellfhaftere an den 
anderen nicht zu unterfcheiden; auch dieſe fallen, wenn fie 
nicht ſchon vorher bereinigt find, bei der Auflöfung ber Ge 
ſellſchaft, ebenſo wie die Einlagen, ber Gejellihaftstheilung 
anheim, und erböhen Hier nur das Guthaben des einzelnen 
Gefjelichhafters gegenüber dem anderen unb feinen Anfprud 
auf dasjenige, was an gefelihaftlihem Vermögen nad Be- 
friedigung ber dritten Geſellſchaftsgläubiger übrig bleibt. — 
Es würde auch mit dem Zweck des Geſetzes, welcher dahin 
gebt, im Gante der Gefellihafter deren gemeinfchaftliche Gläu: 
biger gegenüber von ben Sonbergläubigern eines Jeden zu 
bevorzugen, in Widerfprud ftehen, wenn es dem gantmäj: 
figen Geſellſchafter geftaitet wäre, in der Gant der Mitge⸗ 
jelfchafter mit den ihm gegen biefe zuftehenden Forderungen 
neben ben Gejellihaftsgläubigern, denen er felbft zu baften 
bat, aufzutreten, und fo diejenigen Befriedigungsmittel, welche 
das Geſetz zunächſt für die Gefellfchaftsgläubiger beftimmt 
bat, den lehteren zu entziehen und feinen bejonderen Gläus 
bigern zuzuwenden. 

(Seuffert's Archiv Bd. XI. Nr. 271). . 


27. Berbältniß der Gantmaffe eines infolventen 

Handelsgefellfhafters zu den Übrigen folventen Ge 

ſellſchaftern bezüglih ber Ausfolgung des Socie 
tätsantheils an die Santmaffe*). 


Das O.A.G. in Dresden bat durch Erfenntniß vom 20. 
Vebruar 1860 und 6. Dctober 1860 biefe Frage dahin 
entichieden: 

Die Gantmaſſe eines Socius ift berechtigt, von ben Übrigen 
folventen Geſellſchaftern die Ausfolgung des Sorietätsantheils des 
Eridars zu verlangen. Die übrigen Gefellfhafterefind jedoch be 
tehtigt, an dem dem Cridar zufallenden Antheile ber Gefellfchafts: 
activen für alle bereits verfallenen Geſellſchaftsſchulden deſſen An: 





") Bol. D. H. ©. B. Art. 131. 141. 


Nechtöfprlche, 489 


tbeil an den Gejellichaftspaffiven vor abzuziehen, und wegen ber 
bedingten ober betagten Geſellſchaftsſchulden von der Oantmaffe 
Berbalcaution dahin zu verlangen, daß ihnen die Gantmaffe, falls 
fie von den Släubigern folibarifh in Anfprud genommen werden, 
ben auf den Cridar fallenden Antheil ber bedingten oder betagten 
Geſellſchaftsſchulden erfegen werde. Diefer Anſpruch der folventen 
Geſellſchafter ift Feine in der Gant des infolventen zu liquidirende 
Forderung, fondern da die Verbalcaution von dem Maflevertreter 
interponirt, bzw. als geleiftet fubintelligirt wird, eine Schuld 
ber Maſſe, welche von der Gläubigerſchaft als folder zu tragen ift. 

Diefe Erkenntniffe des O. A. ©. find unter Berufung auf 
Günther, Diss. ad l. 12. 27. C, pro socio Lips. 1823, und 
Concurs ber Gläubiger, Leipzig 1852. ©. 55 fag. erlaſſen, und 
zu ihrer Begründung folgende, in ben Entfheidungsgründen näher 
ausgeführte Sätze aufgeftellt worden. 

1. Niemand Tann mehr Rechte auf einen Andern übertra- 
gen, al& er ſelbſt hat. 

2. Die Gläubigerfchaft kann Dritten gegenüber nicht mehr 
Nechte haben, als der Cridar jelbit Hatte. 

3. Die Gläubigerfhaft eines gewefenen Socius hat dem⸗ 
nach nit mehr materielle Recht aus der gelöften Societät dem 
folventen Socius gegenüber als jener jelbft gehabt Hatte. 

4. Das Mittel, zur Theilung des Societätsvermögens zu 
gelangen, it für jeden Socius theil® die actio pro socio, theils 
die actio communi dividundo. , 

5. Die Ausübung biefer Klagen ift in Folge einer der Sp: 

cietät eigenthünlichen, geſetzlich anerkannten Befhränfung in ihrem 
Srecutionsftabium mit dem Zwange verbunden, daß vor Verabfol- 
gung ber Societätsactiven dem anderen Socius dafür Eaution 
geleiltet werbe, baß nicht fällige und vor ber Hand unberüdjichtigt 
verbleibende Gefellihaftspaffiven künftig antheilig gebedt werben, 

(Berufung auf 1. 27. 28. 38. 67 pr. pro socio (17. 2), 

6. Fordert die Gläubigerihaft bes inſolventen Socius, ober 
ftatt deren ber Curator, Theilung und, vor Abwidelung des Baj- 
fioftandes der Societät, Verabfolgung der Geſellſchaftsactiven zur 
Mafie, fo kann fie, wenn fie diesfalls die actio communi divi- 
dundo anftellt, ſich auch ihrerſeits nicht der Kautiongleiftung in 
der vorbemerkten Hinſicht entbrechen. Ä 

7. Die bem Klagrechte, welches dem folventen Sociud aus 
biejer Sautiogeeiftung ber Gläubigerfchaft, bezichentlic bes Cura- 
tor bonorum, erwädjt, entſprechende Verbindlichkeit ber letzteren, 
ift eine Mafjelhuld, und e8 kann von einer Vertheilung ber Maſſe 
unter die einzelnen Soncursgläubiger (Liquidanten) nicht eher bie 
Rebe fein, als bis bie Maflefchulden gededt find. 

8. Der folvente Socius Tann fih nach allem dem nicht 
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‚entbrechen, bie Activen brutto, antheilig zur Maffe herauszugeben; 
es muß aber die Gläubigerfhaft mit der Maſſe ihm dafür auf 
fommen, baß er ſchließlich — nämlich bei gänzliher Abwickelung 
der Societät — feinen Bruttoantheil, ſoweit er nicht durdh bie 
dem Sociuß gegenüber antheilig zu vertretenden Paffiven abforbirt 
wird, alfo den ſ. g. Nettoantheil intact behält. 

(Annalen Bd. 3. ©. 72 fgg.). 


28. Dffene Geſellſchaft. Forderung der in Güter: 

gemeinfhaft lebenden Frau eines Gefellfhafters, 

welche fpäter felbft in die Geſellſchaft eintritt, gegen 

die Sefellfhaft. Solidariſche Verpflichtung der Ge 
ſellſchafter. 


An dem in Stolberg unter der Firma Gebr. Siegwarth und 
Comp. ſeßhaften Glasfabrikationsgeſchäft, deſſen Vermögen we 
ſentlich in der Fabrikanlage und ben nöthigen Utenfilien ſowie vor: 
räthigen Waaren beſteht, war als Geſellſchafter Joh. Joſeph Sieg⸗ 
warth betheiligt. Dieſer vermachte durch Teſtament die Hälfte 
ſeines Vermögens an ſeinen Bruder Franz Joſeph S., die andere 
Hälfte an deſſen mit ihm in Gütergemeinſchaft lebende Ehefrau. 
Nach dem Tode des Joh. Joſ. S. ſchloßen darauf am 13. Jan. 
1859 die Kaufleute Franz Joſehh S., B. R. und Ph. M. einen 
Geſellſchaftsvertrag über bie Fortführung des Gefhäfts, in welchem 
feftgeitellt wurde, daß von ber ber Verluffenfchaft des Joh. Joſ. 
©. zuftehenden Betheiligungsjumme die dem Franz of. zufallende 
Hälfte im Betrage von 7302 Thl. deſſen Antheil an bem Gefell- 
ſchaftskapital vermehren, die andere, defjen Ehefrau zufallende Hälfte 
dagegen reines Paſſivum der Gefellichaft bilden folle, und erklärten 
bemgemäß die 3 Geſellſchafter nicht nur die Gefellihaft Gebrüder 
Siegwarth und Eomp., fondern auch ſich einzeln perfönlid und ſo⸗ 
lidariſch für verpflichtet, ver Gläubigerin Ehefrau ©. die Summe 
von 7302 Thl. in fieben jährliden Raten — baar auszuzablen, 
bis dahin aber mit 5 Proc. pro Jahr zu verzinfen. Zugleich 
wurde feftgeftellt, daß nady dem Tode des einen oder anderen Ge: 
ſellſchafters defien Überlebende Wittwe, fofern der Fonds des Ber: 
ftorbenen in dem Geſellſchaftsvermögen verbleibe, berechtigt fein 
ſolle, das Geſchäft an Stelle ihres verftorbenen Ehemanns mit 
ben übrigen Theilhabern fortzufeßen. 

Bon biefer Vertragsbeftimmung machte nach dem bald darauf 
erfolgten Tode des Franz Joſeph ©. deſſen Wittwe Gebrauch, und 
ſetzte das Geſchäft mit fort. Am 4. April 1861 ließ biefelbe ben 
Geſellſchafter Ph. Michel auffordern, die laut Vertrag vom 13. 
Januar 1859 von ihrem Brivatguthaben verfallenen Raten von 
zufammen 2000 Thlrn. nebft Zinfen von der Hauptfumme zu zahlen. 
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‚DH. Michel beantragte dagegen, bie geforderte Summe auf ein 
Drittel (666 Thlr. 20 Ser.) zu rebuciren, ‚weil bie Forderung 
der Wittwe ©. als Beftandtheil der zwifchen ihr und ihren Ehe⸗ 
mann beftandenen Gütergemeinfhaft zur Hälfte auf ihre Kinder 
übergegangen fei, und von ber ihr hiernach noch zuftcehenden Hälfte 
ein — von ihr ſelbſt als Theilhaberin des Geſchäftes geſchul⸗ 
det werde. 

Der Appellationsgerichtshof zu Cöln ſprach ſich 
durch Urtheil vom 7. Januar 1862 für dieſe Berechnungsart 
aus, indem er von folgenden Erwägungen ausging: 

Das den Fr. J. S—en Eheleuten durch das Teſtament bes 
3.% ©. zugewenbete Vermächtniß babe die Betheiligung deſſelben 
an ber zwiihen ihm und ber in bem Vertrage vom 13. Januar 
1859 bejtandenen Handelsgefellichaft zum Gegenftande gehabt, und 
dieſe Betheiligung babe bis zur Auseinanderfegung der Geſellſchaft 
nur perfönliche Forderung: und Klagerechte gegen das abitracte 
Weſen der Geſellſchaft als das eigentlihe Rechtsſubject“) umfaßt, 
weiche nach Art. 1401 bes B. ©. B. (Code civil) in bie zwis 
ſchen den Eheleuten ©. beftandene geſetzliche Gütergemeinſchaft ges 
fallen feien. Bei der mobiliaren Natur des Vermächtniſſes fei es 
unerheblih, ob bafjelbe zunächſt den beiden Ehegatten als einzel 
nen Legataren oder direct ber Gütergemeinſchaft berfelben aners 
fallen fei. Die einmal durch Vertrag ober Geſetz bei Eingehung 
der Che georbneten güterrechtlichen Verhältniſſe der Ehegatten 
bätten durch eine fpätere Vereindarung in Feiner Weife abgeändert 
werden Fönnen, daher auch die Beitimmung bes Geſellſchaftsver⸗ 
trages vom 13. Januar 1859, durdy welche die Ehefrau S. für 
ein ihrer Betheiligung an dem Vermächtniſſe des ob. of. ©. 
entfprechendes Kapital als perfünlide Gläubigerin ber Geſellſchaft 
und ber Gefellichafter anerkannt "fei, weder eine vorgängige Theile 
ung eines Beftundtheileg der unter den Ehegatten beftehenden 
Gütergemeinichaft bewirken, noch ein mit dieſer in Widerfprud 
ftehendes mobiliares Sondereigenthbum ber Ehefrau habe ſchaffen 
können. Die an Stelle des berfelben anerfallenen Vermächtniſſes 
laut Vertrag vom 13. Jan. 1859 anerkannte Forderung ber Ehe⸗ 
frau bilde fomit ein Activum der Eheleute S—en Gütergemeins 
Ihaft, und könne daher nad dem Tobe bed Ehemannd von ber 
Ehefrau nur zur Hälfte gefordert werden. “Diejelbe fei aber durch 
den nach dem Tode ihres Ehemanns erfolgten Eintritt in bie Ges 
ſellſchaft für die Schulden der Gefellihaft gleihmäßig mit dem 
übrigen Gefellichaftern verhaftet. „Die zwiſchen ben Befellihaftern 


°) So faßt bekanntlich die Franzoſiſch⸗Rheiniſche Rechtspraris das Rechts⸗ 
verhältnig der offenen Handelsgeſellſchaft unb ber Mitglieder auf 
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unter einem Collectivnamen geſetzlich beſtehende, im vorliegenden 
Falle noch beſonders übernommene Solidarität begründe nur ein 
der Bürgſchaft analoges Verhältniß gegen die Geſellſchaft, welches 
die nach allgemeinen Beſtimmungen eintretende Theilung der ge⸗ 
meinſchaftlichen Schulden unter den Geſellſchaftern nach Maßgabe 
ihrer Betheiligung keineswegs ausſchließe, und dem für das Ganze 
in Anſpruch genommenen Geſellſchafter ſeinen Rückgriff nicht nur 
gegen bie Geſellſchaft als bie urſprüngliche Schuldnerin, ſondern 
auch gegen die einzelnen ſolidariſch verbundenen Geſellſchafter für 
deren Antheil geſtatte.“ 

(Archiv für Eivil- und Criminalrecht ber Preuß. Rheinpro⸗ 
vinzen. Bd. 56. ©. 171—176). 


29. Forderung eines vormaligen Gefellfihafters 
gegen bie Gefellihaft, nah erfolgter, aber nicht ge 
börig angezeigter Aufldfung der Soctetäterworben®) 


He. meldete zu ber Fabrikmaſſe Hoer. eine Forderung von 
4000 Thlr. laut Notariatsatt vom 9. Yebruar 1859 an, Der 
Syndik der Fallitmaffe beftritt die Yorderung, indem er behaup⸗ 
tete, daß He. felbft Gefellihafter von Hoer. fei, wogegen Liquidant 
replicirte, daß jedenfall durch den erwähnten Notarlatsaft, tm 
welchem ſich Hoer. als Schuldner der Tiquidirten Summe gegen 
ihn befannt habe, die etwa beftandene Societät gelöft fe. Der 
Appellationsgerihtshof zu Edln fpra im dem Urtheil 
vom 19. Juli 1860 aus, baß die etwa erfolgte Auflöfung ber 
auch nicht gehörig publicirten Geſellſchaft jedenfalls Dritten 
gegenüber nur in ben durch Art. 46 des Rhein. H. ©. B'e. 
vorgefchriebenen Formen gültig habe gefchehen können, und in Er: 
mangelung derfelben Kläger, als für alle Verpflichtungen ber Ge: 
ſellſchaft folidarifch haftbar, die von ihm producirte Schuldverſchrei⸗ 
bung nicht in Concurrenz mit ben Gläubigern der Gefellihaft gel- 
tend machen könne. 

(Archiv für Civil⸗ und Criminalrecht ber Preuß. Rheinpro⸗ 
vinzen. Bd. 55. ©. 178 - 189). 


80. Arreſt auf den Geſchäftsantheil eines Handelb⸗ 
geſellſchafters?). 


Ein Urtheil bes O. A.G.'s zu Lübeck v. 17. October 
1826 enthält folgende Sätze: 


Pol. D. H. G. B. Art. 129. 
“) Bol. D. 5. ©. 8. Art. 119. 128. 3. 8. 126. 180-132. 
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Dur eine Arreftanlage gefchieht ben Rechten Dritter und 
namentlid denen des Befehlsträgers (tiers saisi) Fein Eins 
trag, und ber Impetrant kann als folder gegen letzteren 
nicht mehr Rechte erwerben, als dem Impetraten gegen den⸗ 
felben zuftanden. — Daher muß ed auch einem Handelsge⸗ 
ſellſchafter, der den von feinem Aſſocié eingefhofjlenen Hands 
lungsfonds in Händen bat, unbenommen bleiben, benjelben, 
ungeachtet eines wider jenen barauf angelegten Arrejtes, in 
gemeinfchaftlihen merkantiliihen Unternehmungen nad wie 
vor, nad) Maßgabe des Societätscontracts, anzulegen. Denn 
das Nedyt hierzu ift ihm durch den Societätscontract erwor⸗ 
ben, fo daß der Impetrat felbft ſolches ihm nicht ftreitig 
machen könnte, und er bat bei folder Verwendung ein eige⸗ 
nes Intereſſe, und dieſes würde unftatthafter Weiſe verlebt 
werden, wenn er nun durch den Arreſt genöthigt werden 
follte, den von den Impetraten eingejhofjenen Fonds ents 
weder gänzlich unbenügt liegen zu lafjen, oder body das Ris 
ſiko der damit gemachten Unternehmungen allein zu tragen. 

Es ift allerdings richtig, daß auf ſolche Weile jeder Schuld: 
ner feinen Gläubigern fein Vermögen entziehen könne, indem 
er eine Societät eingeht und es in biefe einſchießt. Allein 
ber Schuldner fann dem Gläubiger fein Vermögen auch noch 
auf mandherlei andere Arten, 3.8. durch Schenkungen, durch 
Berwendung zu einem Leibrentenfaufe, durch Ausleihen feiner 
Capitalien auf lange Rüdzahlungstermine u. dgl. dergeitalt 
entziehen, daß, infofern nidyt die Anftclung der actio Pau- 
liana ftatthaft ift, der Gläubiger ſolche Dispoſition nicht als 
ungültig anfechten und rüdgängig machen kann. Die Ein- 
gehung einer Societät bat daher in biefer Hinficht nichts 
Eigenthümliches zum Nachtheile früherer Gläubiger, und kann 
daher diejes feinen Grund abgeben, bem auf den Societäts: 
fonds der Schuldner angelegten Arrefte eine ungewöhnliche 
Wirkung beizulegen. Auch werden die Impetranten burdy bie 
von dem Impetraten mit dem Befehlsträger gefchloflene So⸗ 
cietät an ber Befriedigung aus bem Vermögen bes Erfteren 
gar nicht verhindert. Denn wenn fie nur erft ihre For⸗ 
derung gegen denfelben liquidirt und eine gerichtliche Ver: 
urtheilung desfelben erwirft haben, und er fie dann nicht 
aus anderweitigen Mitteln befriedigen follte, fo würde ber: 
jelbe fih in folhem alle im Zuflande der Zahlungsunfähig: 
teit befinden, und es dem Impetranten unbenommen fein, 
wider ihn auf den Liniverfalarreft anzutragen. In Folge 
biejes würde ſich dann bie Societät auflöien, und dem Im⸗ 
petranten das Recht zuftehen, auch den bisherigen Gocie: 
tätsfonds ihres Schuldners zum Gegenftande der Execu⸗ 
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tion zu machen. Der bloſen Arreſtanlage jedoch, womit 
noch keine Aufhebung der Societät verbunden iſt, kann dieſe 
Wirkung nicht eingeräumt werden. — 

(Seuffert's Archiv Bd. XIV Nr. 82). 


31. Societät, Wirkung der Auflöfung ober ber Auf: 
bebungsbefugniß gegen Dritte”). 


Durh Urtheil des Obertribunals zu Berlin vom 
8. Juli 1860 ift anerkannt: 

Hat ein Handlungsgeſellſchafter einem Dritten eröffnet, daß 
fein bisheriger Geſellſchafter ihn nicht mehr verpflichten folle 
(„er bezahle nichts mehr“), oder haben beide Gefellfchafter 
die unter ihnen (wenn auch nur münblih, und daher nad 
ben Borfchriften des A.L.R.'s nicht bindend) vereinbarte 
Aufhebung des Geſellſchaftsvertrags dem Dritten mitgetheilt, 
fo kann berfelbe aus den hiernähft mit einem ber Gefell- 
ihafter unter der Firma der Geſellſchaft gefchlofienen Ber: 
trägen den anderen bez. benjenigen, welder bie Vollmacht 
bes contrahirenden Geſellſchafters widerrufen bat, wicht in 
Anſpruch nehmen. 

(Archiv f. Nechtsfälle Bd. 38 S. 95—98). 


32. Aufldfung einer Sandelsgefellfhaft und gleid: 

zeitige Begründung einer neuen mit neuer Firma 

zwiſchen einem Mitglied ber früheren Societät 

unb einem neu binzutretendben H.G.B. Art. 123. 
127. 129. 113? 


x 

Aus einem von der Handeldgefelihaft Th. u. E. gezogenen 
und Mangels Zahlung proteftirten Wechfel wurbe gegen den Kauf: 
mann H. als Mitglied ber Handelsgeſellſchaft Th. u. Co. geflagt. Es 
ergab fi, baß die zwiſchen Th. u. E. beftehende Geſellſchaft durch 
Austritt des E. am 19. März 1861 aufgelöft, Th. zum alleinigen 
Liquibator berfelben ernannt, gleichzeitig aber eine neue offene Hans 
delsgeſellſchaft zwiſchen Th. u. H. unter der Firma Th. u. Co. errich⸗ 
tet, und alle biefe Thatfachen in das Handelsregiſter bes Berliner 
Stabtgerihts eingetragen „und öffentlih bekannt gemacht worden 
find. Durd ein am 19. März 19361 erlafjenes Circular machte 
1) Th. befannt „Hiermit erlaube ich mir, Ihnen amzuzeigen, daß 
bie Firma Th. u. E. .mit dem heutigen Tage durch den Austritt 
bes Herrn E. erlofhen ift, und daß ich bie-Drbnung ber Activa 
und Paſſiva diefer Firma für eigene Rechnung übernommen babe,” 


*) Bol. D.H.8.B. Art. 115. 129. 
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und machte 2) TH. u. Co. befannt „Bezugnehmenb auf obige Mits 
theilung bringen bie Unterzeichneten zu Ihrer werthen Kenntniß, 
baß fie fi zur Fortführung bes bis heute unter ber Firma TE. 
u. E. betriebenen Fabrikgeſchäfts am heutigen Dato und mit ver 
ftärften Mitteln unter der Firma Th. u. Eo. affociirt haben.“ 
Das Kreisgeriht zu Brandenburg bat durch Urteil 
v. 21.Mai 1868 die Klage zurüdigewiefen: „Aus bem die Rechts⸗ 
verhältniſſe allerdings ſehr unklar laſſenden Eircular kann nidt 
entnommen werden, daß ber Beklagte in die unter veränberter 
Birma fortbeftehende Societät eingetreten if. In bem erften 
Theile deſſelben deutet das angezeigte Erlöſchen ber Firma durch 
E.'s Austritt und bie Ordnug der Forderungen und Schulden auf 
eine Auflöfung ber Geſellſchaft. Ebenfo fpricht die Anzeige von 
ber Afjociation im zweiten Theile für die Begründung einer 
neuen Gefellihaft. Dem gegenüber Tann die Anzeige von ber 
Vortführung des bisherigen Fabrikgeſchäfts nicht auf 
einen Eintritt des Beklagten in die bisherige Societät, fondern nur 
auf die Begründung eines Gefchäftes derfelben Art gedeutet werben. 
Ließe indeſſen das Circular noch einige Zweifel, fo würden diefe durch 
die Publicationen des Stabtgerichts zu Berlin befeitigt werden. 
(Sentralorgan Bd. II ©. 41). 


33. Dauernbe Haftung ausgefchiebener Socii troß er: 

folgter Anzeige der Auflöfung bes Gefhäfts und 

Uebernahme durch einen der Socti, und Zahlungsan- 

nahme des Öläubigers von dem Alleinübernehmer des 
Geſchäfts?). 


Die Entſcheidungsgründe eines Urtheils des O.A.G.'s zu 
Dresden v. 10. Januar 1860 führen aus: 

Daß die während der Societät von den Handelsgenoſſen 
gegen dritte Perſonen übernommene Verpflichtung und die 
einmal entſtandene und rechtlich begründete ſolidariſche Haf⸗ 
tung durch die bloße Auflöſung des geſellſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſes nicht aufgehoben werben kann, bedarf feiner Ausein⸗ 
anderſetzung. — Auch eine Bereinigung unter den bisheri- 
gen Socii vermag, als einfeitige Handlung der Schuldner, 
an dem Recht des Gläubigers nichts zu ändern, wenn nicht 
ber letztere ſich damit ausdrüdlich einverftanden erklärt, daß 
der Socius, welcher das Geſchäft allein fortführen will, bie 
vorhandenen Societätsſchulden allein und ohne Mitleibenheit 
des bisherigen Aſſocis's abtragen folle. Das bloße Still 


*) Bl. 2.9.6.0. Art 146. ff. 19. 


496 


. Rechtöfprüdke. 


ſchweigen zu ber Handlung ober Erklärung bes Einen kann 
in der Regel nicht als ein Zuſtändniß betrachtet werben, fo: 
weit nicht mit Rüdfiht auf befondere Verhältnifie auf Seite 
des Schweigenden eine Pflicht, fi zu erklären, vorhanden 
war. — — Dem Kläger ift nun zwar ber Austritt des 
8. H. ©. und die Uebernahme des bisher gemeinfchaftlid 
betriebenen Gefhäfts mit allen deffen Activen und 
Baffiven feitens L. A. G.s durch Eircular bekannt ge 
maht worden, ohne daß Kläger gegen biefe Uebereintunft 
der Hanbelsgenofjen einen Einwand erhoben, oder feinen An: 
ſpruch gegen den ausgeſchiedenen Socius fofort geltend ge: 
macht, oder doch wenigitens ſich diefen Anſpruch ausdrücklich 
refervirt bat. Diefes Stillſchweigen ift aber für den Kläger 
beshalb ohne rechtlichen Nachtbeil, weil berfelbe einerfeits 
feine Verpflichtung und nicht einmal eine Berechtigung batte, 
der zwifchen ben bisherigen Geſellſchaftern über die Aufbeb: . 
ung der Societät getroffenen Webereinfunft entgegenzutreten, 
andererjeit8 aber auch dem Gefellichaftsgläubiger ebenfo wie 
den Gefellfhaftsmitgliedern befannt fein mußte, baß biele 
Webereintunft an ben Rechten ber Gläubiger etwas nicht 
ändern könne. Die in folden Fällen üblichen E@irculare — 
fo aud) das vorliegende — enthalten auch nidht einmal bie 
Aufforderung, fi) wegen ber Forderungen an biejenige Pers 
fon zu balten, welche das Gefchäft mit deſſen Activen und 
Paffiven zur Fortführung übernimmt, und bezweden lebiglid) 


“eine einfache Notification von dieſem Ereigniffe, und eine 


Empfehlung zur Fortfeßung der früher beftandenen Geſchäfts⸗ 
verbindung mit dem nunmehrigen alleinigen Firmeninhaber. 
Der Kläger hatte alfo gar Feine rechtliche Veranlaffung, auf 
den Empfang bDiefes Eirculars etwas zu erwiebern; er konnte 
die Kündigung feiner Forderung feinerfeit8 nad Gutdünken 
beanftanden und fi eintretenden Fals nach feiner Wahl zu- 
nächſt an ben Erblaffer ber Beklagten oder an befjen frühe⸗ 
ren Affocis 2. U. ©. menden. 

Als ein nicht durch Stillſchweigen, ſondern durch Hand⸗ 
lungen zu erkennen gegebenes Einverftändnig wollen die Be- 
Hagten betrachtet wiſſen, daß der Kläger auch nach dem Aus: 
tritte bes K. H. ©. die Zinfen feines Kapitals von & A. 
G. angenommen, bemfelben darüber quittirt und ihn als den 
damaligen Inhaber der Firma anerfannt babe Da nun 
L. A. ©. das Geſchäft unter ber früheren Firma zur Fort⸗ 
führung auf feine alleinige Rechnung wirflih übernommen 
batte, fo conftatirt biefes Anerkenntniß nur eine Thatjache, 
welche der Kläger nicht ignoriren Fonnte, zumal nachdem fie 
ihm durch das übliche Eircular notificitt worden war. Dars 
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aus läßt fich aber Feineswegs folgen, daß Kläger gewillt 
eweſen fei, feinen Anſpruch gegen ben ausgefchiebenen Ge⸗ 
felfehnfter ganz oder theilweife aufzugeben. Endlich konnte 
Kläger, weil ihm beide Socii wegen Kapital® und Zinfen 
foliparifch verhaftet waren, die Zahlung der nah K. H. G.'s 
Austritt erwachſenen Zinſen von dem Correalſchuldner 2. 4. 
G. nit blos annehmen, fondern er Fonnte ſolche ihm vom 
Lesteren offerirte Zahlung nicht einmal mit Recht ablehnen; 
die von einem Correalſchuldner geleiftete Zahlung bat aber 
auch nur die rechtliche Folge, daß die übrigen Correalſchuld⸗ 
ner nad) Höhe bes Gezahlten von ihrer Verbindlichkeit gegen 
den Gläubiger befreit werben, während in Anſehung bes 
re Bezahlten bie correale Haftung nach wie vor beftehen 
eibt, 
(Zeitihr. f. Rechtspflege in Sachſen Bb. XIX ©. 455— 459), 


34. Eidesleiftung burd einen offenen Geſellfchafter 
für die Geſellſchaft, auch nah Auflöſung derjelben. 


Mm einem Proceſſe der Firma H. A u. V. in Paris gegen 
C. u. B. in Wien war den Klägern rechtöfräftig ein negativer 
Haupteid auferlegt worden. Die Kläger wollten biefen Eid durch 
den Öffentlichen Gejellihafter H. zu Paris leiſten, obwohl inzwis 
ſchen ein anderes Mitglied der Gejellihaft, D. A., aus derjelben 
laut Auflöfungsvertrag ausgetreten war. Bellagte dagegen wollten 
ben Eid als nicht abgelegt betrachten, weil die Kläger fi nicht 
in der Verhandlung über die Eibesbelution erflärt hätten, durch 
welchen Geſellſchafter fie den Eid ablegen wollen, unb weil inzwis 
hen einer der urfprünglichen vier Geſellſchafter aus ber Geſell⸗ 
ſchaft ausgefchieden jet, 

Das Handelsgericht zu Wien entfchieb, daß H. befugt Sei, 
ben Eid für die Hagende Firma rechtsgiltig abzulegen, da derfelbe 
als kundgemachter Gefellichafter derſelben beredtigt fei, die vor- 
liegende Streitfahe durch Vergleih, mithin auch durch ben 
Haupteid auszutragen. Dagegen entſchied das Oberlandesge⸗ 
richt zu Wien, daß durch die im Urtheile ben Klägern ohne 
Unterſchied auferlegte Ableiftung des Haupturtheils bie Be: 
Hagten das Recht erlangt hätten, daß der Eid von allen bie Fla- 
gende Firma repräfentirenden Perjonen abgelegt werde. Auf ein: 
gelegten Nevifionsrecurs erkannte fobann der oberfte Gerichts: 
hof Urtbeil v. 13. November 1860, auf Wieberberftellung bes 
erftinftanzlihen Urtheils: „in Erwägung, daß der Rechtsitreit auf 
Grund der Vollmacht H. A. u. B. von diefer Firma geführt und 
obne jede Bezeichnung einer Perſon des Delaten von ber beflag- 
ten Firma der Eid aufgetragen und vom Gericht zugelaflen wurde; 
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in Erwägung, daß ein kundgemachter öffentlicher Geſellſchafter 
einer Hanbelsfirma als berechtigter Repräfentant ber Geſellſchaft 
zur Eingehung von Berpflihtungen und Vergleichen für jelbe er: 


ſcheint — ba auch H. als „Liquidateur“ der aufgelöften Geſell⸗ 


Ed 


„gen für eine mit ber Bahn in Verbindung ftehende Chauſſée in 


{haft mit „pouvoirs les plus etendues que comporte cette 
qualitö'* ausgerüftet erfhheint, wonach er nad franzöfifdhen und 
Öfterreihifchen Geſetzen als Repräfentant der Firma, welde 
ben ihr auferlegten Eid angetreten bat, zur Ablegung befielben 
von ihr bezeichnet und zugelafien werben faın — —. 

(Allg. Oeſterr. Gerichtszeitg. 1861 Nr. 22). 


85, Antheile an Hanbelsgefellfhaften. 

Die Antheile nicht allein bei Actiengefellidhaften, ſondern 
auch bei gewöhnlihen Hanbelsgefellichaften, denen Immobilien zu⸗ 
gehören, find al8 Mobiliarvermögen, nad Ci. 529, zu erachten. 

Appellhof zu Cöln v. 31. Juli 1862. (Archiv f. Eivil- und 
Srininalveht der Preuß. Rheinprovinzen Bd. 57 ©. 72—75). 
86. Handelsgefhäft. Bauten. HGB. Art. 272. 278. 274. 


Die Eifenbahngefellichaft, welche die Arbeiten und Lieferun⸗ 


„Accord gibt, mat dadurch nah H.G.B. 273 ein Handelsgefchäft, 


' 


ba nicht die Chaufiee als foldhe, fondern auf deren Abänderung 
zu verwendende Lieferungen und Arbeiten, mithin Gegenftände 
mobiliarer Natur, das Object des fraglichen Bertragsverhältniffes 
bilden; dieſes Geſchäft aber nah H.G.B. Art. 272 Nr. 3 fi im 
Allgemeinen als ein Handeldgefhäft darftellt, und nah Art. 274 
alle von der Appellantin gefchloflenen Berträge in Zweifel als zum 
Betriebe bes Handeldgewerbes gethätigt zu erachten find *), unb 
daß beitimmte thatjächlihe Momente nicht vorliegen, welche bie 
Annahme begründen könnten, daß die fraglihe Anlage mit bem 
Betriebe der Eifenbahn außer Zuſammenhang ftehe, und nicht uns 
mittelbar zu berjelben benußt werbe; daß im Vebrigen au Art. 
273 Abf. 2 durch die barin aufgeftellte Eremplification bie im er: 
ften Abjag aufgeftellte Definition nicht reftringiren fol, fondern 
nur deſſen Erläuterung unter einem beftimmten Gefihtspunft be- 
zweckt —. 

Appellhof zu Coͤln v. 3. December 1862. (Archiv f. Civil⸗ 
und Criminalrecht ber Rheinprovinzen Bd. 57 ©. 78. 79). 


®) Dr Art. 275 fteht entgegen. S. mein Handbuch bed Haudelsrechts 
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37. Kaufmann. Unternehmer von Bauten. 


Der Maurermeiſter M. klagte gegen den Bauunternehmer 
L. bei dem Handelsgericht in Elberfeld auf Zahlung einer Lohn⸗ 
forderung für Mauerpolirarbeiten und Pflaſteranlagen. 2 erhob 
bie Incompetenzeinrede, weil es fih um Lohnforderungen handle, 
er auch als Bauunternehmer nad) dem H.G. B. nicht Handeldmann 
ſei. Das Handelsgericht, und ebenjo ber Appellbof zu Eöln, 
dur Urtheil v. 9. Februar 1863, wiejen die Incompetenzein: „ 
rede zurüd, letzterer nach H.G.B. Art. 273, da die Verbindlich 
feiten, welche gegen ben Appellanten geltend gemacht find, aus 
feinem Handelsbetrieb herrühren*). | 

(Archiv f. Civil⸗ und Criminalrecht der RE 30.57 

©. 112. 113). 


38. Handelsgefhäft. Waarenanfäufe von Handwer—⸗ 
tern für ihren Handwerksbetrieb. 


Der Schönfärber M. in Coblenz, von ber Handlung ARE, 
A. auf Zahlung eines Neftbetrages für gelieferte Yarbitoffe bei 
dem Handelsgericht zu Grefeld belangt, wendete Incompetenz bee 
Gerichts ein. Das die Einrede verwerfende Urtheil wurde vom 
Appellhof zu Eöln unterm 5. Februar 1868 aus folgenden 
Gründen — 

E., daß nach demjenigen, was über den Gewerbebetrieb 
des Appellanten vorgebracht worden ift, nicht angenommen werben 
Tann, daß berjelbe der Führung feiner Färberei, in welder er ſich 
nur mit dem Auffärben alter Stoffe gegen Lohn befaßt, eine über 
den Umfang des Handwerks hinausgehende Ausdehnung gegeben 
babe; daß der Verbraud der für den angegebenen Zwed verwen: 
beten Farbſtoffe daher nicht als eine Weiterveräußerung 
bearbeiteter oder verarbeiteter Waaren im Sinne des Art. 271 
H. GB. angejehen werden kann; daß auf Seite des Appellanten 
folglich auch nicht der ber Klage zu Grunde liegende Anlauf ber 
—— fraglichen Farbwaaren als ein Handelsgeſchäft zu erachten 


(Argiv f. Eivil- und Criminalrecht der Rheinprovinz Bd. 57 
©. 113. 114). 


°) ©. Note * zu Nr. 86. 

es) Die Entſcheidungsgründe müßten lauten: 1) Der Färber M. ifl 
nicht Kaufmann. 2) Die Anſchaffung der — iſt nicht objer⸗ 
tives Hanbelögefhäft im Sinne H.G. B. Art. 271 3. 1, fondern 
nur fubjectives im Sinne H.G. B. Art. a e. 2. — alſo nicht ar 
genüber dem Beklagten, welcher nicht Kaufmann iſt. 
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89. Hauſirhandel. H.G. B. Art, 10. 


In einem Rechtsſtreite, der zwiſchen H. als Appellanten 
und M. als Appellaten verhandelt wurde, machte Erſterer 
geltend, er fei nach Art. 10 des D.H.G. B.'s nicht verbunden, 
Handelsbücher zu führen, weil er in dem Grenzbezirk Cleve ben 
„Viehhandel im Umbherziehen“ betreibe. Er legte auch eine Eon: 
ceffionsurfunde vor, in welcher die Kol. Regierung zu Düffelborf 
ihm die Eonceffion zum Handel mit Vieh im Umbherziehen ertheilt 
bat. Der Appellat behauptete dagegen bie Verpflihtung des Ap⸗ 
. pellanten zur Führung von Handelsbüchern und e8 erging folgende 
Entſcheidung des Appellhofs zu Cöln v. 18. Juni 1863: 
3. E., daß unter den Haufirern, welde durch den Art. 10 
des allgemeinen D.H. G.B.'s von der Führung von Handels: 
büchern dispenfirt erklärt werben, nah dem fernern Wort: 
„inhalte diefer Beftimmung Teineswegs alle diejenigen-zu ver: 
_„ftehen find, weldye Handel im Umberziehen betreiben, fondern 
„nur umberziehende HandelSleute von geringem Gewerbebe- 
„triebe, welche Trödlern und Hölern gleichzuftellen find; daß 

al8 ein folder geringer Gcwerbebetrieb der Handel mit 

Pferden und Hornvieh, welchen der Appellant nah Ausweis 

bes von ihm vorgelegten Gewerbefcheins betreibt, in Ber: 

bindung mit Unternehmungen ber Art, mie die bier frag: 
liche Ziegelfteinlieferung nicht anzufehen ift; 

Daß daher der Appellant gemäß Art. 28 des H.G. B.s zur 
Führung von Büchern, aus welchen feine Handelsgefhäfte volls 
ftändig zu erſehen find, für verpflichtet zu Halten ꝛc. zc. 

Aus diefen Gründen *) 
perwirft u. |. w. 

(Archiv f. Civil: und Criminalrecht der Rheinprovinz Bd. 57 

©. 197. 198). 


40. Die evangelifhen Brübergemeinben als Inhaber 
von Handelsunternehmungen. 


Der Borfteher ber evangelifchen Brübergemeinde zu Neu: 
ſalz a/D., ©., meldete eine derfelben gehörige, unter der Firma 
Mayer, O. u, Co. beftehende kaufmänniſche Handlung zur Eintragung 
in das Hanbelsregijter an, indem er Vollmacht von ber Direction 
der PBrüder:Unität zu Berthelsdorf als feiner vorgejehten Bebörbe 
beibrachte. Das Kreisgericht zu Freiſtadt wies die Eintragung zurüd, 
und auch das Appellationdgericht zu Glogau machte die Eintragung 
von dem vorgängigen Nachweis abhängig, daß der Brüdergemeinde 
zu Neufalz die Befugniß zum Handelsbetrieb burch ein landesherr- 





*) ©. mein Handbuch bed Handelsrechts $. 46 Note 86 a. €. 
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liches Privilegium oder durch eine landesherrliche Conceſſion ver⸗ 
liehen ſei, indem es ausführte, daß die Herrenhuter und böhmi⸗ 
ſchen Brüdergemeinden nicht öffentlich recipirte, ſondern nur geduldete 
Kirchengeſellſchaften ſeien, deren Rechte zufolge A.L.R. IL 11. 
$. 20. 27. 11 6. $. 22 lediglich nach der ihnen von dem Landes: _ 
berrn ertheilten bejonderen Conceffion zu beurtheilen feien; Befug: _ 
nifje, welche eine vermögensrechtliche Beziehung haben, feien denfel- 
ben nicht verlichen worden, und wenn auch aus ben landesherr: 
lichen Bonceffionen und Confirmationen zu folgern fei, daß bie 
mähriſchen Brüdergenteinden allzeit als corporative Gemeindeverz$ 
bände anerkannt und ihnen freie und felbftändige Verwaltung ihrer 
Angelegenheiten und insbejondere ihres Vermögens geftattet wor⸗ 
den fei, fo laſſe fih do nur annehmen, daß fich jenes Anerkennt⸗ 
niß der Corporation nur auf den Gemeindeverband in feiner 
Eigenfchaft als geduldete Kirchengefellichaft beſchränke, und daß 
unter dem Ausdrud „Vermögen“ blos dasjenige verftanden wor: 
den fei, was in einem gewiſſen Zuſammenhang mit der Eigenfchaft 
der Brüdergemeinde als Kirchengejellichaft fteht. Hiezu könne aber 
ein Gewerbe: oder Taufmännijdyer Handelsbetrieb, welchen biefelbe 
als juriftifhe Berfon unter einer beliebig gewählten Firma treibt, 
nicht gezählt- werben, 

Auf die Beſchwerde ber Direction der evangelifhen Brüder:Unität 
erging demnächſt folgendes Referiptdes Preuß. Juftizminiftes 
riums v. II. October 1862 an das Appellationsgericht zu Glogau: 

„Der Verfügung des Collegiums vom 12. Mai d. J. 
liegt die unverkennbare richtige Vorausfeßung zum Grunde, 
daß die evangeliſche Brüdergemeinde zu Neufalz ale ſolche 
in das Handelsregifter nicht eingetragen werden könne, wenn 
derjelben die Rechte einer moraliſchen (juriftiihen) Perfon 
mangeln jollten, daß in dieſem Yalle vielmehr, in Gemäßheit 
des Grundſatzes 8.13. Tit.6 Th. II A.L.R., auf die Vorſchrif⸗ 
ten des D.H.G. B.'s, des Einführungsgeſetzes vom 24. Juni 
1861. (Geſ.S. ©. 449.) und der Inſtruction vom 12. De: 
cember 1861. (Juſtiz-Min.Bl. S. 327.) über die Eintragung 
der Handelsgefellihaften in das Gejellichaftsregiiter zurück⸗ 
zugehen und eine diefen Vorſchriften entjprechende Anmeldung 
zur Eintragung erforderlidy fei. Hieraus dürfte aber doch 
für den entgegenftehenden Fall, nämlich bei der Vorausſetz⸗ 
ung, die Brüdergemeinde fei als vermögensfühig, oder als 
moraliſche Perſon oder als Corporation anzujehen, unaus⸗ 
weichlich die Zuläſſigkeit der Eintragung der Brüdergemeinde 
unter dieſer Bezeichnung als. Inhaberin der Handlung Mayer 
Otto u. Eo., obſchon nicht in das Gefellfchaftsregifter, doch 
in das Firmenregifter folgen, indem das Geſetz die Ei: 
genfchaften eines Einzelkaufmanns, im Gegenjag zu ben 
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Handelsgefellichaften, und bie Vorfchriften, welche hieran fid 
nüpfen, keineswegs auf phyſiſche Perfonen befchräntt hat, 
das Gegentheil fogar im Artikel 5. Abf. 2 bes 9.9.8.3 
angedeutet wird. Dies wird auch in ber Verfügung des 
Collegiums vom 12. Mai d. 38. anſcheinend nicht verkannt, 
ſondern der Grund der, die Ablehnung der Eintragung be 
jtätigenden Entſcheidung darin gelegt, daß in bem vorliegen 
den Yalle unter „Leinen Umftänden bie Vermoͤgensfähigkeit 
oder die Eigenfhaft der moraliſchen Berfon über das fird: 
liche Gebiet und die kirchlichen Zwecke binauereiche.” Die 
Haltbarkeit jenes Entſcheidungsgrundes unterliegt aber ben 
erbeblichften Bedenken. Es iſt das charakteriftifche Merkmal 
einer moralifhen Perſon, daß fie, infofern nicht etwa ber 
anomale Fall der ausbrüdlihen Verleifung von nur be 
ſchränkten Corporationsrechten vorliegt, woburd bie Eigen: 
ſchaft einer moralifhen Berfon überhaupt in Frage geftellt 
wird, im Rechtsverkehr ald eine für fich beſtehende, von 
den einzelnen phyſiſchen Perfonen, worauf fie ſich zuräd 
führen läßt, verſchiedene Perſönlichkeit gilt, daß ihr demzu⸗ 
folge bie active und pajlive Vermögensfähigleit in demſel⸗ 
ben Umfange beimohnt, wie einer einzelnen phyſiſchen Per: 
fon (vgl. Thl. 11. Tit. 6 $$. 81 ff. Allg. Landrechts), un 
beſchadet der Beſchränkungen, welde in Bezug auf bie 
Gültigkeit de Erwerbs oder die Eingehung von Bers 
pflihtungen beitehen können, wie ſolche Beſchränkungen aud 
bei ganzen Klafien von phyſiſchen Perjonen (Minderjähri: 
gen, Frauen zc.), ohne der Vermögensfähigleit derjelben im 
Allgemeinen Abbruch zu thun, fi vorfinden. aber 
die Eigenfhaft der Brüdergemeinde zu Neufalz als einer 
moraliihen Berfon oder ihre Vermögensfähigkeit im Allge 
meinen einmal anerfannt werden, fo darf auch bie Eintrag: 
ung der Firma, unter welcher fie ben Handel betreibt, m 
das Birmenregifter ebenjowenig, wie einer einzelnen phyfi⸗ 
Ihen Perſon verfagt werden, follten auch rüdjichtlich der 
Zuläffigleit des von ihr unternommenen Handelsbetriebes 
nicht unwichtige Bedenken obwalten. &8 erhellt dies fo: 
wohl aus dem Artikel 11 des H.G. B.'s, als aus ber ba 
mit in Verbindung ftehenden Beftimmung im $. 26 Wbf. 2 
j. f. der Inftruction vom 12. December 1861, infofern bier 
beftimmt ift, in welchen wenigen Yällen es zur Begründung 
eines Eintragungsgeſuchs außer der formgerechten Anmel⸗ 
dung und der Geſetzmäßigkeit ber angemeldeten Firma noch 
eines weiteren Nachweiſes bebarf (vg. 6. 29 der Juftruc 
tion). Wäre beshalb aud anzunehmen, daß die Brüberge 
meinde zu Neuſalz durch den Handelsbetrieb den Voraus: 
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feßungen und Erwartungen nicht entſpricht, unter welchen 
ihre Anerkennung als moraliihe PBerfon erfolgt tft, fo mag 
bierin für die zuftändigen Behörden ein Grund zum geeigs 
neten Einfchreiten liegen; die das Handelsregijter führende 
Gerichtsbehörde ift dagegen nach den beftehenden Borjchrife 
ten nit für befugt zu eraditen, über die Einhaltung jener 
Schranken zu wahen, und wegen anjcheinender Ueberſchrei⸗ 
tung berjelben die Eintragung der Firma, unter welder ber 
Handel betrieben wird, in das Firmenregiiter zu verweigern. 
Freilich täßt fi noch in Zweifel ziehen, ob denn in ber 
That der Brüdergemeinde zu Neufalz die Nechte einer mo: 
raliihen Perſon zuftehen. In diejer Beziehung wirb dem 
Collegium eröffnet, daß die betreffende Frage bereits mehr: 
fach erörtert, allein bis jegt nicht zum endgültigen Austrag 
gebradt iſt. ES ſprechen für ihre Bejahung gewichtige 
Gründe, wie ſchon die in der Verfügung des Collegiums 
vom 12. Mai d. %. angezogenen Miniſterialbeſcheide von 
16. December 1849 und 23. December 1861 erkennen 
lajien. Der Yuftizminifter kann es aber aus ben in ber 
Anmerkung zum $. 110 der Smftruction vom 12. December 
1861 angedeuteten Gründen nicht für angemeſſen finden, 
eine jo wichtige und zweifelhafte Frage über bie rechtliche 
Exiſtenz einer vermeintlihen, ben Handel unter einer bes 
ſtimmten Firma thatfählih und ungehindert betreibenden 
moraliihen Perſon bei der Führung des Handelsregiſters 
im Berfügungsmwege unter Ausfhluß der Cognition des höch⸗ 
ften Gerichtshofes (vgl. $. 1 der Anftruction vom 12. Des 
cember 1861) zur Erledigung zu bringen, Nach bem Zwed 
des Handelsregiiters und nad den Grundfäßen, welche bei 
ber Führung defjelben leitend find, ift e8 gerechtfertigt, und 
in der allegirten Anmerkung als gerechtfertigt ancrfannt, 
obne NRüdfiht auf derartige Zweifel mit der Eintragung 
borzugehen, deren Verſagung, im Falle die Zweifel unbe 
gründet find, die erheblichſten Intereſſen verletzen und in 
die bei Einführung des neuen Geſetzes beftandenen Verhält⸗ 
niffe in nicht beabfichtigter Weiſe eingreifen, während die 
Eintragung, follten die Zweifel fih fpiter aud) als gerecht: 
fertigt darjtellen, kaum einen Nachtheil bringen kann.” 


In Folge deſſen unterwarf das ANppellationsgericht bie Frage 
einer nochmaligen Prüfung. Die nähere Einfiht der den evange⸗ 
lifchen Brübergemeinden ertheilten Conceſſions⸗- und Confirmations⸗ 
urkunden ergab, daß diefelben nicht die Eigenſchaft einer gebulbes 
ten Secte, fondern einer recipirten Kirchengeſellſchaft befiken, in 
Folge deſſen die einzelnen Gemeinden bie Rechte privilegirter Cor: 
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porationen, WER. IL 11 $. 193 ff., alfo juriftifche Perfönid: 
fit — LER. II 6. ©. 81. 

„Als folder gebühren ihnen alle Befugnifie einer phyf- 
ſchen Perfon, foweit biefelben nicht etwa von dem phyfiſchen 
Leben abhängen, oder pofltive gefebliche Vorſchriften ein 
Anderes bedingen; insbefondere- fteht ihnen unter bieler Be 
ſchränkung volle active und paſſive Vermögensfähigkeit zu — 
A.L.R. Theil II Tit. 6 65.82. ff. — Es kann ben fraglihen 
Gemeinden baber, in Ermangelung einer verbietenden geſetzlicher 
Vorſchrift, das Recht, ihr Vermögen durch Handelsbetrieb zu 
vermehren, nicht verfagt werden. Ob die Ausübung dei 
jelben mit ihrem eigentlihen Zwecke übereinftimmt, und in 
welcher Weife einer ſolchen entgegenzutreten fei, ift eine 
Frage, deren Entfheidung den flaatlihen Behörden zuſteht, 
welche über jenen Gemeinden zu wachen haben, nicht aber 
zur Cognition der Gerichte gehört. Außer Acht darf aber 
bierbei gewiß nicht gelaffen werben, daß hie Behauptung 
der Direction ber Brüder-Unität, ohne das durch ihre Har 
belögefchäfte erworbene Vermögen werbe ben evangeliihen 
Brüdern die Erfüllung ihrer kirchlichen Zwecke nicht mög: 
lich, mit Rückſicht auf den notoriihen eigenthümlichen Zu 
fammenbang der focialen und kirchlichen Verhältniſſe der 
evangeliichen Brübergemeinden ſich keineswegs von ber Hand 
weifen läßt. Endlich ergiebt fich, wie auch von dem König 
lichen Kreisgerichte anerkannt wird, aus ber allgemeinen 
Baflung des Artikel 4 des A.D.H. G.B.'s, fowie aus bem 
im Artikel 5 At. 2 dafelbit behandelten Yalle, daß auch ji 
riſtiſche Perfänlichkeiten in bie Hanbelsregifter einzutragen 
find, fofern fie gewerbsmäßig Handelsgeſchäfte betreiben. 
Nach allen biefen Erwägungen haben wir feinen Anftand 
genommen, anzuerkennen, baß der in unjerer Verfügung vom 
12. Mat d. J. noch vermißte Nachweis der Bedingungen 
von welden die Eintragung ber Brübergemeinde in Reufal 
in das Hanbelsregifter abhängig zu machen, nunmehr beige 
bracht fei, und zwar um fo weniger, als es fi nad bem 
in ber Anmerkung zum 8. 110 ber Snftruction vom 12. De 
cember 1861 ausgeſprochenen Grundſatze nicht rechtfertigt, 
etwa noch beitehenden Bedenken gegenüber bie Eintragung 
länger zu verfagen, Das Königliche Kreisgeriht wirb des 
ber hierdurch angewieſen, nunmehr bem Antrage bes Bor: 
ſtehers ber evangelifchen Brüdergemeinde zu Neufalz E. ®. 
Geißler zu entſprechen.“ R. v. 21. October 1862. 

(Zeitſchr. f. Kirchenrecht v. Dove Bd. ITS. 460—468). 
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41. Binbication an geftoblenen Inhaberpapieren. 


Bon ben bem Gärtner O. in Züri angeblich geftohlenen 
ſchweizeriſchen Rorboftbahnobligationen à 500 Fr., über welche ber 
in .diefer Zeitfhrift Bd. VI S. 171 ff. mitgetheilte Rechtsſtreit 
vor ben Gerichten Les Kantons Zürich geſchwebt bat, war eine, durch 
Kauf in die Hände bes Bafeler Kaufhauſes Passavant- et Comp. 
gelangt. In Bolge des vom Bezirksgerichte Züri über dieſe 
Obligation mitteljt öffentlicher Kundmachung eingeleiteten Amortis 
fationsverfahrens meldete fih das gedachte Haus dem Gericht als 
Beliter der Obligation und warb nun er rg ern 
dication wegen biefes Papiers erhoben. Es ftellte fi im Laufe 
des Proceſſes heraus, daß das beklagte Bankhaus _hiefe Obligati 


bligation 
im Mai 1860, längere Zeit beyor es die vom 11. Mai, 1860 das 
tirtg Anzeige von ber te a et atte, 
von einem angejehenen Vankhauſe in Frankfurt gefauft, daß diefe 


wiederum biefelbe am 28. April 1860 von einem anderen Frank⸗ 
furter Bankhauſe, letzteres am 4, April 1860 von einem Darm⸗ 
ſtädter Haufe erworben batte, welches behauptet den nicht weiter 
genannten Berfäufer der Obligation mit gutem Grunde für ben 
rehtmäßigen Inhaber eradjtet zu haben. Aud find 3 von dem 
bellagten Haufe bei der Kaffe der fchweizerifhen Norboftbahn prä 
fentirte Zinscoupons ohne Widerfprucd ausbezahlt worden. Deß⸗ 
halb wendete gegen bie vornehmlid auf $. 377 ber Bafeler Ges 
rihtsordnung von 1719 „Derjenige, welcher etwas kaufft, ſoll ges 
fliſſene Acht haben, was oder von wen er kauffe, dann ba er ein 
geftoblen, geraubt oder fonften veruntreutes Gut erfaufft, ift er 
von Nechtswegen jchuldig, ſolches Gut demjenigen, jo es kundlich 
ober beweißlicy zugehöret, ohne Widererftattung des außgegebenen 
Kauffichillings zuzuftellen, doch ift ihme feinen Regreß an jeinen Vers 
Fäuffer zu ſuchen, ohnbenommen“, geftüßte Klage ein, einmal, daß 
das rechtmäßige Eigenthum oder dody der rechtmäßige Beſitz bes 
Klägers an der Obligation nicht feftftehe; daß der Beweis bed 
Diebftahls derfelben nicht geführt fei, da es hierzu eines ftrafges 
richtlichen Urtheils bebürfe; daß beflagtes Haus, was doch 6. 377 
vorausjebt bei dem Ankaufe durchaus Fein Berjehen begangen babe, 
weil Inhaberpapiere ihrer Natur nad niemals zu ben verdächtigen 
Schen gehören und fein Berfäufer ein achtbares Bankhaus eine höchſt 
unverbäctige Perſon fei, welche überdies das Papier von anderen 
unverdächtigen Perſonen erworben babe; daß der $. 377 oit. kei⸗ 
neswegs die unbedingte Vindication von Inhaberpapieren, entgegen 
ben Geſetzen aller übrigen Staaten geftatte; daß der aus EN 
Diebftahl entitandene Schade, wegen ber bei ber AuDemcgtung | 
begangenen Nachläſſigkeit von bem Befiter und nicht von dem ung 
ſchuldigen Käufer getragen werden müſſe; baß Kläger bie x 
83 * 
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oftbahn nicht angewiefen babe, die Auszahlung bes Capitals ma 
ber Zinfen zu unterlaflen und bierin eine Anerfennumg bes richt⸗ 
gen Beſitzes bes jebigen Inhabers oder ein Verzicht auf die eige 
nen Rechte liege, mindeftens eine das beffagte Haus in fo hohen 
Grade gravirende Nachläffigkeit, daß dieſes jedenfalls befugt er: 
feine, der Klage die exceptio doli wirffam entgegenzuftele; 
daß die Obligation, falls fie wirklich geftohlen war, dadurch, daB 
fie in den Beſitz des Beklagten gelangte, ihre Qualität als geitoh: 
lenes Gut verloren hatte, einmal weil bei Smbaberpapieren Inne 
unlösbare Verbindung zwiſchen dem Eigenthümer und bem Gegen 
ftand des Eigenthums befteht, ſodann weil bie Obligation dadurd, 
daß ſie in den Befiß eines Frankfurter Banquierd gelangte, una 
greifbares Eigenthum besfelben nah Frankfurter Recht geworden 
war, fomit dadurch, daß fie demnächſt von einem Bafeler Kaufmam 
erworben wurde, nicht wiederum Eigentbum bes Klägers habe 
werden können; endlich, daß nad Zürderiihem Rechte, nad web 
chem bie Obligation und ber an ihr begangene Diebftahl zu beu: 
tbeilen fei, da8 Gut der Eigenthumsklage entzogen fei, mithin and 
Im Sinne bes $. 377 eit. nit als geſtohlenes erachtet werben 
könne. Dazu komme, baß ber $. 877 eit. geftattete Regreß gegen 
ben Verkäufer im vorliegenden Falle nad) Frankfurter Rechte [hwer: 
ih. anerkannt werben dürfte. 

Das Frankfurter Bankhaus, von welchem Beklagte bie frag 
liche Obligation erworben hatten, zum Beiftande und eventu 
zum Regreſſe adeitirt, erkannte zwar den eventuellen Regrehar 
ſpruch nidyt für begründet an, fuchte dagegen beiftandsweile die 
Unzulsjfigkeit der Klage im Wejentlihen aus ben von dem beklagten 
Haufe hervorgehobenen Gründen darzuthun, indem es insbeſondere 
feinen eigenen guten Glauben bei dem Erwerb dieſer Papiere dar- 
legte und die etwa von diefem Erwerb in dem Zürcheriſchen Ant 
blatt erfolgte Verluftanzeige für durchaus unerheblich erachtete, 

Kläger zeplichte, baß fowohl fein Eigenthum wie ber Die 
ſtahl dur das Urtheil des Züricher Obergerichts feitgeftellt je, 
wenn auch in Betreff des letzteren Fein ſirafgerichtliches Urtheil 
Babe ergehen fönnen, weil feine beftimmte Perfon des Diebftahld 
verbächtig war; bie Norboftbahn jei am 13. März 1861 allerdinge 
aufgefordert worden, eine Vorweilung ber Obligationen ober ber 
Zinscoupons anzuzeigen. Nah $. 377. oit. unterliege bie Statt 
baftigleit der Bindication keinem Zweifel, und die Regreßloſigkeit 
bed verurtheilten Beſitzers gegen Ausländer jei nicht härter, als 
bie Abjchneidung der Vindication. 

* Das Civilgericht Baſel erkannte am 5. Juni 1862 

„Da das urfprünglihe Eigenthum bed Klägers an ber pin 
bicieten Nordoſtbahn⸗Obligation Nr, 5939 durch die vom Kl& 
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ger vorbehaltene und heute eingetretene Beweisverhanblung dars 
gethan ift, Beklagte aber nicht erwiefen haben, daß das betreffende 
But mit_Willen bes Klägers aus feinem Eigenthum berausgetres . 

ten jet, fo werden Bellagte auf Grund der Gerichts-Ordnung von 
1719 $. 377 zur Auslieferung der genannten Obligation an ben 
Kläger verfällt, mit der Forderung auf Rüdgabe des in guten 
Treuen bezogenen Ertrages, nämlich dreier Zindcoupong, iſt Kläger, 

da der Ertrag den Regeln über die Hauptjahe nit unterworfen 

ift, abgewielen ; Beklagte tragen bie Koften; binfichtli des DBe- 
gehrens einer Negreßnahme gegen den Litisbenunciaten erachtet 

das Tribunal ſich nicht ſpruchfähig, indem der Lebtere in feiner 
Antwort deutlich ausgeſprochen bat, er fhließe fi der Verband: 

lung nur an Behufs der Unterftühung der Beklagten, vermwahre 

fih aber gegen jede Verurtheilung, fo daß er hinſichtlich eines Re⸗ 
greßurtheild gemäß $. 46 der Prozeß⸗Ordnung als nicht erfchienen 

zu betrachten iſt. — 

Diefes Urtheil warb auf erhobene Appellation von bem 
Appellationsgeriht zu Bafel am 18. September 1862 
beftätigt, in theilweifer Genehmigung ber erftinftanzlichen Motive 
fowie in Betracht, daß Kläger den ihm obliegenden Beweis, baß 
bie fragliche Obligation durch Diebftahl ihm abhanden gefommen 
fei, dur die auf feine Beranlaffungen feiner Zeit in Zürich ftatt« 
gefundenen amtlihen Erhebungen und durch Amortifations-PBub- 
ication des dortigen Obergerihts in genügender Weife ge: 


leiftet bat 
Ban Dr. ChHrift in Bafel, 


42. 1) Actio depositi auf Herausgabe be; Erſatz 
ber vom Depofitar an eine zur Bertretung des De: 
ponenten nit Segitimirte Berfon ausgelieferten In⸗ 
baberpapiere. 2) Bindication des Depofitars gegen 
bie dritten Pfand-Beſitzer be; gemwefenen Beſitzer 
folder Bapiere. Unftatthafte Veräußerung vor der 
Zeit. 3) Regreßklage bes durd bie VBinbication be— 
nachtheiligten Pfandgläubigers gegen den Depofitar, 
durch deſſen Shuld eine Beruntreuung und Ber: 
pfändung bes veruntreuten Öutes möglih ges 
worben iſt. Einrede des rehtsfräftigen Urtheils. 


I. Umterm 17, April 1854 beponirte bei der Kaffe ber 
fhweizerifhen Gentralbahn Herr C. B. im Namen ber Salinen⸗ 
verwaltung Schweizerhalle (Canton Bafelland) 100 XActien der 
Schweizerifhen Centralbahn à 500 Franken nominel, Er beglei⸗ 
tet biejelben mit einem Verzeichniß, welches bie Unterfhrift trug: 
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„per Saline s Infpecttion C. B.“ Die Centralbahnkaſſe ftellte ihe 

. bagegen einen Depofitenfchein aus, in welchem es bie: „Ok 
„Titulare von Depofitenicheinen, welche bie betreffenden Adien 
„durch Bevollmächtigte zurüdziehen wollen, haben eine notarialiſche 
„Specialvollmacht nad untenftehendem Formulare auszuftellen, 
„welche dem Begehren anzuhängen if.” — 


Der fpätere, an Stelle des Hrn. C. B. getretene Angeſtellte 
der Saline = Verwaltung, der polniihe Graf P. beponirte am 
a 1861 biejen Depofttenfchein bei der Hypothekenbanl 
in Lieltal. — 


Unterm 2. April 1861 fchrieb dieſer P. an die Kaſſever⸗ 
waltung der Gentral-Bahn, er werde ſich folgenden Tages zur Em 
pfangnahme der Coupons dieſer Actien einfinden. Diefer Brief 
tft unterfchrieben: „per SalinesInfpection der Gefhäftsführer P. 
Ein Brief P.'s, mit gleicher Unterfchrift verfehen, vom 16. Novem: 
ber 1861, benadhrichtigte die Centralbahn⸗Kaſſe, daß: „wir wahr 
[heinlih in Bälde die in Depofitum bei Ihnen Iiegenden 10 
Actien erheben werden.” 


Nah der Behauptung ber Eentrals Bahn (wofür ber ades 
mäßige Nachweis fehlt) erwieberte unterm 19. November 1861 
biefe Kafjeverwaltung in einem an die „Saline-infpection Schwä—⸗ 
zerhalle” gerichteten Briefe: „fobald Sie ums ben Tag des Rüds 

zugs mit Beftimmtheit melden können, wollen Sie uns gefäligf 
davon benachrichtigen.” 


Um 27. Februar 1862 zog P. bei der Hypothekenbank in 
Lieftal den dort Hinterlegten Depofitenfchein gegen feine Quittung 
zurüd. Am 28. Februar 1862 erſchien P. an der Kafle der 
Eentralbahn, ftellte derfelben den Depofitenichein zu, und quittirte 
barauf den Empfang der 100 Eentralbahnactien folgender Maaßen: 
„Unterzeichneter, Eigenthümer von einhundert Actien der Schweizer: 
iſchen Centralbahngeſellſchaft, welche anderſeits verzeichnet find, er: 
kläre hiemit, die beſagten Actien ſämmtlich von der Geſellſchaft 
zurückempfangen zu haben u. ſ. w., wofür Quittung. sig. p. Se 
lines $nfpection der Gefchäftsführer P. Schweizerhalle bei Baſel,“ 
worauf ihm ohne weiteres bie Actien übergeben wurben. Am 

leihen Tage binterlegte P. fauftpfändlich bei bem Bankhaus O. 

ebrüber u. Cie. tn Baſel 25 Stüd gegen ein Darlehen von 
Fr. 10,000, mit Verfallzeit auf 28. Mat 1862, ferner 25 Stüd 
gleichen Tages bei dem Bankhaus J. u. St. in Bafel gegen cin 
Darlehen von Kr. 11250 fällig auf 1. April 1862, enblid 50 
Stüd bei dem Bankhaus DB. J. ©. in Homburg. 


PB. verwendete die aufgenommene Summe für feine Privab 
—— ſuchte, als die Entdeckung drohte, zu entfliehen, wurde 
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jebod in "Haft gebracht. Dieß geſchah ben 15. März 1862. In 
den „Basler Nachrichten Nr. 66 vom 19. März wurbe biefes 
Ereigniß mit folgenden Worten mitgetheilt: „Der Buchhalter ber 
Saline-Direction in Schweizerhalle, ein Herr P., ift wegen Kaſſen⸗ 
Mancos eingefperrt worden. Er foll bereit ein Deficit von fr. 
60,000 eingeftanden haben. Man fpricht von verfehlten Speculas 
tionen und Spiel.” Unterm 20. März 1862 wurde vom Präfis 
benten des Eivilgerihts auf die an J. u, St, verpfänbeten 25 
Actien Arreft gelegt, und biefe Banquier wurden demgemäß durch 
Hm. Gerihtsamtmann S. angewiefen, biejelben nicht verab⸗ 
folgen zu laſſen bei eigener Verantwortlichkeit. In ihrem Rück⸗ 
fhreiben an den Gerihtspräfidenten erklärte dieſes Bankhaus, es 
jeien diefe 25 Actien nicht mehr Hier und Herm P. fchon verrech⸗ 
net worden. Am gleihen 20. März (mit Boftftempel Nachmit⸗ 
tags 1 Uhr) ſchrieb dafjelbe an den verhafteten P.: da bei den ges 
genwärtigen Umftänden eine Prolongation des Darlehens nicht 
thunlich fei, fo hätten fie die Titel verkauft, und bamit in feinem 
Intereſſe zu handeln geglaubt, Ein zweites Schreiben gleiihen 
Datums (Boftftempel 4 Uhr Abende) erzählt die Effectuirung des 
Berlaufs und bietet dem P. einen Ueberfhuß von 704 Franken am. 

Auch bei dem Haufe D. Gebrüder u. Co. wurde ben 
20. März 1862 Arreſt auf bie 25 in deſſen Händen befindlichen 
Actien gelegt; dasjelbe erklärte aber den Arreitbeamten fofort, 
nicht mehr im Befite des Objects zu fein. Eben fo fhrieb e8 (4 Uhr 
Abends) an P., daß es „geitern” diefe Actien zum Verlauf nad - 
Paris gefandt habe. Am 21. März (Boftftempel 8 Uhr Abends) 
erflärte e8, bie Actien in Paris verkauft und Fr. 2064,05 ins 
Haben Pe's gejtellt zu haben. — 

Nunmehr erhob die Salinenverwaltung Schweizerhalle 
unterm 1. April 1862 gegen das in Bafel bomicilirte Directorium 
ber Schweizeriihen Gentralbahn vor bem Eivilgericht biefer Stadt 
eine Klage, deren PBetitum lautete: 

„Beklagte Directorium habe bie von ber Klägerin bei dem: 
felben deponirten 100 Stück Gentralbahn: Actien Nr. 73,050 bi8 
731,49 nebft den entſprechenden Dividenden: Coupondbogen, oder 
fofern es biefe® nicht mehr vermödte, 100 Stüd gleicher Actien 
herauszugeben.“ — 

Klägerin ftühte biefen Antrag darauf, daß nad $. 338 der 
Basler Gerichts⸗Ordnung der Bellagte für bie Herausgabe an 
einen zum Bezug nicht Berechtigten und nit Bevollmädtigten 
verantwortlich jet, benn nach dem Wortlaut des Depoſitenſcheins 
(fiehe oben) babe die Gentralbahn bie Actien nicht ohne eine 
förmlihe notarialifde Special - Vollmacht der Salinenverwaltung 
refp. des Chefs derjelben, Hrn. DO. ©., aus Händen geben follen. 
(alſo Haftung für culpa bed Depofitars). ($. 338 lautet; „Sp 
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„er aber das hinterlegte Gut gar verändert ober entäuſſert, ſtehe 
„dem Deponenten frei, ſich deſſentwegen an ihm bem Depofitaris 
„zu erholen oder aber foldhes, wofern es zu entdeden, von cinem 
„iedwebern Befigern, als das Seinige, abzufordern, umb üt auf 
„diefen Sal einem folhen Befiern den Recurs an ben Depofi 
starium zu nehmen, unbenommen.” ---) 

Der Hägeriihe Anwalt führte des nähern aus, wie B. mr 
Angeftellter der Saline ohne Procura geweſen fei, während jemer 
len ber Chef O. G. alle wichtigeren Schreiben unterzeihne. Da 
Anwalt des Bellagten behauptete dagegen, daß Hr. D. G. nie 
perſönlich aufgetreten fei, fondern daß ſtets als Firma des Ge 
[häfts die Saline-Infpection Schweizerhalle figurirt Habe, und daß 
P. fämmtlihe Geſchäfte diefer Firma Dritten gegenüber führte 
und alle an fie gerichteten Briefe beantwortete. 

Beide Behauptungen werden burdy vorgefchlagene Beweis⸗ 
mittel und durch Schlußfolgerungen aus ben mitgetheilten That 
fahen zu ſtützen geſucht. — 

Das Urtheil des Civilgerichts vom 27. Mai 1862 law 
tete auf Verfällung des Beklagten zur Herausgabe der 100 Actien 
oder deren Erfab und zwar aus folgenden Motiven: Herausgabe 
der Actien an P. entgegen ben eigenen’ Statuten, welche die Rüd: 
gabe eines Depofitums nur an ben Titular felbft oder einen durch 
beglaubigte Specialvollmadht Legitimirten vorſchreibe; Doppelfeitig 
keit diefer Vorſchrift, die nicht nur ein Recht, fondern aud eine 
Pflicht des Depofitars involvire; Nothwendigkeit ſtricter Einhalt: 
ung derartiger Vorſchriften; fehlen actenmäßiger Belege für di 
Anzeige der Bellagten an die Saline-Inſpection vom 19. Rov. 
1861: e8 werde die Webergabe der Actien baldigft erfolgen; Fehlen 
bed Nachweiſes für den Empfang diefer Anzeige durch Klägerin; 
endlich genaue Kenntniß von der Perfon bes Titulars (Hrn. O. ©.) 
von Seiten der Central⸗Bahnkaſſe. — Dagegen ergriff der Be 
Hagte ben Recurs. — Das Appellationsgericht beftätigte 
unterm 11. Sept. 1862 das erjtinftanzliche Urtheil. Hr. O. ©. cetirte 
darauf feine Rechte an den Actien der Schweizerifhen Centralbahn. 

II. Nunmehr führte das Directorium der Gentralbahn un: 
term 4. November 1862 gegen bas Bankhaus J. u. St, eine 
Klage ein mit folgendem Petitum: 

Beklagte feien zur Herausgabe der Centralbahn-Actien Rr. 
73,050 bis 73,059, 73,070 bis 73,079, 73,135 bis 73,139 fammt 
ben im April diefes Jahrs fälligen Dividenden-Coupons pro 1861 
oder 25 Stüden gleiher Art ebenfalls mit Dividenden pro 186], 
tefp. deren Werth mit fl. 750 — verfällt. — - 

Dies Petitum wird geftütt auf die Erwägungen, baß die 
Berpfändung der Actien eine rechtswidrige und ungültige gewelen 
ſei, ba P. fie nicht perfönlih, fondern als Geſchäftsführet ber 
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Saline für letztere empfangen babe; daß ſonach ber Eigenthümer 
auf das Pfand greifen könne; (dabei werben citirt die F8. 360 
und 377 der GO. von Bafel; im erftern 8. ift die Verpfändung 
von Weiber - und Kindergut refp. Out des Ehemanns und But 
‚ber Eltern ohne Willen de8 Eigenthümers für nichtig erflärt, im 
legtern wird bie Bindicirbarfeit von „geftohlenem* „geraubtem 
oder fonften veruntreutem* Gut gegenüber dem Käufer db. 5, 
dritten Inhaber deffelben ausgefprohen); daß bie Veräußerung der 
Actien durch das Bankhaus felbjt bei dem Mangel feiner Einwils 
ligung ungereditfertigt fei, ba das Darlehn erft ben 1. April 
fällig war, und da ſelbſt nad) ber Verfallzeit die Pfandinhaber 
nah $. 862 der G.O. nit ohne richterliche Bewilligung ein 
Pfand verkaufen dürfen; daß entlid, Bellagte durch den am 20. 
März ausgeführten Verkauf die Wirkſamkeit des mit diefem Tag 
erhobenen Arrefts nicht ſchmälern konnten und als Befiger ber 
Actien dem Kläger, ald Rechtsnachfolger ber Saline s Verwaltung, 
haften müſſen. — Der Anwalt des beffagten Haufes führte bas 
gegen. aus, daß diefe Klage als Vindicationsklage unftatthaft 
fei, indem Beklagte nicht Beſitzer der Sache feien, au nicht ale 
folhe fingirt werden dürften; aber auch wenn dieſe Fiction zus 
läffig wäre, fo hätten die Beklagten im Momente, wo bie Vindi⸗ 
cation zugelafjen würde, den Regreß gegen ben Stläger nach $. 338, 
alfo könne die Kentrale Bahn, durch deren eigene Culpa Bellagter 
in den Befib der Actien gefommen, bie Beflagten nicht belangen. — 
Veberdies treffe nah 8. 377 die Vindication nicht zu, 
indem ja nach defien Auffaffung, wonah P. zum Bezug der Actien 
berechtigt war, von „veruntreutem Gut” nicht bie Mebe fein 
könne. — Zu einer Erſatzklage fei der Kläger durchaus nicht 
legitimirt, und zwar als Ceſſionar der Saline nicht, da Bellagte 
nicht mit dieſer, fondern mit Graf P. perfönlih in Nechtsverhälts 
niß getreten feien und alfo wegen vorzeitiger Berfilberung des 
Pfandes nur diefen letern, und Niemand Andern Rede zu ftehen 
hätten; aber aud aus eigenem Recht nicht, da hier die exceptio 
doli Pla greife, da nur in Folge ber oben ſchon erwähnten Jahr: 
läſſigkeit der Gentralbahn Beklagte der Annahme bes Pfandes 
ausgeſetzt werden konnten. 
Das Civilgericht urtheilte am 30. December 1862 wie folgt: 
Da ald Sinn bes vorliegenden Antrags auf Verfällung 
der Beklagten nur die Vindication von ſolchen Titeln gelten 
kann, bie im Befibe ber Beklagten find oder Erfah für 
jolhe, wenn fie durch böfen Willen ber Beklagten aufhärten 
in deren Befite zu bleiben; Erfteres nun vom Kläger nicht 
behauptet und für Letzteres ein vollftändiger Beweis weber 
angeboten noch erbradt worden ift: jo wird Klägerin mit 
ihrem Begehren abgewiefen. ' 
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Das Appellationsgeriht dagegen erfannte unterm 

2. April 1863: ö 
In Betracht, daß die Durchführung einer Binbicatione- 

Mage, außer ber Binbicabilität bes angefprochenen Gegen- 

ſtandes, in der Berfon des Beklagten entweder die Fortbauer des 

Beſitzes oder bie unberechtigte Aufgabe befjelben vorausfeht, 

und nun in dem vorliegenden Falle die beflagte Partei eine 

Deräußerungsbefugnig nicht befaß, weil dieſe 1) durch bie 

66. 362 und 2123 ber G.O. bei fauftpfändlich übergebenen 

Segenftänden ohne richterliche Vermittlung und ohne die Ein 

willigung des Schuldners überhaupt ausgefchloffen iſt, und 

2) der zwifhen P. einerfeit8 und ben Herren J. u. Et. 

anberfeitS gefchloffene Vertrag nah Sage be8 Schreibens 

ber Beflagten vom 1, März 1862 als Rüdzablungstermiz 
für das Darlehn den 1. April 1862 feſtſetzt, während bie 

Tauftpfandb= Veräußerung nah ber Angabe ber Beklagten 

fhon am 20. März und zwar nach bereit® erfolgter und 

ihnen bekannter Verhaftung de8 Schuldners ftattfanb, fo 
wirb das Kivilgerichtsurtheil v. 80. December 1862 aufgehoben 

und Beklagte zur Herausgabe der 25 benannten ober 25 

gleihartiger Actien an ben Kläger verfällt. — 

VI Eine der vorigen ähnlihe Klage richtete die Central⸗ 
bahn am 9. December 1852 gegen das Bankhaus O. Gebrüder 
u. Co. mit einem Petitum, welches auffer den Nummern ber 50 
Actien genau mit bem ber vorigen Klage flimmt. Aud bie Be 
gründung des Petitiums ift biefelbe wie im vorigen Brocefie. — 


In der Verhandlung dieſes Proceffes jeboh trat in Folge 
des Urtheils in Sachen Gentralbahn gegen G. u. St. bie Erörter: 
ung der mala fides in ben Vordergrund. Der Kläger leitete aus 
bem Factifchen besfalls eine Präfumtion für mala fides ber Be 
klagten ab und in Folge defjen Haftpflicht berfelben als Beſitzer, 
weil fie dolo aufhörten zu bejiten. Er beantragte Ergänzung 
bed Beweiſes ber mala fides durch Zuſchiebung bes Entlaftungs: 
eides und Ebition ber Bücher ber Bellagten. Der Anwalt ber 
Beklagten behauptete, daß der Beweis ber mala fides nicht ent: 
fernt vorliege, indem biefür das Wiſſen von berechtigten Anfprü: 
hen Dritter an den Actien, und die Abſicht der Vereitelung biefer 
Anfprühe bewiefen fein müßte, Aber auch bei bewiefener mala 
üdes würde bie8 dem Kläger nit nüten, fonbern lediglich dem 
Contrahenten P., fall8 diefer Hagend auftreten würde. — 


Das Givilgericht wiederholte in biefer Sade, ben 10. März 
1868, faft buchſtäblich das Urtheil bes vorhergehenden Falles. — 
Das Appellationsgericht verfällte burh Spruh vom 25. Jumi 
1863, bie Beklagten unter wörtlicher Wieberholung ber Motive 
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bed Urtheils ca. J. u, St. zur Herausgabe der 25 Achten in 
natura oder in Yequivalent. — 

V. Als lebten Verfud führte nun unterm 30. Juni 1863 
das Bankhaus %. u. St. eine Regreßklage gegen bie Schweizerifche 
Sentralbahn ein, worin fie Bezahlung von Fr. 11250 nebft 
Zins verlangt, als den auf bie vinbicirten 25 Actien geleifteten 
Vorſchußbetrag reip. ald Erfah des Verlufts, den die Kläger durch 
bie fahrläffige Handlung der Gentralbahn als Depoſitars ber 
Actien erlitten. Denn nur durch bie culpofe Herausgabe der 
Actien an ben nit zur Empfangnahme legitimirten P. fei es ge 
heben, daß Kläger in ben Befi der Actien in.ben all, einen 
Vorſchuß darauf zu leiften, und in Folge deſſen durch die Vindica⸗ 
tionsflage des Ceſſionars des urſprünglichen Eigenthümers (Urtheil 
bes A.G. v. 2. April) zu Verluſt dieſes Vorſchuſſes gelommen 
feten. — Begrünbet wird ber Antrag durch ben ſchon citirten 
5. 338 der G.O. der dem britten Befiter, bei dem ein beponirtes 
Gut, deffen fi ber Depofitar entäußert hat, vindicirt wird, eine 
Regreßllage gegen den Depofitar gebe, und durch F. 334, welcher 
ben Depofitar für das Depofitum verantwortlid made, wenn er 
fi „große Hinläffigfeit (lata culpa) zu Schulden kommen lafje. — - 

Die bellagte Sentralbahn dagegen wandte in der Verbands 
lung von 29. September 1863 ein: der Fehler ihrer Angeftellten 
bei Herausgabe ber Actien fei feine lata culpa, und das bie 
Central⸗Bahn verfällende Urtheil vom 2. April ſpreche von Feiner 
folhen. Die Kläger, wurde ferner eingewendet, hätten fi gar 
nicht darum befümmert, ob die Actien bei der Gentralbahn oder 
fonft wo beponirt waren, fondern einfah dem P. als Privatper- 
fon getraut, und durch eigne Schuld, nämlih durch unbebadhte 
Erebitirung auf Eigentum eine® Dritten den Schaben erlitten, 
indem fie fi nicht die Mühe nahmen, den B. über fein Recht an 
ben Xctien zu befragen. — Die Gentralbahn fei nicht in ber 
Stellung eines Depofitars den Herren J. u. St. gegenüber ge 
ftanden, ſodaß alfo der $. 338 hier gar nicht anzuwenden fe. — 

Endlich aber und vor Allem greife die Einrede ber res ju- 
dicata Platz, indem nad) der Eventualmarime (6. 91 ber 8.8) 
das Haus J. u. St. bereits in feinem erften Proceß gegen bie 
Sentral: Bahn bie heute vorgetragenen Gründe und fpeciell den 

. 338 — nicht nur hätte bringen müflen — fondern bereits ge 
bracht und bdiscutirt habe, und das Urtheil dieſe Gründe fill 
jhweigend, reſp. durch Nichtberückſichtigung abgeurtheilt habe. — 

Das Urtheil des Civilgerichts (I Initanz) v. 29. Sept. 
1863 lautet: 

Da ben Klägern, au wenn der Sinn und Wortlaut des 

6. 338 ihrem Antrage zur Seite ſteht, die Einrede ber ab: 

geurtheilten Sache entgegengeftellt wurde und biefelbe darum 
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begründet erſcheint, weil bie heutigen Kläger in dem 
frühern Rechtsſtreite die Beklagte und damalige Klägerin in 
Erwiederung auf die eingeführte Vindicationsklage gerabe in 
derfelben zweiten Eigenfhaft wie heute, nämlid eventuell 
als ſchuldhaft an dem Schaden angriffen, ben ſie erleiden 
müßten, wenn ein Verfällungsurtbeil auf Grund ber Bin- 
bication refp. bes betreffenden Schadenerſatzes gegen fie, bie 
heutigen Kläger ergienge; fo daß genau biefelben Berfonen- 
eigenſchaften, berfelbe Negreßgrund und derſelbe Regreß⸗ 
gegenftand zur Sprade kam, wie heute; — Einwendungen 
beren Gewicht dem Richter zweiter Inftanz bei Erörterung 
ber ihm vorliegenden Trage nicht entgehen Tonnte, und 
welche, auch wenn fie damals bei der Faſſung bes betreffen- 
ben im entgegengelegten Sinne gefüllten Urtheils unberäds 
fihtigt blieben, dennoch als zurüdgewiefen und mithin als 
abgeurtheilt erjcheinen möüflen: fo find Kläger mit ihrer 
Regreßklage abgemiefen. 
Das Appell. Gericht erkannte barauf unterm 10. Dec, 
1863 beftätigend: In Erwägung, baß $. 338 ber Gerichtöorbnung, 
welchen die Kläger ihrem Anſpruch gegen bie Beklagten zu Grunde 
legen, das contractlihe Verhältniß des Depofitums beſchlägt, und 
für diefes, in Anwendung ber allgemeinen Evictionsgrundfäge, dem 
britten Erwerber ein Rückanſpruch gegen ben Depofitar, von wel 
dem er dur bie Veräußerung einer ihm nicht gehörigen Sache 
Dintergangen wurde, einräumt; — daß e8 nun aber den heutigen 
Klägern an allen biefen Vorausfegungen bes Negrefies wegen 
Eviction gebricht, indem fie nicht Eigenthum, fondern Pfandrecht, 
und auch diefes nicht von einem untreuen Depofitar reſp. einem 
Rechtsnachfolger defielben, fondern von P. erwarben, der nicht 
duch Hinterlage von Seite des Eigenthümers, fondern durch Uns 
terfhlagung von fremdem Gut in den Befiß ber von ihm verſetz⸗ 
ten Actien gelangt war; — in fernerer Erwägung, daß die Eins 
rede ber abgeurtheilten Sache den Klägern mit Recht entgegen 
gehalten wird, erftens weil in dem heutigen Proceſſe die Parteien 
und bie Rechtsfrage mit denjenigen des früher beurtheilten Pro: 
ceſſes fo jehr identisch find, daß ber heutige fogenannte Regreß 
“ gegen die frühere klägeriſche Partei als ein Verſuch erfcheint, das 
erite Urtheil in feinen Folgen für die gleichen Parteien rüdgängig 
zu machen; — weil 6. 338 ſchon bei ber Behandlung des 
erften Rechtsſtreits von dem damaligen Bellagten angerufen, von 
bem Richter erwogen, und weil felbftrebend unanwendbar, ftills 
ſchweigend befeitigt wurbe. Dr. Chriſt in Bafel. 
Die beiben unter Nr. 41. 42. mitgetheilten Urtheile baben 
folgenden Gefetesentwurf veranlaßt, welcher dem Großen Rath 
bes Kantons Baſelſtadt vorliegt: 
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Der Große Rath des Kantons Baſel⸗Stadt hat, in Eriwäs 
gung, daß bie beſtehenden Geſetze über Vindication von Mobilien 
ben vielfach veränderten Verkehrs-Bedürfniſſen nicht mehr entipres 
hen, für angemefjen erachtet, die 66. 330, 338 und 377 der Ge 
riht8: Ordnung aufzuheben und dagegen zu bejchließen, was folgt: 


§. 1. 

- Mer eine beweglihe Sache in gutem Glauben erworben 

bat, wird als Eigenthümer derſelben behandelt und kann daher 

nicht dazu angehalten werden, fie dem auf Herausgabe Hagenden 

früheren Eigenthümer auszuhändigen, felbft nicht, wenn biefer ben 
bafür bezahlten Preis zu erfegen bereit ift. 


6. 2. 


Eine Ausnahme hievon tritt blos ein, wenn ber klagende 
Eigenthümer ben Beweis Teiftet, bag ihm die Sache geftohlen 
worben fei. In dieſem Fall ift der beklagte Beſitzer zur unent: 
geltlihen Rüdgabe der Sache anzubalten, Tann aber, falls er bie 
Sache in gutem Glauben erworben bat, ben Erſatz ber darauf 
verwendeten nüblichen Auslagen verlangen. 


F. 8, 

Snhaberpapiere jeglicher Art, fowie gemünztes Gelb dagegen 
Fönnen felbit bei erwiejenem Diebftahl nur dann vindicirt werben, 
wenn bem Befiger jelbjt beim Erwerb böfer Glaube oder grobe 
Fahrläſſigkeit nachgewiefen wird. 


S. 4. 
Sat ber Befiber einer Sache ſich unreblicher Weife berfelbe 


2 


entäußert, um der Vindication zu entgehen, ſo wird er dem Ei⸗ 
genthümer dadurch zum Erſatz des Werthes derſelben verpflichtet. 


$. 5. 
Die in den 66. 1—4 enthaltenen Grundſätze kommen ebens 
falls zur Anwendung, 
1) wenn ein Ereditor auf Herausgabe eines ihm abhanden 
gekommenen Fauſtpfandes klagt; 
2) oder wenn auf Herausgabe eines Fauſtpfandes gegen einen 
Creditor geklagt wird. 


43. Rückkaufsabrede. Zeitpunkt ber Ausübung. 


J. hatte an M. verſchiedene Boften japanefifher Luxusartikel 
eliefert. Auf M.’8 Anfteben hatte ſich hierbet J. bequemt, bem 
Erfteren das Zugeſtändniß zu machen, daß M. berechtigt fein 
ſolle, diejenigen von J. gelieferten Waaren, welche nach Ablauf 
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eines Jahres noch unverlauft fein würden, wieber an J. zurüds 
zugeben und daß %. den von ihm in Anfab gebrachten Preis an 
M. wieder zurüdvergüten würde Bon biefem zwifchen J. und 
M. vereinbarten pactum de retroemendo madte nun Letzterer 
auch im ber Weile Gebrauch, daß er nad Ablauf eines Jahres 
und vier Wochen dem J. fchriftlich die Anzeige machte, baß er 
einen Theil der von %. gelieferten Waaren zufolge ber ihm von 
Diefem eingeräumten Befugniß zurüczugeben ſich veranlaßt ehe, 
und er deshalb um Mittheilung darüber bitte, ob er bie betreffen: 
ben Waaren an J. (in Amfterdam) zurüdichiden folle ober ob 
und welche Verwendung biefer fonft für biefelben babe. Dieſer 
Anzeige lag jebod irgend eine Specification, welche Waaren zu: 
rüdgeliefert werben jollten, nicht bei. Auf diefe Mittheilung 
antwortete $. nicht, bagegen traf er einige Monate fpäter in 
Frankfurt ein und begab ſich perfönlih zu M. Gelegentlich biefer 
Unterredbung war nun, wie J. behauptet, von einem Zurückkauf 
ober wie er fi ausbrüdt von einer Dispofitionsitellung ber früher 
an M. gelieferten Waaren feine Rede mehr, vielmehr habe biefer 
Rebtere, ohne ber fraglihen Waaren zu erwähnen, lediglich neue 
Waaren bei ihm beſtellt. Ebenfo foll es bei einer zweiten fpä- 
teren Zuſammenkunft der Parteien geſchehen fein. Erſt geraume 
Zeit nachher, als J. den M. brieflih um Zahlung mahnte, kam 
Diefer auf feine urfprünglidye Mittheilung, daß er dem J. Anzeige 
davon gemacht, wie er demjelben eine Partie Waaren zurüdgebe 
und daß Iegterer Punkt zufammen mit ber Berichtigung der For⸗ 
derung bed J. nody feiner Erledigung entgegen jehe, zurüd. Jetzt 
wollte aber I. die Berechtigung des M. zum Zurückverkaufe ber 
ihm gelieferten Waaren nicht anerfennen, einmal weil überhaupt 
bie desfallfige Anzeige erſt 4 Wochen nad Ablauf des vereinbars 
ten Jahres gemacht worden fei, dann aber auch, weil diefelbe 
nicht orbnungsmäßig geſchehen, ohne betaillirte Bezeihnung ber 
zurüdzugebenden Waaren, und endlich weil aus dem Stillſchweigen 
M.'s bei den zwei perfönlihen Zufammenkünften ein Fallenlaſſen 
oder Verzicht auf feine desfalljige Berechtigung zum Nüdverfaufe 
gefunden werben müfle. 

Das Stadt-Geriht zu Frankfurt a, M. entſchied, daß 
weder das Eine noch das Andere vorliege. Einmal fei in ber 
erft 4 Wochen nad Ablauf eines Jahres ftattgehabten Anzeige 
eine die Anfprüche des M. elivirende Verſpätung nicht zu erbliden, 
da in dem Zeitraum von 4 Wochen feine Ueberfhreitung bes in 
folden Fällen ſtets einzurämenden modicum tempus gefunben 
werben könnte, um fo mehr als es fih nit um Waaren handle, 
bie dem Verderb ausgefeßt feien oder ber fchnell wechſelnden Mode 
unterliegen. Ebenfo wenig könne die Aufrechthaltung der dem 
M. unitreitig zuftehenden Befugniß bes Rückverkaufs von ber ſo⸗ 
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fertigen Einſendung eines betaillirten Verzeichniſſes ber zurüd zu 
verkaufenden Waaren abhängig gemacht werben, indem es Teinem 
Anftand unterliege, daß ein ſolches Verzeichniß erſt den abgehen⸗ 
ben Waaren felbft beigegeben werde. Endlich aber könne in dem 
Stilljchweigen des M. bei den perfönlihen Zuſammenkünften mit 
J. ein Verzicht auf ben erhobenen Anſpruch nicht wohl befunden 
werben, da, wenn aud in dem Stillihweigen bes M. eine illoyale 
Dandlungsweife deſſelben nicht zu verfennen fei, doch der gleidhe 
Borwurf der Illoyalität den J. treffe, bei weldem derſelbe Ans 
laß, die frühere Anzeige bes DM. zur Sprache zu bringen, obges 
waltet, unter diefen Umftänden aber bem J. keineswegs geftattet 
werben könne, das Schweigen bes M. lediglich auf eine für ihn, 
%, günftige Weife auszulegen. Dr. ®. 


44. Kauf nah Probe Identität ber Probe, 


Auf Antrag des Verkäufers hatte das Stadt⸗Gericht zu 
Sranffurt a M. in einem die Dispofitionsftellung wegen nicht 
robemäßiger Lieferung betreffenden Rechtsſtreite die einftweilige 
— der Qualität des ſtreitigen Waizens durch Sachverſtändige 
angeordnet, und zu dieſem Behufe dem Käufer die Vorlage der ihm 
bei dem Verkaufsabſchluſſe von dem Verkäufer übergebenen Probe 
aufgegeben. Die Vorlage erfolgte, ber Verkäufer erklärte hierauf, 
baß er bie Probe zwar im Uebrigen anertenne, jeboch behaupten 
müffe, daß berjelben eine Anzahl Waizenkörner fehlen, und zwar 
gerade diejenigen, welche die größten Fruchtleime und refp. Nar⸗ 
ben gehabt hätten, und daß er darum fich genötigt fehe, zu be 
antragen, daß dem Gegner aufgegeben werbe, bie noch fehlens 
den Waizenkörner berbeizugeben, unter ber Androhung, daß 
ben Sachverſtändigen dahin Inſtruction ertheilt werben follte, 
bie Dergleihung ber Probe mit der Yrucht im der Unterftellung, 
als ob fi bei ber erfteren noch eine Anzahl Waizenförner mit 
größeren Truchtleimen und refp. Narben befanden, vorzunehmen. 
Der Käufer läugnete, daß an der Probe eine Anzahl Körner 
und zwar gerade bie, mit größeren Keimen oder Narben fehlten, 
ober wenn dies auch der Fall fein follte, dies ohne fein Wiſſen 
und feine bösliche Abficht erfolgt fei, daß der Verkäufer fi bie 
von die Schuld felbft beizumefjen habe, ba er die Probe (was 
auch nicht in Abrede geftellt wurbe) offen übergeben babe, und 
erbot fi zum Editiongeide, daß er weitere Waizenkörner nicht 
befite, noch in gefährbevoller Weife auf Seite geihafft Habe. 
Das Gericht verwarf ben Antrag bes Verkäufers, dem Käu⸗ 
fer die Herausgabe der fehlenden Körner unter Androhung irgend 
eines Rechtsnachtheils aufgeben zu wollen, und erflärte, baß ber 
Verkäufer, da er fich zum Beweiſe, baß ber Käufer nach irgend 
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einer Seite hin eine Veränderung mit der Probe vorgenommen, 
nicht erboten habe, ſich um ſo mehr an der eidlichen Verſicherung 
bes Käufers müſſe genügen laſſen, da er durch offene Uebergabe 
der Probe es ſich ſelbſt beizumeſſen habe, wenn einige Körner von 
derſelben verloxen gegangen ſein ſollten, ganz ſelbſtverſtändlich aber 
der Umſtand, daß der Käufer die Probe behufs beſſerer Aufbe⸗ 
wahrung in eine Schachtel geſchüttet, nicht, wie Gegner behaup⸗ 
tet, für eine mit dem Beſtand und der Qualität der Probe vor: 
genommene Veränderung erachtet werden könne. Was den Eid 
betreffe, jo babe der Käufer nicht den Editionseib zu leiten, ſon⸗ 
bern Ge Beziehung auf Heife und Eropp, Abb. Bd. 1. ©. 219, 
Protof. zum A.D.G.H. ©. 616) feine eidlihe Verſicherung das 
bin abzugeben „daß die von ihm vorgelegte Probe unverändert 
diefelbe fei, die ihm beim Verkaufsabſchluſſe zugeſtent worden.” 
nr W. 
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regifter einzutragen? (Deiterr. Gerichtszeit 1864. Nr. 9.) 

Laſch. Ein Competenzfall zu H.G.8. Art. 271.272 (eod. Nr. 17.) 
Wengler. Bebentung der Ausdrüde „Kauf: und Handelsmann, 
faufmännifches Geſchäft, insbeſondere nach der vaterlänbifchen @efeß: 
gebung. (Allg. Sächſ. Gerichtszeit. Bd. VL ©. 7— 83.) 

Dietrig. Sind Lotterieeollecteurd als Kaufleute anzufehen? (Buſch's 
Archiv I ©. 9 — 17.) 

v. Stubenraud. Das Hanbelöregifter unb bie Defterr. Rational: 
banf. (Oeſterr. Gerichtäzeit. 1863. Nr. 138.) 

Noad. Ueber bie Competenz ber Handelsgerichte bei Schuldforbe- 
rungen gegen Handwerker. (Allg. Sächſ. Gerichtszeitung Br. VL 
©. 277—289.) 

Noad. Beiträge zur Feſtſtellung und Grmittelung der Berbinblidhe 
feit zur Firmenanmeldung. (Buſch's Archiv IL S. 18—46.) 
Zufäge zur Firma (eod. ©. 47—49.) 

Keyßner. Feſtſtellung des Begriffs „Biweignieberlaffung”. (eod. 
©. 50 — 59.) 

Eind die Hauptagenten ber Verſicherungs Actiengeſellſchaften Inhaber 
von Zweignicderlafiungen biefer Geſellſchaften? (Deutiche Gerichts⸗ 
zeitung von 1863. Wr. 51.) 

Wengler. Ueber die rechtlichen Befugniffe ber fogenamıten Hand⸗ 
Iungsreifenden. (Buſch's Archiv I. S 60-66.) 

Der Entwurf einer Mäflerordnung für Bremen. (Bremer Handels: 
blatt Nr. 630. 681.) 

Edinbler. Dad H. G. B. und bie Verjährung bed Klagerechts. 
(Sefterr. Vierteljahrzfeprift Bd. XU. S. 195—152.) 

W. Endemann. Betrachtungen über bie heutige Erwerbsgeſelſſchaft. 
(Deutſche Vierteljahrsſchrift Nr. 104. 105.) 
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141. 
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148. 


144. 


145. 
146. 


147. 
148. 
149. 
150. 
181. 


152. 


158. 


154. 


155. 


156. 
157. 


158. 


Siteraturüberficht. 54 


Malapert. Histoire du contrat de societ& avant l’iinvasion des 
barbares. (Revue critique de l&gislation. Sept. 1863. p. 236270.) 
Randa. Das Geſellſchaftsweſen nah dem neuen H. G. B. (Oeſter. 
Gerichtszeit. 1868. Nr. 133 - 186) 

Bab. Ein Rechtsfall bei Auflöfung einer Handelsgeſellſchaft. (Deut⸗ 
Ihe Gerichtözeit. 1864. Nr. 8) 

Schlomka. Ueber bie Folgen ber unterlaffenen Eintragung ber 
Liquibatoren ind Handelsregiſter. (Buſch's Archiv II. S. 67—73.) 


Shlomfa. Anmeldung der Commanditgeſellſchaft auf Actien (eod. 
©. 74-76.) 


Schmidt. Form der von einer Actiengefellihaft ausgehenden Bes 
kanntmachungen, Prioritätsobligationen, Zinscoupons (eod. ©. 
77—83 ) | 
Anſchütz. Ueber ber Klagbarfeit eines Actiengefellichaftsvertrages 

vor erfolgter ftaatlicder Genehmigung. (Archiv f. Wechfelr. Bd. XIIL 
©. 48 - 54.) 

Die Rechtlofigkeit ber deutſchen Actiengefellfchaften in Frankreich, Bel- 
gien unb Holland. (Eentralorgan III. Nr. 9.) 

Innocent et Desvaux. Des sociétés dä responsabilitä li- 
mitee. Paris 1868. 2 frs. 50 ct. ' 

Romiguitre. Commentaire de la loi sur les soci6tös N 

responsabilit& limit&e. Paris 1863. 

Vavasseur. Des sociétés & nenpansabilii? limit&e. 149 p. 

Paris 1868. 

D. Michaelis. Die Bergbaugenofienfchaft. (Vierteljahrsſchrift — 

von Faucher. Bd. IV. S. 85—116.) 

®. AU Huber. Die Arbeiterfrage in Zunftreaction, Arbeiterbewegung 

und Genoſſenſchaft. (Sahrbücher f. Geſellſchafts⸗ und Staatswiſſen⸗ 
haften von 3. €. Glaſer. Bd. I. S. 52—112.) 

J. E. Horn. L’association coop£rative et le cr&dit populaire. 
(Journal des Economistes. Novemb. 1863. p. 177—199). 

A. Batbie. Le cre&dit populaire. Mémoire couronn& par 
Yinstitut.. Bevu et augmente —. 300 p. 12. Paris 1864. 
Guillaumin. 

©. Cohen. Zur Geſchichte und Gegenwart bes Banfweiens. (Biere 
teljabrsfchrift — von Faucher. Bb. II. S. 36—89.) 
D. Michaelis. Die Oefterr. Bankakte. (eod. Bd. II. ©. 86—123}) 
Die Nordamerikaniſche Anleibeafte und bie neue Bankakte 1868. 
(Bremer Hanbelebl. Nr. 610—612.) 

8. v. Rinne. Ueber ben Zwangskurs ber Norbdamerikaniſchen Tre 
forjcheine. (Bierteljahräfägrift — von Faucher Sp. 11. &.130-—144.) 
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159. 
160. 


161. 
162. 
163. 


164. 
168. 


LZiteraturüberficht. 


Lette. Das Sparkafienweien. (eod. Bb. I. &.54—72.) 
Prince-Smith. Weber Batente für Erfindungen. (eod. ®b. III. 
S. 150-161.) 

Die Patentvertragsentwürfe ber von ber Bundesverſammlung einge. 
festen Fachmännercommiffion. (eod. IV. S. 182—142.) 

On the commercial effects of the patent laws. (Law Magazine, 
Novemb. 1868. p. 61—80.) 

Moulinier. Essai sur l’histoire du pr&t & interdt & 
Rome et en Francc. Paris 1888. 

Wengler. Zu 9.8.8. Art. 287. (Buſch's Archiv II. ©. 8487.) 
Keyßner. Einfluß bes H. ©. 8.3 auf die Eintragung von mehr 
als 5%, Zinfen in daB Hypothekenbuch. Wuchergeſetze. (eod. ©. 
88—99.) 

Die Zinfengarantie ber Oeſterr. Eifenbahnen. (Zeitung bed Bereins 
ber Eilenbahnverwalt. 1864. Nr. 2.) 

Zaun. Zur Lehre von ber fingirten Eeffion. (Archiv für prakt. 
Rechtswiſſenſch. N. %. Bb. L ©. 11-69.) 

Wengler. Abſchluß eines Vertrags durch Stellvertreter. Fingirte 
ober geſetzliche Ceſſion. (Buſch's Archiv I. ©. 100—108.) 

Reife. Die rechtliche Wirkung ber Inboffirung” eines nit an Ordre 
lautenden Conoſſements⸗ ober Ladeſcheins. (Gentralorgan IIL Nr. 8.) 


. Außer Eurdfegung und in Incursſetzung von —— iR 


Preußen. (eod. Rr. 10.) 

Accarias. Des transactions en droit Romain et en droit fran- 
cais. Tobary, über benfelben Begenftand. Paris 1868. 
Anſchütz. Die freie Stellung des Handelsrichters bei der Abſchäßung 
von Schabendbeträgen. (Gentralorgan IL Nr. 12.) 

Neher. Die Wirkung der Factura bei unbeftellt zugefenbeten Waa⸗ 
ven. (Buſch's Archiv IL ©. 114—117.) 

Ude. Klage auf das Intereſſe bei Unmöglichkeit ber contractlichen 
Leiftung. (Zeitſchr. f. Braunfchweig. Net. Bd. 9. ©. 161 — 167. 
177—182.) 


. Schmidt. lieber mora beim Kaufgeſchäft. (Buſch's Archiv IL 


& 110—118.) 


. Auerbad. Verzug bei Kauf, Lieferungs: und Gommiffionsgeichäfs 


ten. (Archiv f. Wechfele. Bd. 13. S. 55-90.) 

Voigtel. Rechte und Pflichten bed Käufers einer nicht empfangba⸗ 
ren Waare. (Centralorgan II. Nr. 10.) 

R. Koch. Ueber bad Speditionsgeſchäft. (eod. Nr. 11.) 

E. Gervais. De la juridiction commerciale on matidre 
de transports. 60 p. Paris 1862. Durand. 


180. 


181. 


182. 


Literaturüberficht. 623 


Lam& Fleury. Code annot& des chemins de for. 2 ed. 
Paris 1868. Gauillaumin. 

D. Michaelis. Die Haftungspflicht und das natürliche Monopol 
ber Eifenbahnen. (Bierteljabrefhrift — von Faucher. Bd. IL ©. 
1—35. 6. aud Zeitung bed Vereins ber Deutichen Eifenbabnver: 
walt. 1864. Nr. 4. 5.) 

Caumont. Nantissement et vente des navires. Applica- 
calion des warrants & la propriöt& maritime. Paris 1863. Guil- 
laumin. 

Roloff. Zu GH. ©. B. Art. “m: 610. (Buſch's Archiv I. ©. 
118—125). 

Ueber Abzüge, Returns, Gratificationen ber Schifisführer von Liefes 
ranten. (Bremer Hanbelsbl. Nr. 628.) 
Houzard. Du droit de suite sur les navires. (Roruo critique 
de l&gislation, August 1863. p. 174—192.) 

A. de Courcy. D’une reforme internationale du droit 
maritime. Paris 1868. Guillaumin. 2 frs. 
Seeverfiherungsbebingungen und das D. 9.8.8. (Bremer Han⸗ 
delsbl. Nr. 627) 

Ueber das Verbältnig der Weuerverficherungsgefellfchaften zu ben Hy⸗ 
potbefengläubigern. (Eentralorgan IN. ©. 1-8. 67. 68. 77—79.) 
Meber Abſchlußprovifionen bei Lebendverfiherungen. (Bremer Han⸗ 
delsbl. Nr. 632. 640. 641.) 

Jules Thieury. La lettre de change, son origine. Do- 
cumens historiques. 44 p. Paris 1862. 

Dr. G. E. Sämibt, inanzprocurator zu Dresden. Das Wech⸗ 
ſelrecht nad ber A. D. W.O. und ben Novellen dazu. XII. 
x. 140 ©. 8. Leipzig 1864. Tauchnitz. 28 Nor. 


. Ladenburg. Das praftifhe Wechſelrecht. (Archiv f. W. R. Bd. 18. 


&. 1—382.) 


. 2. Wachter. Die Rechtswirkung von Erflärungen, welche bei Aufs 


nahme von Wechfelprocefien vorlommen. (eod. ©. 83-42.) 
Ladenburg. Tas Eivilrecht und das Wechſelrecht. (Archiv f. praft. 
Nechtswiſſenſch. N. F. Bb. J. S. 1-10) 

Sierig. Kann die Begebung eines formell giltigen, materiell un⸗ 
richtigen Wechſels ein Betrug fein? (Sächſ. Gerichtszeitung Bd. 6. 
©. 237—248.) 

Safer. Der Entwurf ber Eoncurd:Orbnung. Defterr. Gerichtszeit. 
1864. Nr. 8. 10. 

Bankrupt laws of Scotland. (Law Magazine Nor. p. 168-180.) 





Miscellen 


J. Geltung2gebtet des Allgem. Deutfchen Handelsgeſetzbuchs. 


u Preußiſche Monardie: Gel. v. 24. Zunt 1861 — Geſehzeß⸗ 
fraft v. 1. März 1862. 


2. Naſſau: Gef. v. 2. October 1861 — Geſecheskraft v. 1. März 
1862. 

8. Königreih Sadfen: Gef. v. 80. Detober 1861 — Geſetzes⸗ 
kraft v. 1. März 1862. 

4. Bayern: Gef. v. 10. Nov. 1861 — Geſetzeskraft v. 1. Zuli 


5. Walbed:Pyrmont: Bel. v. 11. Februar 1862 — Geſetzeskr. 
v. 1. Oct. 1862. 

6. Herzogthum Coburg: Gef. v. 19. Februar 1862 — Ge⸗ 
feßeßfr. v. 1. Juli 1862. | 

7. Reuß ältere Linie: Bei. v. 26. April 18632 — Gefebestr.? 

8 Schwarzburg:Sondershaufen: Gef. v. 80. Mat 1862 — 
Geſetzeskr. v. 1. Eept. 1862. 

9. Sadfen- Meiningen: Gef. v. 25. Juni 18628 — Geſetzeskt. 
v. 1. Sept. 1862. 

10. Herzogtbum Gotha: Wei. v. 11. Zuli 1862 — Geſeheskr. 
v. 1. Decbr. 1862. 

11. Anbalt:Bernburg: Gef. v. 14. Juli 1862 — Geſetzeskr. 
v. 1. Octbr. 1862. 

12. Großberzogtbum Heſſen: Gef. vom 1. Auguſt 1862 — 
Geſetzeskt. v. 1. Januar 1868. 

13. Baden: Gef. v. 6 Auguſt 1862 — Geſetzeſskt. v. 1. Januar 
1868. 

14. Sachſen-Weimar⸗Eiſenach: Gef. v. 18. Auguft 1862 — 
Geſetzeskr. v. 1. April 1868. 

15. Frankfurt a. M.: Gef. v. 17. Det. 1862 — Geſeheklr. ©. 
1. Januar 1868. Suspenbirt ift einftweilen H. G. ®. Art. 69. 





DMiseellen. 525 


16. Defterreihifhe Monarchie, fiir die Königreiche Böhmen, 
Salizien, Lobomerien, mit ben Herzogthümern Auſchwitz uub Zator und 
bem Großherzogthum Krafau, das lombarbifch: venetianifche Königreich und 
das Königreich Dalmatien, bie Herzogthümer Defterreich ob und unter ber 
Enns, bie Herzogthüimer Ober: und Niederfchlefien, Steiermark, Kärntben, 
Krain, Salzburg unb Bukowina, die Markgraffhaft Mähren, bie gefüritcte 
Grafſchaft Tirol und dad Land Vorarlberg, die gefürftete Grafſchaft Görz 
unb Gradiska mit der Markgrafihaft Iſtrien und die reichgunmittelbare 
Stabt Trieft nebft ihrem Gebiete: Gef. v. 17. Dec. 1862 — Geſetzeskr. v. 
1. Zuli 1868. Jedoch mit Ausſchluß bes fünften Buds von See: 
reht. Für die Militärgränge ift bie Einführung erfolgt durch Circu⸗ 
larverfüg. des Oefterr. Kriegsminifter. v. 14. Juni 1863 — Geſetzeskr. 
v. 1. Detbr. 1868.. Nicht eingeführt ift bag H. ©. 8. in Ungarn, 
Kroatien, Blavonien, Temefer Banat, Woiwodſchaft Serbien, 
Giebenbürgen. 

17. Reuß jüngere Linie: Gel. dv. 23. Februar 1868 — Ges 
ſetzeskr. v. 1. Juli 1868. 

18. Helfen: Homburg mit Meifenheim: Geſ. v. 25. Auguft 1868 
— Geſetzeskr. v. 1. Yan. 1864. 

19. Anhalt: Deffau: Köthen: Gel. v. 1. Sept. 1868 — Ge 
febeßfr. v. 1. April 1864. 

20. Braunſchweig: Gef. v. 14. September 1868 — Geſetzeskr. 
v. 1. Rov. 1868. 

21. Lübeck: Gef. v. 2. Nov. 1868 — Gefebestr. v. 1. März 1864. 

22. Sahfjen:Altenburg: Gef. v. 21.Nov. 1868 — Geſetzeskr. 
v. 1. Mai 1864. 

28. Mecklenburg-Schwerin und Medienburg-:Strelig: 
Gef. v. 28. Dec. 1868. — Geſetzeskr. v. 1. Juli 1864 

Die Einführung fleht bevor in Württtemberg, Hannover, 
Bremen. 


ID. Die Nürnberger Novellen zur D. Wechjel- Ordnung 


find ferner (f. Ztſchr. Bo. VI. ©. 641) eingeführt in.Walbed: Pyrmont 
buch 2 Gef. v. 25. Juli 1863, betr. bie Ergänzungen und Grläuterungen 
br A. D. W. O., und betr. einige Abänderungen ber Wechfelprocegorönung 
vom 80. Mai 1849, und in Bayern durch bad Gef. vom 5. Detober publ. 
17. October 1868, einige Beflimmungen ber A. D. W. O. betreffend. Auch 
bier ift betreffs des Zinsverſprechens ber eventuelle Vorſchlag adoptirt. 

Das bayer. Geſetz enthaͤlt Art. 1 die Nürnberger Novellen unver⸗ 
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ändert. Art. 2 macht ber flörenben Rechtsverſchiedenheit beireffß ber Erem: 
tionen von der Wechfelhaft ein Ende. Derfelbe Tautet: „Die Vollftredung 
bed Wechfelarrefted ift außer bem in ben Art. 445. 446 des allg. deutſchen 
Handelsgeſetzbuches hinſichtlich der Beſatzung eine? fegelfertigen Schiffes vor: 
gefehenen alle — ausgeſchloſſen: 

1) genen active Dfficiere und in aleihem Rang ftehende Militär: 
beamte, folange fie fi mit ihren Corps ober Abtbeilungen deffelben außer: 
balb ber Sarnifon befinden, fowie genen Unteroificiere und Solbaten, unb 
andere im Militär Angeftellte dieſer Klaffen, wern fie im Dienft und nicht 
Rändig beurlaubt find; 

2) gegen den Wechſelſchuldner, welchem die Rechtswohlthat ber 
Vermögendabtretung bewilligt worben ift, foweit die Wirkſamkeit berfel- 
ben reicht; 

8) wenn ber Wechielarreft zweit Jahre hindurch vollſtreckt worben if, 
wegen ber früheren Forderungen besjeninen Gläubigers, welcher ben Arreſt 
beantragt bat, fofern derfelbe nicht ncchweift, baß dem Sculbner Befriebi: 
gungsmittel zu Gchote ftchen. 

Hinfihtlih der Mitglicber ber Kammern bed Landtags if die Vor⸗ 
fehrift bes Tit. VOL. $. 26 ber Verfaſſungs-Urkunde (nämlich daß während 
ber Dauer der Sitzungen Fein Mitglied ohne Einwilligung ber betreffenden 
Kammer zur Haft gebradht werden könne) maßgebend.” Der Art. 3 beb: 
felben Geſetzes befeitigt gegen die nad dem vorflehenden Art. 2 ober nad 
der D. W. O. Art. 2. Abf. 2 von dem Wechfelarreft befreiten Perſonen über⸗ 
haupt, und nicht allein bei Forderungen aus Wechſeln, fonbern auch aus 
kaufmänniſchen Anweifungen und aus Hanbelögefhäften, ben Ver: 
fonalarreft, fo daß biefem nur noch unterworfen bleiben bie nicht von 
ber Wechielhaft befreiten Perfonen: und zwar auf Grund weclelmäßiger 
Derurtheilung ohne Weitered, wegen Forderungen aus kaufmänniſchen Ans 
weifungen und wegen Verurtheilung in eigentlichen Handelsſachen nad 
fruchtlos vollfiredter Vermögenderecution. Art. 4 befiimmt: „Wirb in ben 
Landestheilen dieſſeits des Rheines nach ausgebrochenen Concurfe gegen ben 
Gemeinſchuldner Wechſelarreſt beantragt, ſo iſt das Handelsgericht zur Ent⸗ 
ſcheidung hierüber und zum Vollzuge des Arreſtes zuſtändig.“ Art. 5 
ordnet das Verfahren, wenn gegen eine im Öffentlichen Staats: oder Ge 
meindebienft ftehenbe Civil: oder Militärperfon oder gegen einen orbinirten 
Geiftlihen Wechſelarreſt verfügt wird. Art. 6 hebt bie, gemäß Art. 2 bei 
Einführungsgefeßed zur D. W. O. v. 25. Juli 1850, in ben einzelnen Lan: 
bestheilen noch geltenden Vorſchriften über AZuläffigfeit und Vollſtreckbarkeit 
bes Wechſelarreſtes auf, unb beftimmt, daß das gegenwärtige Belek am 
J. Sanuar 1864 in Kraft trete. 
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II. Neue Gefege, Verordnungen, Staatäverträge, Entwürfe. 


1. Durch herzogl. Naſſauiſche Verordn. v. 4. März 1864 find 
auf Grund des Geſ. v. 3. Sept. 1863 drei Hanbelsfammern mit bem 
Sitze in Wiesbaden, Limburg, Dillenburg errichtet worden. Ahnen fteht, 
vorbehaltlich ber Beſtätigung ber Negierung, daß Necht ber Emennung von 
Handelsmäklern zu. Dadurch ift eines der biäher ber Errichtung von Han⸗ 
belögerichten entgegenftehenben Hinberniffe (ſ. Zeitſchrift VI. &. 60—62) 
befeitigt worden. 


2. Hanbelsflaffenfteuergefep für Medlenburg: Schwerin 
und Strelig in Kraft feit 1. October 1868, f. Preuß. Handelsarchiv 
von 1863 Nr. 28. 


3. Normativbeſtimmungen ded Preuß. Hanbelsminifte 
rinms über die Conceffionirung von Hypothekengeſellſchaften, 
welche bie Ausgabe von Obligationen au porteur beabfidhtigen. 


Der bem provilor. Comit6 ber Preuß. Hypothekengeſellſchaft am 
6. Juli 1863 zugegangene Beſcheid de8 Handelsminiſteriums ftellt für bie 
in ber llcherfchrift genannten Vereine folgende Rormativbefimmungen auf: 
1) Hypothefen-Darlehen bürfen von ber Gefellfchaft nur in folder Höhe 
gegeben werden, daß bie gejammten jährlichen Leiftungen des Hypotheken⸗ 
Schuldners an Zinfen, Amortifationd: und Verwaltungstoften = Beiträgen 
bei Liegenschaften zwei Drittel bes jährlichen Neinertrags, bei Gebäuden ein 
Viertel bes jährlihen Nutzungswerths, zu welchem die als Unterpfanb bafs 
tenden Liegenichaiten und Gebäude Behufs ber Veranlagung zur Grunde, 
beziehungsweiſe Gebãudeſteuer nah Maßgabe der Geſetze vom 21. Mai 1861 
(8.:6. ©. 258 ff) abgefhägt worben find, abzüglich der biefen Leiftungen 
vorangehenden Verpflichtungen nicht überftiigen. 2) Berminderungen be 
Werths der verpfänbeten Grundftüde, infofern benfelben Fein unwirthſchaft⸗ 
Jihe Verfahren bes Beſitzers zum Grunde liegt, ingleichen folhe Abveräuf: 
ferungen, deren Unfhädlichkeit nach Maßgabe bed Geſetzes vom 3. März 
1850 G⸗S. ©. 145) von ber zuftländigen Behörde befcheinigt wird, berech⸗ 
tigen bie Geſellſchaft zur Kimdigung des gegebenen Darlehnd nur in bem 
Betrage, welcher in dem Werthe ber verbleibenden Subftanz bes Pfanbob: 
jeft8 nicht mehr feine flatutenmäßige Dedung findet, zur Kündigung bed 
gefammten Darlehnd aber nur dann, wenn ber gebedt bleibende Betrag 
befjelben nicht mehr den geringften Sat einer zuläffigen Darlehnsbewilli⸗ 
gung erreiht. 8) Der Geſellſchaft ift bie Ausgabe von Hypothekenbriefen, 
fünbbaren und unfündbaren zufammengenommen, nur biß zum zebnfachen 
Betrage bed eingezgahlten Aktienkapitals zu geftatten. 4) Kündbare Hypothelen⸗ 
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Briefe dürfen zw Telnem höheren als dem Betrage berjenigen Hypotheken⸗ 
forderungen, welche bie Geſellſchaft mit gleicher Frift ihren Schulbnern zu 
kündigen berechtigt ift und höchftens zum Betrage bed baar eingezahlten 
Mltienfapital® ausgegeben werben. 5) Für fünbbare und für unkündbare 
Hypotbefenbriefe find je ein ober höchſtens je zwei beflimmte Zinsſätze nad 
Wahl der Geſellſchaft feſtzuſetzen. Die Ausgabe von Hypothekenbriefen zu 
einem anberen Zinsſatze iſt dann an bie befondere Ermächtigung bed Finanz: 
unb des Hanbelöminifterd zu knüpfen. 6) Hypothekenbriefe, welche bei 
Ausreihung ber Darlehnsvaluta an bie Hypothekenſchuldner zum Nominals 
werthe ftatt baaren Geldes geytben werben, dürfen zu feinem geringeren Zins: 
ſatze ausgefertigt fein, ala welchen der Schufbner, abgefehen von Amortifa: 
tiond= und Berwaltungsfoften- Beiträgen, an bie Gefellfchaft zu entrichten 
hat. 7) Den Schuldnern, melde beim Darlehnsempfange bie Hypotheken⸗ 
briefe zum Nominalwertbe in Zahlung erhalten, ift das Recht zur Rückzah⸗ 
fung des Darlehns in gleicher Art audbrüdlich vorzubehalten. 8) Die Stel 
lung des Staatscommiſſarius zur Geſellſchaft ift in ber bei Aktiengeſellſchaf⸗ 
ten überhaupt üblihen Weife abzugrenzen. Ber Staatscommifjarius erhält 
damit zwar bad Recht zur Kontrole barüber, baß der Betrag ber von ber 
Geſellſchaft ausgegebenen Hüpothelenbriefe bie Summe ber von berfelben 
erworbenen Hypothefenforterungen nicht überfteigt; dagegen ift bemfelben 
ber Gefellfchaft gegenüber eine Verpflichtung zur Ausübung dieſer Kontrole 
nicht aufzuerlegen, auch kann die Unterzeichnung ber Sypothefenbriefe durch 
ben Staatscommilfarins nicht flattfinden. 9) Die Hypothekenbriefe können 
al8 bepofitalmäßig oder pupillarifch ficher nicht anerfannt werben. 10) Die 
Stempelfreibeit ift ben Hypothekenbriefen nicht beizufegen. 11) Dad Mi: 
nimum ber jährlichen Amortifation für unfünbbare hypothekariſche Darlehen 
ift auf ein halbes Prozent feflzufegen. 12) Die Ausſtellung von Scheinen 
su porteur über unverzinsliche Tepofita ift unzuläſſig. 13) Die Discon: 
tirung, der Kauf und bie Beleihung von Wechſeln, fo wie der Erwerb oder 
die Beleihung von Werthpapieren ift der Gefellfchaft nur nad den Grund⸗ 
fügen ber Preußifhen Bank zu geftatten. 14) Sofern ben Hypothefen: 
ſchuldnern die Verpflichtung auferlegt werben fol, bie Verluſte ber Geſell⸗ 
haft, und zwar in erfter Linie mitzutragen, ift benfelben zugleich ein ent 
fprechenber Einfluß auf die Gefchäftsverwaltung der Geſellſchaft einzuräu: 
men. Dies läßt fi dadurch erreihen, daß ben Schulbnerm daß Recht zur 
Selbfiwahl ihrer Vertreter gewährt, und den letzteren ein Mitbeſchließungs⸗ 
recht in den Gefellihaftsangelegenheiten, namentlid; auch in Bezug auf bie 
Megelung bed Geldverkehrs beigelegt wirb. R 


4. Ueber bie Legitimation ber Handeldreifenben, welde 
Baarenläufe machen oder Waarenbeſtellungen im Umberreifen fuchen, 
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find anf ber 15. Beneralconferenz ber Bollvereinäflanten neue Abreden ge» 
troffen worden. Ueberficht ber in ben einzelnen Staaten barüber beſtehenden 
Grunbfäge |. Preuß. Handelsarchiv v. 1864 Nr. 3. 


5. Folgende deutſche Staaten find übereingefonmen, gegenfeltig 
ihre beiberfeitigen linterthanen in dem geſetzlichen Schuß ber Waa⸗ 
renbezgeihnungen gleichzuftellen: 

Preußen und Württemberg (Preuß. iniflerialerflärung v. v. 21. De 
cember 1862). Baben und Württemberg (Bab. Diinifterialerlag v. 30. Des 
cember 1862). Hannover und Braunſchweig, (Braunſchw. 8. v. 16. März 
1863). Hannover und Nafſau' (Naſſ. Minifterialerlaß v. 18. März 1868). 
Hannover und Dldenburg? (Oldenb. M. Bekanntm. v. 28. März 1868). 
Hannover mit Bayern, Königreih Sachen, Baben, Sachſen⸗Weimar, Sach: 
ſen-⸗Meiningen, Sacfen : Altenburg, Sachen Coburg: Gotha, Reuß ä. &, 
Reuß j. L., Schwarzburg:Sondershaufen, Schwarzburg-Rubolftadt, Franke 
furt a. M. (Hannov. M. Belanntm. v. 25. März 1863). Bayern unb 
Baden (Bad. M. Befanntm. v. 6. Mai 1868). Bayern und Naffau (Bayr. 
M. Velanntm. v. 20. Juni 1868). Preußen und Walded (Vreuß. M. 
Belanntm. v. 19. Juli 1868). Preußen und Anhalt: Bernburg (Anb-s 
Bernd. M. Bekanntm. v. 22. Juli 1868). Bayern und Frankfurt (Bayr. 
M. Belanntm. v. 81. Juli 1863). Preußen mit Anhalt: Defjau : Eöthen, 
und Württemberg mit Anhalt: Deffan-Edthen (Anh. M. Belanntm. vom 
15. Sept. 1863). Bayern mit 8. Sachſen und mit Württemberg (Bayr. 
Bekanntm. v. 18. Aug 1868). Württemberg mit Lippe-Detmold u. Walded 
(Württemb. Belanntm. v. 15. Ortober 1868). Oldenburg und Coburg: 
Gotha (Oldenb. Belanntm. v. 29. December 1863). (Eentralorgan Bd. IL 
©. 12. 68. 76. 88. 92. 104. 184. 152. 164. 168 202. 224. Bb. IL 
©. 9. 26. 44). 


6. Die Königl. Preuß. Berorbnung vom 28. Juni 1868 über bie . 


Berhütung bed Zufammenftoßenz der Schiffe auf See Geiſſchr. 
VII. S. 149 ff.) iR vom Lanbtage, bis auf Art. IIL., welcher Abänderung 
durch Fol. Verordnung vorbehält, genehmigt worden, unb an ihre Stelle 
nunmehr bad Gef. v. 22. Februar 1864 getreten. 


7. Wie zwifchen Preußen, Hannover und Olbenburg (Zeitſchr. Bd. 
VI. ©. 854) if auch zwiſchen Hannover, Bremen und Lübeck eine Ucher: 
einfunft über gegenfeitige Anerfennung ber Meßbriefe ber Seeſchiffe ge 
ſchloſſen (Belanntm. des Hannov. Finanz: und Hanbelöminifteriums vom 
29. April 1868. Gentralorgan ®b. IL ©. 96). 


8. Gine Bekanntmachung ber Hamburgiſchen Commerzdepu⸗ 
tation vom 29. December 1862, bie ufancemäßige Ldichzeit für 
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bie mit Seeſchiffen angebrachten Güter in Humburg betreffend, 
f. Preuß. Handeldarhiv 1868 Nr. 2. 


9. Stempel auf Werthpapiere in Frankreich (Zeitfr. 
Bd. VL ©. 852 ff.). Das Gel. vom 28. Zuli 1868 (Bubget f. 1864. 
Lit. 1 Art. 6 ſetzt ben Stempel für Renten: Documente, Staats: Schulb- 
papiere und andere Öffentliche Effeeten auswärtiger Regierungen 
auf 50 ct. pro 100 frs. ober einen Bruchtheil von 100 frs. bed Nominal⸗ 
werthes feſt. 


10. Bekgiſches Geſetz über Stempelabgabe von Papieren 
auf Inhaber vom 10. September 1862 ſ. Preuß. Handelkarchiv 1862 
Mr. 42. 


11. QAußdwärtige Handeldgefellihaften in Frankreich x. 
(Zeitfär. Bd. VL ©. 648). Zu ben bort genannten Staatöverträgen if 
binzugefommen eine Uebereinkunft zwifhen Frankreich und ben Nies 
berlanben v. 22. Zuli 1868 (Preuß. Handelsarchiv 1868 Nr. 83). 


12. Stalienifhes Münzgefeh vom 24. Auguſt 1862 (ood. 
1862 Rr. 44). 


18. Bankakte ber Vereinigten Staaten von Nordamerika 
1868, f. Hunt’s merchant’'s magazin Nr. 286, April 1863, auch Bre⸗ 
mer Handelsrecht Nr. 610. 


14. Der Entwurf für ein Schweizerifhes Hanbeld- und Wechſel⸗ 
recht (Zeitſchtr. Bb. VL ©. 851. 852), verfaßt von Profeffor Munzinger unb 
Advefat Earlin in Bern, ift Segenflanb einer zweimaligen Commiſſionsbe⸗ 
rathung November 1863 und Sanıar 1864 gewelen, an welcher, außer 
ben Redaktoren, Profeſſor Fit aus Zürich, Ratbsherr Dr. Burkhard Fürs 
ſtenberger in Bafel, Advokat Friedrich in Genf, unter dem Vorſitz bes Bun: 
beöpräfibenten Dr. Dubs, Theil nahmen. Der daraus bervorgenangene 
Entwurf, welcher ven Inhalt des D. H. ©. 8.8 mit Ausnahme bed Sees 
rechts, jeboch einſchließlich bes Afferuranz: und Wechſelrechts umfaßt, fol 
in deutſcher und franzöfifcher Sprache mit Motiven herausgegeben werben. 


15. Dem Broßen Rath bed Eantons ‚Senf liegen Gefehentwürfe 
vor, weldhe ben neueren franzöfifchen Geſetzen v. Mai 1863 (Zeitſchr. Ob. 
Vo. ©. 154 ff.) entſprechen. 


16. Dem Großen Rath des Cantons Bafelftabt Tiegen Ge- 
febentwürfe: 1) betreffend die Einführung von Lager: und Pfand 
feinen, Warrants; 2) betreffend Aufbebung ber Wuchergeſetze — 
vor; — beide durch gründlihe Wotivirung ausgezeichnet; — 8) betreffend 
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bie Beſchränkung ber Vindication und Pfandklage insbeſon⸗ 
dere bei Inhaberpapieren — veranlaßt durch bie in ber Sache J. 
St. c. Centralbahn reſp. Salinenverwaltung Schweizerhalle ergangene Ur: 
theile (oben S. 515). ; 


IV. Berhanblungen bes ſechſten Congreſſes Deutfcher Volls⸗ 
wirthe zu Dresden 14..— 16. September 1863 *). 


1. Hinfiätlih der Patentgefepgebung warb folgender, von 
Prince: Smith ald VBerichterftatter der Mehrheit des Ausichuffes begrüns 
beter Antrag angenommen: 

„In Erwägung, daß Batente den Fortſchritt der Erfindung nicht be 
günftigen, vielmehr beren Zuſtandekommen erfhweren, daß fie bie 
rafche allgemeine Anmenbung nützlicher Erfintungen hemmen, daß fie 
ben Erfindern felbft im Ganzen mehr Nachtheil ala Vortheil bringen, 
und daher eine höchſt trügliche Form ber Belohnung find, beſchließt 
ber Eongreß beutjcher Volkswirthe zu erklären: daß Erfindungspatente 
dem Gemeinwohl ſchädlich find.” 

2. Bezũglich der Bankfrage (verichterſtatter Sonnemann) 
wurden, nach langer Debatte, folgende Beſchlüſſe gefaßt: 

L Zur Förderung ber materiellen Wohlfahrt eines Culturvolkes iſt 
ein andgebehntes und regelmäßig wirkendes Bankweſen unerläßlich. 

I. Monopole und Conceflionen, welde an Staatsinſtitute oder an 
PVrivatgefellichaften zur Ausgabe von Banknoten ertheilt werben, ver: 
tingern, wie erfahrungämäßig feſtſteht, bie Gicherheit des Geldumlaufs, 
verfümmern bie Entwidelung bed Banfweiend und tragen zur Aus: 
beutung bed ganzen Volkes durch Einzelne bei. 

OL Die Bankthätigleit mit ober ohne Notenemiſſion ift, falls bie 
Haftbarfeit aller Theilnehmer eine unbeſchränkte iſt, wie jedes andere 
Gewerbe, ber freien Concurtenz zu überlaffen. 

IV. Wenn bie Theilhaber einer Noten emittirenden Bank Anſpruch auf 
das Vorrecht ber befchränkten Haftbarfeit machen wollen, fo baben fie 
beflimmte, gefetlich feitgeftellte Bedingungen zu erfüllen. 

Diefe Bedingungen find: 

1) Für bie Größe der einzelnen Notenabfchnitte iſt ein Minimalſatz 

feftzußellen, ber größer ift, als bie größten umlaufenden Metallmünzen 
ber Landeswährung. 


*) Aus dem von ber fländigen Deputation erflatteten Bericht in ber 
Bierteljahrsfchrift für Vollswirtbichaft und Culturgeſchichte von Fau⸗ 
der. 2b. IL 1868. ©. 221 ff. 
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2) Es hat eine periobifche Verdffentlichung des Status ſtattzuſtuden. 
8) Jede Bank foll gezwungen fein, bie ihr täglich präfentirten Roten 
bei Vermeidung bed Concurſes fofort einzuldfen. 
4) Teer’ ®efammitbetrag ber Emiffion fol dur Metall und bank: 
mäßige Wechfel gebedit werben (mit 89 g. 35 St. angen.). 
5) Für banfmäßige Wechfel find nicht minbeftens 2 Wechſelverpflichtete 
erforberlich. 
6) Der Anfauf von Werthpapieren und Waaren zum Zwecke ber 
Epeculation ift nicht zu verbieten. 
T) Anlauf und Beleihung von Bankactien ift nicht zu geflatten. 
V. Bis zu bem Zeltpunfte, wo bie Grundjäbe eines rationellen Banf- 
- wefend zur allgemeinen Geltung kommen, ift bie Erridtung von Dis⸗ 
conto⸗ und Depofitenbanfen ohne Netenemiffion zu empfehlen, mit wel⸗ 
hen fi faft alle wirtbfchaftlihen Vortheile erreihen laſſen, wie mit 
Zettelbanken. | 


——— ——— - 











RL, 


Die engliſche Befellfchafts - Akte 1862 im Bergleich mit 
dem deutſchen und franzöffcen Recht *). 


Bon 
Heren Stadfrichter Keyfner 


in Berlin. 


Die Eintragung der Englischen und zum Gejchäftöbetriebe 
in Preußen zugelafenen Verficherungsgefellichaften in das Han- 
delöregiiter *), führte zur Kenntnißnahme der Englifchen Gefell- 
haften, mit geeinter Rechtöperjönlichkeit; ala Ergebniß hiervon 
biete ich die nachfolgende Ueberſicht. 

Zur gefhichtlichen Einleitung ſei hingewieſen auf: 

Wordsworth, the law of railway, banking, mining 
and other joint stock companies; London 1845. Dieſes 
gründliche, mit der Mittheilung einer großen Zahl von Recht2fäl- 
len ausgejtattete, und einem Anhange verfehene Werk, in wel- 
chem die hauptjächlichiten älteren Parlamentsakte abgedruct find, 
ſchließt im Mefentlihen mit der Akte 7 u. 8 Vict c. 110. An 
act for theregistration and regulation of joint stock com- 
panies vom 5. September 1844 ab. 


*) Bei ber Wichtigkeit ber Englifchen Geſetzgebung fonnte ber Redak⸗ 
tion die nachftehenbe ausführliche Darftellung neben ber fürzeren 
Beſprechung deſſelben Gegenſtandes, ©. 425 fi. diefed Bandes, nur 
erwünfcht fein. D. R. 

I) Keyßner, die Eintragung ber ausländifchen Aktiengeſellſchaften in 
das Handeläregifter; Recht biefer Gefellichaften zur Erwerbung von 
Srundeigentyum in Preußen; im Gentralorgan für ben deutſchen 
Handelsſtand 1868. S. 215 ff. 
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Schwebemeyer, das Aktien⸗, Gefellichafts:, Banf-2) und 
Verſicherungs-Weſen in England, Berlin 1857; bald nach ber 
„Joint stock companies acte 1856“ (vom 14. Juli 1856) er- 
ſchienen. 

Güterbock, die engliſchen Aktiengeſellſchaftsgeſetze von 
1856 und 1857; gibt eine Ueberſetzung der vorbezeichneten und 
ber Verbefierunggafte, an act to amend the jointstock com- 
panies act 1856, vom 13. Juli 1857, welche zufammen ala 
‚joint stock companies acts 1856, 1857“ zitirt werben, mit 
eingehenden erläuternden Anmerkungen. 

Vogt, zur Theorie der Handelsgeſellſchaften, insbeſondere 
ber Aktiengeſellſchaften; in Goldſchmidt's Zeitichrift für das ge- 
fammte Handelsrecht Bd. I. (1858) ©. 477—540. 

Fi, über Begriff und Gefchichte der Aftiengefellfchaften ; 
in Goldſchmidt's Zeitjchrift für bag gejammte Handelsrecht. 
Bd. V. (1862) ©. 1—63, 

Nenaud, das Recht der Aktiengefellichaften; Leipzig 1863; 
in der Einleitung und die bafelbft in $. 3 angegebene Literatur. 

Wenn Güterbod die „joint stock companies acts 
1856, 1857“ als die Grundlage bes Aktiengefellichaftsrechts da⸗ 
mals bezeichnen durfte, jo greift die jet vorliegende Alte 25 1.26 
Vict. c. 89 en act for the incorporation, regulation and 
winding up of trading companies?) and other associa- 


2) Macaulay, history of England, (Tauchnitz edit) VII. p. 801 sq. 
Tellfampf, über bie neuere Entwidlung bed Bankweſens in 
Deutiland, mit Hinweis auf beffen Vorbilder in England, Schotts 
land und Norbamerifa, unb auf bie franzöſiſche societ6 generale 
de credit mobilier. 2. Aufl. Breslau 1856. Geld und Banken von 
Mc. Culloch überfegt von Bergius und Telllampf. Leipzig 1859. 
©. 145 fi. 289 fi. 

8) Diefer Begriff ift nicht ber engbegrenzte ded Art. 5 u. Buch 2 u. 8 
bes Mg. Deutichen Handelögefegbuches, ber noch zu mannigfadhen 
Streitigfeiten Veranlaſſung geben wird (Buſch, Arhiv für Theorie 
und Prarid bed Allg. Deutihen Handelsrechts Bb. I. ©. 208 ff. 
Gentralorgan für den Deutihen Handelsſtand 1868. ©. 285. 
v. Krämwel, Sind bie Vorſchriften des Deutſchen Handelsgeſetzbuchs 
auf bie auf Selbſthülfe gegründeten deutſchen Erwerbs: und Wirtd- 
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tions, vom 7. Auguſt 1862, in Furzer Bezeichnung „the ı . _. 
panies aet 1862 viel weiter, fie umfaßt, mit weiter unten 
fich ergebenden Ausnahmen, alle Geſellſchaften, welche ſich zu 
einer juriftiichen Perſon einen, namentlich auch Bank und Ver: 
fiherungsgefellichaften, einjchließlich der auf Gegenfeitigfeit ges 
gründeten; ferner auch die Gefellichaften, welche nicht auf Ge⸗ 
winn für ihre Mitglieder Hinarbeiten und etwaige Weberfchüffe 
unter ſich vertheilen, jondern welche die erworbenen Mittel zur 
immer größeren Kräftigung und Bereicherung der Gefellichaft 
ala eine Ganzen, ber juriſtiſchen Perſon, behufs immer weiter 
ausgedehnten Erreihung des Zweckes, welcher die Geſellſchaft 
ins Leben gerufen hat, verwenden; alſo Geſellſchaften zur Foͤr⸗ 
derung der Kunſt, Wiſſenſchaften und Wohlthätigkeit ꝛc. 

Eine große Zahl von Geſetzen, und unter ihnen nament⸗ 
lich die oben erwähnten Aktiengeſellſchaftsakten 1856, 1857, find 
aufgehoben), dad aus ihnen brauchbare ift behalten, neu Ente 





fchaftsgenoffenfchaften anmwenbbar? in Buſch's Archiv Bd. I. S. 341ff.; 
unten Anmerkung 27 am Ende); ſondern er iſt allumfaſſend für 
Geſellſchaften, in deren ben Zweck darſtellenden Hoffnung es Tiegt, für 
die Mitglieder einen Gewinn oder Vortheil zu erlangen. Billigere 
Beſchaffung eines Gegenſtandes für die Mitglieder, Vertheilung un⸗ 
ter ſie zum Selbſtkoſtenpreis, wobei der Gewinn, den ſonſt ein 
Dritter ziehen würde, ben Mitgliedern zu Statten kommt, iſt für 
fie dag Abzielen auf einen Bortheil, Gewinn; mit Rüdficht bierauf 
fallen auch die Verficherungägefellichaften auf Gegenfettigfeit unter 
den Begriff trading companies; bad H.G. B. erfennt fie nit als 
Hanbelögefellfpaften an. v. Kräwel in Buſch's Archiv für Theorie 
und Praris des Allg. D. Handelsrecht Bd. 2. ©. 849; bagegen 
das Erf. bed Kreißgerichtö zu Weimar im Cölner Eentralorgan 1864. 
©. 59 und Art. 22 bes Oldenburgiſchen Ginführungsgejeged zum 
5.6.8. vom 18. April 1864. 

4) Die aufgehobenen Alte find folgende: 21 u. 22 Geo. 3. c. 46. — 
Die oben erwähnte 7 u. 8. Vict. c. 110.— 7 u. 8 Vict, 111.— 
7u.8 Vict. c. 118 an act to regulate joint stock banks in Eng- 
land, mit Ausnahme von s. 47 (Schwebemeyer a. a. D. S.78) — 
8 u.9 Vid © 8. — 9u 10 Vic. c. 28. — 9. u. 10 Viet. 
c. 76. - 10 u. 11. Vid «78. — 11. u 12 Vic c. 45 — 
12 u. 18 Vict. c. 108. — 19 u. 20 Vict. c. 47; und 20 u. 21 

35 ® 
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ſtandenes geordnet und Alles in Ein Geſetz für die vereinten 
drei Königreiche zufammengefaßt. Ein Werk, in dem die Erfah 
rungen der Vergangenheit niebergelegt find, das die Erichaffung 
einer Körperichaft, juriftifchen Perſon, jofern der Lebenszweck 
berfelben nur ein erlaubter ift Art. 6.5), frei gibt und, bei mög- 
licht geringer Einfchränfung der Willlühr der Gejellichaft, bie 
Mechte ver Mitglieder und Dritter zu wahren beftrebt ift. 

Da für den Berfehr von den, unter die Alte fallenden Ge⸗ 
jellichaften, namentlich die zahlreichen im Auslande thätigen Ber: 
ficherungsgefellichaften in Betracht kommen; fo fei in Betreff die 
fer hervorgehoben: Die Verficherungsgefellichaften fielen mit um- 
ter die Alte 7 und 8 Vict. c. 110: während es nun in ber 
Aktiengejellichaftsakte 1856 (19 und 20 Vict. c. 47) 8. 2 heißt, 
daß biefelbe auf Perjonen, welche fi zu Bank- und Ber- 
ſicherungszwecken vereinigten, feine Anwendung finden follte, 
befagt s. 107 dafelbit, daß die Alte 7 und 8 Vict. c. 110 aufs 
gehoben fei. Wenn nun auch anzunchmen war, daß die Auf: 
hebung fih nur auf Nicht-Verficherungd: und Nicht:Bank:Ge- 
ſellſchaften beziehen jollte, jo ſprachen doch die Nechtäräthe der 
Krone ihre Anficht dahin ause), daß die gedachte ältere Alte 
auch in Betreff der Verſicherungsgeſellſchaften vollftindig abro- 


Vict. ©. 14. Die bei den bereitö erwähnten joint stock companies 
acts 1856. 1857. 20 u. 21 Vict. c. 49. An act to amend the 
law relating to banking companies mit Ausnahme eines Theiles 
ber s. 12. — 20 u. 21 Vict. c. 78. — 20 u. 21 Vict. c. 80. an 
act to amend the joint stock companies act 1856, weldyer weiter 
unten Erwähnung finden wird. — Man vergleiche biezu weiter 
19 u. 20 Vict. c. 47 s. 107 und 20 u. 21 Vict. c. 14 s. 23 kei 
Büterbod a. a. DO. ©. 81 und ift von ben bereitd durch jene Afte 
aufgehobenen älteren Akten bie „limited liability act“ 18 u. 19 
Vict. c. 133 vom 14. Aug. 1855 im Gefeb von nicht einmal eins 
jähriger Dauer, (Schwebemeyer a. a. O. ©. 38 — 86) bervorzu: 
heben. 

5) Die in biefer Weife gebrudten Zahlen beziehen fi auf bie Akte 
ſelbſt; die eingellammerten Zahlen unb Stellen [ ] nehmen Bezug 
auf die in ben Anhängen zur Akte gegebenen Statutenentwürfe. 

6) Shwebemeyer a a. D. S. 147. 
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girt ſei, dieſe Geſellſchaften jedoch inkorporirt blieben. Da hie⸗ 
mit eine authentiſche Interpretation gegeben war, ſo war den Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften damit die Rechtsbaſis entzogen, indem ſie 
ſich der Aktiengeſellſchaftsakte 1856 nicht einordnen konnten. 
Dieſer Zuſtand war nur, wie Schwebemeyer vorausſagte, durch 
ein neues Geſetz zu beſeitigen, und durch 20 u. 21 Vict. c. 80 
an act to amend the joint stock companies act 1856 
wurde dad Fortbeſtehen der Akte 7 u. 8 Vict. c. 110 für Ber: 
ſicherungsgeſellſchaften anerkannt. 

Nunmehr find alle jene Alte aufgehoben und die Verfiche- 
rungsgeſellſchaften, als welche die Gefellichaften gelten, welche 
mit Berficherungsgeichäften allein oder in Verbindung mit andern 
Geſchäften fich befaſſen Art. 3, allgemein der neuen Gejellichafts- 
akte untergeorbnet, bergeftalt, daß auch die älteren die Regiſtri⸗ 
rung zu bewirken haben?) und nur von Hinterlegung ihrer Stas 
tuten befreit find. Art. 209. 210. 

Die Alte enthält 211 Art. und zerfällt in folgende Theile: 

1) Bildung und Inkorporirung der Gefellfchaften und Ber: 
einigungen-. 

2) Rapitalöbetheiligung und Haftbarfeit der Mitglieder. 

8) Betrieb und Verwaltung der Gefellfchaften. 

4) Liquidation der Geſellſchaſten. 

5) Das Anmeldeamt. (Registration office). 

6) Anwendung der Alte auf Gefellichaften, welche unter 
ben joint stock companies acts regiftrirt find, 

7) Anwendung bed Gefetes auf nicht eingetragene Gefell: 
ſchaften. 

8) Aufhebung früherer Geſetze und Nebergangsbeſtimmungen. 


7) Da die Niederlaſſungen beſagter Geſellſchaften in Deutſchland im 
Einne des H.G. B. Zweigniederlafſungen branch-offices (Anm. 42) 
find, fo würde vor hieſiger Eintragung durch ein Zertiflfat 192 bie 
zu England erfolgte Regiſtrirung und Snforperirung nachzuweiſen 
fein Art. 21. Abf. 8. H. G. B. Zeitfchrift für Nechtöpflege und Ber: 
waltung in Sadıfen Bb. XXI. &. 800 — 802. 808, Goldſchmidt 
Zeitichrift Bd. VI. ©. 581. 582; dagegen Einführungsgefebe fir 
Medlenburg-Schwerin und Medienburg:Strelik vom 28. Dezember 
1868. $. 14. 
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Angehängt find namentlich Normalftatuten für bie Gefell- 
ſchaften mit befchräntter Haftbarkeit, Formulare und ein Koſten⸗ 
tarif, für welchen jeboch eine Herabſetzung der Gebühren burd) 
das Handelsamt vorbehalten tft. 


Das Anmeldeamt. 


Das rechtgültige Beitehen ber unter die Geſetz fallenden 
Geſellſchaften (company, association or partnership)®) hängt 
von ber erfolgten Eintragung (registration) berfelben bei den 
dazu beitellten Aemtern ab (offices for the registration of 
companies). Dieſe Aemter werden von dem Handelsamt 
(board of trade) in den verſchiedenen Orten je nach dem Be- 
bürfniß eingerichtet, und die erforderlichen Beamten (registrar, 
assistant registrar, clerk) beftellt. 

Mindeitens je ein ſolches Amt muß in England, Schott 
land und Irland vorhanden fein. Art. 174. 

Dei diefem Amt find einzureichen: 

1) Die Vereinigungsſchrift der Geſellſchaftsbegründer (Me- 
morandum of association) Art. 17. 

2) DieGefellichaftzftatuten(articles of association) Art.17. 

3) Abänberungen zu 1 und 2. Art. 12. 13. 53. 54. 

4) Die Angabe wo bad SHauptgefchäftslofal der Gefell- 
ſchaft fich befindet. Art. 39. Au. 

5) Bet den Gefellichaften mit einem Aktienkapital ein 
jährliches Nerzeichnig der Mitglieder. Art. 26. 

6) Bei denfelben Geſellſchaften die Anzeige von Konſoli⸗ 
dirung und Theilung des Kapitals in Aktien über den beſtehen⸗ 
den Betrag hinaus, ſowie von Umwandlung des Kapitals in 
Stockꝰ). Art. 28. 

7) Bei den Gejellichaften mit einem Altienkapital bie An: 
zeige der Vergrößerung befjelben über den zuerjt eingetragenen 
Betrag hinaus. Art. 34. 

8) Bei Geſellſchaften ohne Aktienkapital die Anzeige ber 





8) Word Sworth a. a. O. ©. 1.3. Büterbod aa. O. ©. 18. 
Anm. 20. 
9) Siehe Anm. 28. 
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Vergrößerung der Mitglieverzapl über die zuerit eingetragene 
"Zahl hinaus. Art. 34. 

9) Bei ben letztgedachten Gejellichaften ein Verzeichniß des 
Geſellſchaftsvorſtandes unter Angabe der Wohnung und bed 
Standed. Art. 45. 

10) Bei gerichtlicher Liquidation 20) der Geſellſchaft, bie 
Anzeige von bem gerichtlichen Befehl, durch den 

a) die gerichtliche Liquidation angeoronet iſt. Art. 88, 
b) die Geſellſchaft nach Beendigung des Liquidations⸗ 
verfahreng für aufgelöft erflärt wird. Art. 112. 

11) Bei freiwilliger Liquidation ber Gejellichaft die Ans 
zeige, dab und wann die Generalverfjammlung jtattgefunden hat, 
in welcher die Liquidatoren Rechnung gelegt haben. Drei Mo: 
nate nach Eintragung dieſer Thatſache gilt dann die Geſellſchaft 
für aufgelöft. Art. 148. 

Eämmtliche bei diefen Aemtern vorhandenen, die Gefell- 
Ichaftzverhältniffe betreffenden Urkunden und Echriftftüde, na= 
mentlich die nicbergelegten Statuten nebjt Nachträgen und Mit- 
glieberverzeichniffe müfjen einem Jeden gegen eine Gebühr von 
1 Shilling offen gelegt werben. Ferner werben beglaubte und 
einfache Abjchriften, ſowie Zertifikate fiber die erfolgte Eintra- 
gung einer Gefellfchaft ertheilt. Zur Beglaubigung bedient ich 
bad Amt eine befonveren Siegeld. Art. 174. 


Geſellſchaften unter diejer Alte. 


Außerhalb des Wirkungskreiſes der Afte bleiben die Ges 
jellichaften, welche auf Grund einer Parlamentzafte!!) oder Pa- 


10) Als Zeitpunft bed Beginns des Liquidationdverfahrend gilt der, zu 
welchem der Antrag (petilion) auf Eröffnung des Verfahrens beim 
Gerichtshof einging. Art.84. Büterbod a. a, D. ©.55. Anm. 93. 
Bei ber freiwilligen Liquidation ift ber bezüglihe Spezialbefhluß für 
ten Beginn bed Verfahrens beftimmend. Art. 130. Bei ber freiwilligen 
Liquidation erjolgt Feine amtlihe Eintragung eined Vermerks; es 
it vielmehr bie Eröffnung ber Liquibation für Gefellfchaften, re 
giftrirt in England in der London Gazette, in Schottland in ber 
Edinburgh Bazette, in Srland in ber Dublin Gazette bekannt zu machen. 

11) Es bleiben ſonach bier außer Betracht An act for consolidating 
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tents (letter patent) gebildet werben 12), ſowie Bergwerksgeſell⸗ 
fchaften, welche unter dem Stannary court ſtehen. Art. 4. 
Mindeſtens fieben Perfonen!®) haben ſich zu vereinigen, 





in one act certain provisions usually inserted in acts with respect 
to the constitution of companies incorporated for carrying en 
undertakings of a public nature. [|8. May 1845] 8 Vict. c. 16 in 
kurzer Beeihnung „the companies clauses consolidation act 1845" 
fowie bie entfpreddende Alte vom gleihen Tage für Schottland „the 
companies clauses consolidation (Scotland) Act. 1845. Siehe 
ferner Anmerfung 29. Es find bie und bie in Anm. 29 citirten 
Arte Ähnliche Zuſammenfaſſungen consolidations wie für Preußen 
durch den Allh. Erlaß vom 14. Nov. 1858 (G. S. 1853 S. 995 ff.) 
allgemeine Beſtimmungen für Fünftig zu erlaffende Deichftatuten ge: 
geben find. Wegen ber private acts of‘ Parliament fiehe Worb3- 
worth a. a. O. ©. 897 fi. 

12) Words worth a. a. O. © 9 fi. An act for better enabling 
her Majesty to confer certain powers andimmunities on trading 
and other companies 7 Wm. IV. u. 1 Vict. c. 78. Bainbridge 
on the cost of Mines 1841. Worbeöworth a a. DO. ©. 181— 
214. 7 u. 8 Vict. c. 68. 

18) Auch nad dem franzöſiſchen Geſetz, betreffend die Befellichaften mit 
befchräntter Haftverbinblichfeit vom 23. Mai 1863 (Goldſchmibt's 
Zeitſchrift Bd. VII. ©. 160 fi.; in Ueberſetzung mitgelheilt im @öl- 
ner Gentralorgan für ben deutſchen Handelsſtand 1864 ©. 30 ff.) 
ift fieben die mindeſte Mitgliederzahl. Vogl. Auerbach das Geſell⸗ 
ſchaftsweſen in juriſtiſcher und volkswirthſchaftlicher Hinſicht. Frank⸗ 
furt 1861 8. 31; Mängel ber offenen Handelsgeſellſchaft, namentlich 
bei einer größeren Zahl von Geſellſchaftern. Im Bereih bed Gtabt: 
gerichtd zu Berlin find fchon Vereinigungen von vier Perfonen zu 
einer offenen Handelsgeſellſchaft mit gleicher Vertretungsbefugniß 
felten; nur eine Hanbelögefellichaft hat fieben Mitalieber; eine offene 
Handelsgeſellſchaft „Hanbelsinftitut und Centralmagazin vereinigter 
Meifter des Tiſchlergewerks“ ber bereit durch AUG. Kab. Orbre vom 
12. Zuli 1857 die Rechte einer juriftifchen Berfon verlieben waren, 
befieht aus 127 Mitgliedern; an ber Spibe ſtehen 15 Mitglieder 
und iſt zur Firmenzeichnung die Unterfchrift von minbeflens 8 von 
ihnen erforderlich; dieſe Geſellſchaft liegt jedoch fait fchon im Gebiet 
ber |. g. Genoſſenſchaften; Auerbah in Goldſchmidt's Zeitichrift 
Bd. VI. ©. 9 ff. und der in Anm. 3 erwähnte Aufſatz von v. Krä⸗ 














Keyßner: Das Engliſche Actiengefellfchaftsrecht. 541 


um eine Gefellihaft unter dieſer Alte zu begründen Art. 6; 
zwangäweife unterliegen aber berjelben: 
a) Bereinigungen von mehr als zehn Perſonen, zum 
Zweck des Betriebes von Bankgeſchaͤften. 
b) Vereinigungen von mehr ala zwanzig Perjonen, zum 
Zwed des Betriebes von Geſchäften, welche auf &es 
winn für bie Gefelljchaft oder ihrer Mitgliever abs 
zielen. (that has for its object the acquisition 
of gain by the company, association Or partner- 
ship or by the individual membres) Art. 2. 4. 

Saͤmmtliche Geſellſchaften zerfallen jobann in zwei Grup: 
pen; nämlich ſolche mit unbeichräntter Haftbarfeit ihrer Mit 
glieder (unlimited company) und folche mit beſchraͤnkter Haft 
barkeit derjelben. Art. 6.; die Ichteren zerfallen weiter in zwei 
Sonderarten, und zwar: 

Sefellfchaften, bei denen die Haftbarfeit der Mitglieder auf 
ben in den übernommenen Antheilgfcheinen, Altien (shares) ans 
gegebenen Betrag eingefchränkt tft; biefelben führen den Namen 
companies limited by shares14); Gefellichaften bet denen bie 


wel Bei Führung ber Handelsregiſter hat fi bereits im Laufe 
ber wenigen Jahre fehr bemerflih gemacht, daß bei Hanbel2gejell- 
fhaften, bei denen nicht etwa verwanbtfchaftlihe Bande eine innigere 
Berbindbung begründen, ber Wechjel ber Belellichafter ein ſehr häu⸗ 
figer ift. 

14) Dies ift die Aftiengefellicgaft be H@.B. Renaud a. a. O. ©. 58. 
Société & responsabilit& limit&e, franzöftfches Geſetz v. 28. Mai 1863. 
Der Genehmigung durch das Staatsoberhaupt, welche Art. 37 Code de 
commerce vorfchreibt, bebarf e8 nicht. Art.1 bes Geſetzes — Bon ben 
bisher ergangenen Einführungsgefeßen zum 6.©.8. hat nur das Llibeder 
in Art 14 u da8 Dldenburgifche in Art „20. 8.2. allgemein Aktiengefellichaf- 
ten und Kommanbitgefellfgafter auf Aktien von ber ftantlichen Geneh⸗ 
migung befreit. Art.82 des Badiſchen Einf.⸗Geſ. lautet: „Zur Brünbung 
von Aktiengefellfchaften ober Kommanbditgefellfchaften auf Aktien ift 
Staatögenebmigung in ber Regel nicht erforderlich. Ausnahmsweiſe 
ıft fie für ſolche Geſellſchaften dann notbwendig, wenn biefelben 
Banke⸗ und Sereditgefchäfte, Sach: ober Lebendverfiherungen, einfchließs 
ih der Leibrentenverträge, zum Gegenftand ihre Unternehmens 
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Mitglieder nur verpflichtet find, im Falle die Gefellichaft in Li⸗ 
quidation tritt, zur Tilgung ber Schulben biß zu einem beitimm- 
sen hoͤchſten Betrage beizufteuern, die find companies limited 
by guarantee. 

Sowohl dieſe Geſellſchaft als bie unlimited company 
Ban aber auch zu gleicher Zeit ein Aktienkapital benugen, im 
welchem Falle jedes Mitglied mindeftens eine Aktie befiten muß; 
ud entitehen jomit folgende weitere Unterarten: 

Geſellſchaft mit Aktienkapital und unbeichränfter Haftbar- 
keit dev Witgliever unlimited company, having a capital 
divided into shares, und Garantiegejellichaft mit Aktienkapi- 
tal und beſchränkter Haftbarkeit der Mitglieder, company li- 
mited by guarantee and having a capital divided into 
shares. 

Im Ganzen ergeben ſich danach fünf verfchiebene Gejell- 
Ihaftsformen!®. 


Memorandum of association; Vereinigungsichrift. 


Die Begründung der Gcjellichaft beginnt mit der Unter: 
zeichnung und Unterfiegelung einer hierauf bezüglichen Erklä⸗ 
rung in Gegenwart mindeſtens eine Zeugen 10); dies ift das 
Memorandum of association, für deſſen Inhalt je nach der 
Verſchiedenheit der Geſellſchaften beſondere Beitimmungen ges 
troffen find. Art. 6. 11. 

Das Memorandum einer company limited by shares 
muß Tolgendes enthalten: Art. 8 

a) Die Firmal?) der beabfichtigten Geſellſchaft, mit 


— - — — — 


machen wollen. Sie wird in dieſen Fällen von dem Handelsmini⸗ 
ſterium ertheilt.“ Nach dem Einf.⸗Oeſ. für Preußen Art. 10. An: 
Halt: Deffau: Köthen K. 22. Frankfurt Art. 28. Naffau Art. 7. 
Waldeck ⸗Pyrmont Art.7. ift bie Bilbung ber Kommanbitgefellichaften 
auf Aftien frei, nicht die der Altiengefellichaften. 

15) Bergl. Kunde Prinzip und Syſtem ber Handelsgefellfchaften in 
Goldſchmidt's Zeitfehrift VI. S. 177 ff. 

16) as If it were a deed. Eiche Anm. 50. 
17) Webereinflimmend mit Art. 18 9.6.2. iſt bie Tirma ſtets vom Ge⸗ 
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der Bezeichnung „limited“ als letztes Wert in ber 
Firma. 

b) Die Angabe, ob das zu regiſtrirende Geſchaͤftolokal 
in England, Irland oder Schottland belegen fein 
wird. 

c) Den Gegenftand des Unternehmen?. 

d) Die Erflärung, daß die Haftbarkeit der Mitglieder 
eine beichräntte ift. 

e) Den Betrag des Kapitals, mit welchem die Gejell- 
ſchaft eingetragen fein will, mit Angabe der Höbe 
ber einzelnen Altien. 

Von jevem Mitgliede ift mindeftend eine Altie zu neh⸗ 
men!3) und iſt die Zahl der entnommenen Altien neben dem 
Namen zu verzeichnen. Art. 8. 19). 

Im zweiten Anbange zum Gefeb tft unter A. ein For⸗ 
mular zu einem ſolchen Memorandum gegeben; bafielbe lautet 
dahin: 

a) Die Firma der Geſellſchaft ift: „Oeſtliche Dampfe 
ſchiffahrtsgeſellſchaft, limited.” 





ine nn 


" genflande des Unternehmens entlehnt. Renaud a. a. D. 8. 7. 
Auerbad a. a. O. ©. 205. Ä 

18) Jedoch fteht dem nicht? entgegen, daß ſich eine Aftie im Miteigen- 
thum mehrerer Berjonen befindet; für Nachrichten ift ber im Ber: 
zeihnig der Aftionäre zuerſt Genannte ber Gefellfchaft gegenüber le⸗ 
gitimirt; über ben Empfang ber Dividende kann ein jeber von ihnen 
quittiren. Renaud a. a. O. $. 87. 

19) Bemerft jei hier noch ausbrüdlih, bag die Aktien bei fümmtlichen 
Geſellſchaften limited oder unlimited auf Name Jauten. Art. 22. 31. 
$. 2. 3. des Etatutentwurfes im Anhang zum Geſetz. Words⸗ 
worth a. a. O. S. 855. Vor Inforporirung ber Geſellſchaft eriflis 
ren Aktien shares nicht: Aftiengefellfchaftsafte 1856 s. 15. Scrips, 
scrip-certificates find Aftienpromefien ausgeftellt vor, ber Inkor⸗ 
porirung, die nachmals einen Anſpruch auf shares geben. — Nach 
dem franzöflichen Geſetz, betreffend die Geſellſchaften mit befchränkter 
Haftverbindlichfeit vom 23. Mai 1868 Art. 8. bürfen erſt vollein- 
gezahlte Aktien zu Smhaberpapieren geftaltet werden. Auerbach 
a. 0. O. g. 80. 
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b) Das einzutragende Geſchaftslokal der Geſellſchaft 
wird in England belegen fein. 

c) Der Gegenftand des Unternehmens tft: Die Beför- 
berung von Perjonen und Gütern auf Schiffen zwi⸗ 
ſchen denjenigen Orten, welche die Geſellſchaft jewei- 
lig bejtimmen wird, und ber Betrieb ſonſtiger Ge⸗ 
chäfte, welche dazu förderlich und dienlich find 20), 

d) Die Haftbarkeit der Mitalieder ift eine beichräntte. 

e) Das Kapital der Gefellichaft beträgt 200000 Pfund, 
getheilt in 1000 Aktien je zu 200 Pfund. 

Wir, die einzelnen Perjonen, deren Namen und Wohnort 
unten geichrieben ftehen, wünfchen auf Grund dieſes Memoran- 
dum of association in eine Gefellfchaft 'geeint zu werben, und 
verpflichten und, an dem Gefellichaftsfapital durh Entnahme 
ber neben unferer NamenZunterfchrift angegebenen Zahl von AL 
tien ung zu betheiligen. 





20) Hiedurch und durch bie gleiche Verfügung im ben übrigen Demo: 
ranben ift der Geſchäftskreis der Geſellſchaften begrenzt und bürfen 
bie Direktoren benfelben nicht überfhreiten Wordsworth a. a. O. 
€. 425 und bie bafelbft mitgetheilten Rechtsfälle. Schwebemeyer 
a. a. D. ©. 49, woſelbſt ber vortbeilhafte Gegenſatz zum eredit 
mobilier erörtert if. Wirth, Nationalöfonomie 2. Aufl. Bd. 2. 
©. 293 ff. Auerbad a. a.D ©. 199. H.G. B. Art. 175. Nr. 8. 
Art.209. Nr.2. Da, wie in Anm.14 angegeben, bie Kommanditgeſell⸗ 
haften auf Aftien vielfach der ſtaatlichen Genehmigung nicht bebür- 
fen, (und es wird keineswegs die Anficht vertreten, fie ihr unterzu: 
ordnen), fo ift Art. 175. Nr. 8, welder in Art. 176 feine Auf: 
nahme gefunden bat, für den Gefchäftsbetrieb, wie der Handelsver⸗ 
kehr zeigt, illuſoriſch geworden. Es bilden ſich unter Angabe eines 
Mangreihen nemeinnügigen Zweckes Kommanditgeſellſchaften auf Aftien, 
und die Direktoren treiben mit den Geſellſchaftsmitteln Spekulations⸗ 
geichäfte an ber Börſe; ber Verwaltungsrath und bie Aftionäre wen: 
ben dagegen nichtö ein, wern das Geſchäft nur Dividende abwirft. 
Sollen diefe Geſellſchaften anf ihren Geſchäftskreis beſchränkt bleiben, 
fo wäre ein weiterer Aft ber Geſetzgebung erforderlich, befien Art und 
Zweckmäßigkeit hier zu beleuchten fern bleiben muß. Tellkampf 
a. 0.08. S. 26, 79 fi. Vergl. aud Anm. 27 am Schluß. 
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Se 


von je 
terze 
Name, Wohnort und Stand ber Unterzeichner. Kar ar 
nommenen 
| Altien. 
1. Sohn ones von... . . . Grafſchaft.... Kaufmann 200 
2. Sohn Smith von... ...: m — ——— 26 
8. Thomas Green von...., ae 80 
4. Sohn Thompfon von ... u ee 2 40 
5. Galeb White von .... . De en Se 15 
6, Andrew Brown von... . r — 6 
7. Cäſar White von ..... : a 10 
Gefammtzahl ber entnommenen Aftien | 825 


Den 22. November 1862. 
ALS Zeugen für obige Unterjchriften: 
A.B. Nr. 13. Hut. Street, Clerkenwell, Middleſſex. 


In den Erforberniffen zu a. b. c. ftimmt dad Memo- 
randum einer company limited by guarantee mit dem Por: 
ftehenden überein; als vierten Punkt muß es enthalten Art. 9: 

Die Erflärung, daß jedes Mitglied für den Fall, daß bie 
Gelellichaft während der Dauer der Mitgliedſchaft oder inner- 
halb eined Jahres nach dem Augfcheiden in Liquidation tritt 
zur Tilgung der Schulden und fonftigen Verpflichtungen, welche 
während der Dauer der Mitgltevfchaft entſtanden find, ſowie zu 
den Koften der Liquidation und zur Auögleichung der Beitrags⸗ 
pflichtigen (contributories) 21) untereinander beizutragen fich vers 
pflichtet, jedocy nicht überjchreitend einen beftimmten hödyften 
Betrag. 

Das im Anhang 2 unter B. der Alte Hierfür gegebene Beiſpiel 
fennzeichnet diefe Gefellichaften genauer; es find dies wejentlid) 
Berficherungsgefellichaften auf Gegenfeitigfeit mit begränzter 
Haftbarfeit der Mitglieder. Die Firma der Gejellichaft im Yors 


21) Art. 74 gibt noch eine bejonbere Erklärung von contributory. 
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mularbeiſpiel iſt: „Gegenfeitige Seeverficherungsgeſellſchaft; limi- 
ted.” 

Der Gegenftand des Unternehmen? ift dahin angegeben: 
„Gegenſeitige VBerficherung von Schiffen, welche den Geſellſchafts— 
mitgliebern angehören, und der Betrieb ſonſtiger Gefchäfte, welche 
dazu förberlich und dienlich find.” Es folgt dann bie obige Er- 
Mörung über die Haftbarfeit der Mitgliever, enbigend mit ben 
Morten: „jedoch nicht über 10 Pfund hinaus”; wonächſt das Me- 
morandum mit dem ent|prechenden, bie Bildung ber Gefellichaft 
betreffenden Antrag und der bezeugten Unterfchrift der Geſchäfts⸗ 
begründer ſchließt. 

Durch die Annahme eines Aktienbetriebskapitals 27) wird 
bie Gejellichaft befähigt anderweite Geſchäfte, gleich jeder Handels⸗ 
geſellſchaft zu betreiben. Das im Formular C. Anhang 2 der Akte 
gegebene Beilpiel giebt die Firma „hochländiſche Gafthofsgejell- 
haft limited“ an, und befagt, daß das Geſchäftslokal in Schott- 
land belegen fein würde. Der Zweck de3 Unternehmen? ift da⸗ 
hin feitgeftellt: Erleichterung des Reifens im Schottifchen Hoch⸗ 
ande durch Errichtung von Gajthäufern, Beförberung von Reis 
ſenden zu Land und Waller, und Betrieb fonftiger Gejchäfte, 
welche dazu förderlich und bienlich find. 

Es folgen jodann die Erklärung über die beſchränkte Haft- 
barkeit der Mitglieder, der Antrag über Bildung der Gefellichaft 
und bie bezeugten Unterjchriften. Die Zahl der von jedem Mit- 
gliede entnommenen Aktien ift nicht, wie Art. 14 am Schluß 
befagt, bier verzeichnet, ſondern erjt bei der Unterjchrift ber 
Statuten angegeben, wo fie auch eigentlich hingehört, da nicht 
bad Memorandum, jondern erjt die articles of association 
über das Aktienkapital Beitimmung treffen. 


22) Dur das Aktienfapital werben bie Betriebsfonds newährt; bie Höhe 
bee Garantie bient dem Gläubiger als Mapftab für ben etwa zu 
gewaährenden Krebit. Der Beſitzer von 100. Aktien Teiftet nicht höhere 
Garantie als der Beſitzer einer Aktie; bagegen bat er Anfpruch auf 
Dividende nad Verbältnig feines Aftienfapital®, muß aber aud 
dies nöthigenfald voU einzahlen und gilt in biefer Beziehung als 
ein Schuldner der Geſellſchaft. Art. 90. 134. 
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Dad Memorandum einer Geſellſchaft mit unbeicgränkter 
Haftbarkeit der Mitglieder muß die Firma der Gejellichaft, ohne 
einen auf die Haftbarkeit bezüglichen Zuſatz angeben, bie Punkte 
2, 3 der vorigen Memoranda enthalten, und ebenfall3 von ven 
Begründern in Zeugengegenwart unterzeichnet jein. Art. 10. Yür 
eine derartige Gefellichaft mit einem Aktienkapital ift in For⸗ 
mular d Anhang 2 des Geſetzes ebenfalls cin Beifpiel gegeben; 
es bietet daffelbe jedoch Feine Beſonderheiten dar. 

Diele Memoranda, welche die Gefellichaft in ihren Grund⸗ 
zuͤgen darſtellen, ſind mit gleich zu erwähnenden Ausnahmen 
unabänderlich ; Art.12. Geändert darf bei fännmtlichen Geſellſchaf⸗ 
ten und zwar auf Grund eines Spezialbeſchluſſes von Generals 
verjammlungen (special resolution) und nad) Genehmigung 
des Hanveldamted nur die Firma werben; es bleibt jedoch bet 
einer folchen Namensänderung die Gefellihaft in ihren ſonſtigen 
Eigenſchaften, Nechten und Pflichten diefelbe; fie verbleibt die⸗ 
jelbe Körperjchaft. Art.13. Für die company limited by shares 
ift mit Rüdficht darauf, daß tın Memorandum der Betrag des 
Aktienkapitals angegeben ift, geftattet, auf Grund ber urfprüng- 
lihen Statuten oder einer [päteren special resolution, das 
Altienfapital zu erweitern und zu erhöhen und Die voll einge⸗ 
zahlten Aktien in Stod 22) zu verwandeln. Art. 12. | 


28) Die Ummwandelung von Aftien in Stod (conversion or consolida- 
tion of shares into stock) bringt biejenigen Aktionäre, bie durch 
Zahlung des vollen Aftienbetrages bei einer beſchränkten Geſellſchaft 
ihre Verpflihtung gegen fie volftändig erfüllt haben, in eine ben 
Geſellſchaftsgläubigern analoge Stellung. Die Geſellſchaft nimmt 
nämlich die zu stock fonvertirten Aftienbeträge nicht in ihren ge 
wöhnlichen Gefchäftsbetrieb, legt benfelben vielmehr in Staatspapie⸗ 
ren u. f. w. ſicher an, unb anerfennt bie babei beiheiligten Aftios 
näre, die nunmehr zum Unterfchieb von ben übrigen Aktionären stock- 
holders heißen, als die allein an jenem Fond Berechtigten. Die stock- 
holders bilden ſonach eine Urt Sefellihaft in der Geſellſchaft; fie 
fönnen bei etwaiger Auflöfung der Geſellſchaft den Stod von bem 
übrigen Vermögen abgejonbert zur Bertheilung bringen; dieſes Ges 
parationstecht auch gegen biejenigen Gläubiger, bie es nad dee Kon⸗ 
verfion erfi geworben ſind, geltend machen, und befinden ſich fo in 
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Es iſt hierbei feſtzuhalten, daß die einmal begründete Ge⸗ 
ſellſchaft nicht von einer Art in eine andere übergehen, ven Ges 
genftanb ihres Unternehmens nicht ändern, auch ihren Hauptſitz 
nicht aus einem Theil der vereinigten Königreiche in einen ans 
dern verlegen darf; die juriftiiche Perfon kann ſomit ihre Haupt 
eigenichaften, und dazu gehört auch die Landsmannſchaft, nicht 
verändern, und alles dies fogar nicht unter Zuftimmung ſämmt⸗ 
licher Betheiligten. 


Articles of association ®®), Statuten. 


Nach diefen regeln fich die weitern Verhältnifie der Gejell- 
ſchaft. Für die company limited by shares tjt unter A. 
Anhang 1 des Geſetzes ein Statut entworfen, deſſen Beſtim⸗ 
mungen eintreten, jofern eine folche Gejellichaft nicht ein befon- 
deres, ober doch ein nicht überall vollitändiges Statut vereinbart 
bat. Tür diefe Gejellfchaften it ein beſonderes Geſellſchaftsſta⸗ 
tut ſomit nicht unbedingt erforderlich; dagegen koͤnne ohne ein 
ſolches, welches in gleicher Weile wie das Memorandum zu 
unterzeichnen iſt, die übrigen Gefellichaften die amtliche Ein: 
tragung nicht erlangen. Art. 14. 15. 16. 

Auch für die company limited by guarantee (Anhang 
2 B.) ijt ein Statutenbeifpiel entworfen; hat eine ſolche Geſell⸗ 
fchaft oder eine Gejelfchaft mit ungejchränkten Haftung der Mit- 
glieder ein Aktienkapital herangezogen, fo jtellen fich die inneren 
Verbältniffe, da jedes Mitglied mindeſtens eine Aktie haben muß, 
denen einer company limited by shares glei, jo daß das 
hierfür entworfene Statut benubt werden kann. (Anh. 2 C.D.) 


ber Lage geficherter Bläubiger. Andererfeitö üben fie alle Rechte der 
Aktionäre aus und partizipiren namentli an den Dividenden, wäh: 
rend natürlich die Zinfen oder bie fonfligen Vortheile der Stoc-⸗An⸗ 
lage der Geſellſchaft zufliehen. So Büterbod a. a. O. ©. 16. 
Anm. 27. Auerbach, das Geſellſchafisweſen S. 446. — 8. Vict. 
e. 16. s. 61—64; 20 u. 21 Vict. c. 14. 3.5. @egenwärtige Afte 
s. 28. 29. Gtatutenentwurf im Anhang bazu $. 23—25. 

24) Vgl. „Altiengelellfchaftsafte 1856° s. 9—12. Büterbod a. a. O. 
©. 6-8 und bie Anm. 11 daſelbſt. 
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Bemerkt mag bier fein, daß bei den Gefellichaften, welche 
ein Statut entwerfen müffen, falls fie ein Aktienkapital haben, 
und nicht etwa ein company limited by shares vorliegt, ber 
Betrag beflelben, andernfalls die höchſte Zahl der aufzunehmen: 
den Mitgliever angegeben fein muß; letzteres weil fich die Ein- 
tragungskoſten darnach beftimmen. 

Durch Generalverſammlungsbeſchlüſſe, jedoch nur auf dem 
weiter unten zu erwähnenden Wege ber special resolution 
koͤnnen die Statuten geänbert werben. Errichtet eine company 
limited by shares nach erfolgter Eintragung ein befonberes . 
Statut, was aud) einer special resolution bebarf, oder wirb 
von irgend einer Gefellichaft das beftehende Statut geändert; fo 
ift hiervon binnen 14 Tagen nach dem bejtätigenden Generalver- 
ſammlungsbeſchluſſe dem Negifirar Mittbeilung zu machen. 
Wird dies unterlaffen, fo verfällt die Gefellichaft, und jedes Vor⸗ 
ſtandsmitglied (director or manager), welcher dabei mitſchuldig 
befunden wird (who shall knowingly and wilfully autho- 
rize or permit such default) in eine Strafe bis 2 2. für 
jeden Verzögerungdtag. Art. 53. 


. Eintragung in dag amtliche Negifter und Wirkung 
derſelben. 


Das Memorandum nebſt den articles of association 
ift dem Regiftrar, dem mit Führung des Gejellichaftäregiiters 
betrauten Beamten, in deſſen Geſchaͤftsbezirk das Hauptgeſchaͤfts⸗ 
lokal der Geſellſchaft belegen ift, einzureichen, der diefe Urkun⸗ 
ben amtlich verwahrt und die Geſellſchaft unter ihrer Firma 
einträgt. Art. 17. Diefem Beamten liegt ed ob darüber zu wachen, 
daß die gewählte Firma nicht mit einer bereits eingetragenen 
gleichlautend, oder berfelben jo ähnlich tft, daß daraus Täuſchun⸗ 
gen entftehen könnten (so nearly resembling as to be cal- 
culated to deceive); es ſei denn die ältere Gefellichaft befände 
fich bereitö in Liquidation 2) und hätte in genligender Form ihre 


243) Vergl. meine Aufiäge über Einfluß der Auflöfung der Geſellſchaft, — 
Einfluß ber SKonturderöffnung auf das Firmenrecht. Deutſche Bes 
richtszeitung 1863. ©. 29; Buſch, Archiv für Theorie und a 
bes Allg. D. dandelsrechto Bd. 2. ©. 294. 

Zeitſqriſt für Handelsrecht ©». VI. 36 


— 
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Einwilligung zur Eintragung ber jüngeren Geſellſchaft unter 
gewählter Firma ertbeilt. Iſt hiergegen gefehlt, etwa durch ein 
Ueberjehen tes Regiſtrars, jo hat die jüngere Gefellfehaft ihre 
Firma zu ändern, was dann vom Regiftrar zu vermerken ift; 
zugleich ift über bie gefchehene Firmaänderung unter Angabe 
ber Beranlafjung ein Zertififat zu erheilen. Da hierdurch im 
Beitanbe der Gefellichaft und ihrer Nechtöperjönlichkeit nichts 
geänvert wirb, jo bleibt die Firmaänderung, gleichwie bei der 
freiwilligen, einflußlos auf Rechte und Pflichten der Gefell- 
ſchaft. Art. 20. 

Betreffend die Wirkung 25) der Eintragung beftimmt dann 
Art. 18: 

„Auf Grund des Memorandum of association unb der 
artieles of association, infofern deren nach biefem Geſetz noth⸗ 
wendig, oder nach bem Willen der Gefellfchafter eingetragen wer⸗ 
den, bat der Regiftrar unter feiner Unterichrift zu beurkunden, 
daß die Geſellſchaft inforporirt ift, und falls «2 fih um eine 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftbarfeit der Mitglieder handelt, 
ift dies ausdrücklich zu vermerken. Demnach bilden bie Unter: 
zeichner des Memorandum of association zufammen mit allen 
denjenigen Perjonen, welche im Laufe der Zeit Gejellichaftsmit- 
glieber werben, eine juriftiiche Körperichaft (body corporate) 2*) 


25) Wegen ber Haftung bes proviforifchen Geſellſchaftsvorſtandes den 
Aktienzeihnern und Dritten gegeniiber, fowie über bie Verbindlich: 
feit ber Verträge vor der Inkorporirung einer Geſellſchaft. Vgl. 
Wordsworth a a. O. ©. 245 ff. Auerbad a. a. D. $. 65. 68. 
Renaub a. a. O. F. 20 — 25. Erf. des f. Preuß. Obertribunals 
vom ?. Juli 1861. (Striethorft Archiv Bd. 42. S 242.) Betreffend 
bie Haftung ber Mitglieder einer ſtaatlich nicht genehmigten Altien- 
gefellichaft vergl. die Erk. des Obertribunals zu Stuttgart 11. Fe 
bruar 1857 (Seuffert’8 Archiv XII. Nr. 58; Goldſchmidt's Zeitfchrift 
Bd. II ©. 423), und bed k. Preuß. Cbertribunals 26. März 1868. 
(Strietborfi Ardiv Bd. 51. ©. 12.) 


260) Auerbach bad Geſellſchaftsweſen F. 18—16. Wegen ber Eigenſchaft 


ber Altiengeſellſchaften nah H.G. B. ala einer, juriſtiſchen Perſon; 
vol. Renaud a a. O. 6. 11—14. Auexbach 08. $. 69-71, 
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unter bee im Memorandum angegebenen Ftrma2T), befähigt 
nunmehr fi aller Befugnifie einer inkorporirten Geſellſchaft 


ſowie au meinen Auffaß in der Preußifchen Anwaltszeitung 1864. 
Nr. 22. 6. 169 ff. 

27) Soweit im Bereich bed Allg. Deutfchen Hanbelögefebbuched Kom⸗ 
manbitgefellfgaften auf Aktien und Aktiengejellichaften von einer vor: 
gängigen flaatlichen Genehmigung befreit find (fiehe Anm. 14) ift 
im Wefentlichen Uebereinſtimmung mit bem Engliſchen Geſetz; bie 
Geſellſchaft als Rechtsſubjekt (juriftiiche Perſon), tritt mit der amt: 
fihen Eintragung ind Leben. Wo bagegen eine flaatlihe Geneh⸗ 
migung erforderlich iſt, bildet fich ein fonberbared Interregnum von 
bem Zeitpunft der ertheilten Genehmigung biß zur erfolgten Eintra⸗ 
qung; ber Landesherr kann nur bag Dafein bed todten Körpers ges 
nehmigen, ben Lebenshauch bläft erſt das Handelögericht ein. Wenn 
es nun auch im Intereſſe ber Begründer ber Gefelljchaft Liegt dieſer 
das Leben zu verichafien; fo ftellt ſich das Verhältniß noch ſonderba⸗ 
rer, wo es ſich um Statutenabänderungen handelt; Art. 198. 214 
H.G.B. Der Landesherr hat die Umgeſtaltung genehmigt, und doch 
lebt der Körper in ſeiner alten Form fort bis der Richter thätig 
war. Es iſt num nachweislich ber Fall vorgekommen, daß eine Al: 
tiengefellihaft ihr Statut Ändert, ber Landesherr genehmigt und daß 
bieß gefcheben amtlich befannt gemacht wird, ber Geſellſchaftsvorſtand 
dagegen feine Anmeldung beim Handelsgericht machte. Der Rich: 
ter, voraudfegend, baß bie Geſellſchaft ben Art. 214 überfehen habe, 
machte auf die Nothwenbigkeit der Regiſtrirung der Statutenändes 
rung aufmerffam; bie Antwort lautete: ba die Anderung nur bie 
inneren Verhältniffe der Gefelichaft berühren, fo würde bie Gefell: 
haft darnach verfahren, eine Anzeige beim Handelsgericht halte fie 
in biefem Kalle für unndthig. Hierbei mußte es dann bewenben 
(ögl. meinen Aufſatz: Formvorſchriften des Alg. O. H. G.B. und 
Folgen der Nichtbeobachtung derſelben; deutſche Gerichtszeitung 1862 
Mr. 42. ©. 178. 174) ba bie Anwendung von Ordnungsſtrafen 
für dieſen Fall nicht geftattet iſt. Als weit zweckmäßiger ſtellt fich 
in dieſer Beziehung das Engliſche Geſetz dar, welches von der Ge⸗ 
ſellſchaft ſelbſt und ben etwa ſchuldigen Vorſtandamitglicdern bei 


Bermeibung einer Tagesſtrafe bis 2 2. die Anmeldung ber etwaigen _ 


Aenberung bed Memorandum und ber articles of assochallon er= 
zwingt. — 
Das Preußiſche Gefe Über bie Aftiengefellichaften‘, Bei weichen ber 
Gegenſtand des Unternehmens nicht in Hanbelsgerhäiten beſteht, 
86 * 
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von 15. Febr. 1864 (G. ©. 1864 Nr. 6, Staatsanzeiger Nr. 59) 
unterorbniet biefe Gefellichaften, bei nunmehr gänzlider Aufhebung 
bes Aktien⸗Geſellſchafts-Geſetzes vom 9. Nov. 1843 (G. S. 1848 ©. 341), 
im Allgemeinen ben Art. 207 -248 H. G. B.; beſeitigt jedoch namentlich 
alle Beſtimmungen, welche ſich auf eine amtliche Regiſtrirung beziehen, 
indem eine ſolche nicht ſtattzufinden Bat. Die Folge hiervon iſt, daß bie 
Geſellſchaft mit der gefchchenen Bekanntmachung ber erteilten landes⸗ 
herrlichen Genehmigung und des Gefellichaftävertrages, Statuts, ind Leben 
tritt, F. 6. Nr. 1 de8 Gef. v. 15. Febr. 1864, und daß in gleicher Weiſe Sta⸗ 
tutenabänberung in Kraft gefett werden. Unbedenflich wirb ed num in ber 
Folgezeit zu Etreitigfeiten führen, ob eine Aftiengefellfchaft ſtatuten⸗ 
mäßig Hanbelögefchäfte betreibt oder nicht, ja es find bei Bergwerks⸗ 
geſellſchaften die Gerichte jet ſchon verſchiedener Anficht, und wie, 
wenn bem nichthandelögefchäftlichen Hauptzwed eine ganz nebenſäch⸗ 
liche handelsgeſchäftliche Beigabe inlicgt, die erft bei Gelegenheit eines 
Prozeſſes bervortritt? Hier ift dad Dafein ber gefammten Gefell- 
ſchaft in Frage geſtellt. Sollte e& fi nicht empfohlen haben, für 
alle Aftiengefellichaften eine Negifirirung zu fchaffen, ftatt eine Ver⸗ 
jchiebenheit mit ber Audficht auf mißliche Streitigkeiten zu begründen. 
8. 8 ber Einführungsgefete zum H G. B. für Mecklenburg-Schwerin 
und Diedlenburg:Strelig vom 28. Dezember 1868. Bergl. hierüber 
weiter meinen Auffab in ber Preußifchen Anwalt-Zeitung 1864. 
Nr. 22. 23. S. 169 ff. „Die Aftiengefellfchaft nad dem Allg. D. 
9.8.8. und das Preußifche Geſetz vom 15. Februar 1864, betref: 
fend diejenigen Aftiengefellfchaften, bei denen ber Gegenftand des Un 
ternehmens nicht in Hanbelögefchäften befteht.“ 


Sollte fih eine Kommanditgeſellſchaft auf Aktien bilden, bei welcher 
ber Gegenſtand des Unternehmens nicht in Handelsgeſchäften befteht, 
z. B. zum Zwede Grunbflüde anzulaufen, zu parzelliten und fodann 
einzeln zu verlaufen; Gpeicher zu erbauen und bie Lagerräume zu 
permiethen, fo fehlt es für dieſe einſtweilen an einer gefeßlichen Re: 
gelung; die ebenbezeichneien Einführungägefeße für die Mecklenbur⸗ 
giſchen Lande in 6. 3. Nr. 8. und bag Oldenburgiſche Einführungs: 
gefeb zum HG.8. vom 18. April 1864 in Art. 20. haben bie Be: 
Rimmungen des 9.9.8. über die Kommanbditgefellichajten auf Ak: 
tien und bie Aftiengejellichaften, auf alle Erwerbögefellfchaften diefer 
Art, auch wenn fie feine Hanbelägefellichaften find unbebingt veralls 
gemeinert. 
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saccession) 23) und einem gemeinfamen Siegel, fowie bem 
Hecht Grundbeſitz 2%) zu haben, jedoch mit derjenigen Haftbar⸗ 
Seit ver Mitglieder zur Tilgung ver Schulden der Gejellichaft, 
falls diefelbe in Liquidation tritt, infoweit beizutragen, als dies 
in bem gegenwärtigen Geſetz beitimmt iſt. Ein über bie Ins 
forporirung einer Geſellſchaft von dem Regiſtrar ausgeſtellte 
Urkunde gewährt vollen Beweis dafür, daß allen geſetzlichen Er⸗ 
forderniffen bezüglich der Eintragung genügt ift* 30). 


m — — en — —— — 


26) Auerbach a. a.O. S. 177. Betreffend bie Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien beim Ausſcheiden des einzigen, oder eines perſönlich haftenden 
Geſellſchafters. Vol. Nürnberger Protokolle S. 1129 ff. Auerbach 
a. a. O. S. 414. 


29) Ueber die Art der Erwerbung von Grundeigenthum bei Unterneh: 
mung zur Förberung bes Öffentlichen Wohls vgl. An act for con- 
solidating in one act certain provisions usually inserted in acts 
authorising the taking of lands for undertakings of a public na- 
ture [8. May 1835) 8 Vict. c. 18 in kurzer Bezeichnung the lands 
clauses consolidation Act. 1845 und bie entfprechende Afte 8 Vict. 
e.19 von gleihem Tage für Schottland „the lands clauses consoli- 
dation (Scotland) Act. 1845“, ferner „the railways clauses con- 
solidation Act. 1845 8 Vict. c. 20 s. 80 fi. und in ber entſpre⸗ 
chenden Akte für Schottland vom 21. Juli 1815, 8 u. 9 Vict. c. 
83. s. 380. — Betreffend die Befugnig fremdländifcher Körperfchafs 
ten zur Erwerbung von Orunbeigentbum in Preußen vgl. ben Auf: 
fat in Anm. 1. 

80) Die Geſellſchaſt kann unter ihrer Birma Flagen und verflagt werben; 
letzteres namentlich auch, wenn bie Firma geändert worden. Art.18.20. 
Deswegen, fowie wegen ber Grefutiondvollfiredung fiche Worbs: 
worth a. a. D. ©. 815. 828. NRüttimann, Der Engliſche Ci⸗ 
vilprozeß S. 226. $. 434. Die Nechilofigfeit der deutſchen Aktien: 
gefellichaften in Frankreich, Belgien und Holland über die in bem 
Auffap im Gentralorgan 1864 ©. 45 ff. und 115. geflagt wird, 
beftebt vor den Preußifchen Gerichtshöſen allgemein für auslän⸗ 
bifhe Gefellihaften nicht; nicht nur ber Ginzelne wird ale 
Rechtsſubjekt anerkannt, fondern auch jede fremde juriftifche Berfon. 
Refeript v. 17. Sept. 1842 (%. M. BI. 1842 ©. 808) Eentralor: 
gan 1863 ©. 215. Dr. Bar, bad internationale Privat: unb 
Strafrecht S. 184. E. Arntz, L. Bustini et Jules Bartus, de 
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Betreffend bie Erwerbung von Grundbefitz fteht die ms 
eingeichräntte Befugniß jedoch nur denjenigen Sefellichaften au, 
weiche für fich oder ihre Mitglieder auf Gewinn hinarbeiten 1); 
Geſellſchaften zur Förderung der Künfte, Wiffenfchaften, Wohl⸗ 
thätigfeit und dergleichen dürfen dagegen gemeinhin mur 2 Acres 
Land beitten; es kann jedoch das Handeldamt nah Prüfung 
ber Verhaͤltniſſe bier bie sewluis weiteren OERDUENDES ge⸗ 
ſtatten. Art. 21. 


Die Geſellſchaft in ihrer weiteren Entwidelung. 


Hat die Geſellſchaft durch die bezügliche Angabe im Me» 
morandum bereit3 ihr engered Vaterland gewählt, jo bat fie 
weiter eine bejtimmte Wohnung zu nehmen, ein Hauptgeichäfts- 
Iofal (office of the company) zu begründen, und dies, ſowie 
jede Verlegung beffelben dem Regiſtrar anzumelden. Betreibt 
eine Geſellſchaft ohne ein beſonderes Geſchäftslokal ihre Ge: 
fchäfte, fo verfällt fie in eine Tagezitrafe bis 5R. Art.39.40.62. 
63. Jede Gefelichaft mit bejchränkter Haftbarkeit der Mitglie- 
der hat ferner an ber Außenſeite des Hauſes, in welchem ſich 
das Hauptgefchäftsiofal oder überhaupt ein Geſchaͤftslokal befin- 
det, deutlich ihre vollftändige Firma erfennbar zu machen. Ein 
Verſtoß biergegen bedroht die Gefellichaft und die Vorſtandsmit⸗ 
glieber mit einer Tagesftrafe bi? 5 8. Art. 41. 42. 

Sit jo die Gefellichaft durch die Unterzeichner de® Memo- 
randum begründet und durch die amtliche Eintragung aner⸗ 
kannt, fo kann fie fi nunmehr zu der projeftirtien Größe erbe: 
ben®2), und zwar bei den Gelellihaften mit Alttenfapital ba- 


Pexistence I&gale des societis anonymes &trangeres Bruxelles 
1816. 

81) Güterbod ©. 25. Anm. 42. Die Anfammlung von Grundbefik 
in tobter Hand foll mithin vermieden werben. 

82) Es ſei hierbei barauf aufmerkſam gemacht, baf die Inkorporirung 
ber Geſellſchaft, weber bie bereits erfolgte Zeichnung bed gefammten 
Aktienkapitals voraudfegt, noch einen Beweis für Ginzahlung eines 
beſtimmten Betrages verlangt. Mithin eine weſentliche Verſchieden⸗ 
beit von den Beſtimmungen des Art. 177. Nr. 1.2. 8.88. u. 
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durch, daß nach und nach von neu hinzutretenden Mitgliedern 
die noch übrigen Aktien bis auf die Höhe des regiſtrirten Kar 
pitals entnommen werden; bei den übrigen Geſellſchaften durch 
den Eintritt neuer Mitglieder bis zur Erfüllung der im Statut 
fefigeießten Zahl. Doch auch über diefe Grenzen hinaus ift 
eine Erweiterung der Geſellſchaft ftatthaft, und zwar bei ber 
company limited by shares nach der oben erwähnten Aban- 
berung des Memorandum e,; bei den übrigen Geſellſchaften 
durch eine Abänderung ber articles of association; weil bei 
ihnen nur in dieſem ber Betrag des Aktienkapitals und der Mit⸗ 
gliederzahl angegeben tit. 


Bergrößert eine Gefellichaft mit Akttenfapital23) dieſes 
über den regiftrirten Betrag, oder wird bei ben übrigen Geſell⸗ 
ſchaften die Baht der Mitglieder fiber die regiftrirte Zahl hinaus 
vermehrt, jo ift im erften Falle binnen 14 Tagen nach Faſſung 
des auf Kapitalerhöhung lautenden Beichluffes, im letzteren 
Falle binnen gleicher Friſt nach Faſſung des bezüglichen Be: 
fchluffes, oder der thatfächlich ftattgchabten Aufnahme von Mits 
gliedern über die regiftrirte Zahl dem Negiſtrar Mittheilung 
zu machen, bamit biefer die Aenderung vermerke. Ein Verſtoß 
hiergegen bedroht die Geſellſchaft und die Vorſteher mit einer 
Strafe bis 5 L. für jeden Verzögerungstag. Art. 84. 


Art. 4 des franzöſiſchen Geſetzes, betreffend die Geſellſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftbarkeit vom 28. Nov. 1868. Bol. Renaud a. a. D. 
©. 218. 236. Wenn dad H.G. B. für bie Altiengeſellſchaften eine 
dem Art. 177. Nr. 1. 2. enifprechende Beſtimmung nicht enthält, 
fo wird in ben Staaten in benen eine flaatlige Genehmigung erfor: 
derlich ift, bdiefe unter Anbern von bem Nachweife ber Aftienzeich- 
nung und Einzahlung abhängig gemadt. In ben Staaten, vergl. 
Anm. 1%, in benen bie Geſellſchaftsbildung freigegeben ift, bewerk 
ftelligt fi zur Zeit die Bildung einer Aftiengefellichaft leichter, als 
die einer Kommanbditgefellfchaft auf Aktien; unb bierauf bezieht es 
fi, wenn es in den Motiven zum Art. 12. $. 2. bed Preußiſchen 
Ginführungögefehes beißt: „daß bie ganze Anlage bes H.G. B. auf 
eine Befeitigung ber ſtaatlichen Genehmigung nicht — jet.“ 
38) Renaud a. aD. & 72. 
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Anbererfettö iſt auch wiederum, mit der auf bie Haftbar⸗ 
Bett fih Außernden Wirkung, ein Ausfcheiden aus bem Verbande 
ftatthaft; die Art deſſelben muß eine verfchiebene fein, je nad 
ben verfchtebenen Sejellichaften; fo würbe z. B. bei einer Ber 
fiherungsgefellichaft auf Gegenfeitigfett die Mitgliedſchaft ihre 
Endſchaft erreichen, fobald die betreffende Perſon als Verficherer 
nicht mehr betheiligt iſt. Bet den Gefellichaften mit Alktienkapi⸗ 
tal erfolgt da Ausſcheiden namentlich durch Uebergang des Ei⸗ 
genthums an der Altie auf einen Dritten, und demnächſtige 
Umfchreibung im Mitgliederverzeichniß der Gefellichaft [8.16.]?%). 
Wie die Gründung der Gejellichaft die Vereinigung von min- 
beiten? fieben Perſonen erforvert, jo tit ihr Fortbeftehen bedroht, 
wenn die Mitglieverzahl unter fieben finft; es kann dies fogar 
bie gerichtliche Tiquitation zur Folge haben; Art. 79 Nr. 4; nicht 
unbedingt, weil eine ſolche Gejellichaft noch reich fein und 
durch die Zahlungsfähigkeit ihrer Mitglieber hinreichende Sicher: 
beit gewähren kann. Setzt irgend eine Gefellichaft, namentlich 
auch die mit fonft beichränkter Haftbarkeit ihrer Mitglieder, nach⸗ 
bem die Zahl der letzteren unter fieben geſunken ift, noch ſechs 
Monate ihre Gejchäfte fort, jo macht fich jedes ſodann noch ver- 
bliebene Gejellichaftsmitglied, welches von der Sachlage Kennt- 
niß hatte, für die weiter Fontrahirten Schulden perjönlich haft⸗ 
bar und kann deswegen allein in Anspruch genommen werben. 
Art. 48. Es folgt daraus, daß in diefem Falle die Geſellſchafts⸗ 
gläubiger befugt find das Vorhandenfein der jurifttichen Perſon 
zu ignoriren und fi) an die Einzelnen als perjönliche Schuld⸗ 
ner zu halten. 

Aus dem Mitgetheilten ergiebt fich bereits, wie mejentlich 
nothwendig für die Mitglieder jelbft und für Dritte, welche mit 


84) Art. 24, 6. 8—16 im Statutenentwurf. Worböwortb a. a. D. 
©. 175. 862. Im Laufe des Liquidationsverfahrens find bie A: 
tien gemeinhin nicht mehr übertragbar. Art, 181. 158. Die Uebertra⸗ 
gung iſt nicht durch Giro, oder gar Blandgiro fatthaft, fondern muß 
in beſtimmt vorgefchriebener Form gefchehen und angenonmen wer: 
ben [9]. Art. 182. 183. 223 H.8.B. Renaud a. a. D. $. 89, 
40. 41. 42. Art. 8 bed franzöflichen Geſetzes vom 28. Mat 1868. 
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der Gefellfchaft in Verbindung ftehen over treten das Vorhan⸗ 
benjein eines Mitgliederverzeichnifles, Altienbuches ift3%). Es 
hat deshalb jede Geſellſchaft ein jolches zu führen, welches fol- 
gende Punkte angeben muß: 

8) Namen, Wohnung und Stand eines jeden Mitglies 
des. Hat die Gefellichaft ein Aktienkapital, jo find 
bei jeden Mitglieve die Nummern ber von ihm be: _ 
feffenen Altien anzugeben, ferner ber Betrag, welcher 
darauf bereits eingezahlt oder dafür angenommen 
it 30), 

b) ven Tag, an welchem der Name in bad PVerzeichniß 
eingetragen ift. 

c) den Tag, an welchem ein Mitglied ausgeſchieden tft. 

Jede Gefellichaft, die hiergegen fehlt, ſowie jedes Vorſtands⸗ 
mitglied, welches einen ſolchen Verftoß veranlagt ober zuläßt, 
verfällt für jeden Tag während deſſen bie Verſäumniß andauert, 
in eine Gelbftrafe bis 5 2. Art. 25. 

Die Gefellichaften mit Aktienfapital2?) haben außer die⸗ 
ſem fortlaufenden Verzeichniß noch eine Jahresliſte anzufertigen, 
von denjenigen Mitgliedern, welche died am 14. Tage nach der 
ordentlichen, beziehungsweiſe erſten ordentlichen Jahres⸗General⸗ 
verſammlung waren, unter Angabe des Namens, des Standes 
und der Wohnung derſelben. Hierfür iſt folgender Inhalt vor⸗ 
geichrieben: 

&) Der Betrag de Kapitald der Gejellichaft und bie 
Zahl der Aktien, in die es zerlegt ilt. 

b) Die Zahl der Aktien, welche feit Begründung ber 
Geſellſchaft bis zum Tage der Anlegung bed Ber: 
zeichnifjes genommen find. 

c) Der Betrag der bisher auf jede Aktie erforberten 
Einzahlungen (calls). 


85) Renaud a. a. D. ©. 88 fi. 860 872. Art. 181 fi. 228 H. G. B. 

36) Art. 180 H.8.B. Art. 5 bes franzöfifhen Gefebes vom 23. Mai 
1868. ’ 

87) Renaud a. a. DO. ©. 89 ff. Art. 8. 9 bes franzoͤſiſchen Geſetzes 
vom 23. Mai 1868. 
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d) Der Geſammtbetrag ber geleifteten Einzahlungen. 

e) Der Gefammtbetrag der verfallenen (Foorfeited) Als 
tien. 

f) Name, Wohnung, Stand derjenigen Perſonen, welche 
feit Anfertigung der Tetten Sahrezlifte aus dem Ge- 
ſellſchaftsverbande ausgefchteden find, unter Angabe 
ber Zahl der Aktien, welche eine jede von ihnen be- 
feflen bat. Eine Abjchrift von dieſer Innerhalb 
fieben Tagen nach jenem obgedachten 14. Tage zu 
vervollſtaͤndigende Liſte iſt jofort zur amtlichen Ver⸗ 
wahrung zu hinterlegen. Art. 26. 

Ein Verſtoß hiergegen bedroht wiederum die Geſellſchaft 
und bie Vorſteher mit einer Geldſtrafe bis 5 L. für jeden Ver⸗ 
ſaͤumnißtag. Art. 27. 

Giebt eine Sefellichaft tiber den bigherigen Betrag hinaus 
Aftien aus, oder konvertirt Kapital der volleingezahlten Aktien 
in Stock?s), fo tft hiervon dem Regiftrar Anzeige zu machen; 
im letzteren Falle treten die Beftimmungen bed Geſetzes, fo weit 
fie ein Aktienkapital vorausfegen, für den in Stock umgewan⸗ 
beiten Betrag außer Anwendung; im laufenden Verzeichniß und 
der Jahresliſte ift dann ftatt der auf Aktien bezüglichen Ver⸗ 
merke bei ben betreffenden Mitgliedern der Betrag ihres Anthei- 
les am Stock anzugeben. Art. 29. 

Da dem laufenden Mitglieververzeichniß für alle zur Auf: 
nahme darin beitimmten Thatfachen, und jomit auch über bie 
Eigenschaft als Mitglied einftwetlen, prima facie, beweiſende 
. Kraft beigelegt ift, Art.36.23.11 3%), fo ift die ſchleunige Berich- 
tigung etwa vorgefallener Fehler nothwendig. Hierfür beftimmt 
Art. 35, daß falls ohne Hinreichenden Grund eine Perſon in 


88) Siehe oben Anm. 283. 

89) Trusts fünnen nicht eingetragen werben. Unter trust verftcht man 
jedes Verbältniß, vermöge befien Jemand (dem trustee) bad Eigen⸗ 
thum und den Befib eined Gutd blos nominell und zum Beſten 
eines Andern (dem cestui que trust), welcher zwar nit dem Na⸗ 
men nach, aber in der That ber Eigenthümer ober der Befiter iſt, 
übertragen wird. NRüttimann, ber Englifhe Civilprozeß $. 10. 
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das laufende Mitgltevernerzeichnifg aufgenommen, bafelbft aus⸗ 
gelafjen, die Eintragung fonft eine unrichtige oder die Vermer⸗ 
fung bes Ausſcheidens eines Mitglieves verzögert ift, von dem 
baburch bejchwerten Mitgliede, oder jedem anderen Mitgllede, 
enblich der Geſellſchaft jelbjt 4%) die Berichtigung des Verzeichniſ⸗ 
ſes durch Nichteripruch nachgefucht werben Tann, welcher fich zu⸗ 
gleich auf Feitftellung des etwa erlittenen Schadens erſtreckt. Art. 36. 
Betrifft es eine Geſellſchaft mit Aktienkapital, fo tit von dem 
bie Berichtigung anordnenden gerichtlichen Befehl dem Regiſtrar 
zur Benubung bei der Sahrezlifte Nachricht zu geben. Art. 86. 

Weſentlich ift endlich, daß dag Mitgliederverzeichniß oͤffent⸗ 
lich iſt, und in dem Hauptgefchäftslofal der Geſellſchaft täglich 
mindeſtens innerhalb zweier Stunden jedem Mitgliede umſonſt, 
jedem Dritten gegen eine zur Geſellſchaftskaſſe fließende Ge 
bühr vorgelegt werden muß; auch find gegen Schreiberlohn voll- 
ftänbige ober theilmeife Abfchriften zu ertheilen. Ein Verſtoß 
biergegen bebroht die Gejellihaft und die Vorſtandsmitglieder 
mit einer Tagesſtrafe bis 2 L., und bat ber angetretene Richter 
die jofortige Offenlegung der Bücher anzuordnen. Art. 82. 


Nach erfolgter öffentlicher Bekanntmachung in Blättern, 
welche im Bezirk des regiftrirten Geſchaͤftslokals gangbar find, 
kann die Geſellſchaft zeitweife die Offenlegung ausſchließen, etwa 
zur ungeftörten Anfertigung der Bilanz; jeboch darf bie im 
Zaufe eine? Jahres nur während 30 Tagen geichehen. Art. 33. 

Die Gefellichaften mit befchränkter Haftbarfeit müflen in 


Blatftone I. 827 u. f. Erabb 879. 880). Süterbod a. a. D. 
S. 12. Annı. 17. gl. weiter bie beiben in Anm. 11 bezeichneten 
Alten s. 20. u. s. 21. 

40) Es könnte auffallend erfcheinen, daß nicht jedem BTäubiger das Recht 
beigelegt if, auf Berichtigung des Verzeichniffes, namentlich Eintra⸗ 
gung eines zahlungsfähigen Mitgliedes, dad fi) der Eintragung 
entzogen bat, zu dringen; es find Hier jedoch nur bie Verhültniſſe 
während des Gefchäftsbetriebed in Betracht gezogen; ift bie &efellichaft 
zahlungsunfähig und muß in Liquidation treten, dann erft bat ber 
Glaäubiger ein Jutereſſe auf Rachtragung des betreffenden Mitgliedes 
und das Gericht hat darüber zu befinden, Art. 98. 145. 
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ihrem Siegel deutlich ihre vollftänbige Firma führen“) unb 
muß biefelbe ebenfo in allen Anzeigen, Belanntmachungen, fer: 
ner auf allen Wechfeln, Noten, Indoſſamenten, Cheques, An- 
weilungen, Quittungen, Krebitbriefen, kurz allen die Gefchäfte 
der Geſellſchaft betreffenden und für Dritte beftimmten Schrift 
ftüce angegeben fein. Wird von einem Vorſteher, einem Pe 
amten der Gejellichaft, oder irgend einer Perſon für die Geſell⸗ 
ſchaft ein nicht entfprechendes Stegel benubt, ober führen bie 
vorbezeichneten Schriftſtücke nicht die Firma vollitändig auf, fe 
verfällt der Schuldige in eine Geloftrafe bis 50 L., haftet and 
dem Inhaber von Wechſeln, Cheques oder Anweilungen, falls 
bie Geſellſchaft nicht pünktlich zahlt, für ben Betrag perfön- 
lich. Art. 42. 

Diefelben Gejelliehaften haben ein Pfandbuch zu Halten, 
und in baffelbe unter Turzer Beichreibung des belaftenden Ge⸗ 
genſtandes, der Höhe ver Laft und bed Namen? bed Berechtig- 
ten alle Pfand: und fonftigen Anfprüche Dritter an dem Ges 
ſellſchaftseigenthum zu verzeichnen. Ein Verftoß biergegen be 
droht die Gejellichaft und jeden fchuldigen Beamten derſelben 
mit einer Gelvftrafe bis 50 8. Diefes Pfandbuch iſt jebem 
Geſellſchafter und Gläubiger offen zu legen; eine Weigerung be 
droht die Gefelfchaft und die Beamten mit Gelpftrafe bis 5 L. 
und für jeden Tag der fortgefebten Weigerung bis 2 L.; weiter 
bat der darum angetretene Richter für fofortige Offenlegung zu 
jorgen. Art. 43. 

Endlich haben dieſe Geſellſchaften, ſowie ſämmtliche Per: 
ſicherungsgeſellſchaften, endlich jede Deposit, Provident und 
Benefit society, bevor fie ihren Geſchaͤftsbetrieb beginnen und 
jodann an jebem erften Montag im Februar und Auguft jedes 
Geichäftsjahres eine Vermögensüberficht anfzuftellen, und ſolche in 
dem Hauptgeichäftzlofal und dem ber Zweigniederlaſſungen 42) oder 


! I— — - 


41) Art. 11, 28 des mehr angeführten franzöſiſchen Geſetzes v. 23. Mai 
1868. 

42) in every Branch office or place where the business of the com- 
pany is carried on, Der Begriff Zweigniederlaſſung ber im Be 
reiche des Allg. D.H.G. B. bereitd zu zahlreichen Prozeſſen Anlaß 
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jedem Orte, von dem aus Gefchäfte betrieben werben, auszu⸗ 
hängen. Ein Verſtoß hiergegen bedroht die Geſellſchaft und je 
den jchuldigen Beamten mit einer Tagezftrafe bis 5 L. Eine 
Abſchrift diefer Vermögensüberfiht ift jedem Mitgliede und 
Gläubiger der Gejelichaft gegen Zahlung von höchſtens 6 d. 
zu verabfolgen. Art. 44. 42). 

Tür daffelbe ift unter d erjten Anhanges des Gefehes cin 
Formular entworfen, und muß nad) demſelben dad Grundkapi⸗ 
tal, die Zahl ver bereits auögegebenen Aktien, ber Betrag ber 
erforberten und bisher geleifteten Einzahlungen angegeben fein. 
Sodann muß unter Aufführung der Aktiva und Paſſiva der 
Geſellſchaft nach beitimmten Titeln eine Meberficht über die Vere 
mögendlage gewährt fein. Sofern bie Gefellfchaft Fein Aktien⸗ 
kaptal bat, fällt jelbftredend der bezügliche Theil aus der Bilanz 
fort. 

Generalverfammlungen*). 
Mindeſtens einmal im Jahre muß jede Gefellichaft eine 


gegeben bat, ift fonad auch dem Englifhen Recht befannt. Word 8⸗ 
worth a. a. O. ©. 157. Buſch, Archiv Bd. 1. ©. 265 ff. Bb. 2. 
©. 50 ff. 290. Kölner Eentralorgan 1862. ©. 213; 1863 ©. 48. 
30. 110. 128. 162. 195. 215. 216. 219. 280. 

43) Art. 185 9.9.3. Die im Art. 239 9.9.8. jährlih von dem Vor: 
ftande der Aftiengefellichaft zu fertigende und ben Aktionären vorzu⸗ 
legende Bilanz ift nah Art 12. 5.7 Preußiſchen und Art. 10. $. 7. 
Anhalt:Bernburgifchen Einführungsgeſ. auch ber Regierung einzu: 
reihen. Vgl. Art. 17. 18 bes franzöfiihen Geſetzes vom 23. Mat 
18638. In den Preußiſchen Konzeſſionen für ausländiſche Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften zum Geſchäftsbetriebe im Inlande ift dem zu bes 
ſtellenden Generalbevollmächtigten gleichmäßig bie Verpflichtung aufe 
erlegt, der Regierung in den erften ſechs Monaten eines jeben Ge⸗ 
Ihäftzjahres neben dem Berwaltungsberichte in ber Generalbilanz 
der Geſellſchaft eine ausführliche Weberficht der im verfloffenen Jahre 
in Preußen betriebenen Gefchäfte einzureichen. In biefer Ueberſicht 
iR das in Preußen befindliche Aftivum von bem übrigen Altivum 
gejonbert aufzuführen. Die Bilanz wird im Staatdanzeiger befannt 
gemadt. — Ueber Gründe unb Gegengründe ber Zwedmäßigfelt 
folder Bilanzen vergleihe Schwebemeyer a. a. D. ©. 186. 

44) Auerbach a. a. D. $. 92. Renaud a aD. 5 47—ÖL 
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ordentliche Generalverſammlung halten. Art.49. Falls die Statuten 
nichts Anderes befagen, fo tft jedes Mitglied mindeſtens 8 Tage 
zuvor ſchriftlich dazu einzuladen; jebem Mitgliede fteht eine 
Stimme zu. Art. 62. 


Bei Gefellfchaften mit Akttenfapital gewähren 1— 10 Al: 
tten 1 Etimme; jebe weiteren 5 Altien bis zu 100 und ſodann 
jede weitern 10 Altien je eine Stimme, eine Vertretung iſt nur 
durch andere Geſellſchaftsmitglieder ftatthaft. 


Die Beichlußnahme über die Zahlung einer Dividende 
kann geichehen, gleichuiel wie viel Mitglieder anweſend find; 
voritere Beichlüffe, jofern fie nicht etwa eine special resolution 
voraus ſetzen, werden durch bie Anweſenheit. einer beftimmten 
Mitgliederzahl bedingt; und zwar falls die Gejellichaft nur 10 
Aktionäre zählt, müflen 5 von ihnen anweſend fein; bis zur 
Zahl von 50 Altionären iſt für je 5 von ihnen die Mehrans 
weſenheit je eines Aktionär erforderlich; über die Zahl 50 
muß für je 10 Aktien eine Stimme binzutreten; jedenfalls ges 
nügt aber die Anweſenheit von 20 Aktionären. [37]. 


Findet fich die erforderliche Zahl binnen einer Stunde 
nach bekannt gemachten Anfange der Berfammlung nicht ein, 
jo gilt dieſelbe auf 8 Tage vertagt: erfcheint fodann wiederum 
nicht die erforderliche Zahl, fo bleibt die Sache einftweilen be- 
ruhen und bedarf zu ihrer Erledigung einer neu berufenen Ber: 
fammlung [38]. 


Sollen in dem Memorandum oder in ben articles of 
agsociation Aenderungen vorgenommen werben, oder joll na- 
mentlich won ber Gejellichaft ſelbſt darüber befunden werden, ob 
fie in irgend einer Form in Liquidation trete, jo bedarf es hierzu. 
eine? Spezialgeneralverſammlungsbeſchluſſes, special resolu- 
tion. Derſelbe gilt nur dann als gefegmäßig entftanden, wenn 
er in einer unter Angabe des zu verhandelnven Gegenftandes 
zulammenberufenen Generalverfammlung von mindeſtens drei 
Viertheil der anweſenden ober in zuläfliger Weiſe vertretenen 
Mitgliedern gefaßt, und in einer ebenjo berufenen zweiten Ge: 
neralverfammlung, die mindeſtens 14 Tage und längiiens 1 Mo⸗ 
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not fpäter ftatizufinden hat, bur Stimmenmehrheit beftätigt 
wird 44°), 

Ueber das Ergebniß der Abſtimmung enticheidet der Vor⸗ 
figenbe, doc Fan von mindeſtens fünf Mitgliedern Stimmzäh—⸗ 
lung verlangt werden. Art. 51. 67. 

Falls die Statuten nicht? Anderes befagen, jo iſt auf den 
Antrag von fünf Mitgliedern cine Generalverfammlung zu bes 
rufen; Art. 52. Bei der company limited by shares bebarf e# 
eine? burch mindeſtens ein Fünftheil der Mitglieder unterftüße 
ten Antrages. [32]. 

Ueber die Beihlüffe find unter der Unterſchrift des Bee 
figenden Protofolle aufzunehmen, welche beweiſende Kraft bar 
ben Art. 67., fomit auch die getroffenen Wahlen ver Gefellichaftde 
bireftoren, Rechnungsreviforen und Liquidatoren barthun. 


Bertretung der Gejellihaft *). 


Die geichäftliche Leitung der Gejellichaft erfolgt durch bie 
Direktoren; und beſtimmen fich ihre Befuguiffe nach ven Sta⸗ 
tuten. Die erſten Direktoren werben burch bie Geſellſchaftsbe⸗ 
gründer ernannt, ift dies nicht ausdrücklich geſchehen, jo gels 
ten fämmtliche Unterzeichner de$ Memorandum als Direlto- 
ren 4°). 

Bon den Gefellichaften ohne Aktienkapital ift im Haupts 


44a) Alſo weſentlich zögernd gegenüber den Beitimmungen bei 6.0.8.; 
namenilich iſt bie zweite Berfjammiung und bie Art ihrer Berufung 
wichtig, es können die früher nicht anweſenden Mitglieder nach bem 
in erfter Verſammlung raſch gefaßten Beichluß befeitigen Die Sta⸗ 
tuten find die Verfaffung der Sefellichaften, und bei VBerfafjungsän- 
derungen fol man nicht eilen. Eine ſolche Beſtimmung empſtehlt 
fi namentlich ba, wo das Erſorderniß ber flaatlihen Genehmigung 
beſeitigt if. 

45) Renaud a. a. O. $. 52-58. Auerbad a. a. D. & 9. 

46) Direktoren, welche nicht zugleich) Gefellichafter beziehungsweife Aftio- 
näre wären, find nicht flatthaft; es foll Niemand an ber Spitze ber 
Zeitung der Geſchäfte ſtehen, ohne daß er auch als Theilgaber mit 
hafte. Art. 7 des frangöfiichen Weiche vom 2A. Mai 1888 Par⸗ 
deſſus t. A $. 1041. a 


564 Keyßner: Das Engliiche Aetiengefellichaftsrecht. 


geſchaͤftslokal das Verzeichniß der Direktoren auszubängen, auch 
ift von -demfelben, jowie von jedem Perjonenwechlel dem Regi⸗ 
firar Anzeige zu machen; ein Beritoß biergegen bedroht bie 
Geſellſchaft und Vorſtandsmitglied mit einer Tagedftrafe bis 
6 8. 

Um den Wechſelverkehr zu erleichtern und hier eine Sicher⸗ 
heit ohne zeitraubende Prüfung zu gewähren, iſt das bereits in 
der Aktiengeſellſchaftsakte 1856 8. 43 aufgehobene Erforberniß 
der Unterfchrift zweier Direktoren und der Gegenzeichnung des 
Sekretärs der Geſellſchaft oder eines anderen bazu beitellten Bee 
amten im Art. 47 gänzlich verlaflen?). Es tft demnach ein 
Wechſel für die Gefellichaft verpflichtend, wenn berjelbe ausge⸗ 
ftellt, akzeptirt oder indoſſirt ift unter der Firma ber Gefellichaft 
durch irgend eine Perjon, welche mit Bollmacht oder Auftrag 
feitend der Gejellichaft betraut ift*®), oder wenn Ausftellung, 
Alzeptirung oder Indoſſirung des Wechſels für Rechnung ber 
Geſellſchaft oder für deren Zweck durch eine ſolche Perjon ers 
folgt tft. | 

Betreffend bie Vertretung der Gejellichaft außerhalb Eng⸗ 
lands beitimmt Art. 5549). 


„Jede Gefellichaft kann durch eine unter ihrem Siegel au: 
geftellte Urkunde 80) einen Dritten, ſowohl generell als bezüglich 
beftimmter Angelegenheiten zu ihrem Bevollmächtigten beftellen, 
um in ihrem Namen unterfiegelte Urkunden außerhalb des ver: 
einigten Königreich® auszuftellen; und jede von einem folchen 
Bevollmächtigten ausgeſtellte und unterfiegelte Urkunde, ſoll für 
die Geſellſchaft verpflichtend fein und biefelbe Kraft haben, als 
wäre fie unter dem Siegel der Gejellichaft ausgefertigt.“ 


47) 7 u. 8 Vict. c. 110. s. 45. Wordsworth a. a. D. ©. 44. 

48) Acting under the authority of the company ift in bicjer Weiſe 
wiederzugeben verſucht. 

49) 19 u. 20 Vict, c. 47 s. 42. 

50) deed. Eine unter Siegel ausgeflellte Privaturfunde; über die Ber 
weißfraft berjelben fiche Rüttimann, der Engliſche Civilprozeß 
$. 872—382. 
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Die Mitglieder. 


Wie bereit3 erwähnt ftellt fich die Mitgliedſchaft aus ber 
Unterzeichnung des Memorandum und Aufnahme in dad Mit- 
gliederverzeichniß feft, und tft für die englifchen Verhältnifie wer _ 
jentlich, daß alle Geſellſchaftsantheile der Dlitglieber zum beweg- 
lichen Vermögen gerechnet werben 51). 

Ein unter Siegel und Unterfchrift ausgeſtelltes Zertifikat 
beweift prima facie für den Inhaber deſſen Bethelligung an 
dem Geſellſchaftsfonds. Art. 31. 

[Bei den Gefellichaften mit einem Aktienkapital liegt den 
Mitgliedern ob, im Laufe des Geichäftsbetriebed die von bem 
Geſellſchaftsvorſtande erforberten Einzahlungen bis zum Nomi- 
nalbetrage der Aktie zu leiften52); dieſe Verpflichtung gilt für 
alle Einzahlungen, welche auögejchrieben find, bevor die Aktie 
im Negifter auf den Namen des neuen Erwerberd umgejchrieben 
ift, und kann die Umschreibung abgelehnt werden, jo lange aus 
geſchriebene Einzahlungen unbezahlt find. [10]. Art.70. Wird bie 
Einzahlung wiederholter Aufforderung ohmerachtet nicht geleiftet, 
ſo Tann der Geſellſchaftsvorſtand die betreffende Aktie ala zum 
Nutzen der Gefellichaft verfallen erflären, nicht? beitoweniger 
bleibt aber die betreffende Perfon für ausgefchriebene Einzah⸗ 
fung verhaftet] 52). 

Für den Fall, daß eine Gefellfchaft in Liquidation tritt, res 
gelt fich tie Haftbarkeit ber Mitgliever nah Art, 88, welcher 
dahin lautet: 

„Tritt eine unter dies Geſetz gehörige Geſellſchaft in Lis 


51) Worbswortb a. a. D. ©. 887; 8 Vict. c.16 s. 7; 19 u. 20 
Vict. e. 47 s. 15. Betreffend ben Unterſchied ber Begriffe real and 
personal rights nach Römiſchem und Engliihem Recht fiehe John 
Austin, Lectures on Jurisprudence, London 1868. IIL ©. 2185. 
Renaud a a. O. ©. 75. 

63) Worbsworth a. a. D. E.-177. 887 fi. Für ben Fall der Liqui⸗ 
bation vergleiche Art.102. 138. Nr. 9. 151. namentlich für bie Ga⸗ 
rantiegefellfhaften mit Aftienfapital Art. 90. 184. 

58) Wordsworth a. a. O. ©. 387. 

Beitiägrift für Handelöreht Bd. VLL. 97 
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quidatton, fo tft jedes gegenwärtige unb frühere Mitglied *) 
verpflichtet zur Maffe jo viel beizutragen, als zur Tilgung ber 
Schulden und Verpflichtungen ber Gefellichaft, der Koften, ber 
Liquidation, und zur Ausgleihungss) der Beitragsrflicdhtigen 
unter einander erforderlich tft, jedoch mit folgenden Beſchrän⸗ 
tungen: ; 

1) Kein früheres Mitglied iſt beitragapflichtig, wenn be 
reits feit dem Tage des Ausſcheidens aus der Gejellichaft bis 
zum Beginn der Liquidation ein Jahr verjtrichen tft 50). 

2) Kein früheres Mitgliep ift verpflichtet zur Tilgung 
derjenigen Schulden und Verpflichtungen beizutragen, welche erft 
nach feinem Ausſcheiden entitanden find. 

3) Kein früheres Mitglied tft beitranspflichtig, wenn nicht 
dad Gericht der Anficht ift (appears to the court), daß bie 





54) Die Berpflihtung entfteht mit dem Beginn der Mitgliebichaft; und 
werben bie ſchuldigen Beiträge als eine damals kontrahirte Schulb 
angefehen, bie jeboch erſt zahlbar wird mit der Aufforderung zur 
Ginzablung ; e2 folgt daraus, daß falls ein Mitglied (contributory) 
in Konkurs verfällt, nicht nur bie bereit3 audgefchriebenen Einzah⸗ 
lungen liquibirt werden fönnen, ſondern auch bie fpäteren als or: 
berungen gegen bie Konfurdmaffe gelten. Art. 75. Die Beitragspflicht 
ber Erben ift im Art. 76. 105, einer Frauensperſon, welche heirathet, 
in Art. 78 geordnet. SR cin Mitglied der Flucht verdächtig, oder 
fucht es fein Eigenthum bei Seite zu ſchaffen, fo kann es verhaftet 
und fein Vermögen mit Arreft belegt werben. Art. 118. 


55) Im Liquidationsverfahren können einftweilen Beitragäpflichtige, fo- 
feen nicht etwa bie Geſellſchaft eine limited ift, zur fchleunigen Ein: 
zahlung größerer Summen angehalten werben, bie Ausgleichung 
unter ihnen bilbet ben Schluß bed Verfabrend. 101. 109. 183. 
Nr. 9. Für den Lauf bes Sefchäftäbetriches enthält F. 7 des Sta: 
tutenentwurfes im Anhang zum Geſetz eine Ähnliche Beflimmung. 


56) Nah Art. 8 des franzöfiichen Geſetzes vom 23. Mai 1868 haften 
bie Zeichner ber Mftien unbebingt bis zum vollen Betrage berfelben 
Persil, soci&t6 comm. p. 130. 8. 2. Pardeffus t. 4. $. 1048. 
9.6.8. Art. 184. 222. 223. 294. Auerbach a. a. DO. $. 80 ff. 
Renaud a. a. D. $. 67. 
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gegenwärtigen Mitglieder nicht im Stande find, bie geſeblich 
von ihnen zu leiſtenden Beiträge einzuzahlen. 

4) Bei der Gefellihaft limited by shares bleibt bie 
Haftbarkeit ſowohl bei gegenwärtigen als früheren Mitglievern 
jedenfall3 auf den Betrag der übernommenen Aktien befchränft. 

5) Bei der Gejellihaft limited by guarantee bleibt der 
zu leiftende Beitrag jedenfall? auf ben im Memorandum of 
association angegebenen höchften Betrag beſchränkt. 

6) Sit in einem mit einer Geſellſchaft abgejchloffenen Ver: 
trage die Mithaftung einzelner Mitglieder eingeſchränkt, ober 
dad Geſellſchaftsvermögen ausdrücklich allein haftbar gemacht, 
fo hat es hierbei jein Bewenden. 

7) Keine Forderung eines Mitgliedes an bie Gefellfchaft, 
welches aus diefem Verhaältniß entfpringt, wie Dividenden, Ges 
winnantbeile u. deral., jollen als eine Geſellſchaftsſchuld ange- 
ſehen werden, ſofern Anfprüche geltenb gemacht werden, von 
einem Gläubiger ber nicht Geſellſchaftsmitglied tft; dagegen wird 
eine ſolche Forderung eines Geſellſchaftsmitgliedes bet der ſchließ⸗ 
lichen Außgleihung der Beitragspflichtigen unter einander in 
Anrechnung gebracht.” — 

Im zweiten Abjchnitt des britten Theiles der Akte find 
befondere Maßregeln hervorgehoben, welche zur Sicherung der 
Rechte der Mitglieder dienen. 

Erwähnung haben bereit die ordentlichen und außeror: 
dentlichen Generalverfammlungen gefunden. SHervorzubeber tft 
weiter, daß jedem Mitgliede auf feinen Antrag eine Abichrift 
be? Memorandum und Abdruck der articles of association 
mit Jämmtlichen Nachträgen gegen eine geringe Gebühr ausge⸗ 
händigt werden muß; eine Weigerung ift mit einer Gelbitrafe 
bis ı bedroht. Art. 19. 54. 

(Für bie Gefellfchaften mit Aktienkapital ift minbeftens 
jährlich durch bejondere Nevtforen, welche zu den Mitgliedern 
gehören können, der Gefchäftsbetrieb einer Prüfung zu unter: 
ziehen. 83—94.] 

Eind Mitglieder gegen die Verwaltung der Geſellſchaft 
mißtrauffch geworben, fo kann bad Handelsamt, wenn es bie 
Weberzeugung gewinnt, daß ein Hierauf —* Antrag hin⸗ 


Mod‘ 99 
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reichenden Grund hat, (that the applicants have good rea- 
son for requiring such investigation to be made, and 
that they are not actuated by malicious motives in in- 
stituting the same) Kommiflare zur Prũfung der Gejchäfts- 
lage ernennen, und zwar 

a) bei einer Bankgejellichaft mit Aktienkapital, wenn 
ber Antrag von Mitgliebern geftellt tft, die zuſam⸗ 
men mindeſtens ein Dritttheil der bisher auögege- 

benen Albtien befiten, 

b) bei allen übrigen Geſellſchaften mit Aktienkapital, 
wenn der Antrag von Mitgliedern ausgeht, die min⸗ 
deſtens ein Fünftheil des ausgegebenen Aktienkapi⸗ 
tals beſitzen. 

c) bei den Geſellſchaften ohne Aktienkapital, wenn ber 
Antrag von mindeſtens einem Fünftheil der im Mit: 
gliederverzeichniß aufgeführten Mitglieder geftellt iſt. 
Art. 56. 57. 

Diefen Kommiſſarien find die Handlungsbücher und alle 
auf den Geſchäftsbetrieb fich beziehenden Schriftſtücke vorzule- 
gen; auch fteht ihnen die Befugniß zu, die Gefellichaftsbeamten 
und Agenten über die Verhältniffe ver Gefellichaft, erforberlichen 
Tallez eidlich zu vernehmen. Weber dad Ergebniß ihrer Unter: 
ſuchung haben die Kommifjarien dem Handelsamt Bericht zu er: 
ftatten, von dem je eine Abjchrift der Gejellfchaft und den An— 
tragftellern zugefertigt wird. Ben den letztern find die Koſten 
zu tragen, fall? nicht dag Handeldamt nach Bewanbniß der Um⸗ 
ftände Veranlaſſung nimmt, diejelben der Geſellſchaft aufzuerle- 
gen. Art. 58.59, 

Durch eine special resolution kann die Gejellichaft felbit 
ſolche Kommiſſare ernennen, weldye dann dieſelben Befugniſſe 
haben, wie die vom Gericht beſtellten; ihrem Bericht haben die: 
felben an Perfonen zu erftatten, welche in einer Generalver: 
fammlung zur Empfangnahme ermwählt find. Art. 60. 

Tertigt eine Geſellſchaft ven erjtatteten Bericht in urfund- 
licher Form aus, jo kann derfelbe in allen Verfahren ala Ber 
weis für bie Anficht der Kommiſſare über die Geſchäftslage der 
Geſellſchaft benutzt werben. Art. 61. 
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Maßregeln zur Sicherung ber Geſellſchaftsgläu— 
biger. 

Durch das ganze Gejeb Teuchtet die Anficht durch, daß 
man in ber Deffentlichkeit, foweit biefelhe irgend mit einem fpe- 
fulativen Gefchäftäbetriebe vereinbar ift, die befte Wahrung ber 
Rechte ver Geſellſchaftsgläubiger erfannt bat. 

Sämmtliche bei dem Negiftrar nieberzulegenden Urkunden 
und Lilten können eingejehen werden; das von ben Geſellſchaf⸗ 
ten zu führende Mitglieverwerzeichnig mit feinen Angaben über 
bas Grundfapital der Geſellſchaft, die noch rückſtändigen Ein- 
zahlungen und ben Etod, dad Pfandbuch ift offen zu legen, 
wodurch die Gläubiger in die Lage verfet find, felbft darüber 
zu urtheilen, inwiefern die Geſellſchaft Eicherheit bietet. Erheb⸗ 
lich ift ferner die unbebingte perfünliche Haftbarkett der Geſell⸗ 
ſchafter fall3 deren Zahl unter fieben fintt. 

Deutlich unterfchieden find durch den überall erkennbar zu 
machenden Beifaß in ber Firma „limited‘“ die Gejellichaften 
mit beſchränkter Haftbarkeit ihrer Mitglieber, von benen mit 
uneingefchränkter Haftbarkeit. 

Sodann tft durd dag Erforberniß eine amtlich zu ver: 
zeichnenden Geſchäftslokals und durch die Beitimmung, daß alle 
in franlirten Briefen dorthin gerichteten Anzeigen als eine ge⸗ 
nügende Mittheilung angeſehen werben, Art. 62.63., dafür gejorgt, 
baß die Geſellſchaften nicht plößlich verichwinden Fännen, fon: 
dern daß fie für Ladungen ftet3 zugänglich bleiben. 

Weiter ift fir das Bekannwerden des Gefellichaftävoritan: 
bes geforgt, die verpflichtende Zeichnung für die Gefellichafs 
ten im Wechſelverkehr allgemein ficher geftellt, und bie Bitnbig- 
feit der durch Vertreter im Auslande audgeftellten Urkunden 
anerkannt. 

Endlih iſt für eine beftimmte Zahl von Gefellichaften, 
und unter ihnen namentlich den Verjicherungsgefellichaften, bie 
Anfertigung und Offenlegung einer Bilanz zweimal im Sabre 
zwingend. 

Ordnungdftrafen. 

Die Fälle in den Ordnungsſtrafen angebroht find, Finnen 

kurz dahin angegeben werben: 
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i—) Zuftelfung des Memorandum und ber articles of 

association an bie Mitglieder. Yrt. 19. 54. 
23) Mittheilung der neu errichteten Statuten und etwaiger 

Abänderungen an ben Regijtrar. Art. 53. 

8) Führung der Mitglieververzeichniffe und Jahresliſten, 
ſowie Offenlegung derſelben. Art. 25. 27. 32. 

4) Anzeige ber Erhöhung des Grundkapitals, oder ber 
Mitgliederzahl an den Regiftrar. Art. 34. 

5) Begründung eines Gejchäftslofald. Art. 39, 

6) Führung der vollftändigen Firma „limited“ im Siegel, 
allen Geſchaͤftsſchriftſtücken und Aushang der Firma. Art. 41. 42. 

7) Führung des Pfandbuches. Art. 48. 

8) Aufftellung und Offenlegung der Bilanzen. Art. 44. 

9) Anzeigevon ben jedesmaligen Vorſtandsmitgliedern. Art. 46. 

Das Verfahren iſt im Art, 65 geordnet; die Strafen kön⸗ 
nen zur Dedung der Koften oder zur Belohnung deſſen verwen 
bet werben, auf deſſen Mittheilung ober Klage dieſelben feitge- 
fest find; andernfalls fließen fie zur Staatskaſſe. Art. 57. 

Hervorgehoben mag noch werben, daß die Strafen nicht 
lediglich gegen die Vorſtandsmitglieder, ſondern auch gegen bie 
Geſellſchaft ſelbſt 87) feftzufegen find. 


— — 


Es dürfte hiemit cin Einblick in den Bau der Engliſchen 
Geſellſchaften mit den Rechten einer juriſtiſchen Perſon gegeben 
ſein, und war das Beſtreben dahin gerichtet, die wichtigſten 
Stellen der Alte in wortgetrener Ueberſetzung wiederzugeben. 
Es fteht zu erwarten, daß diefe Akte von längerer Wirkſamkeit 
fein wirb, als mehrere ihrer Vorgängerinnen; fie umfaßt das 
ganze Gebiet der Gefellichaften 57%), die über dag Leben und 





57) Abweihenb von H.O.B. Vergl. Deutfche Gerichtszeitung 1862. 
Nr, 41. 42. Gentralorgan für ben beutfchen Handelsſtand 1868. 
©. 216. Schwebemeyer a. a. D. ©. 88; wofelbft bie Zwed⸗ 
maßigkeit ber Straffefifegung gegen bad Vermögen ber juriftifchen 
Perſon bargetban if. 

578) Siehe bie Einfhränfungen ©. 589 und 483 dieſes Bandes. 
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bie Theilnahme beftimmter Einzelner hinaus als ein Ganzes 
fortzubeſtehen beſtimmt ſind; ſie iſt frei von Künfteleien, welche 
die Entſtehung der Geſellſchaft hemmen koͤnnten, und kennt 
keine Einmiſchung der Staatd- namentlich der Verwaltungsbe⸗ 
hörben. | 

Die Vereinigung einer beftimmten Zahl von Perſonen in 
einer durch das Geſetz feſt beftimmten Form giebt dad Recht 
auf Anerkennung der Vereinigung als einer juriſtiſchen Perſon, 
und fobald deren Lebenszweck überhaupt nur ein erlaubter iſt, 
ann die durch die amtliche Eintragung zu bewerkftelligende An- 
erfennung micht verfagt werben. Jede Willfür dem gejeglich 
feftgeftellten Recht der Gefellfchaftsbegründer gegenüber tft da⸗ 
gegen ausgeſchloſſen; die Erſchaffung der jurtftifchen Perfon fteht 
nicht in freiem Ermeflen, im Belieben ber Staatsregierung oder 
in der Gnade des Staatsoberhauptes, ſondern die Vereinigung 
unter dem Geſetz gewährt dag Mecht auf die Perfönlichteit und 
die eingefettte Behörde muß fie anerfennen. 

Durch das Orbnungsftrafverfahren tft die Deffentlichfeit 
gewährleiftet; indem die Regierung fich der Prüfung und des 
Auffichtsrechtes entjchlagen hat, hält fie den Glauben fern, als 
fönne oder wolle fie auch nur, über fichere Grundlage und gewiſ⸗ 
jenhafte Geſchäftsführung ein maßgebendes Urtheil für fich in 
Anspruch nehmen. Alles die ift der Selbitprüfung der Mit- 
glieder, und denen, welche ſich mit der Gefellichaft in Geſchaͤfts⸗ 
begiehungen einlaffen, anheim gegeben; biefe find baburch zur 
Thätigfeit und Achtſamkeit angeregt und dürfen ſich nicht in 
bein bequemen Glauben beruhigen, die Regierung wache für fie. 

Wenn es als auffällig bezeichnet worden ift 6°), daß nur 
ein Heiner Bruchtheil der Geſellſchaften, welche fich feit der li- 
mited liability Acte vom “jahre 1855 gebildet haben, von der 
Befugniß der beſchränkten Haftbarkeit der Mitglieder Gebrauch 
gemacht hätten, fo mag dies feinen Mitgrund darin finden, daß 
die Aktionäre ſich ihrer Auflicht2pflicht bewußt find, von dem⸗ 
felben Gebrauch machen und aus ihrer Kenninig vom Stande 


58) Schwebemeyer a. a. DO. ©. 46. 
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bes Gejchäftöbetriches fich die Weberzeugung erhalten, daß fie 
über das gezeichnete Kapital hinaus haftbar zu werden nicht 
Gefahr Iaufen; wogegen fie durch den Grundfab der unbe 
ſchraänkten Haftbarkeit für die Solibität der Geſellſchaft Bürg⸗ 
haft leiften und durch ihre Mitgliedſchaft zum Vertrauen auf 
die Gejellichaft gerechtfertigten Grund geben 89). 

Es kann wohl pie Behauptung aufgeftellt werben, daß in 
Deutichland eine Aktiengeſellſchaft mit unbeichräntter Haftbar- 
feit der Mitglieder nach Engliſchem Mujter wenig Ausſicht auf 
Betheiligung haben würde; die Geſellſchaftsbegründer bie bei 
und oft geringe Luſt haben dauernd Mitglieder zu bleiben, bät- 
ten wenig Hoffnung Abnehmer für die Aktien zu finden, ba bie 
Erwerber nicht geneigt find, ſich mit ihrem fonftigen Vermögen 
haftbar zu machen; viefe wollen eben nur von dem beſtimmten 
angelegten Kapital hohe Dividende ziehen, betrachten dieſe als 
einen Zinsfuß und ſich felbit als Gläubiger der Geſellſchaft, 
ohne fih im Mindeſten darüber Mar zu fein, daß fie Mitglie⸗ 
der bes Geſellſchaftsverbandes und zur Mitwirkung berufen 
find. 

Sollte diefe Darftelung fchroff erfcheinen, fo wird man 
boch nicht in Abrede ftellen können, daß fie die Ereigniſſe wahr 
wiebergiebt ; denn viele Taufende von Aktien treten nie in den 
Generalverfammlungen auf, oder werben von ben Bejitern zu 
ihnen unbelannten und boch für fie wichtigen Rarteimanövern, 
gegen die fie ſich in nachläfliger Gleichgültigfeit halten, ver- 
lieben, ja felbit vermiethet. 

Nichtädeftoweniger kann keineswegs behauptet werben, daß 
in Deutichland aus der Furcht vor einer für das einzelne Mit- 
glied nicht ficher überfehbaren Haftbarkeit für die Verpflichtun: 
gen eine? größeren Geſellſchaftsverbandes, eine Vorficht in All⸗ 
gemeinen entitanden jetz die unbebachtiame Betheiligung bei - 


59) Tellfampf, Ueber Sir Robert Peel's Banfgefebe, tie Einrichtung 
und bie Verwaltung der Banf von England, bie fchottifchen Bank: 
gefellichaften, und bie Anwenbung bed Ditgetbeilten auf Deutſch⸗ 
land. Im Anbange zu ben in Anm. 2 bemerften Verf Mc. Eul: 
Iodh’8 S. 295. 
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manchen Verſicherungsgeſellſchaften auf Gegenſeitigkeit zeigt viel⸗ 
mehr das Gegentheil. Wie ſich Geſellſchaften der gedachten Art 
gründen und enwickeln ſollten, läßt fich klar und deutlich dar⸗ 
ſtellen und leicht iſt es die gegenüberſtehenden Verſicherungsge⸗ 
ſellſchaften auf Aktien, als ſolche, welche nur auf eigenen Ge⸗ 
winn arbeiten, die Verſicherung nur als Mittel zum Zweck be⸗ 
trachten, und in ihrer Habſucht lediglich durch gegenſeitige Kon⸗ 
kurrenz in Zaum gehalten werden, zu bezeichnen; dagegen aber 
bei Verſicherungsverbaänden auf Gegenſeitigkeit herauszuſtreichen, 
wie ſie nur den Schaden ausgleichen und ſomit die den Aktio⸗ 
nären zufließende Dividende erſparen Mit prunkenden, alle 
Selbſtſucht von ſich auf die Aktiengeſellſchaften ſchleudernden 
Worten, arbeitet ſodann ein Einzelner ein Statut ang mit fo 
Tiberalen Bedingungen, wie feine Geſellſchaft fie bisher gemährt 
hat, ordentlichen Sahresbeiträgen, welche weit unter den Prämien 
Sägen der Afttengefellfchaften bleiben, und genauer Berechnungen, 
daß folche Beiträge nach) den zu vermuthenden Entſchädigungs⸗ 
fällen zur Zahlung der Verficherungsfumme und fogar zur Ans 
ſammlung eine Reſervefonds ausreichend find. 

Nebenher jedoch geht unſcheinbar der außerordentliche Bei⸗ 
trag nach Verhaͤltniß des ordentlichen vertheilt und uneingeſchränkt 
bis zur Höhe der Geſellſchaftsbedürfniſſe zahlbar. Macht nun 
die Staatsregierung ihre Genehmigung zur Eröffnung des Ge⸗ 
ſchaäftsbetriebes von der Zeichnung einer beſtimmten Verſiche⸗ 
rungsſumme dbhängig, ſo wird dieſe auf Wegen, welche hier 
zu erörtern zu weit abführen würde, beſchafft; die Staatsgeneh⸗ 
migung wird endlich zögernd ertheilt und der Statutenausar⸗ 
beiter läßt ſich in erſter Generalverſammlung zum Direktor 
erwählen. Jetzt wird die ſtaatliche Genehmigung als Aus: 
hängeſchild, als Gewähr für die Solidität der Geſellſchaft be— 
nutzt, thaͤtige Agenten ſchleppen ohne Auswahl Verſicherungen 
zu, das Geſchäft beginnt, d. h. der Direktor bezieht ſein Ge⸗ 
halt aus den ordentlichen Beiträgen, wonächſt dann eine will 
fährige Gemeralverfammlung ihm nod) eine Entfchädigung für bie 
zum „Gemeinwohl” gemachten Tojtipieligen Vorarbeiten bewilligt, 
welche and ben geringen Beiträgen nicht fofort zahlbar iſt. 
und den Verband in die erſten Echulden ftürzt. Bald treten 
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Entfhäbigungafälle ein, denn bie erſten eifigen Verficherten bei 
biefen Verbänden haben eine unverfennbare Neigung vom Uns 
glüd raſch heimgefucht zu werden; endlich find alle Ermittelm- 
gen erichöpft, die Feſtſetzung der Entſchädigungsſumme läßt fi 
nicht ferner hinausſchieben; fie erfolgt unter Siegel und Uns 
terichrift. Aber die Zahlung? Die orventlichen Beiträge er- 
weifen ſich als die Betriebzkoften, welche Anfangs immer be- 
deutend find, nicht deckend aus; bie außerorbentlichen Beiträge 
werben beigetrieben und jet erft gelangt der Verficherte zu ber 
Wahrnehmung, daß er ungeahnt mit feinem gefammten Ber 
mögen in ungeichräufter Höhe haftet; es ift nicht zuviel gefagt 
wenn mancher Rebliche, dem allerdings feine unvorfichtige Be— 
theiltgung zum Vorwurf zu machen ift, dadurch dem Untergange 
zugeführt wird. — 

Dieſes raſch aufgerollte Bild kann keineswegs den Grund⸗ 
ſatz der Verſicherung auf Gegenſeitigkeit, welches in Preußen 
namentlich in den behoͤrdlich verwalteten Verbänden Vorzügliches 
geleiftet hat, überhaupt entgegen treten wollen; aber e3 möge, 
ba es aus dem Leben gegriffen ift, gegen Neubegründung und 
Betheiligung bei Rrivatunternehmungen der befanten Art, vor: 
fihtig machen und namentlich den Heinen ländlichen Grundbe 
fiter an den jebt die Lockung und damit die Gefahr mit einer 
durch Sabre fich Hin fchleppenden Bedrängniß zumeiſt herantritt, 
warnen. 

Dem Grundfab der Verficherung auf Gegenfeitigfeit einen 
neuen Aufſchwung auch bei ung zu geben, möchte die Englische 
Sefellichaftzakte in ihrer company limited by guarantee 
Anhalt bieten, worauf näher einzugehen die Darftellung des der 
Alte beigefügten Statutenentwurfes für eine ſolche Gefellichaft, 
Gelegenheit bieten wird. 


— — — — —— 
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XI 


Allgemeine Bedingungen beim An- und Berkauf von Getreide 
in Banjig. 


Das Bedürfniß feiter Normen für ben wichtigſten Zweig bes 
Danziger Handels, das Getreidegeſchäft, hatte fich feit langer Zeit 
fühlbar gemacht, theild wegen der häufigen Differenzen bei der 
Lieferung der regelmäßig „nach Probe” gefauften Waare, theils 
wegen der zahlreihen Mißbräuche, welche fi trotz bebungener 
Comptantzahlung eingefhlihen hatten, theils weil bie früher fel- 
teneren Berfäufe von [hwimmenden Ladungen und auf Connoſſe⸗ 
mente, fowie Lieferungsverfäufe immer häufiger wurden. Bereits 
im Jahre 1848 waren „Ujancen” entworfen, doch mißlang ſo⸗ 
wohl diefer, wie fpätere Einigungsverſuche. Endlich ward im Auguft 
1863 durch bie Aelteſten der Kaufmannfchaft eine Commiſſion von 
Setreidehändlern zur Aufftelung von Ufancen ernannt, ber von 
diefer ausgearbeitete Entwurf mit unmefentlihen Modificationen 
durch eine Generalverfammlung aller Mitglieder der Corporation 
der Kaufmannſchaft angenommen, und in April 1864 von ben 
Aelteften publicirt, jowie ben Betheiligten zur Nachachtung em⸗ 
pfoblen. 
Soweit nun in Zukunft die Betheiligten mit ausbrädlicher 
Beziehung auf diefe „Allgemeine Bedingungen,” ſei e& unter fpes 
cieler Aufzählung derfelben ober unter allgemeiner Berufung auf 
diefelben, contrabiren, haben dieſelben ſchlechthin als „Vereinba⸗ 
rung” zu gelten, unb alle dispofitiven Sätze bed Handelsgeſetz⸗ 
buchs, denen fie etwa entgegenftehen, find durch fie ausgefchloffen. 
(Mein Handbud bes Handelsrechts 6. 35 Not. 25, |. auch 
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Not. 7). Auch ohne ſolche ausdrückliche Hinweiſung werben fie als 
Ulance im weiteren Sinne, fomit als nterpretationsmittel für 
ben Willen der Betbeiligten (Mein Handbuch $. 35 Not. 29 ff.) zu 
gelten haben, fofern fie wirflih zur „Uebung“ werben — mas 
nur ein einigermaßen längerer Zeitraum zu ergeben vermag. ALS 
folde Uſance im weiteren Sinne vermögen fie jeboh, nad dem 
Spitem des D. 9. ©. B.'s, aud nur dispofitiven Süßen defiel: 
ben nicht zu berogiren. (Mein Handbuch $. 35 Not. 33 8. 36 
Not. 22 ff.). Soweit fie endlich rechtlicher Natur find, und in 
bauernder Uebung fih das Bewußtfein ber Betheiligten ausfpridht, 
baß fie als geltende Rechtsnorm befolgt werden, vermögen fie 
auch als wahre Ufancen die Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs 
zu ergänzen. Hier ift ed von Wichtigkeit, ob diefe „Bedingungen“ 
ſchon früher im Gebrauch gewefen oder erft neuerdings ale Aen⸗ 
derungen bes bisherigen Gebrauchs aufgeftellt worden find. Die 
Bublication der „Bebingungen“ durch die Nelteften ber Kaufmann 
ſchaft erweiſt nur, daß diefelben der Majorität der Korporations: 
mitglieder angemefjen und zwedmäßig erjchienen, nicht aber, daß 
fie beftehende Ufancen au nur im weiteren Sinne feien. 
Diefelben lauten folgendermaßen: 


8. 1. Die Getreidelaft wird 

1) bei Verkäufen auf Maaß zu 60 Berliner Scheffeln , 

2) bei Verkäufen auf Gewidht 

für Weizen zu 5100 Pfund Zoll: Gewicht, 
„ Roggen „ 4910 „ ö x. 
gerechnet. 

Iſt Feine fpecielle andermweite Verabredung getroffen, fo wird 
ber Verkauf als auf Gewicht gefchehen betrachtet. 

8. 2. Die Verwiegung des Getreided gefchieht durch bie 
Leute und auf der Wiegeichaale desjenigen, auf deſſen Speicher, 
resp. an deſſen Schiff geliefert wird. 

Behufs Ermittelung und Ausgleihung etwaiger Differenzen 
ber üblichen Decimalihaalen gegen Balkenſchaalen ift diejenige 
Bartei, melcher die betreffende Schaale nicht gehört, berechtigt, 
nach jebesmaliger Regulirung der Decimalſchaale cine Probeſchaale 
zu nehmen. — Soldye Regulirung Tann jede Partei jederzeit ver: 
langen; die fich herausftellende Differenz gilt für das feit ber letz⸗ 
ten Regulirung abgewogene Quantum, jedoch auf nit mehr als 
5 Laſten. 

8. 3. Die Koften des Meflend oder Verwiegens tragen 
Käufer und Verkäufer zu gleichen Theilen. 

Wirb von einem der Betheiligten eine nochmalige Verwieg⸗ 
ung oder Vermeſſung verlangt, fo trägt derjenige die Koften des 
Nachwiegens oder Nachmefjens, durch deſſen Schuld bafjelbe noth- 


+‘ 


Danziger Getreide = Ufancen. | 577 


wendig wurde. Eine Differenz von 1/, %, bleibt unberüdfichtigt; 


beträgt die Differenz 1/, 9), oder darunter, fo gehen die Koften 
bemjenigen zur Laſt, weldher das Nachwiegen oder Rachmeflen 
beantragt bat. 

6. 4. Denn der Beztichnung der Quantität der Ausdruck 
„eirca“ binzugefügt ift, fo iſt Verkäufer verpflichtet, das ganze 
verfaufte Stück unverfürzt zu liefern und dafür aufzulommen, daß 
da® etwaige Manco nicht 59, überfteigt, Käufer dagegen vers 
pflitet, das ganze gelaufte Stüd bis zu einem Plus von 5%, 
abzunehmen. 

4 5. Das Getreide wird: 

1) bei Berlaufen vom Speicher, auf dem Speicher, auf wel- 
chem daſſelbe lagert, geliefert und empfangen, 

2) bei Verkaufen bom Lande, (per Eijenbahn oder Fuhre) 
an des Käufers Speicher gefahren, 

3) bei Verkäufen aus dem Waſſer, auf flottem Waſſer nad 
Käufers Wahl entweder an das Bollwerk vor Käufers Speis 
her, oder Behufs Ueberladung in das Seeſchiff oder Leich- 
terfahrzeug frei an die Seite der legteren geliefert, doch 
nur, wenn diefelben fih in der Mottlau, in der Weichjel 
oberhalb des Blodhaufes oder am Holm *) befinden. 
Käufer bat in den Fällen ad 2 und 3 das Getreibe aus 

dem Waflerfahrzeuge oder vom Wagen auf feine Koften abzuneb: 
men, die Ablieferung durch Abmaaß oder Verwiegung erfolgt auf 
des Käufers Speicher, resp. deſſen Waflerfahrzeug. 

Die Gefahr des Verbrennend oder jonjtiger Vernichtung 
resp. Beſchädigung trägt Käufer von dem Augenblide an, wo bas 
Getreide, oder ein Theil defjelben von bes Kieferanten Yahrzeug 
abgenommen ijt, auch wenn der Eigenthbumsübergang duch Vers 
meſſung oder Verwiegung noch nicht erfolgt iſt. Zur Weftitellung 
ber Quantität, für welche Entſchädigung zu leiften ift, wird bie 
Angabe der Sadträger über da8 abgenommene Quantum als maaß⸗ 
gebend angejeben. 

. 6. Die Abnahme muß 

1) bei Verkaufen vom Speicher innerhalb 8 Tagen vom Tage 
des Verkaufs 

2) bei Verkäufen aus dem Wafler (Dampfboot = Bartieen 
ausgejchlofien) innerhalb 4 Werktagen nach gejchehener Ans 
meldung Scitene des Verkäufers erfolgen und bei Ablauf 
diefer Frist die Uebernahme durch Vermeſſung ober Verwieg⸗ 
ung beendigt fein; 

3) bei Verkaufen von Partieen per Fuhre, per Eiſenbahn 
oder per Dampfboot fofort nad) Anmeldung erfolgen und 
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bie Empfangnahme durch Vermeſſung oder Berwiegung inner: 
” halb 24 Stunden vom Augenblide der Anmeldung (Sonn: 

und Teiertage nicht eingerechnet) beendigt fein. 

8. 7. Das hol. Gewicht wird durch das in der Börſe be 
findlihe, unter Auffiht der Aelteften der Kaufmannſchaft jtehende 
Rormalgewicht regulirt. 

"Die zu wägende Probe wird vom Käufer unter Zuziehung 
des Verkäufers genommen. Iſt Lebterer mit der Art des Probe- 
nehmens nit einverftanden, fo kann er vor der Gewichtsermitte: 
lung verlangen, baß die Probe durch einen vereideten Mäkler over 
einen vereideten Sahverftändigen genommen werde. Die Koften 
foihen Probenehmens tragen beibe Parteien zu gleichen Theilen. 
Aus der Probe darf nur Eine Verwiegung Statt finden. 

Segen das an ber Börfe ermittelte Gewicht findet feine 
Berufung ſtatt. 

Ergiebt fich bei einer Partie Getreide verſchiedenes Gewicht, 
fo tritt das im letzen Alinea des F. 10 beftimmte Berfahren ein. 
Wird bies beiderfeits nicht beliebt, fo ift eine wiederholte Ge 
widhtsermittelung in ber Art zuläffig, daß biefelbe auf Verlangen 
einer der beiden Parteien vorgenommen wird, wenn feit dem leg: 
- ten Probenehmen mindeſtens 5 Laften abgemeflen oder abgewogen 
find. Das feftgeftellte Gewicht gilt dann für dasjenige Quantum, 
welches bis zum nächſten Probenehmen gemefjen oder gewogen 
wird. 

Iſt das Gewicht durch eine Differenz ausgebrüdt, fo muß 
das Durchſchnittsgewicht geliefert und angenommen werden, z. B. 
128/9 Pfod. = 128%, Pfd. 

8. 8. Der Käufer ift verpflichtet, fich in ben nachgenann- 
ten Sriften über die Probemäßigfeit des Getreides zu erklären: 

1) bei Verkänfen vom Speicher jpätefteng an den: dem Ab: 

nabmetermine vorangehenden Werktage, 

2) bei Verkäufen aus dem Wafler 

a) fpäteftend an dem Werktage nad) der Ankunft des Waf- 

ſerfahrzeuges an der vom Käufer verlangten Stelle, 
oder 

b) wenn Käufer die Verlegung des Waflerfahrzeuges an 

eine von ihm fpeciell bezeichnete Stelle nicht bei Ab: 
ſchluß des Gefhäfts oder an demfelben Tage bis 6 
Uhr Abends verlangt bat, jpäteftend am zweiten Werk: 
tage nad dem Verkauf, 

3) bei Verfläufen von PBartieen per Fuhre, Eifenbahn oder 

Dampfboot jofort nad Anmeldung. 

In den Fällen ad 1 und 2 ift die Erklärung bis 1 Uhr 
Mittags abzugeben, und wirb bei beten Ausbleiben angenommen, 
daß Käufer das Getreide als probemäßig anerfenne. 0 
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8. 9, Ergiebt fi bei ber vertragsmäßigen Ablieferung 
des Getreides aus dem Stromfabrzeuge auf den Speicher oder 
an Bord des Schiffes oder Leichterfahrzeuges bei der Abnahme 
defielben, daß fih in dem Stromfahrzeuge Getreide von geringerem 
Gewicht oder geringerer Qualität oder in beſchädigtem Zuftande 
befindet, welches oben im Stromfahrzeuge nicht wahrzunehmen 
war, fo fommen für biefen Fall die Beſtimmungen der $$. 7, 
10 und 11 zur Anwendung. 

8. 10. Werden gegen die Qualität Ausftellung erhoben, 
welhe das hol. Gewicht betreffen, fo wird letzteres zuvörderſt 
auf gemeinſchaftliche Koften feftgeftellt ($. 7). Ergiebt ſich babet 
ein Mindergewicht von mehr als 11/2 Pfund bei Partieen aus 
dem Waſſer oder vom Lande, resp. von mehr al 1 Pfund bei 
Partieen vom Speicher, fo iſt der Käufer die Annahme bes Ge⸗ 
treide8 zu verweigern und auf en Erfüllung des Ber: 
trage® zu beſtehen berechtigt. Beträgt das Mindergewicht weniger 
als obengenannte Tifferenzen: von 11/3 Pfund resp. 1 Pfund, 
fo ift Verkäufer verpflichtet, dem Käufer 

a) falls das Getreide genefjen werden fol 
bei 1/5 Pfund Mindergewicht 3, Scheffel pro Laſt, 
1 


" 1 " " „ "n 


" 11a " i ” 2 n 
b) falls da8 Getreide verwogen werben joll 
1] . ’ 0 
bei 1 Pfund Mindergewicht Io vom Kaufpreife 
- I0 


n 11; " n . 
zu vergüten. Bei den auf Gewicht gefchlofienen Verkäufen bleibt 
eine Differenz von 1, Pfund unberüdjichtigt. — 

Eine Vergütung für Mehrgewicht Seitens des Käufers findet 
nur bei Partieen vom Lande per Eiſenbahn oder Fuhre, und 
zwar nach den bei dem Mindergewicht feſtgeſtellten Sätzen ſtatt. 

Wurde das Getreide zu Boden genommen, ſo hat der Ver⸗ 
käufer das Recht, und auf Verlangen des Käufers die Pflicht, 
durch Umſtechen, wozu Käufer ben nöthigen Arbeitsraum gewäh⸗ 
ren muß, die Erreihung des vertragsmäßigen Gewichts zu ver- 
fuhen; wenn zweimaliges Umſtechen nicht das vertragsmäßige Ge 
wit Heritellt, haben beide Theile das Recht, ohne weitere Bear: 
beitung die Gewichtsfeftitellung zu verlangen. 

‘11. Sit bei dem Verkauf nicht ausdrücklich erwähnt wor: 
den, daß ſich in dem Getreide Wölfen befinden, und zeigen fi) 
diefelben bei der Xieferung, fo ift Käufer während ber Zeit vom 
15. Juni bis 10. October berechtigt, die Annahme des Getreides 
zu verweigern. 

— Werden gegen die Qualität des Getreides andere 
Ausſtellungen erhoben, welche nicht das Gewicht deſſelben betref! 
fen, ſo muß deren Grund oder Ungrund durch das Eufagten 
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zweier von den Contrahenten als Schiedsmänner erwählter, zur 
kaufmänniſchen Corporation gehörender Kaufleute feſtgeſtellt wer: 
den. Dieſelben haben das Gutachten darüber abzugeben: 

ob das Getreide probemäßig iſt, eventuell falls der Käufer 

nicht die Abnahme überhaupt verweigert, welche Preisdifferenz 

zwiſchen dem verkauften und dem zur Abnahme angebotenen 

Getreide nah dem Marktpreife beſteht. 

Vals diefe Sachverftändigen unter fih nit einverftanden 
find, jo haben fie einen Obmann zu wählen und dann wird durch 
Majoritätsbeihluß aller 3 Schiedsmänner eine definitive Ents 
fheidung abgegeben. 

8. 13. Erklären die Sauhverftändigen das zur Abnahme 
angebotene Getreide für nicht probemäßig, oder tritt die Befugniß 
des Käufers ein bie Annahme des Getreides zu verweigern, jo ift 
Verkäufer berechtigt, anderweitige probemäßige Lieferung zu of- 
feriren. 

Die in ſolchem Fall erforderlihe Erflärung bat Verkäufer 
fofort nah Empfang der Entjheidung der Sachverſtändigen ab: 
zugeben. Geſchieht dies nicht, jo ift Käufer berechtigt vom Ges 
ſchäft zurüdzutreten und Schadenerſatz zu fordern. 

Im alle anderweitige Lieferung offerirt ift, wird bem Ber: 
käufer noch cine 24ftündige Lieferungs-Friſt gewährt. Nach Ab: 
lauf diefer Friſt hat Verkäufer, fobald er feine Verpflichtung nicht 
erfüllte, das Recht anderweiter Lieferung verwirkt, und Käufer ift 
a vom Vertrage zurüdzutreten und Schadenerfab zu 
ordern. 

8. 14. Bei Connoifjement:Berfäufen bereits Bier ober in 
ber Weichjel nicht höher als Heubude *) eingetroffener Ladungen ift 
Käufer verpflichtet, ſich ſpäteſtens am Vormittage des zweiten Werk⸗ 
tages nach dem Verkauf Über die Qualität zu erklären, widrigen- 
falls diefelbe als probemäßig betrachtet wird. Iſt die Möglichkeit, 
das Getreide zu unterfuchen, erſt jpäter eingetreten, fo ift die Er- 
klärung auch erft an dem Vormittage des zweiten Werktages, nad: 
dem die Unterfuhung möglich wurde, abzugeben. 

8. 15. Bei dem Verkaufe einer ſchwimmenden Ladung muß 
die dem Käufer in duplo zu übergebende verfiegelte Schifferprobe 
mit der Kaufprobe übereinſtimmen. Iſt dies ber Tall, fo ift Ver: 
fäufer jeder Garantie für Qualität und Condition nad Ankunft 
der Ladung entbunden. 

16. Iſt bei einem Connoifjement: Verkauf ein beftimm: 
ter Termin für die Ankunft der Ladung von Seiten des Berfäu: 
fer8 garantirt, und mit Ablauf diefes Termins die Ladung bier 
nicht eingetroffen, fo ift Käufer verpflichtet, am erften oder zweiten 
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Werktage nad dem Garantie-Termin den Verkäufer zum Erſatz 
durch effective Lieferung aufzufordern, wibrigenfalls die Garantie 
ber Ankunft dem Verkäufer erlaffen if. Zur Ausführumg dieſer 
effectiven Lieferung find dem Verkäufer zwei Werktage zu gewäh- 
ren. — Die Anbunft wird als in der Garantiezeit erfolgt ange: 
fehen, wenn das Fahrzeug innerhalb biefer Zeit die Plehnendorter 
Schleuſe *) paflirt if. 

. 17. Iſt nichts Anderes ansbebungen, oder ſpeciell auf 
bem Verkaufszettel bemerkt, fo werben dem Käufer mindeftens 5 
Riegetage Fr Abnahme der Ladung bewilligt. 

8. 18. Der dem Schiffer durch den Verkäufer oder befien 
Bormänner, resp. in beren Namen bewilligte Frachtvorſchuß gilt 
alle Male für Rechnung und Gefahr des Verkäufers, 

8. 19. Wenn bei Verkäufen vom Speidyer die Zeit ber 
Abnahme durdy die Bezeihnung: bei erſtoffenem Waſſer, bei 
sffenem Waſſer, oder einen Ausdrud von gleicher Bedeutung 
beftimmt ift, fo muß bie Abnahme fpäteftens nah Ablauf von 
acht Tagen, von demjenigen Tage ab gerechnet erfolgen, an wel 
hem die Mottlau und die Weichſel firomabwärts bis Neufahrs 
wafler vom Eife befreit und für Waflerfahrzeuge jeder Art frei 
paflirbar geworben find. Hat dies ſchon vor dem 15. März eines 
Jahres Statt gefunden, jo bürfen gleichwohl beide Parteien bie 
Sciffahrtseröffnung erft von diefem Tage datiren. 

6. 20. Wenn bei Lieferungsverträgen die Zeit der Kiefer 
ung auf eine beftimmte Frift nad eröffneter Schiffahrt, ober 
nad offenem Waſſer feſtgeſetzt iſt, fo gilt derjenige Tag als Tag 
der Schiffahrtseröffnung, an welchem die bei Neufähr **) befindliche 
große Schleufe dem Verkehr geöffnet worden iſt. Hat dies indefs 
fen ſchon vor dem 15. März eines Jahres ftatt gefunden, fo dür⸗ 
fen gleichwohl beide Parteien die Sciffahrtseröffnung exit von 
diefem Tage datiren. 

. 21. Iſt die Zeit der Lieferung mit dem Ausdruck: 
„zum Frühjahr“ oder „per Frühjahr“ bezeichnet, jo gilt dafür 
der Zeitraum vom 21. März bis 20. Mai. ‚ 

8. 22. Bei allen Verkäufen von Getreide und Saaten hat 
Käufer außer dem bedungenen Kaufpreife an ben Verkäufer 5 Gul⸗ 
den — 50 Sgr. per Laft Factoreiprovifton zu zahlen. 

6. 23. Die Zahlung für das gelaufte Getreide muß ſo⸗ 
fort nach ber Lieferung erfolgen. 

Der Berkäufer bat das Recht, 

1) wenn dad Getreide in ein Schiff ober anderes Yahrzeug ge: 
laden, oder mit einem andern Stüd auf dem Speicher zu⸗ 


2 1!/, Meile von Danzig, 
Weichſelmündung 1’; ‘Meile von der Stadt. 
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fanunentommen fol, zu verlaugen, daß das aaufgelb ber 
dem Meſſen oder Berwiegen bei bem Vorſteheramte der 
Kaufmannihaft oder bei einem her hiefigen beiden Banlins 
ftitute für ihn deponirt werde, 

3) wenn das Getreide auf den Speicher gekommen ift und dort 
feparot gehalten wirb, bafielbe nah der Vermefjung ober 
Verwiegung fo lange unter feinem Zeigen zu erhalten, bis 
die Bezahlung erfolgt iſt, und erit dann bafjelhe in bas 
freie Cigenthum bed Käufers übergehen zu laſſen. 


ZH, 


Sachſen - Altenburgifcdhes Geſetz über kaufmännifche Anweiſun- 
gen ». 99. März 1864. 


$& 1. Kaufmännifhe Anmeifungen, d i. folde Papiere, 
welche in ihrer Yafjung (nicht bloß in einer Auffgrift) als Anwei⸗ 
fung bezeichnet und fonft in der in Ar. 4 dr U D W.⸗Ordn 
Ar. 2 bis 8 und $. 3 der Novelle d. U. D. W.⸗Ordn. für 
Wechſel vorgeihriebenen Form ausgeftellt jind, ftehen, fo weit 
nit in den folgenden Beitimmungen etwas Abweihenbes feitge- 
ſetzt den geiegenen Wechſeln allenthalben gleich. 

2. Auf Use (all' uso) zahlbar geſtellte kaufmänniſche 
—— — verfallen am wierzgehnten Tage nach ihrer Präſenta⸗ 
ton zur 
6. 8. — Anweiſungen werden nicht zur An⸗ 
nahme präſentirt. Geſchieht dies, ſo iſt der Bezogene nicht vers 
pflichtet, ſich darauf zu erllären, und der Inhaber it nicht be 

„wegen Verweigerung der Annahme oder einer ——— 
darũber —* zu erheben oder Regreß zu nehmen. 

.4. Wird jedoch eine kaufmänniſche Anweilung acceptirt, 
fo entſteht daraus dieſelbe Verbindlichlkeit, wie aus ber Accepta- 
tion einer Tratte, 

$. 5. Kaufmänniſche Anweiſungen mit den vorftehenb bes 
zeichneten redhtlihen Wirkungen müflen mindeitens auf eine Summe 
von 50 Thlrn. lauten und dürfen als das weitelte Ziel der Zahl: 
barfeit drei Monate nicht überfteigen. Sollten Unweifungen auf 
eine niebrigere Summe oder auf eine längere Zahlungsfrift geftellt 
fein, fo find diefelben in bem einen, wie in dem anderen alle 
als gezogene Wechſel zu betrachten, fönnen daher fofort zum Acz 
cept präfentirt und wegen Mangels Annahme, wie aud Mangels: 
Zahlung Ar werden. 
Im Wechjelhandel werben unter Wechfeln ohne be⸗ 
fondere Pen kaufmänniſche Anweiſungen nicht verſtanden. 
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$. 7. Sind kaufmänniſche Anweiſungen mittele Blanco⸗In⸗ 
doſſaments weiter begeben, oder im Auslande, wo deſſen Geſetze 
es geilatten, auf den Inhaber geftellt, fo ift die Verbindlichkeit 
ii Herausgabe derfelben nit nad ben Borfchriften der A. D. 
„Drbn. (Art. 12, 36, 74 und 85), fondern nad den Vor—⸗ 
Ihriften des H.G.B. (Art. 306 und 307) zu beurtbeilen. 
$. 8. Die bereit8 mit Einführung der A. D. W.⸗Ordn. 
ſtillſchweigend aufgehobene Beſtimmung des Mandats vom 1. Juli 
a. unter d. wird hiermit nochmals als aufer Kraft getreten 
er 


ZI. 


Bremifche Verordnung v. 6. Suni 1864, beireffend das Ber- 
fahren, um Papiere auf Inhaber außer Cours und wieder im 
Cours zu ſetzen. 


Nachſtehende Verordnung tritt am 1. Januar 1865 in Kraft. 

F. 1. Papiere auf den Inhaber können außer Cours gefeht 
werben. Ausgenommen find Zinscoupons, Divibendenjheine und 
Banknoten. 

6. 2. Zum Zwede der Außercoursfegung ift auf bas Pas 
pier ein Vermerk des Inhalts zu ſetzen, daß und zu Gunſten 
weldher Perſon es außer Cours geſetzt iſt. 

Es genügen die Worte: 

„Außer Cours geſetzt für (....)“ in 

Der Vermerk ift von berjenigen Berjon, welche die Willense 
erklärung abgibt, zu unterjchreiben und die Unterſchrift unter Hins 
zufügung von Ort und Zeit gerichtlich oder notariell zu beglaubis 
gen. Die Beglaubigung durd einen Notar genügt. 

F. 3. Um zu Gunſten einer Staatsbehörbe, einer öffent 
lihen oder unter obrigfeitliher Inſpection ftehenden Verwaltung 
von Stiftungen und Anftalten, oder einer Kirche Papiere auf den 
Inhaber außer Cours zu feben, genügt ed, wenn die betreffende 
Behörde oder Verwaltung felbft auf dem Papiere vermerkt, daß 
dafielbe für fie außer Cours gefeßt fei, und Ort und Zeit, fo 
wie ihre amtlihe Unterjchrift und Siegel binzufügt. Bei den un: 
ter obrigfeitliher Snfpection ftehenden Verwaltungen ijt außerdem 
die Unterfchrift der Infpection erforderlich. 

F. 4. Iſt das Papier auf eine dem $. 2 oder 3 entipres 
chende Weile außer Cours geſetzt, fo verliert dafjelbe, bis es wies 
ber in Cours gefeßt ift, infomweit die Eigenfchaft eines Papiers 
auf den Inhaber, daß 

1) die Beftimmungen des $. 307 des H. G. B. nit zur 
Anwendung kommen, 
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2) daß der Schuldner vor Tilgung bes Vermerks zur Zahl⸗ 
ung nicht verpflichtet ift, und 

3) daß er nur dann bem jeweiligen Inhaber des Papiers 
Zahlung leiſten darf, wenn bie Außercoursfegung in demſelben 
auddrücklich ausgefchloffen ift, fonft aber nur derjenigen Perjon, zu 
deren Bunften ed außer Cours gefebt ift oder deren Erben. 

$. 5. Die Beftimmungen des $. 4, Ziff. 2 und 3 gelten 
auch von ber Auslieferung neuer Zinscoupons und Dividenden: 
feine auf ein außer Cours gefebtes Papier auf den Inhaber. 
— Iſt aber Behufs Auslieferung neuer Zinscoupong oder Dipi- 
bendenjheine ein befondberer Talon ausgegeben, fo fommen bie 
Beitimmungen bes $. 4, Ziff. 2 und 3 nur hinſichtlich des Talons 
zur Anwendung. 

$. 6. Die in dem Vermerke genannte Perſon oder deren 
Erben oder bie Staatsbehörbe, welche das Papier außer Cours 
gefebt bat, Tann die Tilgung der Außercoursfeßung bewirken. — 
Die Tilgung gefchieht auf Antrag der dazu legitimirten Berfon 
oder Staatsbehörde durch die Gerichte, unter Ausihluß der No: 
tare, mittels eines Vermerks auf dem Papiere, daß daſſelbe wie: 
ber in Cours gejebt fei. Es genügen dazu die Worte: 

„wieder in Cours gejegt“ 

unter Hinzufügung ven Ort und Zeit, fowie ber amtlichen Unter- 
fchrift und des (Amtsfiegeld des Gerichts) Gerichtsfiegeld. — Das 
Gericht hat die Legitimation des Antragftellers zu prüfen und fo- 
wohl darüber als über den Antrag felbft und über die bewirkte 
Tilgung ein Protscoll aufzunehmen, beziehungsweife die Requiſi⸗ 
- tion ber betreffenden Staatsbehörde zu den Acten zu nehmen. 

6. 7. Dur den Tilgungsvermer? werden die im 8.4 und 
5 gedachten Wirkungen ber Außercoursfegung aufgehoben. 

G. 8. Bedingungen und Vorbehalte oder fonftige Nebenbe: 
fimmungen, weldye ben in ben 6$. 2, 3 und 6 ermähnten Ber: 
merlen beigefügt worden find, gelten als nicht gefchrieben. 





Nechtöfprüche. 


45. Rechtliche Stellung ber Vorſchuß⸗ und Eredit> 
vereine. 


Auf einen von dem Centralvorftand des Gewerbevereins für 
das Herzogthum Naſſau behufs Regelung der privatrechtlichen 
Stellung der Vorſchuß⸗ und Creditvereine bei der herzogl. Landes⸗ 
regierung geftellten Antrag, bat die lebtere Vorlage bei dem her⸗ 
zogl. Staatsminifterium gemacht, und demnächſt den Inhalt des 
Minifterialrefcripts vom 2. Juni 1863 mit nadfolgen- 
den Aeußerungen mitgetheilt: „Da nach dem Inhalt des Berichts 
bes Gentralvorftandes vom 22. April 1863 die im Herzogthum 
beftehenden Vorſchuß⸗ und Ereditvereine nur unter ihren Mit: 
gliedern Geſchäfte machen, mithin Handelsgefdhäfte 
im Sinne des Handelsgeſetzbuchs nicht betreiben *), fo 
liegt dermalen Fein Bedürfniß vor, die Beftimmungen biefes Se: 
ſetzbuchs über offene Handelsgefellichaften für die genannten Ber: 
eine in einer Weile zu mobificiren, daß fie für letztere ausführbar 
erſcheinen. Es ift fodann nicht zu verfennen, daß der Wirkſam⸗ 
teit jener Dereine unüberfteiglihe Schwierigkeiten entgegenftehen 
würden, wenn fie nit in ber Lage wären, als Rechtsſubjecte 
Forderungen zu erwerben und vor Gericht aufzutreten, vielmehr 
biezu ſtets einer Mitwirkung fämmtlicher Bereinsmitglieber be: 
dürften. Letzteres würbe aber nur dann ber Yall fein, wenn ſolche 
Bereine als einfache Gefellfchaften nad den Grundfägen ber Rös 
miſchen societas zu betrachten wären. Nah den von beiden 
Hofgerihten aus Beranlafiung eines Geſuchs des Männerkran⸗ 


°) S. mein Handbuch bed Hanbelsrcht3 Bd. L $. 58 Not. 18, Zeit⸗ 
fr. 8b. VIL ©. 479. 
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kenvereins zu Nieberlahnftein um Verleihung ber Corporationsrechte 
am 14. uni und 1. Juli 1861 erftatteten Gutachten, haben ſich 
indeffen diefe beiden Gerichte übereinftimmend dahin ausgefprochen, 
daß Vereine, weldye nicht, wie die Romiſche societas, auf eine von 
Anfang an beftimmte Anzahl von Mitgliedern berechnet find, und 
nicht mit dem Tode eines derſelben erlöfchen, wobei vielmehr bie 
unbefhränkte und wechſelnde Zahl der Mitglieder, bie Feſtſtellung 
bes DBereinswillend nad Mehrbeitsbeichlüffen der Mitglieder und 
die Ausführung der Vereinsbeſchlüſſe, fowie die Dispofition über 
das Geſellſchaftsvermoͤgen durch einen Borftand zu ihrem Weſen 
gehört, formell als ein befonderes Rechtsſubject zu 
behandeln und demnach auch zur Ermerbung von For 
derungen und zur Verhandlung vor Gericht durch ih: 
ren Borftand berechtigt feien. Hiernach erfcheint die beans 
tragte Erlaſſung eines Geſetzes zur Zeit nicht geboten.” 
(Naſſauiſches Arhiv Bd. IV ©. 293 ff.) 


46. Brocurift alten Rechts (Handlungsbevollmädtig- 
ter). Umfang ber Vollmacht?). 


Bellagter hatte in Yolge commifjionsweifen Ankaufs Actien 
für den Kläger in Händen, und jebte der Klage auf Herausgabe 
berfelben den Einwand entgegen, daß ihm ſolche vom Kläger, und 
zwar durch deſſen Procuriſten B., für Anſprüche aus anderen Papier: 
fpeculationsgefchäften verpfändet worden feien. Kläger betrieb ein 
Mebls und Mablgefhäft, und nur für diefes hatte er dem ®. 
Procura ertheilt. 

In Beurteilung des erhobenen Einwanbes führt das O. 
A. ©. zu Dresden in dem Urtheil v. 18. November 1862 
aus: der Procurift ift, nach den bier maßgebenden Grundjägen 
bes bisherigen Rechts, nicht zum Abichluß aller den Principal 
betreffenden NRechtsgefchäfte, fondern nur für folhe Geſchäfte und 
Berfügungen ermächtigt, welche das Handelsgeſchäft angeben, und 
mit dem Handelsgeſchäft in Verbindung fteben, zu defien Betriebe 
ihm bie Brocura ertheilt worben ift (Thöl, Handelsrecht $. 80 ff.) 
— Denn ber Kläger neben feinem Mehlhandel aud anderweitige 
Speculationsgeichäfte betrieben hat, fo war ber Procurift V. zum 
Abſchluß von Verträgen, welche fi auf biefe Geſchäfte bezogen, 
ohne einen hierauf beſonders gerichteten Auftrag bes Klägers nicht 
ermächtigt, und der Bellagte war zu ber entgegengefehten Aunabme 
durchaus nicht befugt. Der Umftand, baß der Kläger ben Anlauf 
ber fraglichen Actien durch V. beforgen und durch benjelben auch 





) S. 9.8.8. Art, 47, vgl. mit Art. 42. 
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bem Beklagten ben Auftrag und Bes. Gelomittel zur Beſtreitung 
der Iehten ;ı Einzahlung und Empfangnahme ber Vollactien zu: 
gehen Meß, ift nicht geeignet, un die weſentliche Lüde der Bewelo⸗ 
führung zu ergänzen. ‘Denn daraus, daß ſich Kläger feines Pro⸗ 
euriften bediente, um durch diefen einzelne, an ſich in den Geſchäfts⸗ 
kreis bes letzteren nicht gehörige Geſchäfte zu bejorgen, folgt nicht 
und fonnte auch von Bellagtem nicht gefolgert werden, baß ber: 
felbe gu noch anderen, von biefen verfchiedenen Gefchäften habe er: . 
mächtigt werden follen, und nod weniger läßt fi aus ber Vollzie⸗ 
bung einzelner Gefchäfte für ben Kläger durch V. auf ein etwa beites 
bendes allgemeines, die Grenzen ber Procura überfchreitenbes Mans 


dat fchließen. 
(Annalen Bd. VI. ©, 129 ff.) 


41. Eideszuſchiebung an Procuriften. 


In einem Rechtsſtreite, wo das Mägerifhe Haus, beffen 
Handlung in Königsberg durch die Procuriften H. und R. geführt 
wird, den Fuhrmann 3. wegen Nichtablieferung eines laut Lade: 
ſcheins bemfelben übergebenen Collo's belangte, Hatte Beklagter 
principaliter den beiden Procuriften, welche das Gefhäft mit ihm 
geihlofien, oder doch mindeftens dem Procuriften H., welcher ba> 
von aus eigner Wiffenfhaft Kenntniß babe, ben Eid darüber be 
ferirt, daß ihm das in dem Ladeſchein verzeichnete Collo gar nicht 
übergeben worden fe. Die klägeriſche Handlung acceptirte ben 
Eid ſowohl für die in Berlin mohnenden Inhaber der Firma, 
weldyen derfelde gleihjall® deferirt war, wie für die Procuriften 
jebod für beide nur de ignorantia. Das Oſtpreußiſche Tris 
bunal zu Königsberg, U. v. 23. September 1863, er: 
Fannte, daß nur die Inhaber der Handlung ben Ignoranzeid zu 
leiften hätten: Gemäß Allg. Ger. O. J. 10. 6.252. 314 Tann eine 
Eideszufhiebung nur an die Partei felbft, nicht aber an ihre Pro: 
curiften oder Bevollmäcdhtigte Statt finden. — Das Praejudiz Nr, 
1902 v. 16. Auguft 1847 (Entfcheid. bes Obertribunal® Bo. XV 
&. 325) gründet fi auf den Grundſatz des A. L. R. II. 8. ©. 
497. 541. 542. 578, baß der Factor felbit auf ben Betrag bes 
in feinen Händen befindlihen Hanblungsfonds belangt werben 
konnte. Diefen Grundfat bat das D.H.G.B. Art. 52 verlafien, 
und nad Art. 69 des Preuß. Einführungsgefebes gibt es berglet: 
hen Procuriften nit mehr. Daraus folgt, daß ber Procuriſt, 
ebenfowie fonftige tın Dienfte des Principals ftehende Perfonen 
war als Zeugen berufen und abgehört werben koͤnnen, nicht aber, 
—* ihnen der Eid zugeſchoben werden kann — —. 

(Centralorgan II Nr. 19.) 
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A8. Handlungevollmacht im Sinne des H. ©. B. 

Art. 47 und gewöhnliche Vollmacht zu Handelsge⸗ 

Ihäften Befugniß des Bevollmädtigten zur Wie 

berauflöjfung des im Namen des Machtgebers ge 
gefhloffenen Geſchäfto. 


Ein Stuttgarter Handlungshaus Hagt gegen den Hofbefiber M. 
zu H. auf Lieferung einer Quantität Pech, welche im Auguft 1862 
ber Holzhändler H. im Auftrage und Namen bes Klägers bei dem 
Beklagten beitellt babe. Der Verklagte behauptet, daß H. den 

jeferungsvertrag mit ihm im eigenen Namen und ohne Vollmacht 

bes Klägers geichloffen babe, demnächſt aber, laut Webereintunft 
v. 25. September 1862, gegen Zahlung einer Abfindungsjumme 
von 365 fl. vom Vertrage zurüdgetreten fei; au wäre H., wenn 
wirflih mit Eingehung bes Xieferungsvertrages beauftragt, nach 
H.G. B. Art. 47. 52 zu deſſen vom Kläger nicht widerſprochenen 
Auflöfung befugt geweſen. 

In Beziehung bierauf fpriht fih das Bayerifhde Hans 
belsappellationsgericht, welches dem Kläger ben Beweis der 
Auftragsertheilung an H. und des Vertragsabichluffes im Namen des 
Klägers auferlegt, in dem Urtbeil vom 29. Januar 1863 da⸗ 
bin aus: 

Art. 47 H. G. B. bezieht fih fomohl nad feiner Stellung im 
Tit, 5 des I. Buches, ald nach der in ihm felbft enthaltenen Ein- 
(haltung lediglih auf Handlungsbevollmädtigte Prot. 
©. 4515. Wer nämlidy in einem SHandeldgewerbe von bem Prin- 
cipal zu deſſen Stellvertretung nad Außen, ſei e8 auch nur bezüg⸗ 
ih einzelner Gefchäfte, worunter jedoch das Geſetz immer einen, 
wenn auch Heinen, Kreis von Befugnifien, ein wenn auch beſchränktes 
Gebiet handelsgewerblicher Thätigkeit verftcht, beitellt ift, 
bedarf zu jenen Gefchäften bez. Rechtshandlungen, welche innerhalb 
bes ihm angewiefenen Gebietes feiner Thätigkeit liegen, feiner Spes 
cialvollmacht. Was hieher zu rechnen, ift mit Rüdficht auf die 
erfolgte Beitellung eine rein thatjählihe Trage. Als Hand: 
Iungsbevollmädytigter gilt aber nur.berjenige, welder von 
bem Principal zur Vornahme von Handelsgeſchäften in fei- 
nem Handelsgewerbe beftellt ift, weldyer aljo einerfeits als 
eine zu einem beftimmten Handelsgewerbe als Ganzes gehörige 
Perſon ſich darftellt, andererfeits mit Rückſicht auf diefe Stellung 
zur Stellvertretung bes Principals in feinem Handelsgewerbe in 
größerem oder geringerem Maße ermächtigt if. Die Trage, ob 
dies der Yall, ift ebenfall® eine rein thatjächliche. 

Nun läßt fi aber weder aus ben Acten entnehmen, nod 
hat der Verklagte felbit behauptet, daß der Holzhändler H. ein 
folder Handlungsbevollmächtigter bes Klägers fei, die Klage ftügt 
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fih vielmehr Lediglich auf bie Behauptung, daß H. bei bem in 
Trage ftehenden Lieferungsfaufe als einfah Bevollmächtigter des 
Klägers gehandelt habe. Es können daher bei Beurtheilung bies 
ſes Berbältniffes nur jene Grundfäte zur Anwenbung kommen, 
welche für den Vollmachtsvertrag im Allgemeinen gelten und bes 
üglih der einfahen Vollmacht zu Handelsgeſchäften fpeciell im 
rt. 298 H.G. B. ausgeſprochen find, in welchem Artikel zwar auf 
Art, 52, nicht aber auf Art.’47 Bezug genommen if. Als eins 
faher Bevollmädtigter bes Klägers aber war H. nur zu ben in 
der ertheilten Vollmacht übertragenen Handlungen ermächtigt, alſo 
um Abſchluſſe bes Lieferungsvertrages, nicht aber, nachdem ber 
bſchluß vollzogen und dem Auftraggeber nad Art. 52 ein Recht 
hieraus erworben war, auch zur Wieberauflöfung dejjelben. Eine 
fpecielle Ermächtigung aud dazu bat Beklagter cbenfo wenig 
behauptet, als das Beftehen eines allgemeinen Auftragsver: 
hältniſſes zwiſchen Kläger und H. zum Abſchluß derartiger Liefe⸗ 
rungsgeſchäfte. 

(Samml. handelsger. Entſch. in Bayern Bd. I. 2; ©. 140 ff.) 


49. Unterfhied zwifhen der Zeichnung von Wedfeln 
dur bloße Werkzeuge und durh Handlungsbevoll⸗ 
mächtigte. Mündliche Ertheilung einer Handlung 
vollmadht und Autorifation zur Eingebung von Wech⸗ 
felverbinblidfleiten Nihterwähmung des Boll 
machtsverhältniſſes bei der Zeichnung im Nas 
men bes Principal 9 ©. B Art. 47. 48. 278. 

274. - 


B. St. nimmt den Kaufmann ©. %. Cronenberg aus meh: 
reren Wechfeln in Anſpruch, welche von dem Sohne des Verklag⸗ 
ten, Louis Eronenberg, mit dem Namen feines Baterd „C. F. 
Cronenberg“ obne weiteren Zufat ausgeftellt und unterfchrieben 
find. Das Kreisgeriht in Hagen und das Appellationsgericht in 
Hamm haben den Berklagten verurtheilt, bag Dbertribunal 
in Berlin bat, I. Urtdeil vom 23. Januar 1864, zwar bie 
vom Verklagten eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde für begründet er: 
achtet, in der Sache felbft aber das zweite Urtheil aufrechterhalten. 
Aus folgenden Gründen: 

Der Appellationsrichter gründet feine Entſcheidung auf bie 
Annahme, daß Bellagter die Wechjelunterfchrift durch feinen Sohn 
nur als fein Werkzeug babe vollziehen laſſen und ſich hiebei bes 
leßteren nur als folden, nicht als Bevollmächtigten bebient Babe. 
Bon dieſer Unterftellung aus ließ fih eine wechſelmäßige Berurs 
theilung des Beklagten nicht begründen. Denn es ift mit Rück⸗ 
ficht auf ALR. J. 5. 8.116, 1.13. &.7.8, DW.O. Art. 4. Nr. 5.8. 
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und insbeſondere in Bezug auf Wechſelſachen vom Obertribunal 
conſequent ber Sat feftgehalten, daß zur wechfelmäßigen Verpflich⸗ 
fung bes Ausftellers die eigenhändige Unterfhrift bed Aus⸗ 
ftellerd oder feines hierzu legitimirten Vertreters erforderlich 
hi baß daher die mit Wiffen und Willen bes Ausitellere 

att feiner durch einen Anderen erfolgte Beifügung feiner Namens 
unterfhrift oder feines Giro’s für fih allein noch nicht feine 
wecfelmäßige Verpflichtung begründe. (Entfheidungen des D.T.’6 
Bd. 17 ©.457, Bd.12 ©. 477; Bd. 29 ©. 297 ff. Striethorft’s 
Archiv Bd. 25 ©. 170 ff.). 


War alfo Louis Eronenberg bloßed Werkzeug feines Vaters 
obne fonftige Befugniß zur Vertretung befjelben, fo bat er denſel⸗ 
ben durdy die Zeichnung feines Namens nit wechſelmäßig vers 
pflihten können. Allein, wie der erite Richter nad) dem dtefultat 
ber Zeugenvernehmung richtig ausführt, war Louis Cronenberg 
als Handlungsbevollmächtigter feines Vaters im Sinne 
bes D.H.G.B. Art. 47 anzufeben, und als folder aud) vom Ber - 
klagten ſpeciell autorifirt, Wechfelverbindlichleiten für denfelben ein- 
zugeben. Diefe Qualität und Autorifation bes L. Cr. beitand be 
reits feit längerer Zeit zur Zeit ber Ausftellung ber bier in Rede 
ftebenden Wechſel, ift daher für Iebtere entſcheidend. Hierbei bes 
durfte es weder zur Beitellung befielben zum SHandlungsbevoll- 
mächtigten, noch zur Gültigkeit feiner Autorifation zur Eingehung 
von Wechfelverbindlichkeiten für den Verklagten, der ſchriftlichen 
Form, da Beides — Ausftellung und Autorifation — im Sinne 
bes Art. 273. 274 a. a. D. Handelsgefhäfte daritellen, für 
deren Gültigkeit nad Art. 317 die fchriftlihe Torm oder andere 
Görmlipkeiten nicht erforberlih waren *). Auch darauf, daß & 
Er. bei Ausftellung der Wechfel den im Art. 48 bezeichneten Zus 
fa nidyt machte, ift tein dem Kläger präjudicirlihes Gewicht zu 
legen, da das Gefeß die Recht sverbind lichkeit der Zeichnung 
bes Handlungsbevollmädtigten für den Machtgeber und Principal 
von der Beachtung jener Vorſchrift nicht abhängig gemacht hat **). 


(Archiv f. Rechtsfälle v. Strieth. Bd. 51. ©. 352 ff.) 





°) ©. mein Handbuch des Hanbelsrchts Bd. 1. 8. 57 Not. 24 a. & 
en bes Oftpreuß. Tribunald zu Königsberg (Gentralorgan Bd. I- 
. 28). 


eo) Ebenſo bat binfichtlich ded Procuriften, der bie Firma obne weiteren 
Zufaß gezeichnet, bad Appellationdgeriht zu Martenwerber, 
m. v. Eh. 1863, erkannt (Gentralorgan Bb. HE Nr. 6). 
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50. Handlungsbevollmächtigte. Bedentung bes Ausés—⸗ 
drucks reprssentant. Umfang ber Vertretungs⸗ 
Befugutt, Stillſchweigende Ermädtigung. Er 
undigungspfliät des dritten Contrahenten. Rei: 
fende. Proviſiondreiſende. Reifeaufwand berfelben*). 


Der Eontrabietor der 8. F. Bayhaſſchen Debitmaffe zu Fran: 
furt feste ber Liquidation des Haufes Chriftofle & Eo. zu Paris, 
MWaarenforderung betreffend, widerklagend verfchlevene Forderungen 
aus Geſchäften entgegen, welche bie ſchulbneriſche Firma mit dem 
Meifenden der Liquidantin, U. Leon Levdque, gefchloffen habe, und 
für welche deſſen Haus aufzufommen habe. A. X. L. welcher die Ges 
ſchäfte zwiſchen dem Gemeinſchuldner und der Liquidantin vermittelt 
babe, fei nach feiner Berfiherung zum Abſchluß von Verträgen, zur Re 
gulirungvon Zahlungen und zur Empfangnahme bes Kaufpreiſes er⸗ 
mächtigt gewefen, und die von bemfelben über bie an den Gemein⸗ 
ſchuldner gemachten Sendungen ertheilten Facturen Hätten die Hs 
thographirte Weberfchrift getragen „Societ6 Ch, Christofle etCo. 

Leon Leväque, Representant en Allemagne.“ Bemgemäß 
fordert der Contradictor der Erfat 1) giner Summe von 659 fl., 
mit welcher der Gcmeinfhulbner drei von Leveque auf ihn gezo⸗ 
gene mit dem ber Weberfchrift der Yacturen entſprechenden Stem⸗ 
pel verfehene Wechfel eingelöft habe; 2) einer Summe von 723 fl. 
14 fr., welche Gemeinſchuldner nad ben Retourrechnungen incl. 
Zinfen, Proteftloften und Spefen für brei andere auf Lentartier 
in Paris gezogene, von Levoque als Repräfentant ber Liquidantin 
an ben Gemeinjchuldner verkaufte und baar bezahlte, demnächſt nicht 
eingelöfte Tratten verauslagt habe; 3) einer Summe von 568 fl. 
47 tr. an Miethe und Safthausforderungen, da Leveque vom 6. 
Februar bis 16, Auguft 1854 in dem Gafthaufe des Gemeinz 
ſchuldners logirt und den darin befindlichen Saal längere” Zeit zur 
Ausftelung einer Partie der Fabrikate der Liquidantin benugt 
habe, — Liquidantin behauptete dagegen insbeſondere, daß Levdque 
nur ihr Provifionsreifender geweſen fel, auch für andere Hands 
lungshäuſer Gefhäfte gemacht und feine Reiſekoſten felbft zu be 
ftreiten gehabt babe, und daß berfelbe nur ermächtigt gewefen jet, 
die lediglich von ihr effectuirten Beltellungen aufzunehmen, nidt 
aber Zahlungen bafür in Empfang zu nehmen, und noch weniger 
fie durch Wechfelgefchäfte zu obligiren. 


Das Stabtgeriht und das Appellationsgeriht zu Frankfurt 
legten weſentlich übereinftimmenb bem Liquidaten und Widerfläger 





°) D.H.8.8. Art. 47. 49. 42. 
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ben Beweis auf, daß Levèque von ber Liquidantin ermächtigt ges 
weſen fei, die brei Wechjel auf den Gemeinfhuldner zu ziehen, bie 
8 Tratten auf Lemartier in Paris an ben Gemeinfchulbner zu 
verkaufen unb dafür Zahlung zu empfangen, jomwie bie an Leveque 
wirklich erfolgte Zahlung, und daß Leveque von ber Liquidantin 
ermächtigt gewefen fei, für ihre Rechnung bei dem Gemeinfchulbs 
ner zu logiren unb zu zehren, und daß bie besfallfigen Koften 
565 fl. 47 kr. betragen haben. Indeſſen geftattete das Appella⸗ 
tionsgericht zugleich dem Liquidaten und Widerkläger ben Beweis, 
„daß Levoque ſich mit Wifjen der Liquidantin und Widerbeflagten 
als deren Repräfentant in Hanbelsgefchäften gerirt habe,” und er- 
Märte, daß durch Führung diefes Beweiſes die anderweitigen dem 
Liquidaten auferlegten Beweife, foweit fie fi) auf die Vevollmäch⸗ 
tigung bes Leveque beziehen, überflüffig würden. 

Das Dber-Appellationsdgeriht zu Lübeck bat durch 
Urtheil v. 30. November 1857 das ftabtgerichtliche Erkenntniß 
wieberhergeftellt, aus folgenden Grünben : 

In dem Principe, welches bie Grundlage der Sententia a 
qua bildet, ift zwar dem NAppellationsgerichte beizutreten und mit 
demjelben anzuerkennen, baß Kläger, wenn fie ihren Abnehmern 
gegenüber, zu benen der Cridar Bayha achörte, es wiffentlid 
geihehen ließen, daß Leveque fi die Eigenfchaft eines Procuriften 
im wahren Sinne und vollen Umfange des Worts beilegte und 
des auf den Tratten befindlihen Stempels fi bediente, damit 
ſtillſchweigend die Stellung zu ber Fägerifhen Fabrik und Hand⸗ 
lung, welde Leväque annehmen zu bürfen glaubte, und bei feiner 
Gefhäftsführung für jene geltend machte, genehmigt hätten, und 
daß fie aus folder ftilfchweigenden Genehmigung ebenfo wie "in 
Folge ausbrüdliher Ermächtigung beffelben für Handlungen ihres 
Reifenden haftbar geworben fein könnten. Alles, was Hägerifcher 
Seits gegen dies Brincip appellando vorgebradht ift, verdient um 
jo weniger Beachtung, als das Appellationsgeriht nicht dem ge 
fammten Publitum gegenüber, fondern eben nur in Bezug auf bie: 
jenigen Perfonen, welde mit den Klägern bereits in Geſchäftobe⸗ 
ziehbungen ftanden, das von Letzteren troß jener Wiſſenſchaft etwa 
beobachtete Stillihweigen für unvereinbar mit der im Handelsver⸗ 
kehr allfeitig vorauszufeßenden bona fides erklärt bat, auch Teines- 
wegs die in Nichtbenachrichtigung ihrer Geſchäftsfreunde Tiegenbe 
culpa in non faciendo, fonbern eben nur ben durch ſtillſchweigende 
Genehmigung des Verhaltens ihres Reifenden ausreihend bekun- 
beten Willen, die von letterem gefchloffenen Geſchäfte für wie ge 
gen fih als verbindlich anzuerkennen, ald die causa obligationis 

ehandelt willen will. 

Indeſſen kann doch weder eine derartige ftillihweigende Er- 
mädtigung als bebingungslos, noch bie daraus herfließende Ver: 


& 


Rechtoſprũche. 693 


baftung als eine völlig unbefchränfte gelten, Vielmehr wirb einer: 
feit8 Ießtere immer nur innerhalb desjenigen Kreiſes von Geſchäf⸗ 
ten eintreten können, welche der Natur der Sache und dem Han⸗ 
delsgebrauche nach mit derjenigen ftellvertretenden Thätigleit, bie 
fi vorliegend Levèque im Verhältniß zu den Klägern mit deren 
Willen beigelegt baben fol, verbunden zu fein pflegen. Anberer- 
ſeits wird ein desfalljiger Anſpruch an den Principal da zu eeſſi⸗ 
ren haben, wo nad den obmwaltenden befonderen Umſtänden ber 
Dritte, welcher mit ſolchem Bertreter auf beftimmte Geſchäfte ſich 
in der Abfiht und Meinung eingelaffen hat, daß folde für Red: 
nung bes Principald und in einer für diefen verbindlichen Weiſe 
geſchloſſen wurden, bei gehöriger Sorgfalt über den Ungrund ber 
angenommenen Bertretungsbefugniß und. daß die fragliden Ges 
ſchäfte jedes Bezugs auf die Angelegenheiten des Principal ents 
bebrten, entweder gar nicht hätte in Zweifel fein. können, oder body 
bieferhalb zu gegründetem Verdacht und demzufolge zu genauerer 
Erkundigung über die Verficherungen und das Verhalten des Vers 
treter8 erheblihen und nahe liegenden Anlaß gehabt hätte, 
Abbgeſehen nun bavon, daß en 
1) die Qualität eines ‚Re tanten in Handelsgeſchäften, 
auf deren mit Willen Der Fläger — — Aneignung ne 
bed Leveque ber dem Segen nadhgelafiene Beweis geftellt ift, 
a Eprahgebt — To weg mi 
' Im| welhen —— 
eye folcher —— an Stelle —— — in einer 


für Letzteren verbindlihen Weije Gefhäfte zu endgültigem Abfchluffe 
zu bringen für befugt zu gelten babe, und daß SL nad — 
ſiſchem Rechte, welches für die Bedeutung ded von Leveque in Des 
zug auf ba klägeriſche Fabrikgeſchäft und als Reiſender deſſelben 
geführten Titels eines r6pr&sentant en Allemagne als maßgebend 
zu erachten fein dürfte, durch dieſen Ausdruck kein individuelle® 
und ſpecifiſches Vertretungsverhältniß mit ſcharf begrenzten Rechten 
bezeichnet, ſondern nur dies bekundet zu werden ſcheint, es ſolle 
der Reiſende in ſeiner Thätigkeit nicht auf bloße Vermittelung von 
Beſtellungen beſchränkt, ſondern zu definitiven Geſchäftsabſchlüſſen 
ohne desfallſige Benachrichtigung und Zuſtimmung des Principals 
befugt fein, daß ſonach die Stellung und Berechtigung eines ſol⸗ 
hen Repräfentanten weder mit Notwendigkeit, noch mit Sicher⸗ 
beit derjenigen gleichgeftellt werden kann, welde einem wahren 
Procuriften und eigentlihen Disponenten zukommt, der unter der 
Firma des Principals defien ganze Geſchäftsführung leitet und zu 
deſſen allfeitiger Vertretung wie Verpflichtung beftellt ift, und daß 
folgeweife auch ber Beweis, es babe fi Xeveque als ein folder 
Repräfentant gerirt- und deſſen Principalſchaft hiervon Kenntniß 
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gehabt, für ſich allein noch nicht die Verbindlichkeit ber letzteren 
zur Anerkennung und Erfüllung aller von Leveque für deren Rech⸗ 
nung unb in ihrem Geſchäfte übernommenen Verbindlichkeiten außer 
Bweifel zu feben vermag; fo ift auch anbelangend 
3) die Wechſel, welche Leveque im Gefammtbetrage von 679. 
unterm 20. Yebruar und 5. Mai 1854 von Paris aus, unterm 
4, Juli 1854 in Frankfurt zum 1. Juni, 5. Yugujt und 15. Sep 
tember auf den Cridar Bayha gezogen und dieſer eingelöjet hat, 
zwar im Allgemeinen anzuerkennen, ba; ein Neifender, wenn zu 
definitivem Abfayluffe von Berkaufsgefhäften beitimmt, aud zu 
———— des Kaufpreiſes, ſei es durch Empfang von Baarzah⸗ 
ng oder durch Traſſirung auf den Käufer ohne ausdrücliche 
besfallfige Ermächtigung befugt fei, und Seitens des legteren ohne 
weitere Rüdfrage bei dem Principale als hierzu ermächtigt ange 
fehen werden dürfe. Vorliegend aber findet die Behauptung bed 
Beklagten, daß Levöque bie fraglihen Wechſel in Folge der vom 
Sridar bei demjelben gemachten Waarenbeftellung unb zu dem Be: 
bufe gezogen babe, damit ihm ſolche theils auf bereit erfolgte, 
theils auf meiter zu effectuirende Sendungen bes Hägeriihen Hau⸗ 
ſes in Rechnung gebracht würden, in der Faſſung der Wedjjel 
ſelbſt keine Unterſtützung, infofern foldhe, daß die Baluta in Waas 
ten geleiftet fei, mit feinem Worte gedenken, aud) von bem Levque 
in eigenem Namen, ohne Beifügung. feiner Procura-Eigenſchaft 
und an deſſen alleinige Ordre —— ſind, ſonach keine andere, 
als die in dem aufgedrückten Stempel mitenthaltene Bezugnahme 
auf das klägeriſche Fabrikgeſchäft aufweiſen. Zu einer dem Bes 
Hogten ungünftigen und dabei definitiven Entſcheidung muß 
&) bei ben zwei eriten Wechſeln vom 20. Yebruar und 5. 
März ſchon ber Umftand führen, daß felbige von Paris aus, dem 
Sitze des klägeriſchen Fabrik- und Handelsgefhäfts, auf Bayha ges 
gen wurden, Denn in wie ausgedehntem Umfange und mit wie 
unbedingter Haftpflicht des Gefhäftsherrn auch die zu deſſen Ver: 
tretung einem Reifenden für den auswärtigen Gelhäftsbetrieb bei 
oder in dem besfalfigen Engagement gegebene Ermächtigung er: 
theilt fein oder aufgefaßt werden möge, immer kann doch, weil 
wit der Rückkehr an den Wohnſitz ber Principalſchaft für die Dauer 
feines dortigen Aufenthaltes der für Geſchäftsreiſen engagirte Com⸗ 
mis oder Agent bie Qualität eines Heijenden verliert, jene Der: 
tretungs-Befugniß niemals dahin ausgebehut werden, baß jener 
quch von bort aus ganz felbftftändig und neben dem Principale 
wit auswärtigen Gelchäftsfreunden alle und jede Handelsgeſchäfte, 
zu denen ex am Wohnfige der Lebteren und im Auslande für er 
mäntigt zu gelten hätte, ohne Weiteres eingehen und wit verbins 
bender Kraft für den Principal abſchließen, und ſich ſolchergeſtalt 
einem Disponenten der Firma gleichſtellen dürfte. 
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Wollte man aber auch bies als zweifelhaft erachten und nicht 
ſowohl hierfür eine Unterſtützung, als vielmehr nur eine Singu⸗ 
larität des Seerechts in dem allgemein anerfannten Grunde fin- 
den, daß der Schiffer, troß jeiner jo ausgedehnten Vertretungsbe- 
fugniß, am Site der Rhederei für fi) allein zu feinen den Rheder 
mitverpflihtenden Dispofitionen und Vertragsabſchlüſſen befugt 
iit, fo mußte doch jedenfalls dem Eridar Bayha der Umſtand au 
fallen, daß von Paris aus über die von ihm gemachten Beitellun- 
gen nicht Seitens ber Kläger felbit, noch unter deren Namen und 
für ihre Rechnung auf ihn traffirt werde, und der nur zu nahe 
liegende Zweifel, ob foldyes in Ordnung und den Intentionen bes 
Hägerifhen Hauſes gemäß fei, hätte ihn zur desfallſigen Nachfrage 
beftimmen müflen. Bon deren Unterlafjung bat er die nachthei= 
ligen Folgen als ſelbſtverſchuldet dahin zu tragen, bag, wenn jene 
Wechſelziehung nicht auf Grund ausdrücklicher, genereller oder |pes 
cieller Ermächtigung erfolgt, oder wenigftens ber besfalld dem Yes 
Hagten im Stabdtgerichts:Erkenntniffe nachgelaffene Beweis nit 
zu erbringen fein follte, Kläger ſolche als für ihre Forderung vali⸗ 
dirend nicht anzuerlennen braudyen, mag immerhin ihnen nicht ums 
befannt geblieben fein, daß im Auslande und bezüglich der dort 
zum Abſchluß und Vollzug gebrachten Geſchäfte Levèque ſich als 
ihr Repräfentant gerirt babe. So viel aber 

b) den dritten von Levèque auf Bayha zu Yrankfurt felbit, 
ſonach innerhalb des dem Erfteren für feine u von ben 
Klägern zugewiefenen localen Geſchäftskreiſes gezogenen Wechſel vom 
4. Juli betrifft, jo läßt fi nidyt bezweifeln, : zu dieſer Zeit 
Bayha die von dem Hägerifhen Haufe direct auf ihn gezogenen 4 
Tratten vom 13. Juni, wenn aud vielleicht noch nicht acceptirt, 
doch bereits avifirt erhalten gehabt habe. Wenn nun glei 
diefe doppelte ZTrafjirung der Waarenjchuld hin die bereits am 
1. Juni erfolgte Einlöfung der erften Levéèque'ſchen Tratte nicht 
rüdgängig gemacht werden konnte, auch vielleicht ſich entfhuldigen 
ließe, daß Bayha die zweite, auf ben 5. Auguft lautende Xratie 
bes Levèque, troß der inzwilchen mit dem 1fien diefes Monats eins 
getretenen Fälligkeit und Einlöſung der einen jener vier flägeri- 
Ichen Tratten um deshalb bonorirte, weil zu Erfundigung über den 
eigentlihen Sachverhalt die Zeit vom 1. bis 5. Auguſt zu kurz 
en fo hätte doch Bayha bis dahin die Einlöfung der obigen 
dritten Tratte um fo gewiller anjtehen lafjen, und am 15. Sep⸗ 
tember foldye verweigern Jollen, als durch die Heiden früheren im 
Betrage von 500 und 400 Fres. und durd die erite auf den 
1, Auguft geitellte tlägerifhe Tratte über 350 Fres. feine ganze 
Waarenihuld bis auf einen Meinen Reſt von 73 Fred. 25 Cts. 
bereit getilgt, und durch bie am 1. September erfolgte Einlöjung 
der zweiten klägeriſchen Tratte von 350 Fres. Bayha bei Fälligkeü 
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ber bier in Frage ſtehenden Levèque'ſchen Tratte von 259 Fres. 
fogar mit nahe an 500 Fres. in Vorfchuß gelommen war, Der 
Vorwurf felbftverfchulbeter Nachläffigkeit trifft ihn daher auch bier, 
wenn ſchon in anderer Weife und Richtung, und fteht nicht abzu⸗ 
feben, wie troßdem der bloße Nahweis, daß Kläger gewußt bät- 
ten, es gerire fich Leveque als ihr NRepräfentant in Handlungsge: 
ſchäften, biefelben zu Anerkennung der bier in frage ftehenden 
Wechſel-Negociation ihres Reiſenden folle verpflichten, oder dem 
Beklagten, trog der unverfennbaren mala fides des Cridars das 
Recht geben können, auf die völlig liquide Waarenfhuld den Be: 
trag obiger Yrankfurter Tratte in Abfah zu bringen. 


Noch weniger fonnte es 


3) in Betreff ber von Keveque an Bayha verkauften, 
von biefem weiter inboffirten, aber auf ihn zurüdgelommenen und 
demnähft eingelöften Xemartier’fhen Accepte, deren Betrag 
mit den Proteftloften von 723 fl. 14 Er. Bellagter den Klägern 
gleichfalls hat in Gegenrechnung bringen wollen, zweifelhaft er: 
Iheinen, daß hierzu Kläger nur verpflichtet wären, wenn fie aus: 
brüdlih ihren Reifenden zu ſolchem Geſchäfte ermächtigt hätten. 


Denn daß Levéèque biefe lediglih auf feinen Nanıen und 
‚Drdre lautenden Papiere in feiner Qualität als Neifenber ber 
Kläger und mit Bezug auf eine zwiſchen letteren und bem Aus: 
fteler Lemartier beitandene Gejhäftsverbindung erhalten und 
beſeſſen babe, ift von den Beflagten, weldyer überhaupt es an je 
ber Angabe über bie Perfonals und fonftigen Verhältniſſe fenes 
Lemartier gänzlid Bat fehlen laſſen, nicht einmal behauptet; und 
bie Anſchuldigung, es babe dieſe ganze zwilchen bem Eridar und 
Leveque ftattgehabte Wecfel-Negociation jeder reellen Bafis ent 
behrt und ftelle fih als bloße Wechſel-Reiterei bar, hat fo wenig 
eine Klare und bejtimmte Berneinung gefunden, daß fogar bie Frage 
fommen durfte, ob dies nit auf Grund von Art. 34 der Brov. 
Proceß⸗Ordnung für zugeftauden zu erachten fei. Jedenfalls aber 
hätte e8 dem Cridar Bayha, zumal er nicht kaufmännifche Ge 
fhäfte trieb und zu der Zeit für feine Waarenſchuld bereits voll: 
fländige Dedung durch die auf ihn gezogenen Tratten gegeben 
hatte, befrembdlich erſcheinen und Anlaß zu einer Nachfrage werden 
müflen, daß Levèque die Lemartier’fhen Accepte, wenn doch 
auf das Geſchäft der Kläger bezüglid, durch Indoſſament zu ver: 
werthen fuchte, ftatt Seitens der am Wohnfite bes Lemartier 
befindlihen Kläger felbft die Einziehung eintreten zu laffen, und 
trifft fonach hier vollends den Cridar ber Vorwurf, fih auf ein 
Geſchäft mit Levèque eingelafien zu haben, zu welden er deſſen 
Befugniß felbft dann ohne grobes Verſchulden nicht hätte voraus: 
fegen bürfen, wenn er davon ausging, daß Leveque fi mit 
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Wiffen und Willen der Kläger nicht als ein gewöhnlicher Reifen: 
der gerire. 

Was aber endlich 

* bie Leveque’iche „Rirtnobanste arm anbelangt, und 
dag au r diefe die Kläger verhaftet jein jollen, wenn fie ges 
wußt hätten, daß ihr Neifenver ſich für ihren „NRepräfentanten in 
Handlungsgeſchäften“ ausgegeben babe, fo läßt fi freilich nicht 
bezweifeln und ift auch bereitd vom Dber-Appellationsgerichte aus: 
gelprohen worden, daß ein Reiſender, wenn nicht bloß auf Pro: 
vilion von den durd ihn effectuirten Beftellungen angenommen, 
den Reife-Aufwand, foweit nit unangemefjen, von dem Principale 
erjegt verlangen könne. Allein nicht bloß würde durch obigen 
Beweis noch keineswegs ausgejchloffen fein, daß Leväque auf 
Provifion die Reifen für Kläger gemacht habe, welchen Falls der 
Reiſende in diefer Brovifion den Erfaß der Reifefpejen erhält und 
jo diefelben allein tragen muß, jondern es ift auch da, wo biefer 
Reife: Aufwand jchlieglic ven dem Principal zu tragen ift, doch 
immer davon auszugeben, daß die von dem Reifenden mit Wirthen, 
Fuhrleuten u. f. w. zum Behufe feines Unterfommens, Lebensuns 
terhalts, Fortſchaffung u. f. w. eingegangenen Verträge an fi nur 
jolhe, welche der Neifende für jeine Rechnung fchließt, und bie 
daraus entitandenen Berbindlichkeiten rein perfönlide Schulden 
beflelben feien, für weldye, foweit fie nicht alsbald getilgt werden, 
dem Reiſenden bloß für feine Perfon ein Credit gegeben ift, bie 
Principalſchaft aber nur infoweit verhaftet fein kann, als ſie dem 
Reifenden ihrerjeits Credit desfalls ausdrüdlid eröffnet hätte. 
Auf diefen Fall läuft der im Stadtgerichts-Erkenntniſſe in Bezug 
- auf die Wirthshausrechnung dem Bellagten freigelajfene Beweis 
hinaus. Abgejehen aber hiervon würde der Dritte, welcher fich 
mit. dem Reifenden auf Gewährung von Logis, Koft und in Be 
treff anderer Reiſebedürfniſſe ohne Baarzahlung eingelajlen hat, 
von der Brincipalfhaft feine Befriedigung nur auf Grund einer 
Geffion der dem Reiſenden gegen jene zuftändigen Erſatzanſprüche, 
oder, dafern die deifalljigen redhtlihen Borausfegungen vorliegen, 
mittelft Arreſt und Erecutionsmaaßregeln auf die Gehaltsforder: 
ungen des Reiſenden verlangen können. Denn von welder Art 
und Ausdehnung auch deſſen Befugniß zur Vertretung des Prin- 
cipals in Handlungsgeſchäften fein möge, immer würden doch der: 
artige Ausgaben und Schulden, bloß weil in Anlaß von Hand: 
Iungsgefchäften gemacht, noch nicht als auf Rechnung des Princi- 
pals lautend, vder felbft als Handlungsgejchäfte gelten können, 
und ein folder Anſpruch auf Eefjion, welcher beredtigte, alsbald 
utiliter den Principal zu belangen, kann dem Baftwirthe u, |. w. 
nicht zugejtanden werden. Nun aber ift es vorliegend nicht bloß 
weder behauptet, daß Levo que noch auf Grund feiner Geſchäftse 
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führung an die Släger babe, noch auch, daß er ſolche dem Bayba 
cedirt hätte; und indem überdies ber Gefihtspunft, daß bierbei 
eine in rem versio abjeiten jenes Dritten obwalte , bereits 
rechtskräftige Verwerfung, wenn auch zunähft aus dem formellen 
Grunde der Verfpätung gefunden bat, fo ift überall nicht abzufehen, 
wie der Eridar den Klägern die Berichtigung jener Wirthshaus⸗ 
rechnung follte anfinnen können, wenn mit ihrem Willen Leve que 
fih eine ihm nicht zufommende Qualität anmaßte. 

(Sammlung in Frankfurter Rechtsſachen Bd. II S. 357— 
871). 2 


51. Befugnif von Handlungsbevollmädtigten, den 
Principal perſönlich in Proceffen zu vertreten. 


Das Stadtgeriht zu Berlin führt in dem Erfenntniß 
vom 21. Januar 1864 — gegen die Anfiht ded Kammerges 
rihts — aus, daß Art. 47 Abi. 2 des H.G.B.'s nad) welchem 
Handlungsbevollmächtigte zur Procekführung keine Specialvollmacht 
bedürfen, nidyt al& eine procefjualiihe, insbefondere nicht als eine 
den im Bereih ber A.G.O. beftehenden jogenannten Advokaten⸗ 
zwang aufhebende Vorfchrift zu erachten fei — Preuß. E.G. Art. 
60 Abſ. 3. — zumal, wenn bei Abfafjung des zur Geltung in 
ganz Deutichland beftimmten. D.H. G.B.'s für Handelsbevollmäd: 
tigte bie Aufhebung des Advokatenzwanges beabjichtigt worden 
wäre, eine ausdrückliche, hierauf gerichtete VBorfchrift in da8 D.H. G. B. 
aufgenommen fein würbe, wihrend die Anfiht des Kammergerichts 
in Zändern, wo der Advokatenzwang in burdhgreifender Weife be⸗ 
ftebt, zu der Anomalie führen würde, daß zwar nicht die bethei⸗ 
ligte Bartei jelbit, wohl aber für biefelbe jeder noch fo ungeeignete 
Vertreter, jofern derjelbe unter der Bezeichnung ald Handlungsbe⸗ 
vollmädtigter zur Procekführung ermächtigt wird, würde auftreten 
fönnen. 

(Eentralorgan Bd. HI Nr. 17). 


52. Ausfhluß berBefugniß bes Handlungsreifenben 

zur Einziehung des Kaufpreifes für die von ibm ab: 

gefhloffenen Berfäufe*), Bedeutung bes Ausdrucks 

„repr&esentant." Nihtangezeigter Widerruf der Voll— 
madt. 


Beflagter in W. erhielt von dem Haufe U. P. in Borbeaur, 
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*) gs Art. 49. 47. S. Privatrechtl. Geſetzb. für den Kanton Zürich 
. 1292: Hanblungsreifende find keineswegs ohne weiter als Pro- 
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in Folge einer dem Reiſenden dieſes Hauſes aufgetragenen Be⸗ 
ſtellung, mit Factur v. 29. November 1861 eine Partie Wein im 
Werth von 220 Frs., fällig nach 3 Monaten. In dem ber Yac 
tur beigefügten Briefe eröffnete Kläger dem Bellagten, daß er für 
den Betrag der Yactur ein Mandat auf ihn ausftellen werde. 
Da ber Betrag ber dem Verſender zur Laft fallenden Fracht in 
ber Faetur nur mit 35 rs. berechnet war, während Bellagter das 
für 40 Frs. 40618. hatte bezahlen müſſen, jo erfuchte Kläger am 
23. December Beklagten, die bereit im Umlauf befindlihe Tratte 
auf den 28. Februar 1862 mit 220 rs. zur Vermeidung weiterer 
Umtriebe voll einzulöfen, wogegen er feinen Reifenden beauftragen 
werde, ihm die Differenz mit 5 Frs. 40 Cts. bei feinem Eintreffen 
in W. zu vergüten. Am 8. Februar 1862 zog ©. Rouflet, als 
„representant de la maison A. P.“ von Bajel aus einen Wed: 
jel auf den Bellagten über 220 Frs., fällig auf 10. Yebruar; 
legterer bezahlte diefen Wechfel ohne Weiteres und verweigerte 
dann bie-Bezahlung des ihn früher angezeigten, auf den 28. Fe⸗ 
bruar fälligen Mandate, Kläger verlangt nun die Berichtigung 
jeines Guthabens von 214 Frs. 60 ©t8., weil Beklagter nicht bes 
techtigt geweien fei, den von Rouſſet, ber feit den 15. Januar 
nicht mehr fein Reifender fei und ber ähnliche unbefugte Incaſſi's 
au an andern Orten gemadt babe, gezogenen Wechfel zu hono⸗ 
riren. DBellagter beruft fih auf F. 1292 des privatr. Geſetzb.'s, 
und darauf, daß Kläger felbft den Rouſſet feinen „Repräſentanten“ 
genannt, die Vollmachten eines ſolchen aber viel weiter gehen, als 
die eines bloßen Handelsreiſenden. 

Das Dbergeriht zu Zürich erkannte laut Beſcheid v. 
23. Auguft 1862 zu Gunſten bes Klägers, aus folgenden 
Gründen: Angenommen au, da& fraglihe Kaufgeihäft jet nach 
ben für den Kleinverfehr geltenden Rechtsregeln zu beurtheilen, fo 
hätte Bellagter doch nur im Zmeifel, d. 5. in Ermangelung einer 
entgegenftehenden Willenserflärung bes Principals, den Roufjet, 
als Meifenden des Haufes P., als ermädtigt anjeben dür⸗ 
fen, Zahlungen für daſſelbe anzunehmen und gültig zu quittiren, 
Aus den oben dargeftellten Umſtänden ergibt fi) jedoch, daß Bes 
klagter nicht in Zweifel fein konnte, daß Kläger nicht die Bezahls 
ung bes Kaufpreijes an feinen Reiſenden, fondern an den Inha⸗ 
ber des am 28. Februar fälligen Mandats wollte Auch, daß 
Bellagter den Roufjet in dem Begleitfchreiben zur Factur ald feinen 
„ Repräfentanten” bezeichnet, fteht dem Bellagten nicht zur Seite, 


curaträger des Principals anzufehen, für melden fie Aufträge be: 
forgen. Wohl aber gelten biefelben im Zweifel jür ermächtigt, im 
Rleinverfehr auch den Empfang von Zahlungen zu quittiten. 
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denn ber Ausdruck „représentant“ weiſt, wie bie entſprechenden 
deutſchen Ausdrücke „Vertreter, Bevollmächtigter“ ſchon an ſich 
keineswegs auf eine unbedingte Vollmacht, oder auf die Stellung 
eines Procuraträgers hin; im vorliegenden Falle aber konnte Be⸗ 
klagter durch dieſen Ausdruck um ſo weniger verleitet werden, den 
Rouſſet als auch zur Einziehung des Kaufpreiſes ermächtigt zu er⸗ 
achten, als ja unmittelbar nach dem Worte représentant die An- 
zeige, daß Verkäufer über den Yucturapreis eine auf den 28. Te: 
bruar fällige Anweifung ausgeftellt habe, und die Bitte biefelbe 
zu bonoriren, folgte. In dem Briefe v. 23. December aber war 
Rouffet gar nicht genannt, fondern nur gejagt „der Reiſende“ des 
Klägers werde bei feinem nächſten Bejude dem Beklagten bie 
Frachtdifferenz von 5 re. 40 Cts. auszahlen, und, wenn nun auch, 
im Ermangelung einer Anzeige von der Entlafjung des NRoufjet, 
ber Bellagte zu der Annahme bereditigt war, daß unter dem 
„Reiſenden“ Rouſſet verftanden war, fo folgt doch hieraus gar 
nicht, daß er gültig an dieſen Habe zahlen können, ba nad dem 
angeführten Brief der Reiſende nicht eine Zahlung einziehen, fon: 
dern im Gegentheil 5 Fr. 40 E&t8. an den Beklagten bezahlen follte, 
letterer dagegen wiederholt angewiejen wurde, die am 28. Februar 
fällige Anweifung zu honoriren — —. 

(Zeitihr. f. Kunde der Züricher Rechtspfl. Bd. XI ©. 308 ff.). 


53. Befugniß der Handlung Sreifenden zur Beitel: 

lung von Berfaufsagenten bez. zur Begründung eines 

Eommiffionslagers. Erfundigungspflidt des drit- 
ten Eontrabenten. 


Der Reifende von Ash and Sons zu London, Joſ. Dempjey, 
ſchloß mit dem Zahnarzt Dr. J. B. R. in Frankfurt im Novem: 
ber 1858 einen Vertrag ab, vermöge deſſen leßterer auf eine ges 
wife Zeit zum ausihlieglidyen Agenten der genannten firma zum 
Vertriebe der Fabrikate derfelbe in den deutſchen Bundesſtaaten ꝛc. 
beſtellt wurde, und das geſammte, dem D. von Ash anvertraute 
Waarenquantum, unter Leiſtung eines Vorſchuſſes von 300 Livres 
auf daſſelbe, ausgehändigt erhielt. Ash and Sons klagten, indem ſie 
die Unverbindlichkeit des gedachten Vertrages für ſich behaupteten, 
gegen R. auf Herausgabe der empfangenen Waaren reſp. Erſatz 
des Werthes der nicht mehr vorhandenen Artikel, während Bes 
Magter den Bertrag, weil D. zum Disponenten bes übergebenen 
Waarenlagerd von Ash and Sons beftellt worden, für bindend er: 
achtete, mindeften® aber retinendo Rückerſtattung des geleifteten 
Vorſchuſſes verlangte. 

Das den Beklagten verurtheilende Erkenntniß zweiter In: 
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ftanz wurde vom O. A.G. zu Kübel durch Urtheil v. 17. April 
1860 aus folgenden Gründen beftätigt: 

Bellagter behauptet 1) daß Dempfey nach bem was vor: 
liege, als zum Abjchluffe des fraglichen Gefhäfts mit bindender 
Kraft für die Kläger anzufehen ſei; 2) daß, wenn D. feine Boll: 
macht überjchritten haben follte, Hierunter ber Beflagte nicht leiden 
dürfe, welcher bona fide und zwar durch den Kläger veranlaßt, 
den D. als zum Abſchluß des Geſchäfts befugt angejehen, unb 
babe anfehen Fönnen; endlich 3) daß, wenn auch einzelne Beftim- 
mungen des Geſchäfts an Nichtigkeit laboriren follten, doch das 
Geſchäft infofern als gültig behandelt werben müſſe, als Beklagter 
mit dem Verkaufe ber Flägerifhen Fabrikate beauftragt worden 
jet und hierauf einen Vorſchuß geleiftet habe. Nun aber haben: 

Zu 1) die vorigen Richter überzeugend ausgeführt, daß im 
der von dem Beklagten infofern für fih geltend gemachten Inflis 
torenqualität des Dempfey, als diefer mit dem Verkaufe den ihm 
übergebenen klägeriſchen Fabrikate beauftragt geweſen fei, eine Bes 
fugniß, den vorliegenden Vertrag abzufchließen, nicht gefunden 
werben könne. Jene Inſtitorenermächtigung reiht nicht auf, 
um eine dauernde Verkaufshandlung für feine Principale einzus 
jegen, vollends nicht eine folhe, deren Inhaber Zuſicherungen ers 
hielt, wie folhe von Dempfey gemadyt wurden. Dempſey dispo⸗ 
nirte nämlidy nicht etwa nur über die in feinem Befite befindlichen 
Waaren, fonbern er verpflichtete auch feine Principale, dem Bes 
klagten von ihrem Lager ferner Fabrikate zu fenden ; babei wurden 
die Kläger für bie Zeit der Contractsdauer an den Beklagten, wels 
hem überdies ein ſehr bedeutender Rabatt bewilligt wurde, ges 
bunden, ohne bie demfelben übergebenen Wauren vor Ablauf ber: 
jelben zurüdforbern oder über diefelben anderweitig disponiren zu 
dürfen, nur nad) je 6 Monaten follten die Kläger das Lager bes 
Beklagten revidiren dürfen, und, was ſchon allein ausreichend ift, 
um bier zu Gunſten ber Kläger zu entjcheiden, die Kläger wurben 
dur den Contract in die Unmöglichkeit verfeßt, in einem fehr bez 
beutenden Theile ihres Abſatzgebietes felbft oder durch beliebig ge: 
wählte Beauftragte als Verkäufer ihrer Fabrikate aufzutreten, ins 
dem Dempfey die Kläger darauf befchränft hatte, in den deutſchen 
Bundesftaaten, in Defterreih, in der Schweiz und in Polen nur 
durch des Beklagten Vermittlung Geſchäfte in ihren Artikeln zu 
machen, 

Wenn der Bellagte gegen das Gewicht ber vorbemerkten 
Momente fih darauf beruft, daß ber große Werth des von ben 
Klägern dem Dempfey übergebenen Lager und überhaupt das 
Bertrauen, welches ber Lebtere genofien habe, die Stelle der uns 
ter anderen Umftänden erforderlihen befondern Ermächtigung er: 
jet hätten, fo bebarf dies Teiner Widerlegung. 
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Zu 2) Der Beklagte hat für ſich geltend gemacht, daß er 
ſchon vor der Verhandlung mit Dempſey, im September 1858, in 
London geweien, dort den Klägern die erfte Propofition zu einer 
Agentur gemadt babe und ton ihnen an ben bemnädft nad 
Deutichland Tommenden Dempjey verwielen worden jet, weldyer 
bie dortigen Verhältniſſe befier kenne, als fi. — Dieſes Bor: 
bringen ift nicht als erbeblih anzufehen. Denn die allgemeine 
Verweiſung des Beklagten an Dempfey ließ keineswegs beftimmt 
erfennen, daß diefer zum definitiven Abſchluß über das proponirte 
Bertragsverhältnig ermächtigt ſei. Es konnte darin auch die bloße 
Hinweifung darauf gefunden werden, daß der Bellagte das Nähere 
mit Dempfey befpredhen und verhandeln follte, bamit Dempfey 
darin über bie Sade an feine Principale berichte. Außerdem 
würde aber dem Beflagten bier entgegenitehen, daß er, feiner eige- 
nen Angabe nad, von Dempfey, al8 er mit diefem die Sache 
in Frankfurt befprochen hatte, wieder an bie Kläger zurüdver: 
wiefen wurde und ſich hierauf fchriftlih an bdiefelben mit feiner 
Propofition wandte. Darnach konnte er nit mehr in Ungewiß- 
beit darüber fein, daß Dempfen, welcher ibm nur feine Unterſtütz⸗ 
ung bei den Klägern zugefagt haben fol, fi durch feine Stellung 
als institor nicht für ermädhtigt hielt, auf die Propofition einzu: 
geben und definitiv über biefelbe abzufchließen. 

Der Beklagte führt ferner für fih an, daß die Kläger ihm 
auf jeine ihnen brieflid gemachte Propofition Feine fchriftlihe Er⸗ 
wieberung ertheilt, fondern, wie er felbft alternativ vorgeſchlagen 
gehabt habe, mündlih durch Dempfey Antwort gegeben hätten, 
und daß Dempſey dabei erklärt habe, zwar nicht ganz auf die 
Propofition eingeben, aber doch einen ähnlichen Vertrag abichließen 
zu können. Nun ift freili der von dem Bellagten in Bezug ges 
nommene, von Thöl, Handelsr. 6. 28 aufgeftellte Sab, daß, 
wenn fih Jemand als Stellvertreter gerivt habe, ohne es zu fein, 
der Principal dem dritten Kontrahenten dann verantwortlidy jei, 
wenn er dolos oder culpo8 benfelben veranlagt haben follte, den 
angeblichen Stellvertreter als zum Eontrahiren ermächtigt anzufehen, 
in folden Fällen als richtig anzuerkennen, in melden es jih um 
bie größere oder geringere Ausdehnung der Vollmacht eines In⸗ 
ftitors handelt, wovon L. 10. ©. 5. Dig. de inst. act, 14, 3. 
ein Beifpiel enthält. Allein der Beklagte war überhaupt nicht in 
der Lage, in jenem Hergang einen hinlänglichen Grund zu finden, 
um ben Dempfey ale zum Contractabſchluß ermächtigt anzuſehen. 
Der Umftand, daß der Bellagte auf feinen Brief durch Dempfey 
Antwort erhielt, berechtigte ihn noch nicht zu der Annahme, daß 
Dempjey bevollmädtigt fei, bie Bedingungen bes beabfichtigten 
Geſchäfts definitiv feftzufegen und den Contract abzufdließen. Er 
batte wohl Anlaß daraus bie allgemeine Bereitwilligfeit der Klä- 
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ger zum Eingehen auf ein ähnliches Verhältniß abzuleiten, nicht 
aber auch, daß ſie dem Dempſey den verbindlichen Abſchluß des 
Geſchäfts überlaſſen hätten. Der Beklagte wurde daher nicht der 
Nothwendigkeit überhoben, ſich ſpeciell über die dem Demſey von 
den Klägern übertragenen Befugniſſe zu unterrichten. — Die 
hierbei auf Seiten des Beklagten angenommene Erkundigungspflicht 
geht auch nicht etwa zu weit. Es handelte ſich um einen über 
ben gewöhnlichen Geſchäftskreis eines bloßen Inſtitors oder Rei⸗ 
ſenden weit hinausreichenden Contract; und bei einem Verhält⸗ 
niſſo diefer Art muß dem Dritten Vorfiht und Wachſamkeit zur 
Pflicht gemacht werden, wenn nicht der Principal ſchuldlos feinem 
Vertreter Preis gegeben werben fol. 

Zu 3) Die von dem Bellagten eventuell für fih geltend 
gemachte Regel: utile per inutile non vitiatur, fteht demjelben 
nicht zur Seite. Abgeſehen von ſolchen Fällen, in welden Uns 
gültigfeit eines Geſchäfts überhaupt nur bis zu einer gewiflen 
Grenze eintritt, findet jene Regel nur da Anwendung, wo ein 
Verhaͤltniß aus weſentlich trennbaren und im Einzelnen von ein: 
" ander unabhängigen Theilen befteht. Im vorliegenden alle find 
alle Beftimmungen des fraglichen Contracts als zufammengehbörig 
und fi gegenjeitig bedingend anzufehen. — — — 

Der Bellagte ftügt fi bei der Beſchwerde, daß ihm nicht 
das Rüdforderungsreht in Betreff der an Dempſey gezahlten 
300 Livres zugeſprochen fei, darauf, daß man an einen Inſtitor — 
und ein folder fei Dempſey felbft nad) der Auffaffung der vorigen 
Richter geweſen, — mit demfelben Effect, wie an den Principal, 
Zahlung leiften dürfe. Auch bei diefem Punkte war den vorigen 
Richtern aus deren Gründen beizuftimmen. Nur ſolche Rechts⸗ 
akte — bier Zahlungen — können auf eine ben Principal ver: 
bindende Weile mit dem Inftitor erledigt werden, welche dem ne- 
gotium angehören, quod per eum exercetur. L, 3. Cod. de 
inst. act. 4. 25. 

Hier aber gehörten die Einfegung einer Verkaufshandlung 
und die damit in Verbindung ftehenden Feſtſtellungen und Leiſtun⸗ 
gen, wie oben gezeigt worden, nicht zu dem Geſchäftskreiſe, wel- 
her dem Dempſey angewieſen war. 

Man kann auch nicht etwa zu Ounften des Bellagten an- 
nehmen, daß die 300 Livres als eine Anzahlung auf einen von 
Dempſey bewirften Verkauf eines Theils der Hägeriihen Waaren 
anzufehen und in diefer Eigenfchaft den Klägern zur Laft zu 
bringen feien. Denn nicht nur liegt ein Verkauf jener Waaren 
an ben Beklagten nicht vor, und man würde nur etwa eine Vers 
faufscommiffion als ertheilt anzunehmen haben, allein jelbft 
diefe hat nicht in der gewöhnlichen und einfahen Weiſe ftattges 
funden, in welder fie unter Umftänden auch von einem Inſtitor 
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ad vendendum vorgenommen werden darf, ſondern die Hingabe 
der Waare und die Zahlung der 300 Livres ſind nur auf Grund 
des Agenturcontracts und der Geſammtheit der Stipulationen 
deſſelben vor ſich gegangen. Aus der in Betreff der Kläger be: 
ſtehenden Unverbindlichkeit diefes Contracts und feined Inhaltes 
folgt felbitverftändlih auch diejenige der in Rede ftebenden Zahl⸗ 
ung. Diefe Tann nicht in zwei verjchiedenen Eigenſchaften auf: 
gefaßt werden, als auf eine vielleicht für zuläfiig zu achtende Ver⸗ 
faufscommilfion und zugleich ald auf einen unzuläfligen Ageniur- 
contract fich beziehend, fondern fie ift die einfache Erfüllung einer 
Vertragsitipulation,, deren rechtlihe Wirkfankeit im Verhältniß zu 
den Klägern mit den ganzen Contracte ſteht und Fällt. Daß der 
Gefihtspunft der impensae necessariae ein unhaltbarer ift und 
die jebige Anbeutung des Beklagten, bie 300 Livres könnten viel- 
leicht in bie Hände der Kläger gelangt fein, als veripätet und 
außerdem zur Begründung des beflagtifchen Anſpruches vorge: 
brachtermaßen ungeeignet, feine Beachtung finden darf, bedarf 
feiner Ausführung. — — 

Aud die weitere Befchwerde, durch welche ber Bellagte von 
der Pflicht, den Werth der veräußerten Gegenftände ben Klägern 
zu erfeßen, befreit zu werden ſucht, erfcheint unbegründet. Zwar 
darf der Bellagte bis zu dem Zeitpunfte, zu weldem bie Kläger 
mit dem Berlangen der Rücklieferung ber fraglichen Gegenſtände 
aufgetreten find, nicht als malae fidei possessor behandelt wer: 
den, da ihm in der Art, wie er in ben Befib derfelben gelangte, 
wohl Mangel an Vorſicht, aber nicht wifjentliche Widerrechtlichkeit 
vorgeworfen werben Tann, und der Gab ber L. 13 $. 8, Dig. 
de hered. petit. 5. 3. „nemo praedo est, qui pretium nume- 
ravit‘° analog auf ihn anzuwenden ift. Allein aud) der bonae fidei 
possessor haftet, wenn die Sache von ihm veräußert worden ift, 
und von dem jpäteren Erwerber nicht mehr vindicirt werben kann, 
für den empfangenen Erlös, fei es mit der condictio sine causa, 
fei e8 mit der negotiorum gestorum actio*). L. 23. D. de reb. 
ered. 12. 1. L. 17. pr. D.de rei vind. 6. 1. L.1. C.de rebus 
alien. non alien. 4, 51. L.49. D. de neg. gest. 3. 5. L. 3. 
C. de rei vind. 3. 32, Erfenntniß Deffauer ca. Aub. Yebruar 
1854., und daß bier Nichtvindicabilität der veräußerten Gegen: 
flände anzunehmen tft, kann den Umftänden nad feinem Zweifel 
unterliegen. 

(Sammlung in Frankfurter Rechtsſachen Bd.V. S. 265 — 272). 


*) Richtiger ift ber Sag auf ben Fall des Befißes auf Grund eines nur 
putativen Titel zu beſchränken. Ahering, Abhandl. ©. 78 ff; 
v Wächter, Grörterungen II &. 100; v Bangerow, Banbeften 
III $. 628 a. E.; Witte, Bereicherungäflagen ©. 825 ff. G. 
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54. Verträge von Stadtreiſenden an auswärtigen 
Pläßen. 


Die Handlung F. & W. in Berlin wurbe aus einem Liefer: 
ungsgeſchäft belangt,, welches ihr Stadtreifender S. nebft anderen 
ohne bejonderen Auftrag in Potsdam mit der Klägerin abgeſchloſ⸗ 
fen hatte, und befjen Erfüllung fie verweigerte, während fie bie 
anderen Geſchäfte ausführte.e Das Stadtgeriht zu Berlin 
verurtheilte, I. U. v. 22. San. 1863, dem Antrage gemäß, weil 
S., wenn auch in erſter Linie nur zu Geſchäftsabſchlüſſen in Ber: 
lin angenommen, body von feinen Principalen aud zu Geſchäften 
in Potsdam verwendet worden fei. H.G. B. Art. 49 ſchreibe vor, 
daß cin am auswärtigen Drt verwendeter Handlungsbevollmäd- 
tigter den Principal in allen Geſchäften verpflichte, welde ber Be 
trieb des fraglichen Handelsgewerbes mit ſich bringt. Es fei bier: 
nach nicht erforderlih, daß der Handlungsreifende jedesmal einen 
ausdrüdlihen Auftrag zu Geſchäftsabſchlüſſen am fremden Ort habe; 
es genüge, daß er als Handlungsbevollmächtigter im Dienfte ber 
Handlung ftehe, und daß ihn der Principal zu Geſchäften am 
fremden Drt verwende. Daß dies im vorliegenden Falle ge 
ſchehen, ergebe ji aus dem Briefe der Verflagten, in weldem fie 
ben ©. ber Klägerin gegenüber mit Bezug uuf gleichzeitig mit 
bem betr. Lieferungsgeihäft abgeſchloſſenen Geſchäfte als „unferen 
Reiſenden“ bezeichnet haben. 

(Sentralorgan Bd. I. ©. 37.) 


55. Provifionsreifender. Bon welden Geſchäften iſt 
Provifion zu zahlen? 


Die Entſcheidungsgründe eines Urtheils des DO. U. G.'s 
zu Xübed 1857 enthalten folgende Sätze: 

— Hat der Provifionsreifende eine Beftellung unter dem 
Limito nur unter bem Vorbehalt der Genehmigung feines Prins 
cipal3 angenommen, und ift diefe Genehmigung nicht erfolgt, jo 
kann er von biejer Beftelung feine Proviſion fordern, da ein nur 
bedingungsmeife gemachtes Gefhäft, wenn die aufichiebende Bes 
dingung nicht eintritt, einem überall nicht gemachten gleichlteht. 
Dabei ift gleichgültig, ob ber Principal fpäter felbft die beftellte 
Waare nody unter dem vom Belteller offerirten Breife an Andere 
verkauft hat. — Hat der Reifende, um das gegenfeitige Conto 
feftzuftellen, in der Rechnung alle durdy ihn vermittelten Beftel: 
lungen aufgezählt, dagegen gewilfe ausdrücklich ansgefchloffen, und 
ergibt num dieſe Berechnung einen Saldo zu Gunften des Princi: 
pal8, während bei Aufnahme jener ausgefchloffenen Beftellungen 
ih ein Saldo zu Gunſten des Reifenden ergeben hätte, fo Tiegt 
darin bie unzweibentige Willenserflärung bes letteren, daß er von 
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jenen Poſten keine Proviſton in Anſpruch nehmen konne oder wolle. 
— Die vorigen Richter haben angenommen, daß nach allgemeinen 
Grundſatzen ein Proviſionsreiſender berechtigt ſei, ſich eine Pros 
viſion von allen durch ihn vermittelten Beſtellungen zu berechnen, 
und daher dem klagenden Principal den Beweis auferlegt, daß der 
beklagte Reiſende ſich damit einverſtanden erklärt habe, daß die 
ihm zukommende Proviſion nur von den wirklich effectuirten 
Beſtellungen zu berechnen ſei. Steht dies rechtskräftig feſt, ſo 
muß dem Kläger auch der Beweis der ferner behaupteten das 
Recht des Bellagten befchränfenben Vereinbarung auferlegt werden, 
daß von bem-Betrage, woraus die Proviftion zu berechnen, vorab 
die Retourwaaren, Sconto und Decort in Abzug gebracht werben 
folten. — — 
(Sammlung in Frankf. Rechtsſachen Bd. III. ©. 372—383.) 


56. Proviſionsreiſender. Uebertragung bes aus: 
ſchließlichen Proviſionsverkaufs. 


Ein Urtheil des Oberhofgerichts zu Mannheim vom 
20. Sept. 1862 führt aus: Beklagter hat ſich nur verbindlich ge⸗ 
macht, den Proviſionsverkauf des von ihn fabricirten Artikels 
durch Niemanden als den Kläger beſorgen zu laſſen. Dadurch hat 
er ſich aber weder des Rechts zum unmittelbaren Selbſtverkauf 
ſeiner Waare, noch zur Vermittelung deſſelben durch ſeine Hand⸗ 
lungsgehülfen begeben. Werden letztere zu jenem Behufe auf Reiſen 
geſendet, ſo erhalten ſie dadurch noch nicht die Eigenſchaft von 
Proviſionsreiſenden, deren Stellung dem Auftraggeber gegenüber 
eine ſelbſtändige, der eines Commiſſionärs ähnliche, und alſo von 
der eines gewöhnlichen Geſchäftsreiſenden weſentlich verſchiedene 
iſt. Der Beſtimmung des Vertrags muß um ſo mehr dieſe be⸗ 
ſchränkende Auslegung gegeben und daher das Geſuch, dem Be 
klagten überhaupt jeden Verkauf durch Reiſende zu unterſagen, für 
unbegründet erachtet werben, als bein Beklagten, wenn er allen Ber: 
auf feines Fabrifats lediglich durch den Kläger vermitteln laſſen 
müßte, jede Möglichkeit entzogen märe, fid) Abfatquellen auch an 
anderen, als den vom Kläger bereiften Orten zu eröffnen, was 
nicht in der Abfiht der Kontrahenten gelegen fein Tann. 

(Annalen der Badifhen Gerichte Bo. XXVIU. ©. 270.) 


57. Bertretungsbefugniß des Handblungsperjonals 
eines [huldflüdtigen Kaufmann. 


Die Handlung R. & F. in Hamburg, melde mit einer er: 
heblichen Summe gegen F. W. 8. & Co. in Vorſchuß ohne Dedung 
waren, beflimmte am 17. Sept. 1862, zu einer Zeit, wo der 
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Inhaber der fhulbnerifchen Firma K. bereits flüchtig, der Concurs 
über bdiefelbe aber noch nicht eröffnet war, einen Commis diefer 
Firma, ihnen die Wegnahme von circa 500 Sentnern Mehl zu ge 
ftatten. In einem vor dem Handelsgeriht zu Hamburg 
von den Verwaltern der F. W. 8. & Co. 'ſchen Gantmafje gegen 
R. & F. angeftrengten Proceffe auf Herausgabe der gedachten 500 
Sentner Mehl, ward angenommen, baß Bellagte den Beſitz der 
Waare in vitiöfer Weife erlangt hätten, falls fie bei Entgegen: 
nahme ber Waare bereit Kenntniß von der Flucht des K. Hatten, 
weil fie alsdann an der Weberfchuldung, des K. nicht zweifeln 
fonnten „und das Geſchäftsperſonal eines ſchuldflüchtigen Kauf: 
mann, weil ber Entwichene gar nicht mehr die Abſicht Hat, feine 
Geſchäfte durch feine Leute beforgen zu laffen; von dem Augens 
blide an, mo demfelben die Entweichung des Principals zur Kunde 
fommt, ſich nicht mehr als legitimirt zur Vertretung des Princi: 
pals betrachten kann, demnady auch ein Dritter, dem das Entwei⸗ 
hen des Principal® zur Kunde gekommen tft, Gegenftände, welche 
im Befib des Ylüchtigen waren, fo wenig von deſſen Commis ſich 
ausliefern, als fich felbit in den Befit derfelben feten darf“ — —. 
U. v. 11. Mai 1863, 
(Hamb. Gerichtözeitg. Bd. II. ©. 154 ff.) 


88. Befugniß von Handelsagenten zur Annahme don 
Zahlungen *). 


Der oberfte Defterreid. Gerichtshof hat durch Deer. 
v. 11. März 1862, gegen die Anfichten der beiden vorigen In⸗ 
ſtanzen (Wiener Handelsgeriht und Oberlandsgeriht zu Wien), 
anerkannt, daß, wenngleidh nad der V. des Handeldminiftertums 
v. 3. November 1862 wandernde Handelsagenten zum Incaſſo 
nur in Folge fpecieller Bevollmächtigung berechtigt feien, die auf 
einem beftimmten Handelsplab aufgeitellten Agenten 
eines Handlungshauſes, nad Analogie der Handelsbedienſteten, 
denen vom SHanblungseigenthümer der Waarenverfauf außer bem 
Laden geftattet wird, gemäß bürger!. Gejchb. 6. 1030 **) bevoll⸗ 
mädhtigt erfhienen, für jene Waarenpoſten, deren Verkauf durch 


) 9.8.8. Art. 49. 50. 47. 

»e) „Geſtattet ber Eigenthümer einer Handlung ober eines Gewerbes 
feinem Diener oder Yebrling, Waaren im Laden ober außer demfelben 
zu verfaufen, fc wird vermutbet, daß fie bevollmäditigt jeien, bie 
Bezablungen zu empfangen, und Quittungen dagegen auszuſtellen.“ 
— dieſe Zeitſchr. Bd. 1. S. 158 fi. 1955 fi. Bd. Il. S. 406 
(Nr. 24). — 
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ihre Vermittlung zu Stande Fam, nicht aber auch für andere, das 
geſchuldete Kaufgeld in Empfang zu nehmen. 
(Defterr. Gerichtszeitg. Bb. XIIL ©. 291.) 


59. Ereditirungsreht des Handblungsbevollmädtig: 
ten? Beweislaft hinſichtlich der erfolgten Baar: 
zahlung *). 


Der Gehülfe eines Mebgers hatte das ihm täglich zugewo⸗ 
gene Fleiſch an die verfchiedenen Kunden feines Dienſtherrn zu 
tragen und biefem bafür den Preis zu zahlen. Periodiſch wurde 
Abrechnung gehalten, und von dem Gehülfen der Erlös für das 
verfaufte Tleifh an ben Dienftherrn abgeliefert. Bei diefen Ab: 
rechnungen blieb der Gehülfe feinen Dienftberrn immer etwas 
ihuldig, und wurde nad, feinem Austritte aus dem Dienft des⸗ 
wegen für 328 Frs. belangt. Bellagter behauptet, daß ein Theil 
der Kunden ben Preis des empfangenen Fleiſches direct an den 
Kläger bezahlt habe. Das Obergericht zu Zürich legte I. Urs 
theil v. 29. Mürz 1862 dem Bellagten den Beweis biefer Bes 
hauptung auf, aus folgenden Gründen: Bellagter übernahm das 
vom Kläger ihm Übergebene Fleiſch nicht auf eigene Rechnung, 
wurde alfo zunächſt nit Schuldner des Preifes an Kläger, fon: 
dern hatte nur bie Verpflichtung, die Kaufgelder fofort nad) dem 
Bezuge oder in beftimmten Zwilchenräumen an den Kläger abzus 
liefern, und, ſoweit er entweber gegen ben Willen bes Klägers bei 
einzelnen Kunden den Betrag nicht bezogen, oder bie Ablieferung 
unterlaflen bat, Erfab zu leiften. Da nun das Beſtehen ciner 
allgemeinen Uebung, wonach es bei einem ſolchen zwiſchen bem 
Metzger und feinen Kunden ftattfindenden dur einen Angeftellten 
bes erfteren vermittelten Verkehr dem Angeftellten geſtattet wäre, 
nad eigenem Gutdünken einzelnen Kunden zu creditiren, nicht ein- 
mal behauptet wird, und nad ber Natur der Sache mit Grund 
faum behauptet werden Tönnte, fo ift bie Klage auf Erſatz an fid 
begründet, wogegen e8 Sache des Bellagten wäre, barzuthun, ent⸗ 
weder daß das erfolgte Erebitiren gegenüber einzelnen Kunden auf 
einer vorherigen allgemeinen oder fpeciellen Bewilligung bes Klä- 
gers berube, oder daß dem letzteren die Ausftände bezeichnet wor: 
den jeien, und baß er nachträglich die Handlungsweife des Belag: 
ten genehmigt habe, Die Richtigkeit diefer Auffaffung der Beweis- 
laft ergibt ſich auch daraus, daß, wie nicht beftritten ift, bei einem 
Verkehr der vorliegenden Art Baarzahlung das Gewöhnliche ift, 
und daher der Kläger, wenn er einzelne Kunden für rückſtändige 


*) 8.0.8. Art. 47. 869. 
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Veträge belangen wollte, bei der offenbaren Unmöglichkeit den Be: 
weis für das Abweichen von der Regel refp. für das gefchebene 
Erebitiren zu führen, mit folden Anfprühen nit auffommen 
fönnte. — | 


(Zeitfhr. f. Kunde d. Zürcheriſchen Rechtspfl. Bd. XIL ©. 187 ff.) 


60. Das Incaſſomandat ſchließt ftillfhweigendb den 
Auftrag zur gerihtliden Beitreibung in fid. 


Anerkannt dur Urtheil des O. U. G.'s zu Darmſtadt 
vom 22, Nov, 1856, weil ein Mandat zur Gelderhebung ohne 
Gewährung der Mittel zur Realifirung eines ſolchen Auftrags als 
eine unnatürliche, daher nicht zu vermuthende Reftriction erfcheinen 
würde, 

(Archiv f. praft. Rechtswiſſenſch. Bd. IX. ©. 319.) 

Hingegen erkannte derfelbe Gerichtshof in dem Urtheil vom 
7. Mai 1861 an, baß der Auftrag, an einen Dritten Zuhlung 
zu leiften, für fi dem Dritten fein Recht, namentlich Fein felbft: 
fländiges Recht, die Zahlung und Rechnungsablage zu verlangen, 


gewähre. 
(Ardiv eod. ©. 407 ff.) 


61. Zablungsleiftung an Boten gegen ben Anhalt 
ber Quittung. 


Die Quittung lautet auf Thaler. Der mit ber Erhebung 
des Geldes gegen Aushänbigung der Quittung beauftragte Bote 
des Klägerd verweigerte die Annahme der vom Bellagten ihm 
offerirten zwei Roftoder Bankſcheine à 20 Thaler. Beklagter bes 
bielt die eingehändigte Quittung zurüd, und behauptet, daß ber 
Bote e8 vorgezogen habe, die Bankicheine anzunehmen. Das Hans 
belSgeriht zu Hamburg, U. v. 27. April 1863, verur- 
theilte den Bellagten gegen Auslieferung der beiden Roftoder Bank: 
fcheine zur Zahlung von 20 Thaler Courant, weil Kläger nur ſolche 
anzunehmen verpflichtet geweſen jei, und eine etwa abweichende 
Abmachung des Beklagten mit dem Boten des Klägers für diefen 
ohne jede rechtliche Verbindlichkeit fei, ba die Quittung bie Thä- 
tigkeit, die der nuntius zu üben hatte, Mar vorſchrieb. 

(Hamburg. Gerichtözeitg. Bd. II. ©. 151.) 


62. Zufidherungen und Bertragsauflöfung durch den 
Agenten bei direct gefhlofjenem Vertrage. 


Das Urtheil des Handelsgerihts zu Hamburg vom 
15. Detober 1862 gebt von folgenden Principien aus: Nat 
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der Agent eine Waare zwar feſt verkauft, ſich aber auf directe 
Beſtätigung feines Hauſes bezogen, und iſt demnächſt zwiſchen dies 
ſem und dem Käufer der Vertrag direct geſchloſſen worden, ſo 
kann eine vom Agenten gemachte Zuſicherung, deren bei dem bi- 
recten Bertragsfchluß Feine Erwähnung geſchah, nicht gegen den 
Verkäufer geltend gemadyt werden. Auch kann ein folder zu Ab: 
fhlüffen nur beihränft ermächtigter Agent nicht für autorifirt er: 
achtet werben, folden von feinen Haufe direct gefchloffenen Vertrag 
ohne Genehmigung fjeined Haufe wieder aufzuheben. Beftätigt 
vom Obergericht l. Urth. vom 3. Februar 1863. 
(Hamburg. Gerichtszeit. Bd, U. ©. 363 ff. Bd. II. ©. 54.) 


63. Berpflihtung des Principal aus ben von bem 
Handlungsbevollmädtigten geſchloſſenen Berträgen. 


Das O. T. zu Berlin führt in dem Urtheil v. 26. Febr. 
1857 aus: 

„In Erwägung, daß die Verklagten (Kaufleute M. u. €. ©.) 
ben I. ©. ſchriftlich bevollmächtigt Haben follen, bei dem Holzge⸗ 
fchäfte der Verklagten die dazu erforberlihen Gehülfen anzunehmen 

und den Lohn derfelben feitzufeßen; daß, menn diefe Behauptung 
erwiejen wird, und ber 9. ©. auf Grund jener Vollmacht den 
Kläger als Gehülfen A diefes Holzgeſchäft engagirt hat, bie Ver⸗ 
Hagten nah A. L. R. 1. 13. V. 153 für die Erfüllung des dies⸗ 
fälligen Abkommens auch dann zu haften haben, wenn J. ©. ben 
Kläger niht ausprädlih im Namen ber Verklagten 
engagirt haben follte, weil jener dann al8 Bevollmächtigter über 
einen Gegenftand feines Auftrags contrabirt hat —” * 

(Archiv f. Rechtsfälle v. Etrieth. Bd. XXIV. ©. 81 ff.) 


64. Sontrabiren bed Handlungsbevollmädtigten für 
den Principal **). 


U. des Handelsgerihts zu Hamburg v. 2. Decem: 
ber 1863: 

„Da Kläger behauptet, baß die libellirten Weine von bem 
Gefhäftsführer bes Bellagten, W., für das feiner Leitung anver: 
traute Gefhäft des Beklagten beftelt und in dieſes Geſchäft ge: 
liefert worden feien ; da der Beklagte nicht beftritten hat, daß bie 
fraglihen Weine in fein Geſchäftshokal abgeliefert worden, da⸗ 
gegen aber einmal in Abrebe ftellt, daß W. diefem Gefchäfte vor: 


*) Auch nah D.H.©.B. Art. 52 wäre bie Entfcheidung gerechtfertigt, 
wenn aud) bie a nicht vollftänbig zutreffen. 
”)D 6 9. B. At. 
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fand, indem er nur zugibt, daß W. als Küper und Hausknecht 
in dieſem Geſchäfte angeftellt gewejen, und zweitens beftreitet, daß 
W. die in Nede ftehenden Weine für das Geſchäft erftanden, 
indem er durdy frühere Rechnungen des Klägers, welde auf den 
Namen des MW. lauten, darthut, daß diefer auf feinen eige: 
nen Namen gekauft habe, und behauptet, dag W. mit diejen 
Weinen ohne fein Wiffen in feinem, des Bellagten, Geſchäftslokal 
für eigene Rechnung Handel getrieben babe; ba es unter 
diefen Umſtänden darauf ankommt, welche Stellung ber verftor- 
bene W. in dem Geſchäft des Beklagten einnahm, inbem, falls 
berfelbe in ber That als institor angeftellt geweien, der Um⸗ 
ftand, daß ber Kläger die Rechnungen auf dejlen Namen ausge⸗ 
ſchrieben, der Thatfache gegenüber nicht für relevant erachtet wer: 
den Tann, daß die Waaren in das Geſchäft des Beklagten ge- 
liefert worden find, eine etwaige Beruntreuung des W. aber nicht 
ben Kläger, fondern dem Bellagten als Principal zur Laft fallen 
würde. — — a 
(Gamb. Gerichtözeitung Bd. I. ©. 393 ff.) 


65. Klage gegen ben Bevollmädtigten auf Beibrin- 

gung einer Bollmaht oder Genehmigung des angeb> 

lihen Machtgebers bei Rechtsgeſchäften, welde der 
ſchriftlichen Beurfundung bedürfen. 


H. hatte für fi in und im Namen bes N. von M. 42?/, 
Kuren einer Braunfteingrube erfauft und laut bes hierüber ord⸗ 
nungsmäßig aufgenommenen Protofulles die Nachlieferung einer 
Bollmadıt feines angeblihen Mandanten zugeſichert. Da dies nicht 
geſchah, und dadurch eine vollftändige Vollziehung des Kaufvers 
trags nicht mögli war, fo erhob M. gegen H. Klage auf Bei: 
bringung einer gehörig legalifirten Vollmacht oder Genehmigungs⸗ 
erlärung des N., welden Anfprud) das O. A. G. zu Wiesbaden 
laut Decret vom Sabre 1858 für begründet eradhtete, weil bie 
Klage auf Vollziehung der gefchloffenen Uebereinkunft gerichtet fei. 

(Naſſ. Arhiv Bd. IV. ©. 273.) 


66. Der Bellagte wendet ein, nur als Mandatar 
contrabirt zu haben. Beweislaft. 


Ein Urteil des D. A. ©. zu Münden vom 9. Dec. 
1859 führt aus: 

Ueber die Frage, ob bem Kläger ober dem DBellagten ber 
Beweis aufzulegen jei, wenn fie darin von einander abweichen, 
daß der Kläger behauptet, ber Beklagte babe, in eigenem Namen, 
— dieſer dagegen, er habe in fremdem Namen contrahirt, beſtehen 


M. Fup. TiH, 
Ouuı Si. 
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widerſtreitende Meinungen. Die eine Meinung ſieht in der letz⸗ 
teren Behauptung nicht etwa eine dem zugeſtandenen Klagefunda⸗ 
mente gegenüber vorgeſchützte Einrede, ſondern die Behauptung 
eines Thatumſtandes, welcher zum eigentlichen Gegenbeweiſe ge: 
hört, wonach ſes zunächſt dent Kläger obliegen ſoll, darzuthun, 
daß der Beklagte mit ihm in eigenem Namen contrahitt habe — 
vgl. Seuffert’8 Archiv Bd. XU. Nr. 27. Die andere Meinung 
hingegen geht davon aus, daß der Abſchluß eines Konfenfualver: 
trage8 durch die Mebereinjtimmung der Willenserflärung ber un: 
mittelbar mit einander handelnden Berfonen erfolge, daß regel: 
mäßig oder vermöge einer in der Natur der Sade liegenden Präs 
fumtion das aus dem Bertrage entipringend Obliggtionsverhältniß 
die beiden unmittelbar mit einander handelnden Perjonen erfaffe, 
und daß demnach, wenn bie eine berjelben ihre contrahirende Wil: 
Ienserklärung zugefteht, jedoch durch die Behauptung, babei bie 
Stelle eines Dritten vertreten zu haben, ihre eigene vertragsmäßige 
Berbindlichkeit ablehnen oder als nicht entitanden, vielmehr die 
verabredete Verbindlichkeit als auf die Perſon und den Namen 
eines Dritten bezogen barftellen will, ihr der Beweis des frag: 
lien Hindernifjes oder biefer namentlihen Beziehung auf ben 
Dritten ald einer Einrede im allgemeinen Sinne obliege, vgl. DI. 
f. RU. Bd. XVIII. Erg:Bl. ©. 49. GSeuffert, Archiv Bd. 1. 
Nr. 193. Bd. VII. Nr. 103. 

Die ir Meinung, welche im vorausgejegten Falle vom 
Kläger den Beweis verlangt, daß der Beklagte in eigenem Namen 
und nicht als Stellvertreter eines Dritten gehandelt babe, ſchlägt 
indeſſen, bis zum Aeußerften verfolgt, in die zweite um. Denn, 
indem fie vom Kläger die Probe fordert, daß Bellagter in eigenem 
Namen gehandelt babe, muß fie ſich dod mit dem Beweije der 
perjönlihen und äußerlich feldftändigen Willensthätigleit des Be⸗ 
klagten begnügen, da diefe wirflid ein Obligationsverhältnißg oder 
Rechte und Berbinblichleiten zu erzeugen beabfihtigt und hiezu 
nothwendig ift, und kann den Beweis der reinen Verneinung, daß 
er nicht im Namen eines Dritten gehandelt habe, nicht nody über: 
dies verlangen, weil e8 ſich von felbit veriteht, daß ber contra: 
birende Beklagte verpflichtet worden ijt, wenn er ji nicht vor 
oder bei dem Abſchluſſe des Contractes für den Stellvertreter 
eines genannten Dritten erflärt hat. In folder Weije knüpft ſich 
an die beftimmte Willenserllärung ded Beklagten von ſelbſt bie 
aus dem Weſen des Rechtsverkehrs entjpringende Yolgerung, daß 
berfelbe für ſich Rechte habe erwerben oder Berbindlidyleiten ein: 
gehen wollen. Der vom Kläger nad der erjteren Meinung ver: 
langte Beweis Tann ſich demnad nur auf basjenige erjireden, was 


vom Bellagten als handlungsfähiger und handelnder Perſon feis 


nem ganzen Umfange nach bereits zugeftanden ijt, und bem Be 
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Aagten fällt fofort ohne weiteres Zuthun bes Klägers bie Relle 

N d beionk 48 Tha mitanbd adjectum weine bi ir 
* eit_ber_aus bew Augeltänhnik entfpringenden Bräfumtion oder 
Kolgerung bindern ober ausſchließen fol, den Khatunutand nänts 
Uh, daB er bei dem Vertragsabſchluſſe nicht für fich — * 
ſondern einen beſtimmten Dritten vertreten habe, worauf doch das 
entſcheidende Gewicht liegt, durch die ihm zu Gebote ſtehenden Be⸗ 
weismittel darzuthun. 


Der zweiten ber porgetragenen Meinungen, welche ohne lims 
hmeit hem Beflaaten den Beweis b yutiache, daR er offen 
alg Stellvertreter geban ‚ auferlegt, ift bi bex Vor⸗ 

u geben. — 


(DI. f. Rechtsanw. in Bayern XXV. ©. 60 ff.) 


Die Praris des O. A. G's zu Dresden ſchwankt. WIE 
Läugnen bes Klagegrunds betrachtet die Behauptung des Beklag⸗ 
ten, und legt deshalb der Kläger ben Beweis ab, ein Urth. v. 
18. Jan. 1854 (Seuffert’8 Archiv Bd. VIII. Nr. 103) — _bages 
gen geben andere Urtheile, zuletzt v. 10. April 1862, von bet 
entgegengejebten Auffaffung aus. Dal. Pöſchmann in den Ans 
nalen des K. Sächſ. Oberappellationsgerihts zu Dresden Bd. V. 
©. 309 Not. **,. Ebenſo legt dem Beklagten den Beweis, baß 
er für einen Dritten contrabirt habe, auf das O. T. zu Berlin, 
U. v. 24. Sept. 1861 (Strieth. Archiv Bd. XLII. ©. 101, aud 
in Seuffert’d Arhiv Bd. XV. Nr. 272). Berner das O. A. 8% 
zu Didenburg (Seuffert’8 Arhiv Bd, I. er. 193), und das 
Obergeriht zu Braunſchweig (eod. Bd. VIIL. Nr. 108). 


Anagichrt bat, euichen das O. A. G. zu Lübeck, U. v. 2. 
ept. 1856 (Seuffert's Bd. ZU. Nr. 27). 


67. Iſt der Einwand des Bellagten, baß Kläger nur 
als Mandatar contrabirt Habe, Leugnen bes Klage 
- grunbes ober wahre Erception. 


Kläger beanſpruchte Kaufpreis für Holzwaaren, welde er 
bem Beklagten auf deſſen Beftellung geliefert habe. Beflagter vers 
neinte bie Klage mit der Erläuterung, daß Kläger nur als Hands 
Iungsreifender feines Vaters für diefen die Beſtellung entgegenge⸗ 
nommen habe, und daß die Lieferung von Ichterem erfolgt ſei. Es 
wurde auf Ableiftung eines vom Kläger dem Bellagten über bie 
Klagebehauptung deferirten Eides erkannt, und dieſe Entſcheidung 
von O. A. G. zu Dresden durch Urteil v. 27. October 
1859 beflätigt, weil, wenn bie Behauptung bes Bellagten 
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begründet ſei, zwiſchen ihm und dem Kläger keine Obligation gu 
Stande gekommen wäre. 
(Annalen Bd. V. ©. 404 ff.). 


68. Iſt, nah Behauptung bes Beklagten, bie Perfection 
eine& Vertrages von ber Beftätigung des angeblichen 
Vollmachtgebers abhängig gemaht worden, weil ber 
angeblide Bevollmädtigte die behauptete Vollmacht 
bei Abfhluß des Vertrags niht vorlegen fonnte, fo 
liegt den Flagenden angeblihen Bollmadtgeber der 
Beweis der ertbeilten Bollmadht ob. 


Diefen Rechtsgrundſatz fpriht das O. A. G. zu Lübed m 
bem Urtheil v. 13. November 1858 aus, indem es in ber 
besfallfigen Behauptung des Bellagten nicht fowohl eine wahre 
Einrebe, fondern ein Leugnen des Klagegrundes findet. 
(Sammlung — in Frankfurter eur Bd. IV. ©. 208 — 

208). 


69. Der Bevollmädtigte contrahirt 1) als Stellver⸗ 
treter, aber ohne Nennung feines Auftraggebers; 
2) als Stellvertreter, unter Nennung eines unrech— 
ten Auftraggebers. Anſprüche bes wirklichen Auf 
traggebers gegen ben dritten Contrahenten *). 


&. klagt als Auftraggeber des B. aus einem von letzterem 
über 20 Stüd Feldſchlößchenbierbrauerei⸗Actien mit ©. abge 
ſchloßenen DBerkaufsvertrage Das Urteil des O. A. G's. zu 
Dresden v. 26. Februar 1863 führt aus: 

1) Hat B. die 20 Stüd Actien unter dem Eröffnen, baß 
ihm ſolche von einer dritten, von ihm biebei jedoch nicht genann- 
ten, Perfon zum Verkaufe in Commiſſion übergeben worden feien, 
dem Bellagten zum Kaufe angeboten, fo würde B. als Verkäufer 
zu gelten haben, ba es im Erfolge gleich ift, ob Jemand, wenn 
er in fremdem Auftrage einen Vertrag fchließt, Teine Eigenſchaft 
al8 Stellvertreter gänzlich verfchweigt, ober ob er den Namen 
feines Mandanten gar nicht nennt, und fich foldergeftalt für feine 
Perfon als Selbftcontrahent gerirt. — 

2) Hat hingegen, wie Beflagter behauptet, B. bei dem An- 
gebot der Actien erklärt, er ſolle diefelben für Fr. verkaufen, fo 


*) 9.9.0.8. Art. 298. 52. ©. auch Urth. bed O.A.G's. zu Dresden 
v. 28. November 1860 (Annalen Bd. IL S. 280) und bie bort 
eitirten Rechtsſpruche. 
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— derſelbe durch die, wenngleich generelle Namhaftmachung eines 
uftraggebers doch immerhin ſo viel zu erkennen, daß er nicht 
für ſeine Perſon Verkäufer ſein wolle, ſondern lediglich in Stell⸗ 
vertretung einer anderen den Kauf proponire, und es hing nun 
noch von dem Beklagten ab, ob er in dieſem Maße mit ihm con⸗ 
trahiren, oder nach der Perſon des angeblichen Auftraggebers, 
wenn er deſſen Bezeichnung nicht für genügend erachtete, ſich noch 
weiter erkundigen wollte. Aus ſolchem Vertrage würde daher B. 
keine Rechte gegen Beklagten erlangt haben, ſondern nur Fr. falls 
derſelbe wirklich den angeblichen Auftrag ertheilt hätte. Dieſe 
Behauptung des Beklagten iſt Ableugnen des Klagegrundes in 
einem weſentlichen Punkte, nämlich in Anſehung der Perſon des 
Berläufers. — — Uber auch bei der erſten Annahme kann Klä⸗ 
ger ohne Ceſſion Feine Nechte aus dem von B. gefchloffenen Ver⸗ 
trage gegen Bellagten geltend machen. Denn wenn Bellagter 
bei Abſchuß bes Vertrages Feine Kenntniß von ber Eigenfchaft des 
Klägers als Auftraggebers bes B. hatte, fo iſt Kläger nicht bes 
fugt, ohne Weiteres in das DVertragsverhältniß einzutreten. Die 
entgegengefeßte Anfiht mancher Rechtslehrer, z. B. Sintenis, 
Civilrecht Bd. I. $. 102. ©. 359. 365, iſt nicht überzeugend. 
Denn nad dem Begriff und Wefen eines Obligationsverhältnifies, 
welches nur in Beziehung auf beftimmte Berfonen zur Erfcheinung 
kommt, gehören die Subjecte befjelben jo wefentlich zu feinem In⸗ 
halt, daß eine Veränderung letterer die Obligatio felbft zu einer 
anderen macht. Der Berpflichtete ift daher regelmäßig gegen bie 
Klage des Mandanten mit den Einwande zu hören, daß e8 ihm nicht 
gleihgültig fei, wem er fid) verpflichtet habe, indem er jo wie ge 
ſchehen, nicht contrahirt haben würbe, wenn er gewußt hätte, baß 
eine andere Perjon, als fein Mitcontrabent, Rechte aus dem Ver: 
trage ableiten würde. Daher wird confequenter Weife in ber Res 
gel, wo Folgen eined vom Manbatar im verfchwiegenen Auftrage 
abgeſchloſſenen Vertrags in Frage gelangen, welche der Mandant 
zu feinen Gunften aus foldem ableitet, der andere Paciscent be 
techtigt fei, wegen Irrthums in ber Perſon des Mitpaciscenten 
ben Vertrag anzufehten. S. auch Sintenis a. a. DO. S. 359 
Not. 20, ©. 365 Not. 48. 
(Annalen Bd. VOL ©. 61 ff.). 


70. Rechtsverhältniß zwifhen Verkäufer und Käufer, 

falls der Manbatar bes Verkäufers den Berfauf im 

eigenen Namen abgefchlofjen Hat, in der Factura aber 
ber Mandant als Verkäufer bezeihnet ift*). 


Die Handlung B. u. Eo. verkaufte im Auftrage der Kläger, 
VAER. 113. 6.10. 62. 154. 1.4, 6.5. 58. 59. D. H. G. B. Art. 52. 
298. 860. 
40* 
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Kauflente Th., an den Beklagten, Kaufmann K., Warren, ohr 
bei dem Verkaufe diefes Auftrags zu erwähnen. In den k 
Veberfendung der Waaren zugefchidten Facturen find jedoch %. 
als Berkäufer angeführt und bat K. Waaren und Facturen ohm 
Vorbehalt und Einwendungen in Empfang genommen. Die Ya 
Iungsbücher der Parteien weichen in Betreff diefer Geſchäfte ren 
einander ab. DB. u. Eo. find mit den Klägern barin einvertur 
den, baß fie nur in deren Auftrage die Waaren verkauft haben 
Die auf Bezahlung der Waaren von Th. gegen K. angettelz 
Klage wurde vom Appellationsgeriht in Hamm zurüdgemide, 
und biefer Entſcheid durh Urtbeil des Obertribunald jr 
Berlin v. 17. September 18363 beftätigt. Daffelbe fübn 
aus: Allerdings haben ftilfhmweigende Willenserklärungen mit da 
ausdrücklichen gleiche Kraft, allein ber Appellationsrichter geft, 
auf Grund der thatjächlichen Verhältnifie, davon aus, daß bie vorlie 
genden Handlungen nidyt von der Art find, daß fie auf bie ke 
bauptete Abficht des Handelnden Mar fließen laſſen, und es f 
nirgends gejeglich vorgefchrieben, daß wenn der Käufer Warra 
ohne Vorbehalt angenommen hat, bie mit einer Factura überſendet 
find, in welder ein Dritter als Verkäufer bezeichnet ift, dafit 
angenommen werben fol, baß er diefen Dritten als Berkiufa 
anjehen folle und müfje. Hat der Benollmächtigte im eigenen Rr 
men contrabirt, fo fteht dem Machtgeber gegen den Dritten ohne 
Ceſſion fein Klagereht zu. Denn burd einen zwifchen zwei Per 
fonen geſchloſſenen obligatorifhen Vertrag wird nur zwiſchen ta 
Gontrahenten ein obligatorifches Verhältniß begründet, und km 
Contrahent ift verpflichtet, ſich Die einfeitige Subftitution eine? 
Dritten in die Stelle feines Contrahenten gefallen zu laſſen. 
(Archiv f. Rechtsfälle v. Strieth. Bd. LL ©. 92 fi.). 








Literatur. 


XI. Dr. Achilles Renaud. Großherz. Badiſcher Hofrath 
und ordentl. Profeſſor der Rechte in Heivelberg. ıc. Das 
Recht der Acttengefellichaften. Leipzig 1863. AL 
u. 834 ©, 8°, 


Das vorliegende Werk ift das erſte in Deutichland, welches in ums 
faffender und betaillirter Weife das wichtige Inſtitut ber Actiengejellichaft 
monographiſch erörtert, abgefehen von der heut antiquirten Schrift von 
Meno Pbhls: das Recht der Actiengefellfhaften Hamburg 1842 und 
bem, theils mehr, theil3 weniger umfafienden, die wifienfchaftlihe Erkennt 
nig aber im Wefentlichen nicht fehr fördernden Buch von Auerbad: das 
Geſellſchaftsweſen in juriftifcher und volkswirthſchaftlicher Hinfiht ꝛc. Frank: 
furt a. M. 1861. Der berühmte Name des Verf. bürgt von vornherein 
dafür, daß wir eine gründliche und durchdachte Bearbeitung dieſer ſchwieri⸗ 
gen Lehre erhalten und ber große Umfang bed Werkes geflattet ſchon für 
fih allein einen Schluß auf die Volftändigfeit ber Darfiellung. Diele Erz. 
Wwartungen werben bei einem näheren Studium bed Werkes nicht getäufcht, 
der Verf. bewährt in jedem Gapitel von Neuem feinen Scharffinn unb feine 
Umfiät, er if ein Meifter in ber Kritik der zahlreichen früheren, feinen 
Stoff betreffenden Definitionen und Conſtructionsverſuche, beren ſchwache 
Bunkte er kurz und treffend barlegt und er beberricht bad weitichichtige und 
reihhaltige Material in fo vollkommener Weife, daß wohl kaum ein irgend 
erhebliher Punkt von ihm unerörtert gelaffen worden if. Dieſes Material 
iſt weit zerſtreut, benn ber Verf. hat nicht nur bie ſämmtlichen Hanbelöge: 
ſetzbücher und die gefammte Literatur in umfafjenber Weife benügt, fonbern 
auch aus fehr zahlreichen Statuten von Artiengefellfhaften ben Stoff für 
bie einzelnen Detailfragen entnommen. Auch bat er fich feineßwegb auf 
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bie Handels -Acttengefellfchaft beichränft, fonbern er Hat feine Materie in 
ihrem ganzen Umfange erfaßt, wenngleich natürlich bie in das Bereich bei 
Handelsrechts fallende Actiengefellfchaft als bie wichtigſte Art berfelben ver: 
züglih Berüdfiätigung gefunden bat. Wir müſſen bie8 umfomehr ame: 
kennend hervorheben, als in ber neueften Seit in ber Literatur ſich ein ſehe 
bedenkliches Streben, bad Handelsrecht von bem Eivilrecht zu trennen nah 
zu tfoliven, theils in Folge des Einflufies ber franzöfifchen Literatur, thers 
in Bolge ber befonberen Cobiflcation des Handelsrechts geltenb macht 

Das Werk enthält zunächft eine bie Gefhichte, Quellen und Literatur be 
handelnde Einleitung und fobann in 5 großen Gapiteln bie Entwicklung des Be 
griffs, ber Vorausfegungen und juriſtiſchen Natur der Actiengeſellſchaften, be 
Arten berfelben und deren Verhältniß zum Staat (S.49—181); ihre Ext 
ſtehung (S. 181— 343); ihre Verfaſſung (S. 848564); bie Rechtsver⸗ 
Hältniffe während ihrer Dauer (S. 564—702); ihre Auflöfung (S. 703 
—810); und in einem Anhang eine Unterfuchung über bie zeitlichen Grän- 
zen ber Gefebgebung in Anwendung auf Actiengefcllihaften. 

Sm Allgemeinen wirb ber Verf. ſowohl binfichtlich ber DRethobe eis 
ber gewonnenen Refultate auf ungetheilten Beifall rechnen dürfen, er bet 
mit großer Befonnenheit und Umſicht bei jeber wichtigen Frage entgegen 
ſtehende Anfichten geprüft und ber Mannigfaltigkeit ber Nechtsbilbung Rech 
nung getragen; im Einzelnen wirb er natürlich nicht Jeden liberzemgen. 
Snöbefondere hat der Verf. die von ihm früher vertheibigten deutſchrechtli⸗ 
hen Genoſſenſchaften aufgegeben und bie Actiengefellfchaft als juriſtiſche 
Perſon (PBrivatcorporation) haracterifirt, im Wefentliden im Anſchluß an 
bie fcharffinnigen Bemerlungen Hermann’s: ber Nechtöcharafter ber Ac— 
tienvereine. Leipzig 1858; was für bie gelungene Durdführung bed Wer: 
kes eine unerläßliche Vorbebingung war. In dem Streben, den gefamm: 
ten Rechteftoff recht vollſtändig zu verweriben, tft jeboch ber Verf. Bier und 
ba etwas zu weit gegangen; bie häufig wiederkehrenden Zufanmenflellungen 
alter einen beflimmten Punkt betreffenden Anorbnungen fämmtlicher neuerer 
Befebgebungen in wörtlicher Anführung berfelben machen bisweilen ben 
Eindruck bloßer Rechtsftatiftil. Bei einem Inſtitut von fo hervorragend in 
ternationalem Charakter wie bie Actiengefellichaft it bie umfaflende Berkd- 
fihtigung auch des außlänbifchen Rechts gewiß durch die Ratur ber Sache 
geboten, allein es muß baffelbe immer ben Charalter eines bloßen Hält: 
mittel8 zur Erkenntniß ber wahren im Weſen bed Inſtituts begründeten 
Prinzipien und der daraus abzuleitenben Eonfequenzen behalten, während 
in dem vorliegenden Werfe nicht felten bie Nebeneinanders Etellung ber 
Aeußerungen der Gehetze und Befeheßentwürfe ber verſchiedenſten Länder ſelbſt 
wel zu fein ſcheint. Ebenfo ift bie umfaflende Benittzung der Statuten 
ber einzelnen Actiengeſellſchaften in ber vom Verf. angewendeten Weiſe ich 
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ganz unbebenfli, Solange ein Rechtsinſtitut im Werben begriffen if, fos 
lange ihm namentlih bie Regelung durch Gewohnheitsrecht ober Befehe 
und bie Flare Durchbildung durch bie Doctrin mangelt, find die conereten 
NRechtöperhältnifie, in benen biefed Mechtzinftitut zur Anwendung kommt, 
bie allerwichtigfien Erlenninißquellen. Aus ber Webereinfiimmung ber Ber: 
abredbungen in vielen einzelnen Fällen wirb man am ficherften dies Weſen 
bed Inſtituts und feine naturalia abflrabiren Tönnen. Dit einer vollflän- 
digen Regelung eines Inſtituts durch Gewohnheit oder Geſetz find aber bie 
Naturalia aus andern Duellen zu entnehmen, bie biöpofitiven Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes finb von nun an die Norm zur Ergänzung unb Er⸗ 
klärung bes von ben Parteien mangelhaft außgeiprochenen Willend. Die 
mafienbaften Anführungen, die ber Berf. aus den Gtatuten giebt, haben 
baber ebenfalls oft den Character bloß ſtatiſtiſcher Materialienfammlungen, 
nicht den Werth eines wirflicden Erkenntnißmittels bed Rechts. In vielen 
Fällen freilich laſſen ſich übereinflinnmende Anordnungen ber Statuten wohl 
zum Erweiſe eined Handelsgebrauches im Siune bed Art. 1. 279. Allg. 
6.8.3. verwertben unb infofern kömmt ihnen bie Kraft fubfibiärer Rechts⸗ 
quellen zu, allein eine feſte Unterfcheibung zwiſchen ben aus ben Statuten 
zu abfirabirenden NRehtsnormen und ben in ihnen niebergelegten Wil⸗ 
Iendertlärungen mit Bezug auf concrete Rechtsverhältniſſe ift dringend 
geboten, vom Ber. aber nicht confequent beobachtet. — Was bie Geſchichte 
ber Actiengelellichaft anlangt, fo müflen wir ung gegen bie Auffafiung bes 
Verf.s erflären, daß die Actiengefellfchaft nicht aus ber Sommanbitgejell- 
haft durch Vermittlung ber Actiencommanbitgefellichaft herzuleiten fei. Daß 
wahre Commanditgeſellſchaften lange vor Ausbildung ber Actiengefellichaft 
nicht mur bekannt, fondern namentlich im ganzen Gebiet bes mittelländi⸗ 
ſchen Meeres in ausgebehnter Anwenbung waren, ifl aweifellod und wirb 
auch vom Berf. nicht beftritten, dagegen Täugnet er baß Vorkommen ber 
Actien- Commanditgefellfchaft vor wahren Actienvereinen (S. 11). Indeß 
wird durch bie Tabula Amalfitana, durch welche auch Stellen einiger an- 
berer mittelalterliher Handelsrechtsquellen neues Licht gewinnen, auf bad 
Bollſtaͤndigſte bargetban, daß fchon im Mittelalter eine ber heutigen Actien- 
Commanbitgejellfhaft, wenn auch nicht wöllig entiprechende, jo koch fehr 
ähnliche Form der Hanbelögefellichaft eriftirte Auch die Darftellung ber 
älteren italieniichen Juriſten (Decisiones Rotae Genuae dec. XIV. Targa 
Ponderaz. c. 84. 85. Casaregis Discurs. leg. 29 u. a.) beweifen, baß bie 
Commanbditgefellfchaft, die fih aus der alten, reinen Comenda enttwidelt 
hatte, unb bie Casaregis zum Unterfchieb von ihr societas inita per viam 
Accomanditae nennt, bie Form war, in ber die Hanbdelögefellichaften im 
Stalien ihre Ausbildung und Fortbildung erlangten. — Während bie Rechts⸗ 
entwidiung in Stalien, Frankreich unb England eine ausführlihe Darftel- 
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Iung gefunden Kat, wirb bie Geſchichte der Actiengeſellſchaften im Deutfeilenb 
vom Verf. auf kaum einer Eeite mit wenigen Bemerfungen abgefertigt, unb 
doch fehlt es auch Hier nit an Material, fondern nur an bramdbers 
Vorarbeiten. Auch für Deutfchland Täßt fich derſelbe Entwidiungsgang we 
für Stalien und Frankreich darihun. Urſprünglich biente bie Comenda zum 
Awed ber Vereinigung zu Hanbelägefchäften, fo heißt es 3. B. im allın 
Stabtredt von Soeft $. 80: Item si quis concivi suo bona sua ad m- 
gotiandum commiserit .. . . und beutlier in bem daraus bergeleiteirn 
Mechtöbrief von Medebach von 1165 8. 15: Qui pecuniam suam dal 
alicui concivi suo, ut inde negocietur in Dacia vel Rucia vel in alia r» 
gione ad utilitatem utriusque . . . . +, währenb ber Uebergang zu einer 
der Actiengefellfchaft Ähnlichen Form in fpäterer Zeit fih z. B. erfenuen läk 
in ber Organifation ber Iglauer Tucheompagnie von 1592. (Bergl. Ber 
ner, Geſchichte der Iglaner Tuchmacherzunft. Preisſchriften ber Jable 
nowäfy’fchen Geſellſch. VII. 1861. ©. 60 ff.) j 

Bon ben bogmatifchen Grörterungen können wir ber Gonftruction, 
welche der Verf. ron dem Rechtsverhaͤltniß zwiſchen ben Proponenten umb 
ben Actienzeichnern gibt, nicht beipflichten. Nachdem ber Berf. bie biäkeris 
gen Conſtructionsverſuche Fritifirt bat, erflärt er bie Actienzeichnung für 
eine „von ben Actienzeichnern ben Unternehmern gegebene Zufage unmittd- 
bar zu Gunſten der Actiengefellichaft." S. 208. Richt bie Unternehmer 
ober Proponenten, ſondern „ber Tünftige Actienverein werde unmittelbar 
aus ber vom Actienzeichner den Unternehmern gegebenen Zujage berechtigt, 
fo daß bier ein Vertrag vorliege, bei welchem die Baciscenten unb bie Bar: 
teien nicht identifch find, indem nämlich baraus für einen Dritten, bie fünf: 
tige Actiengeſellſchaft, unmittelbar Rechte entfiehen follen, ohne bdaß ein 
Stellvertretungsverhältniß zwifchen biefer unb ben das Verſprechen entgegen: 
nehmenden Projectanten beftünde” (S. 204). Abgeſehen bavon, daß ber 
Verf. felbft zugeben muß, daß ein folder Vertrag nad gemeinem Recht re: 
gelmäßig ungültig if und daß er deshalb zu einer „Außnahme bes mo⸗ 
. bernen Nechts* feine Zuflucht nehmen muß, erfheint biefe Auffaflung and 
innerlich unbaltbar. Denn biefe britte Perfon, zu beren Gunften ber Be: 
trag abgeſchloſſen iſt und die bie ihr barin zugeficherten Rechte erfl accep⸗ 
tiren muß, entficht erft dadurch, daß ein Grundcapital vorhanden if, b. 5 
daß die Actienzeichner gültige und wirkſame Verpflichtungen übernonmmen 
haben, andererſeits werben biefe Verpflichtungen ber Actienzeichner erſt gũl⸗ 
tig und wirffam, wenn bie Actiengeſellſchaft entflanden if. Die Verpflich 
tung ber Actienzeichner und bie Entftehung ber Actiengeſellſchaft ſtünden 
baber gegenfeitig in einem Verhältniß ber Gaufalität, fo daß ein jedes bie 
Vorausſetzung unb Urfache ber Eriftenz des Antern wäre, was logiſch nicht 
zu begreifen if. Die Renaud’fche Anficht erſcheint auch unbillig; benz 
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nad) ihr find bie Zeichner einfeitig gebunden, aber nicht bereditigt (S. 228). 
Berſchlechtern ſich die Ausfichten für das projectirte Unternehmen, fo müſſen 
fie nihtöbeftoweniger bie Einzahlungen leiſten; fleigen aber vor Eonfituis 
rung ber Actiengefellichaft bie Chancen bes Projects, fo können die Projec- 
tanten bie gemachten Zeichnungen ignoriren, indem fie die Actien für fi 
ſelbſt behalten ober fie anderen Berfonen als den erften Zeichnern zuwenden; 
alsbdann Tännen die Legteren gegen Niemanden auf Gcwährung von Actien 
Hagen, gegen bie nem errichtete Actiengeſellſchaft nicht, weil fie mit dieſer 
überhaupt nicht contrahirt haben und biefelbe Mitgliedſchaftsrechte gar nicht 
mehr conftituiren Tann, ba dies nur mit flatutenwibriger Vergrößerung des 
Grundkapitals gefchehen Tönnte; genen bie Projectanten nicht, weil biefelben 
Feine Verpflichtung eingegangen, fonbern nur zu @unften eines Dritten 
Rechte flipulirt Haben. Unferes Erachtens nach find bier 2 ganz verfchles 
bene Fälle von einander zu trennen. Es kommt häufig vor, baf eine Ans 
zahl Eapitaliftien fid zur Gründung einer Actiengefellfchaft verbindet, bie 
die Aufbringung bed nöthinen Capitals fich gegenfeitig zuſicher und bann 
ihrerfeitd Zeichnungen entgegennehmen. In biefem Falle befteht unter bem 
eigentlihen Gründern ber Actiengefellichaft, in der Regel wenigſtens, eine 
Societät, jeber einzelne ift der Societät genenüber verpflichtet, bie von ihm 
augeficherte Quote bed Gapital3 auch wirflih zu beſchaffen und bat anbes 
rerſeits das Diöpofitiongrecht über bie entfprechende Anzahl Actien. Nimmt 
ein folder Mitgründer nun Zeichnungen vom Publifum entgegen, fo if 
bied aufzufaflen als eine emtio venditio einer zukünftigen Sache; der Zeich- 
ner hat von dem Broponenten zu verlangen, baß er ihm bie gezeichnete 
Summe an Actien (reſp. Promefien) auch wirflih gewährt. Beficht da⸗ 
gegen Fein Gomite, welches unter ſich bereits bie Beſchaffung be Capitals 
durch gegenfeitige Zuficherungen feftgeftellt hat, fonbern fucht ein Projectant 
(oder eine Bereinigung von folhen) durch die Aufforderung zu Zeichnungen 
bie urfprünglien Gapitaldanerbietungen zu erlangen, fo liegt, wenn 
Zeichnungen erfolgen, ein zweileitiger Vertrag über Handlungen (faclo ut 
des) vor. Der Proponent verpflichtet fi auf Grund bed von ihm bekannt 
gemachten Gründungsplanes bie Eonftituirung ber Actiengeſellſchaft in ber 
Art zu beforgen, baß ber Zeichner nah Maßzabe des von ihm gezeichneten 
Betrages Mitglied berfelben wird, wobei bie Zuläffigfeit ber Reduction im 
Fall ber Meberzeihnung durch bie Natur ber Sache geboten iſt; der Zeich⸗ 
ner dagegen veripricht bem Proponenten gegen Bewährung bed Mitglied: 
ſchaftsrechts die Zahlung ber gezeichneten Summe, biöweilen auch noch eine. 
befondere Brovifion. Der neu conftituirte Actienverein hat baher gegen ben 
Zeichner nur eine Klage ex jure cesso, indem bie Geffion der Forderungs⸗ 
techte, welche die Proponenten gegen bie Zeichner erworben haben, eben 
zur Eonflituirung ber Netiengefellfchaft gehört. Ren aud wendet ©. 202 ff. 
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zwar genen bie Annahme, daß bie Actlengeſellſchaft nur als Gefftemar dei 
Broponenten Tlagen Tönne d ein, baß die Projestanten nur in foweit ze 
Klage berechtigt feien, als ihr pecuniäres Intereſſe an ber nom Actiengei 
ner verſprochenen Leiftung geht, fie brauchen num keineswegs immer cin 
peeuniäre® Interefie an ben Zuftanbefommen ber von ihnen projectine 
Geſellſchaft zu haben, und felbfi da, wo ein ſolches wirflih vorhanden, if 
eb öfter ein unbeftimmteß und unbeflimmbares, und läßt es ſich ſelbſt be 
fimmen, fo braucht es keineswegs mit ber Höhe des gezeichneten Betragel 
zufammenzufallen. Allein die ganze Unterftellung, daß ber PBrojertant um 
auf das Sinterefle zu Klagen berechtigt fei, iſt eine unrichtige, ex refp. fein 
Geffionar klagt vielmehr auf die Erfüllung bei Vertrages, alfo.auf Zahlung 
ber gezeichneten Summe. Selbfiverflänblid Fönnen übrigens bie Projecden: 
ten nad dem Wortlaut ber von ihnen erlaffenen Aufforberung, auf bern 
Interpretation e8 zunähft anfommt, ihre Verpflihtung beſchränkt ober auf 
gehcben haben (Renaub ©. 224 fj.), in dubio aber wirb eine eontrac: 
mäßige Verpflichtung berfelben anzunehmen fein, nur freilich, wie ber Ber. 
richtig ausführt, weber auß ber Uebernahme eined Wanbats, ober eime 
negotiorum gestio, noch aus einem Verlauf. 
Laband. 


XU. Die deutſche Wechſelordnung. Erläutert durch L. Volk 
mar, Juſtiz⸗Rath und Rechtsanwalt am K. Ob.⸗Tribumnal; 
und S. Löwy, Ger. Aſſeſſor. Berlin 1862. J. Gutten⸗ 
tag. XXVII. u. 376 S. 


Die Verfaſſer haben Stüde ihres Werks bereits in dieſer Jeitſchrift 
veröffentlicht. (Vergl. bie Aufſätze: „Begriff und Charalter bes Wechfels,“ 
Bd. 2, ©. 552, und „bad Weſen bed Inboflaments‘ Bd. 8., ©. 119). 
Ihr Buch iR vornämlich für bie Praxis und im Hinblid auf die Bebürf- 
nifje praftifcher Rechtsübung gefchrieben, genauer gefagt: für bie Brent: 
ſche Praris. Denn, wenn fie aud auf bad gemeine Recht und befien 
Duellen vielfach eingeben unb bie Enticheibungen außerpreußifcher Gerichtä- 
böfe nicht unberückſichtigt laſſen, fo überwiegt offenbar das Beſtreben, ge⸗ 
vabe dem preußifchen Richter und Anwalt bad richtige Verflänbniß ber 
Wechſelordnung zu eröffnen, wird vornämlich das Allgemeine Lanbredit als 
daB zur Anwendung kommende Givilreht vorausgeſetzt und herangezogen. 
und ein Hauptiheil des verwertheten. Materials ben Gnticheibungen bei 
Berliner Obertribunals entnommen. Wir tabeln bie Verfafler bdiefer Be 
jhränfung wegen nicht, ba fie fi durdaus nicht dem bloßen Partikularis⸗ 
mus gefangen gegeben haben. Ihr Wert wirb durch biefe „Preußiſche 
Sarbung” unfern Preußiihen Zuriften nur um fo werther fein und mir 
Tonnen aus eigner Wiflenfchaft bezeugen, daß es bei unfern Anwälten umb 
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im unfern Gerichtshofen bereits einer gewiſſen Berbreitung ſich erfreut: 
m ber That if baffelbe nach biefer Richtung wohl gelungen zu nennen. 
Die Berfaffer geben zunächft eine dogmatiſche Einleitung, deren Werth wir 
unten wlrbigen werben, dann eine gebrängte Gefchichte der Allgemeinen 
Deutfhen MWechfelorbnung mit Berüdfichtigung namentlich ber Preußiſchen 
Vorarbeiten, in ber wir jeboch ein Eingehen auf bie wichtige Trage wegen 
Geltungder AD.W.D. als gemeine Recht vermifien, in einem Anhange eine, 
aus Kuntze's deutichem Wechſelrechte entnommene Ueberſicht ber Literatur, 
jedoch nur ſoweit fie bie A.O.W. O. betrifft, in ber Hauptſache aber einen ein- 
gehenden erläuternden Sommentar zum mitgetheilten Texte der Allgemeinen 
Wechſelordnung nach ber Meihenfolge ber Artikel, 


Die Materialien des Geſetzes find forgfältig benutzt, ebenfo bie wid: 
tigern Erfcheinungen ber Literatur; bie in ber Praxis aufgetauchten Fragen 
und Gontroverfen find faft fämmtlich befprochen und entſchieden. Den ein: 
zelnen Abfchnitten ſind kurze theoretifche Erdrterungen vorausgefhidt; dann 
folgen Erläuterungen des Gefeestertes felbft und die einzelnen Streitfragen 
mit proftifchen Beifpielen unter Benubung ber ergangenen Entfheibungen 
namentlich ber des Berliner Obertribunald. Neben ben veröffentlichten Ur⸗ 
theilen dieſes Berichtöhofes theilen bie Verfaffer eine nicht geringe Zahl un⸗ 
gebructer aus dem Schatze ihrer Erfahrungen mit. Die Erdrterungen hal: 
ten fi in ben Gränzen bes praftiichen Bebürfniffes; hiſtoriſche Unterſuchun⸗ 
gen fehlen, unb das mitgetheilte gefchichtliche Material if aus Martens, 
Biener, Kuntze u. a. entlehnt. Scharfe, oft zu aphoriſtiſche Kritik wird ge: 
gen abweichende Meinungen geübt, wie benn überhaupt der eigenthämlich 
pilante, an das Plaidoyer bes Advokaten erinnernde Stil auffällt. 


Die Anerfennung bie wir ben Verfaſſern zollen, bliebe ungefchmälert, 
wenn fie fih_begnügt hätten, des reiche Material ber wechſelrechtlichen Pra⸗ 
sis, wie e8 in Borchard's vortreffliher Sammlung geboten wird, ſyſtema⸗ 
tiſch gehörig zu verarbeiten und ein Buch zu fchaffen, das bem Praftifer 
wie dem Theoretifer eine willfommene Gabe gewefen wäre Sie wollen aber 
mehr; fie flellen zugleich eine neue Theorie bes Wechſels ale die allein 
gültige auf, fie verfihern uns, daß gerabe ihre Lehre ben Bebürfnifien bes 
lebendigen Wechſelverkehrs entipreche, und fie verlangen, daß Theorie und 
Praris fi zu ihrem Dogma befehren. Hiergegen müflen wir nun aller: 
dings Proteft erheben. Die Theorie ber Verfafer erfcheint ung völlig un⸗ 
begründet und unbaltbar, und wir bebauern, fie, beuen wir auf bem Gebiete 
praftifcher Erfahrung gern und willig folgten, ihre Aufgabe und ihr Ziel 
bier fo verfehlen zu fehen. Uebrigens hebt gerabe ber ercentriiche Charak⸗ 
ter ihrer Auffaffung bie Befahr eines wirklichen Einflufles auf die Praris 
fo gut wie auf, denn wir hegen zu bem gefunden Sinne unferer Richter 
und Anwälte bes Vertrauen, baß ihnen, trotz bienbenber Färbung, trotz 
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Fühner ſchneibender Schärfe bes Vertrags das Unhaltbare jener Doktrin ui 
lange verborgen bleiben wirb. 

Vor Allem tabeln wir die Verfaſſer, daß fie ihre Aufgabe nit eb 
gemein genug gefaßt haben. Eine richtige Löſung ber twechfelrechtiiden 
BVrobleme Tann beutezutage nu verfucht werden im genauen Anfclufk 
an das Stubium verwandter Inflitute, ber Ordre⸗ und Inbaberpapiere, ber 
Formal⸗ und Sfripturobligationen überhaupt. Diefen Weg, ben Rune in 
feinem Werke eingeſchlagen bat, if ber allein erſpriesliche und um fo ben: 
gender geboten , feitbem daB Allg.-Teutfche Handelsſsgeſetzbuch bie Berfettumg 
ber wechfelrechtlichen Rormen mit benen für Ordre⸗ und Inhaberpapiere fi} 
angebahnt hat (ogl. Art. 182, 300 — 805, 809.). Etatt deſſen haben ke 
Verfaffer ben Wechſel als eine abgefchloffene Welt für fich betrachtet unk 
ihr Dogma aus einer einfeitiger Auffaffung befielben gefchöpft, ohne die für 
ben Wechſel vermeintlich gefundenen Reſultate auch ah ben verwandten Je 
fituten zu prüfen. 

Der Kern ihrer Theorie if} folgender Satz: 

Der Wechfel if der eigentlide Gläubiger; der Inh 
ber ift nur ber Vertreter, ber Repräfentant, ber proca- 
rator in rem suam bed Wechſels.“ 

Einl. XII. XIV. u, an vielen andern Stellen. 

Mit diefem Lieblingöfchlagmworte: „der Wechſel ift der Gläubiger“ mir: 
fortwährend operirt, mit ihm werben bie ſchwierigſten Probleme und Gr: 
fheinungen im Wechfelrecht erflärt, aus ibm bie kraſſeſten Folgerungen 
gezogen. Natürlich ift der Wechfel ber eigentliche dominus negotiüi, fc R 
es ganz conjequent 

bap ber Ausfteller fih zum Schuldner feiner eignen Echöpfung 
bes Wechſels, macht, Einl. ©. XIV; baß ber Acceptant und bie 
übrigen Wechfelgaranten fi) nur dem Wechiel gegenüber verpflich 
ten und dies Stüd Papier als ihre Gläubiger anerfennen mül: 
fen. ©. 91. 288; 
und es läßt fih durchaus nicht? dagegen fagen, wenn bie Berfafler ums 
verſichern: 
Wechſelduplikate feine correi credendi ! ! 
©. 228. 229. 241. 

An eine ernſthafte Widerlegung ift bier eigentlich nicht zu denfen. 
Die Verfaſſer würden wir auch mit ben beften juriftiihen Gründen nidt 
überzeugen, und wer eben das Unmögliche für möglich Hält, wer es mit 
Gleichmuth behanpten kann, bat eine Sache, ein Stüd Papier Rechtsfubjelt 
und forderungähberechtigt fei, wer bie Orbnung umfehrt und das dieber 
Dienfibare, bad Rechtöobjeft zum Herrn und Meifter bed Menſchen mad, 
ber glaube baran ferner! Nur vermeine man nicht auf dem Boden 
ber Nechtöwiffenfchaft zu fliehen, wenn man bie Grundgefeße ber 


felden auf dem Kopf ſtellt! — Es iſt das eine Folge ber nenerbings weit 
diber Gebühr cultivirten Trennung bes Handels: und Wechſelrechts vom Gi: 
vilrechte, fo als ob dort eine andre Rechtsordnung berrfchte, wie hier, und 
man bort ber Grundlagen biefes entbehren fönnte. Und wir müflen e8 als 
ein Symptom krankhafter Zuftände kennzeichnen, daß felbit tüchtige Kräfte 
Bei Beihältigung mit Erſcheinungen bed modernen Rechtslebens fo leicht 
ihrer Genialität bie Zügel fehießen laſſen und in willkürliche Theorien unb 
Gonftructionen ſich verirren, flatt fi durch die bewußte Verbindung mit 
bem Gipiltechte vor berartigen Ausfchreitungen zu bewahren. Iſt es bodh, 
ald ob das Näthfelhaite mancher modernen Rechtsinſtitute feinen bämont- 
fen Einfluß auf ben Forſcher ansübte, ihn zu inımer neuen orginclern Er: 
findungen herauszuſordern und auf ſeltſame Abwege zu verloden. So 
fheint es auch den Berfaflern unfere® Werk ergangen zu jein. Was fol 
man 3. B. zu folgendem Satze berfelben auf S. XLV. jagen: 

„Diefes Nomen it an bad Papier in der Art gefnüpft, daß ber 

Wechſel der Träger eines fubjektiv:dinglidhen Rechts () eines 

aftiven Realrehts (I) wirb!* 

Auffallend ſchwach find bie von ben Berfaffern für ihre Theorie er. 
brachten Beweife. Sie abftrahiren diefelben aus 13 angeblich nicht anders 
zu erflärenden Erfcheinungen beim Wechlel,, zuſammengeſtellt S. XVi. Al 
lein bie Nummern 7—9 find nur Rarapbrafen ihres eignen Satzes: „Der 
Wechſel ift Gläubiger“ und bie übrigen Taffen fi einfacher und leichter ohne 
bie abnerme Berfonififation des Papiers erlären. Daß Hinweifungen auf 
einige mehr beichreibende als confiruirende Aeußerungen Savigny’s unb 
Gerber's in Betreff der Inhaberpapiere, fo wenig Beweis liefern, als das 
Gitat eines Bruchſtüls der Argumentation Bekker's in dieſer Zeitfchrift 
Bd. A. ©. 562, baf die Analogie der beutfchen Realrechte und ber preußifc: 
rechtlichen Hypothek bes Eigenthümerd durchaus nicht paßt, bebarf feiner 
Ausführung. Die Verfaffer fchließen mit dem Ausrufe, bag noch von kei⸗ 
ner Seite gejagt fei, warum das Papier nicht Rechtsſubjelt im bezeichneten 
Sinne fein fönnel Aber nicht wir baben bie Beweislaſt hierfür, ſondern 
ben Verfaſſern liegt fie für ihre Behauptung ob, und fie Können fie nicht 
auf ihre Gegner abwälzen. Sie bleiben übrigens ihrer Theorie nicht über: 
al treu; denn fie geftatten die Amortifation des Wechfels, fie laffen Ceſſion 
beffelben freilich nicht mit mwechfelrechtlichen Wirkungen zu, unb laflen aud 
ben Ausfteller zur Compenfation mit feinen Gegenforderungen, obſchon bie 
confequente Durchführung ihres Dogmas zur Berfagung jener Befugniſſe 
führt. 

Die Entſtehung der Wechielverbindlicgkeit Teiten bie Verfaffer mit 
Runge auf zein einfeitige Willensakte zurüd. Ausſteller, Acceptant, — unb 
obſchon dies nicht klar gefagt wird — doch auch wohl die Snboffanten 
werden durch bie bloße Riederfchrift ihrer Erklärungen auch ohne Aushän⸗ 
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bigung beB Papiers verhaftet. Die vielfachen, neuerbings nach vom Herami- 
geber biefer Zeitfchrift, Bd. 6. ©. 841 ff. mit Recht genen bie Qunhe ſche Re: 
vationstheorie geltend gemachten Bebenten fiehen aud ben Verſaſſern eutge 
gen unb find von ihnen nicht widerlegt. Vielfach geben fie aber über Runge 
hinaus. Der noch nicht begebene Wechfel iR nach ihm in ben Hänben bei 
Yusfiellers ein noch fufpenbirtes, ſchwebendes noch nicht perficirte® Medtöver: 
bältniß; nach ben Berfafiern ift er jchon in ber Hand bed Ausſtelers ein 
Nomen, ein Vermdgensſtück „von realem Wertbe.” Der Ausſteller iſt e 
ſter Inhaber und erfler Indoſſant. S. X. XVI. Wir vermögen und m 
eine juriftifche Confiruction nicht zu finden, nach welder ber Ausſteller zu 
glei fein fol: 1) Wechſelſchuldner feines eignen Wechſels und 2) Rei 
ſentant diejeß feines Gläubigers zur Geltendmachung ber Jorberung gegen fh 
felberl Unrichtig if auch das S. 49 Gefagte: „Der Ausfleller verſptich 
Zahlung zu leiſten, jeboch fol feine Verbindlichleit aufhören, wenn be 
Bezogene gezahlt bat." Nicht eine refolutiv:bedingte Zahlung verſpricht ber 
Aus ſteller, fondern er garantirt bie Honorirung bed Wechfels, d. 5. Unnahme 
und Zahlung durch ben Traflaten. 


In ber Lehre vom SInboffamente, S. 52 u. fi. werben bie trefflichen 
Unterfuhungen von Gbtz ohne Grund einfach bei Seite gefchoben; ganz 
anders bat Kuntze bie Reſultate berjelben verweribet. Die Berfaffer fehen 
im Snboffamente Iedigli ein Zeichen ber Beftgentäußerung unb fuchen alle 
anbern bisher darüber aufgeftellten Theorien zu wiberlegen. ©. 58 — 63. 
Ihre Kritik derfelben enthält viel Wahres, aber wir Fönnen nicht umbin, bie 
Auffaffung ber Verfafier als eine einfeitige zu bezeichnen. Das Inboffament 
wirft unzweifelhaft oft genug Befigerlebigung, aber bdiefe eine Wirkung 
befielben erflärt noch nicht fein Wefen und ift unferer Meinung nad; wict 
bad allein Ebarakteriftiihe daran. 


Verfehlt fcheint und auch bie Gonftruction bed Accepts. Ginmal fol 
es fein eine Verpflichtung bed Bezogenen bem Wechſel, als Gläubiger ge 
genüber, S. XVI. 91. 118.; bann wieberum erflären bie Berfafler das ic 
cept als einen eignen an bie Drbre bes Traffanten geftellten Wed 
fel des Begogenen S. 104. 118., gegen bie Geſchichte bes Uccepts, ge 
gen bie Natur bed Verhältniſſes, offenbar nur, um ben Gab 2. beB Kt. 
28. der W.O. theoretifch zu begrünben. In einen ähnlichen Fehler verfallen 
die Verfafler bei Beſprechung bed Regreſſes Mangels Bablung gegen bem 
Audfteller. Ohne allen Grund argumentiren fie ©. 163, „baß ber gezogene 
Wechiel durch ben Proteft Mangels Zahlung ben Charakter be6 eignen 
vom Traffanten ausgeftellten Wechfels annehmel Der Traffant bat 
fatt eines eignen von ihm ausgeſtellten Wechſels als Datio in solutem 
ben eignen Wechfel bes Acceptanten gegeben" So viel Behauptungen fo vid 
Berföße gegen bie Beichichte, gegen bie Ratur bed Wechſels, gegen ben Be 
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geiff der datio in solatam nnd gegen bie Abficht ber Interefienten! Weber 

will ber Ausſteller einer Tratte einen trodnen Wechſel ausfiellen noch will 

ber Remittent ſich mit eimem trodenen Wechſel des Acceptanten abfinden 

lafſen! 

Genug; fo küchtig wir ben praftifchen Theil des uns vorliegenden 

Buchs erflären, fo ſchwach ericheint uns bie theoretifche Seite befjelben. 
Büterbod. 


XII. S. Borchardt, Stabtgerichtörath. Die Allgemeine 
Deutfhe Wechſelordnung x. Dritte verbeijferte und 
bis auf die neuefte Zeit fortgeführte Auflage. Berlin 
1864. VII u. 468 ©. 8°, 


Die Borcharbt’fche Wechfelordnung ift bereit? ein allbefanntes unb 
geſchaͤtztes Buch, fo daß das Erſcheinen einer dritten Auflage nicht eine 
Kritit, fondern nur eine Anzeige erforbert. Die Grundſätze, welche bei den 
früheren Auflagen maßgebend waren und ſich bewährt haben, find auch 
diesmal beibehalten worben, die erheblichen Präjubizien aller böchften Ge: 
richtshöfe Deutſchlands aus ben lebten Jahren, barunter viele fonft unge? 
brudte, find bei ben betreffenden Stellen ber W. D. beigefügt und bier und 
ba mit einigen Bemerfungen verfehen worden. Cine befonbere Bereicherung 
bat das Wert in biefer Auflage durch bie Aufnahme ber Nürnberger No: 
vellen erhalten, bei demen bie entſprechenden Artikel der Partieulargefege, 
durch bie fie in ben einzelnen Staaten eingeführt worben find, jedesmal 
zufammengeftellt worben find. Die große Brauchbarkeit und Reichhaltigkeit 
des Borcharbt’fchen Buches macht baffelbe zu einem faft unentbehrlichen 
Hilfsmittel für die Praxis und fihert ihm eine flet3 wachſende Verbreitung. 

B. 


XIV. Dr. Georg Eduard Schmidt, Königl. Sächſ. Finanz⸗ 
procurator zu Dresten. Das Wechſelrecht nad ber 
Allg. Deutfchen Wechjelorbnung und ben Novellen dazu. 
Leipzig 1864. XU u. 140 ©. 8°. 


Der Berf. erflärt im Vorwort, daß ev vorliegende Arbeit, für bie er 
zu Haufe Feine Zeit finden konnte, an ben Orten gefertigt babe, wo er in 
ben letzten Jahren während feiner Ferien bie Sommerfriſche im bayerifchen 
Hochlande genoß, verfehen babei nur mit ben nöthigften literarifchen Hülfs⸗ 
milteln, zu beren Ergänzung ihm nach ber Rüdfehr in bie Heimath mes 
nige Stunden geblieben fein. Die Richtigkeit diefer Angaben wirb durch 
bie vorliegende Arbeit freilich fehr wahrfcheinlich gemacht, es ift nur zu bes 
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bauern, ba ber Verf. nicht einige Stunden mehr zur Grgängung ber im 
ſchau in ber Literatur verwendet bat; er hätte fi fonft wahrſcheinlich Alter 
zeugt, daß bie Veröffentlichung feiner Arbeit nicht geeignet ift, „ihren Zwei 
zu fördern“. Der Verf. nieint, daß die Aufichten über bie Ratur bei 
Wechſels infofern zum Abfchluß gefommen feien, als die Ertreme erreidt 
find, über die binauszugehen nicht mehr mögli if, indem marı auf be 
einen Seite ben Wechſel als Waare, auf der andern Seite als Perſon ber: 
geftelt bat. In ber größten Divergenz ber Anfichten ihren Abfchluk mm 
fehen, ift in ber That originell. In allen biefen Anfichten findet nun de 
Derf. „etwas Richtiges", er bält aber „Leine für bie — Nachten 
er im $. 1 eine äußerſt ungenügende Skizze der Geſchichte bes Begich 
entworfen und einige ber bisher aufgeſtellten Theorien einer allerdings nich 

übel geſchriebenen Kritik unterzogen bat, folgt im SG. 2 die eigene 
des Verf.'s, auf welche die Erwartung durch —** und F. 1 genügen 
geſpannt iſt. Allein hier finden wir nur bie, namentlich in ber Literatet 
Über Inhaberpapiere, Tängft zum Ueberdruß abgebrofchene Formel „von ber 
vertörperten Obligation,* daß fi im Wechſel obligalio und res zu eium 
anzen organifch verbinden, wobei bie hergebrachte Redensart, daß fie „wir 
eele und Leib? mit einander verbunden feien, uns nicht gefchenkt wir, 
aber höchſt unpaffender MWeife die Analogie nicht blos der Noralobligatien, 
fondern ber Servituten, Realrechte und Reallaften Berangezogen wird. Bir 
baten nun gegen bicfe "Beichreibung bed Wechjeld, überhaupt der mobernen 
Scriptur:Obligationen, nicht einzumenden, fofern fie ala Bild, als bibafti- 
fches Hülfgmittel zur Erläuterung ber bei’ diefen Obligationen bervortreten- 
den Erfcheinungen verwendet werben foll, die an das Papier gebundene Obs 
ligation wird in ber That n vieler Beziehung wie eine förperlicdye Sache 
ehanbelt, allein bie Illuſſion, daß bamit eine wiſſenſchaftlich erichöpfende 
Conftruktion geliefert werde, Bat doch wohl ſchon Kuntze in feinem Werk 
über bie Inhaberpapiere gründlich befeitigt, unb wenn nun jebt gar biefe 
ulgäre Phrafe als bad Ei de Columbus audgegeben und „Begriff und 
Natur des Wechſels“ mit ihrer Hülfe plötzlich in klares Licht geſtellt werben 
fol, jo müfjen wir denn doch dagegen protefliven. Nicht viel beffer als 
bieſe theoretifche Conſiruction ift die dogmatifhe Ausführung geglüdt. Wir 
befiten heut zu Tage fo viel ausgezeichnete Arbeiten über das WBechfelredkt, 
‚ausführliche und furze, vom juriftifhen und handelswiſſenſchaftlichen, vom 
rein theoretiichen und vom vorwiegend praftifhen Stanbpunfte aus, baf 
- S man wohl fragen barf, was bie vorliegende Arbeit fol? Der Berf. bat, 
wie er im Vorwerk felbft fagt, das Wechſelrecht nach den Beſtimmungen 
ber Allg. D. W. O. bargeftellt, beren Faſſung er, „weil fie ein formales 
Mecht begründet” (1), fat allenthalben beibehalten babe, jeboch habe er fie 
- „nad ben wechfelrechtlihen Verhältniſſen geordnet“; er hätte befler gejagt: 
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it. Was ſich ber Verf. unter wechſelrechtlichen Vers 
Hältnifien benft, iſt ſchwer zu errathen. Eo werben 3. B. unter der Rubrif 
„Verpflihtungen aus ben gezogenen Wchfel* "in ben 88. 11 —14 
ſaämmtliche (2) Verpfliätungen des Ausſtellers, Acceptanten, Intervenienten 
und Indoſſanten, als ba find Dupficate zu verabfolgen, Sicherheit zu bes 
fielen, den Domiciliaten zu benennen x. hinter einander aufgezählt, waͤh⸗ 
tenb die Hauptverpflihtung, bie Zahlung zu Teiften, in hoöchſt ungenügens 
ber Weile in ben FF. 22. 23 erörtert wird. Im ähnlicher Weiſe enthalten 
bie 86. 16. 17 eine rein äuferliche Aufzählung von Rechten und Pflichten (!) 
bed Wechfelinhabers, wobei unter Pflichten die zur Erhaltung ber Negreß⸗ 
auſprüche erforderlichen Wechlelhandlungen verftanden werden. Nachdem 
über die Arten be3 Wechſels ($. 4) und über Wechſelduplikate und Gopien 
(88.5.6) gebanbelt ift, folgt plößfich die Lchre von ber Suternentiot ($-7) 
fodann in wenigen Zeilen die Lehre von ben falfchen Wechfeln (8. 8), und 
erſt dann werben bie Erforberniffe des Wechſels beſprochen ($ 9). Wenn 
bem Verf. cine berartige Anordnung nach ben wechfelrechtlichen Berbältnifs 
fen (9) „für ben. praftiichen Gebrauch paffender erſchien“ al3 bie Legalord⸗ 
nung br W. O., fo befürchten wir, daß er in einer Täufchung befangen 
war. Eine eingehende Erörterung ber einzelnen vom Berf. vorgebrachten 
Anſichten verlohnt kaum der Mühe, eigenthümliche, wohlbegründete Auffaſ⸗ 
ſungen ſucht man vergebens, dagegen iſt ber Ausdruck oft incorrekt, ber 
vorgetragene Sat ſogar oft geradezu falſch. So erflärt er z. B. die Ob: 
gation des Acceptanten und die bed Ausſtellers für identiſch „ES fel cine 
Verſchiedenheit nicht in ber obligatio felbit, fondern nur in der Zeit ber 
Geltendmachung 119), alfo (I) nur in ber fubjeftiren Beziehung ber obH- 
gatio (1?) auf bie mehreren babei beteiligten Perfonen vorhanden. Cine 
Verſchiedenheit blos in ber fubjektiven Beziehung hebt aber bie Einheit, die 
Identität der obligatio jener mehreren Perfonen nicht auf. S. 66. Wir 
denken im Gegentheil, daß bie Obligation des Acceptanten als bie primäre 
Wechſelſchuld von der Obligation der Indeſſanten und des Aueèſtellers als 
der Wechfelregreffchuld in objeltirer Beziehung weſentlich verſchieden if 
und daß die folibarifche Verhaftung aller Wechjelverpflichteten gerade weit 
dher als cine fubjeftive bezeichnet werben fünnte. S. 105 wird die Amors 
tifation deſinirt „als die Rechtloserklärung eines abhanden gekommenen, 
Öffentlich vem Berichte ohne Erfolg ausgerufenen Wechſels.“ Hier fcheint 
alfo einer ber Punkte zu fein, wo ber Verf. in ber Theorie, daß der Wechfel 
Perſon, Rechteſubjekt fei, „etwas Richtiges". anerkennt. Denn wie wäre 
es fonft möglich, eine bloß verförperte Obligation, die doch niemals rechts⸗ 
fähig ift, für „rechtlos“ zu erklären. Wir legen auf einzelne Worte kein 
zu großes Gewicht, aber Klarkeit der juriftifchen Begriffe können wir Nies 
mandem erlajjen, ber als juriſtiſcher Schriftſteller aufzutreten ſich berufen 
fühll. 2, 
Befärift für Gandelsreht. ©. VI. 41 
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XV. Vavasseur, des sociétés A responsabilit& limitse. 
Paris 1863. 149 Seiten. 


Der Verfaffer, befannt durch einen Kommentar zum Befche von 1068 
über Kommanbit-Afticngefelifchaften, gibt im vorliegenden Werkchen, aber 
dem Wortlaut bes neuen franzöfifchen Gefekes vom 5. Mai 1863 über & 
ſellſchaften mit beſchränkter Haftung, auch ben urfprünglichen Befebentwurf 
und feine Cegrünbdung ſowie ben Aukſchußbericht barüber unb bie ber ii» 
nahme bed Eeſetzes vorhergehende Berathung im gefeßgebenben Körper Ti 
eigentliche Bedeutung des Vüchleins liegt aber in ben beigefügten, mit &= 
merkungen verfehenen Muftern von Satzungen für ſolche Geſellſchaften, ms 
Ge fih anf Grund des neuen Geſetzes errichten wollen. Aus feiner web 
Kihrigen Erfahrung gibt da bei ber Verfeſſer nützliche Anweiſung, wie die fei 
Ultiengeſellſchaften vorkommenden Mißſtände zweckmäßig vermieden werden 
können, und wie den zahlreichen Formvorſchriften des neuen Geſetzes zu ge 
nügen ifl. Tie Fragen, inwiefern das Geſetz auch anf Nichthandelsgeſck⸗ 
ſchaften Anwendung findet, und wie es fir ſolche Geſellſchaften zu benupen 
iſt, welche es vorziehen, Feine handelsrechtlich übertragbaren Akltien ande 
geben, find ausführlich erdrtert. 

Dr. 5. M. 


ZVL Das internationale Privat: und Strafredht va 
Dr. 2. Bar, 8. Hannov, Ger. Afjeflor. Hannover 1862. 
XVII. u. 616 ©. 8°. 

XVU Die Herrſchaft der Geſetze nad ihren räuml. 
und zeitl, Grenzen im Gebiete bed bürgerl. und peinl 
Nechtz. von Dr. Reinhol d Schmid, ord. Prof. d. Rechts 
in Bern. Jena 1863. VI u, 204 ©. 89, 


Das internationale Privatrecht gewinnt mit bem gefteigerten internatie⸗ 
nalen Verkehr eine immer größere Bedeutung, bie Caſuiſtik deſſelben wird immer 
teihhaltiger und wichtiger, die Gerichte werden mehr und mehr veranlaßt, 
ſich mit ben "einzelnen Fragen beffelden eingehend zu befaſſen, Die deutſche 
Rechtsliteratur dagegen bat dieſes wichtige und überaus ſchwierige Gebiet 
bisher ungebührlich vernadhläffigt. Die Erörterungen von Wüädters 
und v. Savigny's, bie freilich wortrefflih, aber keineswegd erſchöpfend 
ober auch nur dem Bebürfnif genügend find, waren bisher für Theorie und 
Praxis allein maßgebend, und abgefchen von einigen mit Necht cinfiußlos 
gebliebenen Monographien befchränfen fi) bie meiften neueren E hriftfieller 
auf wenige, kurze Sätze, welche im allgemeinen Theil ber Lchrbiidher bei 
Privatrecht oder Völkerrechts vorgetragen werben, Dieſe kurze Abfertigung 
{ft aber gerade bei unferer Disciplin zu beflagen, in ber eine unendliche 
Maſſe von Einzelfragen nicht ohne große Schwierigkeiten gelöf werben kann. 
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weil dabei ſehr verfchlebenartige Momente in Berückſichtigung gezogen 
werben müſſen. Die Caſuiſtik ift deßhalb bier von beſonders hervor⸗ 
zagender Wichtigkeit, fie gibt ben Prüfftein für die Richtigkeit ber an bie 
Spitze geitellten Prinzipien und fchafft das Material für den Ausbau einer 
folide begründeten Theorie herbei. Bon diefem Geſichtspunkt aus ift daB 
Berl von Bar mit größter Freude zu begrüßen; es bringt in ber That bie 
Wiſſenſchaft des internationalen Privatrechts erheblich weiter. Der Verf. if 
mit einer bewunderungämwürbigen Kenntniß ber gefammten bier einſchlagen⸗ 
ben Literatur Deutſchlands und ber andern Kulturfiaaten ausgeitattet und 
weiß dieſe Kenntuiß mit großer Umficht und vielem Geſchick zu verwertben. 
Den Anfang des Werks macht eine überfichtlihe Darftellung der geichichtlis 
hen Entwidlung de3 internationalen Privatrechts mit einer vortrefilichen 
kritiſchen Weberficht ber Yiteratur. Daran anknüpfend entwidelt ber Verf. 
feinen eigenen Standpuntt, der in Weienilihen mit dem von Wächter-Sa⸗ 
vigny'ſchen zufammenfält; nur follen bie von biefen beiden Vorgängern aufs 
geftellten Prinzipien und Folgefite theils durch Hiftoriihe und dogmenge⸗ 
ſchichtliche Unterſuchungen, theild durch Eingehen in.die Caſuiſtik, theild durch 
Feſtſtellung ber Praxis beſtätigt, ergänzt und bericptigt werden, eine Aufs 
gabe, die der Verf. in ben folgenden Abſchnitten in ber befriedigeudſten Weife 
gelö hat. Auf den Inhalt des intereffanten und gelehrten Werkes im Ein- 
zelnen einzugehen, ift bier nicht möglich und wäre ohne Zweck; bei ber 
großen Menge von zweifelhaften ragen, auf welche ber Ber. cine Antwort 
extheilt bat, iſt es natürlich, daß Mancher hier oder da mit ber gegebenen 
Eutſcheidung nicht einverftanden fein wird; indeß hat der Verf. abweichende 
Anfigten und ihre Vertheidiger regelmäßig angejührt und ihre Begründung 
furz referist, fo daß ber Lefer überall das Material zu jelbftländiger Prü- 
fung findet. Dad Werk enthält dadurch gewifjermaffen eine Gontroverjens 
Sammlung beö internationalen Privat: und Strafrecht und in der Regel 
find die Streitfragen vom Berf. mit ſobiel Scharffinn und jurifl. Takt und 
mit jo unrfaflender Berüdfichtigung der praftifhen Bebürfniffe entſchieden 
werden, daß man ihm in ber großen Mehrzahl der Fälle wirb beipflichten 
müflen. Was nun indbejondere bag Handeförcht anlangt, welches ja an 
ben Fortichritien bes internationalen Privatrechts Iebhajter intereffirt if, als 
irgend ein anberer Theil der Rechtswiſſenſchaft, fo iſt auch für dieſes bie 
Ausbeute aus bem Werk von Bar fehr bedeutend. Bei ben fehr detaillir⸗ 
ten Unterfudhungen im Gebiet des Obligationenrecht3, welche ber Berf. 
©. 230—320 anftelit, fommt eine bedeutende Anzahl von Fragen zur Bes 
ſprechung, bie in ba Hanbelsccht eingreifen; die Mittheilungen aus ber 
franzöfifchem, englifchen und norbamerifanifchen Praris fie hier von befonderem 
Sntercfje, nit minder die Anfichten ber älteren Italiener; freilich Tieße fi) 
grade hier noch fo Manches nachtragen; am reichlichſten if das MWechfelrecht 
bedacht worden. 
41 * 
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Das Werk von Schmid behandelt die Herrſchaft ber Geſehe wich 
nur nach ihren räumlichen, ſondern auch nach ihren zeitlichen Grünzen, de 
gegen beichränft es fih auf das materielle Necht, während Bar aud Gm 
und Criminalproceß in ben Kreis der Untafuchung zieht. Das Buch rn 
Bar ift dem Verf, wie in ber Vorrede benierft, erft nach Abſendung bei 
Manufcript3 an bie Verlagshandlung zugegangen, deſſen ungeachtet if ei 
noch vielfach beriikfichtigt worden. Die Aufgabe, welche ber Verf. fi ee 
ſtellt hat, iR von der Tendenz des Bar'ſchen Werkes ſehr verfchieten, a 

beabſichtigt nicht eine detaillirte, cafniflifhe Darſtellung des geſammten hir: 
her gehärigen Rechtsſtoffes zu acben, fonbern nur bie leitenden Printiries 
gu entwideln und ihre Anwendung auf einige ber hervorragendſten Ftagen 
zu zeinen. Demgemäß gebt ber Terf. vein abftract zu Werke, er Tritifirt be 
Frincipien, von welden v Mäcdter, dv. Savigny und Bar andgegaz 
gen find, beleuchtet ihre Tivergenzen unter einander und begründet a priori 
feinen eignen Etanbpunft, deſſen Gonfegnenzen er denn im Ginzelnen au 
einer Anzahl erheblicher Punkte durchführt. Die ganze Darſtellung iſt daher 
weientlih yolemifh gegen v. Wächter, Sarigny und Bar. Ueber die 
Aufzabe, welche fih ber Berf. geſtellt, dürſen wir natürlich nicht mit item 
rechten; aber ed ift cinleuchtend, daß das Wert von Bar nad feiner geu: 
zen Anlage practifch unendlich viel brauchbarer ift, als die Reflexionen um: 
Debnetionen Schmid's. Auch mit dem von Schmid aufgeficlten Priaciy 
Tönen wir uns nicht einverftanden erflären. Er ſtellt als oberſten Grunt- 
ſatz auf, daß jeder Richter in allen Fälleit das diecht feine? Landes anzs- 
wenden habe, fo weit nicht die Anwendung fremder Geſetze al Bedingunz 
eined geficherten, internationalen Verkehrs unter Privaten erfcheint unb went 
dutch fic feine Störung in ber eigenen rechtlichen Ordnung herbeigeführt wir, 
bie ein bedeutenderes rechtliches Intereſſe verleht, als in dem geficherten, 
internationalen Xerfehr liegt. (S. 28.) Dies beit die Aufgabe des Rich 
terö mit der des Geſetzgebers verwechſeln; ber Geſetzgeber wirb au prüfen 
baten, ob Lie Rüdficht auf ben internationalen Xerfehr oder die Rückſicht 
auf die Rechtsordnung des eigenen Etaates überwiegt und darnach bie An: 
wentung fremden Rechts für gewiſſe Bälle zulaffen oder verbieten; bem 
Michter aber darf man weber zumuthen noch ihm überlaffen, im einzelnen 
Fall abzumägen, welches Intercfie „bedeutender® fei. Der Berf. ift fich die 
ſes Mangels feiner Grundauffaſſung wohl bewußt und er fucht ihn im ber 
Ginleitung zu bemänteln, indem er ausführt, baß ber meife Befchgeber ci: 
gentlich nichts Anderes vorjchreiben fol, als was ber weife Richter in Gr: 
manglung eines Geſetzes thun würde, „fo daß dann die Aufgabe bed Geſed 
gebers und Michterd in der That zufammen jällt;* allein fobald ein pofiti: 
ves Recht da iſt, wird die Aufgabe eines Richters von ber des Geſetzgebers 
durchaus verfchieben ſich geftalten, und baß die Grunbfäte des internatione 
Ion Privat- und Strafrechts pofitiv rechtlicher Natur find, "dürfte wohl un: 
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beftreitbar fein. Der Nichter barf ſich baber auch Hier nicht fragen: was 
fol gelten? fondern: was gilt? In dem Schluß von Schmid ift ſonach 
ber Unterfag falfch und folglih der Schluß ein Trugſchluß. Uebrigens if 
das von Schmib aufgeftellte Princip auch unzulänglich; dag fubjektive Er: 
meflen und die Willführ wird nicht nur allgemein an die Stelle feiter Ne- 
gelu geſetzt, ſondern in fehr vielen Fällen würde auch weber durch bie An- 
wendung cined fremden Rechts die Rechtsordnung des eigenen Staates er: 
beblich geflört noch durch bie Anwendung des eigenen Rechts der interna: 
tionale Verlehr erhekli gefährdet, und troßbem die Anwendung be ein⸗ 
heimiſchen Rechts entſchieden unrecht fein; es gehören babin z. B. die ehe 
lichen Güterverhältuiffe, weldde in einen fremden Rechtsgebiet zur Beurthei: 
lung fommen, viele Fragen des Erbrechts u. dal. 

Ter ganzen Richtung der Schmid’fchen Abhandlung gemäß wird 
auf bie Quellen bed pofitiven Rechts und auf bie Prarid nirgends Nüd: 
fiht genommen; allen Deducelionen fehlt deshalb tie fefte Grundlage; fie 
haben einen fait naturrechtlichen Charakter, Aber auch bie Literatur iſt 
höchſt mangelhaft benüßt; in Lem das internat. Privatrecht betrefienden Ab: 
ſchnitt wird bie geſammte ausländiſche Literatur vollkommen ignorirt, von 
ber deutſchen werden in eingehender Weiſe nur die Schriſten von v. Wäch⸗ 
ter, v. Savigny, Schäffner und Bar berüdfichtigt, einige andere nur 
. gelegentlich citirt. Faſt noch ungenügender iſt bie Benützung ber Lileratur 
in dem Abſchnitt ber zeitlichen Gränzen der Hertfchaft der Geſctze; fo iſt, um 
nur ein Beiſpiel anzuführen, die neueſte eingehende Bearbeitung dieſer Lehre, 
die trob mancher Mängel doch immerhin ſehr beachtenswerth iſt, das Syſtem 
bee erworbenen Rechte von Laſſalle, mit feiner Sylbe erwähnt. — Für 
das Handelsrecht, welches wir an dieſem Ort beſonders im Auge behalten 
muͤſſen, bietet das Buch von Schmid — abgeſchen von wenigen gelegent- 
lichen und ſehr dürftigen, das Wechſelrecht betreffenden Aeußerungen — 
Nichts. Labanb. 
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